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Vorrede. 


Wenn ich vor sieben Jaliren den ersten Band einer grössern Arbeit über 
den Reichsfürstenstand veröffentlichte, baldige Fortsetzung in Aussicht stellend, 
während ich nun statt dieser einen ersten Theil von Forschungen wesentlich 
anderen Inhaltes vorlege, so werde ich es nicht umgehen dürfen, die Gründe 
anzugebeti, welche mich zur Einlösung jenes Versprechens nicht gelangen 
Hessen. 

Nachdem ich nach Veröffentlichung jenes Bandes gegen Endo 1860 einige 
Zeit darauf verwandt hatte, die Einleitung dessellwn in den Vorlesungen über 
das deutsche Kaiserreich weiter auszuführeu , wurde die Ausarbeitung des 
zweiten Bandes alsbald begonnen. Eine erste Unterbrechung war dann da- 
durch veranlasst, dass ich wünschte, die ehrende Auszeichnung, welche mir 
die juristische Fakultät zu Breslau bei Gelegenheit des .Stiftungsfestes am 
4 . August 1861 durch Ernennung zum Doktor der Rechte erwies, durch Wid- 
mung irgend einer Schrift rechtsgeschichtlichen Inhaltes verdanken zu können. 
Schon damals dachte ich daran, für diesen Zweck das zusammenzustellen, was 
mir bei meinen Untersuchungen Uber den Reichsfürstenstand bezüglich des 
vom deutschen ganz abweichenden Verfahrens im iUlienischen Ilofgerichte 
aufgefallen war. Ich zog es dann vor, über den Heerschild zu arbeiten, weil 
ich glaubte, durch solche vorgreifende Behandlung eines mit der grössern 
Arbeit eng zusammenhängenden Gegenstandes, anf den der Plan derselben 
mich erst ganz zuletzt geführt haben würde, mir die Fortsetzung mannichfach 
erleichtern zu können. Nach Vollendung jener Abhandlung gegen Ende 1861 
war ich noch einige Zeit in Anspruch genommen durch einen, zunächst durch 
Untersuchungen Laband’s veranlassten Aufsatz zur Genealogie der Hand- 
schriften des Schwabenspiegels, weiter durch die gegen einen .\ngriff von 
Sybel’s gerichtete Schrift über deutsches Königthum und Kaiserthum. Dann 
nahm ich den zweiten Band des Reichsfürstenstandes wieder in Angriff. Ein- 
zelne Nebenuntersnchimgen , auf die der Gegenstand mich führte, die aber 
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dofh in vullem Uinfange in den Ralinicn der Arbeit nicht p.•l^^ten, Ik-scIiIoss 
ich gesondert zunächst zu veröffentlichen. Ein bezüglicher Aufsatz über die 
Reichshüfbeaiuten gelangte im Noveniberhefle der .Sitzungsberichte der kaiser- 
lichen Akademie von 1862 zum Abdrucke; bei einem zweiten über den Reichs- 
hofrath kam ich nicht über die .Sammlung des Materials hinaus. Denn ich 
musste diese Arbeiten unterbrechen, weil ich die bisher von mir versehene 
Lehrkanzel der allgemeinen Geschichte mit der für deutsche Reichs- und 
Rechtsgeschichte vertauschte. Hatte mir dieses Fach in seinem vollen üm- 
fange bisher feni gelegen, war es nicht das Bewusstsein genügender, sondern 
das Bedürfniss einer Ergänzung ungenügender Kenntniss, was mir, von anderm 
abgesehen, jenen Tausch als wüuschenswerth erscheinen Hess, .so musste ich 
mich freilich entschliessen, für das Studienjahr 1862 auf 1863, in dem ich 
einen Theil, dann für das folgende, in dem ich zuerst den ganzen Gegenstand 
vortrug, alle andern Arbeiten ruhen zu la.ssen. 

Als ich mit der Ausarbeitusg des bezüglichen Theils meiner Vorträge 
beschäftigt Franklin’s kurz vorher erschienene Beiträge zur Geschichte der 
Rezeption des römischen Rechtes genauer durchnahm, führte das meine Auf- 
r merksamkeit wieder auf das italienische Reichsgerichtswesen. Wies Franklin 
überzeugend nach, wie noch in späterer Zeit das deutsche Verfahren im Ilof- 
gerichte ungeändert fortbestand, so machte er doch auch auf Fülle aufmerk- 
sam, welche in anderer Weise, durch den König alliun nach Rath insbesondere 
auch von Rechtsgelehrtcn entschieden wurden; es sind das vorzugsweise 
solche, bei welchen sich die Parteien auf den König als .Schiedsrichter geeinigt 
hatten. Franklin sieht darin, wie er das später in der Geschichte des Reichs- 
hofgerichtes noch weiter ausgeführt hat, die Anfänge einer neuen staatlichen 
Institution, welche nothwendig war, weil das Rufgericht nicht mehr regel- 
mässig gehegt wm'de. Für Deutschland im allgemeinen wird das gewiss richtig 
sein. Aber aus den Gränzlandcn erinnerte ich mich doch eines viel früheren 
Falles, der mir schon vor Jahren den Gegensatz deutschen und italienischen 
Verfahrens besonders nahe gelegt hatte : der Bischof von Trient und der Graf 
von Tirol unterstellten 1276 eine .Streitsache dem schiedsrichterlichen ürtheilu 
des Königs, aber mit der ausdrücklichen Bestimmung, dass er das Urtheil 
nicht nach dem Brauche Deutschlands von den Umstehenden fragen, sondern 
cs selbst nach bestem Wissen und nach dem Rathe Kundiger geben solle. 
Und weiter konnte jene Form jedenfalls niu' in ihrer Anwendung auf deutsche, 
.'Sachen als Neuenmg betrachtet werden. Eine Reihe von Fällen, auf welche 
mich andere Untersuchungen geführt hatten, Hess mich nicht bezweifeln, dass 
mindestens seit dem Beginne der staufischeu Periode die deutschen Herrscher 
und die deutschen Reichsbeamten in Italien regelmässig in solcher Weise ent- 
schieden, dass sie von dorther an die Formen des römisch-kanonischen Pro- 
zesses, an das römische Recht als vorzugsweise massgebende Entscheidungs- 
, quelle gewohnt sein mussten. Dieser meines Wissens bisher kaum beachtete 
Umstand schien mir doch insbesondere auch für die Geschichte der Rez.cptiün 
der Fremdrechte nicht ohne Bedeutung. Und da mir kurz d.irauf die Weih- 
nachtsferien 1863 einige freie Zeit gewährten, so entwarf ich lediglich auf 
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Grundlage cinigpr ziiniiclist lür andere Zwecke gesaiDineller Notizen einen 
kurzen Aufsatz, bei dem mir nichts ferner lag, als einen meinen sonstigen 
iVrbciten ziemlich fcrnliegenden Gegenstand irgend genauer zu erörtern, bei 
dem ich nichts bezweckte, als die Aufmerksamkeit Anderer darauf hinzidenken. 

Wäre es mir damals möglii'h gewesen, jenen Aufsatz sogleich druckfertig 
zu machen, so würde ich mich schwerlich mit diesen Dingen weiter beschäftigt 
haben. Da ich mich genöthigt sah, den Entwurf bis zum Ende des Studien- 
jahres liegen zu lassen, war es natürlich, dass ich in der Zwischenzeit wenig- 
stens auf alles achtete, was mit jenem Gegenstände näher zusammenhing, aus 
nächstliegenden Ilülfsmitteln mein Material zu mehren suchte, damit mich 
aber auch mehr und mehr überzeugte, dass manche meiner ersten Annahmen 
sicli doch einer genaueren Prüfung der Zeugnisse gegenüber nicht halten Hess, 
dass mancher Nebenpunkt wenigstens einer oberflächlichen Erörterung durchaus 
bedürfe, sollte das Ergebniss des Hauptpunktes auch nur vorläufig irgend be- 
friedigen. Wenn ich mich dadurch nicht bestimmen Hess , den Gegenstand 
überhaupt ganz fallen zu lassen, wenn ich sogleich nach .Schluss des Studien- 
jahres begann, den Aufsatz auf etwas erweiterter Grundlage unizuarbeiten, so 
dachte ich freilich an nichts weniger, als dass diese .Sachen mich jahrelang 
beschäftigen wirden. Wenn d<is so gekommen ist, so lag der Grund vorzüg- 
' lieh darin, dass es sich bei diesem Gegen.stande nicht darum handelte, auf 
einem im allgemeinen genugsam bekannten Grcbiete nur einen einzelnen, bisher 
nicht beachteten oder meiner Ansicht nach nicht richtig gewürdigten Punkt zu 
erörtern. So konnte sich die .Sache allerdings darstellen, wenn ich, wie das 
zunächst der Fall war, vom Gebiete des genügender bekannten deutsclien 
Gerichtswesens ausging, nachzuweisen suchte, wie hier ausnahmsweise die ab- 
weichende italienische Form der Urtheilstallung wohl schon früher eingewirkt 
haben könne ; nur das war mir erster Anlass, gerade diesen Einzelpunkt auf- 
zugreifen. Sobald es nun aber galt, Bestehen und Entstehen jener Form in 
Italien genauer nachzuweisen, war das Verhältniss ein durchaus anderes; cs 
handelte sich nicht mehr blos um einen einzelnen bisher unbeachteten Punkt, 
sondern dieser führte mich auch auf ein weites Gebiet, welches, wie ich mich 
mehr und mehr überzeugen musste, trotz mancher trefflicher Einzelunter- 
suchungen uns im allgemeinen nur höchst ungenügend bekannt ist. Das hatte 
nun nicht allein die Folge, dass schon des nächsten Zweckes wegen die Unter- 
suchung sich ungleich weiter ausdehnen musste, als das da erforderlich ist, 
wo auf ausreichender bearbeiteten Gebieten für einschlagende Fragen ein Ver- 
weisen auf die Ergebnisse der Untersuchungen Anderer genügen kann. Es 
hatte weiter auch die Folge, dass ich bald auf manches näher einging, was 
mit dem nächsten Gegenstände mir in sehr loser Berührung stand, des näch- 
sten Zweckes wegen näherer Untersuchung nicht gerade bedurft hätte. Ich 
sah, wie es bei manchen an und für sich nicht unwichtigen Gegenständen, auf 
welche ich aufmerksam wurde, doch nur einer verhältnissraässig geringen 
Mühe, nur einiger Vervollständigung des mir ohnehin bekannt gewordenen 
Materials bedürfen würde, um den Gegenstand wenigstens so weit zu erledigen, 
dass für viele Zwecke meine Mittheilungen vorläufig genügen könnten, jeden- 
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falls eine erste Gnindlage geboten wäre, welche dann zu weiterer eingehender 
Behandlung anregen und dieselbe wesentlich erleichtern dürfte. .Solche Unter- 
suchungen ganz fallen zu lassen, weil sie den ursprünglichen Plan der Arbeit 
störten, oder auch, weil meine Kenntnisse und Dülfsniittel nicht ausreichten, 
sie sogleich irgend abschliessend durchzuftihren, schien mir, nachdem ich ein- 
mal so weit in den .Stoff hineingerathen war, doppelt unzweckmässig, weil bei 
manchen Wiederaufnahme derselben durch einen Anderen kaum zu erwarten 
war, weil manche sich mir ganz zufällig dargeboten hatten, ohne diesen be- 
sondem Zusammenhang vielleicht jeder Anlass fehlen würde, die Bedeutung 
des Gegenstandes zu beachten, ihm näher nachzugehen. 

Glaubte ich mich über diese Schranke einmal wegsetzen zu sollen, so gab 
es dann freilich überhaupt kaum eine im Gegenstände selbst liegende Begrän- 
zung der Aufgabe mehr; was zunächst selbst nur als Nebenpunkt erfasst war, 
leitete wieder auf andere bislier nicht beachtete Punkte hin ; es ist fast kein 
Theil der Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens, für den nicht hier oder da ein 
Anknüpfungspunkt gelxrten sein würde; und auf einem Gebiete, welches nur 
unzulänglich bearbeitet ist, aber einen in mancher Richtung geradezu über- 
raschenden Reichthum von Quellen bietet, würde der Stoff zu Untersuchungen, 
bei welchen von vornherein auf lohnende Ergebnisse zu rechnen wäre, nicht 
leicht ausgehen. Um so bestimmter fühlte ich freilich das Bedürfniss, mir da 
selbst eine Gränze zu setzen. .So sehr sich auch durch die lange Beschäftigung 
mit der Rechtsgeschichte Italiens mein Interesse für dieselbe gesteigert hatte, 
so erklärlich ist es doch, wenn ich wünschte, baldmöglichst meine halbvollen- 
deten Arbeiten über deutsche Verfassungsgeschichte wiederaufzunehmeu. Aber 
auch davon abgesehen würde mir ein anderer Grund genügt haben, die Unter- 
suchungen über italieni.schc Verhältnisse wenigstens in diesem Zusammenhänge 
abzubrechen. Ich fühle, dass ich gerade da, wo meiner jVnsicht nach das 
weitere Verfolgen der Ergebnisse am fruchtbringendsten sein möchte, dieser 
Aufgabe in keiner Weise gewachsen sein würde. .Schon in ihrem jetzigen Um- 
fange wird die Arbeit nur zu oft den geschulten Juristen vennissen lassen. 
.Sie hat mich auf Gebiete der Rechtswissenschaft geführt, welche mir bis dahin 
fast ganz fremd blieben, über welche ich mich erst des nächsten Zweckes 
wegen aus Jlülfsmitteln, wie sie eben zur Hand waren, nothdürftig unterrichten 
musste. Das wird aber niemals eine Vertrautheit mit dem Gegenstände er- 
setzen können, wie sie nur durch lange fortgesetzte Beschäftigung mit dem- 
selben zu erwerben ist. .Schon da, wo die Arbeit sich auf dem Gebiete des 
germanischen Rechts bewegt, mag das manchen Missgriff veranlasst haben. 
Diese Untersuchungen haben mich dann alier insbesondere schliesslich viel 
weiter, als ich das von vornherein irgend erwarten durfte, auf das Gebiet des 
römischen Rechtes geführt. Beim Beginne der Arbeit glaubte ich dieses kaum 
berühren zu dürfen. Ich dachte, es werde genügen, wenn ich die Forschung 
einfach bis auf den Punkt führte, wo die .Scheidung zwischen dem Vorsitzenden 
Richter und den urtheilenden Beisitzern aufliört, der selbst urtheilende Richter 
des römischen Rechts an die .Stelle tritt. Den Gnmd für die Umgestaltung 
glaubte ich von vornherein im Wiederaufleben der wi.ssenschaftlichen Be- 
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schäftigiing mit dem römischen Rechte zu kennen ; es schien sich da nur um 
die genauere Fixirung des Zeitpunktes der Umgestaltung zu handeln. Bei 
solchem Sachverhalte durfte ich voraussetzen, zu einem weitern Eingehen auf 
den römischen oder römisch-kanonischen Prozess kaum Veranlassung zu finden. 
Erst im Verlaufe der Untersuchungen ergab sich melu" und mehr eine Sach- 
lage, welche mich genöthigt hätte, dieselben gerade da abzubrechen, wo mir 
ihre Ergebnisse am beachtenswerthesten erschienen, wenn ich aus Furcht vor 
Missgrifien jedes Eingehen auf jene bisher ganz fernliegenden Rechtsgebiete 
vermeiden wollte. Diese .Sachlage hier kurz anzudeuten, wird sich auch dess- 
halh empfehlen, weil ich zunächst nur einen Theil der Arbeit vorlege und ge- 
rade auf die bezüglichen Verhältnisse erst in den letzten Abschnitten derselben 
genauer eingehen werde. 

Das römische Recht scheint mir in doppelter Form auf das Reclitsloben 
des vorwiegend longubardischen Italiens einen weitergreifenden Einfluss ge- 
wonnen zu haben, als durch den blossen Umstand, dass fast überall einzelne. 
Personen nach römischem Rechte lebten, bedingt war. Einmal in der Form, 
in welcher es sich insbesondere in der Romagna jederzeit erhalten hatte, ge- 
wiss vorwiegend in Weise eines ungeschriebenen Gewohnheitsrechtes, mit 
fremden Bestandtheilen mannichfach versetzt und ohne näheren Anschluss an 
die lauteren Quellen des Rechtes. Dann aber in seiner wissenschaftlichen Ge- 
staltung, wie dieselbe von den gelehrten Juristen durch selbstständiges Zuräck- 
gehen auf die Rechtsbücher Justinians gewonnen wurde. Diese Restauration 
war nicht Sache eines kurzen Zeitraumes; insbesondere bezüglich des Gerichts- 
wesens lässt sich im zwölften Jahrhunderte deutlich verfolgen, wie nur sehr 
langsam in Sache und Ausdruck ein engerer Anschluss an die Quellen des 
römi.schen Rechtes sich geltend machte. Damit geht nun aber keineswegs, wie 
man annehmen sollte, das Verschwinden der germanischen Formen Hand in 
Hand ; schon erheblich früher erscheinen diese durchweg beseitigt. 

Dieser auffallende Umstand scheint mir im Anschlüsse an den angedeu- 
teten Unterschied seine Erklärung zu finden. Der Einfluss der wissenschaft- 
lichen Bestrebungen zeigt sich in der Romagna selbst, wenn wir von Bologna 
absehen, zunächst am wenigsten ; er tritt ausserhalb derselben früher und be- 
stimmter hervor. Die Brücke, über welche die Ergebnisse der theoretischen 
Studien zur Einwirkung auch auf das thatsächliche Rechtsleben gelangten, 
scheint das Hofgericht der Markgrafen von Tuszien, insbesondere der Ma- 
thilde, gebildet zu haben. Finden wir in diesem in auffallender Weise Romag- 
nolen thätig, wohl vorwiegend ältere Zeitgenossen des Irnerius, so kann das 
nur darin seine Erklärung finden, dass die Juristen von Ravenna und Bologna 
sich schon damals eines besondem Rufes erfreuten. Darauf mag einmal eine 
Gestaltung des dortigen Gerichtswesens eingewirkt haben, welche an und für 
sich zu grösserer Gewandtheit in der Behandlung von Rechtssachen führte. 
Weiter aber hindert uns auch nichts, dort schon in den früheren Zeiten des 
eilften Jahrhunderts eine eingehendere Beschäftigung mit den Quellen des 
römischen Rechtes anzunehmen, welche jene Juristen auch als die kenntniss- 
reicheren erscheinen Hess. Nur werden wir freilich bei ihnen in keiner Weise 
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Schon dii'si'llip «iiiclliMimii.ssi^H Kenntniss dp.s justinianischen Rechtes voraus- 
setzen dürfen, wie hei den Rechtskundigen des folgenden Jahrhunderts; noch 
weniger werden wir annelnnen können, dass sie daliin gestrebt hätten, nun 
sogleicli das ganze thatsäehliche Rechtsleben deingemäss uinzugestalten. Ins- 
besondere wird das für das gerichtliche X'erfahren gelten müssen. Bei der 
Zerstreutheit der bezüglichen -Vngaben war es an und für sich schwer, aus der 
.Sammlung .lustinians eine genügende Einsicht in den römischen Prozess zu 
gewinnen; und hätte man sie schon besessen, so war es natürlich viel schwie- 
riger, die Formen des ganzen Gerichtswesens dem entsprechend uinzugestalten. 
als bei der Beurtheilung von Einzelfällen die gewonnene bessere Kenntniss 
des materiellen Rechtes zur Gi'ltung zu bringen ; diese Hess sich zunächst auch 
in den altgewohnten Formen des Verfahrens verwerthen. Diese altgewohnten 
Formen aber waren flir die Träger der neuen Richtung die der Romagiia, 
Avelche sich allerdings den altrömisehen näher ansuhlossen ; insbesondere hatte 
sii'h dort der selbsturtheilende Richter immer erhalten. Waren daneben auch 
germanische Fonnen zur Geltung gelangt, so scheint das doch vorzugsweise 
nur in den Reichsgerichten der Fall gewe.sen zu sein ; es war hier möglich, 
dieselben fallen zu lassen, ohne an den sonstigen F'ormen des Prozesses we- 
sentliches ändern zu müssen. Dieser Prozess der Romagna, nicht der alt- 
römische, war es, welcher, wenn ich recht sehe, das auf vorwiegend germa- 
iiLscher Grundlage beruhende A'erlähren im longobardischen Italien verdrängte. 
Es scheint sich das genügend zu erklären durch das Auftreten rechtskundiger 
Romagnolen in auswärtigen (Jerichten, wohl auch durch den Einfluss von 
Lombarden, welche in Bologna studirbm, dort mit diesen Formen vertraut 
wurden; und gefördert wurde es zweifellos insbesondere d.ulurch, dass gerade 
damals die Entwicklung <ler städtischen Selbstständigkeit ohnehin manche 
Aenderungen des Gerichtswesens niithig machten, die sich mm fast selbstver- 
ständlich der neuen Richtung sogleich aufs engste anschlossen. Diese vorbe- 
reitende Umgestaltung musste es dann natürlich sehr erleichtern, mit dem 
Fortschreiten der wissenschaftlichen .Studien Verfassung und Verfahren der 
(ierichte mehr und mehr den Ergebnissen derselben zu nähern. Ist die weitere 
Ausbildung des Prozesses in der zweiten Hälfte des zwölften Jalirhunderts 
vorwiegend unter kirchlichem Einflüsse erfolgt, so scheint ein solcher bei der 
ersten Umgestaltung selbst noch in keiner Weise wirksam gewesen zu sein ; 
darf ich aus den von mir beachteten Punkten auf das allgemeine Verhältniss 
schliessen, so erscheinen anfangs die geistlichen Gerichc viel mehr durch die 
weltlichen beeinflusst, als umgekehrt. 

Man wird nun aber überhaupt in der Annahme, das (ierichtswesen habe 
sich mit der Zeit den Ergebnissen der gelehrten Forschung auch thatsächlii'h 
überall angeschlossen, nicht zu weit gehen dürfen. Die .Schriften der gelehrten 
Prozessuali.sten dürfen uns da nicht irre leiten. Gerade in früherer Zeit nehmen 
sie auf das Herkommen fast keine Rücksicht ; sie stellen den Prozess sichtlich 
weniger d.ar, wie er in Uebung war, als wie er nach den Quellen des römischen 
und kanonischen Rechtes sein sollte. .So ist die S l.ö6 angedeutete, später 
näher zu erörternde Form, dass ein Beisitzer die Sache auf .Mandat des Vor- 
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sitznidi'ii iMitstheidcl, »idier auf die Gcwuhnheiteii der Roiiiagna ziirüekzu- 
führeii, nicht etwa auf selbstständige Beaolitmig liezügliclicr Stullen des römi- 
schen Rechts; aber su allgeintiii diese Form in den verschiedensten Gerichten 
angewandt wurde, nehmen doch, so «eit ich sehe, die Prozessualisten, welche 
nur die Delegation kennen, nie die geringste Rücksicht auf dieselbe. So habe 
ich sclion in diesem Rande darauf hingewiesen, wie weitgreifeude Bedeutung 
in Italien der Bann nicht blos für das Kriminalverfahreu, sondern auch fiir den 
(’ivilprozess hatte ; aber selbst bei Pillius, der doch mehrfach auf das fler- 
kuiinnen Rücksicht nimmt, suche ich vergebens auch nur mich einer Erwäh- 
nung; er kennt den Infumis, aber nicht den Bannitus. l'nd so in andmn 
Dingen; ri.'in italienische Rechts:mirichtungen eben so wohl, wie besonderer 
Brauch der Romagna haben sich auch dann, als die Wissenschaft ihre Forde- 
rungen bestimmter fommlirt hatte, dieselben im allgeineiuen anerkiuint wurden, 
ilüch vielfach daneben in ihrer Geltung behauptet, gewiss auch nicht selten die 
Auffassung der gelehrten Juristen bestimmt. 

Stützen sich die hier angedeuteten Ergebnisse abgesehen von den dafür 
geltend zu machenden rein geschichtlichen Ilaltpunkten zunächst lediglich auf 
die Beachtung einzehu'r Theilc des Prozesses, insbesondere der Weise des 
l'rtheilens, glaube ich mich zunächst nur in dieser Beschränkung über den 
tiang der Entwicklung kaum zu täuschen, so spricht gewiss die Vermuthung 
dafür, dass dieiser nicht allein für den Prozess überhaupt, sondern auch für 
andere Recht.sgebiete kein wesentlich verschiedener gewesen sein wird. Und 
dann werden sich gewiss auch für diese wichtige Resultate gewinnen lassen 
liei genauerer Beachtung des Umstandes, diuss die gelehrten Juristen doch zu- 
nächst auf dem Boden des Gewohnheitsrechtes der Romagna standen, dass 
dieses in den verschiedensten Richtungen einen sehr bestimmenden Einfluss 
auf die weitere Entwicklung gewonnen haben kann, der sich freilich erst dann 
ermessen Hesse, wenn vor allem jenes Gewohnheitsrecht selbst nach den uns 
erhaltenen Quellen genügend erforscht wäre, ln dieser Richtung die Arbeit 
weiter auszudehnen, dann auf die weitere Erörterung einzugehen, wie das 
Recht der Romagna und das gelehrte Recht immer weitergreifenden Einfluss 
auf das italienische Rechtsleben gewannen, wie andererseits doch auch dieses 
wieder mannichfach die Auffassung der gelehrten Juristen beeinflusste, das 
würde nach jenen Ergebnissen gewiss die nächstliegcnde und lohnendste Auf- 
gabe gewesen sein. Aber darauf musste ich durchaus verzichten. Es würde 
dazu vollkommenste Vertrautheit insbesondere mit dem Inhalte und der Form 
der römischen Rechtsquellen gehören, eine lauge Eingewühnmig in dieselben, 
welche auch ohne äusseru Anlass überall fühlen lassen würde, wo .Sache und 
Ausdruck dem lautern römischen Rechte entsprächen, wo Fremdartiges ihnen 
beigemischt wäre ; da würde nichts zu erreichen sein mit einer Belehrung, wie 
man sie sich auch über einen sonst fernliegenden Gegenstand für einen näch- 
sten Zweck zu schaffen sucht. 

Selbst in der Beschränkung, in der ich glaubte, mich auf diese Dinge 
einlassen zu müssen, fühlte ich mich da auf ganz unsicherm Boden. Bin ich 
überall von den Einzelnheiten ausg<‘gangen, wie sie mir in den Ueberresten 
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des thatsäcldichen Rechtslelii'ns PiitgegPiitraten, suclit« ich von diesen aus die 
allgemeine Regel zu finden, ohne vielfach schon zu wissen, ob diese einem 
.Satze des longobardischen oder des römischen Rechtes genauer entsprechen 
würde, so dürfte die sich daraus ergebende volle Unbefangenheit der For- 
schung in mancher Richtung die .Sicherheit der Ergebni.sse gefördert haben. 
Nicht minder bezweifle ich, dass solche.s Ilerantreten an die Einzelnheiteu 
ohne genügende Kenntniss des Gresammtgebictes zu entschiedenen Mis-sgriffen 
geführt haben wird. Aber ich denke, man wird es gerechtfertigt Anden, dass 
ich mich durch die Furcht vor solchen Missgriffen nicht bestimmen Hess, 
manche Gegenstände, welche mir nahe traten, lieber überhaupt unerörtert zu 
lassen. Sollten diese Missgriffe auch zahlreicher sein, als ich voraussetze, so 
scheint mir da.s dem Werthe einer Arbeit kaum wesentlichen Eintrag zu thun, 
welche gerade in dieser Richtung nicht abschliessen, nur auf bisher weniger 
Beachtetes hinweisen, zur weitern Untersuchung desselben anregen soll. Da 
halte ich die aufgewandte Mühe keineswegs für verloren, wenn auch die näch- 
sten Ergebnisse sich vielfach als unhaltbar erweisen sollten ; es scheint mir 
schon das von Werth zu sein, dass hier manche Dinge überhau|it einmal zur 
Erörterung gebracht, dass irgendeine, wenn auch nicht sogleich die richtige 
Ansicht darüber geäussert, dass insbesondere die Zeugnisse aus einem ziem- 
lich reichhaltigen Quellenmateriale dafür aufgesucht und durchweg in wört- 
licher Fassung mitgetheilt wurden, so dass es Berufenem auch da, wo meine 
Auffassung nicht stichhaltig sein sollte, nicht zu schwer fallen wird, sich selbst 
ein richtigeres Urtheil über die .Sache zu bilden. Dafür sind denn auch wieder 
viele Gegenstände behandelt, in welchen ich mich nicht so leicht zurecht ge- 
funden haben würde, wäre ich mit vorwiegend juristischer Vorbildung an die 
Arbeit gegangen, welche dem Juristen, auch wenn er sich mehr mit der ge- 
schichtlichen Seite der Wissenschaft befasst, ferner zu liegen pflegen; welche 
dennoch auch gerade vom rechtsgeschichtlichen Gesichtspunkte aus einer Er- 
forschung durchaus bedurften, sollte das genauere Verfolgen jener tiefgreifen- 
den Umgestaltungen des italienischen Rechtslebens nicht gehindert sein durch 
unzimeichende Kenntniss der einschlagenden Theile der Verfassungsgeschichte. 
Und lege ich oft nur ganz vorläufige Ergebnisse vor, habe ich die Untersu- 
chung, weil die verschiedensten Gründe mich zum Abschlüsse der Arbeit be- 
stimmten, vielfach abgebrochen mit dem vollen Bewusstsein, dass die Ergeb- 
nisse auch Tür nächste Zw'ecke noch ganz unzureichend seien, so sind dafür 
wieder andere Forschungen weit genug durchgeführt, um solchen, welche etwa 
nur einen oder andern Gegenstand wiederaufnehtnen oder einschlagende .Stoffe 
bearbeiten, als nächste Grundlage durchaus genügen zu können. 

Wie die .Vrbeit über den Reichsfürstenstand, so ist auch diese entstanden 
nicht auf Grundlage eines von vornherein festgestellten Planes, sondern durch 
allmählige Erweiterung einer Einzeluntersuchung. Manches, was ich dort im 
Vorworte sagte, kann dalier auch für diese Arbeit gelten. Insbesondere auch, 
was die .Ausnutzung des Materials betrifft. Auf möglichst vollständige Be- 
nutzung der Geschichtschreiber habe ich weniger Werth gelegt, sie vorzüglich 
nur herangezogen, wenn ich dazu besonders veranlasst war. Dagegen ist von 
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mir bekaimtvu Urkuiideuwerken, in welchen ich irgend auf Ausbeute rechnen 
durfte, nur ein oder anderes, weil es mir unerreichbar war, gänzlich unbenutzt 
geblieben. Aber freilich konnte ich nicht alles, was ich benutzte, auch nur fi'ir 
die nächsten Zwecke ausnutzen. Nur was ich selbst besass oder in den hiesigen 
Bibliotheken vorfand, konnte ich bei der Arbeit dauenid zur iland haben ; 
aber es war das verhältnissniässig wenig. Die freundliche Zuvorkommenheit 
Diemers als Direktors der Universitätsbibliothek zu Wien ermöglichte es mir 
dann, einzelne besonders wichtige Werke hier länger mit Mu.sse benutzen zu 
können. Aber für sehr viele war ich auf die Auszüge beschränkt, welche ich 
auf den Bibliotheken zu München und Göttingen, dann insbesondere bei län- 
genn und wiederholten .\ufenthalte zu Stuttgart fertigte. Einmalige Durch- 
sicht kann immer die dauernde Benutzung nur ungenügend ersetzen. Insbe- 
sondere aber wird zu beachten sein, dass ich auf viele Punkte überhaupt erst 
nachträglich aufmerksam wurde, eine nochmalige umfassende Durchsicht des 
Materials nur für diese mir weder möglich gewesen wäre, noch die Mühe hätte 
lohnen können. Es .schien mir daher nicht überflüssig, bei den einzelnen Er- 
örterungen mehrfach anzugeben, dass ich erst später auf sie eingegangen sei, 
nur das mir nächstliegende Material für sie benutzt habe. .\m meisten trifft 
das gerade den ersten Theil ; hier wurden nur die Abschnitte I. IV. X. XI. 

Xfl. von vornherein beachtet, und auch von diesen die beiden letzten erst 
später weiter ausgedehnt; die übrigen wurden erst unmittelbar vor, II und III 
erst bei der letzten, im vergangenen .Sommer begonnenen Ueberarbeitung für 
den Druck zugefügt Die folgenden Theile, wenigstens wie sie mir jetzt vor- 
liegen, beschäftigen sich allerdings mit Gegenständen, welche ich sogleich oder 
doch bald nach dem Beginne in den Plan der.\rbeit aufnahm; doch kann sich 
freilich auch da immer die Nothwendigkeit ergeben, auf früher nicht Beachtetes 
nachträglich näher einzugehen, wie das schon hier insbesondere beim Gross- 
hofjustitiar der Fall war. 

Notizen aus ungedrucktem Material verdanke ich insbesondere Wüsten- 
feld, der sich durch die l>ereitwilligste Mittheilung derselben, wie durch die 
Ertheilung einer Menge der werthvollsftm Aufscldüsse ein ungleich höheres 
Verdienst um diese Arbeit enn'orben hat, als ich das durch wenige gelegent- 
liche Hinweise in den Anmerkungen bemerklich machen konnte. Abschriften 
ungedruckter Urkunden verdanke ich insbesondere Ce re da zu Cremona, der f 
sich Ja auch sonst schon so vielfach um deutsche Forschungen verdient gemacht 
hat; andere wurden mir aus dem Codex Trevisanus und *\stensis im .Staats- 
archive zu Wien durch Mitglieder des .Seminars für östeneichische Gieschichte 
besorgt. So weit sich dieselben zur Einreihung in Böhmers Acta imperii nicht 
eigneten oder nicht von .Stumpf, dessen Vorarbeiten ich gleichfalls manche 
Notiz entnehmen konnte, veröffentlicht werden, denke ich dieselben am .Schlüsse 
der Arbeit zum Abdrucke zu bringen und ihnen eine .Unzahl schon gedruckter, 
aber be.sonders wichtiger oder schwer zu erreichender Gerichtsurkunden zu- 
zufügen ; doch steht bezüglich dieser mein Plan noch nicht fest; ich habe daher 
auch für sie nur auf die bisherigen Drucke verwiesen, während Vorweisungen 
auf die Beilagen sich iimiier auf bisher ungedruckte Urkunden beziehen. Die 
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sdilechtweg als iingodnickt liezeichnolen StOoke lagon mir mir im Auszuge in 
den Vorarbeiten fiir die Fortsetzung von Böhmers Regesten vor. Zu beson- 
derm Danke fiilile ich mich Pertz verpfliclitet für die gütigst gewälirte Er- 
laubniss, die neue Ausgabe der longobardiscben Reclitsquellen im vierten 
Bande der Leges in den Ausbiingebogen benutzen zu dürfen ; die Einleitung 
zum Liber Papiensis lag mir freilich noch nicht vor, doch war Boretius so 
freundlich, mir brieflioh alles mitzutheileu, was zum Verständnisse seiner Aus- 
gabe dienen konnte. 

Die weitern Abschnitte der Arbeit, welche noch zwei Bände füllen dürften, 
liegen mir vollständig ausgearbeitet vor; es sind freilich noch zahlreiche Er- 
gänzungen zu verwerthen, einzelnes wohl noch ganz iimzuarbeiten ; doch hoffe 
ich, dass diese schliessliche L’eberarbeitung kaum viel mehr Zeit erfordern 
wird, als die Drucklegung ohnehin in Anspruch nehmen dürfte. Der dritte 
Abschnitt wird von den Vorsitzenden ini Reichsgerichte handeln, von den 
ältem Königsboten der verschiedensten Art, den delegirten Richtern, ständigen 
Appellatiousrichtern, späteren Pfalzgrafen; dann insbesondere den General- 
legaten und Provinzialbeamten der staufischen Zeit, wobei ich insbesondere 
auch auf eine dem nächsten Zwecke ferner liegende Erörterung über den Ueber- 
gang der mittelitalienischen Reichslunde an die Kirche eingegangen bin. Der 
vierte beschäftigt sich mit den Beisitzern, insbesondere also den Judiecs, den 
Königsrichtern und städtischen Richtern, der Verdrängung dieser durch jene, 
den Königsrichteni von Pavia und denen der .Mark Verona, den .ludices und 
Causidici der Roinagna und ihrem Einflüsse auf auswärtige Gerichte, dann 
mit den Ilofrichtern und Grosshofrichtern der staufischeu Zeit. Im letzten Ab- 
schnitte werde ich danu diu Frage untersuchen, in wie weit in Italien eine 
.Scheidung zwischen Richtern und iTtheilern stattfand; für das longobardische 
Reich, wie noch später für die longobardischen Fürstenthümer glaube ich eine 
solche in .\brede stellen zu müssen; beim Nachweise des Uebergangs vom 
longobardischen zum fränkischen System werde ich insbesondere für die Ska- 
binen in Italien eine der gewöhnlichen Annahme abweichende Bedeutung zu 
begründen suchen; nach Darlegung der \’'i‘rhültnisse, wie sie sich nach dem 
Uebergange in Oberitalien und im Spoletinischen darstellten, werde ich auf 
das abweichende A^erfahren in der Romagna und anderen römischen Gebiets- 
theilen näher eingehen und auf das wenige, was sich aus geistlichen Gerichten 
erhalten hat; ich werde es dann versuchen, näher nachzuweisen, wie das frän- 
kische System durch h'ormen verdrängt wurde, welche zunächst der Romagna 
entnommen, dann dem römischen Rechte näher angepasst wurden, und wie 
sich in Folge dessen im zwölften Jahrhunderte in den geistlichen, städtischen 
und I.ehensgerichten, dann in den Reichsgerichten der verschiedensten .\rt 
das L’rtheilen gestaltete. 

Ein alphabetisches Inhaltsverzeichniss schien mir geeigneter dem Schlüsse 
der .\rl»eit Vorbehalten zu werden. Um Nachträge zu vermeiden, würde an 
und für sich auch das Verzeichniss der abgekürzt angeführten Werke dort 
die g(-eignetere .Stelle finden , zumal manche derselben in diesem Bande 
noch nicht benutzt wurden ; doch gebi- ich es schon jetzt, damit der vor- 
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läufige Gebraucli der pr.steii Bände iiirlit diiroli die starken Abkürzungen 
erschwert werde. 


Eine Arbeit, bei der ich mich fortwährend insbesondere auch darauf hin- 
gewiesen sah, die Zustände Italiens in der Zeit, wo unter den frühem .Staufern 
der .Schwerpunkt der Kaisermacht noch in Uentschland lag, mit denen einer 
spätem zu verglei(dien, wo Italien von Sizilien aus beheiTseht wurde, musste 
mir natürlich die manniehfachste Gelegenheit bieten zu wiederholter Prüfung 
der in meinen Vorlesungen über das Kaiserreich ausgesprochenen .Vnsicht, 
dass der Zerfall Deutschlands nicht an das Bestehen de.s über die Nation 
hinau.sreichenden Kaiserreiches anzuknüpfen sei, dass insbesondere auch noch 
in den Zeiten des ersten Friedrich die .Macht des deutschen irerr.schers auf so 
festen Grundlagen beruhte, dass bei einem Fortbauen auf denselben alles andere 
eher voranszusehen war, als Zerfall und .Schwäche ; dass es erst die durch den 
Erwerb des sizilischen Königreich herbeigeführte, völlig veränderte .Stellung 
des Kaiserthums gewesen sei, welche das Kaiserreich und damit Deutschland 
zerrüttete. AVie ich das bezüglich einer Einzelfrage .S. 372 n. 6 ausdrücklich 
Ijemerkte, wie sich das für eine Ueihe anderer Punkte ini zweiten Bande er- 
geben wird, habe ich dabei keine A'eranlassung gefunden, .auch nur eine der 
früheren, mit diesen Untersuchungen irgend näher zusammenhängenden Be- 
hauptungen zurückzunehmen, welche ich freilicli von vornherein, da mir die 
bezüglichen italienischen Verhältnisse damals weniger bekannt waren, nur sehr 
vorsichtig aufgestellt hatte. Wohl aber würde ich jetzt in der Lage sein, meine 
Ansicht durch manches gewichtige, mir damals noch nicht anfgefallene Mo- 
ment weiter liegründen zu können. 

Darauf in der .Arbeit selbst häufiger hinzuweisen oder etwa nochmals zu- 
sammenhängend darauf zurückzukoinmon, dazu fehlte mir bis jetzt die Ver- 
anlassung. Allerdings hat v. .Sy bei in seiner .Schrift über die deutsche Nation 
und das Kaiserreich gerade jene .Ansicht aufs bestimmteste bestritten. Aber 
ihm gegenüber habe ich sie bereits in einer Gegenschrift über deutsches Kö- 
nigthum und Kaiserthum zu vertheidigen gesucht. Der Gegner hat nie darauf 
geantwortet ; ob er selbst noch an die für seine Beweisführung nothwendige 
Jammergestalt des erstai Friedrich glaubt, wenn er je ernstlich^ an dieselb«» 
geglaubt hat, weiss ich also nicht. .Aber weitern Unfug hat das Erscheinen 
dieses Zerrbildes in unserer Geschichtslitteratur, so weit ich das übersehe, 
nicht angerichtet, trotz des Umstandes, dass es gerade durch einen so nam- 
haften Gelehrten heraufbeschworen war. War das nicht ungeschrieben zu 
machen, was früher von anerkannten Forschern über die Zeit geschrieben war, 
welche v. Sybel als eine Zeit vollständigster üinnnacht der Reichsgewalt zu 
bezeichnen sich genöthigt sah, so haben sich da auch .Spätere nicht beirren 
lassen; und sind darunter solche, welche meines Wissens den politisclien .An- 
sichten des Gegners wesentlich beistimmen dürften, .so ist das gewiss ein höchst 
erfreuliches Zeugniss dafür, dass die lockende Lehre von der Verarbeitung der 
Geschichte nach politischen und sittliclieii Prinzipien die Unbefangenheit der 
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Forschung doch weniger zu trüben vermochte, als nach solchem Vorgänge 
vielleicht zu beftirchten war. Es sind gerade über diese Zeit seitdem eine Reihe 
eingehender Arbeiten erschienen ; in keiner, so weit ich sehe, findet die Auf- 
fassmig des Gegners eine Stütze, wird die ineinige bestritten ; wer dieselben 
irgend genauer verfolgt hat, weiss auch, auf wie manches unumwundene Zeug- 
niss für meine Behauptungen ich da würde hinweisen können. Es mag ge- 
nügen, das Zeugniss dessen anzufuhren, der sich am längsten und eingehendsten 
mit dieser Zeit beschäftigt hat ; stimmt die ganze Auffassung bei Reuter, Ge- 
schichte jVlexanders III., wesentlich mit der meinigen überein, so sagt er 3, 33"> 
gerade bezüglich des fraglichen Punktes: „Ich kann es nur für eine Verge- 
waltigung an der Geschichte halten, wenn ein geistreicher Historiker der Ge- 
genwart, welcliem ich ungern widerspreche, ein Bild der Ohnmacht des grossen 
•Staufen gezeichnet hat, dessen Farben nicht der beglaubigten Ueberlieferung 
entnommen sind;“ er führt dann .Stellen der Ueberlieferung auf, welche ins- 
gesammt gegen v. Sybel zeugen, und setzt hinzu: „Durchaus unwiderlegbar 
ist die gegnerische Erörterung bei Ficker, Das deutsche Königthum und Kai- 
serthum. “ Werde ich danacli sagen dürfen, dass die Darstellung der That- 
sachen, von der aus v. .Sybel meine Ansicht bestritt, als irrig anerkannt und 
damit wenigstens seine Beweisführung misslungen ist, so mag es sein, dass 
sich gegen meine Behauptungen andere, von mir nicht beachtete Thatsachen 
geltend machen lassen, oder dass auch auf Grundlage der von mir und anderen 
anerkannten thatsächlichen Lage diese Dinge doch von einem andern, als dem 
von mir vertretenen Gesichtspunkte aufgefasst werden können. Aber ich weiss 
nicht, dass das von irgend jemandem bestimmter versucht wäre, mid habe 
daher zunächst keine Veranlassung gefunden, in meiner Arbeit auf jene .Streit- 
frage Bezug zu nehmen. 

Ueberhaupt würde ich mich kaum veranlasst gefühlt haben, auf die Sache 
nochmals zurückzukommen, wenn es sich dabei nur um die wissenschaftliche 
Kontroverse gehandelt hätte. Ob da der Gegner seine Behauptungen gegen 
meine Zurückweisung weiter vertheidigen wollte oder nicht, war einfach .seine 
.Sache; auch wo das mit mehr Hoffnung auf Erfolg, als mir hier der Fall zu 
sein scheint, geschehen könnte, würde ich es sehr begreiflich finden, wenn 
jemand nicht Lust liat, seine Zeit einer weitem Erörterung von Fragen zu 
widmen, welche für ihn vielleicht nur eine untergeordnete Bedeutung haben. 
■Wenn es dem Gegner weiter beliebte, meine Behauptungen in einer von weg- 
werfender Geringschätzung und Grobheit strotzenden Form zu bekämpfen, 
welche nur noch übertroffen wurde durch die bekannte „lumpige“ Bemerkung 
in der Sitzung des preussischen Abgeordnetenhauses vom b. .September 1862 
(vgl. O. Klopp, Kleindeutsche Goschichtsbauineister .S. III), so war mir da.s 
höchst gleichgültig; hat sich solcher Form des Angriffs jemand zu schämen, 
.so ist es gewiss nicht der .Vngegriffene. Dem Gegner hat es aber weiter be- 
liebt, die Ehrlichkeit meiner Polemik und die .Vuffichtigkeit meiner geschicht- 
lichen Ueberzeugung zu verdächtigen ; und das ist allerdings ein Punkt, Ijei 
dem wenigstens für mich die Gleichgültigkeit durchaus aufliört ; inai) wird 
es mir nicht verübeln können, wenn ich darauf zurückkoimne , wie sich 
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bezüglich dieser ganz [lersönlicheii Seite der Angelegenlieit der Sachverhalt 
herausgestellt hat. 

Es hat dem Gegner gefallen, mich der Erschleichung zu beschuldigen, 
weil ich behauptet hätte, er habe bei seiner Festrede über die neueren Dar- 
stellungen der deutschen Kaisei'zeit an eine Nutzanwendung auf moderne 
Streitfragen gedacht, was in keiner Weise der Fall gewesen sei. üb da von 
einer Erschleichung die Rede sein durfte, wenn meine Behauptung sich auch 
nur auf die allgemeine .Sachlage hätte stützen können, kann ich ganz l>ei Seite 
la.ssen. Denn icii war da in der höchst angenehmen Lage, der V'ergesslichkeit 
des Gegners dadurch zu Hülfe komnien zu können, dass ich ihn .S. 8 meiner 
Gegenschrift auf die .Stelle seiner Festrede verwies, wo er selbst in aller 
Offenheit ausspricht, dass er bei der Erörterung gerade dieses Gegenstandes 
nicht allein an moderne .Streitfragen denke, sondern ihm dieselbe gerade diese.s 
Zusaimnenhanges wegen um so wichtiger scheine. Ist das richtig oder nicht? 
Und wo bleibt denn da die Erschleichung? 

Dagegen hat nun, von auderm abgesehen, v. .Sybel an dem Funkte, wo 
ihm meine Ansichten am unbequemsten gewesen zu sein scheinen, si<di statt 
eines Gegenbeweises mit der Behauptung begnügt, dass ich die Zeiten Gre- 
gors Vn und Innocenz III als gesunde Blüthe des deutschen Reiches feiere, 
dass mir die damaligen Zustände lobenswerth erschienen, weil sie zur päbst- 
lichen Weltherrschaft gerührt hätten; er sucht damit meine Ansicht als Pro- 
dukt ultramontanen Eifers hinzustellcn und die Aufrichtigkeit der von mir 
ausgesprochenen wissenschaftlichen Ueberzeugung zu verdächtigen. Wie ei' 
seinerseits dabei mit der geschichtlichen Wahrheit umgesprungen ist, habe ich 
H. 71 ff. dargelegt. Wie er dabei mir gegenüber jede Ehrlichkeit der Polemik 
bei Seite gelassen hat, habe ich S. 80 ff. gimauer angegeben. Um meine Be- 
weisführung in der ihm zusagenden Weise verdächtigen zu können, hat er sich 
nicht etwa mit blossen Erschleichungen begnügt ; er hat frischweg zu einer so 
plumpen Unwahrheit gegriffen, dass mir dieselbe noch jetzt ein psychologisches 
Räthsel sein würde, wenn ich annehmen müsste, er habe dabei irgend auf 
Leser gerechnet, die auch nur halbweg im .Stande seien, seine Behauptungen 
zu prüfen. Einer Darstellung gegenüber, bei welcher gerade der .Schwerpunkt 
der ganzen Beweisführung auf den von mir versuchten Nachweis fiel, dass 
allerdings in der letzten Zeit vor Innocenz ein genügendes Gleichgewicht vor- 
handen war, dieses aber in Folge der sizilischen Erw'erbung, also genau zur 
Zeit Lmoceuz's, aufs gründlichste zerstört und damit die Macht des Reichs 
aufs tiefste erschüttert war, — einer solchen Darstellimg gegenüber hat der 
Gegner die .Stirne, einfach zu behaupten, dass ich das .System und die 2^it 
lunocenz's als organisches Gleichgewicht und gesunde Blüthe des deutschen 
Reichs bezeichne. Ich habe das S. 82 erklärt für ,,cine Unwahrheit, welche 
ich weder durch Unkenntniss, noch durch Nachlässigkeit irgendw'ie zu erklären 
Wüsste, von der ich nur aunehmen kann, dass der Gegner sich ihrer durchaus 
bewu.sst war, als er sie niederschrieb;“ ich sah mich also genöthigt zu be- 
haupten, dass ich nach bestem Wis,sen nur annehnien könne, der Gegner habe 
zu einer Lüge gegriffen, um meine wissenschaftliche .\ufrichtigkeit auf Gnnid- 
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läge derselben verdäelitigeii zu küuiien. Zu solcher Behauptung habe ich mich 
nur ungern iiu Interesse der eigenen Verthcidigung geiiöthigt gesehen. Ich 
würde sie bereitwilligst zurückgeuummeu oder ninditizirt haben, wenn mir die 
Zulässigkeit anderer Auffassung iiachgewiesen wäre. Kann ich sie nur wieder- 
holen, so ist das nicht meine Schuld. 

Der Gegner hat mir auch darauf nichts geantwortet. Was ich sagte, mag 
ihm sehr gleichgültig gewesen sein. Aber dann hat es mich nur gewundert, 
dass V. Sybel sich in der Allg. Zeitung von 1866 Mai 11 mit einiger Erregt- 
heit gegen einen andern , inzwischen , wenn ich mich in der Person nicht 
täuschte, verstorbenen Gegner wandte, weil dieser behauptet hatte, er suche 
die Ereignisse in der Weise darzustellen, welche seinen politischen Zwecken 
am besten entspreche, und dass v. Sybel das als Verdächtigung seiner wissen- 
schaftlichen Wahrheitsliebe bezeichnete. Nun, wesentlich dasselbe glaubte 
auch ich behaupten zu dürfen ; nur hätte ich freilich nicht erwartet, dass der 
Gegner das als eine Verdächtigung auffassen würde. Denn ich wenigstens 
habe mich da nicht blos an Einzelfalle gehalten, wie sie 8. 63 ff. 98. 123 
meiner Schrift hervorgehoben sind. Mag da die Entstellung der Thatsachen 
noch so sehr auf der Hand liegen, möglicherweise kann diese ja immer eben 
so wohl in ungewöhnlicher Unkenntniss, als in ungewöhnlicher Willkür ihren 
Grund haben; und .so sehr ich mich dagegen verwahren musste, erstere dem 
Gegner hier irgendwie zuzutraucn, so handelt es sich da doch immer um eine 
zunächst nur subjektive Ansicht über die mögliche Gränze der Unkenntniss, 
wird es immer misslich bleiben, auf solcher Grundlage die Behauptung will- 
kürlicher Entstellung unbedingt hinzustellen. Aber ich hatte es ja gar nicht 
uöthig, mich auf die Praxis des Gegners zu berufen, da derselbe sich theo- 
retLsch bestimmt genug darüber ausgesprochen hat; die von ihm gestellte For- 
dening der Verarbeitung des geschichtlichen .Stoffes nach politischen und sitt- 
lichen Prinzipien, auf welche ich mich .S. 11-27 näher eingelassen, erhebt ja, 
wenn es sich da nicht um eine ganz inhaltlo.se Phrase handeln soll, die willkür- 
lichste Geschichtskoustruktion geradezu zur Methode. Diese seine Anweisung 
hat der Gegner weder zurückgezogen, noch irgendwo nachgewiesen, dass ich 
mich bei Würdigung derselben getäuscht habe. Ob er da mich und andere 
eines Bessern belehren will oder nicht, ist natürlich seine Sache; aber so lange 
er das nicht gethan hat, ist es doch wunderlich, wenn er die Annahme, er sei 
nach seiner eigenen tlieoretischen Anweisung auch praktisch vorgegangen, als 
Verdächtigung bezeichnet. 

Ich würde nach fast sechs Jahren auch auf jene mehr persönliche Seite 
der Sache nicht zurückgekoramen sein, wenn nicht ein besonderer Umstand 
mir das nahe legte. Als v. Sybel.s Schrift erschienen war, fand die ihm ge- 
neigte politische, wie wissenschaftliche Tageslittcratur nicht Worte genug, 
hervorzuheben, wie gründlich er mich vernichtet habe, insbesondere natürlich 
auch der ausgegebenen Losung gemäss meinen kirchlichen Standpunkt be- 
tonend. Um so auffallender war denn nachher das .Schweigen; von der .Schrill 
V. .Sybels war zunächst nicht mehr die Rede ; und doch wäre ja gerade jetzt, 
wo Gegenschriften gegen dieselbe erschienen waren, die beste Gelegenheit zum 
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Xiicliweise geboten gewe.-^cni, das.s v. Sybels Auöas.siiiig wirklich, wie er sich 
ausdriiekte, weder Hiebe nocli Stiche zu fürchten habe. Wenn man auf die 
Benutzung dieser Gelegenheit verzichtete, so wei.ss ich mir da.s nur darau.s zu 
erklären, dass das Todtschweigen der Gegenschriften entweder im Wunsche 
des Gegners lag oder man wenigstens glaubte, seinen Wünschen dadurch zu 
Ijegegnen. Dieses Todtschweigen wurde denn auch mit solchem Erfolge in 
.Szene gesetzt, dass die Gegenschriften selbst für solche Blätter nicht vor- 
handen waren, welche ihrer .Aufgabe nach und im Interesse ihrer Leser sich 
einer Konntnissnahme kaum hätten entziehen dürfen. Denn mochte man da 
die wesentlich polemischen .Schriften von Klopp und mir zu wenig beachtens- 
werth finden, so konnte das doch kaum der Fall sein bei der Schrift von 
V. Wydenbrugk, bei der der polemische Charakter kaum hervortritt, welche 
die Entwicklung der deutschen Dinge ganz selbstständig verfolgend eine Fülle 
der anregendsten Gedanken bietet. 

Nur dieses Vorgehen hat mich veranlasst, hier auf die .Sache zurückzu- 
kommen. Ganz abgesehen von der wissenschaftlichen Kontroverse selbst hatte 
ich in meiner Vertheidigung Einsprache erheben müssen gegen eine Unehr- 
lichkeit der Polemik, wie sie so nackt selten zu Tage getreten sein mag, hatte 
dagegen im Interesse der gewiss allseitig gewünschten Einhaltung von Würde 
und Aufrichtigkeit Ixu wissenschaftlicher Polemik Berufung eingelegt an das 
Billigkeitsgefühl gerade solcher, welche übrigens der Auffassung des Gegners 
näher stehen. Lag es etwa im Wunsche des Gegners oder seiner Freunde, 
eine weitere Erörtenmg der fiorsönlichen .Seite der Sache ahzuschneiden, wie 
das meinen Wünschen durchaus entsprochen hätte, so hätte ich danach wohl 
erwarten dürfen, dass, wenn der Gegner selbst es vorzog, sich da nicht weiter 
zu äussern, wenigstens ein anderer, der nicht von vornherein auf meiner Seite 
stand, bei Besprechung meiner .Schrift die Gelegenheit wahrgenoramen hätte, 
mir in dieser Richtung gerecht zu werden, mir zu verstehen zu geben, dass 
man auch da, wo man in der .Sache die Auffassung des Gegners theile, doch 
die Weise seiner Polemik gegen mich nicht billige. Es würde mir das durchaus 
genügt haben, um meinerseits die Angelegenheit nicht mehr zur .Sprache zu 
bringen. Muss ich jetzt annehmen, dass meine Vertheidigung in solchen Krei- 
sen, wo man nicht von vornherein auf meiner .Seite stand, wo in dieser Rich- 
tung allein ein Urthcil für mich von Werth gewesen wäre, völlig unbeachtet 
blieb, dass man dort wohl vom Angriff, nicht aber von der Vertheidigung 
Notiz nahm, so wird es jeder begreiflich finden, wenn ich in meinem und wohl 
aucli anderer Interesse bei der ersten sich mir bietenden Gelegenheit auf meine 
zmn Todtschweigen verurtheilte Vertheidigung nochmals zurückkomme. Dass 
ich diese Verurtheilung hart empfunden hätte, könnte ich freilich nicht sagen; 
Ungeduld ist meine schwache Seite nicht, und es genügt mir in der angegebe- 
nen Richtung auch das vollkommen, dass ich jetzt auf die bezüglichen Be- 
hauptungen meiner Vertheidigung mit dem Bemerken ziuriickweisen kann, dass 
sie ohne allen Widerspruch geblieben .sind. 
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Dass die Verüffeutlifliung meiner, zuiiädi.st die deutschen Verhältnisse 
ins Auge fassenden Forschungen über den Reichsfürstenstand durch diese 
Arbeit voraussichtlich noch einige Zeit hinausgeschoben werden wird, hat für 
mich manches Missliche. Von anderm abgesehen insbesondere auch desshalb, 
weil ich in den Arbeiten, welche ich inzwischen veröffentlichte, manche von 
der bisherigen jVnsicht abweichende Behauptung aufstellte, zu der ich mich 
nach dem Ergebnisse jener Forschungen berechtigt hielt, deren nähere Be- 
gründung sich aber erst aus der Veröffentlichung derselben ergeben würde. 
Ich habe wohl die Freude gehabt zu sehen, dass solche Behauptungen Andere 
zu genauerer Untersuchung des Gegenstandes anregten oder dieselben durch 
unabhängig davon unternommene Arbeittm ihre Bestätigung fanden. Andere 
sind nicht ohne Einsprache geblieben ; und dann wäre es mir freilich doppeltes 
Bedürfniss gewesen, sie baldmöglichst näher begründen zu können. Auch 
wenn es sich dabei mehr um Einzelnheiten handelt, wie etwa in dem $ 1.35 
n. 3 hervorgehobenen Falle, »ird es, auch wenn sich Gelegenheit bietet, das 
nochmals zu berühren, doch ofl nicht möglich sein, es dem erhul>enen Ein- 
wande gegenüber genügend zu begründen ; das Gewicht der Gründe wird oft 
nur im Zusammenhänge der umfassendem Untersuchung zu gebührender Gel- 
tung gebracht werden können. Xoch weniger ist das natürlich möglich, wo es 
sich nicht so sehr uro einzelne Thatsachen und Zustände handelt, als um die 
Gesammtauffassung derselben. 

In dieser Richtung würde ich insbesondere zwei Schriften zu beachten 
haben. Zeigt sich in der gedankenreichen Schrift v. Wydenbrugk’s über die 
deutsche Nation und das KaLserreich durchgehends eine grosse Uebereinstim- 
mung mit der eigenen Ansicht, so musste mir natürlich der daneben mehrfach 
hen-ortretende Gegensatz der Auffassung dop|>elt beachtenswerth erscheinen. 
Ich habe wohl daran gedacht, hier darauf bestimmter einzugehen. Aber einer 
Schrift gegenüber, welche sich nur vereinzelt ausdrücklich gegen eine meinei' 
Behauptungen wendet, sich durchweg darauf l«schränkt, die eigene, bald zu- 
stimmende, bald abweichi'iidc Ansicht selbstständig zu entwickeln, zeigte es 
sich an und für sich schwer durchführbar, einzelne Punkte herauszugreifen, 
um sie ausserhalb des grössern Zusammenhanges nochmals zu erörtern. Es 
kommt hinzu, dass die Sclmift gleichzeitig mit meiner Abhandlung über deut- 
sches Königthuro und Kaiserthum entstand und auf die in dieser gegebenen 
Erläuterungen noch nicht Rücksicht nehmen konnte; nml konnte ich aus dem- 
selben Grunde die Einwendungen v. Wydenbrugk's damals noch nicht beacliten, 
so dürfte sich da trotzdem bereits ergeben haben, dass in manchen Punkten 
meine Auffa.ssung thatsächlich weniger abweicht, als meine erste Schrift das 
vielleicht annehmen lässt. Auf manches werde ich in anderer Verbindung zu- 
rückkommen kömien ; einzelnes war ohnehin in den folgenden Erörterungen zu 
berühren, wenn diese sich auch zunäclist auf Einwendimgen von anderer Seite 
beziehen, auf welche einzugehen mir näher gelegt war, weil sie nach Kennt- 
nissiiahme meiner beiden bezüglichen Abhandlungen erfolgten und unmittelbar 
gegen einzelne meiner Behauptungen gerichtet waren. 

Es handelt sich da um Einwendungen, welche Roth in seiner Schrift 


Digitized by Google 



Vorrede. 


XXI 


über Feiidalität und l'ntertlianenvprband S. 1<> ff. schon vor einigen Jahren 
gegen von mir geäu.sserte Ansichten erhoben hat. Je hohem Werth ich der 
Anerkennung beilege, welche anderen Ergebnissen meiner Forschtmgen gerade 
von dieser Seite zu Theil geworden ist, um .so lebhafter hätte ich gewünscht, dureh 
eingehendere Erilrtemng der liier erhobenen Einwendungen alsbald zeigen zu 
können, wie grosses Gewicht ich denselben beilege. Aeussere, zum Theil früher 
angedeutete Umstände, insbesondere die Ausdehnung, welche diese italienischen 
Forschungen gewannen, hielten mich davon ab, das im Anschlüsse an eine 
selbstständige Untersuchung über die landrechtlichen Befugnisse des deutschen 
Königthumes zu thun, wie das anfangs in meiner Absieht lag. Wenn ich mich 
nun hier auf jene Einwendungen einlasse, so mag das auch desshalb nicht 
ungeeignet erscheinen, weil es sich da um Dinge handelt, welchen doch auch 
die hier begonnenen Untersuchungen mehrfach nahe treten werden, weil schon 
da.s mir eine nähere Veranlassung bieten muss, mich darüber auszusprechen, 
in wie weit ich jenen Einwendungen gegenüber an meiner frühem Ansicht 
glaube festhalten zu dürfen. 

Werde ich mir dabei gewsse Gränzen setzen müssen, werde ich es auch 
hier nicht umgehen können, manches nur anzudeuten, was ich später hoffe 
genauer begründen zu können, so würde mich das abschrecken, wenn ich nicht 
glaubte, dass es sich vielfach weniger um die Nothwendigkeit einer Verthei- 
digung, als einer Erläuterung meiner Ansichten handelte. Denn ein so be- 
stimmter Gegensatz der Ansichten, wie ihn die Erörterung Roths voraussetzt, 
dürfte da in Wirklichkeit kaum besU'hen. Mit dem meisten, was R. sagt, fühle 
ich mich vollkommen einverstanden. .Scheint ihm ein solches Einverständniss 
nach Massgabe des früher von mir Gesagten weniger vorhanden zu sein, so 
wird da vielfach die .Schuld an mir liegen, insofern ich mich über manchen 
Punkt nicht klar genug ausgesprochen haben mag. Es wird in dieser Richtung 
eben zu beachten sein, dass die beanstandeten Behauptungen von mir zunächst 
nur im Hinblicke auf eine bestimmte entgegenstehende Auffassung aufgestellt 
oder vertheidigt wurden, dass ich dabei weniger eine allseitige Begründung, als 
eine Begründung nur nach einer Seite hin im Auge hatte, dass so natürlich 
manches unberührt blieb oder weniger scharf gefasst wurde, was dazu hätte 
dienen können, sie auch einem andern Zusammenhänge gegenüber genügend 
klar und begründet erscheinen zu lassen. Denn nicht im Zusammenhänge mit 
der mich damals beschäftigenden Frage, ob die Auflösung Deutschlands nöthige 
Folge des Kaiserthums als solchen gewesen sei, berücksichtigte R. meine An- 
sichten ; Veranlassung, auf .sie eiuzugehen, scheint ihm insbesondere die An- 
nahme geboten zu haben, dass ich Erscheinungen, welche erst Folgen der in 
karolingischer Zeit aufgekommenen Feudalität gewesen seien, auf eine den 
Deutschen von jeher eigenthümliche .Staatsauffassung zuriiekführen wolle. 
Meine .\eusserungen moi’hten ihm aus dem angedeuteten Grunde eine solche 
Annahme nahe legen ; aber dann sind sie unklar ausgesprochen oder unrichtig 
anfgefasst, da ich mich in diesem Hauptpimkte mit seiner Ansicht nicht im 
Widerspruch fühle. In manchem scheint dann freilich wirklich ein Gegensatz 
der Ansichten vorzuliegen. Doch dürfte es sich auch da vielfach um keinen 
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unbedingten, unvereinbaren Gegensatz handeln, nicht um die Richtigkeit der 
einen, die damit zufammenfallende Unrichtigkeit der andern Ansicht. Gerade 
da, wo weniger die Einzelthatsachen, als die Auffassung einer Gesammtent- 
wicklnng in Frage steht, wird der vorsichtigste Forscher sich kaum von einer 
gewissen Einseitigkeit frei halten können, die dadurch herbeigeführt zu werden 
pflegt, dass auf sein Urtheil doch vorzugsweise die Beachtung gewisser Zeiten, 
gewisser Verhältnisse einwirkt, mit denen er sich lange und eingehend be- 
schäftigte; die Auffassungen, welche ihm da besonders nahe gelegt sind, wer- 
den doch zu leicht zu einer, nicht geradezu unrichtigen, aber doch einseitigen 
Beurtheilung anderer Zeiten, anderer Verhältnisse führen können. Bezüglich 
der eigenen Auffassungen Wenigstens gebe ich mich da keiner Täuschung hin ; 
eine spätere Ausdehnung der eigenen Forschungen, die Beachtung der Ergeb- 
nisse der Forschungen Anderer haben mir das zu oft nahe gelegt. Während 
nun für R. zunächst die Zeiten der Merovinger und Karolinger den Ausgang 
bildeten, w'ar es für mich die staufische Periode, mit der ich mich vorzugsweise 
beschäftigte; und während die Forschungen R's vor allem die Feudalität ms 
Auge fassten, hatte ich Veranlassung gefunden, insbesondere solchen Verbän- 
den innerhalb des Reichs und ihrem Einflüsse auf die Reichsverfassung nach- 
zugehen, welche zur feudalen Entwicklung derselben in keinem näheren Zu- 
sammenhänge stehen. Und da wird es von vornherein kaum so unwahrscheinlich 
sein, dass der Giegensatz sich vielfach nur ergeben hat aus zu einseitiger Be- 
tonung gewisser Gesichtspunkte von dieser und jener Seite, dass beide An- 
sichten relativ richtige sein können, dass die weitere Erläuterung der eigenen 
Ansicht unter Beachtung des Standpunktes des Gegners den vorliegenden 
Gegensatz doch wenigstens abschwächen, wenn nicht ausgleichen dürfte. 

Mit dem Ergebnisse der Forschungen R's, welche für ihn den nächsten 
Ausgangspunkt bei Besprechung dieser Dinge bildeten, bin ich wenigstens so 
weit, als das hier irgend in Frage kommen kann, durchaus einverstanden. Ich 
bezweifle in keiner Weise, dass in den altgermanischen Reichen der ünter- 
thanenverband die Grundlage der Verfassung bildete, dass die Feudalität nicht 
auf eine eigenthümliche germanische Auffassung de.s .Staats zurückgeht, son- 
dern ein Ergebniss besonderer Verhältnisse der fränkischen Zeit war. 

Ebenso einverstanden bin ich mit R. aber auch darin, dass es die zu- 
nächst durch das J’eudalsystcni begründete schlechte Verfassung war, welche 
die Auflösung Deutschlands bewirkte. Ohne dasselbe wären aus den Reichs- 
Iieamten nicht Landesherren geworden ; und das war doch vor allem das ent- 
scheidende. Erschöpft die Verwandlung der Aemter in Lehen auch nicht den 
Einfluss des Feudalismus auf die Verfassung, so ist das doch die hier vor- 
zugsweise massgebende Seite desselben, auf deren Beachtung ich mich werde 
beschränken dürfen. 

Es ist demnach gewiss richtig, wenn R. den Forschungen über die An- 
fänge jenes Systems die massgebendste Bedeutung für die Erkenntniss der 
deutschen Gesammtentwicklung beilegt. In der Verbindung aber, in der mir 
die Frage nach den Gründen des Zerfalles Deutschlands nahe traf, hatte ich 
keine Veranlassung, das Aufkommen oder Bestehen des Feudalsystemes zu 
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hetonen. Nur dann wäre WranlasMiiig dazu gehoten gewesen, wenn Gründe 
für die Annahme vorlägen, ohne das Kaiserthum würde die Feudalität in 
Deutschländ keinen Eingang gefunden hahen. [eh wüsste solche nicht geltend 
zu machen. Denn es handelt sich da ja keineswegs um eine Eigenthümlichkeit 
der deutschen Entwicklung. Es handelt sich um ein System, das in allen 
christlichen Reichen zeitweise die Grundlage der Verfassung bildete, das in 
Deutschland noch im zwölften Jahrhunderte sogar weniger bestimmend für 
dieselbe war, als in andern Reichen ; um ein System, welches jeden andern 
.Staat eben so w'ohl zersetzen musste, wenn es sich in dauernder Geltung be- 
hauptete. In dem mir vorliegenden Zusammenhänge war das Entscheidende 
nicht das Bestehen, sondern das Fortbestehen des Systems; denn das Be- 
sondere der deutschen Entwicklung liegt hier darin, dass der Feudalismus in 
Deutschland fortbcstand, sogar erst zur vollsten Entfaltung gelangte, als man 
denselbeti in andern Reichen zu beseitigen wusste und wenigstens die Anfänge 
einer darauf gerichteten Entwicklung auch in Deutschland bereits hervorge- 
treten waren. Für mich musste die entscheidende Frage darauf gerichtet sein, 
wesshalb damals der Bruch mit dem Lehensstaate nicht gelang; dass dieser 
auch in Deutschland nothwendige Vorbedingung für eine gedeihliche Weiter- 
entwdcklung der Verfassung war, habe ich, wie auch R. anerkennt, bestimmt 
genug hervorgehoben und damit doch ausgesprochen, dass auch ich in der 
durch den Feudalismus herbeigeführten schlechten Verfassung den letzten 
Grund für den Verfall Deutschlands finde. 

Ist bis dahin kein Gegensatz der Ansicht vorhanden, so sieht nun Roth 
•S. 18 einen Widerspruch darin, dass ich das Gelingen einer einheitlichen Ge- 
staltung im zehnten Jahrhunderte bezweifle, im dreizehnten für wahrscheinlich 
halte, dass ich es hier für Aufgabe des Königthuras halte, die untergeordneten 
selbstständigen Gewalten zu beseitigen, während ich dort einer freien Bewe- 
gung der Theile das Wort rede. Es ist möglich, dass meine Angaben, bei 
welchen ich diesen Einwand nicht vuraussah, die Annahme eines Widerspruches 
nahe legen konnten. Aber derselbe ist doch nur ein scheinbarer, ergibt sich 
nur dann, wenn man, wie R. dazu allerdings geneigt ist, die aus dem Feuda- 
lismus sich ergebende Auflösung der von mir betonten Selbstständigkeit der 
Theile gleichstellt. Um diese handelt es sich meiner Ansicht nach im zehnten, 
um jene im dreizehnten Jahrhunderte. Der scheinbare Widerspruch rührt 
daher, dass ich das eine für vereinbar, das andere für unvereinbar mit der 
nöthigen Einheit halte. 

Nun erkennt auch Roth S. 15 eine verschieden gestaltete Einheit an; 
auch er unterscheidet eine romanische Zentralisation, welche Einheit in 
Haupt- und Nebensachen voraussetzt, und ein germanisches Staatswesen, 
welches in den Hauptsachen einheitlich, in Nebensachen vielgestaltig orga- 
nisirt ist, welches .Selbstregierung der Theile zulässt ; nur sei diese germa- 
nische Selbstregierung mit der mittelalterlichen Selbstauflösung nicht zu 
verwechseln. Er scheint nun anznnehmen , dass ich bei dem , was ich als 
eine dem germanischen .Staatsgedanken entsprechende .Selbstständigkeit der 
Theile bezeichne, viel weitergehende Forderungen stelle, Forderungen, welche 


Digitized by Google 



XXIV 


Vorrede. 


ZU Piner Selbstauflösung fTihren müssen, ähnlich der, wie sie der Feudalismus 
gebracht hat. 

Allerdings, soll hier der Ausdruck Selbstregierung betont und in engster 
Bedeutung gefasst werden, so erschöpft das die meiner Ansicht nach dem 
deutschen Wesen entsprechende Selbstständigkeit der Theile nicht. Darf der 
Theil seine Angelegenheiten selbst verwalten, hat er sich dabei aber auch im 
geringfügigsten an die vom Ganzen gegebene Norm zu halten, erfolgt nur 
durch dieses die gesetzliche Regelung nicht blos der Hauptsachen, sondern 
auch aller Nebensachen, .so sehliesst die Sellmtregienmg doch die weitgrei- 
fendste Zentralisation nicht aus; können dabei thatsächlich die besondem 
Interessen der Theile immerhin gewahrt werden, so fehlt diesen doch jede 
Bürgschaft dafür. Das grössere Gewicht möchte ich da auf die Autonomie, 
auf das Rocht der Selbstgesetzgebung in allen Nebensachen legen ; es scheint 
mir der deutschen Auffassung zu entsprechen, dass dem Theile gestattet ist, 
sich selbst das Recht zu setzen in allen den Dingen, deren selbstständige und 
verschiedenartige Regelung das Interesse der Gesammtheit nicht verletzt, die 
Einheit in den Hauptsachen nicht aufliebt. Bei einer Gestaltung des öffent- 
lichen Lebens, welche möglichst alle Angelegenheiten in den Formen des Ge- 
richtes zu erledigen sucht, dann aber die Entscheidung über das, was Recht 
ist oder auch Recht sein soll, nicht dem Richter, sondern Genossen des be- 
züglichen Rechtskreises zuweist, mochten die Sonderinteressen des Theils viel- 
fach auch dann genügend gewahrt erscheinen können, wenn etwa dieselbe 
Person, welche im Theile die Rechte des Ganzen wahmahm, zugleich dem 
Theile in der Besorgung seiner besondem Angelegenheiten verstand, so lange 
ihr die Norm, wonach sie diese zu verwalten hatte, nicht gleichfalls von oben, 
sondern von unten gegeben wurde. Halte ich auch die Verbindung von Selbst- 
regierang und Autonomie für das dem deutschen Wesen am meisten entspre- 
chende, so scheint mir mit diesem das Fehlen jener eher vereinbar, als das 
Fehlen dieser. Spricht sich nun R. über die Forderung der Autonomie in 
Nebensachen nicht bestimmter aus, so habe ich doch auch keinen Grund an- 
zunehmen, dass sie ihm für das germanische .Staatswesen unzulässig erscheint; 
begnügt auch er sich mit Einheit in den Hauptsachen, mit einer obersten 
Gewalt, die in den Hauptsachen selbstständig ist, so .scheint mir bis dahin ein 
Gegensatz der Ansichten nicht vorzuliegen. 

Ein solcher könnte sich nun allerdings ergeben, sobald es sich um die 
Bestimmung der Hauptsachen einerseits, der Nebensachen andererseits handelt 
Zunächst bin ich da mit R. S. 18 vollständig einverstanden, dass die Haupt- 
sachen fest bestimmt sein müssen, dass, wenn das nicht der Fall ist, wenn die 
Obrigkeit etwa erst im Fall der Noth darüber unterhandeln soll, allerdings 
kein .Staate- sondern ein Auflösungsgedanke vorliegt. Wenn ich solche Haupt- 
sachen nicht aufzählte, allgemeine Ausdrücke anwandte, so war das darin 
begründet, dass ich jene .Staatsauffassung mehr im allgemeinen charakterisirte, 
als ihre Anwendung auf einen Einzelfail genauer verfolgte. Denn allerdings 
glaul« ich, da.s8 eine allgemeingültige Feststellung dessen, was da nothwendig 
als Hauptsache gelten muss, unmöglich ist, dass da je nach der Lage des 
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Einzelfalls hier ziemlich beschränkte Befugnisse des Ganzen vollkommen aus- 
reichen, dort viel ausgedehntere noch nicht genügen können. Nur im Einzelfalle 
muss freilich durchaus feststehen, was zu jenen Hauptsachen gehört, die Verfas- 
sung des Staats darf das nicht zweifelhaft lassen. Ist das unbestimmt, so kann 
je nach der Sachlage einerseits die Einheit des Ganzen darunter leiden ; aber 
ebensowohl andererseits auch die .Selbstständigkeit der Theile. Und jener Forde- 
rung entspricht daher meiner Ansicht nach die andere, dass auch fe^tstehen soll, 
was nicht Hauptsache ist, was dem Theile iiherlassen bleibt; dass neben dem 
Rechte des Ganzen auch ein ebenso bestimmt anerkanntes Recht der Theile besteht. 

Die Abgränzung zwischen beiden ist im konkreten Falle das Ergebniss 
geschichtlicher Entwicklung, welche von verschiedenem Ausgangspunkte er- 
folgen kann. Wo die Vereinigung der Theile zu einem Staatsganzen vorwie- 
gend durch äussem Zwang, auf dem Wege der Eroberung erfolgt, wie beim 
fränkischen Reiche, da bildet den Ausgang das unbeschränkte Recht des 
Ganzen ; das gesammte Recht des Besiegten ist dem Willen des Siegers an- 
heimgestellt; alles, was dem Theile nicht ausdrücklich belassen oder zuge- 
standen ist, ist Recht des Ganzen. Aber es fehlt weder in älterer noch in 
neuerer Zeit an Belegen, dass das Ganz«, auch entstehen kann durch freie 
Vereinigung der Theile auf Grundlage der Einsicht, vereinzelt den Aufgaben 
des Staatslebens nicht gewachsen zu sein. Du wird denn das Umgekehrte an- 
zunehmen sein ; dem Theile bleibt jedes Recht, auf das er nicht ausdrücklich 
verzichtet hat, dem Ganzen steht kein Recht zu, das ihm ni«:ht ausdrücklich 
gewährt wurde. Damit fällt nicht gerade zusammen, dass auf diesem Wege 
die Selbstständigkeit der Theile eine grössere bleiben müsse. Wir haben in 
unsern Tagen gesehen , wie in Italien bei wesentlich freier Vereinigung der 
Theile diesen kein Sonderrecht Vorbehalten blieb. Dagegen hat umgekehrt 
früher die Unterwerfung Italiens durch deutsche Herrscher die Sonderstellung 
desselben kaum geändert. Auch können natürlich bei der Bildung des Einzel- 
staates beide Wege mannichfach in einander iibergreifen. Aber theoretisch 
sind beide auseinanderzuhalten. Und da möchte doch anzunehmen sein, dass 
der letztere als der der germanischen Auffassung mehr entsprechende zu be- 
trachten ist; diese .scheint doch zunächst auszugehen von der freien Selbst- 
bestimmung des Einzelnen in allen Stücken, wo dieselbe nicht durch das Recht 
des hohem Kreises ausdrücklich beschränkt ist, nicht umgekehrt anzunehmen, 
dass der Einzelne nur da seinem freien Willen folgen darf, wo der Staat ihm 
da.« ausdrücklich erlaubt hat. Doch ist dieser theoretischen Unterscheidung 
für die hier zu erörternde Frage kein grösseres Gewicht beizulegen. Ergibt 
sich, dass gerade in deutschen Staatsbildungen eine grössere Selbstständigkeit 
der Theile bestimmt hervortritt, dass, wo es nicht der Fall war, der Verband 
des Ganzen sich als unhaltbar erwies, so wird auch derjenige, welcher an- 
nimrat, dass nach germanischer Auffassung das Sonderrecht der Theile immer 
nur ein vom Ganzen zugestandenes sei, dennoch das als Beleg dafür aner- 
kennen können, dass das Streben nach Autonomie dem deutschen Wesen 
eigenthtimlich sein muss, falls es nicht etwa gelingt, dasselbe erst als Ergeb- 
niss späterer Entwicklung zu erweisen. 
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Sphen wir vim |p(/,tt>rm viirlSufig jib, iichnien wir das erstere an, sn 
würde sich daraus ergolieii, dass tür germanisclie X'crhiiltnissp die Verfassung 
die angemessenste sein muss, welche den Theilen eine so grosse Autonomie 
gestattet, als das mit den Interessen des Ganzen vereinbar ist. Keineswegs 
aber wird daraus folgen müssen, dass die Verfassung die beste sein müsse, 
welche an und Rir sich die weitgehendste .Vutonomie gestattet. Denn auch 
abgesehen davon, dass es nationale Untugenden gehem kann, nicht einmal den 
nationalen Tendenzen würde das entsprechen. Pflegen wir allerdings bei diesen 
die föderativen Triebe stärker zu betonen, so liegt der Grund doch nur darin, 
dass wir in diesen zunächst das Uuterscheidende gegenüber dem romanischen 
und slavischen Wesen zu sehen haben; nicht darin, dass ein Zug zu grösserer 
Einheit überhaupt gefehlt, dass das Festhalten am Rechte des Theils eine Ab- 
neigung bedingt habe, sich einem gro.ssern Ganzen einzufügen, die freie Selbst- 
bestimmung dem entsprechend zu beschränken. 

Es tritt vielmehr umgekehrt in der deutschen Entwicklung, soweit die- 
selbe nicht durch den Feudalismus bestimmt ist, sichtlich eine Neigung zu 
grösseren .Staatenbildungen hervor; und es dürfte darin, worauf auchK. S. 14 
hinweist, der llauptgegensatz zwischen germani.schem und hellenischem .Staats- 
wesen zu finden sein. Beide Richtungen des germanischen Wesens werden 
sogar als durch einander bedingt zu fassen sein. Das zentralisirte .Staatswesen 
wird, so weit es sich auf die freie Zustimmung der .Staatsgenossen stützen soll, 
nur wesentlich Gleichartiges umfassen können; seiner räumlichen Ausdehnung 
sind dadurch bestimmte (»ränzen gezogen. Ist auch gerade bei ihm häufig die 
Tendenz auf schrankenlose Ausdehnung gerichtet, so kann über jene Gränzen 
hinaus der .Staat doch nur durch Zwang begründet und erhalten werden. Eine 
solche Schranke felilt Ihü der auf Autonomie der Theile beruhenden .Staats- 
ordnung; einer Einheit, die sich auf das Nothwendige beschränkt, können sehr 
verschiedenartige Theile sich ungezwungen fügen ; eben der Werth, den sie 
auf möglichste Erhaltung der Eigenart und der freien .Selbstbestimmung legen, 
verbunden mit der Einsicht, dass diese nur innerhalb des grossem Ganzen 
genügend gesichert sein kann, wird auch da geneigt machen können, diese 
.Sicherung durch Ueberlassung der nöthigen Rechte an das Ganze zu erkaufen, 
wo man sich lieber jedem möglichen Wechselfalle aussetzen und nur überlegener 
Gewalt weichen würde, wenn das Ganze einen Verzicht auf jede Selbststän- 
digkeit forderte. Die Möglichkeit des Entstehens und Bestehens eines so ge- 
waltigen Staatswesens, wie des nordamerikanischen, scheint mir doch ganz 
dadurch bedingt, dass in demselben das, was ich als germanischen Staatsge- 
danken bezeichnete, zu so weitgreifender Geltung gelangte. 

Dass ein so geartetes .Staatswesen zum Zerfalle führen müsse, wird man 
nicht behaupten können. Wo nicht andere zersetzende Elemente daneben 
thätig sind, da wird der natürliche Gang der Dinge doch der sein, dass im 
Laufe der Zeit die einheitlichen Momente stärker hervortreten, durch das Zu- 
sammenleben in einem anfangs vielleicht loseren Verbände die gemeinsamen 
Interessen sich häufen, das Gewicht der .Sonderintcressen sich mindert, .auch 
ohne Zwang die Neigung sich geltend macht, manches gemeinsam zu regeln. 
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was bisher .Sache der Theilc war. Fehlt es bei den Theilen an der Kinsicht, 
dass die .Schwäche des Ganzen auch die Interessen des Theils bedroht, übt 
insbesondere die Zentralgewalt, auch wo ihr die nöthigen Befugnisse von vorn- 
herein nicht fehlen würden, dieselben nicht mit genügender Kraft, treten andere 
zersetzende Richtungen hinzu, so kann freilich das, was unter andern Ver- 
hältnissen eine Gewähr bietet für den Bestand des .Staates, iin Einzelfalle zu 
seiner völligen Auflösung führen. 

Ist die Zentralgewalt überhaufit nie mit den nöthigen Befugnissen ausge- 
stattet gewesen, so wird d.-is natürlich um so eher der Fall sein. Was da 
nöthige Befugnisse sind, lässt sieh, wie i;('sagt, nur für den Einzelfall benr- 
theilen. Befugnisse des deutschen Königthunis, welche ausreichend erscheinen 
konnten, wenn der deutsche Herrscher zugleich in Italien, Burgund und Loth- 
ringen gebot, mochten vielleicht durchaus ungenügend sein, den Bestand eines 
deutschen .Staates zu sichern, wenn etwa von Frankreich zuerst die Idee des 
Kaiserthums wieder aufgenomraen, jene Lande schon früh französischer Herr- 
schaft unterworfen wären. .Scheint mir da ein absoluter Massstab durchaus 
zu fehlen, so ist damit immerhin vereinbar, dass sich wenigstens für den Zweck 
der nächsten Erörterung gewisse Befugnisse angeben lassen, welche dem 
Ganzen jedenfalls zustehen mussten, sollte überhaupt von sbtatlicher Ordnung 
die Rede sein. Als Hauptaufgabe des germanischen .Staatswesens wird die 
Erhaltung des Friedens bezeichnet, die Verbürgung des Rechtszustandes gegen 
äussere und innere .Störungen ; die dazu unerlässlichen Befugnisse, Militärge- 
walt und Gerichtsgewalt, müssen der Zentralgewalt in ausreichender Weise 
zustehen. In dieser Forderung stimme ich wesentlich mit dem vonR. in dieser 
Richtung Bemerkten überein. Man kann noch für vieles Andere eine Rege- 
lung durch das Ganze wünschenswerth finden; aber zumal in jenen Zeiten 
wird man einem Verbände, der jener Forderung ausreichend genügt, den Cha- 
rakter des .Staats nicht absprechen können. Das wird nicht gerade dadurch 
bedingt sein müssen, dass Heerwesen und Gerichtswesen gleichfönnig gestaltet 
sind. Eben das Interesse des Ganzen selbst wird da oft eine .Sonderstellung 
des Theils rechtfertigen. Die besondere Lage oder Beschaffenheit eines für 
die Vertheidigung des Reichs besonders wichtigen Gränzlandes wird es in 
gewissen Fällen nöthig machen, die Kriegspflicht der Bewohner aufs äusserste 
zu spannen, soll nicht d.as Ganze gefährdet sein ; es w ird da nicht nur billig, 
'ondem auch im Interesse des Ganzen sein, ihm in andern Richtungen die 
Kriegspflicht zu erleichtern oder zu erlassen, damit seine Kräfte sich nicht er- 
schöpfen. .Solche und ähnliche Ungleichheiten begründen allerdings auch wieder 
ein Sonderrecht des Theils; aber der Kraft des Ganzen thut das keinen Ein- 
trag. Nur freilich darf es nirgends der Einsicht oder dem guten Willen des 
Theils überlassen sein, ob es der ihm obliegenden Kriegspflicht für das Ganze 
genügen will oder nicht; hat die Zentralgewalt nicht die Befugniss, das unbe- 
dingt zu verlangen, ist der Staat nicht so organisirt, dass sie in jedem Falle 
auf Erfüllung ihres Befehls rechnen kann, so fehlt jede Bürgschaft für die 
Erreichung der nöthigsten .Staatszwecke. Nicht anders beim Gerichtswesen. 
Nicht allein das Recht, sondern auch die gerichtlichen Einrichtungen mögen 
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sehr verschieden eesUltet sein. Aber die Organisation des Staates niu.ss so 
beschaffen sein, dass es nicht etwa dem Thcil anheinigestellt bleibt, ob er .sein 
Recht gegen den andern Theil mit Umgehung der Gerichtsbarkeit des Staates 
durch Selbsfhülfe verfolgen will. Es muss Vorsorge getroffen sein, dass auch 
der Einzelne sein Recht, welches er iin engem Kreise nicht zu erlangen glaubt, 
schliesslich beim Ganzen verfolgen kann ; es muss das Ganze über die Mittel 
gebieten, dass das, was sich als Recht ergibt, auch in jedem Theile zur Aus- 
fiilirung gelangt. Das alles ist nur möglich, wenn nicht allein die gesetzliche 
Regelung solcher unerlässlicher Hoheitsre’chte Sache des Ganzen ist, sondern 
dasselbe auch in den Theilen die Uebung derselben in seiner Hand behält, 
wenn die Uandhaliung derselben nur solchen Organen überlassen wird, welche 
von ihm abhängig sind, welche es wieder entfernen kann, sobald es ihnen an 
der Fähigkeit oder dem guten Willen gebricht, kurz, wenn die Rechte des 
Ganzen auch in den Theilen' durch Beamte des Staats geübt werden, mögen 
diese auch etwa in den engsten Kreisen, wo es nur noch die Wahrung unter- 
geordneter Interes.sen des Ganzen gilt, mit den ohnehin vorhandenen Organen 
der Selbstregierung zusammenfallen. Aber mit dieser Forderung, auch wenn 
sie noch so streng dnrehgeführt wird, ist doch eine sehr weitgreifende Selbst- 
regierung und Autonomie der Theile durchaus vereinbar. 

Durchaus unvereinbar ist mit ihr aber die Feudalität, welche daher 
meiner Ansicht nach auch aufs bestimmteste zu unterscheiden ist von der der 
germanischen Auffassung entsprechenden Selbstständigkeit der Theile. Beides 
steht an und für sich in gar keiner nähern Verbindung. Der Feudalismus hätte 
sich auf Grmidlage des zentralisirtesten .Staatswesens entwickeln können ; er 
hat sich wirklich entwickelt auf Gnindlage des sehr einheitlich gestalteten 
fränkischen Reichs, ist gerade in den Theilen desselben später zur vollsten 
Entfaltung gelangt, wo ein Bedürfni.ss nach Sonderstellung der Theile, ein 
darauf gerichtetes .Streben am wenigsten hervortritt, während er gerade da, 
wo das auf deutschem Boden der Fall war, für lange Zeit viel weniger durch- 
dringt, zu der autonomen Gliederung des Reichs vielfach gar nicht in nähere 
Beziehung tritt. Der Feudalismus wurzelt nicht im selbstständigen Rechte der 
Theile, sondern im Rechte des Ganzen, ln seiner Anwendung auf die grossem 
Verhältnisse des Staatslebens schmälert er die Kraft des Ganzen zunächst 
nicht auf dem Wege übermässiger Ausdehnung des Rechts der Theile, sondern 
dadurch, dass er dem Ganzen die Rechte entzieht, welche demselben im Theile 
zustehen müssen. Es ist der Beamte des Staats, welcher zum Vasallen wer- 
dend die Uebung der Befugnisse des Ganzen im Theile als ein selbstständiges 
Recht beanspmeht, welches ihm nicht beliebig entzogen werden kann, welches 
er nach eigenem Ermessen übt, welches er auf seine Nachfolger vererbt Er 
scbliesst die unmittelbare Einwirkung der Zentralgewalt auf den Theil aus ; 
nicht dieser, sondern nur noch er persönlich hat gegen jene beschränkte Ver- 
pflichtungen ; mid ob sie ihn zur Einhaltung auch nur dieser zwingen kann, 
wird fraglich sein, wenn ihr in seinem nächsten Machtkreise jede unmittelbare 
Befugniss fehlt. Erfolgt da keine Wendung, so muss Zerfall des Staates die 
Folge sein. Nicht das Interesse der Theile ist da das massgebende; sondern 
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(laü üiteiessti der einzelnen Fersun, der einzelnen Familie. Beide fallen keine.s- 
wegs immer zusaimnen. Die Sonderstellung des Tlieils kann eben so wohl 
unter dem Beamten, als unter dem Vasallen gewahrt sein. Und sobald das 
private Interesse der Familie so massgebend wird, dass die feudale Glewalt 
nicht blos als erblich, sondern auch als theilbar gilt, zersetzt sie auch die auf 
berechtigten Sonderinteressen beruhende Gliederung der Theile ; das Gleich- 
artige wird gelöst, das Verschiedenartigste mit einander verbunden. 

Es handelt sich dar um zwei an und tUr sich ganz verschiedene Rich- 
tungen des Staatslebens. Eine relative Berechtigung wird dem Feudalismus so 
wenig abzusprechen sein, als jeder andern Richtung; unter gewissen Verhält- 
nissen mag er die einzige Form darstellen, welche wenigstens die Erhaltmig 
einer dürftigen Einheit in Zeiten ermöglicht, wo dieselbe besonders gefährdet 
erscheint. Aber während bei anfänglich zu grosser .Selbstständigkeit der Theile, 
welche man unter Verhältnissen gleichfalls nur als Sache der Noth betrachten 
mag, der natürliche Gang der Entwicklung auf steigende Befugnisse der 
Zentralgewalt gerichtet erscheint, nichts hindert solcher Ordnung dauernde 
Geltung im Staatsleben zu gestatten, sie auch geänderten Bedürfnissen anzn- 
pas.sen , kann beim Feudalismu.s nur von zeitweiser Berechtigung die Rede 
sein ; gelangt er zu ungehinderter Entfaltung, so bildet der Zerfall des StaaU-s 
den Ab.schluss. Der Föderalismus, wenn wir diesen zunächst nur den weit- 
greifendsten f'orderungen angemessenen Ausdruck für die Gesammtrichtung 
aufnehmen wollen, gilt auch heute noch als berechtigter Faktor des Staats- 
lebens ; der Feudalismus hat keine Stelle mehr unter den als zulässig erkannten 
Staatsformen; wo ausserhalb des Kreises abendländischer Kultur Feudalver- 
hältnisse innerhalb des Staates noch jetzt begründet werden, ist das nur zu 
fassen als Uebergang zur völligen Ablösung des Theils vom Ganzen. 

Beide Richtungen können im Staatsleben durch ihr Zusammentreffen den 
Auflösungsproze.ss beschleunigen. Das Streben des Vasallen, sich der Rechte 
des Ganzen im Theile dauernd zu bemächtigen, wird durch das Streben des 
Theils nach Sonderstellung mächtig gefördert werden können. Und auch das 
wird zu beachten sein, dass wenn im Staatsleben einmal die feudale Auffassung 
durchgedrungen ist, dann aber die Feudalgewalten nicht von oben, sondern 
von miten beseitigt werden, nun auch die Organe der Selbstregierung in ihre 
Befugnis.se einzutreten suchen, vielleicht dazu genöthigt sind, w’eil die seitlierige 
Organisation die Zentralgewalt unfähig gemacht hat, die Lücke alsbald ent- 
sprechend zu füllen, die Verwaltung der ihr zukommenden Befugnisse wieder 
selbst in die Hand zu nehmen. Die Entwicklung Italiens gibt uns da das auf- 
fallend.ste, auch in den nachfolgenden Untersuchungen berührte Beispiel; in 
der Stellung der Städte des Lombardenbundes zum Reiche hat der Feudalis- 
mus in mancher Beziehung nur eine andere Form gefunden. Aber das Zusam- 
mentreffen beider Richtungen muss keinesw’egs eine die Zersetzung des Ganzen 
fördernde Wirkung üben. Die .Selbstständigkeit der Theile wird vielfach mehr 
durch die Feudalgewalten, als durch das Ganze bedroht erscheinen; zumal für 
die kleineren autonomen Kreise wird gerade der Feudalismus eine Entwicklung 
herbeiführea können, welche sie nur von der Wiederkräftigung des Ganzen 
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geniigfiidcM) .Scliufz ihrer Sonderinteivs.seii erwarten läs.st, wdclie dom von 
oben auf Heseitigimg des Feudalisiims gerichteten .Streben von untenher ent- 
gegenarbeitet. Wie die franzö.sische Kntwickhing Belege bietet, so konnte icii 
in den folgenden Unter.suchungen inehifaoh dar.iuf hinweisen, wie gerade im 
Interesse ihrer .Selbstständigkeit die kleineren Gemeinwesen in Italien die 
Wiederherstellung einer uuinittelbaren Reichsregienmg zu fördern sucIiUmi. 
.Seit im dreizehnten Jahrhmiderte in Deutschland der Feudalismus zu über- 
wnehemder Geltung gelangte, finden wir ihn auch b.dd überall im Kampfe mit 
autonomen Tendenzen ; da suchen .Städte und Ritter und Bauer.schaften den 
feudalen Gewalten gegenüber einerseits ihre Selbstständigkeit zu behaupten 
oder zu erringen, andererseits üla;r die feudale Zersplitterung hinaus wieder 
Zu umfassendem Einigungen zu gelangen. Dass bei grösserer Gunst der son- 
stigen Verhältnisse gerade diese Bestrebungen zur Wiederherstellung genü- 
gender Befugnisse des Ganzen hätten führen können, wird nicht zu läugnen 
Sein ; den Gründen, wesslialb es nicht dazu führte, haben wir hier nicht nach- 
zugehen. Dass der scharfe Gegensatz beider Richtungen da inannichfach zum 
bestimmtesten Ansdrucke gelangt, wird näherer N’aehweisung kaum iKjdürfen. 
Und wenn auch bei den dem Feudalismus entgegenstehenden Faktoren sich in 
Deutschland überall eine Richtung auf möglichste Autonomie zeigt, gerade 
hier diese Bew egung nicht bis zu einem rückhaltlosen Einstehen für das nöthig«; 
Recht des Ganzen durchdringt, so möchte ich doch auch darin einen Beleg 
sehen, dass dem deutschen Wesen auseinanderstrebende Tendenzen anhaften, 
welche nicht in der Feudalität ihre Wurzel haben. 

Habe ich es der Polemik Roths gegenüber versucht, die Verschiedenheit 
dessen, was ich als germanischen .StaaLsgedanken bezeichnete, vom Feudalis- 
mus nachzuweisen, so habe ich keinen (irnnd anzunehmen, dass er dieser 
.\uffassung nicht wenigstens im allgemeinen zustiminen sollte. Denn auch er 
unterscheidet das germanische .Staatswesen von der Zentralisation einerseits, 
vom Fendalstaatc andererseits. Und wenn ich bei frühem einschlagenden Er- 
örterungen durch den besondern Gegenstand zunächst nur zur Betonung des 
Gegensatzes zur Zentralisation veranlasst war, so mag es sein, dass er daraus 
schliesseii zu müssen glaubte, diiss ich auch den Feudalismus als Ergebniss 
jener germanischen .Staatsauffassung betrachte; dass aber in dieser Richtung 
wenigstens ein schärferer Gegensatz nicht besteht, ergibt meine Jetzige Er- 
läuterung. Damit ist freilich nicht ausgeschlos.sen, dass bei der Anwendung 
auf den Einzelfall sich noch manche N'erschiedenheit der Urtheile ergeben 
kann ; und solche zeigt sich insbesondere bezüglich der Auffassung des Ver- 
hältnisses des früheren fränkischen zu dem spätem deutscheti Reiche. 

Roth fasst als Prüfstein de.ssen, was der germanischen Auffassung des 
•Staates entspricht, vorzugsweise die Oiganisation der auf Römerboden ge- 
gründeten germanischtm Reiche ins Auge. Die Thatsache, dass in ihnen das 
.Streben nach .Selbstständigkeit der Theile weniger hervortritt, als im spätem 
deutschen .StaatsIcUm, ist dun.'haus zuzugeben ; haben wir in ihnen die Norm 
zu suchen, so kann das allerdings der Ansicht zur .Stütze dienen, dass es sich 
Weniger um einen ursprünglichen Zug des deutschen We.sens handelt, als um 
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ein Ergebiii.s.s ge.soliichtliclier Entwicklung. Aller ich dürfte doch vielfiridip Zii- 
stiuinmng 6nden, wenn ich bezweifle, dass wir gerade in jenen Reichen den 
allgemeingUltigen Massstab sehen dürfen. F.a.ssen wir auch nur das germa- 
nische Element ins Auge, .so w ürde sich gewiss eine Reihe von (irnnden gel- 
tend machen lassen, welche nothwendig gerade hier auf eine geschlossenere 
Fügung des Staates, auf ausgedehntere Befugnisse des Künigtliums hinwirken 
mussten, auch W'enn das an und für sich dem Charakter jener .Stämme nicht 
entsprochen hätte, liid dazu kam nun überdies, dass die Gernmnenkönige 
hier eintraten in das Erbe eines zentralisirten .Staatswesens, dass rümische 
Einflüsse da doch in verschiedenster Weise zur Geltung gelangen tnussten. 
Ganz abgesehen davon, ob die Verfassung des fränkischen Staates eine gute 
oder eine schlechte war, glaube ich nicht, dass wir in ihr vorzugsweise die 
Norm für das germanische .Staatswesen zu sehen haben; wir müssten das 
sonst ja auch ausdelmen auf die völlige Unbeschränktheit des Uerrschers, wie 
sie dort unter Einwirkung jener Momente zunächst hervortrat. Es Hesse sich 
dagegen doch gar vieles geltend machen, was wir über die ältesten \'erfas- 
sungsverhältnisse der Germanen, über manche spätere germanische .Staats- 
bildungen wis.sen. Und insbesondere möchte ich iiimehmen, dass der Prozess 
der Entstehung eines besondern deutschen Königreiches aus deiti Franken- 
reiche, der Erweiterung des.selben zu einem über die Nation hinausgreifenden 
Kaiserreiche uns da wegen des Umstandes, dass bei ihm nur die rein deut- 
schen, in der alten Ileimatli verbliebenen .Stämme thätig sind, massgebender 
für die germanische Auffassung sein darf, als die fränkische Reichsbildung; 
ich denke, man wird von vornherein annehmen dürfen, dass diese in dem 
Reiche Otto’s zu reinerem Ausdrucke gelangt sein wird, als in dem Karls des 
Grossen. Und sollten sich da etwa Gründe finden, zu unterscheiden zwischen 
dem weitern germanischen und engem deiiLschen Kreise, anzunehmen, jene 
deutschgebliebenen .Stämme dürften nicht als Norm für das Germanenthum 
ülierhaupt dienen, so könnte das ohne Prüfung hingenommen werden, ohne 
den nächsten Zweck einer Erörterung zu beirren, welche beiderseitig nur den 
Gründen des Zerfalles des deutschen .Staatswesens nachgehen will, es dafür 
unerörtert lassen kann, ob die bezüglichen Erscheinungen des deutschen 
.Staatslebens etwa nur dem Wesen gerade dieser deutschen .Stämme ent- 
sprechen. 

Dann aber muss ich gestehen, dass mir da wenigstens in einem Momente 
dieses deutsche .Staatswe.sen hoidi über dem fränkischen zu stehen scheint, 
dass jenem ein Faktor des Zerfalles fehlt, w'ehdier mir alles aufzuwiegen 
scheint, was dieses .sonst in der Richtung der Einheit vor jenem voraushalam 
mag. Ich meine die Theilbarkeit des fränkischen Reiches, über deren Bedeu- 
tung für diese Verhältnisse sich Roth nicht ausgesprochen hat. Findet sie sich 
auch in einigen andern Germanenreichen, so wird man sie doch wohl nur als 
Sunderauffassung einzelner .Stämme zu betrachten haben; jedenfalls stehen da 
fränkisches und deutsches .Staatswesen im schärfsten tiegensatze. Die weit- 
greifendste Selbstständigkeit der Theile, der lockerste Feudalverband solleint 
mir noch eher vereinbar mit dem Begriffe des Staats, als eine Wrfassung, 
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welche die dem Ganzen uöthifrou Befugnis.se als Privateigenthuin der lierr- 
schenden Familie behandelt, welcher die unerlässlichste Bedingung des Staats- 
lebens, ein ge.schlussenes Staatsgebiet, unbekannt ist, welche es den Zufällig- 
keiten des Erbganges überlässt, in einem wie weiten oder wie engen Kreise 
die Aufgaben des Staatslebens ihren Abschluss hnden sollen. Und wie fest 
diese Auffassung gewurzelt war zingt der Umstand, dass weder der Wech.sei 
des Herrscherhauses, noch das Hinzutreten der Idee des einen untheilbaren 
Kaiserthums sie beseitigen konnte. Nicht einmal das, was in der lockersten 
Föderation vom Ganzen erwartet wird, die gemeinsame Abwehr äusserer An- 
griffe, war im fränkischen .Staatswesen gewährleistet. 

Ist im deutschen Reiche von einer Theilung des Reiches nicht mehr die 
Rede, so liegt da zweifellos eine gesundere Auffassimg des .Staates vor, die 
mir gerade mit dem Streben nach Selbstständigkeit der Theile in engster Ver- 
bindung zu stehen scheint War dieses damals sicher vorhanden, wird man 
nicht annehmen können, dass es lediglich durch die Macht der Gewohnheit 
oder äussern Zwanges überwunden wurde, scheint mir die damalige deutsche 
Entwicklung nicht wolil erklärlich, wenn wir nicht auch einer weitverbreiteten 
Ueberzeugung Einfluss zugestehen, dass der umfassendere Verband zugleich 
im wohlverstandenen Interesse der Theile lag, so Hess sich dieses Moment 
jenem .Streben gegenüber offenbar nur geltend machen, wenn man für ein 
Ganzes eintrat, bei welchem die Bürgschaft vorlag, dass es auch ein Ganzes 
bleiben werde. Es kann doch zweifelhaft erscheinen, ob ein so festgewurzelter 
Grundsatz des fränkischen Staatsrechtes selbst bei einem Wechsel der Dy- 
nastie so leicht seing Beseitigung gefunden hätte, wenn man der Einförmigkeit 
der fränkischen Staatsordnung nicht überhaupt widerstrebt hätte, wenn statt 
der Theilungen von oben herab nun nicht eine Theilung von unten herauf zu 
befürchten gewesen wäre. Den .Stammherzugen konnte man wohl noch Unter- 
werfung unter einen König zuinuthen ; von einer Theilung unter Königssöhne 
konnte ihnen gegenüber nicht mehr die Rede sein. Und wäre das nun einheit- 
liche Königthum durch die Herzoge noch ungleich mehr be.schränkt gewesen, 
als wirklich der Fall war, so müsste das doch ftir die Weiterentwicklung we- 
niger bedenklich er.scheinen, als der Zustand, welcher der fränkischen Staats- 
verfassimg durchaus entsprechend eingetreten wäre, wenn die iJöhne Ludwigs 
des Deutschen ihre Theilreiche weiter vererbt hätten. Wäre es demnach auch 
richtig, dass im fränkischen Reiche in andern Beziehungen die Grundlagen 
des .Staatslebens gesundere waren, als im spätem deutschen Reiche, in jenem 
einen und unerlässlichsten Punkte zeigt uns dieses einen überaus we.seutlichen 
Fortschritt. 

Sehen wir nun aber davon ganz ab, so wird man Roth einerseits darin 
durchaus zustimmen müssen, dass die Befugnisse des Ganzen im fränkischen 
Reiche weiter griffen, als im deutschen Reiche. Man wird andererseits auch 
nicht einfach sagen können, dass sie dort an und ftir sich zu weit gingen, die 
Theile zu sehr beengten. Ein unbedingt»>r Massstab scheint mir da zu fehlen. 
So lajige die fränkische Herrschaft sich wesentlich auf Gallien beschränkte, 
wo es zwar in keiner \\'(-i.se un Mannichfnitigkeit der G(“staltung fehlte, aber 
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doch vielfach an schärferer Ahgränzung für dieselbe, wo der Uiustand hinzu- 
kani, dass das germanische Staatswesen sich über römischer Grundlage erhob, 
eine zahlreiche romanische Bevölkerung von jeher an grössere Einförmigkeit 
des Staatslebens gewöhnt war, da mochte eine solche weder zu entbehren 
sein, noch drückend empfunden werden ; zumal ja die fränkische Verfassung 
die Sclbstregierung nicht ausschloss, ihren germanischen Cliarakter nicht ver- 
läugnete. Und doch wird es auch da schon beachtenswerth sein, dass gerade 
in dem überwiegend deutschen Theile des Reichs, wo jene Gründe, welche mir 
in den auf Rümerboden entstandenen Staaten die grössere Einheit vorzugs- 
weise zu bedingen scheinen, grossentheils entfielen, in Austrasien, ein Streben 
auf Sonderstellung sehr bestimmt hervortritt, dessen man kaum Herr gewor- 
den sein dürfte, wenn nicht gerade das herzogliche Geschlecht Austrasiens es 
gewesen wäre, von dem die Wiederherstellung des Reiches ausging; es er- 
innert da doch manches an einen spätem Hergang, an den Einfluss, den die 
Erhebung des Sachsenherzogs zum ostfränkischen Könige auf die Beseitigung 
sächsischer Trennungstendenzen übte. 

Jedenfalls ist es aber etwas anderes, wenn jene fränkische Verfassung 
nun auch auf die in geschlossenen Massen sitzenden deutschen Stämme, auf 
das italienische Königreich ausgedeht wimde ; es wird doch nicht zu läugnen 
sein, dass man sich durch Einrichtungen, welche dort vielleicht gar nicht an- 
ders gewünscht wurden, hier im höchsten Grade beengt fühlen konnte. Nicht 
als ob ich annähme, es wäre damals möglich gewesen, etwa die Sachsen bei 
ihrer freien Volksveifassung, die Baiera bei ihrem hergebrachten Herzogthuine 
zn belassen und dennoch eine genügende Einheit des Ganzen zu erhalten. 
Gewiss nicht! Nur dann wäre das möglich gewesen, wenn die Fügung des 
Ganzen ein Werk freier Uebcreinstimmuug, ein Ergebniss der Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit des Ganzen gewesen wäre, nicht ein Werk des 
Zwanges. Liess ein solches Reich sich überhaupt Zusammenhalten, so pflichte 
ich Roth vollkommen bei, dass das auf anderem Wege kaum zu erreichen 
war, dass der zunächst nöthige Zwang nur in sulchen Formen zu üben, nur 
von ihnen zu erwarten war, dass sie in Verbindung mit der Stütze, welche die 
Einheit der kirchlichen Ordnung bot, mit der Zeit genügend ausgleichend 
wirken würden, um die Unterordnung der Theile nicht mehr als Ergebniss des 
Zwanges fühlen zu lassen. Man kann auch zugeben, dass der Durchgang 
durch ein solches straffer organisirtes Staatswesen in den verschiedensten 
Richtungen wohlthätig gewirkt hat. Aber davon kann ich mich nicht über- 
zeugen, dass eine Staatsordnung, welche auf engem Kreis beschränkt, durchaus 
angemessen seht mochte, auch bei einer so weiten, so Verschiedenartiges ein- 
schliessenden Ausdehnung noch dem auch von Roth als germanisch zugege- 
benen Streben nach Beschränkung der Befugnisse des Ganzen auf Haupt- 
sachen entsprochen haben sollte ; ich kann mir nicht wohl denken, dass das ' 
Widerstreben, auf weiches die fränkische Staatsordnung überall stiess, ledig- 
lich ein Widerstreben gegen staatliche Ordnung überhaupt, nicht zugleich in 
weiter Ausdehnung ein Widerstreben gerade gegen diese Ordnung gewesen 
sein sollte. Nicht die fränkische Verfassmig als solche möchte ich als unger- 
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manisch hezeichnen, gebe sogar gern zu, dass der rilini.sdie EinHuss, so weit 
er sicli geltend machte, in karolingischer Zeit mehr zuriiektrat ; was mir dem 
germanischen Wesen zu wderstreben scheint, ist eine Ausdehnung dieser Ver- 
fassung auf so verschieden geartete Theile ; nicht blos in Hauptsachen, sondern 
auch in einer Menge von Nebensachen, welche an und für sich einer Regelung 
durch das Ganze gewiss nicht bedurften. War die Verfassung an und für sich 
gut, was ich ni(dit bestreite, durften die Befugnisse der Zentralgewalt nicht 
geringer sein, so lag der Fehler darin, dass man das Reich zu weit ausdehnle; 
war eine solche Ausdehnung des Reiches nöthig, so war diese Verfassung 
mindestens auf die Dauer dafür nicht die entsprechende. Dass sich aufGiaind- 
lage einer andern Verfassung sehr Verschiedenartiges Jahrhunderte lang Zu- 
sammenhalten liess, hat später das deutsche Kaiserreich gezeigt. 

Allerdings bestreitet Roth, dass im fränkischen Reiche die Einheit Uber 
das Nothwendige hinaasgegangen sei. Man kann das nun vielleicht für das 
Mero^ngerreich zugeben, und es doch für das Karolingerreich bestreiten; mau 
kann es selbst für dieses zugeben, wenn inan nicht das an und für sich einem 
solchen Reiche Angemessene ins Auge fasst, sondern den Umstand, dass es 
durch Zwang zasammenzuhalteu war. Was hier entscheidend sein dürfte, ist 
die Beantwortung der Frage, ob diese Verfassung den Verschiedenheiten der 
Theile dennoch so weit Rechnung trug, dass zu hoffen war, dieselben würden 
sich ihr auch dann noch fügen, wenn Zeiten eintraten, wo ein genügender 
Zwang nicht ausgeObt werden konnte, daneben auf den guten Willen der Theile 
gerechnet werden musste. Wenn ich das bezweifle, so müsste eine Beweis- 
führung freilich sich weiter ausdehnen, als hier irgend statthaft sein kann. 
Aber gerade die fränkische Verfassung Ist ja in neuerer Zeit so gründlich 
erörtert, dass es jedem leicht ist, sich da selbst ein Urtheil zu bilden. Und 
dieses Urtheil scheint sich doch durchweg zu der Ansicht zu neigen, dass Karl 
iler Grosse den verschiedenen Interessen zwar einen gewissen Raum gestattete, 
sie aber doch so weit beschränkte oder beschränken musste, dass der Trieb, 
das sie umfassende Band zu sprengen, sich regte, wo nur immer Gelegenheit 
dazu geboten war. 

Ich begnüge mich, da auf einen Punkt hinzudeuten, den die folgenden 
Untersuchungen mir mehrfach nahe legten. Man pflegt grosses Gewicht darauf 
zu legen, dass Karl der Grosse die einzelnen .Stammrechte beliess nach dem 
Gmnd.satze der Persönlichkeit des Rechts. Ob der Grundsatz in der Aus- 
dehnung, wie wir ihn hier flndeu, als germanisch zu betrachten ist, mag zweifel- 
haft erscheinen; manchen Reichstheilen, insbesondere Italien gegenüber, trägt 
die Massregel jedenfalls zunächst den Charakter der Einführung einer frän- 
kischen Einrichtung, die dort bisher fremd war. Es handelt sich da nun zu- 
nächst nicht um eine .Sonderstellung des Theils, sondern der einzelnen Person 
im Theile ; ich denke, man hat das damals eher vom Gesichtspunkte einer 
Befngniss des Reichsganzen aufgefasst, allen Reichsangehürigen, insbesondere 
den dimch das ganze Reich zerstreuten Franken, ihr Recht gegenüber dem 
Sonderrechte der Theile zu verbürgen. Damit blieb nun allerdings da, wo die 
Reehtsgenossen in geschlo-ssenen Mas.sen zusammen.sassen, Ihatsächlich eine 
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gewisse Sonderstellung des Theils erhalten. Einen Beweis dafür, dass die 
Keichsordnung solche Sonderstellungen an und für sich erhalten wollte in 
.Sachen, welche gemeinsamer Regelung nicht nothwendig bedurfttm, wird man 
darin kaum sehen dürfen ; die Belassung der Stammrechte musste insbeson- 
dere auch nach der fränkischen Auffassung dieser Dinge zunächst als etwas 
so selbstverständliches erscheinen, wie die Belassung der Volkssprachen und 
Dialekte ; und es finden sich ja .Vndeutungen, dass man die Verschiedenheit 
der Rechte nur als nothwendiges Uebel betrachtete, es vorgezogeu hätte, ein 
allgemeines Reichsrecht an die .Stelle zu setzen. Wäre jener erste Gesichts- 
punkt der massgeliende gewesen, so hätte man vor allem auch die Weiter- 
bildung der Einzelrechte der Autonomie der Rechtsgenossen überlassen müssen. 
Davon ist nicht die Rede. Wo die Rechtsgenossen zerstreut lebten, konnte 
ohnehin von Weiterbildung durch sie selbst, auf dem Wege der Uebung nicht 
mehr die Rede sein. Wo in einzelnen I.andestheilen wenigstens ein Recht das 
herrschende war, fehlte es an den Organen und an der Befugniss zur auto- 
noroen Weiterbildung des Rechts. Denn diese Befugniss wurde durchaus für 
das Ganze in Anspruch genommen ; machte sie sich vielfach schon geltend bei 
der ersten Fixirung der Rechte, so stand es auch weiterhin nur der Zentral- 
gewalt zu, die einzelnen Rechte zu ändern und zu ergänzen. Eben die Besei- 
tigung aller Autonomie der Einzelkri-ise scheint mir in der karolingischen Ver- 
fassung vorzugsweise das dem deutschen Wesen Widerstrebende zu sein. 
Hätte die Zentralgewalt sich begnügt, darüber zu wachen, dass die autonome 
Rechtsbildung den Interessen des Ganzen nicht zu tiahe träte, sich das Zu- 
stimmungsrecht Vorbehalten, .so würde dii.s als nöthige Befugniss des Ganzen 
anzuerkennen sein. Aber der Weg war der umgekehi'te. Das ohne Betheiligung 
der Rechtsgenossen entstandene Gesetz wird diesen zugesandt; wo von Ein- 
holung nachträglicher Zustimmung die Rede ist, ist das bedeutungslose Form, 
da die Möglichkeit der Verwerfung fehlt, mir überhaupt nach den betreffenden 
Stellen .scheint, dass man dabei in erster Linie lediglich ein genügendes Be- / 
kanntwerden der Gesetze im Auge hatte. 

Man wird auch schwerlich behaupten können, dass die zentrale Gesetz- 
gebung sich nur auf Hauptsachen beschränkt, nicht vielfach auch sehr Gering- 
fügiges einförmig für das ganze Reich oder doch ohne Theilnahme des be- 
treffenden Theils geordnet habe. Und mit dieser Beseitigung der Autonomie 
der Theilc hat die Zentralgewalt meiner .\nsicht nach nicht allein eine Befug- 
niss in Anspruch genommen, die zur Erfüllung ihrer Zwecke nicht nöthig, 
.sondern auch eine Befugniss, der sie, wenn man überhaupt die Besonderheiten 
im Rechte nicht sogleich durchgreifend beseitigen konnte, beim besten Willen 
nicht gewachsen war, der sie sich nur in so unvollkommener Weise entledigen 
konnte, dass das Bedürfniss eines .\ntheils der Rechtsgenossen an der Gesetz- 
gebung sich nur um so lebhafter geltend machen musste. Die folgenden ünter- 
snehongen haben mir das überall nahe gelegt. Italien war anerkannt das Land, 
welches sich im Reiche der selbstständigsten Stellung erfreute; Roth geht 
sogar so weit, blosse Personalunion anzunehmen. Unter deutscher Herrschaft 
mag davon die Rede sein können. .Vach die deutschen Herr.scher halH*n Ge- 
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st'tze für Italien gegeben, welche zum Theil, wie die Gesetze über den Kampf, 
aufs tiefste in das Rechtsleben eingriflen. Ueberall sehen wir, dass diese Ge- 
setze nicht auf dem Papiere blieben, dass sie zu allgemeinster Geltung gelang- 
ten. Aber sie waren auch erlassen vom deutschen Herrscher als Könige Ita- 
liens unter Zuziehung der Grossen und Rechtsgelehrten des Landes, mochte 
er diese nun in Italien selbst oder auch zu .Strassburg oder Zürich um sich 
versammelt haben. Nicht .so in fränkischer Zeit. .Schon Waitz hat gezeigt, 
wie sehr die Annahme einer weitgreifenden Sonderstellung Italiens zu be- 
schränken sei. In ausgedehntester Weise hat Karl der Grosse für allgemeine 
Reichsgesetze, selbst für Gesetze, welche zunächst nur auf Ergänzung eines 
bestimmten Volksrechtes berechnet waren, Geltung auch in Italien bean- 
sprucht. Gewisse Gesetze sind dann nur für Italien erlassen. Aber auch da 
fehlt jede .Spur, dass Karl sie nach vorheriger Berathung mit den Gros.sen 
Italiens erlassen, jede Spur, dass er ihre Gültigkeit von einer nachherigen 
Zustimmimg im Lande abhängig gemacht hätte. Und man wird nicht zu weit 
gehen mit der Behauptung, dass die fränkische Gesetzgebung in Italien oft in 
möglichst ungeschichter Weise eiugegriffen hat, ohne alles Verstäudniss der 
besondern Rechtsverhältnisse des Landes; dass dort Bestimmungen angewandt 
werden sollten, welche auf Grundlage des dortigen Rechtszustandes gar nicht 
anwendbar waren, welche dort geradezu unverständlich sein mussten, welche 
denn anch gar nicht oder nur höchst unvollkommen in das thatsächliche 
Rechtsleben übergegangen sind. Die folgenden Untersucbungnn werden dafür 
eine Reihe von Belegen bringen. Insbesondere l>eznglich eines Hauptgegen- 
staudes derselben, der Scheidung zwischen Richtern und Urtheilem, welche 
den Loiigobarden unbekannt, durch die fränkische Gesetzgebung in Italien 
eingeführt wurde; wir werden sehen, wie lange es dauerte, bis man sich da 
nur einigermassen zurechtfand ; ja cs wird sich mit Fug behaupten lassen, dass 
.man in einzelnen Landestheilen, so im Spoletinischen, nie zu einer klaren Auf- 
fassung über die Scheidung der Funktionen des Richtens und des Urtheilens 
gelangt ist, dass sie wenigstens in der Fassung der Urkunden hier auch dann 
noch nicht zu festem Ausdrucke gelangt war, als nach Jahrhunderten das 
ganze .System überhaupt wieder beseitigt wurde. .Solchen Ergebnissen gegen- 
über kann ich mich doch nicht überzeugen, dass im fränkischen Reiche nicht 
eine EinfÜrmigkeit erstrebt wurde, die weiter ging, als die Interessen des 
Staatsganzen das erforderten, als mit den berechtigten .Sonderiutere-ssen der 
Theile vereinbar war. 

Dann aber wird man auch kaum Roth zustimmen können, wenn dieser 
S. 22 annimmt, der Zustand der Auflösung, wie er der festem Herausbildung 
eines deutschen Reiches im zehnten Jahrhunderte vorherging, sei nicht Folge 
der ungeeigneten Verfassung, sondern nur des zeitweisen 2^rfalles der Zentral- 
regierung gewesen. Allerdings, wurde diese Verfassung immer von HeiTschern 
gehandhabt, wie Karl der Grosse, so würde die Auflösung neileicht nicht ein- 
getreten sein ; aber eine scldechtweg entsprechende Verfassung wird ganz un- 
gewöhnliche Begabung des Herrseliers nicht als Regel voraussetzen dürfen. 

Eben so wenig wird zu läugnen sein, dass eine Regierung, wie die Ludwig des 
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Kindes, bei der besten Verfassung zmi) Zerfalle führen kann. Aber wenn ein 
Widerstreben gegen die Verfassung, Tendenzen zur Auflösung Überhaupt nicht 
vorhanden waren, so würde die eine Regierung doch kaum hingereicht haben, 
dass sich unter Konrad nnd Heinrich nicht alsbald die Zentralgewalt in alter 
Weise wiederhergestellt hätte. Zutreffender möchte es sein, wenn v. Wyden- 
brugk sagt: „Die Bewegung jener Zeit ist die rückläufige Bewegung einer für 
die Staatsidee noch nicht reifen Gesellschaft; sie strebt aus dein .sie beengenden 
Staate in die natürliche Unabhängigkeit der Theile zuiück, aus welchen sie 
entstanden.“ Vielfach hat e.s sich damals zweifellos nur um den Widerstand 
gegen staatliche Ordnung überhaupt gehandelt; solchem wird nur überlegene 
Gewalt gewachsen sein. Aber man wird doch kaum schlechthin sagen dürfen, 
dass die Deutschen, wenn sie der fränkischen Staatsordnung widerstrebten, 
desshalb überhaupt für grössere Staatenbildung wenigstens noch nicht reif 
gewesen seien. Dem bi'engenden Drucke jener gegenüber mochte man aller- 
dings bereit sein, zum andern Extrem überzugehen, das Ganze einfach wieder 
in die Theile zu zerschlagen, aus denen es entstanden war. Fehlte aber der 
staatenbildende Sinn überhaupt, widerstrebte man jeder grossem Einheit, so 
würden auch die Mittel gefehlt haben, ihre Anfrechthaltung in früherer Weise 
zu erzwingen. Konrad ist das nicht gelungen. Das Bewusstsein, dass das 
Eberhard oder einem andern zunächst auf die Pranken sich stützenden Nach- 
folger noch weniger würde gelingen können, scheint sich deutlich genug aus- 
zusprechen. 

Vielleicht möchte sich behaupten lassen, dass Heinrich, auf Franken und 
.Sachsen gestützt, in der Lage gewesen sei, die Erhaltung der Einheit auch in 
der beengenden fränkischen Auffassung zu erzwingen. Aber dass sich Hein- 
rich in dieser günstigem Lage befand, scheint mir auch schon wesentlich ein 
Ergebniss der Einsicht zu sein, dass die alte Staatsordnung nicht aufrecht zu 
halten sei. Wurde der Sachsenherzog König des ostfränkischen Reiches, so 
kann das doch nur als ein Opfer betrachtet werden, durch welches der bisher 
herrschende .Stamm die Einheit zu erhalten suchte ; und wenn der neue König 
dagegen den Eberhard als Vorsteher der Franken anerkannte, .so war damit 
schon ausgesprochen, da.ss die zu erhaltende Einheit eine Sonderstellung der 
Stämme nicht ausschliessen solle. Heinrich hat es dann zweifellos als sein 
Recht betrachtet, auch von den andern .Stämmen als König anerkannt zu 
werden ; aber wenn er diesen ihre Herzoge und weitgreifende .Selbstständigkeit 
beliess, so wird man das doch nicht lediglich auf den Mangel ausreichenden 
Zwanges, um mehr zu erreichen, zurückfilhren dürfen. Eine vom Erbrechte 
der karolingischen Dynastie und etwa dem Rechte des herrschenden .Stammes 
unabhängige Befiigniss des Künigthnms auf Herrschaft gerade über diese 
Stämme Hess .sich auf keinen bestimmteren Rechtstitel gründen, als auf den 
der Nothwendigkeit der Erhaltung des engeren, bereits herkömmlichen Ver- 
bandes; unabhängig von einer Staatsordnung, welche nur ein Recht der Dy- 
nastie, aber weder ein Recht der Theile auf .Selbstständigkeit, noch aber 
andererseits auf Erhaltung eines grössem Verbajides kannte, war langsam 
unter dem Einflüsse der thatsächlichen Entwicklung die Anschauung gereift. 
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dasü wenigstens die Stäinnie des Ostens geeinigt bleiben müssten, wenn auch 
das Gesamintreich zerfiel. Man wird die Reihe der hier ausschlaggebenden 
Thatsaclien mit dem Vertrage von Verdun beginnen können, wird dann ins- 
besondere der Erhebung Arnulfs und was daran sich knüpft die grösste Be- 
deutung beilegen müssen. Als die Reihe der karolingischen Herrscher schloss, 
war das Herkommen fest getiug gcwurzelt, um als Recht sich geltend machen 
zu lassen. So wenig ich die Herrschaft Heinrichs und seiner Nachfolger ein- 
fach als eine Fortsetzung der fränkischen betrachten mag, so wenig könnte ich 
der mehrfach ausgesprochenen Ansicht beipflichten, dass nach dem Aussterben 
der Karolinger ein Recht des Ganzen überhaupt nicht habe beansprucht wer- 
den können, es lediglich davon abgehangen liabe, ob die nun rechtlich selbst- 
ständigen Herzoge zu Gunsten eines neuen Künigthums auf gewisse Befugnisse 
verzichten wollten. Wenn aber das Künigthum sein Recht auf das Ganze doch 
wesentlich nur ableiten konnte aus einer herkömmlich gewordenen Lage der 
Dinge, so durfte es auch einen andern Zustand nicht unbeachtet la.ssen, der 
sich im Gegensätze zur fränkischen .Staatsordnung inzwischen gleidjfalls her- 
kömmlich entwickelt hatte, eine grössere Selbstständigkeit der .Stämme, die 
im Stammlierzogthume ihren schärfsten Ausdruck fand. Beide Rechte waren 
nicht unvereinbar; aber es war nicht durchführbar, das eine geltendzu machen 
und das andere schlechthin zu verneinen; wenn Heinrich, wie er das eine für 
sich aufs bestimmteste in Anspruch nimmt, so auch das andere zugesteht, so 
ist damit zuerst wieder ein fester Rechtsboden gewonnen, der sich meiner 
Ansicht nach auf der einen, wie auf der andern .Seite auf dem Wege des Her- 
kommens gebildet hat, weder als Ergebniss blossen Zwanges, noch als eine 
nothgedrungene Verschlechterung der fränkischen .Staatsordnung zu betrach- 
ten ist. 

Hatte das deutsche .Staatswesen vor dem fränkischen die L’ntheilbarkeit 
der Befugnisse des Ganzen voraus, so ist zuzugeben, dass diese Befugnisse 
selbst zunächst sehr dürftige waren. Als das, was damals grössere Einheit 
hinderte, pflegt man die .Sonderinteressen der .Stämme zu betrachten. Wenn 
Roth S. 5fF. ausführt, dass man den .Stammesgegensätzen zu grosses Gewicht , U 
beilegt, so kann man ihm darin durchaus beistimmen, dass nicht sie cs gewesen 
1 sind, welche schliesslicli das Reich zersetzten, .kber das schliesst nicht aus, 
dass die damals .sich geltend machenden auflösenden Tendenzen vorzugsweise 
auf ihnen beruhten, dass wenn damals, wie es doch sehr wohl im Bereiche der 
Möglichkeit lag, das ostfränkische Reich sich aufgelöst hätte, das doch vor 
allem durch das Sonderstreben der .Stämme bewirkt wäre, dass, wenn eine 
Auflösung nicht erfolgte, das vorzugsweise dadurch erreicht wurde, dass man 
jenem genügende Rechnung trug. R. macht in seiner bezüglichen Erörterung 
ein Moment geltend, dem ich da massgebende Bedeutung nicht zugestehen 
möchte ; nämlich ein Uetjergewicht des fränkischen .Stammes auch der Ge- 
sammtheitder übrigen .Stämme aegenüber, wie sich das allerdings ergibt, wenn 
man neben der .Viisdehnung des Gebiets auch Zahl und Wohlstand der Be- 
völkerung in Rechnung bringt. Alier nur, wenn man Franken im engem .Sinne 
und Lothringen als Einheit fasst; und das scheint mir für die hier vorliegende 
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Frage unzulässig. Wohl ist Lothringen , wenigstens der nauptina.sse nach, 
fränkischen Staimiies und fränkischen Rechtes; wolil ist die Abscheidung 
Lothringens zunächst lediglich das Ergebniss politischer Eintheilungen. .\ber 
R. ist ja darin mit mir einverstanden, dass auch der Stamm, so weit er als 
politischer Faktor in Betracht kommt, nicht auf ursprüngliche Verschiedenheit 
zurückgehen muss, Ergebniss geschichtlicher Entwicklung sein kann. Für den 
nächsten Zweck scheint es mir nur darauf anzukommen, ob der Theil, nach- 
dem der zeitweise Grund der .Scheidung fortgefallen ist, sich wieder als zmn 
frilheren Ganzen gehörig betrachtet, oder aber auch jetzt noch gewillt ist, an 
der gewonnenen .Sonderstellung festzuhalten. Und letzteres war hier doch 
zweifellos der Fall. In den Bewegungen jener Zeit ist der Gegensatz zwischen 
Lothringen und f'ranken ein gewiss nicht minder auflösendes Moment, als der 
Gegensatz der andeni .Stämme. Und das ist ja auch immer so geblieben ; so 
weit in der spätem Reichsverfassuug Franken als das Ilauptland erscheint, 
ist Lothringen nicht weniger Nebenland, als .Sachsen oder Baiern, wie sich 
(las leicht erweisen lassen würde ; zeigen sich hie und da noch Momente engeren 
Zusammenhanges, so würden sich denen andere schärferen Gegensatzes ent- 
gegenstellen lassen. Mit Rücksicht auf die Stammeseinheit möchte es immerhin 
richtiger sein, da von einem Gegensätze der Länder, als der Stänunc zu reden. 
Aber auf die grössere oder geringere Genauigkeit des .\usdruckes wird da 
wenig ankominen; es handelt sich um die grossen Theile des Reichs, welche 
innerlialb desselben das Bewusstsein engerer Zusammengehörigkeit hatten und 
das in der Reichsverfassung zur Geltung zu bringen wussten ; war dafür we- 
nigstens überwiegend zunächst der .Stammesgegensatz massgebend, so wird 
der Ausdruck auch da, wo er weniger entspricht, für die hier zu behandelnden 
Fragen nicht irreleiten können. 

Diese .Stanimesgegensätze nun, welche damals den Fortbestand der Ein- 
heit bedrohten, zunächst nur eine luckere Fügung des Ganzen ermöglichten, 
können doch in keiner Weise mit der Feudalität in nähern Zusauunenhang 
gebracht werden ; wenn sie sich trotzdem geltend machten, scheint mir das ein 
Beweis, dass das .Streben nach Selbstständigkeit der Tlieile auch ganz tmab- 
hängig von der Feudalität bei den Deutschen vorhanden war. 

Hier überhaupt schon die Feudalität in Rechnung zu bringen, wird nur 
etwa der Umstand nahe legen, dass damals äusserlich der Gegensatz der 
.Stämme oder Läjider seinen bestimmtesten Ausdruck darin fand, dass jedem 
ein Herzog Vorstand, dass die Unterwerfung der Herzoge unter den König in 
der Form vasallitischer Kummendation erfolgt sein wird, wohl auch die Auf- 
fa.ssung eingegriflfen haben mag, dass sie ihr dem Könige übergebenes Land 
von diesem als Beneficium zurückerhalten ; wissen wir nicht bestimmter, dass 
die Unterwerfung der Herzoge unter Heinrich gerade in diesen Fonnen ge- 
schah, so mögen wir es immerhin annehmen, da schon in fränkischer Zeit 
.solche Formen bei entspre(;henden Verhältnissen angewandt waren. Aber 
schwerlich wird man behaupten können, dass das Vorhandensein der .Sache 
durch das Vorhandensein dieser Formen irgendwie bedingt war, dass man den 
Herzogen eine solche .Stellung gab, weil man unter dem Einflüsse des feudalen 
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SUatsgedankens dieselbe als für die Interessen des Ganzen ausreichend be- 
trachtet hätte. Der Begriff eines dem Königthume untergeordneten lierzug- 
thums reicht in Zeiten zurück, wo von Vasallität, Seniorat und Benefizialwesen 
noch nicht die Rede war; es bezeichnet uns weniger ein sich zersetzendes, als 
ein sich bildendes Staatswesen ; es handelt sich um Gebiete, denen man den 
eigenen Herrscher noch belassen, wo man sich damit begnügen muss, durch 
die persönliche Verpflichtung dieses auch sein Gebiet wenigstens für die Be- 
ziehungen nach aussen den Zwecken des Staates dienstbar zu machen. Das 
erstarkende fränkische .Staatswesen wusste dieses Verhältniss zu beseitigen; 
aber da man sich damit nicht begnügte, der .Selbstständigkeit der Stämme 
selbst keinen genügend freien .Spielraum liess, griffen diese in Reaktion da- 
gegen auf das alte Verhältniss zurück; und dem auf wesentlich neuen Grund- 
lagen sich gestaltenden deutschen Königthume blieb nichts übrig, als das 
Verhältniss zunächst so hinzunehmen, wie es dasselbe vorfand. Fand sich 
dafür jetzt die bestimmtere Form der Va.sallität, so ist das für die Sache ganz 
bedeutungslos ; die .Stellung der Herzoge zum Königthume wäre keine andere 
^ gewesen, wenn jene Formen überhaupt nicht vorhanden waren ; das Vorlian- 
densein des Herzogthums ist nicht Ergebniss des .\ufkomniens der Feudalität, 
sondern auf die Verbindung des ohnehin vorhandenen Herzogthums mit dem 
Ganzen wurden die damals üblichen Formen für die Eingehung eines beson- 
dem Treuverhältnisses zum Könige angewandt. 

Dass sich eine .Stellung, der der damaligen deutschen Herzoge entspre- 
chend, auch auf Grundlage der Feudalität hätte bilden können, wie sie sich 
später wirklich so gebildet hat, ist richtig; ebenso, dass in solchem Falle erst 
durch das feudale Ilerzogthuin oder Fürstenthum der schärfere Gegensatz der 
.Stämme und Länder sich hätte entwickeln können. Dann aber hätte der Weg 
ein ganz anderer sein müssen. Hätte es etwa in dem emheitlichen fränkischen 
Reiche als regelmässige Beamte über den Grafen Herzoge gegeben, grösseren 
Verwaltungsbezirken vorgesetzt, welche ohne nähere Rücksichtnahme auf die 
vorhandenen Verschiedenheiten den Bedürfnissen des Ganzen gemäss gebildet 
worden wären, wären diese Herzoge dann unter dem Einflüsse der sich ent- 
wickelnden feudalen .\nschauungen ans Beamten zu blossen Vasallen geworden, 
hätten sie die Befugnisse der Krone in ihrem Bezirke dauernd an sich und 
ihre Familie zu bringen gewusst, oder hätte sich etwa die missatische Gewalt 
in solcher Weise umgestalten können, so läge freilich eine feudale Entwicklung 
vor. Und dann bedürfte es weiter nur eines Hinweises auf Lothringen, wenn 
dieses auch thatsächlich nicht als Amtssprengel , sondern als Herrschatls- 
sprengel ausgeschieden wurde, um nahe zu legen, wie sich durch solche feu- 
dale Entwicklung Gegensätze der .Stämme oder T^änder hätten ausbilden 
können, welche ohnedem nicht vorhanden gewesen wären oder sich wenigstens 
nicht politisch geltend gemacht haben würden. Dass sich auf diesem Wege 
das deutsche .Stainniherzogthum nicht gestaltet hat, bedarf beiner Ausführung. 
Eine andere Frage ist freilich die, ob das Bestehen eines solchen, in seiner 
_ Entstehnng vom Feudalismus unabhängigen, dann aber den Formen desselben 
eingepassten Herzogthmns nicht zum spätem Durchdringen der Auffassung 
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beigetragen hat, dass auch das vom Könige frei verliehene Amt als Lehen zu 
betrachten sei ; und das möchte ich nicht gerade in Abrede stellen. 

Will man nun trotzdem den Zusammenhang des Herzogthums mit den 
feudalen Formen betonen oder wenigstens behaupten, dass nicht der Gegen- 
satz der Stämme selbst, sondern das dem Feudalismus wenigstens verwandte 
Ilerzogthum es gewesen .sei, was damals ein deutsches Reich in Frage stellte, 
dann wenigstens die lockere Fügung desselben verschuldete, so wird darauf zu 
erwiedem sein, dass beides nicht durch einander bedingt war, dass ein .Sonder- 
streben der Stämme auch ohne Ilerzogthum sich geltend machen konnte und 
geltend gemacht hat. Ich finde daher auch keinen Widerspruch darin, wenn 
ich, wie Roth .S. 17 hervorhebt, einerseits in der selbstständigem Stellung 
der .Stämme eine Gewähr für den Bestand des Ganzen, andererseits aber in 
dem Stammherzogthume ein bedenkliches Moment der deutschen Verfassung 
finde. Das letztere Tvird natürlich nicht in Frage zu stellen sein; und wenn ich 
in der noch wesentlich auf dem .Stammherzogthume bemhenden Verfassung 
des Reichs unter Heinrich einen Fortschritt sehe, so ist es nicht, weil ich in 
derselben eine genügende Ordnung schon erreicht, sondern weil ich sie darin 
angebahnt finde. In einer Stellung, wie sie insbesondere Arnulf von Baiera 
noch eingeräumt werden musste, mag man nach der einen .Seite hin immerhin 
ein Ergebniss des Zersetzungsprozesses des fränkischen Reiches .sehen. Man 
wird sie aber eben so wohl fassen können als einen ersten .Schritt zur festem 
Einfügung Baiems in das sich aus jenem entwickelnde deutsche Reich. 

Wie schnell diese ungenügenden .\nfiinge überwunden wurden, ist be- 
kannt Im grössten Theile des Reichs, in Franken, Lothringen und .Sachsen, 
ist das .Stammherzogthum eine rasch vorübergehende Erscheinung. Will man 
die Sonderstellung der Länder im Reiche mit dem Feudalismus in Verbindung 
bringen, so ist doch zu bedenken, dass dieselbe zum grössten Theile nie zu 
einem feudalen Ausdruck gelangt ist. Bei der Fügung des gesammten Kaiser- 
reiches liegt das auf der Hand. Den Königreichen Italien und Burgund bleibt 
ihre Sonderstellung in grösster .Ausdehnung gewahrt; aber einen feudalen 
Rückhalt hat dieselbe nie gewonnen ; wir finden Reichsbeamte für das ganze 
Königreich, aber seit der Uebergangsstellung Berengars kein Lehenskönig- 
thum. Wir können davon absehen; im deutschen Königreiche selbst finden 
wir wesentlich entsprechende Verhältnisse. Trotz der so scharf ausgeprägten 
.Sonderstellung .Sachsens hat es nie eine Lehensgewalt gegeben, welche die 
dem Ganzen über .Sachsen znstehenden Befugnisse an sich gezogen, als Vasall 
der Krone geübt hätte. Und umgekehrt, hätte eine Sonderstellung .Sachsens 
im Reiche auch ganz gefehlt, es würden nichtsdestoweniger die Reichsbeamten 
in einzelnen Theilen .Sachsens der allgemeinen Entmcklung gemä.ss zu Feudal- 
herren geworden sein. Trotz des fehlenden .Stammherzogthums war aber die 
.Sonderstellung .Sachsens oder Lothringens im Reiche nicht geringer, als die 
Baierns oder Schwabens. Der Unterschied gegen die frühere Gestaltung liegt 
vor allem in der Zulassung weitgreifender Autonomie ; die Rechtsverhältnisse 
wurden nicht mehr in fränkischer Weise vom Zentralpunkte aus vom Könige 
mit den Grossen des ganzen Reichs auch in Nebensachen geordnet ; die Fülle 
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der ReichsgeseUe hiirf auf; so weit die Regelung aueh der öffentlichen Ver- 
liültnisse, die Weiterentwicklung des Rechts nii;ht dem Theile überhaupt 
überlassen blieb, war solches vom Könige im Lande Sachsen selbst oder doch 
mit Zuziehung der sächsischen Grossen zu erledigen, während bei der gemein- 
samen Regelung der Verhältnisse des Ganzen den sächsischen Standen das- 
selbe Recht Zustand, wie den fränkischen ; es war eine Sonderstellung, durcli 
welche dem Königthume die unmittelbere Uebung der Hoheitsrechte selbst 
nicht entzogen, dasselbe nur geniithigt war, sie in einer Weise zu üben, in 
welcher bald die Selbstständigkeit, bald die Gleichberechtigung des Landes 
zu genügendem Ausdrucke gelangte. 

Anders lagen diese Verhältnisse allerdings in Baiern und Schwaben. 
Hier war das Stammherzogthum nicht etwas rasch vorübergehendes , nur 
durch die besondere Lage der Zeitverhältuisse hers’orgerufenes ; es stand hier 
in engster Verbindung mit althergebrachten Hinrichtungen, man wird hier 
sagen dürfen, der Stamm erstrebte nicht allein grössere Selbstständigkeit 
überhaupt, sondern er erstrebte sie auch in dieser besonderen Form. Dass 
dieses .Streben durch solche Verknüpfung mit dem .Sonderinteressc der Her- 
zoge einen dir die Interessen des Ganzen bedenklichem Charakter gewann, ist 
gewiss. -Vber das Bedenklichste war doch weniger das Zusammenfällen des 
Herzogthums mit dem .Stamme, als eine übennässige Ausdehnung der herzog- 
lichen Befugnisse und der Umstand, dass dieselben nicht geübt wurden kraft 
freier Uebertragung durch den König, sondern als selbstständiges und vererb- 
liches Recht ; wenigstens die .Stellung Arnulfs von Baiera hat man gewiss 
nicht anders aufgefasst. Aber da werden wir sagen müssen, dass dieses Ver- 
hältniss sich zunächst durchaus im .Sinne grösserer Kräftigung der Rechte des 
(ianzen entwickelte. Die wichtigsten Befugnisse, wie die Verfügung über die 
Reichskirchen, konnte das Königthuin bald wieder selbst in die Hand nelmien, 
trotz des Fortbestehens des Herzogthums die ausgedehntesten Herrscherrechte 
-- im Lande selbst üben. Und mochte es anfangs scheinen, das Herzogthum 
werde sich entwickeln zu einer selbstständigen und erblichen Herrschergewalt, 
wie sie einst die Agilolfinger übten, so ist davon ja bald genug nicht mehr die 
Rede; Roth selbst betont S. 12, wie die meisten Herzoge ihrem Herzogthume 
fremd waren ; diis Herzogthum wurde zu einem vom Könige frei zu besetzenden 
Reichsamte. Zu alledem gelang es dann mit der Zeit durch Exemtionen den 
.Sprengel zu verkleinern, das Zusammenfallen von Stamm und Herzogthum 
aufzuhel>en, ohne dass das auch hier den engem Zusammenhang und die Son- 
derstellung des .Stammes beeinträchtigt hätte. Was sich von Resten des 
.Stammher7A)gthumes erhielt, hat als solches auf den spätem Zerfall des Reiches 
keinen Einfluss geübt; es ist übergegangen in das neuere Feudalftirstenthum, 
ohne für den Charakter desselben bestimmend zu sein. 

.Stiimmherzogthum und Feudalfürstenthum scheinen mir zwei ganz we- 
sentlich verschiedene Faktoren in der Entwicklung der Reichsverhältnisse zu 
sein. Jenes lührt sein Recht nicht auf das Ganze, sondern auf den Theil zu- 
rück; es stellt sich dem werdenden Reiche in den Weg, wird aber von dem 
sich kräftigenden Reiche ttljerwuuden, weil das, was ihm Halt und Berechtigung 
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verlieh, das Streben der Stämme nach selbstständiger Stellung, auch in an- 
derer Furm befriedigt werden konnte und genügende Befriedigung fand. Das 
auf andern Grundlagen beruhende Feudalfürstenthum dagegen hat die ge- 
wonnene Einheit wieder aufgelöst, indem es ohne engem Zusammenhang mit 
jenem Gegensätze der Stämme sich der Rechte des Ganzen in Theilen der 
Theile bemächtigte und damit diese eben so wohl zersetzte, als das Ganze. 
Auf den Weg vom Herzogthume zum Amte folgt der vom Amte zum Lehens- 
fiirstenthume ; was dort den Ausgang, bildet hier das Ende der hliitwicklung ; 
beide Wege mögen schon nebeneittander hiulaufen ; ein gewisser Einfluss der 
altem Gestaltung auf die neue mag stattgefunden haben, zumal in Böhmen 
und andern dem Reiche loser zugefügten Gliedern jene auch später noch ihren 
Ausdruck fand ; aber die wesentlich verschiedene Gmndlage wird doch nicht 
zu verkennen sein. Wann und wie die Reic’hsämter zu Lehen geworden sind, 
ist eine Frage, die wohl noch eingehenderer Erörterung bedürfen möchte; mir 
scheint, dass man im allgemeinen den Abschluss der Entwicklung zu früh setzt. 

Ein reiner Feudalstaat ist Deutschland auch in den nächstfolgenden Jahr- 
hunderten noch nicht geworden. Roth weist .S. 28, durchaus in Uebereinstim- 
mung mit meiner oben angedeuteten Anffassmig, darauf hin, dass die Ver- 
hältnisse zu Ende des zehnten Jahrhunderts bei einer Vergleichung erwarten 
lassen sollten, dass das deutsche Königthum sich konsolidiren, das franzö- 
sische völlig verfallen würde. Aber ich denke, dass solche Auffassung noch 
für viel spätere Zeiten berechtigt ist. .Vucli im zwölften Jahrhunderte ist das 
deutsche Königthum da noch im entschiedensten Vortheile. Das reine Feudal- 
system, welches die Theile des Staats lediglich durch den Treueid des Lehens- 
fürsten mit der Krone in Verbindung setzt, ist in Deutschland noch in keiner 
Weise durchgedrungen; hat das Amt im allgemeinen die Eigenschaften des 
Lehen angenommen, so unterscheidet sich das Amtslehen doch noch in wesent- 
lichen Beziehungen von andern Reichslehen ; die überaus beschränkte Erblichkeit, 
welche da.s deutsche Lehnrecht gestattet, wird noch nicht durch Gesammt- 
belehnungen umgangen ; und abgesehen von seinen wichtigen dienstherrlichen 
Rechten steht dem deutschen Königthume noch eine Reihe landrechtlicher, 
auf dem allgemeinen l'nterthancnverbande beruhender Befugnisse zu, von 
welchen in Frankreich nicht die Rede ist. Mochten sich hier auch schon die 
ersten .\nsatze zur .Viibahnung desBiaichs mit dem Lehensstaate zeigen, min- 
destens lagen die .Sachen noch so, dass eine solche .Aufgabe in Deutschland 
ungleich leichter und schneller gelingen konnte. 

Ich gehe nicht genauer darauf ein, da die Richtigkeit meiner Behauptung 
nicht in Frage gestellt ist. Denn Roth geht .S. 3ü sogleich auf das dreizehnte ’ 
Jahrhundert über; und dass da Deutschland und Frankreich gerade das um- 
gekehrte Verhältniss zeigen, gebe ich aufs bereitwilligste zn. Ein Gegensatz 
der Auffa.s.sung zeigt sich nur in .soweit, als ich darin h.auptsächlich eine Folge 
äusserer Umstände sehe, welche unsere Herrscher von der in Deutschland zu 
lösenden Aufgabe abzogen, während R. das Hauptgewicht auf den Mangel ^ 
organisatorischer Thätigkeit bei unsern Königen legt. Dass solche Thätigkeit 
in Deutschland damals fehlte, ist gewiss; aber eben nur jene äussem Umstände 
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scheinen mir bewirkt zu halit'n, dass sie fehlte, niclit etwa Mangel an Befähi- 
gung oder Einsicht auf Seiten unserer Herrscher. Nehmen wir an, ein fran- 
zösischer König hätte zwar, wie das bei unserra Heinrich VI gewiss der Fall 
war, die Beseitigung des Lehensstaates ins Auge gefasst, wäre aber durch die 
Aussichten auf den Erwerb eines fernen Königreiches, wie Sizilien, davon ab- 
gehalten ; es hätten dann lange Zeit in Frankreich Gegenkünige sich gegen- 
übergestanden ; es hätte weiter ein französischer König, nachdem er kaum in 
Frankreich seine Herrschaft wieder einigermassen befestigt, den Schwerpunkt 
derselben nach Sizilien verlegt, und mn die Durchführung seiner dortigen Plane 
zu ermöglichen, in dem der Scheinregierung unmündiger Söhne überlassenen 
Frankreich jedem Wunsche der feudalen Gewalten willfahrt, statt ihnen ent- 
gegenzutreten : würden unter solchen Verhältnissen nicht in Frankreich die 
Ergebnisse auch bei grösster Befähigung der Herrscher dieselben gewesen 
sein? und würden wir, insofern alle diese Verhältnisse bedingt gewesen wären 
durch den Erwerb Siziliens, nicht auf diesen äussern Umstand das Haupt- 
gewicht zu legen haben? Nehmen wir umgekehrt an, es hätten sich damals in 
Deutschland solche hindernde Einflüsse nicht geltend gemacht, so berechtigt 
uns auch kaum etwas zu der Annahme, es würde unsern Herrschern an der 
nötlügen organisatorischen Thätigkeit gefehlt haben. Wie bestimmt schon 
Friedrich I den Bruch mit dem Lehensstaate ins Auge gefasst hatte, zeigt uns 
sein Wirken da, wo ihm in Italien die Möglichkeit zur Durchführung desselben 
geboten war; ich lioflfe nachweisen zu können, dass schon unter seiner Regie- 
rung der Feudalismus in Italien für die grossem Verhältnisse des Staatslebens 
überwunden wurde, dass das Land, so weit man nicht einer andern Richtung, 
der auf städtische Autonomie, nachgeben musste, grossentheils amtsweise für 
das Reich verwaltet war. Am wenigsten wird dann Friedrich II eine hervor- 
ragende Befähigung gerade in dieser Richtung abzasprechen sein. Man darf 
da nicht blos auf die Organisation Siziliens verweisen, w'o der Weg schon am 
meisten geebnet war. Ich werde im zweiten Bande dieser Arbeit genauer ein- 
gehen auf die einheitliche Organisation Italiens in den letzten Zeiten des Kai- 
sers, die thatsächlich überall durchgeführt war, wo man sich nicht in ofiener 
Rebellion befand. Gelang es Friedrich, dieser Herr zu werden, wie das wenig- 
stens bis zu dem entscheidenden Mi.sslingen vor Parma nicht gerade unwahr- 
scheinlich war, so war Italien auch ein durchaus einheitlich organisiites Staats- 
wesen, das weder Feudalfürsten, noch städtische Selbstregierung mehr kannte, 
welches bis in die untersten Kreise hinein von Beamten regiert wurde, welche 
durchaus abhängig waren vom Willen dos Herrschers. 

Wenn auch eine Lösung gerade in diesen Formen iu Deutschland nicht 
zu erwarten ge«esen wäre, so sehe ich doch nicht ab, wesshalb eine den dor- 
tigen Verhältnissen entsprechende Lösung der Aufgabe Friedrich II nicht ge- 
Imigen sein sollte, wenn er sich ihr vor allem hätte widmen wollen. Als das 
entscheidende betrachte ich da allerdings die Ersetzung der Lehensförsten 
und Lehensgrafen durch Beamte. Dass dafür in Deutschland die Möglichkeit 
nicht vorhanden gewesen, dort sich die allgemeine Richtung der Zeit auf Bruch 
mit dem Lehensstaate nicht geltend gemacht hätte, wird man nicht behaupten 
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künueii. Deiiu nach eitier Seile hin ist dieser damals wirklich erfolgt. Hoth 
weist a. 3ü im Anschlus.se an meine Darstellung ganz richtig darauf hin, dass 
derselbe Prozes.s, den ich für das Reich im Ganzen verlange, sich weiter in 
den einzelnen Pürstenthümern zu vollziehen hatte. Und da hat er sich, wie ich 
das in den spätem Theilen der Forschungen über den Reichsfürstenstand ge- 
nauer naclizuweisen gedenke, wirklich vollzogen ; und zwar ziemlich entspre- 
chend der französischen Entwicklung. Zeitlich fast genau Übereinstimmend 
lässt sich beispielsweise der Prozess im Herzogthume Baiern verfolgen ; kein 
Jalirhundert hat es gedauert, um im ganzen Herzogthume, von kaum nennens- 
werthen Ausnahmen abgesehen, die Lehen.sgrafen durcli Beamte zu ersetzen. 
Und dieser Prozess würde kaum ein anderer gewesen sein, wenn an der Spitze 
des Uerzogthums statt des LehensfUrsten ein kaiserlicher Beamter gestanden 
hätte. Jenen durch diesen zu ersetzen, konnte aber der Auffassung der Zeit 
nicht ferner liegen, als die Ersetzung des Grafen durch einen herzoglichen 
Amtmann. Friedrich I hat 1180 einen solchen .Schritt noch nicht gewagt, wie 
ihn damals auch die Fürsten bezüglich der Grafschaften noch nicht wagten ; 
Heinrich VI würde unter entsprechenden Verhältnissen in Baiern kaum anders 
vorgegangen sein, wie in Meissen ; was Friedrich II, wenn er in Deutschland 
wirklich geherrscht hätte, gethan haben würde, kann nicht zweifelhaft sein ; 
glaubte er doch selbst von Italien aus die erledigten FUrstenthümer Oester- 
reich und Steier durch Reichshaupticute verwalten lassen zu können. Und 
wenn in Frankreich der Uebergang sich dadurch vollzog, dass königliche Baillis 
und Prevöts an die Stelle der Lehen.sgewaltcn traten, so beruhte ja auch in 
Deutschland später die unmittelbare Reichsverwaltung auf der ganz entspre- 
i'henden Einrichtung der Landvogteieu des Reiclis ; nicht die .Sache blieb der 
Reichsverfa-ssung fremd, .sondern das frühere Versäumniss war nicht mehr 
einzuholen, es gebrachen aus Gründen, welchen wir nicht näher iiachgehen, 
die Mittel, solche Einrichtungen nach und nach über das ganze Reich aus- 
zudehnen. 

Rotli ist natürlich durchaus mit mir einverstanden, wenn ich einen .sol- 
chen Bruch mit dem Lehensstaate für nothwendig halte. Aber er findet H. 18 
darin meinerseits eine Inkonsequenz, weil demnach das, was ich als germa- 
ni.schen Staatsgedanken bezeichne, was ich für das zehnte Jahrhundert als 
Hinderaiss einheitlicher Gestaltung betrachte, nun doch im dreizehnten einer 
sehr ausgedehnten Konzentration Platz machen solle. Ich kann auch da nur 
erwiedern, dass Feudalismus und .Selbstständigkeit der Theile in keinerlei 
nothwendigem Zusammenhänge stehen. .So wenig mir im zehnten Jahrhunderte 
die .Selbstständigkeit der Stämme durch das Fortbestehen des .Stammherzog- 
thuras bedingt zu sein scheint, so wenig im dreizehnten eine grössere Selbst- 
ständigkeit der FOrstensprengel durch das Fortbestehen des Lehensfür- 
stenthums. 

Da erhebt sich nun freilich die Vorfrage, ob damals nicht etwa die alte 
Gliederung des Reichs durch den Feudalismus schon so zersetzt war, dass für 
eine vom Rechte der Lehen.sgewalten unabhängige .Selbstständigkeit der Theile 
eine geeignete Grundlage überhaupt nicht mehr vorhanden war. In einer spä- 
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teni Zeit ist das in vielen Reichstheilen zweifellos der Fall gewesen. Aber 
doeh nur desshalb, weil der siegende Feudalismus sich seit der Mitte des drei- 
zeliuteu Jahrhunderts an keine der Schranken mehr band, welche früher in 
öffentlichem Interesse beim Amtslehen noch aufrecht erhalten waren, weil nun 
insbesondere, wie einst im fränkischen Reiche, die ITuheitsrechU- als theilbarer 
Privatbesitz der Fürstenfamilie behandelt wurden. Der dadurch begründete 
Zustand darf uns niclit täuschen über die Gestaltung, wie sie im zwölften und 
im Beginne des dreizehnten Jahrhunderts noch vorlag. Nach oben hin bestand 
die einheitliche Verfassung der Hauptländer des Reiches noch immer fort, ob- 
wohl ein feudaler Ausdnick für sie durchaus fehlte; sie trat änsserlich insbe- 
sondere noch immer hervor in den vom Könige für die einzelnen Uauptländer 
gehaltenen Hoftagen oder in Landtagen, zu denen sich die Fürsten der Länder 
versammelten. Nach unten hin hat eine Auflösung der Grafschaftssprengel in 
so früher Zeit, als gewöhnlich angenommen wisd, im allgemeinen nicht Platz 
gegriflFen, wenn ich da irgend den Ergebnissen von Untersuchungen trauen 
darf, welche gerade auch diesen Gegenstand fortwährend beachteten. Sind in 
manchen Reichstheilen die Funktionen der Grafschaft auf die Cent oder son- 
stige Unterabtheilung derselben Obergegangen, .so liegt doch auch da einerseit.s 
noch immer eine althergebrachte Gliederung zu Grunde, während das anderer- 
seits auch die Anfrechthaltung des Gesammtverbandes , wenn nicht in dei- 
Person des Vasallen, doch in der des Lehenshemi nicht immer ausgeschlossen 
hat. Ich glaube nachweisen zu können, wie willkürliche, die alte Gliederong 
überhaupt nicht berücksichtigende Auflösung der Grafschaften erst im drei- 
zehnten Jahrhunderte sich bestimmter geltend macht. Zwischen den Haiipt- 
ländern und den Grafschaften bilden dann die Fürstensprengel ein Mittelglied. 
Nun sind doch auch diese nur zum geringsten Tbeile mehr willkürlich gestaltet; 
sie entsprechen doch vielfach einer Gliederung, welche auch unabhängig vom 
Rechte des Fürsten so vorhanden gewesen sein würde, in welcher die engeren 
.Sonderinteressen einzelner Landestheile recht wohl ihren angemessenen Aus- 
i- druck finden konnten. Wo der .Sprengel sich auf Grundlage der Mark oder 
einer Ausscheidung der Mark aus dem Herzogthurae entwickelt hatte, tritt das 
am deutlichsten hervor. Die Lösung äusserer, schon früher loser verbundener 
Glieder vom Herzogthume musste wieder dieses selbst nur um so mehr als 
einheitliches Gebiet erscheinen lassen. Auch wo im Innern des Reichs ein 
Fürstensprengel erst später bestimmter hervortritt, wie etwa die Landgraf- 
schaft Thüringen, fusst derselbe wohl auf einer althergebrachten, vom Rechte 
des Fürsten ganz unabhängigen .Sonderstellung des Theils. Wurden, wie nicht 
selten der Fall, einem Bischöfe alle Grafschaften seines kirchlichen .Sprengels 
verliehen, so war schon durch diesen ein engerer Zusammenhang der Theile 
begründet. Anders konnte das freilich sein, wo es sich um eine mehr zufällige 
Vereinigung verschiedener Grafschaften in der Hand eines Fürsten handelte, 
ein geschlossener Fürstensprengel gar nicht vorzuliegen scheint. -\ber auch 
da gestaltet sich das Verhkltniss viel einheitlicher, wenn wir beachten, dass 
es für unseni nächsten Zweck nicht dar.iuf ankommt, was ein Fürst überhaupt 
an Grafschaften, theils als Vasall des Reichs, theils aber als Vasall der 
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Kirfht-nfürstLMi besa.ss», soiulcru wie die Miisseii sioli gegliedert haben würden, 
wenn bei konsequenter Beseitigiuig des FeudaI.systeina die Grafscliaften regel- 
mässig zunächst an den lieimgefallen wären, von dem sie geliehen waren. .So 
liegen allerdings insbesondere die Grafschaften der Herzoge von .Meran ganz 
zerstreut. Aber für diesen Prozess bilden sie überhaupt kein Ganzes ; l>ei der 
Erledigung fiel ein Theil an das Reich, ein anderer an den Bischof von Bam- 
berg, ein dritter an den von Brixen. Die Gewalt der thüringischen Landgrafen 
in Hessen war ganz unabhängig von ihrem Eürstensprengel ; nicht an das 
Reich, sondern zunächst an Mainz fielen die dortigen Grafschaften heim. 
Wenn es bei der nachfolgenden Entwicklung nur theilweise den Pürsten ge- 
lang, die Lehensgrafen zu beseitigen, sehr häufig auch diese sich bei ihrer 
Feudalgewalt zu behaupten und dieselbe zur Landeshoheit auszudehnen wuss- 
ten, .so täuscht uns das leicht über das Gewicht, welches dieses, jetzt oft kaum 
noch erkennbare, damals sehr wohl beachtete Verhältniss auf den Verlauf des 
ganzen Prozesses hätte gewinnen müssen ; eine Karte, welche uns die damalige 
Gliederung des Reichs nicht im Anschlüsse an die Besitzer, sondern an die 
Lehenrührigkeit der Grafschaften zur Anschauung brächte, würde kein so 
buntes Bild bieten, als die spätere thatsächliche Entwicklung das voraussetzen 
läs.st Und wenn in einzelnen Landestheilen die feudale Gliederung allerdings 
ül)er eine oder wenige Grafschaften nicht hinausreicht, so finden sich da doch, 
auch abgesehen von dem Zusammenhänge der grossen Hauptlande, nicht selten 
dauernde engere Verbände ziu- Wahrnehmung gemeinsamer Interessen, er- 
wachsen ira Anschlüsse an althergebrachte Sonderstellungen oder auch nur an 
das sich geltend machende Bedürfniss; fehlte die einheitliche feudale Gewalt, 
so fehlte es darum nicht nothwendig auch an einer den geschlossenen Fürsten- 
sprengeln entsprechenden Gestaltung. Fast überall hätte sich bei der Wieder- 
herstellung einer unmittelbaren Reichsverwaltung eine Gliederung vorgefunden, 
welche durchweg geeignet war, eine auf der Gemeinsamkeit von .Sonderinte- 
ressen beruhende Selbstständigkeit der Theile zu ermöglichen und zugleich den 
Zwecken der Reichsverwaltung zu dienen. 

Die .Stellung der Theile zu einander und zum Ganzen hätte nun die Er- 
setzung des Lehensfürsten durch einen Reichsbeamten zunächst ganz unberührt 
lassen können. Dieser Beamte würde, wenn wir da von den entsprechenden 
Vorgängen in Italien ausgehen wollen, vielleicht zunächst den feudalen Titel 
fortgeführt haben, würde einfach in die .Stelle des Lehensfürsten eingetreten 
sein; die Stellung der amtsweise gesetzten Markgrafen und Grafen in Italien 
ist dem Lande gegenüber kfine andere, als es die der belehnten war; der 
grosse Unterschied liegt nur darin, dass Jene vom Kaiser nach seinem Belieben 
gesetzt und entsetzt wurden, von seinem Willen abhängig waren. Der Name 
thut da freilich wenig zur Sache; auch als später Generalvikare und Vikare 
an die .Stelle traten, blieb die alte Gliederung selbst im wesentlichen davon 
unberührt. In Italien ist das allerdings von geringerer Bedeutung; das .Streben 
nach .Selbstregierang und Autonomie hatte sich hier durchweg anf die engsten 
Kreise des Staatslebens zurückgezogen, mn sich in dieser Richtung um so 
energischer geltend zu machen ; ein lebhafteres Interesse für eine .Sonder- 
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Stellung der grösserii Verbände scheint durchweg gefehlt zu haben, sie dienten 
hier wesentlich nur den Zwecken der Reichsverwaltung; auch die willkürlich- 
sten Aenderungen desselben würden kaum auf erheblichen Widerstand ge- 
stossen sein. 

Ganz anders würde das zweifellos in Deutschland gewesen sein. Es mag 
misslich sein, ein sicheres Urtheil darüber aussprechen zu wollen, wie eine 
thatsächlich nicht erfolgte Entwicklung sich gestaltet haben würde. Aber die 
unvollendet gebliebenen Anfänge derselben, der Vergleich mit andern entspre- 
chenden Entwicklungen können da doch ein ziemlich begründetes Urtheil er- 
möglichen. Und ich denke, es würde die Behauptung kaum zu willkürlich sein, 
da.ss wenn es damals dem Königthume gelingen sollte, die Feudalgewalten zu 
beseitigen, wenn es dabei durch den Widerstand der Theile selbst nicht aufs 
empfindlichste geliindcrt sein wollte, das nur erreichbar war, wenn man Bürg- 
schaft bot, dass nach Beseitigung des Fürsten nicht auch das Sonderrecht des 
Fürstensprengels selbst beseitigt wurde; die Verliältnisse scheinen mir da 
durchaus entsprechend zu liegen, wie im zehnten Jahrhunderte, wo es gleichfalls 
meiner Ansicht nach nur dadurch möglich wurde, das Stammherzogthum zu 
I>e8eitigen oder doch seiner bedenklichsten .Seiten zu entkleiden, dass man auch 
unabliängig davon den .Stämmen selbst ihre .Sonderstellung beliess. Denn we- 
nigstens ein Moment der spätem Entwicklung scheint mir aufs bestimmteste 
dafür zu sprechen. Der Krone gegenüber war der Feudalismus durchaus sieg- 
reich, bei ihr fand er keinen Widerstand mehr bei dem Werke der Zersetzung 
des Ganzen und auch der Theile. Aber den Theilen gegenüber ist er da doch 
oft genug auf bestimmten und erfolgreichen Widerstand gestossen, ihnen gegen- 
über kann man ihn nicht als schlechthin siegreich f>ezeichnen. Der feudalen 
Auffassung, dass die Hoheitsrechte über den Theil vor allem als ein nutzbarer. 
Besitz der landesherrlichen Familie zu betrachten sind, der wie jeder andere 
den mannichfachsten Thcilungen und Vereinigungen unterliegen kann, stellt 
sich vielfach aufs schärfte eine andere entgegen, welche statt des Rechtes des 
Fürstenhauses das Recht des Landes betont, nach der einen Seite seine Ein- 
heit, nach der andern seine Sonderstellung der feudalen Auffassung gegenüber 
vertlieidigt, keine Theilung überhaupt oder wenigstens keine die Einheit aus- 
schliessende Theilung duldet, aber ebenso auch da, wo der Erbgang oder son- 
stige Erwerbstitel zu umfassendem Vereinigungen führen , eifersüchtig die 
.Sonderstellung des Landes wahrt. Auch dabei handelt es sich doch wieder 
um eine Erscheinung des deutschen Staatslcbens, welclie mit dem Feudalismus 
nicht zusammenhängt, ihm vielmehr entgegentritt, welche mir ein weiteres 
Zeugniss dafür zu sein scheint, dass diese unter den verschiedensten Verhält- 
nissen entsprechend wiederkehrenden Erscheinungen nicht als blosses Ergeb- 
niss geschichtlicher Entwicklung, dass sie als etwas dem Zuge des deutschen 
Wesens Entsprechendes zu betrachten sind. 

Sollten wir nun nicht zu dem .Schlüsse berechtigt sein, dass die Länder 
sich bei einem Uebergange von einem Lehensfürsten an das Reich nicht anders 
verhalten haben würden, als beim l.’ebergange von einem Fürsten auf den 
andern? Allerdings lässt sich eine umfassendere Geltendmachung jener Auf- 
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t'as.sung erst in späterer Zeit nachweiseil, allenJings tritt sie vielfach zu spät 
ein, um den zersetzenden Einflüssen des Feudalismus noch genügend vor- 
licugen zu können ; man könnte versucht sein, ihr Aufkommen überhaupt nur 
auf die Reaktion gegen die erst mit der Zeit bestimmter hervortretendeii Wir- 
kungen des reinen Feudalstaiites zurückzufüliren. Aber ich meine doch, wenn 
solche Erscheinungen in der uns zunächst beschäftigenden Zeit weniger be- 
stimmt sich nachweisen lassen, su ttird der Grund zunächst nur darin zu suchen 
sein, dass es eben an Veranlassung dazu fehlte. Die Tlieilungen, welche für 
den nächsten Zweck ülrerhaupt wenigi'r ins Gewicht fallen, sind noch unbe- 
kannt; finden sich Vereinigungen mehrerer Fürsteusprengel, so handelt es sieh 
durchweg um von einander entlegene, verschiedenartige Gebiete, bei welchen 
von BiKiinträchtigung der Sonderstellung durch die Vereinigung von vornherein 
kaum die Rede sein konnte. Es scheint mir da nur ein einziger Fall vorzu- 
liegen, der geeignet ist als Massstab zu dienen, bei dem nun aber auch alle 
dazu wünschenswerthen Vorbedingungen in einer Wei.se zutreffeu, wie das 
günstiger kaum denkbar wäre. Es handelt sich um Oesterreich und Steier, 
um zwei Länder, unmittelbar aneinander gränzend, ohne schärfere Gegensätze, 
beide auf möglichst gleichartiger Grundlage erwachsen ; um Länder, bei wel- 
chen nicht allein die frühe Vereinigung unter einem Fürsten zutrifil, bin welchen 
auch der Umstand, dass sie im dreizehnten Jahrhunderte dreimal in unmittel- 
barer Verwaltung des Reichs waren, einen unmittelbaren .Schluss auf die Ver- 
hältnisse gestattet, welche uns hier zunächst beschäftigen. Wie sehr aber 
dieser Fall für meine .kufliissung spricht, werde ich kaum andeuten dürfen. 
Wenn die in das zwölfte Jahrhundert zurückreichende, selten unterbrucheue 
V^ereinigung beider Länder uuter einem Fürsten bis heute nicht dazu geführt 
hat, ihre staatliche .Sonderstellung ganz zu verwischen, so wird man in diesen 
Verhältnissen doch nicht überall den Feudalismus als das Massgebende be- 
trachten können. Die \’ereiuiguug .Steiers mit Oesterreich, wie sie durch den 
Erbvertrag von 1186 begründet wurde, führte zum erstenmale dazu, dass 
nicht das .Sonderrecht eines Fürsten, sondern das .Sonderrecht eines Landes 
demselben ausdrücklich verbürgt und verbrieft wurde. Und au dieser .Sonder- 
stellung würde die dauernde Ersetzung des Fürsteu durch Reichsbeamte nichts 
geändert haben. In keiner Weise hat man dieser widerstrebt ; man betrachtet 
die unmittelbare Verwaltung durch das Reich als eine Gunst, welche die .Steirer 
sich 1237 ausdrücklich verbriefen lassen. .\ber aufs bestinuuteste hält man 
gleichzeitig an dem .Sonderrechte des Landes fest ; man kann wohl sagen, dass 
die Bereitwilligkeit, dem Reiche unmittelbar zu unterstehen, vielfach gerade 
durch die Auflassung bedingt erscheint, dass damit eine ausreichendere Ge- 
währ für die hergebrachte .Sonderstellung gewonnen sein werde. Es ist er- 
klärlich, wenn das bestimmter bei demjenigen der beiden Länder hervortritt, 
welches der geschichtlichen Entstehung der Verbindung und der ganzen Sach- 
lage nach als das Nebenland erscheinen konnte. Friedrich II hat nicht allein 
alsbald das steierische Landesrecht in vollem Umfange bestätigt, sondern ins- 
besondere den Steirern verbrieft, dass, wenn es ilir eigener Wunscl» sein solle, 
wieder unter einem Fürsten zu stehen, das Land nicht wie bisher dem Fürsten 
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von Oesterreich, solidem einem eigenen Fürsten verlielien werden solle. Nicht 
anders gestaltete sich das, als die Lande aus den Händen Ottokars von Böh- 
men, der sie unter vielfacher Verletzung ihrer Sonderrechte amtsweise hatte 
verwalten lassen, zur Zeit König Rudolfs wieder umnittelbar ans Reich kamen ; 
es mag genügen, auf die Auffassung von Lorenz hinzuweisen, der diese Dinge 
zuletzt behandelte, der aufs bestimmteste betont, wie sogleich alle Massregeln 
der Reichsgewalt auf eine den Landrechten mehr angepasste Anschauung der 
Regierung, auf die Restauration vorottokarischer Zustände, auf die Wieder- 
herstellung der alten Rechtsbasis gerichtet waren. Der Feudalgew'alt gegen- 
über, welche der Rechte des Ganzen sich bemächtigt hat, weiter nun auch das 
Sonderrecht der Theile zu beseitigen sucht, ist es hier eben das Ganze, welches 
für dieses eintritt. 

Diesen Verhältnissen gegenüber wird sich kaum behaupten lassen, dass 
der Bruch mit dem Lehensstaate auch die .Selbstständigkeit der Länder habe 
vernichten müssen; alles scheint dafür zu sprechen, dass jener damals über- 
haupt nur unter Aufrechthaltung dieser durchführbar gewesen sein würde. 
Das zugegeben, würde dann freilich gegen meine Auffassung vielleicht der 
Einwand erhoben werden, dass unter solcher Voraussetzung der Bruch mit 
dem Lehensstaate überhaupt keinen Werth gehabt haben, die Macht des 
Ganzen durch die Stände der Einzelländer dann ebenso gelälunt gewesen sein 
Mürde, als durch die Lehensfürsten. Es könnte ein solcher Einwand insbe- 
sondere naheliegen, wenn wir uns vergegenwärtigen, wie wlfacli allerdings 
später mehrere Länder in der Hand eines Fürsten vereinigt gewesen sind, oluie 
dass die in den Landständen ihren Ausdruck findende .Sonderstellung der 
Länder es zu einer grössern Gemeinsamkeit bezüglich der dringendsten An- 
gelegenheiten gelangen liess. Aber es handelt sich da doch um ein wesentlich 
verschiedenes, vielfach eben durch den Feudalismus bedingtes Verhältniss. 
Die Person des Fürsten trat zwischen das Ganze und die Gesammtheit der 
ihm unterworfenen Theile, er machte eine zentrale Gesetzgebung und Verwal- 
tung unmöglich, welche auch auf die Theile eingewirkt, sie in den Hauptsachen 
dem Willen der Gesammtheit unterworfen, eine grössere (Temeinsamkeit da 
angebahnt hätte, wo ein wirkliches Bedürfniss sich geltend machte. Er selbst 
aber repräsentirte den ihm unterworfenen Ländern gegenüber in keiner Weise 
ein staatliches Ganze; ein Recht, die.selben als (janzes zu behandeln, bestand 
nicht; häufig in Folge der Zersetzung aller natürlichen Gliederungen durch den 
Feudalismus nicht einidal eine engere Gemeinsamkeit der Interessen, welche 
vom Gesichtspunkte des Bedürfnisses der Theile selbst die Erstrebung grös- 
serer Einheit hätte rechtfertigen können. Nur das Privatintcresse. des Fürsten 
mochte in vielen Fällen daraufhindrängen; wenn man diesem sich nicht fügte, 
sich nach Vernichtung der nöthigen Befugnisse des Ijerechtigten Ganzen mit 
Zähigkeit auf die Vertheidigung der .Sonderrechte gegen fürstliche Willkür 
beschränkte, dabei schliesslich selbst das eigene wohlverstandene Interesse 
nur zu leicht übersah, so wird uns das nicht den Massstab abgeben dürfen, 
um zu fieurtheilen, was der Erfolg gewesen wäre, wenn im dreizehnten Jahi'- 
hunderte unter Belastung der .Selbstständigkeit der Theile die Befugnisse des 
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Ganzen über die Theilc wiedei' imniittclbar in die Hand des Königs gekommen 
wären. Hier handelte es sicJi um die festere Wiedereinfügung der Theile in 
das höhere Ganze, nicht um die äusserliche Verbindung gleichberechtigter 
Theile ; hier kam nicht in Frage, ob das Bedürfniss zur Wiedereinräumung 
wenigstens der nöthigsten Befugnisse an das Ganze drängen würde, sondern 
diese Befugnisse bestanden von vornherein in weitgreifender Weise noch zu 
Rechte; hier waren Organe zur Uebung und Weiterbildung dieser Befugnisse 
nicht erst zu schaffen, sie waren in doppelter Gliederung, in Reichstagen und 
Landeshoflagen vorhanden, deren Umbildung der allmähligen Umgestaltung 
der Verfassung gemäss sich leicht vollzogen haben würde. Mit der unmittel- 
baren Unterstellung der Fürstenthümer und ihrer .Stände unter das Reich 
würde sich zunächst voraussichtlich eine dreifache Gliederung ständischer 
Versammlungen ergeben haben. Aber die gesummte vollziehende Gewalt, nicht 
blos für das Ganze, sondern auch für die Theile, wäre in einer Hand vereinigt 
gewesen. Wenn der König nicht blos an der Spitze der Reichsversammlung 
stand, wenn er, wie er früher an die .Stelle der .Stammherzoge getreten, so 
nun auch selbst oder durch einen freigesetzten Beamten in die .Stelle des 
Fürsten eintrat, so hätte darin doch gewiss die genügendste Bürgschaft ge- 
legen, dass die .Sonderstellung der Theile nicht zu übenvuchemder Geltung 
hätte gelangen können, dass dem Reiche auch später geblieben wäre, was 
nach dem jedesmaligen Bedürfnisse der Zeit ihm bleiben musste. Aber auch 
den Theilen, was ihnen ohne Beeinträchtigung des Ganzen bleiben mochte. 
War in Deutschland der Bruch mit dem Lehensstaate eben.so Bedürfniss, wie 
in Frankreich, so hätte er darum dort nicht zu gleicher Gestaltung führen 
müssen, wie hier. W’enn dieser Bnich in Deutschland nur in den Theilen, nicht 
in dem Ganzen erfolgte, so hat das nicht blos das Recht des Ganzen, sondern 
snelfach auch die berechtigtsten .Sonderintcressen der Theile beeinträchtigt; die 
Zwittergestaltung des deutschen Feudalfürstenthums ist in seiner schliesslichen 
Ausbildung mit dem einen so unvereinbar gewesen, als mit dem andern. 

.Solche Erwägungen nl)erdas, was hätte werden können, mögen manchem 
als fruchtlose Beschäftigung erscheinen. Aber wenn sie nicht blosses Ergeb- 
niss einer von den historischen Thatsachen absehenden Reflexion sind, wenn 
.sie sich stützen auf gewissenhafte Prüfung der .Sachlage, wie sie in einer be- 
stimmten Zeit wirklich vorhanden war, der Tendenzen, welche sich in derselben 
geltend machten, so scheinen sie mir durchaus geeignet, einer mehr ein.seitigen 
Auffassung der Bestrebungen vergangener Zeiten vorzubeugen. Das, was 
später geworden ist, täuscht uns zu leicht über das, was von einem thatsäch- 
lich vorhandenen Zustande atis noch hätte werden können, und damit über den 
Werth, welchen wir den Bestrebungen der Zeit, dem Thun und Lassen der 
einzelnen Personen vom damals gegebenen .Standpunkte aus beizulegen haben. 
Es ist sehr erklärlich, wenn bei der Beschäftigung mit der Vergangenheit vor 
allem das unsere Aufmerksamkeit erregt, was den später wirklich eingetre- 
tenen Zustand begründet hat, dass wir das vorzugsweise verfolgen und be- 
tonen, dass wir ihm dann aber auch für die frühere Zeit eine Bedeutung bei- 
zulegen geneigt sind, welche cs damals in Wirklichkeit noch nicht hatte, welche 
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es erst fiir uiis durch die naelifulgeiiden Ereignisse gewonnen hat ; wenn wir 
anderes dafür unl)eachtet lassen, dem die ZeitSenossen von ihrem Standpunkte 
aus ungleich höhere Bedeutung beizumessen durchaus berechtigt waren. Das 
scheint mir insbesondere auch bezüglich des Feudalismus vielfach der Fall zu 
sein. Da er schliesslich die Reichsverfas.sung durchaus beherrscht hat, sind 
wir geneigt, ihm eine massgebende Bedeutung beizulegen, wo er sich irgend 
schon geltend macht ; es ist erklärlich, wenn wir mit doppelter Aufmerksam- 
keit alles beachten, was auf sein N'orhandensein und seine Wirksamkeit hin- 
deutet, während die mannichfachen Befugnisse, welche dem Könige noch kraft 
des allgemeinen L’ntertlianenverbatides znstanden, sich unserer Beachtung 
leichter entziehen, ihre sfiätere Bedeutungslosigkeit neiden dem Feudalismus 
sie für uns auch da zuriiektreten lässt, wo sie thatsächlich noch ein sehr ge- 
wichtiger Faktor des staiUlichen Lebens waren. Es ist weiter erklärlich, wenn 
wir geneigt sind, verwandte ^Vrhöltnisse, nie die .Stellung der Reichskirchen, 
der Reichsministcrialen, von jeher unter den Begriff des Feudalismus einzu- 
reihen, weil sie allerdings schliesslich in denselben ii bergegangen sind, während 
es doch bei einer frühem Wendung der Entwicklung recht wohl möglich ge- 
wesen wäre, dass gerade sie dem Königtlunne die .sicherste .Stütze bei einem 
Kampfe zur Beseitigung desselben geboten hätten. Jenachdem wir aber solches 
genügend lieachten oder nicht, wird unsere Beurtheihmg der Ereignisse auch 
eine durchaus verschiedene sein müssen. Eine Massregel des Königs wird uns 
vom Gesichtspunkte der spätem Entwicklung ans vielleicht dnrehans tadelns- 
werth erscheinen müssen, weil sie thatsächlich allerdings eine .Stärkung des 
Feudalismus zur Folge gehabt hat. .Suchen wir uns dagegen von jenem Ge- 
sichtspunkte ganz loszumachen, fragen wir nicht, was geworden ist, sondern 
was von der damaligen .Sachlage aus hätte werden können, was damals sogar 
noch als der wahrscheinlichere Gang der Entwicklung erscheinen musste, so 
wird sich vielleicht ergeben, dass das, was uns alsFördermig des' Feudalismus 
erscheint, vom .Standpunkte der Zeit aus noch als durchaus berechtigter Gle- 
genzug gegen denselben aufzufassen war. 

.So kann der schliessliche Erfolg es denn freilich auch nahe legen, das 
Streben nach Autonomie mit dem Feudalisinn.s zusammenzubringen, jenes als 
besondere Form oder als Ergebniss desselben zu betrachten imd, weil der 
Feudalismus das Reich wirklich aufgelöst hat, auch jenes .Streben unter den- 
selben Gesichtspunkt zu bringen, anzuuehmen, dass jede Konzession an das- 
selbe auch als Förderung des Auflösungsprozesses zu betrachten sei. Ich habe 
versucht, nachzuweisen, dass es sich da um zwei wesentlich verschiedene Ver- 
hältnisse handle, welche keineswegs durcheinander bedingt sind, welche Hand 
in Hand gehen können, aber nicht müssen, welche sich in der Reichsgeschichte 
nicht selten auch in durchaus entgegengesetzter Richtung geltend machen', 
dass kein 'Widerspruch darin liegt, die L'eberwindung des einen Verhältnisses 
als nothwendig zu bezeichnen, und doch das andere als vereinbar mit dem 
Bestände des Ganzen zu erklären, im Fortbestehen desselben wohl gar die 
Gewähr fiir diesen zu erblicken. 

Das nächste BedUrfhiss der Vertheidigung oder Erläuterung frülier aus- 
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gesprochener Ansichten würde mich an und für sicli kaum dazu bewogen 
haben, .so lange bei die.ser Frage zu verweilen. Aber gerade die relative Be- 
rechtigung, welche ich den Behauptungen de.s Gegners auch da, wo ich ihnen 
nicht unbedingt bei.stiiume, durchweg zugesti-hen musste, machte es mir fühl- 
bar, dass es sich ihnen gegenüber weniger um weitere Begründung des von 
mir schon früher geltend Genjachten handle, als um die Ergänzung einer Lücke 
meiner frühem Erörtenmgen, einer Lücke, die sich genügend daraus erklärt, 
dass mir damals jede Veranlassung zu einem Eingehen gerade auf diese Ver- 
hältnisse fehlte, die ich aber kaum ungefüllt lassen durfte, wollU> ich anders 
an der früher geltend gemachten Auffassung dieser Dinge noch ferner fest- 
halten. Soll diese, zunächst in anderer Verbindung geltend gemacht, ihre Be- 
rechtigung behalten, so muss sie nicht blos vereinbar sein mit Thatsachen, 
welche früher niclit beachtet, später gegen sie geltend gemacht wurden, son- 
dern auch einer Prüfung von wesentlicli anderen GesichLspunkten aus gewach- 
sen sein. Und wenn ich, wie schon gesagt, bereitwilligst zugebe, dass jede 
geschichtliche Erörterung, bei der es sich nicht um die Feststellung der That- 
sachen, sondern um die Auffassung, um die Beurtheilung der Bedeutung der- 
selben handelt, in gewisser Weise eine einseitige sein muss, so wird sie darum 
keine nutzlose sein ; einer allgemeingültigen .\uffassung, so weit davon über- 
haupt die Rede sein kann, wird man sich nur dann mehr und mehr nähern 
können, wenn für jede relativ berechtigte Auffassung möglich.st alles wirklich 
geltend gemacht wird, was sich auf Grundlage der festgestellten Thatsachen 
dafür geltend machen lässt. 
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mßie Forschungen Ober die Geschichte der Reichsverfassung zunächst in 
der staufischen Periode, mit welchen ich mich seit Jahren beschäftigte, boten 
mir fortwährend Veranlassung, auch diesen und jenen Punkt der Reichs- und 
Rechtsgeschichte Italiens bestimmter ins Auge zu fassen. Waren es auch zu- 
nächst die staatsrechtlichen Verhältnisse des deutschen Königreiches, denen 
ich meine Aufmerksamkeit zuwandtc, so war doch nicht ausser Acht zu lassen, 
dass dieses durch Jahrhunderte mit zwei anderen Reichen, dem italienischen 
und dem burgundischen, vereint war. Allerdings zunächst nur durch die Person 
des Herrschers. Wird aber ein solches Verhältniss doch immer die Vermu- 
thung mannichfacher Wechselwirkung nahe legen, so ist dasselbe gerade hier 
um so beachtenswerther , als in der kaiserlichen Würde des gemeinsamen 
Königs noch ein höherer Rinigung.spunkt gegeben war, der leicht den Ausgang 
bieten konnte für ein allmähliges Vei'wischen des Unterschiedes der König- 
reiche, für eine einheitlichere Gestaltung der gesaminten vom Kaiser be- 
herrschten Ländermassen. Ich glaubte daher bei Untersuchung der einzelnen 
Bestandtheile der deutschen Verfassung immer zugleich die entsprechenden 
Verhältnisse Burgunds und insbesondere Italiens beachten zu sollen, suchte 
mir zu vergegenwärtigen, in wie weit Ergebnisse der Forschung, welche bei 
einer Beschränkung auf Deutschland gesichert schienen, nun auch jenseits der 
Alpen als massgebend zu betrachten seien, in wie weit überhaupt von einer 
gemeinsamen Verfassung des Kaiserreiches oder wenigstens einer grösseren 
Annäherung der Verfassungsverhältnisse der verschiedenen Königreiche die 
Rede sein könne. 

Es ist nicht zu läugnen, dass sich da wohl im Laufe der Zeit diese und 
jene Ausgleichung ergab, dass, wenn man im zwölften Jahrhunderte begann, 
die verschiedenen Königreiche in dem einen .\usdnicke des Kaiserreichs zu- 
sammenzufassen, auch die Entwicklung der Verfassung sich in mehr einheit- 
licher Richtung bewegte ; es mag genügen, daran zu erinnern, wie mit dem 
Aufhören der dreifachen Kanzlei nun die Leitung der gesummten Geschäfte 
des Kaiserreichs in der Hand des einen Hofkanzlers vereinigt war. Aber 
überall zeigt sich doch bald, wie wenig hier von einer tiefergreifenden Aus- 
gleichung die Rede sein kann. .Sah ich mich bei meinen Unter.suchiuigen schon 
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bezflglich Deut^cbland.s iil)prall auf oin Au.seinanderhalten der Theile aufs be- 
stimmteste hingewiesen, ergab sich da selbst für die Verhältnisse des öffent- 
lichen Rechts, dass diese in den einzelnen deutschen Ländern vielfach ver- 
schieden gestaltet waren, dass die Gemeinsamkeit des Königthums doch nur 
bis zu einer bestimmten, oft schnell erreichten Gränze hin eine einheitliche 
Entwicklung der \'erfassung zur Folge gehabt hatte, so machte sich das bei 
einer Beachtung der Verhältnisse des gesainmten KaiseiTeiches noch ungleich 
entschiedener geltend. Weniger gilt das für Burgund, wo der Einfluss der Ver- 
bindung mit Deutschland auf die staatlichen Zustände dos Landes sich man- 
nichfach verfolgen lässt. Dagegen ist es für die Entwicklung der öffentlichen 
Verliältnisse Italiens von ganz untergeordneter Bedeutung gewesen, dass gerade 
der deutsche König zugleich König Italiens war. 

Neben grosser Mannichfaltigkeit im Innern stellt sieh nach Aussen hin 
Italien als ein überaus seharfgeschlossenes Rechtsgebiet dar. Für das eine, 
wie das andere haben wir den Ausgang in der Gestaltung des longobardischen 
Königreiches zu suchen. Der Schwerpunkt desselben lag im Norden. liier 
war die Gestaltung des Rechtslebens eine durchaus einheitliche, die breite 
Masse der Halbinsel von Meer zu Meere erfüllend und hin bis zum Höhenzuge 
der Alpen, der bedeutendere Schwankungen in den Gränzen des Reiches nach 
dieser Seite hin ausschloss, überall eine scharfe Scheide bildete, die M^echsel- 
beziehungen mit andern gennanischen Stämmen erschwerte, die bestimmte 
Ausprägung nationaler Eigenthiimlichkeit in jeder Richtung förderte. M'^enn 
bei der Geschlossenheit des Reichs nach dieser Seite hin später den Einwir- 
kungen, welche von den Gränzreichen her erfolgen konnten, überall ein und 
dasselbe scharf ausgeprägte italienische Wesen entgegenteat, welches in seiner 
hier durchaus einheitlichen Gestaltung fremden Einflüssen weniger zugänglich 
sein konnte, so hat das Unfertige des Longobardenreichs nach anderer Seite 
hin auch wieder einer grossen Mannichfaltigkeit der Entwicklung freien Spiel- 
raum gelassen. Der E.xarchat, die Pentapolis, der Dukat von Rom wurden 
von longobardischer Herrschaft kaum beriihrt; und auf Jahrhunderte hin lässt 
sich da noch ein scharfer Gegensatz vorwiegend römischen und vomiegend 
longobardischen Wesens erkennen. Und wieder war der Zusamnieidiang der 
südlichen Herzogthümer Spoleto und Benevent mit dem Königi'eiche ein so 
loser, dass es nicht befremden kann, wenn sich manches hier eigenthümlich 
gestaltete, wenn, so weit die Einrichtungen des longobardischen Reiches dafür 
massgebend waren, die einheitliche Entwicklung sich vielfach auf Obcritalien 
und Tuszien beschränkt. 

Die fränkische Herrschaft hat dann freilich manches geändert. Das Lon- 
gobardenreich endete zu einer Zeit, wo den Franken ein Herrscher gebot, dem 
es nicht genügte, das christliche Abendland nur zu unterwerfen; es sollte aus 
demselben ein einheitlich gestaltetes .Staafswesen geschaffen werden auf Grund- 
lage der \'erfassung des hciTschcnden .Stammes und einer Weiterbildung und 
Umgestaltung derselben, wie sie den Aufgal)cn des einen christlichen Kaiser- 
reiches entsprach. Dieser Staatsordnung wurde nun auch Italien eingefügt, es 
wurden die Einrichtungen, die allgemeinen Gesetze des Kaiserreichs auf das- 
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selbe ausgedehnt; selKst da, wo den besnndem Verhältnissen des I,andes 
Rechnung getragen, dieselben besonders geregelt wurden, tritt doch überall die 
Richtiuig hen'or, sie den für das Ganze massgebenden Gesichtspunkten mög- 
lichst anzupassen. 

Das musste freilich vielfach aiisgleichend auf die innern Gegensätze ein- 
wirken ; fr-ankisclie Einrichtungen erstreckten sieh jetzt gleichmässig älter die ' 
longobardischen und die rftmischen Theile des Landes. Aber nach anderer 
.Seite brachte es auch schärfere .Scheidung. Das Herzogthum Benevent blieb 
unabhängig, oder stand doch nur zeitweise in so loser Verbindung mit dem 
Reiche, dass von nachhaltiger Einwirkung fränkistdicr Einrichtungen da kaum 
die Rede .sein kann. Auf longobardischer Grundlage, hie und da vielleicht von 
den byzantinischen Küstenstädten her beeinflusst, erfolgte nun die weitere Ent- 
wicklung der Verhältnisse in den Für.stenthümeni des .Südens unabhängig vom 
übrigen Italien. Nicht erst dadurch geschaffen, aber noch w'esentlich geschärft 
wurde dann dieser Gegens.atz, als mit der normannischen Herrschaft auch 
nonnannische Einrichtungen melir und mehr festen Fuss fassten. Das apulische 
oder sizilische Reich liildete ein eigenes scharfgeschlossenes Rechtsgebiet, dem 
übrigen Italien so fremd gegenüberstellend, dass kaum ein Gefühl engerer 
Zusammengehörigkeit blieb, dass man den Namen des Ganzen nur noch auf 
den Norden und die Mitte der Halbinsel bezog, dass der herrschende .Sprach- 
gebrauch Italien und Apulien als ganz verschiedene Länder betrachtete. 

Für die Entwicklung der Rechtsverhältnisse Italiens in dieser engeren 
Begränzung ist nun die fränkische Herrschaft allerdings sehr massgebend ge- 
wesen; gar manche Einrichtung, die sich in Italien .lahrhunderte lang gehalten 
hat, hier wohl noch fortbestand und weiterentwickcit wurde, als sie in andern 
FVankenreichen längst der Vergessenheit anheimgefallen war, ist als lediglich 
fränkischen Ursprunges aufs bestimmteste zu erweisen. Aber andererseits wird 
man diesen fränkischen Einfluss doch nicht überschätzen dürfen. Das feste 
Gefüge der auf eine umfassende schriftliche Gesetzgebung gestützten Rechts- 
ordnung eines .Staatswesens, das eine lange Vergangenheit hinter sich hatte, 
das durch natürliche Gränzen, durch eine schon bestimmter ausgeprägte Volks- 
thümlichkeit von den Nachbarländern geschieden war, musste an und für sich 
den Erfolg aller Versuche erschweren, es den andern Reichstheilen gleich- 
förmig zu gestalten. Und weniger als in andern Reichsländern scheint das hier 
auch nur in der Absicht gelegen zu haben. .Schon äusserlich wird das Reich 
der Longobarden doch noch vielfach von dem der Franken unterschieden; 
durch die Bestellung besonderer Könige Italiens erhält das noch bestimmteren 
Ausdruck. Manches Gesetz, d.as für die Gesammtheit des Kai.serreiches be- 
stimmt war, hat in Italien erweislich niemals Anwendung gefunden; manche 
Einrichtung, deren Ausdehnung auf Italien zweifellos in der Absicht lag, ist 
hier nie zur Ausführung gekommen oder gar bald wieder in Vergessenheit 
gerathen; anderes hat nur sehr langsam festen Fuss gefasst und doch fast 
nirgends in voller Uebereinstimmung mit den andern Frankenreichen; überall 
macht sich der modiflzirende Einfluss longobardischer Anschauungen und Ein- 
richtungen geltend, das von den FrankeTi Ueberkommene bleibt oft nur dem 
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Namen nach. Und damit mindert sich natürlich auch die Bedeutung des früher 
betonten ausgleichenden Einflusses auf den Gegensatz der longobardischen und 
romanischen Landestheile. Die fränkischen Einrichtungen, welche in beiden 
gemeinsam Eingang fanden, haben weder an und für sich alle Verhältnisse 
auch nur des öffentlichen Kechtslebens umfasst, noch sind sie dort und hier 
gleich gestaltet; wie sie dort dem umgestaltenden Einflüsse des longobardischen 
Landesbrauches unterlagen, so hier dem des romanischen. Auf diesen Grund- 
lagen musste sich das Rechtsleben des Landes um so bestimmter selbstständig 
ge.stalten, als die Zeit der unmittelbaren Verbindung mit dem fränkischen 
Reiche nur eine kurze war, für die eigenen Könige des Landes aber, wenn ein 
bestimmterer Gegensatz gegen fränkisches Wesen ihnen auch fremd war, doch 
andererseits jede Veranlassung fehlte, den besonderen Bedürfnissen, den alt- 
hergebrachten Gesetzen und Bräuchen des Landes gegenüber an den Bestim- 
mungen der fränkischen Reichsgesetzgebung festzuhalten, dem Eortwirken oder 
Wiederaufleben longobardischer Einrichtungen zu widerstreben. So ist es erklär- 
lich, wenn die öflTentlichen Verhältnisse Italiens sich vielfiich auch in sulchen 
Dingen ganz eigenthiimlich entwickelten, bei welchen in allen anderen aus der 
fränkischen Monarchie hervorgegangenen Reichen das Eortwii'ken der früheren 
einheitlichen Gestaltung sich noch weithin verfolgen lässt. 

Die deutsche Herrschaft aber hat diese Sonderstellung des Reiches in 
keiner Weise beirrt; von einer ähnlichen Uebertragung fremder Einrichtungen, 
wie sie die fränkische Herrschaft mit sich brachte, ist da in keiner M'eise die 
Rede. Der deutsche König wird zugleich König Italiens; er tritt einfach ein in 
dessen Stellung und Rechte, regiert das Reich nach Gesetz und Herkommen, 
wie er es vorfindet. Gewiss hatte die Vereinigung beider Kronen seit dem 
ersten Otto manche wichtige Umgestaltungen in den öflTentlichen Verhältnissen 
Italiens zur Folge. Aber diese waren nicht etwa bedingt durch die entspre- 
chenden deutschen A’erhältnisse , es lag ihnen kein Streben nach einheitlicher 
Gestaltung beider Reiche zu Gnmde. Es waren Umgestaltungen, welche zu- 
nächst durch den Umstand veranlasst wurden , dass der Herrscher nun 
allerdings nur ausnahmsweise im Lande verweilte, Abwesenheit desselben die 
Regel war. Aber was da vorzukehren war, knüpft überall an das im Lande 
selbst Gegebene an; die Vereinigung mit einem anderen Reiche überhaupt, 
nicht die Vereinigung gerade mit Deutschland war da das Massgebende. Selbst 
da, wo zur Gemeinsamkeit des Königs noch engere politische Verbindungen 
beiderseitiger Landestheile hinzukamen, bleibt die scharfe .Scheidung des Rechts- 
lebens. Die politische .Sonderstellung der Mark Verona ist wohl an und für 
sich nicht ohne allen Einfluss geblieben, lässt sie mehrfach als besondern 
Rechtskieis erscheinen; aber es ist das nic^t bedingt durch eine grössere An- 
näherung an deutsche Einrichtungen; dass der Herzog von Kämthen durch 
anderthalb Jahrhunderte zugleich Markgraf von Verona war, scheint in dieser 
Richtung fast ohne alle Rückwirkung geblieben zu sein. Selbst da, wo eiu ein- 
ziger Fürstensprengel, wie der von Aglei oder Trient, Theile beider Rechts- 
gebiete umfasste, bleiben die schärfsten Gegensätze des Rechtslebens unver- 
wischt nebeneinander bestehen. Es ist richtig, dass im Laufe der Zeit die 
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Vereinigung beider Kronen mehr und mehr den Cliarakter einer deutschen 
Herrschaft über Italien gewann, dass das Land vorwiegend durch Deutsche 
verwaltet, die Aeinter des Reichs, wohl auch die der Kirche fast nur mit 
Deutschen besetzt wurden. Al>er es lässt das nur um so deutlicher hervor- 
treten, wie wenig eine Richtung auf Ausgleichung der Gegensätze vorhanden 
war. Wenn einst der uingestaltende Einfluss der fränkischen Herrschaft viel- 
fach weniger durch die ausdrückliche Absicht des fränkischen Herrschers, als 
dadurch herbeigeführt gewesen zu sein scheint, dass die fränkischen Reichs- 
beainten die ihnen geläufigen Formen der Verw'altung und des Gerichts auch 
in Italien zur Anwendung brachten, so wurde Italien von den deutschen Be- 
amten durchaus in den landesüblichen Formen, nach den einheimischen Ge- 
.setzen und Bräuchen regiert. Allerdings hat das italienische Rechtsleben gerade 
während der deutschen Herrschaft die tiefgreifendsten Umgestaltungen erfahren. 
Aber diese waren in keiner Weise von Deutschland her beeinflusst; es waren 
die auf der Halbin.sel selbst bestehenden Gegensätze, welche da wirksam wurden. 
Der Einfluss, welchen die Erneuerung der wissenschaftlichen Beschäftigung 
mit dem rümischen Rechte insbesondere auch auf die Verhältnisse des iiflent- 
lichen Rechtes übte, ging von der Romagna aus, knüpft sich aufs engste an 
die alte .Sonderstellung dieses Landestheiles an. Als sich dann nach längerer 
Unterbrechung eines wirksamen Eingreifens von Deutschland her dem Kai.ser 
Friedrich 1 die Aufgat« einer wesentlichen Neugestaltung der Reichsverwaltung 
Italiens bot, zeigt sich wieder nirgends ein Anschluss an deutsche Vorbilder, 
ist es überall die neue, im Lande selbst erwachsene Entwicklung, welche in 
seinen Einrichtungen zum Ausdnieke gelangt Wohl hat dann später der zweite 
Friedrich eine einheitliche Umfonnung des g.mzen Stiatswesens versucht; aber 
auch da waren es nicht die A'erhältnisse Deutschlands, sondern die sizilischen, 
welche zum Vorhilde dienten, h.andelte es sich um eine Richtung, welche gerade 
zum deutschen Wesen ira schärfsten Gegensätze stand. 

Gewiss zeigt sich neben den schärfsten Gegen.sätzen wieder manches 
Gemeinsame, manches gleichartig Gestaltete im deutschen und italienischen 
.Staatswesen jener Jahrhunderte. Aber die genauere Untersuchung ergibt 
durchweg, dass das in Italien nicht erst Folge der deutschen Herrschaft ist, 
dass dafür, so weit es nicht schon auf altgermanische Wurzeln zurückgeht, in 
den einheitlichen Einrichtungen des Karolingerreiches der Ausgangspunkt zu 
suchen ist. Dass in Einzelnheiten allerdings die lange Verbindung des italie- 
nischen mit dem deutschen Reiche auf eine Annäherung der beiderseitigen 
Einrichtungen hinwirkte, ist nicht zu läugnen. Aber es handelt sich dabei lange 
auch nur um Einzelnheiten, welche für das Ge.sammtvcrhältniss kaum ins Ge- 
wicht fallen, bei denen kaum irgendwo anzunehmen ist, dass eine bewusste 
Richtung auf Ausgleichung der Unterschiede wirksam war, bei welchen man 
oft gewiss nur zufällig, durchweg unwillkürlich den Brauch des einen Reiches 
auch auf das andere übertrug und nur desshalb übertragen konnte, weil er die 
tiefergreifenden Gegen.sütze unlteriihrt liess oder mit ihnen leicht in Ueberein- 
stimmung zu bringen war. Treten aber später solche Einwirkungen häufiger 
und bestimmter hervor, so ergibt sich zweifellos, dass in den bei weitem seltenem 
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Fällenitalien der enipfängende, Deutschland der einwirkende Theil war. Häu- 
figer lässt sich nachweisen, dass die Einwirkung von Italien her erfolgte. Bei 
einer .Sachlage, welche Italien als das beherrschte, Deutschland als das herr- 
schende Reich erscheinen lässt, müsste dieses Vcrhaltniss billig befremden, 
hätten wir irgend Grund zu der Annahme, dass bei der Staatsgewalt selbst 
irgendwelche Tendenz auf Herstellung grösserer Einförmigkeit des Staats- 
wesens vorhanden gewesen wäre. Aber um so erklärlicher wird dieses Ver- 
hältniss, wenn wir beim Fehlen solcher Tendenz alles zurückzuführep haben 
auf den durch die politische Verbindung bedingten regeren Verkehr, die da- 
durch herbeigeführte genauere Kenntniss der Einrichtungen des -Schwester- 
reiches. Denn einmal war es da gerade die herrschende Stellung der Deutschen, 
welche w eniger den Italiener zum Norden, als den Deutschen zum Süden führte, 
welche den Deutschen als Reichsbeamten nöthigte, den fremden Brauch sich 
anzueignen, an den er jenseits der Alpen sich zu halten hatte. Und weiter, 
wer könnte läugiien, dass an und für sich Ibüien damals mehr zu bieten, als 
zu empfangen hatte, dass die höhere Bildung des Landes, die fortgeschrittenere 
Entwicklung auf den meisten Gebieten des geistigen und inaU'riellen Lebens 
den Deutschen zur Schätzung und vielfach auch zur Ueberschätzung alles dessen 
führte, w’aserdort kennen lernte, ihnantrieb sich dasselbe zu eigen zu machen ; 
es ergab sich da zweifellos vielfach ein Verhältniss, welches aufs lebhafteste 
erinnert an die Hochachtung, welche zur Zeit der Wanderungen die Germanen 
an den Tag legten gegen die Formen des altehrwürdigen Römerreiches, in 
welches sie doch als .Sieger eindrangen. 

Es entspricht dem nur, wenn es nicht gerade die früheren Zeiten engster 
politischer Wechselwirkung sind, in welchen dieser Einfluss Italiens auf die 
deutschen Verhältnisse sich stärker geltend macht, dass er bestimmter erst 
dann hervortritt, als von wirksamer deutscher Herrschaft in Italien kaum mehr 
die Rede, wohl aber noch immer der durch jene begründete rege Verkehr, die 
Kenntniss und Hochschätzung italienischen Wesens lebendig waren; anderer- 
seits aber die alten Formen des deutschen Staatslebens mehr und mehr sich 
lockerten und zersetzten, fremden Einwirkungen damit ein freierer Spielraum 
geschaffen wurde. Auf die rechtliche Stellung des deutschen Königs als solchen 
hatte es in den Zeiten, als dem kaiserlichen Namen noch kaiserliche Gewalt 
entsprach, kaum einen Einfluss geübt, dass er zugleich die römische Kaiser- 
krone ti'ug. Gerade daim erst, als fast nur noch der Name geblieben w'ar, tritt 
in Deutschland selbst der Begriff des deutschen Königs vielfach vor dem des 
Kaisers zurück, werden seine thatsächlich immer mehr beschränkten Befug- 
nisse wenigstens theoretisch angeknüpft an die .Stellung, welclu' dem Kaiser 
die Lehre Italiens zuwies. Hier aber hatte schon lange die .Scheidung zwischen 
dem römischen Kaiser und dem Könige Italiens sich mehr verwischt, eigen- 
thümliche Befugnisse beider waren da maunichfach miteinander verschmolzen; 
der Begriff des Kaiserthums hatte da manches in sich aufgenommeu, was nicht 
altrömischcn, noch kirchlichen, sondern einfach italienischen Ursprunges war, 
nun aber nichtsdestoweniger als Befugniss des Kaiserthums an und für sich 
austandlos auch in Deutschland Eingang fand. Politische Gesichtspunkte waren 
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da frewiss am weuigstoii wirksam ; wo die besondere Gestaltung der deutschen 
Verfassung nicht im Wege stand, da Hess man auch auf staatsrechtlichem (Je- 
biete sich unwillkürlich von der Rechtsichre Italiens bestimmen, welche auf 
der (irundlage des römischen Weltrechtes fussend den Anspnich auf allge- 
meingültige Anwendbarkeit erheben konnte. Nicht die deutschen Kaiser, son- 
dern die deutschen Gelehrten haben die Gesetzbücher Justinians und was sich 
daran angeknüpft hatte über die .\lpcn gebracht und damit in einer Zeit, in 
welidier der politische Vertiand beider Reiche nur noch ein sehr loser war, eine 
Beeinflussung des deutschen Ri'chtslebens von Italien her bewirkt, der gegen- 
über alles bedeutungslos erscheinen mag, was in dieser Richtung sich früher 
aus der engem staatlichen Verbindung beider I.änder ergeben hal)cn mochte. 

Daiijit ist denn gerade dem Deutschen die Beschäftigung mit der Rechts- 
geschichte Italiens besonders nahe gelegt. Gewiss schon wegen der engen 
Verknüpfung der Geschicke beider I^änder in früherer Zeit, welche doch an 
und für sich trotz der scharfen Scheidung der beiden Rechtsgebiete von jeder 
genaueren Untersucliung über geschichtliche Ereignisse und Zustände des einen 
auch eine Erweiterung unserer Kemitniss der gleichzeitigen Verhältnisse des 
andern erwarten lässt. Aber ungleich bestimmter noch wegen der Aufnahme 
der Ereindrechte; damit hat es sich gefügt, dass lüele Partieen der italie- 
nischen Rechtsgeschichte geradezu auch als Ifestandtheile der deutschen zu 
fassen sind, insofern die Aufgabe dieser nicht darauf zu beschränken ist, nur 
die Entwicklung des auf deutscher Grundlage in Deutschland .selbst enn'ach- 
senen Rechtes zu verfolgen, sondern auch dem nachzugehen, was zur Gestal- 
tung des sfwitern so vorwiegend durch die Fremdrechte bestimmten Rechts- 
zustamles führte. Denn es handelt sich ja keineswegs nur um den äus.serlichen 
Umstand, dass uns diese gerade von Italien zukamen. In weitem Umfange war 
es ja geradezu italienisches Recht, welches rczipirt wurde. Das longohardische 
Lehnrcclit dürfen wir da nur nennen. War das kanonische Recht auch nie nur 
tür die Bedürfnisse eines einzelnen Landes berechnet, es konnte doch nicht 
anders sein, als dass für die Gestaltung desselben der Umstand von weitgrei- 
fendster Bedeutung war, dass der Mittelpunkt der ganzen kirchlichen Ordnung 
in Italien lag, vieles iu unmittelbarem Anschlüsse an italienische Rcchtsan- 
schauungen und italienische A'erhältnisse seine bestimmtere Fonn gewann. 
Und was das römische Recht betrifft, so würde schon dann, wenn es sich dabei 
auch nur um die Anerkennung der Justinianeischen Rechtsbücher als geltenden 
Reichsrechtes gehandelt hätte, do<’h zu beachten sein, dass diese nur ermög- 
licht war durch einen vorhergehenden, in Italien sich vollziehenden Prozess, 
durch eine gelehrte Thatigkeit, welche sich den lautern Quellen des römischen 
Rechtes w'ieder zuwandte, die dann auch die Mittel und Wege fand, ihren 
Bestrebungen im thatsächlichen Rechtsleben zu immer weitergreifender Gel- 
tung zu verhelfen. Aber es handelte sich ja keineswegs nur um die dadurch 
ermöglichte und veranlasste Rezipirung des Te.xtes der römischen Rechts- 
bücher in Deiitschlcnd. Mit iliesem ül>ernahni man die an denselben sich 
anknüpfenden Arbeiten der italienischen Juristen, wurde die Auffassung und 
Weiterentwicklung, welche das römische Recht durch diese erfahren batte, in 


Digitized by Google 



8 


R I n ] f* i t u n fr. 


weitestem Masse aiieli flir Deutsehlaiid massgebend. Diese aber, wie das von 
vornherein anzunehmeti, wie das in einzelnem vielfach erwiesen ist, hatten sich 
dabei vorzugsweise durch die besondem Hechtsgewohnheiten Italiens bestnnraen 
lassen. Auf den Titel des römischen Kaiserrechtes fand italienisches Sonder- 
recht in romi.scher Umhüllung so vielfach seinen Weg auch nach Deutschland, 
dass ein neuerer Forscher bei Behandlung eines dieses Verhältniss besonders 
deutlich hervortreten lassenden Gegenstandes geradezu die Frage aufwirfl, ob 
es nicht bezeichnender w’äre, wenn wir statt von der Rezeption des römischen 
Rechtes in Deutschland von der Rezeption der italienischen Jurisprudenz reden 
würden. ‘ Ks wird die Behauptung nicht zu weit greifen, dass für die geschicht- 
liche Würdigung der spätem deutschen Rechtszustände die italienische Rechts- 
geschichte kaum mindern Werth hat, als die altrömische, dass es keineswegs 
genügt, nur die äussere Geschichte des römischen Rechtes in Italien zu ver- 
folgen, nur den Weg genauer zu bezeichnen, auf dem dasselbe uns zugekom- 
men, ohne auf die Umwandlungen zu achten, welche es auf diesem Wege er- 
litten hat. 

Die Rechtsgeschichte Italiens als Ganzes ist freilich noch erst zu schreiben; 
gewiss die lohnendste, vielleicht aber auch die schwierigste Aufgabe, welche 
auf dem Gebiete geschichtlicher Rechtswissenschaft zu lösen w'äre.* So be- 
deutend die Leistungen der neuem Forschung auf einzelnen Gebieten der ita- 
lienischen Reichs- und Rechtsgeschichte sind, so überaus fühlbare Lücken 
finden sich auf anderen. Die neueren rechtsgeschichtlichen Forschungen italie- 
nischer Gelehrten fassten, so weit es sich um die Gesammtheit des Landes 
handelte, mit Vorliebe frühere Perioden, insbesondere die loiigobardische Zeit 
ins Auge. Ueber einzelne Städte, einzelne Landestheile liegen auch für die 
späteren Perioden manche überaus tüchtige Leistungen vor; aber bei der so 
mannichfaltigen Gestaltung des italienischen Rechkslebens können sftlche Ar- 
l>eiten doch nur sehr nngenügenden Ersatz für Forschungen bieten, welche das 
gesammte (iebiet, wenn auch zunächst weniger eingehend, l>eachten würden. 
Mehr war das bei deutschen Forschungen der Fall. Die deutsche Verfassungs- 
geschichtc von Waitz, wenn sie gleich die italienischen Verhältnisse nur neben- 
bei behandelt, ist dennoch auch fiir diese von besonderer Wichtigkeit, weil 

!• Briegleb Executirprozesi« 1, 26. Wenn sich da durch die Untersuchunj^^n Ton 
Hcubler, Zeitschr. für R<*cbt.'.ge,schichte 6. 127 ff., bezüglich des gerade in Frage stehen* 
den Kalles einiges anders ge.wtaltet, so wird das die Richtigkeit der Bemerkung im 
allgemeinen nicht beeinträchtigen. 2 , Schwerlich mr>chte die laOsung jemandem leichter 
gelingen, als einem Italiener, bei dem zu dem Antriebe, welcher in der Behandlung 
eines an und für sich so bedeutenden Stoffes liegt, noch das Bcwu.«tstsein käme, damit 
eine der glänzendsten Seiten der Vergangenheit der eigenen Nation der europäischen 
Wissenschaft zugänglicher zu machen; der unterstützt durch die genauere Kenntnies 
von fjand und I/euien. durch vielfache Verbindungen, wie sie nur dem Kinbeimiseben 
geboten zu sein pflegen, da jedem fremden Forscher überlegen sein würde, wenn ihm 
zugleich die genauo.ste Kenntniss der Methode und der Ergebnisse der gerade auf rechts* 
geschichtlichem Gebiete so bedeutenden Bestrebungen der deutschen Wis.seoschaft zu 
Gebote ständen. Und sollte mein Freund Francesco Schupfer argwöhnen, das.s die.se 
Bemerkung zunächst an seine Adresse gerichtet sei, so würde ich nichts dagegen einsu' 
wenden haben. 
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hier zuerst die Gesammtverfassung des fränkischen Reichs eine genügende 
Darstellung erhalten hat, damit aber ein festerer Boden für die Beantwortung 
der wichtigen Frage gewonnen ist, in wie weit fränkische Einrichtungen auf ' 
das Rechtsicben Italiens Einfluss genommen haben. Freilich ist auch dieses ' 
Werk noch nicht über die karolingische Periode hinausgelangt, und seiner An- i' 
läge nach wird es auch im weiteren Verlaufe die Zustände Italiens kaum ein- 
gehender berühren, als die Rücksicht auf den llauptgegonstand das erfordert. 
Deutsche Forscher haben sich dann freilich vielfach auch den spätem Perioden 
zugewandt Wo das im engeren Anschlüsse an die deutsche Kaisergeschichte 
geschah, wurde natürlich vorzugsweise nur das beachtet, was zum richtigem 
Verständnisse der einzelnen italienischen Züge diente, so dass dadurch wohl 
eine Reihe der wichtig.sten Aufschlüsse über Einzelnes gewonnen wurde, aber 
zu einer mehr zusammenhängenden Durchforschung der verschiedenen Seiten 
des öflentlichen Lebens Italiens der nächste Gegenstand weniger Veranlassung 
bot Die Forschungen aber, welche von vornherein die Verhältnisse Italiens 
zum Ausgange nahmen, w'andten sich mit begreiflicher A'orliebe vorzugsweise 
nur einer Seite derselben zu, der Entwicklung des städti.sohen Wesens; und so 
mannichfache Aufklämng sich damit zugleich für andere Gebiete ergab, so 
konnten sie eine mehr gleichmässige Durcharbeitung des gesummten Stofies 
doch nicht ersetzen und führten, wie mir scheint, doch wohl hie und da zu 
einer Ueberschätzung des massgebenden Einflusses städtischen Wesens auf 
die Gestaltung der Verfassungsverhältnisse des ge.sammten Landes, zu ehier 
Unterschätzung solcher Faktoren, welchen eine ähnliche gründliche Behand- 
lung bisher nicht zu Theile wurde. Noch ausschliesslicher beschäftigt sich das 
gewaltige Werk Savigny's, dem sich für den longobardischen Rechtskreis die 
trefflichen j\rbeiten Merkels ergänzend anschliessen, zunächst nur mit einer 
bestimmten .Seite der italienischen Rechtsgeschichte, und auch diese, zumal für 
spätere Zeiten, vorzugsweise nur in einer Richtung verfolgend; ist die Ge- 
schichte der gelehrten Bearbeitung des römischen Rechtes in Italien hier in 
einer Weise durchgeführt, die wesentliche Ergänzung kaum noch gestattet, so 
blieb die Untersuchmig der Rückwirkung derselben auf das thatsächliche 
Rechtsleben, des uingestaltenden Einflusses, den die erneuerte wissenschaft- 
liche Beschäftigung mit dem römischen Rechte auf dieses in den verschieden- 
sten Richtungen ausübte, und umgekehrt die Untersuchung der Einwirkung 
des in Italien thatsächlich geltenden Rechtes auf die Auffassung der geleluten 
Romanisten, vom Plane ausgeschlossen, l.'nd auch von andern ist dieser so 
bedeutsame Prozess nur in Einzelnheiten berührt und erforscht; Arbeiten, wie 
etwa die Brieglebs über eine Einzelnheit des Prozesses, machen es für das 
Gesammtgebiet nur um .so fühlbarer, wie wesentliche Lücken hier der Ergän- 
zung harren. .So ist denn unsere Kenntniss der Reichs- und Rechtsgeschichte 
Italiens zumal in den Zeiten der deutschen Herrschaft eine überaus ungleiche. 

Liegen für einzelne Seiten derselben die gründlichsten neueren Forschungen 
vor, so sind wir für andere noch immer wesentlich nur auf das angewiesen, 
was Muratori darüber zusammcnstellte, während wieder andere meines Wissens 
überhaupt einer eingehenderen Erörtung nie unterzogen wurden. 
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Wo .solche I,iickeii vorlmiidcn .sind, dürfte jeder Beitrag zur Füllung der- 
■selbei) willkonnncn sein. Die Untersuchungen, welche ich hier vorlege, ergaben 
sich zunächst ans einem mir durch andere Arbeiten nahegelegten Eingehen 
auf die Frage, in wie weit für das Reichsgerichtswesen der staufischen Zeit in 
Italien dieselben Grundsätze massgebend waren, wie in Deutschland, in nie 
weit insbesondere auch in Italien eine .Scheidung zwischen dem Richter und 
den Urtheileni und ein Urtheilen durch Genossen .stattfand. Dass das im all- 
gemeinen für diese Zeit zu verneinen sei, ergab sieh leicht; um so grössere 
Schwierigkeiten boten sich dann aber bei einem Eingehen auf die weitere Frage, 
ob der hier hervortretende scharfe flegensatz deutscher und italienischer Ein- 
richtungen erst ein Ergebniss der von Bologna ausgehenden wissenschaftlichen 
Bestrebungen, oder aber schon in früheren Ferioden vorhanden war; eine 
Frage, welche um so näher lag, als namhafte Forscher, freilich unter Wider- 
spruch, einen ähnlichen Gegensatz schon zwschen dem altlongobardischen 
Gerichtswesen und dem anderer germanischer .Stämme glaubten annehiuen zu 
müssen. Der Mangel an Vorarbeiten nöthigte mich, einer Reihe von V^erhält- 
nissen, welche für die Beantwortung jener Frage von Bedeutung schienen, in 
den Quellen näher nachzugehen. Und dabei war es dann bald nicht mehr allein 
die Rücksicht auf den nächsten Zweck, von der ich mich bei meinen Unter- 
suchungen leiten liess; wo der Gegenstand mich anzog, wo die Forschung mir 
einzelne Lücken der bisherigen Bearbeitung besonders fühlbar machte oder zu 
Ergebnissen zu führen .schien, welche von der bisherigen Annahme abwichen, 
suchte ich mir die Verhältnisse so weit klar zu machen, als das mir zu Gebote 
stehende Material das gestattete, ging auf manches näher ein, was zum Ilaupt- 
gegenstande meiner Untersuchung kaum noch in näherer Beziehung stand, von 
diesem Gesichtspunkte aus jedenfalls nicht so weit zu verfolgen war. .So er- 
gaben sich eine Reihe von Untersuchungen, welche einerseits mit dem Reichs- 
gerichtswesen oft kaum mehr bestimmter Zusammenhängen, andererseits aber, 
da die Forschung zunächst lediglich die Beantwortung jener Einzelfrage iin 
Auge hatte, auch wieder keineswegs sich auf alle .Seiten des Reichsgerichts- 
wesens erstrecken. Durch das Ausgehen von dieser Einzelfrage war denn auch 
eine Anordnung bestimmt, welche bei einer Berücksichtigung anderer Gesichts- 
punkte sich wohl vielfach zweckmässiger hätte gestalten lassen; manches, was 
an und für sich andern behandelten Gegenständen sich ))assender angeschlossen 
hätte, wurde an seinem gegenwärtigen Orte nur desshalb eingereiht, weil es 
gerade hier mit der Beantwortung der Hauptfrage in engem Zusammenhang 
trat, während bei allen Voruntersuchungen von einem nähern Eingehen auf 
diese, welche zunächst als unerledigt zu betnichten war, auch da abgesehen 
wurde, wo das sonst der Gang der Forschung nahe gelegt haben würde. Indem 
ich mit einigen allgemeinen Untersuchungen über das italienische Gerichts- 
w'esen, insondere den Bann beginne, handle ich weiter von den Vorsitzenden 
im Ilüfgerichte und in den andern Reichsgerichten, dann von den Beisitzern, 
um schliesslich die Frage zu erörtern, von der ich ausging, in wie weit die 
Funktionen des Richtens und Urtheilens ge.schieden waren. 
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1. DIE GEKICriTSURKUXÜEN. 

1 . — Die Hauptquelle flir die Geschichte des Gerichtswesens in Italien 
sind die in grosser Zahl erhaltenen Geriehtsurkundeti. Für ihre Scheidung von 
andern Arten von Urkunden ist weniger ihr Inhalt, als die Form das mass- 
gebende; hat sich, wie das ausnahmsweise auch in Italien wohl der Fall ist, 
der Dericht über eine gerichtliche Verhandlung etwa in einer vom Könige aus- 
gestellten Urkunde erhalten, so werden wir diese desshalb den Gerichtsurkun- 
den im engem Sinne nicht ztmizählcn haben. ' Diese sind durchweg Notariats- 
instrumente, wie das freilich in Italien überhaupt die meisten Beurkundungen 
waren ; sie unterscheiden sich aber von allen andern durch Einhaltung be- 
stinunter, au.sschliesslich in ihnen angewandter Formen. Die bis zur Aenderung 
der Hechtssprache im zwölften .lahrhunderte für sie gebnäucldichen Bezeich- 
nungen, als Notititt, seltener Jiivri-, genauer Iiiilifatinn oder Notitia iudi- 
cati oder iudicatus, gehen durchaus auf die longobardische Zeit zurück; der 
Ausdruck PhaiAtiim bezeichnet in Italien nur die Gerichtssitzung selbst, nicht 
die darüber berichtende Urkunde. Ihren Hauptinhalt deuten .schon die ge- 
naueren Ausdrücke an ; es handelt sich regelmässig um die Beurkundung eines 
Urtheils, einer gerichtlichen Entscheidung über ein streitiges oder auch, worauf 
wir zurückkommen, über ein unbestrittenes Rechtsverhältniss ; ist zumal später 
ein solches Urtheil oft nicht ausdrücklich envähnt, so bildet dann den Haupt- 
inhalt der Urkunde doch eine Handlung des Gerichtes, welche eine solche 
Entscheidung wenigstens stillschweigend in sich schliesst, nur als Ausführung 
derselben erscheint. Der Zweck der Gerichtsurkunde ist der, der Partei, zu 
deren Gunsten die Entscheidung erfolgte, die Möglichkeit zu gewähren, diese 
Entscheidung später bewei.sen zu können; es wird denn auch in den Urkunden 
selbst durchweg angegeben, dass die Notitia gefertigt sei aentritate der 
siegenden Partei ; bei einer allgemeinen Formel für eine Gerichtsurkunde wird 
diese danach in der Ueberschrift ausdrücklich als Notitia pro seenriUUe be- 
zeichnet.^ Daher scheint cs auch, dass in der Regel nur einmalige Aus- 
fertigung stattfand, insbesondere nicht auch die unterliegende Partei eine 

1. — 1. Vgl. Sickel Act» Carolinorum 1, 356. 8. Mon. Germ. L. 4, 604. 
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solche erhielt. Heisst es 747: qimfiior isli. breres comtimih’e — uno lenorf 
comcripti simt\ so erklärt sich das daraus, dass mehrere Personen an der Ent- 
scheidung betheiligt sind; ebenso in einem andern Falle von 1116, wo in der 
Urkunde selbst von mehrfacher Ausfertigung nicht die Rede ist, sich von der- 
selben aber zwei in Einzcinheiten so bestimmt abweichende Texte erhalten 
haben, dass an jener nicht zu zweifeln ist.* Wo ein solcher Grund nicht vor- 
liegt, finde ich nur 1001 bei einer für das Reich als Partei ausgestellten Ur- 
kunde die ausdrückliche Bemerkung: unde diie notiiie uno tinore scripte 
sunt^; da dennoch ausdrücklich bemerkt ist, die Notitia sei gefertigt pro »e- 
curitate pars istius regni, so wird auch hier nicht an eine Ausfertigung für 
beide Parteien zu denken sein, wie sie iin Anschlüsse an römischen Brauch im 
zwölften Jahrhunderte üblich wurde. Es erklärt sich das leicht aus dem In- 
halte des Urtheiles. Dieser war später häufig für beide Parteien von Werth, 
insofern nicht selten in ein und demselben Urtheile der Beklagte bezüglich 
eines Theiles der Klage kondemnirt, bezüglich eines andern absolvirt wurde. 
In den alten Gerichtsurkunden aber finden wir nur Urtheile, welche ausschliess- 
lich für die eine, gegen die andere I’artei lauten; die Fassung ist so, dass 
irgend ein juristischer Werth der Urkunde für die unterliegende Partei nicht 
abzusehen Lst. 

h'ür den Hauptzweck der Urkunden hätte die blosse Mittheilung des Ur- 
theils genügen können; sie würden dann nur einen beschränkten Werth für 
die Geschichte des Gerichtswesens haben. Aber zumal in älterer Zeit begnügte 
man sich damit nicht; die Urkunden theilen auch die Verhandlung, auf welche 
das Urtheil sich stützt, oft sehr ausführlich mit, erzählen den ganzen gericht^ 
liehen Hergang und werden dadurch zu einer überaus wichtigen Quelle für die 
Erkenntniss des gerichtlichen Verfahrens. In dieser Richtung tritt ihnen eine 
andere Quelle zur Seite, die P r o z e s s f o r m e 1 n , welche sich in grosser Zahl, 
selbstständig oder auch den einzelnen Abschnitten des longobardischen Gesetz- 
buches erläuternd zugefügt, erhalten haben. Es sind nicht Anweisungen, wie 
die bezüglichen Gerichtsurkunden anzufertigen sind, sondern wie in Einzel- 
tällen vor Gericht zu verfahren ist. Manche Theile des Verfahrens treten denn 
auch hier allerdings genauer hervor als in den Gerichtsurknnden. Aber im 
allgemeinen sind diese doch die ungleich wichtigere Quelle für das Gerichts- 
wesen; die Verfa.ssung der einzelnen Gerichte lernen wir genauer nur aus diesen 
kennen; und auch bezüglich der Geschichte des Verfahrens ist wohl zu be- 
achten, dass jene Formeln, worauf wir zurückkommen, kaum über das eilfte 
Jahrhundert zurückreichen und durchweg zu Pavia oder unter dem Einflüsse 
der dortigen Rechtsschule entstanden zu sein scheinen, während der Werth 
der Gerichtsurkunden sich dadurch ausserordentlich steigert, dass sich solche 
aus den verschiedensten Zeiten und den verschiedensten Theilen des Reiches 
erhalten haben. 


1. — ] 8« Troya 4, 240. 4. Vgl. Verci EcpI. 3, 19 (danach Dondi 4, 59) mit 

Ughclii 10, 202, in^bCüiondere die Aufzählung der GerichUper^onen. 5» Aiitich. 

1, J27. 
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Bei Benutzung der Gerichtsurkunden ist nun vor allem zu achten auf die 
Unsclhstständigkeit der Fassung, es ist iro Auge zu behalten, dass 
wir die äussere Fassung der einzelnen nur in sehr beschränkter Welse als 
selbstständige Arbeit des betreffenden Notar und lediglich durch den Einzel- 
vorgang bestimmt betrachten dürfen. Wie bei andern Urkunden ergibt, auch 
bei diesen Gerichtsurkunden die oberflächlichste Vergleichung, dass sie nach 
vorliegenden Formularen gefertigt wurden, welchen der Notar die besondern 
Verhältnisse des Einzelfalls einpassU'; so stimmen btüspielsweise zwei Urkun- 
den, ausgefertigt 940 zu Asti und 962 zu Pavia, grossentheils nicht nur wört- 
lich, sondern selbst bezüglich der auffallendsten Sprachfehler überein. ® Die 
selbstständige Thätigkeit des Notar war dabei eine überaus geringe. Nicht 
"blos für das, was allen diesen Urkunden gemeinsam sein konnte, fand er die 
Formel vor; auch sehr verschiedene Einzelfälle mü.ssen in den Formelbüchern 
vorgesehen sein; Angaben, zu welchen sich nur dann und wann nach der Be- 
sonderheit des Einzelfalles Gelegenheit bieten konnte, finden wir an verscliie- 
denen Orten und in verschiedener Zeit so wörtlich übereinstimmend wieder- 
gegeben, dass auch sie auf Grundlage von weitverbreiteten Formularen abge- 
fasst sein müssen. 

3. — Fassen wir in dieser Uichtung zunächst die zeitlichen Unter- 
schiede der Fassung ins Auge, so stellt sich leicht heraus, dass die im 
zwölften Jahrhunderte, zumal in den spätem Zeiten desselben üblichen For- 
mulare in keinem näheren Zusammenhänge mit denen der früheren Zeit stehen ; 
die ganze Anordnung, wie die einzelnen Ausdrücke und Wendungen sind so 
durchaus verschieden, dass nothwendig ein völliges Verlassen der alten, ein 
Uebergeben zu ganz neuen Formularen in der Mitte liegen muss. Finden wir 
längere Zeit die älteren und die neueren Formulare neben einander in (ie- 
brauch, so ergibt sich doch leicht, dass diese im allgemeinen nicht aus einer 
allmähligen Umformung jener entstanden sein können, wenn auch hie und da 
in einer Urkunde Bestandtheile beider zusammengeworfen erscheinen. 

Eben so bestimmt ergibt sich aber andererseits, dass in früherer Zeit 
ein ähnlicher durchgreifender W^e.-h.sel nie stattgefunden hat. Die Formulare, 
welche schon den longobardischen Gerichtsurkunden zu Grunde liegen, sind 
auch bestimmend gewesen für die der fränkischen und der deutschen Zeit. Die 
auf sie zurückgehende Fassung ist noch herrschend im eilften Jahrhunderte 
und lässt sich noch in das zwölfte hinein verfolgen. Ileisst es etwa 776 zu 
.Spoleto: ]>unl — rettedissemus — et (ulessmt nobi«ciim\ weiter aber schon 
ganz ausnahmsweise 1163 zu Parma: Dum — resideret — et adesaent 
cum PO*, und als letzte mir aufgefallene Spur 1 194 zu Faenza: Dum — re- 
aiderent^, so wird das genügen, um noch einen durch die Formulare vermit- 
telten Zusammenhang zwischen diesen durch vier Jahrhunderte getrennten 
.Schriftstücken erkennen zu lassen, wenn derselbe sich auch nur noch in we- 
nigen Worten und deren Stellung zeigt. 


e. Mon. pstr. Ch. I, 144. 196. 
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Denn ungeiinilert blieben die Fornmlare allerdings keineswegs. Sehen 
wir auch von den Aendeningen ab, welche die Willkür der Notare und andere 
mehr zufällige Umstände herbeiführen konnten, so mussten schon die Umge- 
staltungen in der Verfassung und dem Verfahren der Gerichte während einer 
so langen Zeit nothwendig auch Aenderungen in der Fassung der Urkunden 
zur Folge halien. Aber so bedeutend jene auch sein nwliten, nie haben sie 
doch zu einem gänzlichen Fallenkssen der altgewohnten Formen geführt Niu" 
ganz allmählig bequemt sich auch die Fonn der geänderten Sache an. Es 
scheint fast unglaublich, wie sklavisch abhängig die Notare von ihren Vor- 
lagen waren, wie man selbst bei den unabweisbarsten Aenderungen sich docli 
immer möglichst wenig von der alten Formel zu entfernen suchte, wie lange es 
dauerte, bis solche durch die .Sache geforderte Aenderungen im ganzen Gebiete 
Eingang fanden, wie andererseits in ihrem Ursprünge ganz zufällige sprach- 
liche Fehlgriffe durch Jahrhunderte an den verschiedensten Orten nachge- 
schrieben wurden, ohne dass es zu ganz naheliegender Berichtigung kam. Wir 
werden mehrfach darauf zurückkommen; um es sogleich klarer zur Anschauung 
zu bringen, wird es am geeignetsten sein, eine einzelne, häutig wiederkehrende 
Wendung genau zu verfolgen. 

Bei Anführung des Endurtheils wird regelmässig der Ausdruck rectum 
(iiistum) paruit esse gebraucht, eine Wendung, welche schon in der Jongo- 
bardischen Zeit allgemein vorkoinmend, bis weit ins eilfte Jahrhundert hinein 
gerade an dieser Stelle genau so gebraucht wird. Dagegen finden sich nun 
Abweichungen bei Bezeichnung der Personen, auf welche sie sich bezieht. 

In der longobardischen Zeit sind die Urkunden gefasst in der Form eines 
Berichtes der Vorsitzenden Ricliter über das, was vor ihnen geschehen ist und 
was sie gethan haben ; alles, was sie betrifft, ist demnach in der ersten Person 
geschrieben und so heisst es einfach No bis rectum paruit esse. Dieses 
Nobis finden wir dann später noch zu Pisbija 812, Reggio 824, Camerino 
829, Piacenza 8ö9, Mailand 8(J5, ^'alva 872, Casauria 874 und zu Lucca 
häufig 78T} bis 902. Daneben findet sich Nobis omiiihus zu Spoleto 776, 
Lucer» 857. 

Im neunten .lahrhunderte ändert sich nun die Form der Urkunden dahin, 
dass sie nicht mehr als Bericht der Richter ersclieinen, sondern als Bericht 
des Notar über das, was in seiner Gegenwart vorgegangen; eine Aenderung, 
welche, wie wir sehen werden, durch eine Umgestaltung des Gerichtsw’esens 
selbst bedingt war. In jener Formel hätte es nun heissen müssen iJ/s. Aber 
in einer der frühesten die Umgestaltung berücksichtigenden Formeln muss das 
Nobis statt in .Kis in Korum umgewandelt .sein; und dieser zufällige Miss- 
griff hat durch Jahrhunderte die Fassung der Formel bestimmt. Das einfache 
Eorum findet sich zu Turin 827.^ 879, Mailand 859. 1045, Pavia 964. 
1001. 1014. 1018, Arezzo, Marsica 970, Brescia 976. 996, Penne, G-on- 
ZAga 981, .Sale 996, Reggio 1001, Verona 1013, Roncalia 1055 und zuletzt 
noch zu Piacenza 1065.* Auffallender noch, da.ss daneben nun häufig jenes 

2 .—] 4. Mon. pilr. Cb. 1, 34. 6. C'ampi 1, 518. 
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Ommbiis ungeändert beibehalt<>n wurde ohne Ausgleichung der Casus ; man 
schrieb Eorum Omnibus zu l’avia oft 88ü bis 962, .Siena 881, Asti 940, 
Reggio 945. 964, Volterra 967, Bobbio 972, Incisa 1004. Und wo man 
auszugleichcn suchte, gescliah das nun wohl überdies in der verkehrten Rich- 
tung; so Eorum omnium zu Verona 913. 1021, Lucca 1025. Das richtig 
gestellte Eis Omnibus finde ich nur zu Cremona 910, Rieti 982, und Oni- 
nibus allein zu Verona 1027. 

Weiter begann man nun in der fränkischen Zeit in jener Formel die Ur- 
theilenden genauer als Auditores, ludices, seltener Seahini zu bezeichnen, 
indem man den betreffenden Ausdruck jenem Nobis, Eorum oder Eorum 
Omnibus zufügte oder ihn auch allein gebrauchte. Dabei wiederholen sich nun 
dieselben Erscheinungen in noch auffallenderer Weise. Bei dem ersten jener 
Ausdrücke ist die richtige Form A uditoribus vorherrschend; auf Nobis 
auditoribus zu Verona 806, Pavia 852, Como 865, Casauria 874 zurück- 
gehend, führte der Uebergang zur dritten Person wohl vereinzelt .Mailand 822 
zu dem ungeschickten ad sUprascriptis auditoribus , Piacenza 874 sogar 
supradictorum hoimnorum auditoribus, während wir häufiger nach Fortfall 
des Nobis ein einfaches Auditoribus finden; so zu Mailand oft 892 bis 1035, 
Cremona 910, Verona 918. 1027, Bergamo 919, Bellaggio 1018. Doch 
scheint auch das mehr vereinzelte Nobis auditores, Pistoja 806, Lucca 
904 nicht ohne Rückwirkung auf spätere Formulare geblieben zu sein. Da- 
gegen blieb bei dem andern .\usdrucke das richtige Nobis iudicibus, Trient 
845, Lucca 851, ohne Einfluss; unzweifelhaft ist in den herrschend gewor- 
denen Formeln die Verbindung mit dem schon Vorgefundenen Emniiii für 
ludicum besflmmend geworden, oder vielmehr zunächst für das doppelt fehl- 
gegriffene ludieium, welches man vereinzelt vorkommend für einen Druck- 
fehler halten oder nur der Nachlässigkeit eines einzelnen .Schreibers in Rei'h- 
nung bringen möchte, während, da sein Vorkommen sich durch anderthalb 
.lahrhunderte verfolgen uiid also nur auf die Vorlagen zurückführen lässt, 
gewiss eher anzunchmcn ist, dass es bei manchem Abdrucke durch Imiivum 
eisetzt ist. So heisst es zunächst Eorum iudicium zu Turin 879, Reggio 
964. 1001, Verona 1013. 

ln der Regel finden wir aber sjiäter beide gleichbedeutende .Ausdrücke 
mit einander verbunden und zwar so, dass die .Vusdrücke aus zwei einfachern 
Formeln zu.sammengeworfen sein mü.ssen; denn auch in dieser Verbindung 
behauptet sich jeder in dem Casus, in dem er sich einmal festgesetzt hatte. 
Es heisst Judicium et auditoribus zu Liinonta 882, Pavia 964. 1014, 
.Arezzo 970, Brescia 996, Verona 1021, Mailand 1045, ludicum et au- 
zu Verona 913, Reggio 945, Brescia 976, Gonzaga 981, Pavia 
1018, Mailand 1046. 1051, Zürich 1054, und noch zu Piacenza 1065. Da- 
neben kam aber auch irgend wie, obwohl auch hier sicher die Mehrzahl be- 
zeichnet werden sollte, die Form ludici in die Vorlagen; und so wiederholt 
sich ludici et auditoribus zu .Asti 940, Pavia 962. 996. 1001. 1014, 
A'ülterra 967, Bobbio 972, ,Sale 996. Daneben macht sich denn auch das 
erwähnte ^iuditorcs noch geltend in Judicium et a udi tores zu Paniia 
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906, Placenza 1047, oder ausgeglichen A udiforeg et iudiceg zu f*isa 
858, Pavia 901, wie sieh auch die Ausgleichung ludicvm et auditorum 
zu Roncalia 1055 findet. Die so naheliegende richtige Ausgleichung ludici- 
but et auditorihus ist mir nur vorgekommen noch mit dem ältem Nobis 
zu Piacenza 879, dann zu Pavia 945, wo man aber an dem Vorgesetzten 
£orutn noch keinen Anstand nahm, weiter ohne dieses zu Florenz 967, San 
Clenesio 1055 und in dem letzten Falle, in dem ich jene Wendung überhaupt 
nachweisen kann, zu Chiusi 1072.® Der ofienbar durch einen ganz zufälligen 
Missgrifif zuerst veranlasste hartnäckige Gebrauch des Genitiv lässt sich dem- 
nach von 827 bis 1065 verfolgen und hätte ohne das .Vufgeben der Formel 
selbst sieh noch länger erhalten mögen, da es Zufall sein kann, dass er gerade 
auf den letzten Fall nicht mehr eingewirkt hat. 

Die meisten andern oft wiederkehrenden Formeln würden uns ähnliche 
Belege dafür bieten, wie lange man den Vorlagen auch das an und für sich 
Unrichtige oder durch inzwischen eingetretene Aenderungen unrichtig Gewor- 
dene gedankenlos nachschrieb. Ich begnüge mich, noch ein besonders auflal- 
lendes Beispiel anzuführen. Der erwähnte Uebergang der Fassung von der 
ersten zur dritten Person trat sehr aihnühlig ein; beide Fassungen sind oft 
durcheinandergeworfen; um den Beginn des neunten Jahrhunderts ist aber die 
neue Fassung ganz allgemein durchgedrungen, wie wir denn auch das ältere 
entsprechende Nobie nur bis dahin verfolgen konnten. Eine einzige Wendung 
macht eine Ausnahme. Das frühere Hane notithim — ßeri inggimug war 
nun in ßeri inggerunt zu ändern, wie wir es auch in den meisten Urkunden 
finden; aber das nun sinnlos gewordene fieri ingsimug kommt nicht allein 
vereinzelt noch 923 zu Bergamo, 993 zu Verona, 1001 zu Pavia vor'', son- 
dern scheint in den tuszischen Formularen der zweiten Hälfte des elften Jahr- 
hunderts noch fast vorherrschend gewesen zu sein, da aus Lucca, Pisa, Florenz 
und andern tuszischen Orten eine ganze Ueilie von Beispielen aus den Jahren 
1055 bis 1099 vorliegt.® 

F.S schien nöthig, dieses ängstliche Festhalten an den Formularen von 
vornherein genauer nachzuweisen, da der Umstand fiir manche der folgenden 
Untersuchungen von Bedeutung ist. Wären die Gerichtsiirkunden selbststän- 
dige Aufzeichnungen der Notare, so dürften wir annehmen, dass der Einzel- 
vorgang jedesmal getreu in ihnen wiedergegeben, dass jede Aenderung im 
Gerichtswesen auch sofort in ihnen zum .\usdrucke gelangt sei. Das Gesagte 
wird da Vorsicht nöthig machen, legt den Verdacht nahe, dass der Notar sich 
vielfach mehr durch die Formulare, als durch den thatsächlichen Hergang 
bestimmen liess, dass nicht blos Einzeluheiten ungenau wiedergegeben sind, 
sondern auch das Gi'richtswesen selbst thatsächlich schon umfassende Aende- 
rungen erlitten haben konnte, ohne dass das sogleich in den Urkunden hervor- 
träte. Andererseits aber werden Aenderungen in der Fassung, welche trotzdem 


2- — 1 fl» Antiq. It. 2, 955. Ebenso auch in der allgemeinen Formel Mon. Germ. L. 
4, C04. 7. r.upus 2. 127. De I)ion}'.siis 17(1. Antich. Est. 1. 125. 8, Mem. di 
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im Laufe der Zeit eiiitraten, clieii jenes Umstandes wegen für uns von doppelter 
Bedeutung sein müssen ; auch wo das an und für sich zweifelhaft erscheinen 
könnte, wird immer die Wahrscheinlichkeit dafür sprechen, dass die Aende- 
rung der Form durch eine Umgestaltung der Sache, welche sie nöthig machte, 
veranlasst wurde, nicht durch subjektive Willkür der Xotare oder der Ver- 
fasser von Formularen. 

3. — Nicht minder wichtig für manche der folgenden Untersuchungen 
i.st die Beachtung der örtlichen Unterschiede der Fassung. Vergleichen 
«är die oben bei genauerer Verfolgung einer einzelnen Formel angeführten 
Orte, so stellt sich heraus, dass jene Formel im grössten Theile von Italien in 
Gebrauch war. Und zeigt sii-h hie und da die Anwendung eines Ausdruckes 
auf ein engeres Gebiet begriinzt, so ergibt sich doch im allgemeinen, dass auch 
die im Laufe der Zeit cintretcnden Aendenmgen im ganzen Gebiete zur Gel- 
tung gelangten; nicht blos jener Uebergang von der ersten zur dritten Person, 
sondern auch jener irrige Gebrauch des Genitiv fand Eingang in dem ganzen 
Gebiete vom Fusse der Alpen bis zu den Abruzzen. Lassen sich die eigen- 
thümlichen Gestaltungen jener Formel, welche am allgemeinsten Eingang ge- 
funden haben, insbesondere säimiitlich auch zu Pavia nachweisen, so liegt die 
Annahme nahe, dass der Einfluss der Königsstadt, wo so snele Urkunden für 
die verschiedensten Theile Italiens ausgestellt wurden, wo die longobardische 
Rechtsgelehrsamkeit so lange ihren llanptsitz hatte, in dieser Richtung von 
besonders massgebendem Einflüsse war. 

Andererseits hat aber eine Ausgleichung der Formulare für ganz Italien 
niemals stattgefunden. Wie wir für jene genauer verfolgte Formel keine Bei- 
spiele aus der Romagna, aus Rom und seinem Gebiete, aus den longobar- 
dischen Für.stenthümcrn des Südens anführen konnten, so ergibt sich über- 
haupt bei nur oberflächlicher Vergleichung, dass in verschiedenen Theilen des 
Landes verschiedene Formulare für die Gerichtsurkunden in Gebrauch waren, 
dass sich danach verschiedene Gebiete bilden lassen, welche sich der histo- 
rischen Gliederung der Halbinsel genau anschliessen. So weit diese für unsere 
Zwecke zu beachten sind, ergeben sich folgende : 

Lombardien und Tuszien sind als einheitliches Gebiet zu betrachten. 
Es lässt sich wohl hie und du eine Eigenthümlichkeit aufßnden, welche vor- 
zugsweise nur in Tuszien oder in der Veroneser .Mark in Gebrauch war; aber 
im ganzen und gros.sen sind es durchaus dieselben Formulare, welche das ganze 
Gebiet beherrschen, zeigt es sich undurchführbar, hier durchgreifend örtlich 
zu sondern. Und ist die Gestaltung der Formeln auf die longobardische Zeit 
Zurückzufuhren, so stimmt damit, dass sich gerade die Landestheile, welche 
am unmittelbarsten vom longobardischen Könige beherrscht wurden, als ein- 
heitliches Gebiet aussondem. 

Das Uerzogthum .Spuleto steht allerdings nicht ausser Zusammen- 
hang mit jenem Gebiete; die oben besi)rochene Formel selbst, wie die Aende- 
rungen derselben lassen sich auch hier nachweisen. Andererseits zeigen aber 
doch die Gerichtsurkunden aus dem ganzen Umfange des alten Herzogthums 
so manches ihnen Gemeinsame, dagegen von den lombardischen Formularen 
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Abweichende, dass sie sich sein' bestimmt als besondere Gruppi' darstcllen. 
ln der longobardisclien Zeit tritt das weniger hervor, obwohl schon hier die 
mehr gesonderte Stellung dcsllerzogthums das erklärlich machen si-ürde; und 
manche Eigentliümlichkeit mag doch bis dahin zurückreichen. Im allgemeinen 
scheint sich der Gegensatz, so weit die geringe Zahl longobardischer Gerichts- 
urkunden aus Oberitalien das genauer erkennen lässt, erst später insbesondere 
dadurch bestimmter ausgeprägt zu haben, dass man aus den im allgemeinen 
noch inannigfaltigern longobardisclien Formularen hier Formeln beibehielt, 
welche man in Oberitalien fallen Hess, umgekehrt hier solche beseitigte, welche 
dort herrschend wurden. Beginnen z. B. in Oberitniien die (rerichtsurkunden 
regelmässig mit Dum, heisst es bei der Üatirung Jmlictione, schreibt der 
Notar ex iussione des Vorsitzenden, so beginnt man hier bis ins elfte Jahr- 
hundert mit Notitia iudiralus qualitcr oder einer ähnlichen Wendung, heisst 
es gewöhnlich per indktionnn, ex dicto. ‘ Die letztem Ausdrücke lassen sich 
in longobardischer Zeit aber auch zu Pavia und Lucca nachweisen *, der An- 
fang mit Notitia findet sich noch 89ü vereinzelt zu Piacenza^; dagegen war 
umgekehrt auch im Spoletinischen in der longobardisclien Zeit der Eingang mit 
Dum noch der gebräuchlichere. 

Viel bedeutender erscheint später die Abweichung der Urkunden des 
Herzogthunis Benevent oder vielmehr der daraus hervorgegangenen lon- 
gobardischen Fürstenthflnier. In longobardischer Zeit ist auch hier die 
Abweichung nicht so bedeutend, und manche allen longobardisclien Gebieten 
gemeinsame Wendung lässt sich auch spater noch nachweisen. Dagegen 
scheinen hier doch Eigenthüinlichkelten der Fassung schon in frühester Zeit 
bestanden zu haben. So finde ich den später in den untcritalischen Urkunden 
allgemein üblichen Brauch, die Beisitzenden als Residentes oder Adstantes 
erga nos, statt nobiscum, zu bezeichnen, auch in longobardischer Zeit nur zu 
Benevent.® Andere Abweichungen ergaben sich dann auch hier daraus, dass 
man an altem Brauche festhielt, der in den andern Gebieten fortfiel ; so ins- 
besondere an der Ausstellung der Gerichtsurkunden in erster Person, welche 
hier nie aufgehört hat und noch durch das zwölfte Jahrhundert bis in eine 
2^it sich verfolgen lässt®, wo dieselbe Fassung ganz unabhängig von dem 
alten Brauche auch in anderen Gegenden wieder aufkommt. Endlich sind hier 
später selbstständige Aenderungen eingetreten; wohl zum Theil durch den 
Einfluss der römischen Küstenstädte. Während z. B. wie in allen longobar- 
dischen Gterichtsurkunden, so früher auch zu Benevent die Zeitangabe am 
Ende steht, findet im neunten Jahrhunderte, früher zu .Salerno, später zu 
Benevent der römische Brauch Eingang, mit der Datirnng zu beginnen, der 
später regelmässig eingehalten wird. ' 

.Standen die drei longobardisclien Grupiieii in einem engem Zusaramen- 

3 . — 1 , Vgl. die ürkk. für Farfn, S. Vicenio und (a...auria bei Fatteschi und 
Script. Ital. 1 b. 2 b. 2. Troya 3. 222. 5. 195. 302. 8. Boselli 1. 285. i. Troya 

4, 240. 339. 371. 6, 108. 123. 6. Troya 4, 619. 6. Gattula Hi.^t. 1, 142. 198. 

207. J, Vgl. die Urkk. für S. Vicenio, Script. It. 1 b, 399 ff, Spangenberg 2, 374. 
Borgia Benerento 3. 23. Gattula UiaL 1, 39 ff. 
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lianKe, scheinen sie insliesonilere, wenn andi im Laufe der Zeit stärkere Ab- 
weichungen eintraten, ini w esentliclien auf dieselben Grundlagen zurückzugehen, 
so zeigen die Gh-richtsurkunden der Ru magna eine durchaus verschiedene 
Fassung. Ich will nicht gerade läugnen, dass auch in ihnen manche Wendung 
an die entsprechende longobardischer Lrkunden erinnert; es mögen in früherer 
Zeit die Lungubarden manche in römischen Urkunden gebräuchlichen Aus- 
drücke in ihre Formulare aufgenummen haben, es mag umgekehrt in der frän- 
kischen und deuLschen Zeit bei der engem politischen Verbindung ein EinSuss 
von Lombardien oder Tuszien lier sich geltend gemacht halwii. So finden wir 
beiderseits die Eingangsformel: hjitur dum regiderd in iudicio et gene- 
rali placito — ad singuloriim homlnum iuetitiae facicudas ac alter- 
cationes ileliberandae, reeideiilibue et adstantihus cum eo usw.; nur 
freilich mit dem Unterschiede, da.*;s die hervorgehobenen V'orte eben so regel- 
mä.ssig in der Romagna Vorkommen, als sie in der Lombardei und Tuszien 
fehlen. Liessedas etwa auf selbstständige Weiterentwicklung auf gemeinsamer 
Grundlage schliessen, so ergibt sich doch bei weiterer Vergleichung leicht, 
dass das enge Zusammeutreten in jenem Falle als Ausnahme zu Ifctrachten 
ist, dass es sich hier um Formulare hamlelt, welche wesentlich unabhängig 
von einander entstanden sind. Und zwar leidet es keinen Zweifel, dass viele 
Eigenthümlichkeiten, welche noch im eitlen Jahrhunderte die Gerichtsurkunden 
der Romagna von denen des longobardischen Italien scheiden, in die Zeiten 
römischer llerrschafl zurückreichen. Die einer Verfügung Justinians® genau 
entsprechende Datirung am Eingänge, die Wiederholung des Orts iiiit Zurück- 
beziehung auf die Zeitangaben am Schlüsse der Urkunden, die erst auf die 
Unterschriften der Zeugen folgende Fertigung des Notar mit compleid et ab- 
tohd, wie sie sich in den spätem Gerichtsurkunden der Romagna® abweichend 
von den longobardischen Huden, finden sich ebenso schon in den ältesten bis 
in die Zeiten üdoakers zurückreichenden Urkunden von Ravenna’®, unter 
denen sich leider keine auf eine X'erhamllung der streitigen Gerichtsbarkeit 
bezieht. Die Fomiulare der Romagna scheinen dann auch in Istrien vor- 
zugsweise die Fassung bestimmt zu h;ibcn. * ' 

Bedürfte es noch eines weitern Beleges, dass, während die Longobarden 
sich den römischen Formularen nicht näher anschlossen, diese in der Romagna 
die Grundlage blieben, so würde sich dieser daraus ergeben, dass auch die im 
alten Dukate von Rom entstandenen Gerichtsnrkundeu vielfach die auf- 
fallendste Uebereinstimmung mit denen der Romagna zeigen. So finden sich 
auch in ihnen genau jene vorhin hervorgehobenen, erweislich auf ältere Zeiten 
zurückgehende Eigenthümlichkeiten. Dagegen ist im übrigen die Fassung 
eine so vielfach verschiedene, dass die Weiterentwicklung auf wohl wesentlich 
gemeinsamer Grundlage in beiden Gebieten doch eine durchaus selbstständige 

8, Not. Just. 47. c. 1. 9. Vgl. iiisbesondore die Urkk. bei Fantuzzi, Ton welchen 

Vesi durchweg nur chronologisch geordnete Abdrücke zu geben scheint. 10, Bei 
Merini I papiri diplomatici. 11. So 991: Ughelli 10, 313. 12. Vgl. die zn Rom 

und in der Sabina ausgestellten ürkk. für Farfa: Script. It 2 b. 499 ff. Fatteschi 309. 
314. 330. 
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gewesen zu sein scheint. Insbesondere findet sich hier der engere Zusammen- 
hang mit der longol)ardischen Fassung nicht, welcher sich in der Romagna 
wenigstens bei einzelnen Formeln nachweisen lässt. 

4 . — Das Gesagte legt die Frage nahe, ob jene örtlichen Unterschiede 
auch von Einflu.ss auf die Fassung der Reichsgerichtsurkunden waren, 
oder ob für diese besondere überall angewandte Formulare bestanden ? 

Die Fassung der sonstigen von den Königen selbst ausgestellten, von der 
Reichskanzlei gefertigten Urkunden ist im allgemeinen auch an verschiedenen 
Orten durchaus dieselbe; der Brauch der Reichskanzlei ist da entscheidend. 
Finden wir daher etwa in einer 8.'I3 zu Mantua ausgestellten Kaiserurkunde, 
in welcher über eine Gerichtssitzung von Königsboten lerichtet wird, ent- 
schieden fränkische, den italienischen Fonnein fremde Ausdrücke, wie: Cum 
misst nostri — ad universorum causas audiendas ae recta iitdida lerini- 
nanda resedissent*, so ist das eben auf jenen Umstand zurückzuführen. 

Dabei handelt es sich auch überhaupt nicht um Gerichtsurkunden im 
engem Sinne des Wortes. Die Fertigung dieser ist auch' bei den vom Könige 
oder seinen Stellvertretern gehaltenen Gerichtssitzungen nicht Sache der 
Reichskanzlei, sondern der Notare, welche im Einzelfalle damit beauftragt 
wurden.* Daraus erklärt sich denn auch, dass ein besonderes Formular für 
die Reichsgerichtsurkundeu nicht bestand. In der Regel schliessen sich diese 
durchaus dem Brauche der Gegend an, in welcher das Gericht gehalten wurde; 
so die Beurkundungen kaiserlicher Gerichtssitzungen zu Ravenna dem Brauche 
der Romagna. Doch ist das nicht immer der Fall; wir finden zuweilen auch 
das Fonnular eines andern Gebietes angewandt. Der Grund ist dann wohl 
darin zu suchen, dass der schreibende Notar zw'ar in der Regel aus der Gegend 
selbst genonnnen wurde, zuweilen aber vom Könige oder seinen .Stellvertretern 
mitgebracht war. So zeigen zwei Urkunden Ober Gerichtssitzungen von Kö- 
nigsboten 821 zu.Spoletn und 829 zu Rom* zumal im Eingänge eine auffallend 
übereinstimmende Fassung, die sich aber durchaus den oberitalischen Formu- 
laren anschliesst; beide sind denn auch von dem Königsnotar Paulus gefertigt, 
welcher, wie sich das häufig nachweisen. lässt, die Königsbuten auf ihrer Mis- 
sion begleitet haben wii'd. Sind die Gerichtssitzungen der Könige zu Rom in 
der Regel nach dem römischen Fonnular beurkundet*, .so finden wir 9ül eine 
durchaus oberitalische Fa.ssung®; es ergibt sich aber auch, dass dort Scriniarien 
der römischen Kirche, hier ein Königsnotar die Schreiber waren. Die durchaus 
spoletanische Fassung einer 1022 im Gebiete von Benevent ausgestellten kö- 
niglichen Gerichtsurkunde ® erklärt sich daraus, dass der .Schreiber Azzo sich 
schon durch die Bezeichnung Notarius et scabinus als Spoletaner verrätli, 
wie er denn in demselben Monate auch zu Penne bei Königsboten als Notar 
erscheint. • Dagegen schliesst eine ebenfalls 1 022 und im Gebiete von Bene- 
vent von einem andera Notar gefertigte Reichsgerichtsurkunde ® sich insbe- 


4 . — 1 . Antiq. It. 1 , 459. 2 . Vgl. Sickel Acta Karolinorum 1 , 359. 3 . Script. 

It. 2b, 373. 375. 4* Vgl. Script. It. 2b, 499 ff. o. Mem. di Istcca 5c, 640. 

6. Script. It. Ib, 497. 7. Gattula Hist. 1. 77. 8, Script. It. Ib, 500. 
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sondere durch die Abfassung in erster Person den Formularen der longobar- 
dischen Fürstenthümer an. Aehnliches lässt sich auch sonst nachweisen. 
Herrschte im Gebiete von Modena sonst die longobardische Fassung, so wird 
973 eine dort gehaltene Gerichtssitzung des Erzbischofs von Ravenna in der 
Weise der KomiOgna beurkundet. * 

Konnten für das Reichsgericht wesentlich dieselben Formulare in An- 
wendung kommen, welche für andere Gerichte üblich waren, so dürfen wir 
schon daraus schliessen, dass Verfassung und Verfahren beider nicht wesent- 
lich verschieden waren. Hingen weiter, worauf wir zurückkommen, die ört- 
lichen Unterschiede der Fonmilare vielfach mit Abweichungen im Gerichts- 
wesen selbst zu.samnien, so dürfen wir aus dem Gesagten folgern, dass das 
Reichsgericht sich in der Regel dem Brauche des betreffenden Landestheiles 
anschlüss. Bedeutendere Abweichungen finden dann wohl durch die Zuständig- 
keit des Einzelfalles ihre Erklärung; wie es sich denn z. B. bei jener 901 zu 
Rom gehaltenen, aber in oberitalischer Fassung beurkundeten Gerichtssitzung 
um eine Klage des Bischofs von Lucca handelt, welche zu Pavia angebracht 
und für welche schon früher zu Lucca ein Tag angesetzt war. 


II. VERFAHRILN IM LONGOB^VRDl.SCUEN ITiVLIEX. 

5. — lYir manche der folgenden Untersuchungen wird es von Nutzen 
sein, wenn wir wenigstens eine oberflächliche Uebersicht des gerichtlichen 
Verfahrens geben, wie es sich nach den ältern Gerichtsurkunden dar- 
stellt, dabei vorzüglich nur auf solche l’unkte eingehend, über welche diese 
uns Aufscliluss geben und welcdie für unsere Zwecke zu beachten sind. ' 

Wir Iteschränken uns dabei zunächst auf das Verfahren im longobar- 
dischen Italien, da das der vorwiegend römischen Landostheile erhebliche Ab- 
weichungen zeigt. Und vorzüglich haben wir dabei nur das Verfahren nach 
jener Ilauptgruppe loinbardisch-tuszischer Gerichtsurkunden im Auge. Das 
Verfahren ini Ilerzogihume .Spoleto schliesst sich dem im allgemeinen näher 
an, ist aber für unsere weiteren Zwecke von geringerer Bedeutung, so dass es 
genügen mag, hie und da auf dasselbe zu verweisen; die longobardischen 
Fürstenthümer können wir ganz ausser Acht lassen. Wir werden uns dabei 
auf die ältere, bis zum .\nfange des TOölften Jahrhunderts reichende Zeit be- 
schränken, für welche das Festhalten an den althergebrachten Formularen 
eine durchgreifende Aenderung des Gerichtsverfahrens unwahrscheinlich macht. 

Gehen wir zunächst nur von den Gerichtsurkunden aus, so sind nebenbei 

9. Sarioli 1, 54. 

6 . — 1 . Hin Eingehen auf da.« gerichtliche Verfahren üherhanpt lag nicht in 
meiner Absicht; bei meinen Vorarbeiten batte ich das.seihe lediglich so weit ins Auge 
gefasst, als es sich um das jedesmalige Eingreifen des Richters oder aber der Crtbeiler 
handelte, welches ich hier zunächst ganz unberücksichtigt lasse; die folgenden, erst hei 
einer letzten Ueberarbeitung zugefügten Bemerkungen stützen sich zunSchst nur auf 
eine flüchtige Durchsicht Ton Quellenwerken, welche mir unmittelbar zur Hand waren, 
und einige zunlcbst für andere Zwecke gemachte Notizen. 
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auch die dein.selbcn olieritalischen Rechtskrcif.e angehörigen Prozess forme ln 
zu beachten.^ Sie stimmen im allgemeinen ziemlich genau mit den Grerichts- 
urkunden überein, und zwar durchweg, wie sieh mehrfach ergeben wird, mit 
der spätem Gestaltung derselben, so dass sich schon daraus schliessen lässt, 
wie das auch andere Gründe nahe legen, dass jene Formeln wahrscheinlich 
erst ira elften Jahrliunderte, keinenfalls \’iel früher entstanden sind. Zuweilen 
erscheint die Uebereinstimmung beider Arten von Quellen grösser, als dass 
sie sich nur aus der Gleichheit des geschilderten Vorganges erklären Hesse. 
In solchen Fällen werden wir wohl sicher anznnehmen haben, dass die Dar- 
stellung des Verfahrens in den Formeln in dieser bestimmten Fassung durch 
die später gebräuchlich!- Fassung der fierichtsurkunden bestimmt war, da das 
unmittelbare Ilen-orgehen dieser in allen ihren Tlieilen aus der schon in älte- 
ster Zeit gebräuchlichen sich überall bestimmt nachweisen lässt. 

Alle Gerichtsurkunden beginnen mit der Angabe des Oi-tes, der zu Ge- 
richte .Sitzenden und der übrigen Anwesenden. Dann folgen die Angaben über 
das Verfahren, bei welchen sich sogleich .-Vbweichungen der Darstellung je 
nach der Verschiedenheit des Falles ergeben. Der Gegenstijnd der Verhand- 
lung ist dafür nicht das zunächst massgebende. .So verschieden die Rechts- 
verhältnisse sind, welche zu gerichtlicher Entscheidung kommen können, so 
lässt doch schon der Umstand, dass gi-wisse Bestandtheile der Gerichtsur- 
kunden sich in allen gieichmässig finden, alle gleichsam auf ein einziges Grund- 
formular zurückgehen, darauf schliessen, dass der Gegenstand der Verhand- 
lung eine durchgreifende Verschiedenheit des Verfahrens nicht begründete. 
\ So werden denn auch insbesondere .Strafsachen wesentlich in denselben For- 
men behandelt, wie bürgerliche .Streitigkeiten. Auffallender noch ist die Er- 
scheinung, dass überaus häufig unbestrittene Rechtsverhältnisse ganz in den- 
selben Formen, wie .Streitsachen, einer gerichtlichen Behandlung unterzogen 
werden. Da aber sichtlich die Formen des gerichtlichen \'erfahrens ursjirilng- 
lich durchaus auf das Vorhandensein eines .Streitverhältiiisses berechnet sind, 
die Ausdehnung derselben auf die Behandlung unbestrittener Rechtsverhält- 
nisse demnach einer spätem Entwicklung angehören muss, so fassen wir zu- 
nächst den nornmlen Fall, das Verfahren bei Rechtsstreitigkeiten ins 
Auge, um damit später das Verfahren bei unbestrittenen Rechtsverhältnissen 
vergleichen zu können. 

Die durchgreifendste Abweichung des A'erfahrens ist dadurch bedingt, 
ob beide Parteien sich dem (Jerichte gestellt haben oder ob eine von ihnen 
t nicht erschienen ist. In letzterm Falle kommt es zum Ungchorsamsverfahren, 
dem gegenüber wir das Verfahren in Anwesenheit beider Parteien als das 
ordentliche lx>zeichnen. 

6. — Beim ordentlichen Verfahren wird zun.ächst angegeben, dass 
genannte Parteien vor Gericht gekommen seit-n intmtioufm oder altfi'eatio- 
nem hahentes. Dann bringt derKläser seine Klage ein; er gibt das streitige 
Rechtsverhältniss an, legt zuweilen sogleich einen Beweis für seinen Rechts- 


6.-] 2. Vgl. § I. 
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anspnich vor, und fordert den Beklagten auf, denselben anzuerkennen, ilim 
Recht zu gewähren oder die Beweise, dass der Anspruch des Klägers unbe- 
reclitigt sei, vorzulegen. Dabei wird häufig erwähnt, dass schon eine ausser- 
gerichtliche Vor Verhandlung statt fand, der Beklagte aufgefordert wurde. 
Recht zu gewähren, dieser das ]{eeht bestritt und daher die Parteien sich 
Bürgschaft gaben, den Streit in der jetzigen Crerichtssitzung zum Austrage zu 
bringen. Nicht selten übemininit auch der ursprünglich AngegrifiTene die Rulle 
des Klägers, indem er angibt, dass der Gegner ihn wegen eines Anspruches 
vor Gericht geladen habe, den er nicht anerkenne. ' Es scheint sich dabei 
weniger um einen wesentlichen Unterschied, als um eine Willkür bei der Fas- 
sung der Urkunden zu handeln, deren Formulare vorwiegend darauf berechnet 
gewesen zu sein scheinen, dass die klagende Partei auch die siegende sei; mit 
Rücksicht darauf wird man, wo das nicht zutraf, formell den Angegriffenen 
als Kläger dargestellt haben. 

Es folgt dann die Antwort des Beklagten. Diese kann sogleich eine 
Profe.ssio, eine Einräumung des Anspruches des Klägers sein. Oder der Be- 
klagte läugnet denselben; dann kommt es zum Be weis verfahren, auf das 
wir nicht näher eingehen.* Als das Endziel erscheint dabei wenigstens nach 
den spätem Gerichtsurkunden immer die Professio oder Manifestatio, das 
Geständniss, die Einräumung der einen Partei, dass sie den Anspruch der 
andern nicht weiter bestreite, indem sie denselben als im Rechte begründet 
und genügend bewiesen anerkennt oder wenigstens zugibt, dass ihr Beweis- 
mittel, durch welche die Behauptung oder der Beweis der Gi»genpartei ent- 
kräftet werden könne, fehlen. Die Professio schliesst aber zugleich bestimmte 
Verpflichtungen ein ; die unterliegende Partei verpflichtet sich zu ewigem Still- 
schweigen bezüglich des von ihr zugegebenen .\nspmches und ausserdem sehr 
gewöhnlich zur Zahlung des do[»pclten Werthes des .Streitgegenstandes oder 
einer bestimmt angegebenen Geldsumme oder des einen imd des andern für 
den Fall, dass sie den Anspruch nochmals bestreiten würde. Damit stimmen 
die Prozessformeln durchaus überein; nur erfolgt hier die Professio in der 
Fonn einer Reihe von Fragen des Gerichtes und zugestehender Antworten der 
Partei. 

Mit der Professio war der Zweck der gerichtlichen Verhandlung in so 
weit erreicht, als jetzt ein .Streitverhältniss gar nicht mehr vorlag, eine Ent- 
scheidung des Gerichtes daiiiber, auf W'essen .Seite das Recht sei, also an und 
für sich überflüssig war. Ebenso war eine weitere Thätigkeit des Gerichtes 
zur Sicherung des anerkannten Rechtes gegen spätere Anfechtung nicht erfor- 

6. — 1, r. B. 945: Antiq. It. 1, 4(i3, 2, Abgesehen dmrOD, dass dieser rer- 

wickelutf Thei! des Verfulirens für die .«päicru Untersuchungen ohne Bedeutung ist, 
oder d* doch eine kurze Andeutung am betreffenden Orte (rgl. insbesondere das Ober 
das Beweisrerfahren der Romagna unten zu tagende) genügen kann, war mir für den 
Ansscbluss auch massgebcud« dass die spätem Gericbtsurkimden fast gar nicht.s über 
das BeweisTerfabren mehr enthalten, sich hier die Entwicklung in den Urkunden selbst 
nicht genügend rerfblgen lässt. Dagegen bieten allerdings gerade hier die Prosetsfor* 
iBelo reicbhälUgen Aufschluss. 
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derlich, da die Professio eine bezügliche Verpflichtung einSchloss, welche jeder- 
zeit durch die (Jerichtsurkunde zu erweisen war. Allerdings ergab sich, wenn 
der anerkannte Rechtszustand gestört war, aus dem Zugeständniss der unter- 
liegenden Partei eine Forderung der siegenden auf Wiederherstellung oder 
Sühnung. Bestand aber über diese rechtliche Folge der Professio kein Wider- 
spruch unter den Parteien, so war auch darüber eine Entscheidung des Ge- 
richtes nicht nothwendig; durch unmittelbare Erfüllung der Forderung oder 
Verbürgung derselben war dem Ueclite allseitig Genüge geschehen. Es konnte 
so der ganze .Streit unter den Parteien selbst ausgetragen werden, ohne dass 
es überhaupt, wenn nicht etwa ein Beweisurtheil vorhergegangen war, zu einer 
Entscheidung des Gerichtes kam, der Antheil dieses sich auf die Leitung des 
Verfahrens und die Beurkundung des Vorganges beschränkte. 

In früherer Zeit .scheint eine solche Austragung ohne Urtheil wirk- 
lich üblich gewesen zu .sein. Bei Klagen wegen widerrechtlichen Besitzes eines 
Waldes 820 zu Verona, einer Kirche 844 zu Lucca ertheiit der Beklagte nach 
Ablegung seines Geständnisses sogleich die Reinvestifur, womit das Verfahren 
geschlosseti ist.^ Zu .SiMdeto 814 wird die Doppelklage erhoben, dass der 
Beklagte Grundstücke widerrechtlich beanspruche, und dass das der Fall sei, 
obwohl er sich schon früher unter einer Geldstrafe verpflichtet habe, keinen 
Anspruch anf dieselben zu erheben. Während der Verhandlung gesteht er 
zunächst zu, dass er kein Recht auf die Grund.stücke habe; er muss weiter 
gestehen, dass er sie gegen sejne Verpflichtung beansprucht habe ; demnach 
muss er schliesslich auch gestehen, die bestimmte Geldstrafe verwirkt zu 
haben. Die .Sache wird dann dadurch verwickelter, dass ein .Schwager des 
Beklagten unter entsprechenden Verhältnissen auf einen Theil der Grund.stücke 
Anspruch hat, w;is der Beklagte ebenfalls zugesteht. Ueberall erscheint das 
Gericht nur als leitend, ohne ein Urtheil zu sjircchen; die Zahlung der einge- 
standenerinassen verwirkten Geldstrafen wird verbürgt; dann von denl’arteien 
selbst auf Grundhige der Geständnisse der .Streitgegenstand getheilt; das 
Verfahren schliesst mit einem dem Gerichte abgelegten Ge.ständnisse der Par- 
teien, dass sie jetzt allseitig wegen dieser .Sache keine Ansprüche mehr gegen- 
einander zu erheben haben.'* 

7. — Für die.se frühere Zeit hat nun aber auch die Angabe, dass das 
Beweisverfahren immer mit einer Professio der einen Partei schliesse, noch 
keine Gültigkeit Die Fälle einer Professio sind die seltenem; es scheint 
kein be.sonderes Gewicht auf dioscllie gelegt worden zu sein; wo sie erwähnt 
wird, scheint sie weniger erstrebt, als von der Partei aus eigenem Antriebe 
gegeben zu sein. Gewöhnlicher ist in der frühem Zeit dass auf das Beweis- 
verfahren ein Urtheil des Gerichtes folgt, eine Kntschei<hing, welche von den 
entgegenstehenden Behauptungen nach Massgabe des Beweises wahr und dem- 
nach Rechtems .sei. Es tritt das sehr deutlich dadurch hervor, dass die Ur- 
theilsformel .selbst unmittelbar an den erbrachten Beweis anknflpll und auf 

^ — ] 3> .tntiq. It. 1, 461. .tlem. di Lucca 5b. 356. Vgl. auch 823: Fattesebi 289. 
4. Script. It. 2 b. 361. 
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diesen Bezug nimmt; es heisst: Dato sic sacramento uder relectum precep- 
tum et ipsa cartola oder post hunc sacramentiim factum et omnia veritate 
per ipsos festes inquisita oder dum hec omnia ab ordine factum fuisset et 
dictas sagramentas deductas oder inqulsitionc facta puruit nobis et iudi- 
cairimus usw. ' 

In der frühem Zeit erfolgt demnach in der Kegel die Entscheidung des 
Rechtsstreites entweder durch Bekenntnis.s der einen Partei oder aber durch 
Urtheil des Gerichtes. Doch kommt auch schon Geständniss und Urtheil 
bei derselben .Sache vor. Einmal machte die Professio an und für sich oft eine 
weitere Entscheidung de.s Gerichtes niclit entbehrlich. Gab sie auch die Wahr- 
heit der vom Gegner vorgebrachten Behauptung zu, so ergab sich daraus 
keineswegs immer unmittelbar auch die rechtliche Folge eines solchen Zuge- 
ständnisses. Nur zuweilen enthält die Klagbitte in dieser Beziehung eine be- 
stimmte Forderung. So wenn 874 der ^\‘rtreter des Fiskus behauptet, die 
Beklagte habe sich verheiratliet, obwohl sic Nonne sei; unde seettndum legem 
persona ekis siriuil et substantia parti palatii pei'thiere debet.“^ Gewöhn- 
lich aber enthält die Klage wenigstens in ihrer urkundlichen Fassung entweder 
gar keine Klagbitte, sond(‘m einfach die Behauptung eines bestrittenen Rechts- 
verhältnisses mit dem Erbieten, dasselbe zu erweisen, oder aber die Klagbitte 
beschränkt sich auf die allgemeine Forderung an den Beklagten, Recht zu ge- 
währen, oder an das Gericht, Recht zu schaffen. Wurde die Behauptung zu- 
gestanden, so konnte es selbstverständlich sein, was nun Recht sei, oder 
wenigstens ein Einverstäiidniss der Parteien darüber bestehen, wie das im 
Zugeständnisse schon wohl bestimmt ausgedrückt ist; es konnte dann, wie wir 
sahen, jede Entscheidung des Gerichtes fortfallen. War das nicht der Fall, so 
war auch nach der Professio noch ein Urtheil des Gerichtes darüber nüthig, 
was nun auf Grundlage derselben Recht sei. Es ist das in der Professio wohl 
ausdrücklich vorgesehen. Das Kloster Farfa klagt 798 gegen den Herzog von 
Spoleto wegen Uebergriffe seiner Leute; der Herzog räumt diese schliesslich 
ein und fugt hinzu: Ego volo exindc ad partem monasterii iiistitiam facere 
sicut miki iudicatis; worauf das Gericht auf Reinvestitur und Verbürgung 
der Busse erkennt. ® 

Aber man hat doch schon früh auch dann, wenn nach Beseitigung des 
.Streitverhältnisses durch die Professio ein Zweifel Uber das, was daraufhin 
Rechtens sei, nicht füglich bestehen konnte, Werth darauf gelegt, dass das 
durch ein Urtheil des Gerichtes ausdrücklich anerkannt werde. So schon 715; 
der Bischof von Siena gibt zu, aiif Kirchen, welche er dem Bischöfe von Arezzo 
bestritt, gar kein Recht zu haben. Darauf erfolgt dann das Urtheil, dass der 
Bischof von Arezzo dieselben, wie bisher, besitzen und der Bi.schof von Siena 
sie ihm nicht mehr bestreiten solle; wie sich das auch ohne Urtheil aus dem 
Geständnisse ergeben hätte. ^ Die Kirche von Pisa nimmt 796 mehrere Per- 


7, — 1> 840-884: Mem. di Lucca 5 b, 337. 4c, fi4. 4b, 66. Lapus I, 6*99. 
Antiq. IL 2 , 973. Ausführlichere Aufribe der Entscheidungsgrflnde 824: Tiraboschi 
Non. 2, 43. 2. Script. It 2b, 943. 8. Fsttcschi 284. 4. Antiq. It. 6. 383. 
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sollen als unlVei in Anspruch, welelie das sclilicsslich zugestehen, worauf durch 
Urthcil erklärt wird, dass sie Unfreie der Kirche bleiben sollen.’ Ini folgenden 
I Jahrhunderte werden dann solche Urtheile, welche wesentlich nur den Inhalt 
der Professio wiederholen, immer häufiger, so dass schliesslich das Verfahren 
sich dahin feststellt, dass auf jede Professio noch ein Urtheil des Gerichtes 
‘ folgen muss. 

Stützte sich aber andererseits in früherer Zeit das Urtheil sehr gewöhn- 
lich unmittelbar auf das Bew'eisverfahren, ohne dass eine Professio vorherge- 
gangen war, so wird es jetzt auch üblich, dass jedem Urtheil eine Professio 
vorhergehen muss. .Schon in der zweiten Hälfte des neunten Jahrhunderts 
findet sich nur noch selten (in Beispiel für ein Urtheil ohne Professio; das 
letzte ist mir 919 aufgefallen.® Dem entspricht, dass die Urtheilsformel statt 
wie früher auf die eingebrachten Bewiise, so jetzt auf das Bekenntniss als 
Grundlage des Urtheils Bezug nimmt; es heisst: Cum ita semel et bis pro- 
fiteretur oder eum ipse N. taliter asseruisset oder cum taliter pro/essus et 
manifestus fuisset oder, wie später die Formel fast ausnahmslos lautet, his 
actis et manifestatione vt sup^'a facta — iudicaverunt, vt iuxta corum 
altercationcm et eiusdem N. professinnem scu manifestationem das und 
das Recht sei. 

8. — Daraus ergibt sich nun eine gleichraässige Behandlung von Fällen, 
bei welchen man früher in verschiedener Weise vorging; kam es bei dem 
frühem Verfahren gewiihnlich nur zum Bekenntniss oder zum Urtheile, so 
finden .sich jetzt beide vereint. Es scheint das aber zusammenzuhängen mit 
einem im Laufe der Zeit sich mehr und mehr geltend machenden Streben nach 
Verallgemeinerung der Formulare, es scheint sich weniger um eine 
Aenderung des Verfahrens selbst, als der Darstellung desselben in den Ur- 
kunden zu handeln. Eine nur oberflächliche ^'crgleichung zeigt, dass die Ge- 
richtsurkunden der longobardischen und der fränkischen Zeit viel mannich- 
faltiger und in der Regel auch ausführlicher sind, als die des zehnten und 
elften Jahrhunderts, dass jene demnach unzweifelhaft die Besonderheiten des 
Einzelfalles viel getreuer darstellen, als diese, dass in dieser Richtung zweifel- 
los ein Rückschritt liervortritL Denn als solchen können wir es doch nur be- 
zeichnen, wenn die allmähligeu Aendemngen der Formulare dahin gehen, die- 
selben so zu gestalten, dass sic einer möglichst grossen Anzahl von Fällen 
entsprechen, den Notar der .Mühe überheben, das für den Einzelfall geeignetste 
auszusuchen, und das, was er selbstständig abfassen muss, auf ein möglichst 
geringes Mass beschränken. 

Das licss sich einmal dadurch erreichen, dass man, so weit der Hergang 
das irgend gestattete, das was früher in verschiedenen Formeln getrennt vor- 
kani, in ein und derselben Formel zu vereinigen suchte. Wir gaben schon 
früher Beispiele, wie das bezüglich einzelner Ausdrücke der Fall war. ‘ Hier 
zeigt sich nun auch ein ähnliches Zusammenwerfen verschiedener Handhmgeu. 


7.—] 5. Antiq. It. 3. 1015 6, Lupie. 2. 114. 
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we das eben ohne wesentliclie Aendening des Wn'yangos selbst mitglich war. 
Denn da zur Professio niidit gerade eine aiisdrückliclie Anerkennung des , 
Rechtes des Gegners nütliig war, da das Hekenntniss genügte, dass man keine ' 
Mittel habe, den eigenen .\ns|)nich der Behauptung oder dem eingebrachten ' 
Beweise des Gegners gegenüber weiter zu vertlieidigen, so konnte ein solches 
Geständniss immer als wenigstens stillschweigend beim .Schlüsse des Beweis- / 
Verfahrens gegeben angenommen werden, es fand keine Schwierigkeit, dasselbe 
immer einzufiigen ; mag sich nun zuei-sf der thatsächliche Brauch dahin aus- 
gebildet haben, dass immer ein ausdrückliches Geständniss verlangt wurde, 
mögen, was elwn so wahrscheinlich ist, es zuerst die Notare gewesen sein, 
welche dasselbe in jede Urkunde eintügten, was dann allniählig auch für den 
thatsächlichen Hergang massgebend geworden sein mag. Konnte andererseits 
die Professio ein weiteres Urtheil allerdings überflüssig machen, so stand doch 
auch nichts im Wege, thatsächlich oder fürmell immer no<di ein Urtheil darauf 
folgen zu lassen. Sobald beides durchgefiihrt, waren diese Schlussformeln des 
Verfahrens für alle Fälle anwendbar. .Vueh die Prozessformeln schliessen sich 
dieser spätem Fassung der Geriehtsurkiinden durchaus an; auch in ihnen folgt 
immer auf die I*rofes,sio das Judicium. 

Weiter suchte man dann die Anwendung der Formulare dadurch zu er- 
leichtern, dass man sic inögliclist verallgemeinerte, möglichst aus ihnen fort- 
liess, was nur durch die Besonderheit des Einzelfalles bestimmt war, nur das 
beibehielt, was möglichst bei allen Fällen anwendbar war. Das tritt beispiels- 
wei.se in der Fassung der Endnrtheile hervor. Im achten und neunten 
Jahrhunderte sind diese noch sehr mannichfaltig gestaltet und durch die Be- 
sonderheiten des Einzelfalles bestimmt. Ergibt sich aus der Verhandlung der 
bestehende Zustand als der im Rechte begründete, so kann es genügen, wenn 
das Urtheil das im Interesse des .Siegers anerkennt, erklärt, dass er auch 
ferner so fortbcstehen solle, wobei in der Regel dem Unterliegenden ewiges 
.Stillschweigen auferlegt wird. Ist ein gestörter Rechtszustand wiederzustellen 
oder zu sühnen, so enthält das Urtheil einen bezüglichen Befehl an die unter- 
liegende Partei, etwa Vorenthaltenes herauszugeben, Verweigertes zu leisten, 
die verwirkte .Strafe zu zahlen oder Bürgschart dafür zu bestellen; oder eine 
Erklärung, dass dieselbe etwas zu erleiden halje, etwa den Verlust ihrer Frei- 
heit oder .Schläge, wie dieselben 824 den Klägern wegen leichtsinniger An- 
klage zuerkannt werden.'* Dagegen beschränkt sich nun später der Inhalt des 
Endnrtheils im .\nschlusse an die Professio darauf, dass es den Inhalt dieser, 
in welcher der Bekennende den .Vnspruch des Gegners zugesteht und sich ver- 
pflichtet, denselben nicht mehr zu bestreiten, wesentlich nur wiederholt, erklärt, 
dass die siegende Partei das Angesprochene kaheaf et tericai oder höhere et 
detinere deberet und dass der Unterliegende maueret e.riude tacitue et con- 
tentue, ohne sich irgend weiter über das, was etwa sonst in Folge der Ent- 
.scheidung zu geschehen hat, ausznsprechen. Allerdings sind auch die Gegen- 
stände der uns erhaltenen \'erhandlungen weniger mannichfaltig, handelt cs 
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sich durchweg uui das Eigenthum oder sonstige Rechte an Sachen, während 
insbesondere Urtheiie in Strafsachen fehlen; aber trotzdem ist die Verschie- 
denheit der Fälle gross genug, dass auch das Urtheil sehr verschieden hätte 
gestaltet sein können, tliatsächlich auch noch sehr verschieden gestaltet ge- 
wesen sein mag, während die Notare sich mit Wiederholung einer ganz allge- 
meinen Formel begnügten. Um sie anwenden zu können, musste der Streit- 
gegenstand ihr oft künstlich angepasst werden. So ninuiit 1027 der Herzog 
von Kämthen das Fodrum und andere öffentliche Leistungen von den Höfen 
des Patriarchen von Aglei in Anspruch, muss aber davon abstehen. Um die 
Foniiel anwenden zu können, fasst das Urtheil nicht zunächst den Streitgegen- 
stand ins Auge, sondern eine gar nicht bestrittene Hauptsache, jenen als Per- 
tinenz desselben behandelnd; es wird entschieden, dass der Patriarch ipaa» 
cortea — cum fodro et cum omni praeacripto habere et detinere debet, der 
Herzog darüber fortan schweigen soll.* So scheint auch bei einer allgemeinen 
Formel für einen Rechtsstreit um Freiheit von vornherein nur desshalb Haupt- 
gewicht auf das Vermögen gelegt zu sein, damit da.s Uitheil sich der gebräuch- 
lichen Formel näher anschliessen kann: Übet' luimo eat de aua peraotm et 
abet et tenet ad projyi'iurn auum eonquiaitum et P. — permaneant inde 
taciti et contenpti.* Erst gegen Ende des eilften Jahrhunderts, wo die Ur- 
kunden wieder mannigfaltiger zu werden begiimen, findet sich denn auch wohl 
wieder eine bestunmtere Angabe, etwa, dass der Unterliegende zu refutiren 
oder zu reinvestiren habe. 

Aehnlich verhält es sich mit den Angaben der Urkunden über die Aus- 
führung der Entscheidung. Enthält in den ältern sehr gewöhnlich das Urtheil 
einen bezüglichen Befehl an den Unterliegenden, so wird auch in den Urkunden 
selbst oft noch über die Ausführung berichtet, angegeben dass der Verurtheilte 
die Sache zuriickgestellt oder die Zahlung verbürgt habe oder dass das Gle- 
richt ihn als .Schuldknecht dem Sieger zugesprochen habe. Später fehlen alle 
solche Angaben. Nach dem den An.spruch des Siegers anerkennenden Urtheiie 
wird in der Regel unmittelbar der .Schluss des Verfahrens mit Finita eat causa 
angegeben; es folgt dann nur noch die Angabe, dass das Gericht /?ro eecuri- 
tate des Siegers die Fertigung der Urkunde befahl, dann die Fertigungs- 
formel des Notar und die Unterzeichnungen der Gerichtspersunen. In der Be- 
urkundung der, oft die Verpflichtung zu einer Geldstrafe einschliessenden 
Professio und des derselben entsprechenden Endurtheils liegt die einzige Bürg- 
schaft für den Sieger, auf welche in der Urkunde selbst regehnässig hinge- 
wiesen wird. Kommt dazu Sicherung durch den Bann, auf den wir zurück- 
koimnen, so ist die Bannformel gewöhnlich zwischen dem Urtheil und der 
Aufforderung zum Schreiben der Urkunde eingerückt. Zuweilen aber wird die 
Verhängung des Bannes schon unmittelbar nach der Professio erwähnt*, 
worauf dann das Endurtheil in derselben, sich nur auf die Professio beziehen- 

8 .—] 3, Rubels Aquil. 500. 4 , t'nrtularium l/ing. n. 18. Vgl. Oerichtsurk. ron 900, 

Antiq. It, I, 720, wo sich die.ser enge Anscliiu.ss noch nicht findet. 5, 996. 1055 : 
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den Fassung folgt; an dieser Stelle muss das Urtheil doppelt überflüssig und 
nur gewohnheitsmässig festgehalten erscheinen, da, wenn dasselbe eine mass- 
gebende Bedeutung haben sollte, die Anerkennung des Rechtes durch das 
Urtheil doch der Sicherung desselben durch den Bann vorhergehen musste. 

Danach bot fast nur noch die Darstellung des Beweis Verfahrens Ge- 
legenheit zu grösserer Mannigfaltigkeit. Aber die Urkunden des zehnten und 
eilften Jahrhunderts bieten auch dafür sehr wenig; hie und da finden sich einige 
ganz dürftige Angaben, die zudem oft in die Klage und die Professio einge- 
arbeitet sind, indem der Kläger sich etwa sogleich in der Klage auf eine Be- 
weisurkunde bezieht, der Angeklagte im Bekenntnisse die Beweiskraft der- 
selben zugibt. Oft ist in den Urkunden von Beweisen gar nicht die Rede, auf 
die Klage folgt unmittelbar die Professio. Es i.st möglich, dass in solchen 
Fällen ein .Streitverfahreii vor Gericht gar nicht stottfand, worauf wir zurück- 
kommen. Es ist aber immerhin auch denkbar, dass dem Bekenntnisse ein sehr 
ausgedehntes Beweisverfahren vorherging, der Notar sich aber seine Aufgabe 
dadurch erleichterte, dass er die Professio als unmittelbar nach der Klage 
erfolgt darstellte, wie das für den Sit'ger, dem die Urkunde später als Beweis- 
mittel dienen sollte, an und für sich gleichgültig sinn konnte, da das Wesent- 
liche für ihn nur im Zugeständnisse des Gegners und im Urtheile lag. So be- 
schränken sicli denn die meisten dieser spätem Gerichtsurkunden bei ihrer 
Darstellung des Vorganges wesentlich auf die Angabe der Klage, des Zuge- 
ständnisses und des Urtheils. ln nälienn Anschlüsse an die sonst gebräuch- 
lichen Formulare scheint es nur noch in der Mark Verona üblich gewesen zu 
sein, eine Darstellung des Beweisverfahrens in die Urkunde aufzunehmen.® 
Davon abgesehen haben vorzüglich nur noch die wenigen Urkunden, welche in 
ihrer Fassung von den ständigen Formularen überhaupt mehr abweichen, diese 
und jene anderweitige Angaben, die dann um so werthvollcr sind, da lx>i ihnen 
von vornherein anzunehmen ist, dass sie in ihrer Fassung mehr durch den 
that.sächlichen Vorgang im Einzelfalle bestimmt sind. 

9. — Eben .so einförmig i.st die Dar.sUdlung des Ungehorsams ver- 
fahren in den Gerichtsurkunden. Es kann auffallen, dass .sich Urkunden 
dieser Art überhaupt erst aus den spätem Zeiten des neunten Jahrhunderts 
finden. Der Grund ist vielleicht darin zu suchen, dass man, da es sich dabei 
nicht um enduiiltige Entscheidungen handelte, in früherer Zeit nicht gewohnt 
war, darüber Urkunden zu fertigen. Beim ersten mir bekannten Falle 871 
handelt es sich denn auch um ein ausnahmsweises Vorgehen; der Beklagte ist 
nicht von vornherein ungehorsam, sondern weigert sich während der Verhand- 
lung Inquisition statt Zeugenb(‘weis zuzulassen und verlässt das Gericht; das 
Beweisverfahren wird dann kraft des königlichen Inquisitionsmandates fort- 
gesetzt und auf Gnmd desselben endgültig für den Kläger entschieden. ' Bei 
einem zweiten Falle 872 wird ein vorläufiges Vorgehen gegen ungehorsame 
Unfreie durch Investitur des Klägers erzählt; den Hauptinhalt der Urkunde 

e. 994 - 1115 : Antich. E«t. 1. 128. 85. 88. 315. Dondi 4. 41. 
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Iiildct abor doch da.s ordentliche Verfahren, durch welch(>s nachträglich die 
Saclie endgültig erledigt wird.* Er.st mit den letzten Jahren des Jahrhunderte 
beginnen die siiäter sehr häufigen besonderen Beurkundungen dieser Art. 

Auch hier folgt auf die Angabe der Gerichtspersonen die Klage. Diese 
enthält eine doppelte Behauptung; einmal einer widerrechtlichen Handlung 
des Beklagten, am häutigsten, dass er Eigenthum des Klägers widerrechtlich 
besitze; dann da.s.s derselbe vor Gericht geladen und nicht erschienen sei. 
Daran knüpft sich dann die Klagbitte um .Sicherung des angesprochenen 
Rechts, in der Kegel um die Investitur. 

Auf die l.adung wird beim ordentlichen Verfahren kein Gewicht gelegt; 
in der Regel wird sie gar nicht erwähnt. Beiläufig geschieht es zuweilen bei 
der Klage, indem der Kläger angibt, er habe den Beklagten dcssh.'ilb vor 
Gericht geladen. Dann ist aber immer von einem M(ülare durch den Kläger 
selbst, nie von einem Jiannire durch den Richter die Rede, welches ja an und 
für sich nicht nüthig war, wenn der Beklagte der Aufforderung des Klägers folgte. 
Damit ist freilich nicht ausgeschlossen, da.s.s es oft einer Ladung durch den 
Richter bedurfte, damit d(‘r Beklagte erschien; aber in den Urkunden kommt 
das nicht zum Ausdrucke; in Frozessformeln dagegen richtet der Kläger auch 
wohl beim ordentlichen Verfalu'en die Forderung an den Richter: /arite ban- 
nire ad placiUnn.^ 

Beim Ungehorsamsverfahren enthalt die Klage immer genauere Angaben 
über die Ladung. Dabei wird nun, so weit ich sehe, ein Mallare nie erwähnt, 
was gerade nicht ausschliesst, das.s das Verfahren dennoch mit einem solchen 
begonnen hatte; aber für die Feststellung des Ungehorsams scheint dasselbe 
nicht in Betracht zu kommen; der Kläger beruft .sich lediglich darauf, dass er 
schon mehrmals über den Gegner klagttf und der Richter denselben mehrfach 
vergeblich durch den Preco, oder durch einen .Missics oder Mmttius, oder auch 
durch Epistolae ■* zum Placitum habe rufen la.ssen; ausdrücklich als Bannire 
bezeichnet wird diese Ladung des Itichters nur in einigen .Spoletinischen Ur- 
kunden.® Mehniialige Klage und Ladung werden immer erwähnt, so das.s 
ansc-heinend auf einmalige Ladung noch kein Ungehorsams verfahren ciugeleitet 
wurde. .Auch nur einmal finde ich die Angabe, die Beklagten seien iam alia 
vice geladen, was genau genommen nur zweimalige Ladung bezeichnen würde. 
Wo sich genauere Angaben finden, ist immer von dreimaliger Ladung die 
Rede. Aber es handelt sich dabei nicht um wiederholte Ladungen nach län- 
geren Fristen, sondern während ein und desselben Placitum, welches hier die 
ganze Zeit bezeichnet, während der der Richter am bestimmten Orte zu Ge- 
richte sass. .So be.sonders deutlich, wenn es B'J7 heisst, es sei geklagt iam 
per mtdtifi plarilie — et nwdo per tree vices^; wie denn auch sonst wohl 
nebenbei erwähnt wird, das.s schon auf frülu'ien Placitis vergeblich geklajgt 
sei. Die Regel scheint gewe.sen zu .sein, da.ss es nüthig war per treu die*, an 
drei auf einanderfolgenden Tagen zu klagen und jedesmal zu laden.' Es ent- 

9.-I 2. Script. Tt. Ib. 3»6. 8. -Mon. Genu. L. 4, 602. 4. AfT6 P. 2. 326. 
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spricht dem, dass wenn jemand sich verbürgt hatte, sich in einem l)estimmten 
Placitum zu stellen, eine weitere Ladung demnach niclit nütliig war, er am 
dritten Tage als ungehorsam betrachtet wurde; so sagt 935 bei einem ver- 
bürgtem Kampf der Erschienene: Iwdie egt trausweto die i»vti%<jtiod vos 
placitum teuere incipietis, und lässt sich darauf bestätigen, dawler bereit 
gewesen sei.® Doch scheint es auch üblich gewesen zu sein, bis gegen Ende 
des Placitum mit dem Vorgehen zu warten; es wird dann täglich geklagt, 
täglich durch den Gerichtsdiener geladen; taudem circa finem placiti oder 
die autem septima oder nachdem per neto dies geklagt, kommt es dann zum 
Ungehorsamsverfahren.® Nur im Spoletinischen heisst es wohl, dass ad tria 
placita oder ad tertium placitum geladen .sei, was längere Fristen zulasssn 
würde. *® 

Gesetze fränkischer Kdnige, welche in da.s longobardische Gesetzbuch 
anfgenommen sind, kennen allerdings längere Fristen. .So soll eine viermalige 
Mannitio nach sieben, vierzehn, ein und zwanzig und zwei und vierzig Tagen 
vorhergehen, ehe Bann gegen das Gut des Angeklagten verhängt wird.'* 
Aber dieses Gesetz gehört auch zu der bedeutenden Zahl derjenigen, welche 
von den spätem longobardischen Rechtskundigen in den Glossen und der E.x- 
positio zura Papienser Rechtsbuche als sali sehe Kapitel in einer Weise 
bezeichnet werden, dass sich deutlich ergibt, man halte sie für Longobarden 
nicht für verbindlich; gab dazu zuweilen die ausdrückliche Beziehung zunächst 
auf Salier im Gesetzestexte selbst den nächsten Anlass, so scheint doch mehr- 
fach auch der Umstand massgebend gewesen zu sein, dass man sich der that- 
sächlichen Nichtgeltung dieser Gesetze für Longobarden bewusst war. *® Da- 
gegen scheint ein Gesetz Lothars, wonach bei einem Streite um Freiheit drei 
Placita mit Zwischenräumen von vierzehn Tagen versäumt sein müssen, damit 
der Richter vorgehen kann, auch später als geltend betrachtet zu sein. Aber 
es handelt sich dabei um ein ausnahmsweises A'erfahren, bei welchem nicht 
vorläufige Sicherung erfolgt, sondern endgültige Entscheidung auf Grundlage 
von Zeugenbeweis.*® In den Urkunden selbst ist mir ein Hinweis darauf, dass 
längere Fristen eingehalten seien, nie vorgekommen. 

Nach vorgebrachter Klage wird die Wahrheit der zweiten in ihr enthal- 
tenen Behauptung festgestellt; nändich die mehrmalige Ladung durch ein 
Zeugniss des Gerichtes, dass man sieh derselben erinnere; die Nichtanwesen- 
heit des Geladenen durch öffentlichen Aufruf am Gerichtsorte. 

Dagegen wird über die Wahrheit der ersten Behauptung gar nicht ent- 

8. Aff6 P. 1, 339. 9. .\mich. Est. 1. 190. Antiq. It. 3. 729. 1, 299. Alle FUle 

gehören nach Arezzo, so dass es sich um lokalen Brauch handeln kennte. 10. Script. 
It Ib, 443. Eatteschi 307. 11. L. Pop. Karol. M. 27. 12. Vgt L. Pap. Gt 

und Exp. zu Karol. M. 45. 76. 77. 100. 108. Pip. 41. Lud. P. 5. 17. 27. Es dürfte 
auch zu beachten sein, dass in der Exp. zu den karolingischen Gesetzen weniger von 
den Meinungen der longobardischen Juristen die Kede ist, insbesondere die Antiqui 
iudices erst mit Wido wieder bSufiger erwShnt werden, mau sich also zu Paria wohl 
weniger damit beschäftigte, als mit dem Edikt und den neuesten Gesetzen. 18. Pap. 
Loth. 79. 80. Das Gesetz .scheint überdies nur Kontumaz des Klägers im Auge zn 
haben; die Exp. dehnt das auch auf den Beklagten aus. 
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■schieden. Wegen der .\bwesenlieit des Beklagten könnte sich eine solche 
Entscheidung ohnehin nicht auf ein Gcständni.ss desselben stützen; es wird 
aber auch kein einseitiges Beweisverfahren darüber eingeleitet.*'* Die Fest- 
st e 1 1 u n gtd es ü n g e h o r s a in s bildet den einzigen Ausgangspunkt für das 
weitere Vorgehen des Gerichtes, welches darauf gerichU>t ist, den sieh zu 
rechtlichem Austrage erbietenden Kläger gegen den Nachtheil zu schützen, 
den ihm der fortgesetzte Ungehorsam jenes bringen könnte, ohne über den 
etwaigen Rechtsanspruch dieses endgiiltic zu ent.scheiden. 

10 . — Wird, wie gewöhnlich, in der Klage widerrechtliche Entwerung 
behauptet, .so geschieht die Sicherstellung des Klägers dadurch, dass 
nach f'e.ststeihmg des Ungehorsams der Richter dem Kläger per fustem, 
quem in sua tenehat ituinii, die Investitur der angesprochenen Sachen 
wieder ertheilt, wie er bisher damit investirt war. Aber es geschieht das salva 
querela; der Beklagte kann sein etwaiges besseres Recht durch Anstellung 
einer Klage noch immer verfolgen. ' Dabei findet sich in einer Spoletinischen 
Urkunde die vereinzelte Angabe, dass die Investitur erst nach fünfzehn Tagen 
wirksam wird, da.ss wenn der Beklagte sich nach Ablauf dieser dem Gerichte 
nicht gestellt haben und späterden Kläger aussergcrichtlich disvestiren wrürde, 
er eine angegebene Summe zu zahlen habe.^ Das Recht auf die Klage erlosch 
dann wohl erst mit Ablauf der bezüglichen longobardischen Verjährungsfrist 
von mindestens dreissig Jahren; es findet sich 915 der Fall, dass auf eine 
Sache geklagt wird, über welche der 894 gestorbene Kaiser Wido die Inve- 
stitur unter Vorbehalt der Klage ertheilt hatte, und dass unmittelbar auf 
Rückgabe der Inve.stitur erkannt wird. ^ 

Danach sollte man schliessen, dass ohne Rücksicht auf die verflossene 

9.-J 14. Von der oben n. 13 angeführten gesetzlichen Bestimmang abgesehen ist 
mir nur eine, übrigens auch in ihrer sonstigen Form sehr abweichende, leider lücken- 
hafte Urkunde von 1045 aufgefallen. in welcher es zwar nicht zum Beweise des Kügers 
kommt, der sich zu solchem durch Schwur oder Kampf erbietet, aber zu einem Inqui- 
'titionsverfahren des richtenden Mi.s.sus, der erst nach dem dem Klüger günstigen Er- 
gebnisse desselben denselben salva querela inrestiit. Mem. di Uueca 5c, 661. Da es 
sich um eine Klage gegen den Bischof von Uucca bandelte, so dürfte es sich um ein 
auf die alten Inquisitionsprivilogien der Kirchen zurückgehendes Vorrecht bandeln. Doch 
dürfte da.s kaum dahin zu verallgemeinern sein, dass Kirchen auch im Falle des Unge- 
horsams nicht ohne Inquisitio disvestirt werden dürfen; wenigstens geschieht das 896. 
915. 1082 ohne da.ss eine vnrhergehende Inquisitio erw&bnt würde. Giulini 2. 472. 
Mem. di Lucca 5 c, 87. Lupu.s 2, 735. Vgl. auch § 10 n. 1. 

W. - 1, Eine Abweichung ist mir nur aufgefallen bei einem 1022 im Bene- 
ventanischen gehaltenen Reichsgerichte; der Beklagte ist in einem spAtem Termine 
ungehorsam; auf Befehl de.s Kaisers wird nun der Klüger nach I^aut seiner Urkunden, 
wonach also doch wohl der Bewei.s und nicht blos der Ungehorsam den Ausgang bilden 
wird, investirt ad 9fmfjer hab^ndutn W poffidendum H omnta quod volu^nnf exindt 
faciendum sine unmtcHmqae rei^uifUione. Script. It. 1 b, 501. 2, Fatteschi 304. 

Würde sich solches nfter nachwei.sen lassen, so würde anzunebmen sein, der hervorge- 
hobene Mangel einer lüngeren Frist für die Wiederholung der Ladung sei dadurch er- 
setzt, dass der richterliche Spruch erst nach gewisser Zeit wirksam wurde; und das 
würde wenigstens dem spüt^rn Vorgehen bei Verhüngung des stüdtischen und Reiehs- 
banoes durchaus entsprechen. 3« Mem. di Lucca 5 c. 87. 
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Zeit der später sich dem Gerichte stellende Contumax einen Anspruch darauf 
hat, zunächst wieder in Investitur gesetzt zu werden. Auch nach einer allge- 
meinen ProzessformeH ertheilt der Richter dem sich zu Rechte erbietenden 
Contumax die Reinvestitur, nachdem er vorher rechtlichen Austrag verbürgt 
hat; aber es heisst hier ausdrücklich, dass das nicht mehr geschehen könne, 
wenn ein .Jahr verflossen sei, und zwar unter Benifung auf das römische 
Recht.® Ein bestimmteres Zeugniss ist mir in den Urkunden nicht aufgefallen: 
auch 896 erfolgt in einem Falle, wo seit der gerichtlichen Disvestitur wahr- 
scheinlich mehr als ein Jahr verflossen war, die Reinvestitur an den frühem 
Contumax, aber freilich erst nachdem festgestellt ist, dass der frühere Kläger 
jetzt ungehorsam sei.® 

Eine zweite Massregel ist die Bannung des Vermögens. Behauptet 
die Klage ein Verbrechen des Ungehorsamen, so wird in genauer Ueberein- 
stimmung mit den Bestimmungen der Kapitularien nfich den Gerichtsurkunden 
das ganze Vermögen desselben per fnntem et vantonem in Bann gelegt, ita 
ut »i annum ac diem in baniiinn iaeiiisseiit, et a parte publica venisentJ 
Stellt er sich vor Ablauf des Jahres dem Gerichte, so wird der Bann nach 
Verbürgung gerichtlichen Austrages durch Stab und Handschuh wieder auf- 
gehoben.® 

Nach einem Gesetze Ludwigs des Frommen hätte die Bannung des Ver- 
mögens, ausser bei Klagen um Freiheit und Erbe, immer eintreten sollen, 
wenn der Beklagte einer zweimaligen Ladung des Grafen nicht folgt. Danach 
wäre auch bei Klagen um Forderungen der Bann anzuwenden gewesen; aber 
die Expositio erklärt sich ausdrücklich dagegen, will den Bann auf .Straffälle 
beschränkt wissen®; die Glosse bemerkt zwar, dass einige bei jeder Klage die 
Bannung des Vermögens fordern, scheint aber docli als Regel anzunehmen, 
dass nur bei Klagen um Missethat die Bannung, bei dinglichen Klagen aber 
die Investitur salva querela, bei Klagen um Schulden die Pfändung erfolgt.*® 
Die Pfändung finde ich nur in einer einzigen Urkunde erwähnt, wie sich 
daraus erklärt, dass es sich in fast allen Gerichtsurkunden um dingliche Klagen 
handelt. Im Grafengerichte zu Piaccnza wird 91 1 zunächst geklagt über ge- 
waltsame Entwerung durch den Ungehorsamen und, nachdem das Gericht 
erklärte, es habe ihn nicht Vorbringen können et etiam minime invenimus, 
ubi eum pignorare potnieeemus, der Kläger durch Investitur salva querela 
befriedigt. Ist das nicht blos eine ungenaue Ueberflüssigkeit der Fassung, so 

4 . Cartnlar. tx>ag. n. 21 . h» üt legitur in viH. libro codici$. Es dürfte L. 8 . $ 3. 
Cod. 7, 39 gemeint sein. Dem entspricht, worauf wir tnruckkommeo , durchaus das 
spHtere Verfahren; es erfolgt Missio in possessionem , so dass nach Ablauf des Jahres 
der Ungehorsame nur noch sein Eigenthum rertheidigen , nicht aber nur den Besita 
turückrerlangen kann. 6. Giulini 2 , 472 . Derselbe Fall ist vorgesehen L. Pap. Wido 6. 
Exp. § 7 . 7« 1041. 43: Meichelbeck H. Fr. 1, 510 . Mon. patr. Ch. 1 , 552 . Nach 

diesen Beurkundungen, den einzigen mir bekannten dieser Art, scheint für StraflTAlle 
ein besonderes Formular in Gebrauch gewesen zu sein, welches insbesondere dadurch 
abweicht, dass der Klüger nicht selbst auftritt, sondern der Richter Über die geschehene 
Klage und vergebliche Ladung berichtet. 8« L. Pap. Lud. P. 16. Formel. 9* L. 
Pap. Lud. P. 17 . Exp. Vgl. auch KaroL M. 27 , IO« L. Pap. Lud. P. 16. Gl. 

Ftekcr Forachungen. 3 
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wäre die Pfändung aui-li bei dinglichen Klagen angewandt, etwa zur Sicher- 
stellung des Ersatzes von Schaden undPYüchten. Dann aber heisst es weiter: 
et pro eo, quod aliia liominibiig de ipnia H. reclamahant et ad placitum 
eum habere non potiümtia, nec de aiia pignora invenire non potuimua, 
ttinc ipsi W. comea per fuaie elevationein, quod in suis tenebat nuinibus, 
Ofimibus casis et rebus iuris ipsius JI. pro singidis loeis in finibus Phv- 
centina in bannum misit, pro eo quod unquam ad placitum minime eum 
habere potuit et omnibus eognitum feeit, quod in bannun^ missa essentd^ 
Leider ist der Gegenstand der Klagen nicht näher angegeben. Handelte es 
sich um Klagen wegen bürgerliclier Forderungen, so würde sich ergeben, dass 
doch auch bei diesen mit Bannung des ganzen Vermögens, also insbesondere 
auch der Immobilien vorgegangen wurde, aber erst dann, wenn eine Pfändung 
von Mobilien, welche eben das longobardische Recht als Pignoratio bezeichnet, 
nicht zu bewerkstelligen war. Und ein ähnlicher Fall ist auch in den Gesetzen 
erwähnt; wenn jemand seine Mobilien an einen andern überträgt, damit der 
Kläger sie nicht pfänden kann, so soll sein Vermögen gebannt werden, res 
eorum inßseenlur, bis er sich dem Gerichte stellt; stellt er sich nicht in Jahr 
und Tag, so ist nach dem Gesetze Ludwigs vorzugehen, das Vermögen kommt 
nach Befriedigung der Gläubiger an den Fiseus. Sollte es sich aber, was 
nicht gerade unwahrscheinlich, in jenem Falle um Strafsachen gehandelt ha- 
ben, so wäre etwa anzunehinen, dass wegen geringerer .Sachen, welche nicht 
an Hals und Hand gingen, zunächst mit Pfändung von Mobilien vorgegangen 
wurde. Für .Sicherung von Forderungen durch Einweisung in liegendes Gut 
des Ungehorsamen vermittelst Investitur ist mir nur in der Koinagna ein ur- 
kundliches Zeugni.ss vorgekommen doch wird gerichtliche Einweisung der 
Gläubiger in das ganze Vermögen schon in der älteren longobardischen Ge- 
setzgebung erwähnt. ' * 

Es muss auffallen, dass bei allen Beurkundungen von Ungehorsamsver- 
fahren bei dinglichen Klagen, so weit dieselben sich überhaupt an die ge- 
bräuchlichen h'onnulare halU-n, ein Urtheil gar nicht erwähnt wird, der 
Richter nach Feststellung des Ungehorsams unmittelbar die Klagbitte durch 
Investitur erfüllt Es lies.se sich allerdings annehmen, dass bei der Einfachheit 
des Falles der Richter keines ausdrücklichen Urtheiles des Gerichtes bedurfte. 
Erfolgte dieses aber immer in dem eben .so einfachen Falle einer Professio, 
wrird in den Urkunden der Romagna und des Spoletinischen beim Ungehor- 
samsverfahren die Investitur immer erst auf ein Urtheil ertheilt, wird dann 
ein solches Urtheil auch wohl in longobardischen Urkunden erwähnt, seit diese 
in den spätem Zeiten des eilften Jahrhunderts sich vielfach nicht mehr so eng 
an die alten Formulare anschliessen, so dürfte kaum zu bezweifeln sein, dass 
thatsächlich ein solches Urtheil auch früher immer erfolgte, dasselbe mehr 
zufällig in die Darstellung der Urkunden keinen Eingang gefunden hatte. Darauf 
deutet auch, dass von den beiden erwähnten, übrigens sichtlich nach nächst- 

10.-] 11. BoseUi 1, 290. 12. L. Pap. I»th. 25. 18. Fantu»! 2. 72 14. Kd. 

Uutpr. 57. 
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verwandten Fonnnlaren dargestellten Straflallen, der von 1043 ein Urtheil 
enthält, nicht der von 1041. Und dann würde sich daraus ein .sehr bestininiter 
Beleg für die Abhängigkeit der Frozessformeln von den Urknnden ergeben, 
da auch jene beim Ungehorsanisverfoliren kein Urtheil enrähnen. *® 

11 , — ■ Aus der Investitur durch das Gericht et^ab sich beim Ungehor- 
samsverlähren für den Besitz des Klägers dieselbe .Sicherheit, wie beim ordent- 
lichen Verfahren aus der Investitur des Siegers durch den Besiegten. Bei 
diesem ergab sich nun aber eine weitere Sicherung daraus, dass es später 
üblich wurde, dass der Zugestehende sich zur Zahlung einer Strafe im Falle 
weiterer Anfechtung verpflichtete. Da.s Sfrelwn, eine entsprechende Sicherung 
auch beim Ungehorsam des Beklagten zu gewinnen, s(;heint auf die gerichtliche 
Anwendung des Königs ha nnes geführt zu haben. Ibrnn bei den ersten 
Fällen des üngehorsamsverfahren ' noch nicht erwähnt, wird er zuerst 897 
bei einem solchen angewandt und findet sich dann ebenso regelmässig bei 
jedem Üngehorsamsverfahren*, wie er bei andern gerichtlichen V'erhandlungen 
vor der ottonischen Zeit nie vorkommt. Die Verhängung des Bannes durch 
den Richter wird nach Frtheilung der Investitur etwa mit den Worten erwähnt: 
Intuper per fuetcm — mieit itannum <1. repie super emn et super rem in 
mamntsos aureos duo milliii, ut mm sH aliquis homo, qui nudeat eum de 
itta re (inquietare aut molestarc vel) disreetire sine leqali iudicio; et si 
quis ausus fuerit tute factre, componat predictos duo tmllia mancusos 
aureos, medietafem ettmere d. rcpis et inetUetatem ipsi et suis heredibus. 

So weit dieser Königsbann, auf den wir zurückkommen, zur Sicherung 
des Klägers gegen den Beklagten bestimmt war, fehlte allerdings bei Anwe- 
senheit dieses die Veranlassung, ihn zu verhängen, da diese .Sicherung dann 
durch eine von ihm übentonunene entsprechende Verpflichtung gewährt werden 
konnte. Aber der Königsbann gab in so weit eine noch ausreichendere Bürg- 
schaft, als er innner ganz allgemein gehalten ist, gegen Besitzstörung nicht 
blos durch den Beklagten, sondern gegen jeden Dritten schützt*; als weiter 
die Banrnstrafe in der Kegel höher gegrifien war, als die in der Professio über- 
nommenen Strafen. So wird er denn später, zuerst so weit ich sehe 964 
auch ausser Ungehorsaraställen angewandt, um das durch Bekenntniss und 
Urtheil festgestellte Recht zu sichern. Dann fehlt gewöhnlich die auch sonst 
nicht immer erwähnte entsprechende Verpflichtung in der Professio. Doch 
kommt später auch beides vor. So verpflichtet sich 1045 der Unterliegende 
zum Duplum und hundert Pfund .Silber und die ^'erhandluug schüesst mH dem 
Urtheile; es wird dann aber nachträglich in demselben Gerichte und wohl noch 
an demselben Tag ein Bann von tausend Goldinancusen nachgesucht und er- 

l(. C'artnI. rx>n|;. nr. 20. 21. 

11 . — 1 . 871. 896: Mem. di Lucca 4b, 32. Gialini 2, 472. S. 897-941: 
Mem. di Locca 4c. 71. 5c. 640. 183. 186. Lnpns 2, 127. 8. Ausnahmsweise wird 

1095 der allgeraeiiien Bannfurmel tur Sicherung von Rluslerbesitiungen noch eine 
iweile hesondere hiniugefUgt , welche insbesondere Verleihung, Verpfändung oder son- 
stige Veränsserung durch irgendsralehen Bischof oder Abt Terbietet. Anti). IL 2, 944. 
4. Antich. Est. 1, 143. 

8 * 
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theilt und eine weitere Urkunde darüber gefertigt. * Auch in ein und derselben 
Urkunde findet sich 1046 eine Verpflichtung auf das Duplum und zwanzig 
Pfund Silber und ein Bann von zweitausend Mancusen^; 1055 aber auch 
Verpflichtung und Banu in demselben Betrage von hundert Pfund Gold. ' 

Der Bann gab nun auch ein Mittel zum Schutze der bessern In- 
vestitur des Klägers, wenn dieser dem ungehorsamen Beklagten nicht die 
Investitur, den rechtmässigen Besitz überhaupt bestritt, sondern den Reclits- 
grund seiner Investitur. So wird 1014 gegen denCuntmnax behauptet, dass er 
gewisse Grundstücke nicht als Eigenthum, sondern nach Libell als Zinsgut 
eines Klosters besitze, mit dem Erbieten, darüber zu Hechte zu stehen. Da 
dem Beklagten die Investitur zu Zinsgut nicht bestritten ist, so ist seine In- 
vestitur nicht auf den Kläger zu übertragen, sondern die behauptete bessere 
Investitur dieses zu schützen, was denn unmittell>ar durch Verhäugung des 
Bannes gegen jeden, der das Kloster disvestiren würde, geschieht.** 

Eine ähnliche Anwendung konnte der Bann finden bei Ungehorsam 
des Klägers. Hatte dieser den Vonvurf widerrechtlicher Entwerung erhoben 
und erschien nicht, so war an und für sich eine Thätigkeit des Gerichtes zum 
Schutze des Beklagten nicht nüthig, dieser verblieb eben in seiner früheren 
Gewere. So wird es auch in Fällen von 935 und 971 gehalten; da der Kläger 
nicht zu finden ist, lässt das Gericht unmittelbar die Urkunde fertigen^, welche 
Tür den Beklagten nur desshalb Werth hat, weil sie erweist, dass er das ver- 
bürgte Placitum eingehalten hat und zum Beweis durch Zeugen oder Kampf 
bereit war. Da aber der Kläger doch die Absicht auf Bestreitung des Rechtes 
des Beklagten ausgesprochen hatte, so könnte es nicht aufiallen, wenn man in 
solchen Fällen die verbleibende Investitur ebenso stärker durch den Bann ge- 
schützt hätte, als sonst die gegen den ungehorsamen Beklagten ertheilte; es 
dürfte nur Zui'all sein, dass mir kein Beispiel aufgefallen ist, zumal wir eine 
ganz analoge Anwendung des Bannes beim Verfahren bei unbestrittenen 
Rechtsverhältnissen finden werden. Näher noch musste das Bedürfniss beson- 
derer Sicherung liegen, wenn es sich nicht um Immobilien, sondern um persön- 
liche Klagen handelte, bei welchen die durch die Investitur gebotene Bürg- 
schaft entfiel. Genannte Vasallen klagten 1043 gegen den Bischof von Como, 
dass er ohne Recht Abgaben von Schweinen, Schöpsen und Wein von ihnen 
erhebe. Da sie auf wiederholte Ladung im Gerichte nicht erschienen, ersuchte 


11 . — ] Antiq. U. 1, ü. — Es kommt auch aonsc wohl ror, dass der Bann erat später 
auf Grund einer frühem gerichtlichen Entscheidung ertheilt und besonders beurkundet 
wird. .So 1091 : Lupus 2, 774. 6# Tiraboschi Non. 2, 184, Vgl. noch Ughelli 3, 628. 

Mittarelli Ann. 2, 277. Odorici 5. 37. 7. Antiq. It. 3, 64ö. Antich. Est. 1, 167. 

Vgl. auch Antiq. It. 2, 955. 8. Antiq. It. 3, 729. Eine abweichende Auffassung 

zeigt sich 983 im Spoletinischen , Script. It. 2 b, 977. Ein Abt klagt auf Nichteinhal- 
tung einer Prekarie; cs erfolgt ein Vergleich und der Abt gibt dem Beklagten die 
Prekacie zurück; dann aber schützt der Richter das Recht des Abtes nicht blos durch 
den Bann, sondern auch durch Investitur, obwohl eine Entwerung doch nicht vorzn- 
liegen scheint. — Dass übrigens auch die Gewere des blossen Nutzeigenthümers durch 
den Bann geschützt werden konnte, ergibt sehr deutlich die allgemeine Formel Mou. 
Germ. L 4, 604. ». Aflo P. 1, 339. Antich. Est. 1. 152. 


Digitized by Google 


üngehorj»insT»Tf»hreii. Scheinrechf»»tr*it. 


37 


der beklagte Bischof das Gericht, zu verfahren, wie es recht sei. Die Siche- 
rung seines Anspruches geschah dann durch einen Bann, wonach jeder, der 
ihn an jenen Leistungen beeinträchtige oder dieselben bestreite, in die Bann- 
strafe verfallen sein solle. 

Mit der Sichening des Anspruches der gehorsamen Partei ist das Ver- 
fahren geschlossen ; es folgt wie beim ordentlichen Verfahren die Aufforderung 
an den Notar zur Fertigung der Urkunde. 

12. — Bei den bisher besprochenen Fällen handelte es sich um die Ent- '' 
Scheidung eines Rechtsstreites, der ja an und für sich vorliegen soll, damit 
von einer gerichtlichen Entscheidung überhaupt die Rede sein kann. Demnach 
muss es auffallen, dass es sich in den spätem Gerichtsurkunden überaus häufig 
um eine Entscheidung über unbestrittene Rechtsverhältnisse handelt, dass ein 
Streitverhältniss gar nicht behauptet wird, dennoch beim ganzen Verfahren 
die Formen der Entscheidung eines Rechtsstreites beibehalten werden. Es 
handelt sich bei diesem Verfahren bei unbes trittenen Rechtsver- 
hältnissen zunächst nicht darum, dass gewisse Rechtsge-schäfte zu ihrer 
Gültigkeit eines Abschlusses oder einer Verlautbarung vor Gericht bedurften. 
Dafür wäre die Form eines Rechtsstreites überflüssig gewesen, wie denn auch 
manche Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ohne diese Form im Ge- 
richte vorgenonimen werden, deren in ihrer Fassung ganz abweichende Beur- 
kundungen wir den Gerichtsurkunden, wie wir den Ausdnick im engem Sinne 
gebrauchen, nicht zuzählen. Und handelt es sich oft um ein neu begründetes 
Rechtsgeschäft, wo der Zweck einer Verlautbamng vor Gericht mitwirken 
konnte, so handelt es sich eben so oft um längstbestehende Rechtsverhältnisse, 
für deren gerichtliche Behandlung von jenem Glesichtspunkte ans jede Veran- 
lassung fehlen würde. Das Gewicht wurde offenbar nicht auf die gerichtliche 
Behandlung überhaupt, sondern auf die besondere Form gelegt; der Zweck 
war offenbar der, auch für ein unbestrittenes Rechtsverhältniss die besondere 
Sicherstellung zu gewinnen, welche sich für ein bestrittenes aus der gericht- 
lichen Entscheidung ergab. 

Dieser Brauch, auch über unbestrittene Rechtsverhältnisse ein gericht- 
liches Verfahren einzuleiten, scheint sich allmählig entwickelt zu haben. 

In allen Gerichtsurkunden der longobardischen und frühem fränkischen Zeit 
handelt es sich, so w'eit ich sehe, immer lun ein thatsächlich bestrittenes 
Rechtsverhältniss ; nicht blos tritt der Kläger mit der Behauptung auf, dass 
der Beklagte sein Recht bestreite oder verletzt habe, sondern es lässt der 
Vorgang auch durchweg deutlich erkennen, dass der Beklagte Willens ist, 
seinen entgegenstehenden Anspruch im Gerichte festzuhalten; es fehlen die 
später so häufigen Fälle, bei welchen auf die Klage unmittelbar die Profes.sio 
des Beklagten erfolgt. Bei einigen der fräheren Fälle, in welchen unbestrittene 
Rechtsverhältnisse vor Gericht gebracht werden, fehlen denn auch noch die 
dem Verfahren bei Streitsachen entsprechenden Forriien; es macht den Ein- 
dnick, dass man nach einer grösseren .Sicherung durch gerichtliche Anerken- 

10. üghelli 5, 287. 
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nung strebte, aber eine bestimmte Form dafür noch nicht gefunden »ar. Im 
Hofgerichte 903 wird den Gerichtspersonen eine ältere Schenkungsurkunde 
vorgelegt und diese wörtlich in die Gerichtsurknnde aufgenommen; in dieser 
ist dann aber von einem weitem Verfahren des Gerichtes gar nicht die Rede ; 
es folgt unmittelbar die Angabe des Notar, dass er die Urkunde auf Befehl 
des Pfalzgrafen und der Richter geschrieben habe, dann die Unterschriften 
dieser. ' Der Werth liegt also einfach in der durch das Gericht beglaubigten 
Transsumirung. Etwas weiter geht der Vorgang 898, wo nach Verlesung der 
Urkunden auf Frage des Grafen, wie sie sonst in den Gerichtsurkunden nicht 
erwähnt wird, zuerst die Gerichtsbeisitzer, dann alle Anwesenden erklären, 
dass die Urkunden gut und das Kloster rechtlicher Besitzer sei.* Man hatte 
hier offenbar denselben Zweck im .\oge, wie bei den själter so häufigen Fällen ; 
aber manche formelle Abweichung der Urkunde von der Darstellung der ge- 
wöhnlichen Gerichtsurkunden lässt erkennen, dass man noch nicht überall ge- 
wöhnt war, eine solche Anerkennung in dieFomien eines Rechtsstreites zu kleiden. 

Wollen wir uns verg(‘genwärtigen, wie man dazu gelangte, so wird von 
wirklich bestritUmen Rechtsverhältnissen auszugehen sein. Diese führten zu- 
nächst, wie in den Urkunden oft angegeben wird, zn einer aussergerichtlichen 
Verhandlung unter den Parteien. Hielten beide an ihrem Ansprüche fest, so 
verbürgten sie sich die gerichtliche Austragung. Es konnte sich aber auch 
schon bei dieser Vorverhandhing eine der Parteien dazu verstehen, ihren An- 
•spruch aufzugeben. Gab das an und für sich keinerlei Bürgschaft gegen noch- 
maliges Erheben dieselben jVnsprüche, so scheint man sich dagegen früher 
gesichert zu haben durch eine aussergerichtliche Urkiuide, in welcher der 
Gegner sich verpflichtete, \-on seinem Ansprüche abznstehen und im Falle 
nochmaliger Geltendmachung desselben eine bestimmte .Strafsiumne zu zahlen. * 
Aber eine ausdrückliche gerichtliche Entscheidung konnte doch grössere Bürg- 
schaft bieten und es lag nahe, dass der Angegriffene auch bei aussergericht- 
lichem Abstehen des Gegners auf gerichtlicher Austragung bestand. Dann 
war freilich eine .Sinmiirung nöthig, nicht des Ke<rhtsstreites selbst, sondern 
des Fortbestehens desselben; und ich möchte kaum bezweifeln, dass es sich 
in den meisten der .so häufig vorkoinmenden Fälle, wo der Klage unmittelbar 
das Zugeständniss folgt, wenigstens in so weit mu' um die .Simulation eines 
Rechtsstreites handelt. Dann aber war es nur ein kleiner .Schritt weiter, 
auch für ein überhaupt unbestrittenes Uechtsverhältniss einen .Streit zu simu- 
liren, um der Vortheile eines gerichtlichen Erkenntnisses theilhaftig zu werden. 

Da.ss es sich nur um einen angeblichen .Streit handelt, lässt sich natür- 

12. — I. Antiq. It. 1» 3b‘7. Kin eutsprechender Fall 898 im Grafengericlite zn 
PiMeosa. Boselii 1« 286. Ebenda 1, 301 noch 1034 Vorlegung einer Urkunde ohne 
folgendes Urtbeil« wobei die ludices zunBcbiit, wie gewAhnficb. unterzeichnen« dann« wie 
ich es nur hier gefunden habe, nocbmaI.s einzeln die Richtigkeit der Abschrift bezeugen. 
2m Tirabosebi Non. 2, 73. 8> Vgl. 814: Script. It. 2 b« 361« wo in .solche Strafsnmmen 

Terurtheilt, auf Zahlung derselben dann aber nach Anerkennung des Rechts und Ent- 
richtung eines I^unegild Terzichtet wird. Cartne conrenientiae überhaupt mit Verpflich- 
tung so Geldstrafe werden schon in den Altern Gesetzen mehrfach erwähnt. Vgl. Ed. 
Lintpr. 107. Ast. 7. 
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lieh unmittelbar aus der Fassung der Urkunde nicht erweisen ; cs lässt nur 
der Umstand, dass der Beklagte eine Vertheidigung gar nicht versneht, un- 
mittelbar nach der Klage ohne Beweise vom Kläger zu fordern eine Professio 
ablegt, wie sich schon 874 im ispoletinischen ein Beispiel findet^, darauf 
schliessen. In Einzelföllen lassen besondere Umstände das fast zweifellos er- 
scheinen. Im Grafengerichte zu Mailand im August 892 legt der Abt Ton 
S. Ambrogio die im Mai abgefasste Urkunde über einen Tausch mit der Kirche 
S. Johann zu Monza vor und knüpft daran die auffallend unbestimmt gehaltene 
Klage; Set modo pars ipsiiis ecclesies. loannis in alico de ipsi rebus parti 
iamdkti monastet'ü eontradicent ; undc querimus abere iusütiam.^ Ausser 
dem Umstande, dass unmittelbar nach Verlesung der Urkunde der Vogt von 
Monza erklärt, er habe gegen die Urkunde gar nichts einzuwenden und wolle 
und künne die daraus für den Kläger sich ergebenden Hechte nicht bestreiten, 
deutet noch anderes auf ein Einverständniss der Parteien. So ist es nicht sehr 
wahrscheinlich, dass so bald nach dem in fßrmlichster Weise unter Zuziehung 
von Künigsboten abgeschlossenen Tauschvertrage derselbe von der einen Partei 
schon wieder sollte in Frage gestellt sein. Weiter war, da keine Reinvestitur 
erfolgt, der Kläger in Gewere der von ihm ertauschten Sachen, welche ihm 
zudem durch die Tauschurkunde und die darin festgesetzte Strafe für jede 
Verletzung ausreichend verbürgt war; handelte es sich nicht lediglich um die 
weitere Bürgschaft einer gerichtlichen Anerkennung, lag auf Seiten des Be- 
klagten wirklich die Absicht vor, den Tausch zu bestreiten, so Väre Grund 
zur Anstellung einer Klage wohl nur für diesen gegeben gewesen. Endlich 
mochte noch zu beachten sein, dass in der Urkunde selbst die Strafe des 
Duplum auf spätere Anfechtung des Tausches gesetzt ist, aber jede Andeutung 
fehlt, dass der Beklagte nun in diese verfallen sei. 

Wurde es aber einmal gebräuchlich, ein Rechtsverhältniss gegen etwaige 
Ansprüche gewisser Personen durch gerichtliche Entscheidung eines simulirten 
Rechtsstreites zu sichern, so mochte man leicht unter sonstigem Festhalten 
am Verfahren davon absehen, dass dieses ursprünglich nur zur Entscheidung 
streitiger Rechtsverhältnisse bestimmt war, und das Gericht keinen Anstand 
nehmen, auf die Behandlung des Falles einzugehen, auch ohne dass dem, der 
die Rolle des Beklagten zu übernehmen hatte, der Vorwurf gemacht wurde, 
dass er den Anspruch unrechtmässig bestreite. Ein Uebergang zu der später 
gebräuchlichen Form findet sich da in der Weise, dass die Klage nicht mehr 
bestimmt behauptet, der 8cheinbeklagte bestreite das Recht des Scheinklägers, 
aber doch ein gewisses Streitverhältniss durch die Angabe fe.sthält, man habe 
gehört, er wolle das thun. So schon 875 im Spoletinischen : Audivimus dicere, 
der Beklagte habe eine Urkunde, durch welche er eine Schenkung an ein Klo- 
ster bestreiten könne; nescimus, si est rtritas aut non; iudicate nobis 
ejrinde iustifiam.^ So 901 zu Pavia; Sicut audivimus, wollen der Biscliof 
von Novara und sein Vogt behau[iten, dass ein uns geschenktes Kloster ihrer 
Kirche gehöre; ideo ecee nos coniiituii, si ipsi ex-inde aliquid dicere vellent. 


4 . Script, li. 2b, Utt. 5, (iinlini 2, 46ü. 6. Script. It. 2b. 946. 
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fftr twe parati cum eis in ratione standum. ^ In beiden Fällen folgt dann 
unmittelbar die Professio. Doch setzt der Gebrauch dieser Klagformel nicht 
gerade nothwendig ein schon bestehendes Einrerständniss der Parteien voraus; 
sie «ird auch 881 in einem Falle angewandt, wo zwar eine Läugnnng des 
Beklagten nicht erwähnt wird, aber vor seiner Professio doch das Recht des 
Klägers durch eine Inquisitio erwiesen wird.® 

13 . — Dann aber lässt man die Behauptung eines Streitverhältnisses 
ganz fallen, hält aber übrigens an den Formen des ordentlichen Ver- 
fahrens fest, welches insbesondere das Vorhandensein zweier Parteien vor- 
aussetzt; der Scheinkläger behauptet einfach einen Rechtsanspruch und richtet 
an den Scheingegner die Aufforderung zu erklären, ob er denselben bestreiten 
wolle. So schon 877 im Spoletinischen', wo überhaupt dieses Vorgehen früher 
üblich geworden zu sein scheint. In oberitalischen Gerichtsurkunden finde ich 
solche f'älle erst im zehnten .fahrhunderte*, wo nun ganz ständige Formeln 
ßr dieses Verfahren au.sgebildet werden, welches ganz entsprechend auch in 
den Prozessformeln vorgesehen ist. * Sie knüpfen sich wohl zunächst an den 
am häufigsten vorkommendenFall, dass es sich um Sicherung ein er Urkunde 
über ein Rechtsgeschäft handelt. Die sonst beim ordentlichen Verfahren üb- 
liche Erwähnung der Gegenwart beider Parteien Hess man wohl fallen, weil 
die Angabe, sie seien gekommen alteivationcm infer se habentes nicht mehr 
passte.^ Das Verfaliren beginnt damit, dass der Kläger die, in der Regel 
wörtlich in die Gerichtsurkunde eingerückte Urkunde vorlegt. Das Gericht 
fragt dann, zu welchetn Zwecke er die Urkunde vorlegt. In der Antwort nird 
nun allerdings zunächst als Zweck die öfientliche Verlautbarung angegeben : 
Ideo istam carttdam in isto ostensi iudicio, ul ne silens appareat et nec 
quispiam hotno dicere possit, quod ego eam ocetdle aut conludiose iutbuis- 
sem. Daran schliesst sich in der Regel die Erklärung, dass er das ilun Ver- 
briefte zu Eigenthum besitze und bereit sei, gegen jedermann davon zu Rechte 
zu stehen: Onmea res, quae leguntur in hac cartula, ad itheam habeo 
et teneo proprietatem et paratus sum, si uUue homo mihi eannde aliquid 
dicere vel agere aut causare vult, cum eo ad rationem standum et legitime 
definiendum. Diese Angabe des allgemeineren Zweckes und diese allgemeine 
Aufforderung finden sich nicht in den früheren Fällen, bei welchen es auf Ein- 
leitung ein Scheinstreites abgesehen war, kommen bei diesem erst 901 vor* 
und sind ßr den.selben in so weit ganz unwesentlich, als beim weitern Ver- 
fahren keinerlei Beziehung darauf vorkommt. Sie werden daher unabhängig 
davon ßr solche Fälle entstanden sein, wo eben die öffentliche Verlautbarung 


13 . — ] 7* Mon. p»tr. C'h. 1, 98. Ganz ent.sprochende Au.sdrücke finden sich 899-918 zu 
Pavia, Cremona und Verona, so dass diese Formel eine Zeitlang weiter verbreitet ge- 
wesen zu sein scheint. Vgl. Tiraboschi Xon. % 78. 100. 102. Antiq. It. 2. 5. 6* Antiq. 

It. 2, 931. 

13. — 1. Script. It. 2b, 948. 2. 906. 913. 918 usw.; Äff6 V. 1, 340. Tiraboschi 

Non. 2, 99. 97. 3« Cartular. Long. nr. 17. 18. 19. Vgl. auch die allgemeine Urkunden- 

formet Mon. Germ. L. 4, 604. 4« Doch findet sie sich ausnahmsweise und zwar mit 

dieser Angabe 967: Antich. £st. 1, 145. 5« Mon. patr. Ch. 1. 98. 


Digilized by Googl 


OrdentlichM Yerfabren bei Scheinstreitigkeiten. 4] 

oder Transsumirung der Urkunde der einzige Zweck war, wo dann, wenn keine 
Anfechtung erfolgte, keine Veranlassung zu einem weitem Eingreifen des 
Grerichtes geboten war, als dass dieses den Vorgang beurkunden liess.® 

Wollte man nun aber die weitere Sicherung des gerichtlichen Urtheils 
gewinnen, so mussten mit der Verlautbarung die Formen eines Rechtsstreites 
verbunden werden; und dazu bedurfte es eines bestimmten Gegners. Daher 
wendet sich der Kläger nach jenen allgemeinen Angaben an eine bestimmte 
Person etwa mit den Worten: Et quod plus est, qiiero, ut dicat iste N., qui 
hie preaena eat, ai cartiila iata bona et verax eat, vel ai rea, que conünen- 
lur in eartiila, mihi eontradieere aut aubtrahere vult, aut ai iuxta iatam 
cartulam mihi proprie eaae debent an non. Damit war nun Veranlassung 
zu einer Professio gegeben, welche, wie wir sahen in dieser Zeit regelmässig 
den Ausgangspunkt für ein weiteres Vorgehen des Gerichtes bildete. 

Dabei handelt es sich nun offenbar in den meisten Fällen gar nicht um 
irgend ein Streitverhältniss, wie ein solches ja auch nicht behauptet wird. Es 
ergibt sich das schon daraus, dass sehr häufig derjenige, welcher die Urkunde, 
etwa über einen Verkauf oder eine .Schenkung an den Kläger, selbst ausstellen 
liess, der Scheinbeklagte ist, in welchem Falle auch die Klage gewöhnlich die 
.\ufforderung enthält zu erklären, ai iatam rartulam fieri rogaidt. Und wäre 
es auch möglich, dass dieser später trotzdem Ansprüche erhoben hätte, welche 
das Verfahren veranlassten, so erscheint auch das sehr häufig dadurch aus- 
geschlossen, dass dieses Verfahren oft fast unmittelbar auf die Fertigung der 
Urkunde folgt. .So über Kaiserurkunden gegen den Vogt des Kaisers 962 und 
964 am dritten und zweiten Tage nach der Ausstellung®; bei einer .Schen- 
kungsm'kunde des Markgrafen Hugo an das Bisthum Vercelli 996 erfolgt das 
Verfahren sogar an demselben Tage und Orte und in Gegenwart derselben 
Zeugen. ® 

Handelt es sich in der Mehrzahl der P'älle um ein durch Ausstellung 
einer Urkunde gesichertes Recht, so ist das doch nicht regelmässig der Fall, 
es handelt sich auch um Sicherung von Erbe oder Freiheit*®, ohne dass 
eine bezügliche Urkunde vorgelegt wurde, eine solche wohl gar nicht vorhanden 
war. Man bediente sich aber auch dann derselben, wohl zunächst mit Rück- 
■sicht auf jenen häufigsten und friiher vorkominenden Fall entstandenen Formel, 
indem man. nur alles aus derselben fortliess, was sich unmittelbar auf die Ur- 
kunde bezieht. Der Kläger tritt unmittelbar mit der Behauptung auf, dass er 
die und die näher bezeichneten Sachen zu Eigenthum besitze, dass er bereit 
sei, jedem davon zu Rechte zu stehen, dass aber insbesondere der und der 
erklären solle, ob er sie ihm bestreiten wolle, worauf dann die Professio erfolgt. 

Auch dabei handelt es sich in der Regel wohl nicht um ein wirklich be- 
strittenes Recht, Richtet etwa der Abt von S. Ambrogio 1018 wegen seines 

6. Vgl. s 12 n. 1. 7. Vgl. s 6. 8. Mon. patr. Vh. 1. 106. .\ntich. Est. 1. 143. ». Mon. 
patr. Ch. 1, 305. 307. 10» Für Freiheit ist mir eiae Gerichtsurkimde dieser Art ohne 

Vorlegung einer Urkunde nicht bekannt geworden: dagegen gehört dahin die Prosess- 
formel o. 18. 
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Eigenthuni an einem Grundstücke am Coiiiersee die Aufforderung an den Erz- 
bischof von Mailand, den Bisclwjf von Conto und den Abt von S. Calocero, so 
ist nicht wohl anzunehnien, dass diese gleichzeitig sein Recht bestritten haben 
sollten; namentlich aufgefordert sind gerade diese wahrscheinlich als die be- 
nachbarten Grundbesitzer, von denen Anfechtung am nächsten zu erwarten 
war. ' * Bestimmt ausgeschlossen erscheint da.s Bestehen eines Streites, wenn 
1081 im Gerichte des Königs vom Bischöfe von Parma ein Hof au das Ka- 
pitel zurückgegeben wird und dieses nun unmittelbar darauf ein weiteres Vor- 
gehen des Gerichtes veranlasst, durch die Frage an den Bischof, ob er ihnen 
den Hof bestreite. Wie denn in diesen Fällen schon die unmittelbar folgende 
Professio auf ein Einverständniss der Parteien schliessen lässt. 

Aber gerade der letzte J’all legt die Annahme nahe, dass zwar ein Streit- 
verhältniss nicht bestand, aber doch bestanden hatte, welches der Bischof 
durch Zurückgabe des Hofs beendet hatte. Und das ist gewiss in vielen dieser 
Fälle anzunehmen ; dass man sich zur .Sicherung des Eigenthums gerade jetzt 
und gerade gegen die.se Person an das Gericht wandte, ist am leichtesten zu 
erklären, wenn diese dasselbe aussergerichtlich angefochten hatte oder solches 
befürchtet wurde. Und dasselbe ist oft auch da anznnehmen, wo die Vorlage 
einer Urkunde den Ausgang bildet. Wo diese unmittelbar nach der Ausstellung 
unter Aufforderung an den Ausstellenden selbst erfolgt, handelt es sich offen- 
bar nur darum, durch Veröffentlichung und gerichtliches Urtheil sogleich mög- 
lichste .Sicherung zu gewinnen. Aber nothwendig zur Rcchtsgültigkeit des in 
einer vom Könige selbst oder von einem Notar vor Zeugen ausgestellten Ur- 
kunde bezeugten Rechtsgeschäftes war eine solche Vorlage vor Gericht an 
und für sich nicht. l)as ergibt sich wohl daraus, dass diese oft lange nach der 
Ausstellung erfolgt; so für Urkunden von 882 und 906 erst 910 und 935*’, 
wo also schon bald ohnehin der .Schutz durch Verjährung hinzukam. Und 
dann ergeht die Aufforderung keineswegs immer an den .\ns8teller; hie und 
da wohl an dessen Erben od(>r sonstige Rechtsnachfolger; oft aber, und auch 
in Fällen, wo es sich um kurz vorher ausgestellte Urkunden handelt, an Per- 
.sonen, welche zu jenem in keiner nähern Beziehung stehen; so 901 bezüglich 
einer .Schenkungsurkunde des Königs an den Bischof von Novara. ** Auch da 
wird es immer wahrscheinlich sein, dass Zeit und Person durch eine ausser- 
gerichtliche Anfechtung bedingt waren. 

14. — Man wird aber wohl noch w'eiter gehen dürfen; es kam zu allge- 
meiner Anwendung des Formular auch bei .Streitsachen. Wie man 
in früherer Zeit die Behandlung unltcstrittener Rechtsverhältnisse in die Form 
eines Rechtsstreites zu bringen suchte, so scheinen später die Notare auch für 
die Gerichtsurknnden über einen wirklich im Gerichte ausgetragenen Rechts- 
streit vielfach das für jene üblich gewordene Formular benutzt zu haben. Es 
erklärt sich cLis dann wieder, wie bei früher besprochenen ähnlichen Fällen, 
aus der Bevorzugung der für die verschiedensten Fälle brauchbaren Fonnulare. 


I3.-1 11. .^ntiq. It. 5. 9.tl. Aehnlirh 1001: Fantiizti 1:1 12. AffA P. 2. .m. 

13. Antiq. It. 2, 5. P. 1, 340. 14. Mon. pmtr. Cb. 1, 96. 
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Nun passte allerdings die eigentliche Klagtbrmel, in welcher dem Beklagten 
der Vorwurf unrechtmässigen Vorenthaltens gemacht wurde, nicht auf die 
Behandlung unbestrittener Sachen. Wohl aber passte die bei ihr übliche For- 
mel der Behauptung und Aufforderung auch heim Vorhandensein eines wirk- 
lichen Rechtsstreites, da die Fonnel es eben ungewiss Hess, ob ein solcher 
bestand oder nicht. Auch das Formular, welches zunächst auf .Sicherung einer 
Urkimde berechnet war, Hess sich auf Rechlsstreitigkeiten anwenden; wurde, 
wie häufig der J''all war, ein wirklicher Rechtsstreit im Gerichte auf Grund 
einer Urkunde entschieden, so Hess sich die Gerichtsurkunde recht wohl in die 
gebräuchliche Form bringen, indem man die siegende Partei mit Vorlage dieser 
Urkunde das Verfahren eröffnen Hess. Denn der juristische Werth der Ge- 
richtsnrkunde beschränkte sich ja wesentlich auf die Beurkundung des Be- 
kenntnisses und des Urtheils; ob die Umstände, welche die Professio veran- 
lassten, mehr oder weniger genau angegeben waren, konnte da gleichgültig 
scheinen. 

Urkunden, welche sich wesentlich auf Angabe der die Klage ersetzenden 
Aufforderung, des Bekenntnisses und des Urtheils beschränken, gestatten da 
freilich keinen Beweis. -\ber wie sehr die Notare gewöhnt waren, sich der 
zunächst für unbestrittene Rechtsverhnltnis.se bestimmten Formulare zu be- 
dienen, insbesondere Professio und Urtheil an jene Fonnel der Scheinklage 
anzuknüpfen, zeigen einige Fälle, in welchen die Urkunden wirklich mit Dar- 
stellung eines Rechtsstreites beginnen, dann aber die gebräucldiche Aufforde- 
rungsfonnel einschieben, um sich weiter jenes Formulars bedienen zu können, 
obwohl es sich hier erweislich um einen Rechtsstreit handelte. >So klagt 1055 
der Bischof von Luna, ein Gaudulf habe ihn unrechtmässig einer Burg dis- 
vestirt und erbietet sich zum Beweise durch Kampf; aber der Beklagte steht 
ab und ertheilt die Reinvestitur. Nun erst geht die Darstellung auf das be- 
sprochene Formular über, indem der Bischof mit der Behauptung auflritt, er 
besitze jene Burg zu Eigen und jeden und insbesondere den Gaudulf zur Er- 
klärung auffordert, ob er sie ihm bestreiten wolle. ' Die Anwendbarkeit des 
Formulars war dann wohl durch eine Vertauschung der Rollen des Klägers 
und des Beklagten bedingt. So wird 1013 der Beklagte nach Verwerfung 
einer falschen Urkunde und nach Ablegung des ihm durch Urtheil des Gerichts 
zugestandenen .Schwur mit Helfern auf Urtheil des Gerichts investirt; dann 
tritt der frühere Beklagte gegen den frühem Kläger mit der Behauptung und 
Auffordemng auf.^ ln beiden Fällen war allerdings der Rechtsstreit schon 
vorher erledigt, und es Hesse sich annehmen, dass man thatsächlich non zu 
grösserer .Sicherheit noch ein weiteres Verfahren über das nun unbestrittene 
Rechtsverhältniss einleitete. Aber eben so möglich ist e.s, dass eben nur die 
Darstellung des Notars diese Form wählte, weil er gewohnt war, an diese die 
früher noch nicht ausdrücklich erwähnte Professio und das dieselbe wieder- 
holende Urtheil des Gerichtes anzuschliessen. Dafür spricht in.sbesondere ein 
Fall von 1027, wo ein solcher Uebergang erfolgt, ohne dass schon ein Abstehen 

14> — 1. Antiq. It. 3. t>45. Aebniieh 1013: Aotieb. Eit. 1,88. 2. AnCicb. Eft. 1,85. 
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der unterliegenden Partei erwähnt wäre. Der Herzog von Kärnthen klagt 
gegen den Patriarchen von Aglei auf Lei.stungen von den Höfen der Kirche ; 
der Patriarch verneint den Anspruch, was auf Urtheil durch Schwur des Vogts 
mit vier Helfern erhärtet wird. Nach dem sonst üblichen Vorgehen bei strei- 
tigen .Sachen würde man nun auf den Beweis hin ein Bekenntniss des Klägers 
erwarten. Statt dessen werden die Rollen vertauscht, obwohl der Gegenstand 
des Streits sich nur gewaltsam in die gebräuchliche Formel einzwängen Hess, 
der Patriarch tritt mit der Behauptung auf, dass er für seine Kirche Höfe und 
anderes besitze, erklärt, dass er bereit sei, jedem davon zu Rechte zu stehen, 
und fordert insbesondere den Herzog auf, zu erklären, ob er jene Leistungen 
davon in Anspruch nehme. ’ In diesen Fällen könnten die der Aufforderung 
vorhergehenden .\ngaben über den Rechtsstreit ganz fortfallen, ohne dass der 
Werth der Gerichtsurkunde als Beweismittel fiir das Recht des Siegers ge- 
mindert wäre. Kam man also hier trotz ausdrücklicher Erwähnung des Rechts- 
streits auf das gebräuchliche Formular zurück, so wird um so eher anzunehmen 
sein, dass wo der Notar sich von vornherein auf dieses beschränkt, dennoch 
ein Rechtsstreit vorliegen mochte. Wenigstens in einem Falle ist das bestimmt 
nachzuweisen ; in einer sich übrigens gar nicht von dem hergebrachten For- 
mular für unbestrittene Rechtsgeschäfte abweichenden Urkunde über eine 
1 054 zu Zürich gehaltene Ilofgerichtssitzung erlaubt sich der Notar in der 
Professio ausnahmswei.se einen bezüglichen Zu.satz; der Beklagte bekennt, kein 
Recht auf das Grundstück zu haben, sicut nttw per puffnam difinita fuit.* 
Dass das Formular aber sehr häufig so angewandt wurde, werden wir schon 
daraus schliesscn müssen, dass von den angeführten Ausnahrasfallen und vom 
Ungehorsamsverfahren abgesehen in den .sich den herkömmlichen Fonnularen 
anschlies.sendcn Urkunden des eilften Jahrhunderts kaum noch eine eigentliche 
Klage mit Behauptung eines Streitverhältnisses vorkommt, sich eine solche 
nur noch in Urkunden findet, welche auch sonst in ihre*’ Fassung von der her- 
gebrachten abweichen. Das eine am allgemeinsten anwendbare Formular für 
unbestrittene Rechtsverhältnisse hat die andern verdrängt, wird nun auch für 
.Streitsachen angewandt.® Ja es scheint vorzugsweise nur noch für diese an- 
gewandt zu sein, da sich, wie wir sehen werden, für die gerichtliche Sicherung 
\mbestrittener Rechte noch eine andere Form gefunden hatte. 

Der weitere Vorgang ist bei unbestrittenen Rechtsgeschäften dann ganz 

14.-I 8. Rubels Aquil. 500. 4, Archir ku Cremona. 5« Darauf dürfte auch deuten, 

daas gerade ein solches Formular in einer Hs. des Tx>ngobardenrechts als Geriebtsur* 
künde, Notitia pro securitate, schlechtweg gegeben wird. AuÜ'allend ist freilich, daas 
die besüglichen Prozessfurroeln n. 17. 18. 19 gleichfalls nichts weiter enthalten als eine 
Umschreibung und Auflösung des Inhaltes des gebräuchlichen Formulars, während doch 
anznnehmen ist, dass sie gleichfalls, worauf auch die Überschrift tit /init in> 

tentionü Urr^ zu denten scheint, auch für Sireitsochen berechnet .sind, bei welchen 
sonst ein Fonnular nur für das UngehorsamsTerfahren Torliegen würde. Ist es auch 
müglicb, dass wirklich thatsächlicb nach Beendigung des Bewei-sverfabrons iromer noch 
ein Sebinssrerfahren in dieser Form eingeleitet wurde, so zeigt sich doch jedenfalls auch 
hier eine so grosse Abhängigkeit der Prozessformeln von den Gerichtsnrkunden, dass 
sich manche Bedenken erheben, ob jene den wirklichen Hergang genau wiedergeben. 
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derselbe, wie wir ihn für die Entscheidung von Streitsachen angaben, seit es 
bei diesen üblich war, immer eine Professio als Ausgangspunkt des Schluss- 
verfahrens hinzustellen. Das Geständniss folgt hier nun immer unmittelbar 
auf die Klagforderung; handelt es sich um eine Urkunde, so wird zunächst der 
Aufforderung gemäss erklärt, dass der Scheinbeklagte sic selbst fertigen liess, 
oder, wenn das nicht behauptet wurde, diuss er sie als echt und glaubwürdig 
anerkenne; dann oder unmittelbai', wenn eine Urkunde nicht vorgelegt wui'de, 
dass die Behauptung des Klägers, er besitze das und das zu Eigenthum, wahr 
sei, dass er, der Beklagte, ihm dasselbe nicht bestreiten könne und wolle und 
sich im Falle späterer Bestreitung zu angegebener Geldstrafe verpflichte. Es 
folgt dann das Urtheil ganz nach der früher angegebenen Formel^, dass der 
Kläger das von ihm als Eigenthum Behauptete haben und besitzen, der Be- 
klagte aber darüber zu .Stillschweigen verpflichtet sein solle. Da das im Ur- 
theile anerkannte Recht von vornherein unbestritten und ungestört war, so 
war mit dem Urtheile selbst das Verfahren beendet. Und wenn später auch 
bei Streitfällen die früher üblichen Angaben über einen Befehl des Gerichts 
zur Wiederherstellung des Rechtszustandes und über die Ausführung desselben 
fehlen’', .so ist der Grund wohl darin zu suchen, dass ebendie zunächst auf die 
Behandlung unbestrittener .Sachen berechneten Formulare allmählich alle an- 
dern verdrängten. 

16. — Erst in der zweiten Hälfte des zehnten Jahrhunderts und auch 
dann zunächst keine.swegs regelmässig folgt noch die Sicherung durch den 
Bann.’ Das Streben nach Erlangung dieses kann also auf die Entstehung 
des Brauches, unbestrittene Rechtsverhältnisse zu gerichtlicher Behandlung zu 
bringen, nicht mitgewirkt haben; der Zweck des Verfahrens kann zunächst 
nur die Erwirkung von Geständniss und Urtlieil gewesen sein. Was aber das 
Geständniss an und für sich betriflPt, so erlangte der Scheinkläger durch 
den Inhalt desselben oft keine weitere Sicherheit, als ihm ohnehin schon zu 
Gebote stand. Es tritt das deutlich hervor, wo es sich um die Anerkennung 
einer Urkunde durch denselben, der sie ausstellen liess, handelt; der ganze 
Inhalt der Professio einschliesslich der Verpflichtung zu einer (jeldstrafe war 
dann oft in der Urkunde selbst schon gegeben. Auch kann der Werth dann 
nicht darin liegen, dass die Professio jetzt öffentlich vor Zeugen geschah; 
denn so war sie auch vorher schon erfolgt; wir sehen aus den Gt'richtsformeln, 
dass der Beurkundung eines Rechtsgeschäftes eine entsprechende öffentliche 
Verhandlung vorausging, welche die Professio einschloss, und bei der eben 
Werth auf das künftige Zeugniss gelegt wurde, da der in den Formeln * oft 
erwähnte .Schluss der Verhandlung durch die Aufforderung: Toto« von rogo, 
sicher nichts Anderes besagen soll, als die in den Gerichtsurkunden der Ro- 
magna oft vorkommende Fonnel: l’os omnvs rogo pro futuro testimonio; 
während in den eigentlichen Gerichtsurkunden Oberitaliens, wie in den diesen 
entsprechenden Prozessformeln jede Andeutung fehlt, da.ss auf das durch die 


«. Vgl. $ 8. 7. Vgl. $ 8. 

16, — I. Vgl. S II 11 . 4. 2. So C'arlul. l.oag. n. 3. ä. S. 13. 
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Oeffentlichkeit der Verhandlung ermöglichte spätere Zeugeiss Gewicht gelegt 
wird. Bei der schon erwähnten gerichtlichen Beliandlung einer an demselben 
Tage ausgestellten Urkunde von 996 sind alle Personen, welche beim Gerichte 
sind, auch schon Zeugen der .Schenkungsurkunde.^ 

Näher läge die Annahme, dass die nochmalige gerichtliche Behandlung 
zunächst erfolgte, um da.s erworbene Recht nicht bloss gegen den Verzichten- 
den, sondern auch gegen den Einspruch jedes Dritten zu sichern, worauf 
die allgemeine Aufforderung an Jedennann zu deuten scheint, welche der be- 
sonderen an den .Scheinbeklagten vorhergeht. Aber wenigstens den Haupt- 
zweck hat man darin nicht gesehen. Gerade in den früheren Fällen solcher 
.Scheinprozesse fehlt die allgemeine Aufforderung; auch später wird beim wei- 
tern Verfahren keine bestimmtere Rücksicht darauf genommen, es wird gar 
nicht erwähnt, dass Einspruch eines Dritten nicht erfolgt ist; wie nur der Be- 
klagte die Professio ablegt, so ist das Urtheil auch nur gegen ihn gerichtet, 
verbietet nur ihm weitere Anfechtung. Erst durch das spätere Hinzukonimen 
des Bannes war zugleich eine Sicherung gegen Dritte geboten. 

Der für alle Fälle massgebende Werth dieses Verfahrens ist wohl zu- 
nächst zu suchen in der Erlangung gerade eines gerichtlichen Geständ- 
nisses, welches durch den vorhergegangenen .Scheinstreit provozirt wurde. 
Wie sonst, schloss dieses auch nach longobardischem Rechte einen spätem 
Läugnungseid aus; schon im Edikte Rothars heisst es: nuUi liceat, postquam 
prius mani/estaverit, poxtea per sacramentum nepare; und die Exposiüo 
stellt das einem Urtheile gleich, indem sie die Uebereinstimmung mit dem rö- 
mischen .Satze: Confexsox in iure pro iudieatis haberi placet, hervorhebt.^ 
Nach longobskrdischem Brauche erfolgte auf Grundlage des Geständnisses über- 
dies noch immer ein ausdrückliches gerichtliches Uitheil. Der Zweck war die 
Erlangung eines rechtskräftigen Urtheils, welches dem Gestehenden 
spätere gerichtliche Anfechtung abschnitt und unmittelbar bei etwaiger späterer 
Besitzstörung gegen ihn ausführbar war. 

Denselben Zweck hatte man im Auge bei den später in Italien üblichen 
sogenannten guarentigiirten Urkunden, bei welchen durch Siinulirung 
eines Rechtsstreites und dabei erfolgende Confessio in iure eine Vertragsver- 
bindlichkeit nach Belieben e.\ecutorisch gemacht werden sollte.^ Ich möchte 
kaum bezweifeln, dass da ein unmittelbarer Anschluss an das geschilderte Ver- 
fahren der frühem Zeit besteht, welches nur in die im dreizelmten Jahrhun- 
derte üblichen Formen übertrugen ist. Denn wenn es sich in den uns erhaltenen 
Urkunden der ältem Zeit immer um die .Sicherung von Rechten an Sachen, 
insbesondere neuerdings vertragsmüssig eiworbenen handelt, so lag es wohl 
noch näher, die Beitreibung vertragsmüssig übernommener Leistungen in ähn- 
licher Weise zu sichern ; waren solche simulirte Rechtsssreite einmal bekannt, 
M wandte man sie doch höclist wahrsheinlich auch etwa so an, dass nach 
Abschluss des Vei trags der eine Kontrahent den andern vor Gericht auffor- 

15. — ] 8. Vgl. S l.S n. 9. 4. I-. Pap. Roth. 3(15. Kip. §2. 6. Vgl. Briegleb KieeutiT- 

pTüc. U 40. 05. 
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derte, zu erklären, ob er die und die Leistung schulde, dieser dieselbe einge- 
stand und dann das Gericht urtheilte, dass er zu leisten habe. Dass sich Ge- 
richtsurkunden dieser Art nicht erhalten haben, wird da kaum sehr ins Ge- 
wicht fallen ; beim Fehlen eines dauernden Werthes fehlte die Veranlassung, 
sie auf spätere Zeiten aufzuhewnhren, wie sich ja auch einfache Schuldurkunden 
aus dieser Zeit kaum erhalten haben und auch unsere genauere Kenntniss der 
exekutorischen Urkunden der spätem Zeit sich mehr auf die Angaben der juristi- 
schen Schriftsteller und bezügliche Bestimmungen der Gesetze, als auf erhal- 
tene Urkunden selbst stützt. Eher könnte es auffallen, dass sich keine bezüg- 
liche Prozessformel erhalten hat; nach der einzigen, bei der es sich um .Sicherung 
einer Geldschuld handelte, wird diese erwirkt durch einen eventuell wirksamen 
Verkauf von liegendem Gut; der Schuldner stellt dem Gläubiger eine Ver- 
kaufsurkunde aus, wogegen dieser sich vor Gericht ver[)flichtet, bei Zahlung 
zur bestimmten Zeit die Urkunde zurückzugeben, während dieselbe andernfalls 
in Kraft bleiben soll.® Also auch da handelt es sich zunächst um ein simu- 
lirtes Rechtsgeschäft. Jedenfalls war ein Vorgehen, wie es dem spätem V^er- 
fahren bei exekutorischen Urkunden entspricht, im allgemeinen schon dem 
altem italienischen Rechte eigen; auch wenn dasselbe in älterer Zeit gerade 
zur Sicherang von Forderungen nicht angewandt sein sollte, war die besondere 
spätere Anwendung, für welche sich überdies im Verfahren der Romagna 
auch formell noch ein näherer Anschluss finden wird, gewiss dadurch vorbe- 
reitet und veranlasst. 

16. — Das dargestellte Verfahren setzt die Anwesenheit eines Gegners 
voraus und es legt das die Frage nahe, ob eine Verpflichtung des .Schein- 
beklagten zum Geständnisse oder überhaupt nur zum Erscheinen im 
Gerichte besbind. Bei den sehr häufigen Fällen, wo es sich um die Anerken- 
nung eines Vertrages durch die eine der kontrahirenden Parteien handelt, 
konnte der Zwang in einer sogleich beim Abschlus.se übernommenen Verpflich- 
tung liegen, wie eine .solche für die spätem exekutorischen Urkunden bestimmt 
nachweisbar ist. ' Aber eine solche Annahme reicht insbesondere da nicht aus, 
wo es sich um Anerkennung althergebrachter Rechtsverhältnisse handelt. 
Auch da konnte allerdings eine Uebereinkunft unter den Parteien vorherge- 
gangen sein, ln aussergerichtlichen Urkunden, in welchen die eine Partei sich 
unter hoher Geldstrafe verpflichtet, die andere wegen einer bestimmten Sache 
nie gerichtlich anzusprechen, wird wohl bemerkt, dass dieselbe dafür ein 
Lannegild erhalten habe.’ Auf Grund eines .solchen Abkommens mochte 
man dann ein gerichtliches Geständniss verlangen. So legen 1072 ein Bischof 
und ein Abt als .Schcinbeklagte ein Geständniss ab und erklären zugleich, dass 
sie ad hatte tranghaetionem eonfit'tnandatn als Launegild einen goldenen 
Ring und dreissig Pfund .Silber erhalten haben.® Eine solche Leistung könnte 
allerdings darauf scliliessen lassen, dass der Kläger an und für sich nicht be- 


6. Cartul. Long. n. 9. 

16, — 1. Vgl. Briegleb Executirpr. 66. 2, 1009. 1119: Tiraboschi Non. 2, 137. 

äntich. Eat. 1, 172. 8. Antiq. It. 2. 955. 
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rechtigt war, ein gerichtliches Geständniss zu fordern. Aber abgesehen davon, 
dass ich das nur in diesem Falle erwähnt finde, wird vereinzelt nach gesche- 
henem Greständnisse und Verzichte ein Launegild auch bei wirklichen Rechts- 
streitigkeiten der unterliegenden Partei gegeben, wo der Sieger unzweifelhaft 
auf jene an und für sich Anspruch hatte.'* Es könnte sich in den wenigen 
Fällen, in welchen dem Gestehenden ein Launegild gezahlt wird, recht wohl 
darum gehandelt haben, dass derselbe doch einige Ansprüche hätte erheben 
können, die Leistung des Klägers weniger durch die Ablegung eines gericht- 
lichen Geständnisses überhaupt, als durch den darin enthaltenen unbedingten 
Verzicht veranlasst war. 

Es ist möglich, dass immer eine aussergerichtliche Uebereinkunft vor- 
au.sging; doch -würde auch die Annahme einer allgemeinen Verpflichtung nicht 
fern liegen. In gewissen üfientlichen Gerichtssitzungen war ohnehin jeder zu 
erscheinen verpflichtet, wurde er hier beklagt, so musste er sich auf die Klage 
einlassen. Und eben bei dem alimähligen Uebergangc von der wirklichen Klage 
zur Scheinklage, welcher zumal in den früheren Fällen ge'wiss immer eine 
Uebereinkunft vorhergiiig, war kaum Veranlassung geboten, die Verpflichtung 
zur Beantwortung einer .Scheinklage in Frage zu stellen. .Stand dann das ganze 
Verfahren einmal fest, so mag immerhin eine Befugniss des Gerichtes anzu- 
nehmen sein, den Aufgefurderten ebenso zur Aeusserung zu zwingen, als sei 
er wirklich beklagt. 

17. — Mochte nun aber die Verpflichtung eine allgemeine, oder nur durch 
besondere Uebereinkunft begründete sein, so wäre doch in jedem Falle auch 
einUngehorsainsverfahren über unbestrittene Rechtsverhältnisse denkbar. 
Aber in den für dieses sonst üblichen Formen kommt das nicht vor; die Klage 
enthält da immer den bestimmten Vor^’urf, dass der Beklagte etwas malo 
ordine et sine lege besitze oder gethan habe. * Es ist das erklärlich, da we- 
nigstens in der frühem Zeit die Einleitung eines Ungehorsamsverfahrens über 
unbestrittene Rechte keinen Zweck gehabt hätte. In Abwesenheit des Beklagten 
konnte es zu keiner Professio und zu keinem endgültigen, das Eigenthum an- 
erkennenden und für immer gegen den Beklagten sichernden Urtheile des Ge- 
richtes kommen ; und nur um dieses zu erhalten wurde ja das ganze Verfahren 
eingeleitet. Der Zweck des Ungehorsamsverfahrens ging nur auf Wiederer- 
langung der entrissenen Investitur; es hatte also keinen Zweck, wo eine Ent- 
werung nicht vorlag, eine Wiedereinsetzung also auch nicht verlangt werden 
konnte.* 


16, — I 4. 1046. 1119: Tiraboschi Non, 1, 185. Ginlini 5, 548. 

17. - 1. N ur in dem oben § 11 n. 8 besprochenen AosnahmsfaU ist nicht ausdrück* 
lieh gesagt V da.ss der C'ontumax das Recht des Klägers bestreite; doch ist das wenig* 
stens thatsächlich nicht zu bezweifeln. Vereinzelt bittet der Bischof too Trient 

mit seinem Vogte 1082 um die Inre.stitur« welche ihnen auch ertheilt wird ticut hac^ 
Unus invf$Üti obwohl keine Eutwerung behauptet, überhaupt kein Kläger ge- 

nannt wird. Cod. Wangiau. 19. I^ag wirklich keine Entwernng Tor, so war es wohl nur 
auf den der Investitur folgenden KCnigsbann abgesehen, und der Notar hat sich dann 
ungeschickt an die für das gewtihnliche Ungehorsamsrerfahren bestimmte Formel ge* 
halten. Auch 1055 tindet sich ein Beispiel, dass die Bitte nur auf den Bann gerichtet 
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Das gestaltete sich nun aber anders, als es seit dem Ende des neunten 
Jahrhunderts üblich wurde, die beim Ungehorsam ertheilte Livestitur durch 
den Königsbann zu schützen. * Es hatte nmi einen Werth, unbestrittene Rechts- 
verhältnisse auch dann zur gerichtlichen Behandlung zu bringen, wenn ein 
Beklagter nicht anwesend und es desshalb zur Professio und endgültigem Ur- 
theile nicht kummen konnte. Denn wenn der Bann auch gegen künftige ge- 
richtliche Anfechtung nicht schützte, da er eine solche nur «ine legidi iiulicio 
verbot, so gewährte er doch einen wirksamen Schutz gegen jede etwaige 
aussergerichtliche Disvestitur, indem er dieselbe mit einer hohen Geldstrafe 
belegte. Seit die Anwendung des Künigsbannes sich ausdehnte, derselbe nun 
auch bei Anwesenheit des Beklagten zur weitern Sicherung der Professio und 
des Urtheils über unbestrittene Rechtsverhältnisse verhängt wm'de ■*, lag ein 
Verfahren nahe, welches beim Fehlen eines Beklagten lediglich die Sicherung 
durch den Bann im Auge hatte; seit dem Ende des zehnten Jahrhunderts® 
findet sich denn auch ein solches sehr häufig. Es Hesse sich als Ungehorsams- 
Verfahren über unbestrittene Rechtsverhältnisse fassen, dürfte aber geeigneter 
nach dem einzigen Ziele der Klagbitte als Bannverfahren zu bezeichnen sein. 

Man konnte sich dabei ganz an die Form der Scheinklage bei unbestrit- 
tenen Rechtsverhältnissen halten. So in einem Falle 1038, wo auf Grund 
einer Schenkungsurkunde Eigenthum behauptet und zuerst jedermann, dann 
ein ausdrücklich Genannter aufgefordert wird, zu erklären, ob er das bestreiten 
wolle. Da niemand auftritt, wird unmittelbar der Bann ertheilt®; es würde 
sich da zunächst um ein Ungehorsamsverfahren gegen den namentlich Aufge- 
fbrderten handeln. 

Es wäre möglich, dass von solchen Fällen das Verfahren seinen Ausgang 
genommen hätte. Aber jener ist der einzige mir bekannte Full dieser Art. Bei 
der allgemein üblichen Form, welche sich schon in den früliesten Fällen findet 
und die auch in die allgemeinen Formeln ganz übereinstimmend mit den Ur- 
kunden aufgenommen ist% wird ein Scheinbeklagter gar nicht genannt. Es ist 
das erklärlich. Bei dem ordentHchen Scheinprozesse wurde Sicherung gegen 
eme bestimmte Person durch Bekenntniss und Unheil erstrebt; es musste also 
natürlich ein Scheinbeklagter vorhanden sein. Der Bann aber steht ausser 
aller Beziehung zu einer bestimmten Person, sichert ganz allgemein gegen 
jeden; für ein Verfahren, welches nur auf den Bann gerichtet war, war die 
Bezeichnung eines einzelnen Beklagten überflüssig, wenn man vielleicht auch 
anfangs dai'an festhielt, weil man für ein gerichtliches Verfahren an das Vor- 
handensein bestimmter Parteien gewöhnt war, oder wenn man, we in dem 
angeführten Falle, trotzdem etwa Werth darauf legte, die Person zu bezeich- 
nen, von der man Anfechtung zunächst befürchtete. 

Auch das regelmässige Formular schliesst sich dem für unbestrittene 

und eine Entverang nicht behauptet ist, dun aber eine Ineestitar folgt, ohne Erwäh- 
nung des Bannes, aber mit der diesem eigenthümlichen Strafandrohung. WUrdtwein 
N. S. 12, II. S. Vgl. oben § 11. So schon 964: Antich. Est. 1, 143. &• 994. 

1004 usw.; Antich. Est. 1. 134. Antiq. It. 2. 965. B, Antiq. It. 2. 983. |. l'artul. 

Loug. n. 25. 
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Rechtsfälle gebräuchlichen eng an. Mit den.selben Worten, wie dort, behauptet 
der Kläger, auch hier oft auf Grund einer vorgelegteii Urkunde, sein Eigen- 
thum an bezeiehneteii .Sachen und erklärt sich bereit, jedem darüber zu Rechte 
zu stehen. Auch weiter geht die Formel in der Anknüpfung mit: Et quod 
■plus est, quero, vt — noch in beiden Fällen wörtlich zusammen; aber während 
dann dort die Aufforderung an den .Scheinbeklagten zur Erklärung gerichtet 
wird, geht sie hier unmittelbar an den Richter, der um den Bann ersucht wird, 
ähnlich wie beim sonstigen Ungehorsamsverfahren die Klagbitte auf Investitur 
gestellt wird. Diese Bitte wird dann unmittelbar erfüllt; mit auch sonst ge- 
bräuchlicher Wendung heUst es sogleich: Et cum taliier rctulisset, tune 
ipae ( »u'muji) — misit bann um usw., worauf die gewöhnliche Bannformel folgt. 

Das Formular lässt in dieser oberflächlichen Fassung, bei welcher an 
dem sonst gebräuchlichen nur die AuSorderung geändert und Frofessio und 
Urtheil fortgelassen sind, gar nicht bestimmter hervortreten, was den Anspruch 
auf den Bann begründet. Es ist da von dem allgemeinen Erbieten des Klägers 
auszugehen, wie es sich auch in der frühem Formel ebenso fand, dort al>er bei 
dem weitem Vorgehen des Gerichtes nicht weiter beachtet wurde.® Hier ist 
ofienbar dieses Vorgehen dadurch Ijedingt, dass auf Jenes Erbieten hin niemand 
das Recht bestreitet, demnach der etwa Berechtigte als Contumax zu be- 
trachten ist. Im Laufe des eilflen Jahrhunderts scheint man denn auch gefühlt 
zu haben, dass die Formel da einer Ergänzung bedürfe; vor Verhängung des 
Bannes wird mehrfach ausdrücklich bemerkt, der Bann sei ertheilt, cum nemo 
ae ihi appreaentasact, wohl mit dem Zusatze: qui c,cintle — adrcrsita ipaum 
— agei'e aut cauaaiv vohuaaet.^ Noch näher stellt sich der Anschluss an 
das sonst übliche Ungehorsamsverfahren dar, wenn vereinzelt 1038 auch er- 
wähnt wird, dass das Gericht vorher öffentlich ausmfen lässt, ai uUiia Homo 
fuiaaet, qui exinde eia intentionem mitteee voluiaaet, ut ad placitum ae 
preaentaret.'" Und ist hier, wie auch wohl später in Urkunden mehr abwei- 
chender Fassung, hervorgehoben, dass der Bann vom Vorsitzenden nach Urtheil 
des Grerichtes ertheilt wird, so ist das wohl auch sonst anzunehmen, wenn die 
gewöhnliche oberflächliche Fassung der Urkunden das auch hier so wenig, wie 
beim sonstigen Ungehorsamsverfahren**, bemerkt. Das ganze Verfahren 
scheint hier so sehr als blosse Form betrachtet zu sein, dass zuweilen auch 
das allgemeine Erbieten nicht em'äbnt, einfach für bestimmte .Sachen um den 
Bann gebeten wird. ** 

18. — Da auch in diesen Fällen Neubegründung eines Rechtes oder 
gefürchtete Anfechtung desselben durch eine bestimmte Person wohl durchweg 
die Veranlassung bot, gerade ein bestimmtes Recht sichern zu lassen, so hätte 
sich das Verfahren auch immer bestimmt gegen jene richten lassen und nur 
die Kontumaz derselben mag anfangs veranlasst haben, sich jenes Bannver- 
fahrens als Aushülfe zu bedienen. .Später scheint dasselbe dann aber überhaupt 
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die allgemein übliche Form für die Behandlung unbestrittener Rechtsver- 
hältnisse geworden zu sein, welche man auch dann vorzog, wenn die Person 
zugegen war, gegen welche die Scheinklage zu richten gewesen wäre. So bei 
mehreren Fällen aus dem Ende des eilften Jahrhunderts, wo ens’ähnt wird, 
dass das durch den Bann zu sichernde Recht vorher im Gerichte selbst erst 
übertragen ist*; so 1061, wo ein Streithandel durch Urtheil und Reinvestitnr 
beendet wird, dann aber die siegende Partei nicht, wie wir das früher fanden, 
an die unterliegende die übliche Aufforderung richtet*, sondern nur an Jeder- 
mann, demnach auch nur der Bann ertheilt wird. ^ Dass man auch nach Pro- 
fessio und Urtheil noch besonderes Gewicht auf den Bann legte, sich denselben 
wohl noch nachträglich in besonderer Urkunde ertheilen Hess*, erklärt sich 
allerdings schon daraus, dass er ganz allgemein schützte. Wenn man aber für 
unbestrittene Rechte auf Bekenntniss und Urtheil jetzt keinen Werth mehr 
gelegt zu haben scheint, so muss der Bann auch gegen die einzelne Person 
einen entsprechenden .Schutz gewährt haben. Er enthielt allerdings dieser 
gegenüber kein endgültiges Urtheil über die Frage des Eigenthums; aber er 
erkannte die Investitur als eine unbestrittene an und schützte sie gegen jede 
Verletzung durch eine sehr hohe Geldstrafe, welche im Falle der Entwerung 
wohl unmittelbai' ausführbar war; in einer .Spoletinischen Urkunde wird 1028 
nach Verhängung des Bannes noch ein ausdrücklicher Befehl des Herzogs an 
den Ortsgrafen erwähnt: ut quieianque de rebus iptius monasterü toller« 
voluerit aut contra nostrum batinum fecerit, facias tu B. cotnes ipsum 
bannum solvere, qiiomodo gratiam dei et d. impei'atoris et meam habere 
cupit.^ 

Scheint aber im eilften Jahrhunderte zur Sicherung unbestrittener Rechte 
das gegen jeden gerichtete Bannverfahren das üblichere geworden zu sein, so 
gewinnt die Annahme an Wahrscheinlichkeit, dass da, wo in dieser Zeit der 
Anspruch gegen eine bestimmte Person gesichert wird, auch in der Regel ein 
wirklicher Rechtsstreit Vorgelegen haben wird.® Die regelmässige Anwendung 
des Bannes war gewiss die zum .Schutze einer Gewerc, wenn auch nichts im 
Wege stand, die Beobachtung jedes richterlichen Befehls durch den Bann zu 
sichern und wir eine solche Anwendung auch wirklich bei persönlichen Forde- 
rungen im Ungehorsams verfahren fanden.* Bei .solchen musste aber doch 
offenbar die gegen jeden gerichtete .Sicherung als eine unangemessene Form 
erscheinen, da das Recht zunächst nur vom .Schuldner selbst angefochten und 
verletzt werden konnte; war dieser im Gerichte zu haben, so wird man sich 
auch später durch eine .Scheinklage gegen die Person gesichert haben, so dass 
das zu vermuthende Aufhören dieser Fonn bei dinglichen Rechten nicht gerade 
gegen den früher angenommenen Zusammenhang desselben mit den exeknto- 
rischen Urkunden der spätem Zeit sprechen würde.® 

19.-- Im eilften Jahrhunderte gewann dann die Anwendung des Bann- 


18. — 1. 1072. 1095. 1100: Antiq. Il 1, 312. 2, 943. 3, 733. 2. Vgl. § 14 d. 1. 
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Verfahrens noch nach anderer Seite grössere Ausdehnung; es dient zur Er- 
wirkungeiner besonderen Sicherung für das gesaiumte Gut, insbesondere 
von Kirchen. Der Bann wird früher nur verhängt zum Schutze des Besitzes 
an ganz bcstinnnt bezeichneten einzelnen .Sachen, bei welchen gewöhnlich auch 
die Begründung der Gewere, etwa durch .Schenkung oder Kauf, Kestiinmter 
angegeben wird. Es musste aljer natürlich vielfach im Wunsche liegen, den 
Bann nicht blos für einen einzelnen, etwa besonders bedrohten Besitz, sondern 
fiir den Gesammtbesitz zu erhalten. Dazu scheint man sich wohl einer ganz 
allgemeinen Klage bedient zu haben. .So kommen 1059 die Domherren von 
Arezzo vor Gericht jtroi'laiiiuiwiiem facientea de (diquantis Iwminibus de 
bonia ane eanoinee, que iiudi et pei-verai Itomiiiea tollehant et coutendebant ; 
so 1088 l’riester von Bergamo eonelanuintea — de rehua illorum eel earum 
ecclesiarum, que eotidie a predonibua prainaque hominibua iniuate depo- 
pulantiir; der Bann kann da nichts Bestimmteres hcrvorheben, sondern wird 
verhängt aitper otiuiea ?va illorum. ' Oder wenn man ^'eranlas.sung hatte, um 
den Bann für bestimmten Besitz zu bitten, fügte man etwa die allgemeine 
Bitte hinzu: et ttbieumqiie iam dietum »umaateriiim aliqmdiuate ellegaliter 
poaaidere dignoadtiir.'^ Und weiter wurde das dann auch auf zukünftigen Besitz 
ausgedehnt; so erfolgt 1091, wo die Vorlegung einer .Schenkungsurkunde den 
Anhalt bietet, der Bann auper predietam offeraioida eartulam et auper omiiea 
rea mohilca et imnwbiha aeu familiam et benefitia euprasct'ipti monaaterii, 
quaa tune luihebat et detinebat, aut in antea iuate adquirere potuerit.^ 
iSchliesslich fällt dann alles fort, was noch an die f'ormen eines Rechtsstreites 
gegen einen bestimmten Gegner und über eine bestimmte .Sache erinnert; 1117 
beschränken sich die Angaben cim-r, sich übrigens den alten Formularen noch 
genau anschliessenden Gerichts urkunde einfach auf die Bitte um den Bann 
über alle jetzige und zukünftige Besitzungen einer Kirche und die Gewährung 
derselben. ‘ 


111. \t:rf.uiren in der romagna. 

20. — Wir haben bisher zunächst die lombardisch-tuszischen Gerichts- 
urkunden ins Auge gefasst, dabei hie und da zugleich den nächstverwandten 
spoletinischen RechLskreis berücksichtigend. Es wird angeme.ssen sein, mit dem 
Gesagten kurz das Verfahren nach den Gerichtsurkunden der Romagna 
zu vergleichen, da spätere Untersuchungen uns gerade dieses be,sonders be- 
achtenswerth erscheinen lassen. Die Vergleichung ergibt auch hier ein ähn- 
liches Resultat, wie wir es oben bezüglich der Aeusserlichkeiten der Fassung 
fanden. D.is Verfahren der Romagna schliesst sich in manchem dem des lon- 
gobardischen Oberitalien aufs engste an; so beispielsweise in der gerichtlichen 
Anwendung des Königsbannes. Aber cs zeigen sich auch wieder die bestimm- 
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testen Al)weichiingen; und dann ergibt sieh auch hier, we oben, oft ein zweifel- 
loser Anschluss an altröniische Einrichtungen. 

Besonderes Gewicht wird in der Romagna auf die Litiscontestation 
gelegt Der Ausdruck Lis mrd statt des lombardischen AUercatio hier über- 
haupt gebraucht; von der Streitbefestigung heisst es 1029 insbesondere: 
Tractatum est in hac Ute constiUiendaA Ist durch Klage und Läugnung 
derselben das Vorhandensein eines Streites festgestellt, so werden auf Befehl 
des Richters von beiden Parteien für eine bestimmte .Summe Bürgen gestellt 
Es werden dann Klage und Läugnung wörtlich wiederholt; in den Urkunden 
wird das entweder nur im allgemeinen angegeben, oder es werden wohl auch 
in ihnen nochmals beide wörtlich wiederholt.* 

Entsprechendes findet sich auch im longobardischen Verfahren ; der Streit 
wird aussergerichtlich festgestellt und dann das Placitum, die gerichtliche 
Austragung, verbürgt ; oder er wird gi'richtlich festgestellt und dann sehr ge- 
wöhnlich ein späUwes Placitum verbürgt, um die Beweismittel inzwischen her- 
beizuschaffen. Aber dabei scheint immer der Zweck nur der zu sein, das 
spätere Erscheinen der l’artcicn im Gerichte zu sichern; wird der Streit durch 
Klage und Läugnung im Gerichte festgestellt und dann sogleich zum Beweis- 
verfahren übergegangen, so fehlt durchaus eine Angabe über Bestellung von 
Bürgschaft oder Wiederholung von Klage und Läugnung, während in der Ro- 
magna das Verfahren gerade in ein und derselben Gerichts.sitzung dadurch in 
zwei scharfg(>trennte Abschnitte zerfallt, welche sich nach den römischen Aus- 
drücken als Verfahren in Iure und in ludiciu bezeichnen lassen. Weiter aber 
ist es nach den lombardischen Urkunden für diis weitere Verfahren ganz gleich- 
gültig, ob ein Rechtsstreit festgestellt wird oder sogleich durch Zugeständniss 
des Beklagten jedes Streitverhältniss beseitigt erscheint; die sogleich oder 
nach Ausfall des Beweisverfährens gegebene Professio bildet immer den Aus- 
gang für das Urtheil des Gerichts. 

Dagegen ist in der Romagna das Vcrfaliren verschieden, je nachdem es 
zur Litiscontestation kommt oder nicht. Ist ersteres der Fall, .so wird auf die 
Confessio, wie es hier im Anschlüsse an den römischen .Sprachgebrauch heisst, 
kein Werth mehr gelegt, dieselbe, wenn sie sich auch sachlich aus dem Her- 
gange ergibt, nicht ausdrücklich erwähnt; insbesondere bildet dann nicht das 
Geständniss den Au.sgangspunkt für das Urtheil des Gerichtes, sondern das 
Beweisverfahren. Aehnliches fanden wir auch in longobardischen Urkunden 
noch im neunten Jahrhunderte*, wo überhaupt die Unterschiede sich mehrfach 
noch nicht so scharf heraussteilen. 

21. — Kommt es aber zu keiner Litiscontestation, weil auf die Klage 
sogleich eine Confessio (in iure) folgt, so kommt es auch zu keinem Ur- 
theile. Aehnlich folgt allerdings auch in longobardischen Urkunden in früherer 
Zeit auf die Professio oft überhaupt kein Urtheil mehr. ' Aber einmal scheint 
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es dafür gar nicht ins Gewicht lu fallen, ob der Streit vorher festgestellt ist, 
oder nicht. Dann geschieht cs in solchen f'ällen, wo überhaupt irgendwelcher 
weiterer Ausspruch des Gerichtes, welcher sonst durchweg in Form eines ür- 
theils gegeben wird, nicht mehr erfolgt. In der Kuinagna handelt es sich da- 
gegen um ein sichtlich durch genaue Beachtung des Satzes: C'onfessiis m iure 
pro iudicato habetur, bestimmtes Verfahren. Bei einer Confessio vor der 
Litiscontestation gilt der Zugestehende als durch sein eigenes Geständniss ver- 
urtheilt, es folgt daher keinUrtheil mehr. Aberdas schliesst nicht nothwendig 
eine weitere Thätigkeit des Richters aus. Die dem Urtheile gleichstehende 
Confessio berechtigt diesen zu Befehlen zur Wiederherstellung oder Sicherung 
des anerkannten Rechtes. So wendet sich 1029 der Richter nach der Con- 
fessio an den Beklagten mit den Worten: Video quia tu eatis confeaaus, 
statt des bei Urtheilcn gebräuchlichen: ludico ego, und befiehlt ihm, die an- 
gesprochene Sache zurückzugeben und im Falle nochmaliger Anfechtung zehn 
Pfund Denare zu zahlen.* Auch dieses Auferlegen einer Geldstrafe durch den 
Richter ist insofern eine Eigenthümlichkeit der Romagna, als sich in longo- 
bardisehen Urkunden Entsprechendes nur in derFonn des nicht ausschliesslich 
gegen den Beklagten, sondern gegen Jedermann gerichteten Königsbannes findet. 

Da die Confessio in iure die Wirkung eines richterlichen Urtheils hat, so 
bot sie in der Romagna die natürliche Form, um auch für unbestrittene 
Rechtsverhältnisse die durch ein solches Urtheil gebotene Sicherung zu 
erlangen. Iin Gerichte des Pabstes und Kaisers zu Ravenna 1001 legt der 
Vogt der Kirche von Ravenna eine Urkunde über die Klöster Pomposia und 
S. Vitale vor und fragt den Abt von S. Salvator zu Pavia, ob er dieselbe an- 
fechten wolle oder nicht. Dieser erklärt die Urkunde für gut, verzichtet durch 
Uebergabe eines .Stabes anf jene Klöster zu Gunsten der Kirche von Ravenna 
und verpflichtet sich für den Fall späterer Anfechtung zu einer .Strafe von 
zehn Pfund Gold. Weiter erklären auf dieselbe Frage die Bischöfe von Co- 
macchiü und von Adria die Urkunde für gut und verpflichten sich zu derselben 
Strafe. Auch hier ist von einem Urtheil nicht die Rede. Aber es folgt auch 
kein entsprechender Befehl des Richters, der hier keinen Zweck mehr hatte, 
da Refutation und Verpflichtung zu einer Geldstrafe schon unmittelbar bei der 
Confessio von der Partei selbst vollzogen waren. Es gilt nur den Hergang 
festzustellen; geschieht das einerseits durch die von den Richteni unterfertigte 
Gerichtsurkunde, so wird andererseits auf das Zeugniss der .Vnwesenden Werth 
gelegt, indem nach dem Geständniss der .'scheinkläger sich an diese wendet 
mit den Worten; Deprecor roa omnea, qui hoc auditla et videtia, pro fu- 
tiiro teatimonio.^ ln einem andern Falle wird die Einleitung durch .Schein- 
klage oder Aufibrderung gar nicht erwähnt; zu Imola 998 wird von den Be- 
kennenden immittell>ar durch Uel>ergabc des .Stabs auf Grundstücke zu Gunsten 
eines Klosters verzichtet unteiA'erpflichtung zu einer .Strafe von dreissig Pfund 
Silber; dann erst treten die Vertreter des Klosters auf mit der Erklärung; Et 
noa eain aic recipimua et deprecamua voa outnea, qui hoc iddetia, ad fnv- 
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fufitrum fegtimonitnn. Urtheil und Befehl des Richters finden sich auch hier 
nicht ; dagegen erfolgt noch schliesslich die Sicherung des Rechtes gegen Jeder- 
mann durch den Königsbann.'* 

Erfolgt die gerichtliche An'wendung des Königsbannes in der Romagna 
im allgemeinen eben so häufig, als im longobardischen Italien, so wäre damit 
auch hier das Bannverfahren ermöglicht gewesen, welches wir oben schil- 
derten*, eine gerichtliche Behandlung eines unbestrittenen Rechtes nur zum 
Zwecke allgemeiner Sicherung. Aber ich habe kein Beispiel dafür gefunden. 
Bei der verhältnissmässig geringeren Zahl von tierichtsurkunden kann das 
immerhin Zufall sein. Aber es ist auch möglich, dass mau in der Romagna 
immer daran fest hielt, dass zu einer gerichtlichen Verhandlung eine nament- 
lich bezeichnete Gegenpartei nöthig sei; und darauf dürfte auch deuten, dass 
später, als seit dem Ende des eilften Jahrhunderts das Verfahren der Ro- 
magna Einfluss auch auf das übrige Italien gewann, sich eine dein Bannver- 
fahren entsprechende Form nicht mehr findet. 

Dagegen wird um so mehr hervorzuheben sein, dass das Verfahren, 
welches den spätem guarentigiirten Urkunden zu Grunde liegt und wel- 
ches ■wir schon früher überhaupt an den Brauch gerichtlicher Behandlung un- 
bestrittener Rechtsverhältnisse anzuknüpfen suchten®, sich in der besonderri 
Fomi genau an jenes Verfahren der Romagna anknüpft. Die Kontrahenten 
gehen vor den Richter, der .Schuldner gesteht die Forderung des Klägers zu; 
da so eine Confessio in iure vorliegt, erfolgt kein Urtheil, stmdem ein Befehl 
des Richters zu zahlen, wodurch die Verbindlichkeit exekutorisch wird. ^ Und 
lässt sich dieser Brauch erst seit dem Beginne des dreizehnten Jahrhunderts 
und zunächst in Tuszien nachweisen, so ist es doch keineswegs nöthig, bei 
dieser Form an eine Neuerung zu denken, welche sich erst nach dem Wieder- 
aufleben des .Studium des römischen Rechts auf Grund der Lehren dieses über 
die Confessio in iure gebildet hätte; denn in der Romagna war nach dem Ge- 
sagten eine diesen Lehren genau entsprechende Fonn schon viel früher in 
thatsächlicher Uebung; nichts liegt näher, als die Annahme, dass diese be- 
sondere Form von dort aus in andern Theilen Italiens Eingang gefunden hat, 
zumal da wir später auf weitere Beweise für eine solche Rückwirkung der Ein- 
richtungen der Romagna stossen werden. 

22. — Kommt es statt der Confessio zur Litiscontestation, so folgt das 
Beweisverfahren, welches vom longobardischen vielfach abweicht. Als 
Beweismittel werden bei beiden übereinstimmend ausser dem Gerichtszeugniss 
erwähnt Urkunden, Zeugen, Eid der Parteien und Kampf; eine Abweichung 
zeigt sich da insbesondere nur darin, dass die longobardische Partei mit Eides- 
helfern schwürt, welche in der Romagna unbekannt zu sein scheinen; und der 
Kampf dürfte in der Romagna erst durch das Ottonische Gesetz von 967 ein- 
geführt sein, welches ausdrücklich auch für die nach römischem Rechte Le- 
benden bestimmt war. Im longobardischen Verfahren gebührt der in erster 

4. FtDtuiii 2, 49; auch Antiq. It. 1. 493. Vesi 1. 426. 6. Vgl $ 17. 6 . Vgl. 

$ 1 5 D. 5. 7. Vgl. Briegleb Eiccutivproa. 62. 


Digitized by Google 



56 


Verfuhren in der Rnmeiinn. 


Reihe nicht durch den Eid, sondern durch Zeugen oder Urkunden zu erbringende 
Beweis zunächst dem Beklagten zur Vertheidigung * ; kann dieser Beweismittel 
nicht Vorbringen oder sind dieselben ungenügend, so mag der Kläger seinen 
Anspruch erweisen. Ist aber ein Beweis durcli Urkunden oder Zeugen von 
keiner Seite zu erbringen, so wird regelmässig dem Angegriffenen der Beweis 
durch seinen Eid mit Hellern zugestanden.* 

Dagegen wird in der Rnmagna entsprechend dem römischen Verfallen 
zunächst der Kläger aufgefordert zu beweisen*; kann er das nicht durch Ur- 
kunden oder Zeugen, so wird er aufgefordert, die Wahrheit seiner Klage zu 
beschwören, ohne dass etwa der Beklagte vorher um Beweismittel gefragt 
wäre. Es dürfte das zu erklären sein aus einer engen Verbindung des Ka- 
lumnieneides mit dem sonstigen Beweisverfahreu. 

Dem longobardischen Jtechtf* ist ein Kalumnieneid durchaus fremd, der 
von beiden Parteien nach der .Streitbefestigung zur Erhärtung des guten 
Glaubens bei Erhebung und Zurückweisung der Klage abzulegen war. Dagegen 
kennt es einen Voreid des Klägers, womit derselbe nicht fiir die Wahrheit 
der erhobenen Beschuldigung selbst einsteht, sondern nur dafür, dass er die- 
selbe seines Wissens, se scimte, nicht grundlos erhoben habe; was also 
durchaus der Bedeutung des Kalumnieneides entspricht. Dieser Voreid scheint 
von Liutprand eingeführt zu sein und zwar zunächst lediglich für den Fall, 
wo es sich um eine Ansprache auf Kampf handelt.* In einem Gesetze Wido's 
wird er auch gefordert, wenn bei Behauptung der Unechtheit einer Urkunde 
die Echtheit derselben vom Notar und der Partei mit vollem Eide beschworen 
werden soll.® Dann aber heisst es in einem Kapitel, welches fälschlich Karl 
dem Grossen zng(‘schrieben sein dürfte, aber doch dem ältesten Texte des 
Papienser Rechtsbuches schon angehört, ganz allgemein, dass der Beklagte 
sich durch seinen Eid reinigen soll: Accmator vero prius iiiri‘1, quod non 
fum ge seiendn iniitgle interpellnnt. Die Glosse sagt dazu, dass das durch 
Gewohnheit dem römischen Rechte entnommen sei; auch die Expositio fasst 
den Voreid bei jeder Klage danach als geltendes Recht und verweist auf die 
Uebercinstimmung mit dem römischen Rechte.® Ira spätem Lombardakom- 
mentare des Albert wird dieser Voreid dann zwar ausdrücklich als Kalumnieneid 
bezeichnet, aber zugleich auf den Unterschied von dem von beiden Parteien 
zu leistenden sehr bestimmt hingewiesen; der Haupteid ist vom Beklagten 
abzulcgen: af> (wlore jtriiig iurt'iiirando caliimnie prestito et non a reo; 


32 . — 1 . Vgt Näheres bei Brunner Inquisitinnsbeweis 14. 29. wo insbesondere 
euch die ,\nsicbt widerlegt ist, dass zunach.st der Kläger zu erweisen habe; bezügliche 
Stellen, so I* Pap. Extrav. .30 (Cap. Hloth. 83.3) und ein Zusatz zu Roth. 9 scheinen 
späten Ursprunges und entsprechen den Urkunden nicht; es dürfte darauf schon der 
rRmisebe Brauch, wie er sich in der Romagua erhalten hatte, eingewirkt haben. 
2 . 840. !)94. 1013. 1027; Mem. di laicca 5 b, .337. Antich. Est. 1. 128. 85. 86. Rubeis 
Aquil. 500. 8. Nur bei einem Placitum zu Ferrara 970. welches sich überhaupt den 

Formen der Romagna weniger genau ansebiiessu beweist sogleich der Beklagte. Mitta- 
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non enim cogitur reu« «aerninenttnn enlumnie prestare lege Longoharda, 
qiria qiwd ttmiu» eat faeit; preciae enim iurat sie non eaaeJ In Prozess- 
Ibrraeln wird dieser Voreid des Klägers wolil erwähnt**; in den Gierichtsur- 
kunden habe ich nie eine Andeutung gefunden, wa.s freilich bei dem engen 
Anschlüsse derselben an die Fonnulare einer frühem Zeit, als der Voreid noch 
beschränkt war auf den Kampf und damit insbesondere auf .Straffälle, welche 
selten beurkundet wurden, kaum befremden kann. Grösseres Gewicht aber 
scheint man überhaupt wohl auf diesen Voreid nicht gelegt zu haben. 

Es kann demnach auffallen, dass in die longobardische Gesetzsammlung 
eine Konstitution K. Heinrichs III aufgenommen ist, in welcher aufs bestimm- 
teste, und zwar im engsten Anschlüsse an das römisclie Recht von dem, nicht 
blos vom Kläger, sondern von allen Parteien zu leistenden Kalumnieneide 
die Rede ist. Es heisst, es sei .Streit unter den Rechtskundigen darüber ent- 
standen, ob Geistliche den Kalumnieneid zu schwüren hätten; denn nach den 
Gesetzen solle einerseits kein Geistlicher schwüren, wälmmd anderweitig be- 
stimmt sei, ut omne« pnncipale« personae in priino litis e.rordio subeant 
iasiurandum ealiimniae; der Kaiser entscheidet dann, dass Geistliche über- 
haupt vor Gericht nicht schwören sollen, sondern statt ihrer ihr Vogt.® Dabei 
wird nun folgendes zu beachten sein. Nach der durch das Itinerar unter.stUtzten 
Datirung einiger Texte wurde das Gesetz in der Romagna zu Rimini erlassen. 
Nach einer kurz vorher ausgestellten Gerichtsurkunde * * waren damals nicht 
blos Rechtsgclehrte der Romagna beim Kaiser, sondern auch Bonusfilius, einer 
der bekanntesten Rechtskundigen von Pavia. Es liegt nahe, an einen Streit 
zwischen Romagnolen und Longobarden zu denken; und das erhält dadurch 
grössere Wahrscheinlichkeit, dass sowohl nach einem Gesetze Astulfs*®, als 
nach den frühem longobardischen Gerichtsurkunden Geistliche schwuren'®, 
während in denen der Romagna immer nur von einem .Schwure ihres Vogtes 
die Rede ist " Die Aufnahme dieser Konstitution in das longobardische Ge- 
setzbuch erklärt sich genügend, auch wenn der eigentliche Kalumnieneid dem 


7 . .\nschati! L. C. 179. Nach dicKFm CnminentarF 181 und nach den Statuten von Mai- 
land Tor 1 183 (Giulini 7, 318) tcheinc allerdings beim Kampf auch rom BeUagten ein 
Voreid abgelegt zu sein, was unterstützt scheint durch das Kapitel Karol. M. 65 unbe- 
stimmter Entstehnngszeit (rgl. Borctius Cap. 178), das sich aber doch^nicht darauf zu 
beziehen scheint, da.ss ror dem Kampfe von beiden zu schwüren ist, sondern da.ss, wenn 
Torauszusehen ist, dass Kllger oder Beklagter einen Meineid schworen würden, man sie 
lieber kXmpfen lassen solle, was der Auffassung insbesondere der Ottoniseben Gesetz- 
gebung ganz entsprechen würde. Aber auch nach Albert würde jener Eid des Beklagten 
kein Kalumnieneid sein; nur der Klüger schwürt non de cutUf der Beklagte sic non 
esse. — Auch in Deutschland wird der nur vom Klüger zu leistende Voreid schon 1187 
als Kalumnieneid bezeichnet. Mon. Germ. 4, 184. 8. So in den Formeln zu L. Pap. 

fvud. P. 23. Wido 6. 9* 1.. Pap. Ueinr. II. 1. 10 * Vgl. Mon. Germ. 4, 41. 11 . Ughelli 

I, 450. 12 * Ed. Ast 10. 18 , Vgl. oben n. 2; aus der Zeit nach 1047 ist mir zu- 

nüchst kein Beispiel mehr aufgefallen. Doch scheint noch viel spüter die Anerkennung 
der Befreiung der Geistlichen vom Kalumnieneide in den weltlichen Gerichten der Lom- 
bardei nicht allgemein anerkannt; vgl. 1172: Vignati 238. 269; worauf auch deutet, dass 
dieselbe spüter büuäg einzelnen KlOstem durch besondere Privilegien zugesichort wird. 
14 * 1013 . 1015 ; .5fittarelli .\nn. 1, 211. Tiraboscbi Mod. 2 , 3. 
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longobardischon \"erfaliren fremd war; denn es handelt sich nicht blos um ein 
Verbot dieses, sondern des Eides überhaupt für Geistliche, wie denn auch die 
spätem longobardischen Juristen das Gesetz Astulfs erst als durch diese Kon- 
stitution beseitigt betrachten. ' * Ist dieselbe dagegen wohl zweifellos zunächst 
durch die Verhältnisse der Romagna bestimnit gewesen, so dürfen wir schon 
daraus schliessen, dass sich hier der Kaluinnieneid in römischer Form erhal- 
ten hatte. 

In der Romagna lässt sich denn auch sonst der Kaluinnieneid bestimmt 
nachweisen. Einmal, so weit ich sehe, ausdrücklich mit dieser Bezeichnung; 
zu Ravenna 1029 wird der Vertreter des Klägers aufgefordert, ut pro dovüno 
mio cahimniar sacramentuin praentaret.^^ ln andern Fällen zeigt sich we- 
nigstens der Charakter des Kalumnieneides darin, dass von einem Eide beider 
Parteien die Rede ist. .So wird 1013 im Gerichte zu Ravenna nach Ablehnung 
des Eides durch den Kläger noch der Beklagte befragt, ob er den Eid leisten 
wolle. Bestimmter tritt jener Charakter noch hervor 1015 im Gerichte zu 
Ferrara. Der Kläger behauptet, zu Eigen investirt gewesen und vom Beklagten 
nialo ordine disvestirt zu .sein ; der Beklagte läugnet die Investitur und un- 
rechtmässige Disvestitur. Es liegt einer der Fälle vor, bei welchen nach dem 
Gesetze K. Otto's nicht durch Eid, sondern durch Kampf bewiesen werden 
sollte.'® Auf Kampf wird denn auch hier erkannt, aber nicht unmittelbar. 
Nachdem der .Streit befestigt und Klage und Läugnung wiederholt sind, urtheilt 
das Gericht, dass zunächst sowohl die litie appeüatio, als die nepatio zu be- 
schwören sei, et sie postea Christus per diielli pupnasn verifatem deelara- 
ret. ’ ä Dieser von beiden Parteien zu leistende Eid kann bei keiner als zn- 
erkanntes Beweismittel betrachtet werden, wie er als solches hier überdies 
gesetzlich ausgeschlossen war. 

Tritt der Charakter des Kalumnieneides hier besonders scharf dadurch 
hen'or, dass er von beiden Parteien und sogleich beim Beginn des Streites 
verlangt wird, so ist das nicht immer der Fall; gewöhnlich ist der Charakter 
mehr verwischt. Beim Beweisverfahren wird immer das Iiirare und Probare 
auseinandergehalten; und beim lurare handelt es sich allerdings durchweg um 
einen Eid, der zweifellos ursprünglich Kalumnieneid ist, aber mit dem Beweis- 
verfaliren vennengt zugleich den einer Partei beim Mangel anderer Beweis- 
mittel zuerkaniitcn Eid zu ersetzen scheint. Einmal ist mu" in den angeführten 
beiden Fällen von einem Eide tieider Parteien die Rede; in den andern wird 
zunächst nur der Kläger zum .Schwure aufgefordert. Und weiter erfolgt die 
Auffordening an den Kläger, abgesehen von jenem Falle von 1015, nur einmal 
unmittelbar nach derLitiscontestation.*® Da der Kläger hier ablehnt, so sollte 
man erwarten, dass damit, wenn nicht etwa noch der Beklagte aufgefordert 
werden sollte, das Verfahren beendet sei; dagegen wird der Kläger noch weiter 
überflüssigerweise gefragt, ob er beweisen könne. Nach den andern Urkunden 

22. — ] 15. b. Psp. Ast. 10. GI. und Exp. 18, Rubens Rar. 269. 17. MitUrelli 

Ann. 1, 21 1. 18. Mon, Certn. 4, 33. 19. Tiraboschi Mod. 2. 3; auch Script. It. I b. 12. 

Rena c t'amici 1 b. 32. 20. Rnbeus Rar. 260. 
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dürfte hier eine Umdrehung des gebräuchlichen Vorgehens vorliegen, ln den 
andern Fällen wird nämlich zunächst der Kläger gefragt, ob er durch Urkunden 
oder Zeugen beweisen kilnne ; erst wenn er das verneint, wird er weiter auf- 
gefordert seine Klage zu beschwören, wenn er das wage; lehnt er das ab, so 
wird nach dem angeführten Falle vou 1013 noch der Beklagte gefragt, ob er 
zu schwören bereit sei. In andern Fällen scheint das als überflüssig nicht ge- 
schehen oder doch in den Urkunden nicht hervorgehoben zu sein. Das Urtheil 
stützt sich dann ausdrücklich auf Nichtleistung des Bewei.ses und des Schwurs; 
Poalquam ipae hoc qund diccit prohare non pntcat neque per cartas 
neqne per teates — et iurare non aodet, iudico ego, qiiod iüe A . perdat 
inde per mnnia aiicnn nctionem et aif inde tacitna et Content ua — et ipae 
B. ait inde aecurna et qidelna.^^ 

Der Eid gewinnt hier allerdings den Anschein eines dem Kläger in Er- 
mangelung anderer gestatteten Beweismittels. Aber doch wohl nur dadurch, 
dass in allen diesen Fällen gerade der Kläger absteht. Hätte er geschworen, 
so würde die Frage zweifellos noch nicht als entschieden betrachtet sein; es 
würde w'ohl der Beklagte gleichfalls zum .Schwure aufgefordert und im Falle 
der Annahme zu einem weitern Beweisverfahren geschritten sein. Es liegt kein 
Fall vor, bei welchem der Eid von beiden Parteien oder auch nur von einer 
wirklich geleistet wäre. Doch scheint die schon besprochene Urkunde von 
1015, die einzige, in welcher der Kläger bei einem Verfahren inludicio durch- 
dringt, erkennen zu lassen, wde sich in solchem Falle das Verfahren gestalten 
würde. Von der sonst gewöhnlichen vorherigen Frage nach Beweisen ist hier 
nicht die Rede, da nach der Litiscontestation sogleic'h das Urtheil auf Kampf 
nach vorhergegangenem Eide beider Parteien erfolgt. Dennoch müssen Be- 
weismittel hier schon vorgelegt sein. Denn es wird nun erzählt, dass der Be- 
klagte nicht schwören mochte, weil er fürchtete, sein Kämpfer möge meineidig 
im Kampfe fallen, und er müsse dann dem Kläger den doppelten Werth der 
.Streitsache und dem Vorsitzenden Markgrafen die in der Urkimde bestimmte 
.Strafe zahlen. Von dieser Urkunde ist vorher nicht die Rede. Aber der voll- 
ständige Hergang wird sich kaum verkennen lassen. Nach der wiederholten 
Klage und Läugnung wird der Kläger nach dem Beweise gefragt sein, dieser 
die Urkunde vorgelegt, der Beklagte sie für falsch erklärt haben ; dann war 
nach dem Gesetze K. Otto’s von 967 durch den Kampf, nicht durch Eid des 
die Urkunde Vorlegenden zu entscheiden; aber vor dem Beginne des endgül- 
tigen Beweisverfahrens ist nun nach dem Brauche der Romagna das luraraen- 
tum cahmmiae von beiden Parteien zn leisten. 

Die uns hier zu Gebote stehenden Zeugnisse sind wenige und sehr ein- 
förmige. .Soweit sie ein Urtheil gestatten, dürfte sich etwa Folgendes ergeben. 
Der Kalumnieneid hat sich, zweifellos von altrömiseher Zeit her, in der Ro- 
magna erhalten und findet hier eine Anwendung, welche ihn als den Mittel- 
punkt des g.anzen Verfahrens erscheinen lässt. Wie das spätere longobardische 


81 . 885. 950. 974. 1013. 1025: Fantuwi 2 . 13. 4. 176. Morbio 1, 116. Mittnrelli .\nn. 1. 
2]1. Faotutzi 4« 195. 
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Verfahren vor allem eine Professio, ein Zugeständnis» des Anspniohs der einen 
l’artei durch die andere, als Gnindlage für das ürtheil iin Auge hat, so er- 
strebt das Verfahren der Komagna die Ablehnung des Kaluiunieneides 
durch eine der Parteien, um darauf das ürtheil stützen zu können. Um das 
7.U erreichen, scheint man vor der .Aufforderung zum Eide ein vorläufiges Be- 
■»■eisverfahren eingeleitet zu haben, indem man zur Vorlage oder Bezeichnung 
der Beweismittel aufforderte, jede Partei demnach übersehen konnte, in wie 
weit eine Vertheidigung ihres Anspruches durchführbar sein würde, der Eid 
demnach einen bestimmteren Inhalt dadurch gewann, dass er nicht blos die 
Ueberzeugung von der Grerechtigkeit des Anspruchs im allgemeinen, sondern 
auch die Behauptung bekräftigte, trotz der vom Gegner vorgebracliten Be- 
weismittel oder trotz des Eehlens oder Ungenügens der eigenen Beweismittel 
den .Anspruch mit gutem Gewissen aufrecht erhalten zu können.^* Der Ka- 
lumnieneid gewann dadurch wesentlich die Bedeutung eines Ilaupteides; es ist 
erklärlich, wenn der erstrebte Zweck in der Kegel erreicht wurde; in allen uns 
bekannten Fällen kommt es nicht zur Ablegung. Doch zeigt sich seine ur- 
sprüngliche Bedeutung noch darin, dass ein Gegenüberstehen der Eide beider 
Parteien wenigstens vorgesehen bleibt. Ueber das in solchem Falle nöthige 
weitere Beweisverfahren geben uns die Quellen keinen genügenden Aufschluss. 
In dem einzigen einschlagenden Falle wäre es dann zum Beweise durch den 
Kampf gekommen ; aber docli wohl nur, weil dieser gerade für den Einzclfall 
vom Gesetze bestimmt gefordert war, nicht weil etw'a der anscheinend der 
Komagna früher fremde Kampf immer eingeti'eten wäre, wenn beide Parteien 
den Kalumnieneid leisteten. Es dürfte dann zu einer endgültigen Durchführung 
des Beweisverfahrens, wie etwa durch Entscheidung über die Echtheit der 
Urkunden, A'^ereidung und Vernehmung der Zeugen gekommen sein. Und dann 
war das Ürtheil wohl mit nachtheiligern Folgen für die unterliegende Partei 
verbunden. In der Kegel wird in den Urkunden als Grund für die Ablehnung 
des Eides allerdings nur der religiöse Gesichtspunkt hervorgehoben: Qitta 
timt’o, «ic periiirarc, w (tiiinia »lea innirrat Aber aus dem 

Falle von 1015 wenigstens ergibt sich, dass vor Ablegimg des Eides noch 
eine Beendigung des .Streites durch einfache Erfüllung des Anspruches des 
Gegners gestattet war, erst nach derselben der Unterliegende zugleich in die 
.'^trafen verfallen wäre, durch welche das Kecht des Gegners gegen ungerechten 
Eingriff gesichert war. Damit würde dann ein weiteres Mittel geboten gewesen 
sein, die erstrebte jlbichnung des Eides durch eine der Parteien zu erreichen. 

22.-1 22. Eine Nachwirkung dieseK Brauches dürfte darin zu sehen sein, dass PiHius 
F. 3. $ 3 (S. au.sdrucktich sagt, da.sb au einzelnen Orten der Kalumnieneid erst nach 
Verhör der Zeugen und Vorlage der sonstigen Beweismittel vor dem Endnrtbeile abge- 
legt werde; nach einer Bemerkung de« Job. Andreae dazu (ebenda n. 14) war da« noch zu 
dessen Zeit in Mailand so der Brauch, dass der £id erst vor dem Urtbeile und nur rom 
3ieger abgelegt wurde; das Fortbestehen nur zu Mailand scbliesst die Herkunft aus der 
Komagna keineswegs aus. da wir mehrfach tinden werden. das.'‘ BrUucbe der Komagna in 
der ersten Zeit der Einflu.ssoahnie Bologna*» in andern Theilen Italiens Eingang fanden nnd 
ftich dort hielten, währen«! dann in Bologna selbst bald ein engerer .^nitchluss an altrC- 
misches Hecht sie Tcrdräiigte. 


Digilized by Coogl 


Unheil. Aasführang. UngehonamsTerfahren. 


61 


23. — Eben so regelmässig, wie bei der Confessio in iure ein Urtheil 
fehlt, erfolgt dasselbe bei einem Verfahren in iudicio; und zwar auch dann, 
wenn, wie in dem Kalle von 1015 schon vorher durch Refutatio und .Sponsio 
des Unterliegenden das Recht des Siegers wiederhergestellt mid gesichert ist. 
Während die longobardische Urtheilstormel zuerst das Recht des .Siegers an- 
erkennt, wendet sich die der Romagna umgekehrt immer zunächst gegen den 
Unterliegenden, mag die.ser Kläger oder, wie 1015, Beklagter sein, ihm ewiges 
Stillschweigen auferlegend; dann wird diis Recht des .Siegers ausdiücklich 
anerkannt. 

Sobald das Urtheil gesprochen ist, ist die Sachlage dieselbe, wie bei der 
Confessio; es erübrigt nur die -Vusführung. Diase besteht in unsern Fällen, 
l)ei denen es sich immer um dingliche Klagen handelt, in der Refutatio und 
.Sponsio. Erstere greift nur Platz, wenn der Sieger disvestirt war; der Unter- 
liegende verzichtet auf die .Sache durch Üebergabe des .Stabes. Dasselbe 
Symbol der Üebergabe der Virffa, wie es hier durcliweg statt Fimtis heisst, 
wird aber auch angewandt, wenn nur die Sponsio nöthig ist, die Verpflichtung 
des Unterliegenden zu einer Geldstrafe im Falle noclunaliger -Vnfechtung. 
Beides geschieht nach der Darstellung der Urkunden in der Regel nach dem 
Urtheile durch den Unterliegenden ' ; die Erwähnung eines Befehls des Rich- 
ters zur Ausführung ist dann überflüssig. Doch kommt auch hier, wie wir es 
bei einem Falle der Confessio fanden*, statt der .Sponsio des Beklagtrm ein 
Befehl des Richters vor, bei nochmaliger Anfechtung eine Compositio zu zahlen. * 

Eine Refutatio ohne .Sponsio oder Strafbefehl des Richters konnte Vor- 
kommen, wenn die Eigenthumsfrage unerledigt blieb, nur über den Besitz ent- 
schieden wurde. .So 1047 bei einem in der Gegend von Fermo, aber wesent- 
lich in den Formen der Romagna gehaltenem kaiserlichen Placitum. Die 
Beklagte behauptet ihr Recht durch Gewährsmann und Zeugen erweisen, die- 
selben aber nicht vor Gericht bringen zu können; es wird entschieden, die 
Beklagte solle die Investitur salva qm'rela refutiren. Dabei fehlt die .Sponsio; 
dagegen ertheilt dann noch der Kaiser dem Beklagten die Investitur und schützt 
dieselbe durch den Baun. ^ 

ln den früher besprochenen Fällen kommt eine weitere Sicherung durch 
den Bann nicht vor, obwohl wir denselben doch oben in dem entspr»?chenden 
Falle einer Confessio fanden.® Der Grund wird darin liegen, dass es sich hier 
überall um ürtsgerichte handelt; in der Romagna w'ird der Bann in der Regel 
nur in Reichsgerichten erwähnt.® Dagegen kommt auch hier mehrfach die 
schliessliche Aufliorderung des .Siegers an die Anwesenden um das künftige 
Zeugniss vor. 

24. — Viel geringer sind die Abweichungen, welche sich in der Romagna 
beim Ungehorsams verfahren zeigen, obwohl sich über dieses eine sehr 


23 . — 1 . 1013. 1025; Mittarelli Aun. 1, 21 1. Kantuzzi 4, 195. 2 . Vgl. § 21 n. 2. 

8. 974: Morbio 1. 116. 4 . Ughelli 1, 451. 3. Vgl. $ 21 n. 4. 6. So auch 921 nach 

zweiaeitigom Verfahren in einem Missatgeriebte zu Matsa Fiscalia, welches aber eine ron 
der gewöhnlichen abweichende Form zeigt. Antiq. It. 2. 969. 
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grosse Anzahl von Urkunden erhalten hat ' ; doch mag das damit z.usammcn- 
hängen, dass dieselben fast ausnahmslos Reichsgerichten angehören. Auch 
hier wird die an drei verschiedenen Tagen erfolgte Ladung, dann durch öffent- 
lichen Aufruf die Abwesenheit des Beklagten konstatirt. Es folgt nun auch 
hier kein einseitiges Beweisverfahren, wenigstens nicht bei den gewöhnlichen 
Klagen um Eigen. Bei Klagen ans P'orderungen war dagegen wohl das Vor- 
handensein und der Betrag der Forderung vom Kläger zu ei-weisen; in einem 
solchen Falle werden 1037 vom Kläger auf ^'erlangen des Gerichts die Ur- 
kunden vorgolegt, quibtis probat, cos dobitores Uli esse ibxem librarum auri.^ 

Ein endgültiges Urtheil erfolgt nicht, sondern das hier immer ausdrück- 
lich ent'ähnte Urtheil lautet auf Sicherung des .Viispruches des Klägers durch 
Investitur salva querela, entweder über die angesprochene Sache oder bei 
Forderungen über einen entsprechenden Theil des Vermögens des Ungehor- 
samen; so wird in dem Falle von 1037 der Kläger mit Genanntem investirt 
l>ro inpensis et rartannn petiin ibi lectarmn et pn7 eoriim eontanuvia. 

Eine Abweichung vom longobardischen Verfahren zeigt der einzige mir 
bekannt gewordene .Straffall. Während dort das Gut mit Beschlag belegt 
wird, um nach einem Jahre confiszirt zu werden^, wd hier 967 der Erzbischof 
von Ravenna als Kläger mit dem gesammten Gute des auf dreimalige Ladung 
nicht erschienenen Beklagten, der Gewaltthaten gegen Gut und Person des 
Erzbischofs verübt hatte, investirt.^ 

Es wrd weiter nur in den Urkunden der Romagna nach der symbolischen 
Investitur regelmässig noch die körperliche Investitur erwähnt. Der 
Richter ergreift einen Boten des Gerichts, am häufigsten einen Cancellarius, 
bei der Hand und legt dieselbe in die Rand des Klägers, ut rum iüo ad ea» 
res perpe>’et et eorporalitrr illum exinJe bwestiret. Ueber den Vollzug des 
Auftrags wird dann wohl eine besondere Urkunde aufgenommen.® 

Weiter wird dann ausnahmslos die ertheilte Investitm- durch den Königs- 
ban n gesichert Wie bemerkt, handelt es sieh durchweg um Reichsgerichts- 
sitzungen; in einem einzigen Falle, 1032 zu Ferrara, ertheilt der Markgraf 
Bonifaz als ürtsrichter den Bann.® Ob nun auch weniger hochgestellte Orts- 
rii-hter das Recht des Bannes hatten, möchte zu bezweifeln sein, da wir den- 
selben sonst in Ortsgerichten nie angewandt finden. Hatte aber in der Ro- 
magna, wie wir sahen ^ der Ürtsrichter die Befugniss, der unterliegenden Partei 
unter Geldstrafe ewiges .Stillschweigen aufzuerlegen, so dürfte es ihm auch 
wohl zugestanden sein, die ertheilte Investitiu" wenigstens gegen den ungehor- 
samen Beklagten durch Androhung einer Geldstrafe zu sichern. 


IV. AELTERER KÜENIG.SB.VNX. 

25. — Wir haben den Königsbann kennen gelernt als ein Mittel, w^elches 
anfangs nur beim Ungehorsamsverfahren, daun auch beim ordentlichen Ver- 

24 . — 1 . 96T-1055: Fantuzii 1. 212. 218. 227. 263. 265. 284. 2. 27. 67. 72. 4. 
198. 5, 262. Sarioli 1. 81. 2. Fantuioi 2. 73. 8. Vgl. § 10 n. 7. 4. Fantuini 2. 29. 

5. 1037 : Fautuizi 1. 274. 6. .Sarioli 1, 81. 7. VgL § 21 n. 2. S 23 n. 3. 
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fahren angewandt wurde, mn ein vom Gerichte anerkanntes Recht gegen 
aussergerichtlichen Eingrifif jedes Dritten zu schützen; es wird die Verletzung 
mit einer Geldstrafe bedroht, welche zm' Hälfte dem Könige, zur Hälfte dem 
Verletzten zufallen soll. ' 

Der Königsbann in dieser Gestaltung scheint mir eine Eigenthüinlichkeit 
des italienischen Rechtes zu sein, welche dann später insbesondere auch auf 
Deutschland Einfluss gewonnen hat. Den Au.sgangspunkt haben wir allerdings 
wohl nicht in altern longobardischen Einrichtungen zu suchen, welchen Sache 
und Ausdruck fremd sind, sondern in dem fränkischen Königsbanne, in 
dem Rechte des fränkischen Königs, seinen Verfügungen durch ^Vndrohung 
einer Geldstrafe Nachdruck zu geben.* Es handelt sich dabei um die fest- 
stehende Summe von scchszig Solidi, die der König allerdings auch erhöhen 
konnte; der König setzt sie als Strafe auf bestimmte Vergehen oder die Ueber- 
tretung gesetzlicher Vorschriften im allgemeinen; (-s ist nicht gebräuchlich, sie 
bei Einzelverfügungen anzudrohen. Das fand auch auf Italien Anwendung; 
selbst in den für Italien insbesondere erlassenen karolingischen Gesetzen wird 
häufig die Zahlung jenes Königsbannes von sechszig Solidi verfügt. Aber 
thatsächlich scheint der Hann in dieser bestimmten Form in Italien nicht festen 
Fuss gefasst zu haben. Nur ein einziger Fall ist mir bekannt geworden, wo 
davon die Rede ist; vom Grafen von Valva heisst es urkundlich 1024, dass 
er den Bann verhängte und dass der Uebertreter zu zahlen habe bandum, id 
est solidos sexaffinta, medietateinregi etmedietatem pt'oxdicto 
Auch abgesehen davon, dass die Vertheilung dem fränkischen Königsbanne 
fremd ist, steht diese .^kngabe so durchaus vereinzelt da, dass ich nur annehmen 
kann, sie sei ohne Zusammenhang mit dem sonstigen Landesbrauch selbst- 
ständig einem Kapitulare entnommen. 

26. — Den nächsten Ausgangspunkt für die spätere Gestaltung des 
Königsbannes in Italien bilden unzweifelhaft die Geldstrafen der Königs- 
urkunden, der Brauch der italienischen Herrscher, in ihren einzelnen Ur- 
kunden eine bestimmte Geldstrafe auf die Uebertretung ihrer darin enthaltenen 
Verfügungen zu setzen. Unter den früheren Karolingern ist das auch in Italien 
noch nicht üblich. Vereinzelt vielleicht schon unter Kaiser Lothar vorkom- 
mend, wird es allgemeiner Brauch unter Kaiser Ludwig II. Und auch dann 
bleibt der Brauch lange auf Italien beschränkt; während auch die fremden 
Herrscher sich ihm in ihren für Italien ausgestellten Urkunden anschliessen, 
finden wir ihn in Frankreich erst nach der Mitte, in Burgund und Deutschland 
vereinzelt seit dem Ende des zehnten Jalirhunderts. ' 

Von der fränkischen Bannstrafe unterscheiden sich diese Strafandrohmi- 
gen der italienischen Herrscher nun einmal durch die ganz abweichende Be- 
stimmung der .Strafsummen. Weder sind dieselben in Solidi angesetzt, 


25. — 1. Vgl. oben s II. 17. 2. Vgl. W»iw V. G. 2, 536. 3, 272. 8. Script. 

Ic. 2 b. 988. 

26 . - 1 . Genaue Belege, auch für das weiter über denselben Gegenstand Gesagte, 
bei Sickel in den Siuungsber. 137; Sickel Acta 1, 201; Stumpf Heicbskaosler 1, 117 
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nocl» ist die Zahl Sechszig oder eine auf sie zurückzuführende irgend mass- 
gebend. Normalsätze lassen sich wohl erkennen; doch sind dieselben häufig 
nicht blos vervielfacht, wie das auch beim fränkischen Künigsbann geschehen 
konnte, sondern anscheinend ganz willkürlich lüilier oder niederer gefasst. Alle 
Ansätze sind in Goldwährung gemacht, entweder in Goldmankusen oder in 
Goldpfunden. * 

Bei Goldmankusen finden wir in der Regel die .Sätze von 2000 und 
1000, beide ziemlich gleich häufig; nur vereinzelt die höheren vo 10000 und 
sogar 30000, und niedere von 300, 100 und 50.^ 

Im zehnten Jahrhunderte verschwinden die Mankusen aus den könig- 
lichen Urkunden und räumen den Goldpfunden, welche aber auch im neunten 
Jahrhunderte schon häufig neben ihnen Vorkommen, völlig den Platz. Dabei 
finden sich nun die verschiedensten .Sätze von drei Pfund bis zu der gewaltigen 
Summe von 2000 Pfund in einer für die Kaisenn ausgestellten Urkunde. Aber 
als den normalen .Satz haben wir hier ganz unzweifelhaft den von 100 Pfund 
zu betrachten; zumal in späterer Zeit kotnmt er häufiger vor, als alle andern 
zusammen. Wir können sagen, das Ausmass der .Strafsumme, welches der 
König auf die Verletzung .seiner Verfügung setzen wollte, hing in jedem Einzel- 
falle von seinem Belieben ab; herkömmlich stellte sich aber der .Satz von 
100 Pfund Gold als Strafe für die Nichtachtung eines königlichen Befehles 
fest, welche wohl immer angewandt wurde, wenn nicht besondere Gründe für 
eine Ermässigung oder Erhöhung sprachen. Bei letzterer finden wir später 
ziemlich regelmässig den Satz von 1000 Pfund angewandt. Es handelte sich 
hier also mn Summen, denen gegenüber die fränkische Bannstrafe von drei 
Pfund .Silber eine verschwindend kleine war. Und es blieb das nicht immer 
eine leere Drohung; so verurtheilt der Kaiser 1186 den Grafen von Genf zu 
Gunsten des Bischofs zu bedeutendem .Schadensersatz: Ad hec eidem ept- 
scopo plenam dumus auctoritatem ab eodem eomite et bonis etus exigendi 
mitte libras aiiri propter preearicutionem privilegii noatri, akut in eo 
continetiir.* 

Weiter aber ist nun diesen italienischen Strafandrohungen eigenthümlich 


26. -] 2. Nicht hieher gehört e», wenn h&uhg Vcrleucrn der Immunitilt mit der Strafe ron 
30 Pfund Silber gedroht wird. Ks handelt sich dabei um eine an und für sich feststehende 
(Tgl. Waitt V. G. 4. 256), nur für den Einzelfall noch besonders horrorgehobene Strafe, 
welche sich von jener insbe.sondere auch dadurch unterscheidet, dass sie nicht zur HAlfte an 
den Rünig, bondern nur an die rcrletzte Kirche zu zahlen ist. Doch mag immerhin der rer 
einzelt schon unter Karl dem Grossen rorkommende Brauch (Sickel Acta 1, 201). die Im- 
muoitätsstrafc be.sonders anzudrohen, auf die Aufnahme von Geld-Strafen in die Urkunden 
überhaupt eingowirkt haben. Nur wird das nicht al.s Uebertragung der Immunititsstrafe 
auch auf andere Kölle zu betrachten sein; Ansatz und Verwendung sind wesentlich ter- 
schieden. Sind 892 auanuhmsweise 3Ü Pf. Silber und überdie.s 5 Pf. Gold angedrobt (Antiq. 
It. 2, 870). so wird es sich um Verbindung jener feststehenden mit einer besonders ver- 
fügten Strafe handeln. 3* Stumpf Reichskanzler I, 117; dazu Antiq. It. I, 930. 2. 198. 
470. 4. Spon 2. 43, Vgl. auch 1114. 1232: Herrgott Geneal. 2. 134. Huillard 4, 33G. 

Von Verurtheilung in die urkundlich, wenn auch nicht gerade vom Könige, bestimimeu 
Strafen ist in Italicu mehrfach die Rede. Vgl. § 6 n. 4. § 22 nach u. 21. $ 24 nach n. 2. 
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eine Theilung der Strafsumme, wonach regelmässig die Hälfte an die 
königliche Kammer, Camerae nostrae oder Pnlatio rostro, zu zahlen ist, die 
andere Hälfte an den Verletzten, während die fränkische Bannstrafe unge- 
theilt dem Könige zukomnit. Damit sehen wir uns nun ganz unzweifelhaft auf 
eine Eigenthümlichkeit des longobardischon Rechtes ziirückgewiesen, welches 
die Busse im engeren Sinne und das Friedensgeld in eine einzige Summe zu- 
sammenfasst, welche zur Hälfte dem Könige, zur andern Hälfte dem Verletz- 
ten zukommt. Componat — medietatnn reffi et medietatem ei, cni crimen 
iniecerit, und entsprechende Ausdrücke finden sich überaus häufig in den 
Edikten der longobardischen Könige. 

Wir werden etwa schliessen dürfen: Der fränkische Königshann bestand 
in Italien zwar zuRiHihte; aber für die Zwecke, welchen er sonst dienen sollte, 
war er hier ziemlich w’erthlos. .Sollte er einerseits der Erhaltung des könig- 
lichen Ansehens dienen, so wurde er weiter gewiss verzugsweise desshalb auf 
viele Verbrechen gesetzt, weil das geringere Friedensgold nicht mehr genügend 
schien, von ihnen abzuhalten, man auf diesem Wege eine Strafschärfung ein- 
treten lassen wollte. In Italien nun, wo ja die longobardische Gesetzgebung in 
Kraft blieb, hatte der Königsbann in dieser Richtung keine Bedeutung; denn 
in vielen Fällen war das Friedensgeld schon an und für sich höher; wo die 
Gesarnintbiisse bis 900 .Solidi stieg, konnte das Hinznkommen des Bannes 
von 60 .Solidi keinen nennenswerthen Einfluss üben, während doch gewiss in 
Italien das Bedürfniss nach Strafschärfung nicht geringer war, als in andern 
Ländern. Es hätte sich das etwa erreichen lassen durch Vervielfachungen der 
fränkischen Baniistrafe. Aber diese, selbst wenn wir nicht annehmen, dass sie 
an die .Stelle des Friedensgeldes treten sollte, war überhaupt mit dem longo- 
bardisclien Busssysteme nicht wohl in Einklang zu bringen. Sie kam daher 
thatsächlich wohl ganz ausser Gebrauch. Dagegen machten die italienischen 
Herrscher von ihrem Rechte des Bannes nun die Anwendung, dass sic Ge- 
waltthaten, welche nicht allein überhaupt strafbar waren, sondern insbeson- 
dere noch die Missachtung eines ausdriicklichen königlichen Gebotes in sich 
schlossen, in jedem Einzelfalle mit einer bedeutend höheren .Strafe bedrohten, 
als dafür im Volksrechte vorgesehen war; und dabei schlossen sie sich dann 
allgemein an das einheimische System einer zwischen dem Könige und dem 
Verletzten zu thcilcnden .Summe an. Dassell>e .System finden wir denn auch 
später wieder in allgemeinen .Strafgesetzen italienischer Könige angewandt.® 
27. — Diese Strafe oder zunächst der Befehl, für den sie zu zahlen ist, 
wird allerdings in den bezüglichen Formeln der italienischen Königsimkunden 
in der Regel nicht mit dem Ausdrucke Bann bezeichnet; es heisst hier ein- 
fach etwa: Si quis veiv huius p^'uecepti nostri violator extiterif, sciat ee 
eomposititrum .eentitm Ubras avri. Dass der Ausdruck in diese Formeln 
keinen Eingang fand, mag Zufall sein, vielleicht aber auch darin seinen Grund 
haben, dass zur Zeit dos Aufkoimnens der Formel der Ausdruck noch zu eng 
mit der besondern fränkischen Gestaltung des Königsbannes verbunden war. 

&• r.- P.np. Wijo 9. Conr. Uenr. II. 3. 5. 

Ficker Ft>rsclimii;eo. 5 
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Dass aber schon früh der Befehl oder auch die Strafe als Bann bezeichnet 
wurde, ergeben manche vereinzelte Zeugnisse. Ist in Gresetzen Wido's einfach 
gesagt, dass der Uebertreter liaunum noatrum zahlen solle so mag man da 
noch an den friinkischen Künigsbann gedacht haben. Ausgeschlossen ist das 
durch den Betrag der Smmne, wenn um 928 K. Hugo Besitzungen schützt 
durch bannum noatrum in mancoaoa auri diw nüUia'^; 1023 heisst cs vom 
Uebertreter: tamquam iminiHuUa banni irauagreaaor centum libraa auri 
eomfonat; 1083 werden die Bischöfe von Vercelli bevollmächtigt, entfrem- 
detes Eigen ihrer Kirche in Besitz zu nehmen ainc timore banni regalia et 
aine pena legalia compositionia^; 1097 gewährt K. Konrad dem Markgrafen 
von Este die Gunst, ut ai auo tempore legea offendei-et, regium bannum non 
cogalur exaolvere.* Geht im letzten Falle der Ausdruck zunächst auf die 
Strafe, so geht er besonders bestimmt auf den Befehl in Notariatsiu-kunde von 
1118: imperator — preeeptum quod appellant bannum emiait auper — 
oapitali, dass keiner dasselbe belästigen solle bei Strafe von hundert Pfund 
Gold. * Das bestimmteste Zeugniss aber, dass der Ausdruck in Italien schon 
gegen Ende des neunten Jahrhunderts gerade für diese .Strafbefehle durchaus 
üblich war, gibt uns der regelmässige Gebrauch in den Gerichtsurkonden. 

28. — Beim gerichtlichen Künigsbann nämlich handelt es sich 
offenbar ganz mu dasselbe, um Erlassung eines königlichen Befehls, dort das 
in der Urkunde Enthaltene, liier die gerichtliche Entscheidung oder die in Folge 
derselben ertheilte Investitur zu achten, dessen Miss.achtmig mit einer höheren, 
im Bannbefehle bezeichneten Geldstrafe bedroht ist. Nur mit dem Unterscliicde, 
dass im Gerichte nicht blos die Könige selbst, sondern auch andere Richter 
den Königsbann anwenden. Diese .iVnwendung der Bannstrafe zur .Sichening 
gerichtlicher Entscheidungen scheint später üblich geworden zu sein, als die 
zur .Sicherung einzelner königlicher ^'erfügungen. Aber doch auch nicht viel 
später, da wir seit 897 Erwähnungen fanden ', welche dann freilich erst in der 
zweiten Uälfte des zclmten Jahrhunderts häufig wurden. 

Dass es sich in beiden Fällim um dieselbe Strafe handelt, ergibt sich 
zweifellos aus näherer Vergleichung. Nicht blos, dass wir auch hier jene 
Theilung der Strafsumme zwischen dem Könige mid den Verletzten wie- 
derfinden. Sogar die Androhungsfonnel selbst ist in den gerichtlichen Urkunden 
sichtlich aus den königlichen aufgenommen. Uiess es liier: Jledietatem ca- 
merae noatrae, so war das nun in den in diitter Person gefassten Gerichts- 
urkuiiden, mochte es sich um eine Entscheidung des Königs oder eines andern 
Richters handeln, in eanurae d. regia zu ändern, wie wir es denn auch inei- 
stentheils finden. Aber in einer Reihe von Beurkundungen von Gerichtssitzun- 
gen des Königs'*, wie anderer Richter^, welche sogar in das zwölfte Jahrhundert 


27. — 1. L- Pap. Widu 1. 5. 2. Actiq. It. 1, 271. 3. Mou. patr. t'h. I, 438. 

Cö7. 4. Aiiticli. Kst. 1. 275. 5. Savioli I. IG3. 

28. — 1. Vgl. § 1 1 n. 2. 2. «96-lflO: Fantu*r.i 5. 2G2. Uglielli I. 450. fod. 

Wangian. 10. Tirabnsrhi Mod. 2. 80. 3. Olf-f 122: Mein, di l.ucra 5c, 183. 180. Actiq. 

It. 1, 403. Tatti 2, 851. Uena c (‘aiiiici 4c, 70. 
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liincinrcicht, hat sich das zur übrigen Fassung gar nicht passende Camerae 
nostrae der königlichen Urkunden erhalten. 

Weiter zeigt sich die grösste Ueliereinstinnnung bei Bestimmung der 
.Strafsätze. Finden wir auch in den Gerichtsurkunden nicht gerade immer 
dieselben Sätze, so zeigt sich doch weniger .Schwanken, als in den königlichen 
Urkunden; und gerade die .Sätze, welche wr in diesen als die normalen be- 
zeichnen konnten, finden sich in den Gerichtsurkunden wieder. 

Zunächst sind auch hier mit wenigen Ausnahmen die .Strafen entweder 
nach (ioldmankusen oder nach Goldpfunden Ijestiinmt. 

Ganz i'ibcn«iegend zumal in der friihern Zeit erscheint der .Satz von 2000 
Mankusen. Bei der Zähigkeit, mit welcher die Notare an ihren Vorlagen fest- 
hielten, kann es nicht aufiallen, dass dieser .Satz, obwohl er, wie überhaupt 
die Rechnung nach Mankusen, im zehntet\ .lahrhunderfe aus den königlichen 
Urkunden verschwindet, sich in den gerichtlichen noch im eilften Jahrhunderte 
vorherrschend erhält, sich sogar nach 1115 und 1117 Beispiele finden.* Als 
normaler .Satz erscheinen die 2000 Mankusen .auch in den Prozessfonnein, w’o 
zweimal die Biumstrafe so bestimnit ist; in einem andern Falle beträgt sie 
1 000 Mankusen. ® Und dieser .Satz, wie wir ihn auch in den Königsurkunden 
neben jenem fanden, kommt auch in den Gerichtsurkunden nicht selten vor, 
aber doch bei weitem nicht so häufig, wie jener. 

Im Ilerzogthume .Spoleto 99.Ö®, dann häufiger in Toscana zu Ende des 
zwölften Jahrhunderts' finden wir die .Sätz.e von 1000, häufiger 2000 Gold- 
byzantinem, woltei es sich wohl nur um eine andere Bezeichnnng der Münze 
handelte; ebenso wenn von 2000 Aurei die Rede ist.® 

Von diesen Sätzen scheint man sehr selten abuewichen zu sein. Nur 
einmal 1014 im llofgericht' zu Pavia finde ich den höhern .S.atz von 4000 
.Mankusen. ® ln der Romagna aber macht eine offenbar lokale Abweichung sich 
geltend. Nur vereinzelt in königlichen Gerichtssitzungen erscheinen hier 2000 
oder 1000 Mankusen’®, dagegen in der Regel eine viel geringere Bannstrafe 


4 . Antich. Est. I, 315. 284. — E« würde das noch erklärlicher sein, wenn wir annehnien 
durften, die 2000 Mank. seien gleichen Werthes mit 100 Pf. (lold, wie da.s doch nahe liegt, 
da hier wie in den kSniglichen Urkk. beide Sstxe sich in ersetzen and miteinander zu wech- 
seln scheinen. Aber die sonst bekannten freilich sehr ungenügenden Angaben über den 
Werth der Mankusen scheinen das kaum bestimmter zn unterstützen. Vgl. Ducange Glos- 
sarium ad T. Maoeus. Antiq. It. 2, 702. Pumagalli 320. Waita lieber die Münzrerhlltnisse 
in den llechtsbüchern des fränkischen Reichs 28. Mehrfach scheint Mancoaus gleichbedeu- 
tend mit Goldsolidus gebraucht; so 804 in Istrien; Antich. Is)ng. 4, 7. Dagegen werden 
1014 in Italien 20 Mankuseu gleich 50 Solidi gesetzt; Antiq. It. 2, 800. Nach dem Ver- 
trage mit Venedig 007 scheinen sechs Mankusen auf ein Venetianer Pfund gerechnet; 
Stumpf Acta 14. Scheint sich weiter aus den folgenden Angaben zu ergeben, dass Man- 
knsen und Byzantiner gleichen Werthes waren, so ist mir wieder für den Werth des Byzan- 
tiners in dieser Zeit eine genauere Angabe nicht bekannt. .SachrersUlndige dürften immer- 
hin in diesen wechselnden Ansitzen der Strafbestimmungen ergiebige Anhaltspunkte finden. 
Ik l'artulor. Istng. n. 20. 21. 25. (k Fotteschi 307. 7* Antiq. It. 1, 312. Mittarelll 

Aun. 2, 271. Rena e Camici 2b, 117. 3a, 00. 01. 00. 77. 8, Mittarelli Ann. 3, IftS. 

0, Antich. E.-.t. I, 111. 10 , Foutuzzi 2, 27. 5, 202. 

0 * 
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von 1 00 Byzantinern ' * oder, wahrscheinlich wieder gleichen Werthes, einmal 
von 100 Mankusen.** 

Der Ansatz der Strafe in Goldpfunden ßndet in den Gerichtsorkunden 
viel später Eingang, als in den königlichen. Bedeutend früher, als in Ober- 
italien, er-scheint er iin Ilerzogthume Spoleto, wo sich von 970 ab zahlreiche 
Beispiele finden*^; erst 1037‘'‘, so weit ich sehe, kommt er auch in Tuszien 
und dann immer häußger in den oberitalischen Urkunden vor. 

Der regelmässige Satz sind 100 Goldpfunde; Abweichungen kommen 
auch hier viel seltener vor, als in den königlichen Urkunden. Wie in diesen 
findet sich einigemal die bedeutende Erhöhung auf 1 000 Pfund Gold. ' * Kommt 
1036. 1037 zuLnola, 1067 bei Ferrara, 1134 zu Fano, eine geringere Bann- 
strafe von 10 Pfund vor'®, so dürfte das mit dem in der Uumagna üblichen 
Satze von 1 00 Byzantinern Zusammenhängen. Die Ermä.ssigung auf 100 Pfund 
Silber finde ich in früherer Zeit nur vereinzelt in Mittelitalien.*'' Gegen Ende 
des Jahrhunderts werden die alten Sätze nicht so regelmässig meljr einge- 
halten; insbesondere in den Gerichtssitzungen der Markgräfinnen Beatrix mid 
Mathilde finden sich daneben auch 300, 200, 50 Pfund Silber"*, auch 200 
Mankusen'®, später dann auch im lieichsgerichtc wohl 100 Pfund Silber*“ 
oder 50 Pfund Gold*'; durchweg handelt es sich jetzt also um Ermässigungen 
des Nurmalsatzes. 

Einzelne Abweichungen waren auch in frülierer Zeit wohl durch besondere 
Umstände veranlasst. Grundstücke eines Klosters wurden 970 durch den Bann 
von 100 Pfund Gold geschützt; in Folge erlittener .^Vnfechtungen werden 981 
Investitur und Bann wiederholt und zwar so, da.ss der schon festgestellteu 
Bannstrafe noch eine neue von 20 Pfund zugefügt wird.** Zu liiiola 1036 
wird zunächst der dort anschemend normale Bann von 10 Pfund Gold ver- 
hängt, dann wegen eines andern Streitgegenstandes noch ein geringerer Bann 
von 30 Byzantinern.*® Bei einer päbstlichen Gerichtssitzung zuTeramo 1036 
heisst es vom Pab.ste: fecit mittere handum de parte repis Enrici et de 
eua parte, mid zwar so, dass der Verletzer der königlichen Kammer 50 Pfund 
Gold, eben so viel der päbstlichen und eben so viel dem Verletzten zahlen soll*' ; 

28 .— I 11 . Fanlnzti 1, '212. 2G3. 265. 284. Antiq. It. 1, 493. Ausserhalb der Rumagna 
finde icl) die 100 llyzantincr als llannstrafe nur einmal 981 zu Marsica. Script. It. 1 b, 4G5. 
Als .Strafsatz überhaupt, zu dem .sich jemand selbst Terpflicbtet oder den der Richter auf 
Verletzung seiner Entscheidung setzt, erscheinen die 100 Byzantiner oder Romanati sehr 
häufig auch in deu lougobardischen Fnrstentliümem. 12 . Fantuzzi 1, 218. 18 . 970 

bis KÄlb; Script. It. 2 b, 9G2. 973. 978. 989. 992. 1 b. 497. 499. Oattula Hist. 1,77. 
14 . Autiq. It. 2, 9G3. 15 . Script. It. 1 b, 497. 2 b, 989, Antiq. It. 2, 983. Tatti 2. 851. 

10 . Fantuzzi 2, G7. 72. Morbio 1, 73. Aniiani 2. 5. Es mag damit noch Zusammenhängen, 
wenn iu kaiscrlicheu Ib'ivilegien für Rarenna 1177, 1185 und 1209 (Fantuzzi 4, 276. 5, 
308. Mitlarelli 4, 125) der rerletzenden Stadt nur eine Strafe von zehn Pfund Gold gedroht 
ist, wälirend sich suust regelmlLssig hundert Pfund finden. 17 « Rieti 982, Amiteruo 1023 , 
(diiusi 1058: Fatte.schi 304. 321. Ugbelli 3, G28. 18 « Rena e Camici 3a, 52. 3c, 83. 

4a, 5G. Ugbelli I, 817. 1 ». Antiq. It. 1, 917. 20 . 1091. 1117; laipus 2. 771. Ugbelli 

2, 287. 21 . Antiq. It. 1, GI3. 22 . Script. It. 2b, 963. 974 . 23 . Fantuzzi 2, 67. 

24 , Ugbelli 1,352. Heisst es schlie.sslich richtig 150 Pfund, aber infditUUrtn rf,ji et me-~ 
dieUttem r^dteopo, so ist das ein durch die gewohnte Funnel veraulasster .Missgriff. 
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zu (inin gewöhnlichen Satze kommt also hier ein dem königlichen gleicher 
päbstlichcr Antheil. 

Dersell*e Satz von 100 Pfund Gold oder auch Silber erscheint in den 
Gerichtsurkunden auch häufig als Poena, zu welcher sich die abstehende oder 
unterliegende Partei ausser dem doppelten Ersjitze der siegenden im Falle 
späterer Verletzung ihres Rechtes verpflichtet Doch stehen beide Strafen 
sonst in keinem engem Zusammenhänge; wir sahen insbesondere, dass die 
eine die andere keineswegs immer ausschliesst*® 

Im zwölften Jahrhunderte verschwindet allmühlig der Brauch, die gericht- 
lichen Entscheidungen durch Stellung unter Königslmnn zu sichern. In den 
Gerichtssitzungen K. Ileinriclis 1116 wird noch durchweg die alte Bannformel 
angewandt; auch später finden sich noch einige Erwähnungen, dass die sie- 
gende Partei oder die zugesprochene Sftche unter Königslmnn gestellt werden,' 
dessen Verletzung mit einer Poena bedroht wird**; ganz vereinzelt heisst es 
■sogar noch 1191 in der Mark Ancona vom Markgrafen : posirit bandiim super 
fos.^^ In der Kegel wird jetzt aber in den Gcrichtsurkunden, wenn das Ur- 
theil noch durch Androhung einer Strafe gesichert wird, diese einfach als vom 
Richter bestimmte Poena ohne Erwähnung des Bannes bezeichnet 

29. — Die Befugniss zur Verhängung des Königsbannes im 
Gerichte war nicht auf den König beschränkt, auch nicht auf seine unmittel- 
baren Vertreter im Hofgerichte oder Reichsgerichte, die Königin, den Pfalz- 
grafen, den Kanzler, die Königshoten der verschiedensten Art Er wird clxmso 
verhängt von den ordentlichen Richtern, welchen die Beftignisse der gräflichen 
Gerichtslmrkeit zustanden, von Herzogen imd Markgrafen, Grafen und Bi- 
schöfen, welche gräfliche Gerechtsame hatten; mit dem Bischöfe von Parma 
verhängt 1069- auch sein Vicecomes den Bann', welcher freilich nach kaiser- 
lichen Privilegien die Gewalt eines Königsboten hatte.* In Gerichten, wo wir 
die gräfliche Gerichtsgewalt nicht voranssetzen dürfen, wird der Königsbann 
nicht erwähnt Dagegen wird nicht zu bezweifeln sein, dass derselbe ein Recht 
aller Grafen als solcher war, nicht bloss einzelner Grafen, welchen er beson- 
ders verliehen war. Grafen verhängen den Bann nicht blos gemeinsam mit 
hohem Richtern, sondern auch wenn sie allein Vorsitzen* und nirgends finde 
ich eine Andeutung, dass ein Graf die Gewalt des Bannes nicht hatte, dieser 
etwa für eine gräfliche Entscheidung beim hohem Richter nachzusuchen war. 
Beweisend dürfte insbesondere sein, dass in den longobardischen Formeln 
wiederholt der Graf im allgemeinen um den Bann ersucht, dieser also doch 
wohl bei jedem Grafen vorausgesetzt -wird.* 

Auch ist es für die Höhe des Strafsatzes ganz gleichgültig, von wem der 
Bann verhängt wird. Nicht allein, dass wir in den verschiedensten Gerichten 
die-selben Nonnalsätzc wiederfinden; auch die Abweichungen sind ganz unab- 
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hängig von der Person des Rielitenden. Den liöliern Satz von 2000 Mankusen 
verhängt der Graf, wie der König den niedern von 1000 Mankusen*; und 
aucli den höchsten Satz von 1000 Pfund Gold finden Avir nicht blos vom 
Könige, sondern aucli vom Markgrafen und gemeinsam mit einem Königshoten 
vom Grafen verhängt. ® Es ist das dem Wesen der .Siwhe durchaus angemessen, 
da es sicli nicht um die Missachtung des gräflichen, sondern des königlichen 
Befehles handelt, welche nicht geringer zu ahnden ist, wenn dieser Befehl nicht 
umuittcUiar vom Könige, sondern von dem dazu bevollmächtigten Grafen er- 
geht. Das findet denn auch in der Bezeichnung seinen Ausdi'uck; ist oll nur 
vom Banne schlechtweg die Rede, so heisst es eben so oft in den verschieden- 
sten Gerichten mittere banniiui •t'egium oder hannitm d. rcffia oder bannum 
de parle regia. 

Zeigt sich die Befugniss der höheren Richter, für ihre gerichtlichen Be- 
fehle die Achtung, welche dem Worte des Königs selbst gebührt, in Anspruch 
zu nehmen, häufiger nur bei jener Sicherung des Urtheils gegen spätere Ver- 
letzung, so wird, wie das auch sonst der Fall ist^ auch in Italien wohl noch 
anderweitige Anwendung erwähnt. Nachdem 927 der anwesende Angeklagte 
es verweigert hat, auf die Klage zu antworten, heisst es: Tune ipaeö. comee 
padatii iiiaait eidem G. et bannum d. regia eo miait, ut exinde iuatieiani 
/eciaaet.^ Nachdem 998 in der Sabina der Königsbote den .\bt von Farfa 
iuvestirt hat, befiehlt er dem Guido, welcher vldeoratus de ipao pladto heisst, 
ut vociferaret ac bannum imtleret ad maiorea et inhwrea, qui ln ipao 
placito erant, ut licentiam et poteatatem haherent adiuvandi tpaum ahba- 
tem — de ipaie rebua in qmeumque ordine idem ahbaa roluiaaet eine uUa 
rompoaicione aut rahimnia; et qui hoc facere noluiaaet, compoaiturua eaaet 
unuaquiaque in ipao nwnaaterio de aiov libram unam. ® 

Die Ausdehnung des königlichen Bannrechtes insbesondere auf richU-r- 
liche Beamte in der Bedeutung, dass ihr Befehl gleich dem unmittellmr vom 
Könige ergangenen geachtet und geahndet werden soll, wird schon in karolin- 
gischer Zeit mehrfach erwähnt. ' ” Aber er scheint anfangs nicht bestimmten 
Klassen von Beamten allgemein zugesprochen, sondern durch besondere Voll- 
macht in Einzelfallen ertheilt worden zu sein. 8o bestimmt der König 8t54 bei 
Bestellung von Königsboten ausdrücklich, wenn sich jemand weigere, ihrer 
Ladung zu folgen oder eidlich auszusagen, sollten sie bannum noatrinn in 
rebua iUiua nütlere.** Es handelt sich dabei um ein Inquisitionsmandat, und 
es wäre möglich, dass die Eigenthümlichkeitcn des Inquisitionsverfahrens ins- 
besondere auf die Ausdehnung dos Königsbanncs auf andere Richter eingewirkt 
hätten.** Jedenfalls muss mit der Zeit das Itecht allen höheni Richtern zu- 
gestanden sein. Trefien die frühem Fälle auch vorzüglich Pfalzgrafcn und 
Königsboten, ist mir vor 962'* kein Beispiel für die Bannbefugniss einc.s 
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Graten, der nicht »iglcicli Missus war, vorgekoiunicn, so sind die Fälle nicht 
allein zu vereinzelt, als dass sich sichere Schlüsse daraus ziehen Hessen, son- 
dern auch gerade bei der ersten gerichtlichen Anwendung des Königsbanncs 
897 verhängt ihn nicht blos der Pfalzgraf als Missus, sondern mit ihm der 
Markgraf, der nur als ständiger ürtsrichter mit ihm zu Gerichte sitzt. Ob 
das nun später für eine mit dem höheren Richteramte an und für sich ver- 
bundene Befugniss galt, ob ähnUch, wie in Deutschland, auch in Italien durch 
eine besondere nicht in den Kreis des Lehonrechtes fallende Verleihung des 
Bannes die Anschauung der Uebertragung eines persönlichen Rechtes des 
Königs aufrecht erhalten wurde, muss ich dahingestellt lassen, da mir Anhalts- 
punkte für eine Entscheidung nicht aufgefallen sind. 

30. — Anfangs gilt der Bann sichtlich als ein ausschliessliches Recht 
des Königs, welches von andern nur im Namen des Königs und auch nur bei 
gerichtlichen Entscheidungen geübt wird. Dagegen findet sich später mehrfaci) 
eine Anwendung, bei welcher diese Aufia-ssung verwischt erscheint, eine 
selbstständige Banngewalt der Grossen hervortritt, da nicht allein die 
Bezeichnung als Königsbann fehlt, sondern auch die Hälfte der Bannstrafe 
nicht dem Könige, sondern dem bannenden Grossen zugesprochen wird. Nicht 
auffallen kann es allerdings, wenn Herrscher, welche ihre Gewalt überhaupt 
nicht vom Kaiser ableiteten, sich eine entsprechende selbstständige Gewalt 
znschrieben. So droht wohl der Pabst in ganz entsprechender Weise eine 
zur Hälfte an seinen Palast zu zahlende Strafe an'; wir fanden ja auch, dass 
ein Pabst den Baun da parte regis et de sna parte verhängen liess.^ Die- 
selbe Gewalt scheinen sich auch die longobardischen Fürsten UnterilaUens 
zugeschrieben zu haben ; wenigstens hie und da finden sich in ihren Urkunden 
Strafen angedroht, deren Betrag sehr wechselt, welche aber insbesondere durch 
die Bestimmung der Hälfte sacro nostro palatio sich der königlichen Bann- 
strafc eng anschliessend, während in andern Urkunden häufig nur eine an den 
Verletzten zu zahlende Busse bestimmt wird. Damit dürfte es dann Zusam- 
menhängen, wenn Fürst Pandulf 970 im Hofgerichte den Bann verhängt a 
parte d. hnperatoris et de siia parte. 

Bei den Grossen des Reichs scheint die Befugniss zur Verhängung 
des Königsbannes ausschliesslich auf ihre richterlichen Funktionen beschränkt 
gewesen zu sein; wir finden kein Beispiel, dass sie denselben auch zur Siche- 
rung ihrer anderweitigen Verfügungen angewandt hätten. Dabei ist freilich 
von den Legaten abzusehen, welche, wie wir sehen werden, ganz in die Stelle 
des Königs eintraten, und zumal in der staufischen Zeit in ihren Urkunden 
ganz dieselben Strafandrohungen aiiwandten, wie sie in den königUchen ge- 
bräuchlich waren. Erst in späterer Zeit finde ich ein vereinzeltes Beispiel, dass 
eine solche Strafandrohung einem Grossen ausdrücklich gestattet wurde; der 
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Kiiiiig bewilligt 1219 dem lÜMdiul'e von Turin luid dessen >iiicliluigem: ut 
auetoritate noetra et iiniHTti per banna peeimiaria, quorum iimlielaa 
noslre et imperii eamere applicetiir, tvgidua pnrte Usi, et lihertalein ec- 
elesie ac iura eecleeiastiea tueantiir per totain dioceaim Taurineiteem.^ 
Die Bestimmung der einen llälfte zeigt, dass es sich hier mn Drohung könig- 
licher ßannstrafeii handelt. 

Dagegen finden sich schon früher einige Beispiele, dass Grosse auch die 
Verletzung aussergorichtlicher Verfügungen mit einer Geldstrafe be- 
drohen, welche übrigens ganz den königlichen Bannstrafen entsprechend, doch 
nicht als Königsbann zu betrachten sind, da diu Uälfte nicht dem Könige zu- 
gcsprochen wird, vielfach auch die .Summe eine wesentlich geringere ist. So 
1032 der Bischof von Fiacenza: Si quia huius noatre iuasionia traneqreseor 
extiterit, centum liln'os argenti optiini cornponat, tnediefatem epiacopaU 
eamere et medietatem canonicia; mid derselbe 1125 als Bischof und Graf: 
eomponat muletam, que eat penam auri uneiaa decem argenti pondera 
viginti, medietatem eamere eiuadem eomitia.^ Aber diese Fälle stehen über- 
aus vereinzelt Um so auffallender ist es, dass die Markgrafen vonTuszien 
im eilften und zwöltlen Jahrhunderte in einer Reihe von Urkunden dem Ver- 
letzer eine Bannstrafe drohen, mehrfach nur von hundert Pfund Silber, aber 
fast eben so oft doch auch in dem beim Königsbanne üblichen Ausmasse von 
hundert Pfund Gold. ^ Und dabei handelt es sich zweifellos um eine vom Kö- 
nigsbanne unabhängige eigene Banngewalt, da einerseits auch hier die Hälfte 
der Summe der markgräflichen Kammer zugesprochen wird, weiter aber die 
Strafe vom Markgrafen wohl ausdrücklich als Pena noatri bannt bezeichnet 
wird.® Mag sich das auf ausdrückliche Verleihung, oder anfangs nur auf An- 
massung gründen, diese Banngewalt erscheint hier als herkömmliches Recht, 
das dann auch auf die spätem vom Könige .abhängigen Markgrafen überging. 

AVo man sich eine solche Bnnngcwalt zuschrieb, konnte dieselbe dann 
auch zu gerichtlicher Anwendung kommen, der Richter seine Ent- 
scheidung durch den eigenen, statt durch den Künigsbann schützen. Das ist 
denn auch bei den M.arkgrafen von Tuszien der Fall, aber freilich so, dass 
beides vielfach mit einander vermengt erscheint. .Schon 1067 verhängt der 
Graf von Femara als Bote Herzog Gottfrieds bannitm ex parte domini mei 
iin Betrage von zehn Pfund Gold, ntedietaa domina meo.^ Die Mai'kgräfinnen 
Beatrix und Mathilde verhängen dann allerdings noch selm häufig ganz in alter 
Weise einen zm- Hälfte fui die königliche Kammer zu zahlenden Bann, wobei 
es freilich häufig nun allgemeiner medietatem parti publieae statt eamerae 
domini regia heisst, was allerdings zunächst gleihbedeutend sein sollte, da es 
selbst bei königlichen Gerichtssitzungen gebr.aucht wird hier aber doch k.amn 
unabsichtlich bevorzugt \vurde. Fehlt aber durchweg die Bezeichnung als Kö- 
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nigsl>ann, so heisst es schon 1072 von Bo;Uri.\ und Matliildc Immlum suum 
mispnin/, obwolil auch hier noch die Strafe dein Könige zugesprochen wird. ' ' 
Unter Mathilde kehrt dann aber niclit allein das bafulum tmum häufiger wie- 
der, sondern auch bezüglich der Zahlung heisst es nun nicht allein zuweilen 
medietalem cattwrae d. reijis et tarn dkte d. Maiilde^'^, sondern mehrfach 
geradezu camere comitisse . ' * 

Doch kommen einige derartige Fälle auch sonst vor. Im Herzogtlmme 
Spoleto heisst es 995 im Gerichte eines Boten des Herzogs und eines Grafen : 
banmim ea'inde inieerimt a parte d. Jlnponis ducie et vmrcldonis — auri 
oplinü bizantos viille, medietatem canurae d. HuponU. * * Es mag sich um 
eine Ausnahmsstellung des Herzogs handeln; doch kommen in jener Gegend 
auch sonst Unregehnäs.sigkcitcn vor; so hei.sst es 1022 von einem Königsboten 
und dem Grafen von Viüva: mieerunt bandum eoritm.'^ Die Markgrafen 
von Este verhängen 1044 einen Bann von hundert Pfund iSilber, medietatem 
eorum marrhionion.''^ Grafen von Mareiano sagen 1097: bannmn nostrum 
ad penam snlret, und verfügen eine Bannstrafe von hundert Byzantinern, zur 
Hälfte ihrer Kammer. Zu Este heisst es 1117: medietatem kartiere Jlein- 
rici ducis^^, bei Markgraf Friedrich von Ancona 1134: camerae imperiali 
et marclüonis.'^’^ In ganz eigeuthümlicher Weise heisst es noch 1203 bei 
einer gerichtlichen Entscheidung des Patriarchen von Aglei für den Bischof 
von Paronzo: JSt qui contrafecerit aubiaceat banno nonayinta bissantio- 
rum pairiareJu; et maarMoni — et episcopo Parentino penam miUe libr. 
den. Aqitileienaiiim.^^ 

Allo diese, im allgemeinen doch nur vereinzelten Fälle worden sich kaum 
auf einen massgebenden Gesichtspunkt zurückfiihren lassen. Es kimnten hie 
und da besondere Verleihungen stattgefunden haben. Eben so sehr mag ge- 
wirkt haben, dass die ursprüngliche Bedeutung des Bannes mehr in Vergessen- 
heit gcrieth; und das lag dann besonders nahe, wenn, wie wohl anzunehmen 
ist, die Bannstrafen selbst oft vom Könige den Grossen überlassen waren 
oder die.se sich dieselben aninassten. Und auch das kann eingegriffen haben, 
dass sich ein, wenigstens im zwölften Jahrhunderte bestimmt hervortretonder 
Sprachgebrauch bildete, welcher wohl Jede an die öffentliche Gewalt zu zah- 
lende Geldstrafe als Bannum bezeichnete. 

V. BANN UND ACHT. 

31. — Die Anwendung des Königsbannes in den Gerichten in der bisher 
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iH'.spi'imlu'iit'U Weise findet sieli im zwölften Jalirhunderte nur nocli ganz ver- 
einzelt. Dagegen ist nun auch in der staufisclicn Periode häufig von einem 
Bannion d. hnperatorü oder Bannion imperii die Rede. Dieser Re ich s- 
b a n n hat aber eine wesentlich andere Bedeutung. Der Künigsbann wird über 
eine Person verhängt zum Schutze ihres Rechtes gegen jeden etwaigen Ein- 
gritf Dritter. Der Rcichsbann erscheint aucli wohl allgemein gedroht gegen 
jeden etwaigen Verletzer, erscheint aber häufiger ausgesprochen gegen eine 
bestimmte Person, bei welcher die Verletzung eines königlichen Gebotes bereits 
vorliegt; als Zweck tritt mehr die Zmiiekführung zum Geliorsam, als die Ein- 
haltung des Grdiorsams in den Vordergrund. Insbesondere zeigt sich aber ein 
Unterschied in den Wirkungen. Als rechtliche Wirkung des Königsbannes 
ergibt sich nach dem Gesagten nur, dass der Verletzer die Bannstrafc ver- 
wirkt. Eine solche Bannstrafe kann allerdings auch beim Rcichsbaiine ein- 
treten ; alier die wesentlichste Wirkung desselben haben wir zu sehen in Fried- 
losigkeit der Person, in Entziehung des Rechtsschutzes bis zur Erfüllung be- 
stimmter Bedingungen oder auch für immer. 

Versuche, die spätere Gestaltung des Reichsbannes in Italien lediglich 
aus einer Weiterentwicklung älterer italienischer Einrichtungen zu erklären, 
stossen, wie wir sehen werden, auf Schwierigkeiten. Es ist möglich, dass ein 
solches Verhältniss dennoch stattfand, dass sich dasselbe nur wegen des Man- 
gels geeigneter Quellenzcugnisse nicht bestimmter nachweisen lässt Es wäre 
aber immerhin auch möglich, dass fremder Einfluss sich bei der späteren Ge- 
staltung des Rcichsbannes geltend gemacht liätte. Dann liegt allerdings der 
Gedanke an die deutsche Reichsacht sehr nahe. Der Vergleich des italie- 
nischen Reichsbimnes mit der deutschen Reichsacht ergibt allerdings, worauf 
wir zurückkommen, eine ganze Reihe der wesentlichsten Verschiedenheiten; 
von einfacher Uebertragung einer deutschen Einrichtung auf Italien kann da 
in keiner Weise die Rede sein. Andererseits zeigt sich dann aber eine so grosse 
Verwandtschaft zwischen Bann und .\cht imd zwar gerade in solchen Punkten, 
welche dem älteren italienischen Recht anscheinend fremd sind, dass darin 
AufiTorderung genug liegt, zu untersuchen, ob sich nicht bestimmtere Ilalt- 
punkte für die .^Vnnahme eines Einflusses deutscher Anschauungen auffinden 
lassen. 

Ein solcher scheint sich zu ergeben aus Beachtung der Strafandro- 
hungen in deutschen Königsurkunden. Essteilt sich dabei heraus, dass 
einmal die Geldstrafen des ältern Königsbannes von Italien her Eingang in 
Deutschland fanden. Andererseits aber auch, dass die Androhung des Rcichs- 
bannes, wie sic in der staufischen Zeit in Italien in den Urkunden der Könige 
und Legat'ii gebräuchlich ist, aus den deutschen Urkunden entnommen ist 
Wird nmi auch die gegenseitige Beeinflussung der Formeln eine sachliche 
Wecliselw'irkung noch keineswegs erweisen, so ist sie doch immerhin beachtens- 
werth; und sollte sich fiir den nächsten Zweck ein festerer Anhalt nicht er- 
geben, so scheint mir jenes Verhältniss doch auch für andere Zwecke beach- 
tenswerth genug, um eine genauere Feststellung nicht überflüssig erscheinen 
zu lassen. 
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32. — In den lür DeuUehland au.sj^estellten Kai.s(‘rurknnden werden 
früher in der Kef^el für die Ucbertretuiif; keine liesondereii .Strafen aii|'cdruht. 
Die Fülle, wo o.s f;e.sohieht, sind bis zinn eiltlen .l.dirhunderte noch vereinzelte; 
erst iin zwölllen Jahrhunderte werden sie hiiufieer. Die angedrohten Strafen 
sind verschiedener Art und gehen auf verschiedenen LTS|ining zurück. 

Handelt es sich um Geldstrafen, so gehen diese in Finzeifallcn noch 
auf die karolingische Keichsgesetzgebung zurück. Der fränkische Königs- 
bann von sechszig .Solidi oder .Scliillingen hat sich in DeuLschland lange ge- 
halten. Kr erscheint im Sachsens|)iegel einmal noch als GewetU- jedes mit 
dem Königsbann beliehenen liiehters'; weitiT noch als .Stralb dc.sjenigen, der 
in einem königlichen Hannforste jagt.* Als eine auf die l'ebcrtretung irgend 
eines königlichen Befehls beliebigen lidialts für den Einzolfall angedrohte .Strafe 
konunt dieser Königsitann in den Urkunden nicht vor. * Er erscheint vielmehr 
als eine im l>estimmten Ausmasse von vornherein feststehende .Strafe, insbe- 
sondere für Verletzung solcher Gegenstände, welche im U‘soudern Königsfrioden 
standen, und welche nun auch in den meisten Fällen nicht an den König .selbst, 
sondern an den zu zahlet) ist, zu dessen Nutzen der König den Gegenstand in 
seinen besondern .Schutz nahm und dem wohl überhaupt die Bannbus.sen in 
einem Gebiete überhissen waren. So heisst es Ijei A\>rleihung von Bannforsten 
an den Erzbischof von Trier 973 und 1023, dass derjenige, welcher hoc nos- 
trinn. hannum verletzt, dem Erzbischöfe sechszig .Solidi zahlen soll.* Als eine 
in demselben Ausmasse feststehende .Strafe erscheint der Bann auch 1090, 
wo bestimmt wird, dass der Verletzer von Hechten der Juden zu Speier ban- 
ntiiH, hoc cst Itbrcts tres argeuli, dem Hichter zahlen soll.® Es wird danach 
nitrht zu bezweifeln sein, dass eben diese .Summe gemeint ist, wenn es, und 
zwar durchweg nur bei Verleihungen von Forstrechten und Marktrechten, ein- 
fach heisst, dass der Verletzer dem Beliehenen siitomain nnstri banni oder 
ccpiuni bauiniiu zahlen solle.® Heisst es 1030 bei Verleihung von Markt- 
rechten für Donauwerth vom Verletzer: talc bannum sciat sc compositunun, 
quäle coiiiponci'ct, ac si illitd m/Tculuiu Halispone aut Auguste iaquic- 
tarct^, so könnte es sich allerdings um eine tarsonders bestimmte .Summe han- 
deln; als’r in einem entsprechenden Falle bei Verleihung von Marktrechten an 
.St. Ma.timin 992 heisst es allgemeiner: sciat se coiaponcre nostrum bauuum 
ifa sicut nie, qui mcrcato Mogoncie, Colonie et Treveris con/meto et cott- 
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tamitialo dinti-imatiut fiterit^; die Gleielistellun" dürfte doch weniger auf die 
Höhe der .Siiniine, als auf die Zaiiliing des Hannes überhaupt zu beziehen sein. 

Bei einigen anderen Strafandrohungen handelt es sich sichtlich noch um 
die fränkische Iininunitätss träfe, wonach der Verletzer der Immunität 
sechshundert Solidi oder dreissig Pfund Silber zu zahlen hat So 898 für 
Matsoe; der Verletzer soll zahlen ddntam pocnam violentie eiadem reclo- 
riirua, id eat libraa xa\r. arpcnti jyrobatiaahni.^ Nach Immunitätsprivileg 
fiirKamerich 1003 ist der Verletzer aoUdia de. ndpahiUa, wovon zwei Drittel 
der Kirche, ein Drittel dem Fiscus zufallen.'® Für Speier heisst es IIOl, 
dass bei Verletzung der Wohnungen der Domherrn dem Bischöfe accundum 
legem inunumtatia sechshundert Solidi zu zahlen sind. ' ' 

Es handelt sich in diesen Fällen nicht darum, den vorliegenden Einzelbefehl 
des Königs durch eine besondere .Strafandrohung zu sichern, sondern nur um 
eine Erwähnung der allgemein auf Verletzung des Bannforstes oder der Im- 
munität gesetzten .Strafen, in welche 'der Verletzer auch dann verfallen wäre, 
wenn hier gar nicht auf die.selben hingewiesen wäre. Die Erwähnungen sind 
daher auch nur vereinzelte, mehr zufällige, welche seit dem Ende des eilfleii 
Jahrhunderts ganz verschwinden, da die jetzt üblich werdenden ungleich em- 
pfindlicheren Strafendrohungen für die Verletzung des Einzelbefehls eine viel 
grössere Bürgschaft, gewährten, als die Hinweisung auf die alten, verhältniss- 
niässig unbedeutenden Bannstrafen. 

33. — Dagegen handelte es sich bei dem für Italien nachgewiesenen 
Brauch um die .Sichenmg des einzelnen königlichen Befehls durch eine für den 
Einzelfall besonders bestimmte Geldstrafe. In für Deutschland ausgestellten 
Kaiserurkunden finden sich .solche Geldstrafen für^den Einzelfall erst 
in den letzten Jahren des zehnten Jahrhunderts ' ; wo es früher vorkommt, 
ergeben sich die Urkunden bald als Fälschungen.* Doch hat dieser Brauch in 
Deutschland sehr langsam festere Wurzel gefasst. Noch im ganzen eilften 
Jahrhunderten handelt es sich wesentlich nur um vereinzelte Fälle. Hat eine 
solche Bestimmung einmal in ein Privileg für eine bestimmte Kirche, zunächst 
vielleicht sehr zufällig, Eingang gefunden, so finden wir dieselbe dann freilich 
aus naheliegenden Gründen gewöhnlich auch in allen spätem Privilegien für 


32.-1 8. Beyer U.B. 1. 320. 405. 0. .Mon. Boies 31, 151. 10. Böhmer Acts 32. 

11. Wirtemb. U.B. 1, 326. 

33. - 1. Ich h«bo mich für den Zweck der folgenden Untewnehnngen nuf die 
DuTchKicht weniger Ürkundenwprko be.schrSnkt, wie sie für ein vorläufiges Ergebniss ge- 
nügen mügen ; so lange die Kniserurkunden nicht in zusammenhängender Reihe vorliegen, 
ist e.s ohne ganz nnTcrh5ltni3smä.s6igen Aufwand von Zeit und Mühe nicht wohl möglich, 
für die Untersuchung solcher einzelnen Punkt© das Material auch nur annähernd zu er- 
schöpfen. — In den mir vorliegenden echten Urkunden finde ich kein Beispiel vor Otto III. 
Auch hier möchte ich in Ürk. f)92 für Freising fMon. Boica 31, 251) die Androhungsformel 
noch für Interpolation halten, da sie in ungewöhnlicher Weise auf die Siegelformel folgt. 
Die ersten mir bekannten Fälle »ind dann für Schwarznch, 999 für Metz und Sewa. 
1012 für Wirzburg, 1014 für Paderbnm: Dümge 93. Beyer 1, 330. Mon. Boica 31, 267. 
28. 438. Cod. Westf. 1, 63. 2, So 817 für Murhard, fK)3 für S. Emmeran, 884. 888- 

998 für Reichenau; Mon. Boica 31, 38. 28, 133. Dümge 76. 79. 95. 
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dieselbe Kirche^; wo das nicht der Fall war, ergeben reiche Reihen von Kai- 
serurkimden fiir das eilfte Jahrhundert oft noch nicht ein einziges Beispiel.^ 
Erst iiu zwölften Jalirhunderte gewinnt der Brauch weitere Ausdehnung; aber 
während in Italien diese Drohung einer Geldstrafe fast in keiner Urkunde 
fehlt, bleibt sic in Deutschland doch auch jetzt noch auf die Minderzahl der 
Urkunden beschränkt. ® 

Weist schon diese üb<‘raus langsame Einbürgerung des Brauchs darauf 
hin, dass derselbe in keiner näheren Verbindung mit deutschen Einrichtungen 
stand, so ist überhaupt nicht zu bezweifeln, dass derselbe einfach aus Italien 
übernommen wurde. Dafür Hesse sich schon geltend machen, dass es sich 
bei einigen der frühesten Fälle um Urkunden handelt, welche in Italien für 
Deutschland ausgestellt wurden.^ Bestimmter spricht dafür, dass wir gerade 
die Eigenthümlichkeiten des itahenischen Künigsbannes hier wiederfinden. 

So vor allem die Theilung der Strafsumme zwischen dem Fiskas 
und dem Verletzten, welche den deutschen Rechtseinrichtungen sonst fremd 
ist, bei welchen die Busse für den Verletzten, und die Wette für den Rich- 
ter geschieden erscheinen, wohl allgemein besthnnit ist, dass die letzU're ge- 
ringer sein soll, als die erstere. In dem erstangeführten Falle von 994, der 
überhaupt in seiner Fassung mehr vereinzelt steht, heisst es allerdings, dass 
hundert Pfund ad cameram nostram zu zahlen sind. ‘ Bei^ allen folgenden 
Fällen ist dagegen durchweg jene charakteristische Theilung der Sunmie er- 
wähnt. Erst später findet sich dann wohl wieder eine Anzahl Fälle, in wel- 
chen die ganze Summe der kaiserlichen Kammer bestimmt wüd.'* Sie bilden 
allerdings die grosse Minderzahl, dürften aber doch immerhin dafür zeugen, 
dass jene Theilung den deutschen Einrichtungen nicht recht entsprach, dass 
man da, wo man sich nicht einfach dmeh die übernommene Formel leiten liess, 
zunächst die Verletzung des Königs durch Missachtung seines Gebotes ins 
Auge fasste und ihm die ganze Summe zusprach.* 

Weiter zeigt sich die grösste Uebereinstimimmg bezüglich des Betrages 
der Strafsumme. Wie in Italien, so finden wir auch hier gleich von den 
ersten Erwähnungen an ganz überwiegend den Satz von hundert Pfund Gold ; 
zuweilen auch hier, wie in Italien, höhere oder niediigere Sätze, aber doch so, 
dass jener eine Satz liäufigcr vorkommt, als alle andeni zusammen.'“ Von 

8. So für Wirzburg 1012 - 33 : Mon. Boica 28, 4.38. 29. 15. .33. 40. 31, 298; für Pader- 
born 1014 - 39 : Cod. Weütf. 1. 63. 71. 72. 73. 84. 98. 103. 4 . So haben Dionke und 

Lacombiet keinen Fall; CckI. Westf. lediglich die angeführten für Paderborn; Keniling U.B. 
1, 28 einen Kall; dos Wirtemb. U.B. 1, 2b'2. 27L zwei j^Hlle für Wirzburg und Basel. 

5. So finden sich z. B. im Wirtemb. U.B. It23-1!97 auf 52 Kiiiserurkunden nur 18 Fälle. 

6. Die beiden ton 999 zu Rom, die ron 1014 zu Pavia. 7* Dümge 93. 8, So 1069 

bU 1193: Mon. Boica 29, 210. 245. 342. 31, 417. Ucomblet 1, 259. 2G0. 284. 295. Cod. 
Westf, 1, 152. Druuke 382. Beyer 1, 489. Kernling 1, 123. Wirtemb. U.B. 2, 297. £benda 
1, 288 findet sich ein Beispiel für ungleiche 'Fbeilung, 100 Mark an den Kaiser, 50 au den 
Verletzten. 9« Gerade in solchen Fällen wird denn auch wohl die Befriedigung des Ver> 
letzten besonders ins Auge gefo.sst; diesem soll neben der Strafe für den Kaiser der er- 
littene Schaden 1130 doppelt, 11U3 vierfach ersetzt werden. Dronke 382. Mon. Boica 31, 
417. 10« So werden im W'irteiub. U.B. 1123-1197 zehnmal 100, zweimal 50, je einmal 

lUOU, 40, 30, 20, 10 Pfund <iuld geuauut und einmal 100 Mark Silber. 
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andern Sät7.en dürfte nur der von zehn Pfund in so weit boachtenswerth sein, 
als er gerade in der früheren Zeit unter der an und für sich geringen Anzahl 
dieser liostiininungen doch so häufig vorkoinnit ' dass wir in ihm wohl einen 
regelmässigen niedern .Satz erblicken dürfen, wie sich umgekehrt auch wohl 
die entsprechende Erhöhung auf tausend Pfund ßndet'^, wälirend sich eine 
grössere Willkür in den Bestimmungen vorzüglich erst im zwölften Jahrhun- 
derte Zeigt. 

S4. — Auf diesem Wege dürfte sich nun überhaupt die Anschauung 
festgestellt haben, dass die dem Könige gebödirende Bannstrafe, wenn sie im 
Einzelfalle nicht anders bestimmt ist, hundert Pfund Gold betrage; cs scheint 
eine von der alten fränkischen ganz unabhängige neue königliche Bannbusse, 
das Ge wette des Königs, im Anschlüsse an die italienischen Bestim- 
mungen sich eingebürgert zu haben. Es scheint das ausgidi-ückt, wenn der 
König llü6 verbietet siib poena nostri banni centum libmrum aiiri^; und 
heisst es 1179 einfach bunman imperialem eomponat'^, so ist dabei gewiss 
nicht mehr an die alte Bannstrafe von secliszig Schillingen zu denken, welche 
als an den Köniff selbst zu zahlende Strafe nicht mein' erwähnt wird, sondenr 
an den neuen aus Italien eingeführten Satz. Wie die althergebrachten .Straf- 
sätze durch die neuern verdrängt wurden, zeigt insbesondere die Vergleichung 
zweier Immunitätsprivilegien für Kamerich von 1003 und 1145; fanden wir 
dort die alte Immunitätsstrafe von sechshundert Solidi, so heisst es nun hier 
bei sonst wörtlicher Wiederholung der Eomiel mille libras aitri purisshm 
compoiuU^ ; trotz der Neigmig der Kanzlei, bei Enieuerungen sich den Vor- 
lagen möglichst anzuscldie.ssen, bemerkte man doch, dass es sich da um einen 
veralteten Strafsatz handelte. 

Insbesondere ist aber zu beachten, dass wir seit dein z«'ölflen Jalirhnn- 
derte dem .Satze von hundert Pfund nicht blos in den Strafformeln der Ur- 
kunden begegnen; er hat überhaupt in das deutsche Recht Eingang gefmiden. 
.So sagt Otto von Freising: A’st iwm te.o curiae, (ptod quisquis de ardine 
prineipnm i>riiicipig sui iram ineurrene eompoxitionem persoh'cre enpaiar, 
cevtiunlibrarum debitor ecci-ntiU ; eaeteri minoris orilinm viri, sive inpeuui, 
aive liberi vel nüniglri deeem.* Nach den Gesetzen K. Heinrichs von 1234 
zahlt der schuldige Fürst dem Könige hundert Pfund Gold, der Graf oder 
Edle hundert Mark .Silber.® Ebenso finden wir in den sächsischen Kechts- 
büeheni'’ das Gewette des Königs vom Fürsten auf hundert, von andern Leu- 
ten auf ztdin Pfund bestimmt, während der Schwabeuspiegel unter Beibehal- 
tung dieser .Sätze noch Zwischenstufen macht' Allerdings stimmt hier nlx-rall 
nur das höchst', vom Fürsten zu zahlende Gewette mit dem .Satze der Ur- 
kunden; wurden aber in diesen in der Regel keine Ab.stufiuigen nach dem 


33.— 1 II. 102.1-4.S: Müll. Hoica 31. 2!i8. 2!», 33. Reinling I, 28. Wirtemb. U.B. t 271. 
12. 1018-33: .Moii. Hoica 2a 481. Billiincr Acta 41. Cod. Westf. I. U8. 

34. — !• Hnbiupr Acta 41. 2* DümjfO i4(>. 3. Hüliincr Acta 32. 82. 4* Oestar 

Frid, I. 2 c. 28. 5. ^f«n. tierm. 4. 301. Ü. Vetus auctor de belief. 2 § Säciis. 

laüiidr. 3, U4 § 2. ldchur.U8$8. lUcUuieig l.<ehur. (1. Schwäb. I.<aiidr. cd. I^assbofg 138. 
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Stande des Uebertreters gemacht^ war überdies eine Verletzung durch die 
Mächtigsten, die Fürsten, wohl zunächst ins Auge zu fassen, so wird das der 
Annahme eines Zusammenhangs beider liestiinmungen kaum widersprechen. 
Erscheint der Satz von zehn Pfund als das normale Gewette des Königs, so 
kann das wieder recht wohl mit den Strafbestimmungen der Urkunden zu- 
sauunenhüngen, die sich auch im eilflen Jahrhunderte mehifach in derselben 
Ermässigung fanden. Gerade der Umstand, dass wir sonst die Nachwirkungen 
alter fränkischer Strafsätze, insbesondere des Künigsbannes, in Deutscldand 
bis ins dreizehnte Jahrhundert verfolgen können ^ , während sich für die 
Sätze von hundert und zelm Pfund keinerlei ^knhalt in den fränkischen Ue- 
stimmungen über Friedensgelder findet, muss es doch im höchstiMi Grade 
walirscheinlich machen, dass hier auf die italienische Bannstrafe zurückzugehen 
ist, zumal das wenigstens bei den Strafandrohungen der Urkunden gar keinem 
Zweifel unterliegen kann. Nur dass man die gewaltige Suirnnc von huudei't 
Pfund Gold nur für das höcliste Gewette bcibehielt und die dem deutschen 
Rechte unbekannte Theilung der Summe fallen liess, sie nur als Gewette, nicht 
zugleich als Busse fasste, wie das ja mehrfach .sogar in den dem italienischen 
Brauche sich enger anschliessenden Urkunden hervortritt. ' ^ 

35. — Dagegen ist nmi umgekelut der Ursprung eines andern liieher 
gehörigen Brauchs in Deutschland zu suchen, von wo er erst später auch in 
Italien Eingang fand. Es handelt sich dabei um die Androhung anderer 
Strafen, als einer Geldstrafe, für die Verletzung des königlichen Befehls. 
Sehr häufig wird diese, zmnal wo es sich mn Privilegien für Kirchen handelt, 
zunäclist vom Gesichtspunkte der Sünde aus aufgefasst, es wird in den ver- 
schiedensten Wendungen mit göttlichen Strafen, mit dem Zorne Gottes 
und seiner Heiligen, mit dem jüngsten Gerichte, mit den Strafen der Hülle 
gedroht; oder aber es wird auch wohl in königlichen Urkunden mit kirch- 
lichen Strafen gedroht, darauf hingewiesen, dass der Uebertreter vom 
Paläste oder von Bischöfen mit dem Kirchenbanne bedroht sei. ' 

Seit dem Ende des zehnten Jalu'hmiderts, auch hu eilflen nur noch ver- 
einzelt, häufiger erst im zwölften wird nun in den Schlussformeln der Urkun- 
den die Beleidigung des Königs durch Uebertretung seines Gebotes ins Auge 
gefasst und dem Uelajitreter mit der Ungnade des Königs gedroht. Es 
geschieht das in den verschiedensten Wendungen und Ausdrücken ; bei näherer 
Vergleichung ergibt sich aber bald, dass mau überall wesentlich dasselbe hu 
Auge liatte und dass es sich dabei nicht blos um eine allgemeine Redensart 
handelte, sondern dass diese königliche Ungnade mit giuiz bestimmten Nach- 
theilen verbunden war. Die erste mir bekannte derartige Drohung finde ich 


g. Ein KpAtere« Beiipiel bietet eine Urk. K. Ludwigs K133, wonach der Fürst hundert Mark 
Gold, andere fünfiig, zehn und sechs Mark zahlen. Mon. Boica 5, 502. 9. Doch treten 

die neuen Strafen nun auch wohl da an Stelle der alten, wo die.se son.st noch beibehalteo 
erscheinen; so 1172 bei Verleihung eines Wildbanns an Wirzburg statt des alten Königs* 
bannes eine zur Uülfte an den König zu zahlende Strafe von zehn Pfund. Mon. Boica 20, 
407. 10. Vgl. oben § 33 n. 0. 

35 . — 1 . Vgl. Sickei Acta 1, 202. 


Digitized by Google 



80 


Bann nud Acht. 


980 in der Form, dass niemand den Befehl üherschreiten solle, w reyiae vfl 
itnperiaUs gntüa« parliceps egse velit.'^ Später wird dann sehr oft Verlust 
der Gnade oder Zuziehung der Ungnade des Königs in Aussicht gestellt; der 
König befiehlt siih ohtentu nostrae imperialis diffnitati» ffratiae oder gtib 
pena pratinf; er droht dem Verletzer: a gratia nogtra congtituatur aliemig 
oder imperatoriae maiestatig gratia careat; oder auch noatram offenaio- 
nem, indignationem regiam, irtim et indignationem noatre vuUeetatia ae 
normt incursurum; später auch wohl indigtiationem imperii liomam et 
noatram^; oder mit bestimmterem Hinweis auf eine Strafe: indignationia 
noatre penam sentiet, oder indignationem regiam cum pena debita ae no- 
vei’it ineitraurum.* 

Dem schliessen sich andere Wendungen an, wonach dem Verletzer ge- 
droht wird, dass er der Beleidigung der Majestät schuldig sein solle. 
So schou um 990: reum ae roram regia noatra maieatate aentiat^; ähnlich 
1131: reum ae eeac aciat regle maieatatia ; 1172: reua maieatatia iudice- 
tiir; 1210: indignationem noatram et laeaae maieatatia perietdum ae no- 
verit incuraurum.^ ln einer Umschreibung heisst es um 1177: noverit ae 
noatram ita gratiam offendere, ae ai idem noatre eorone vel rebua imperii 
iniuriam de]n-e1aenderetur irrogaaae.'‘ Bestimmter wird dann auch wohl auf 
die Bestrafung als Majestütsvcrbrecher hingewiesen; so schon 993: aciat ae 
(piaai tranagreaaorem regiae maieatatia et gratiae iure redargtii et detri- 
mentum pati; 1168: imperatoriae maieatatia reua aeveriaaim/ie animad- 
veraionia paenaa exaolvat; 1193: pentvm luet aibi debitam tamquam cri- 
miiuttor et ofenaor leae maieatatia^; und wohl gleichbedeutend um 1153: 
imperiidi nMieatade percuaaua, condigne aue pravitati habeat aubiacere 
aententie.^ Oder auch wohl mit gleichzeitiger Betonung der Ungnade 1215: 
laeaae maieatatia reua a gratia noatra ae aentiat alienum et gram anim- 
advei'aione pleetendum. 

Während oft nur mit dieser Ungnade, oft nur mit den besprochenen 
Geldstrafen gedroht wird, findet sich häufig auch Drohung von Ungnade 
und Geldstrafe verbunden. So schon 1003 im Immunitätsprivileg für 
Kainerich: eauaia regalibua ait obno.riiia et inauper aolidia de. culpabiUa 
iudieetur. Wo es sich noch um die alte Immunitätsstrafe handelte; dann bei 
Wiederholung jener Formel 1145: in eauaia regidibua eit ob no.i'iua et in- 
auper malle libraa auri puriaai/ni eomponat.^* Weiter 1048: reua impe- 
rialia potestatia <iui>u]ue libraa auri ad cameram regia rel imperatoria et 
tot idem fratribua peraolrat; 1113: noatram aueeeaaorumque noatrorum 
offenaionem inrurmt, — inauper etiam ad partea regiaa aex libraa auri 
integre. peraolrat. Ini zwölften Jahrhunderte wird dann die Verbindung 
immer iiäufiger; heisst es in Privileg für Korvei 1123 nui' indigruUionia 

35.-1 2. DronliP 33«. Kbenso 993: Beyer I, 32.3. 8. 1226: Mon. Boica 30. I4I. 

4. 112.3. 1206: Cod. Westf I. 1.52. Men. Büira 2!l. 5.3«. ,5. Dümije 02. 6. Ijeninblet 

1.205. Mnn. Koica 20, 405. niihinor Acta 220. 7, Mon. Hnica 01,418. S. Mod. 

Koica 28, 252. 20, 087. Wirleinb. U.B. 2, 287. Wirtemb. U.H. 2, 75. 10. Moo. 

Boica 00, 35, 11« Bulinier Acta 32. 82. lif. Wirteiiib. U.B. 1, 27). Beyer I, 489. 
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noatre peimni aentiet, so wird 1162 bei sonst wörtlicher Wiederholung hinzu- 
gefiigt centum l. a. compoaitura.^^ Es heisst nun sehr häufig etwa noatra 
flratia careat et centum l. a. peraolcat oder in unmittelbarer Verbindung a 
gratia noatra excluaus oder tanquam noatrae maieatatia reua centum l. n. 
componat. Ursprünglich steht offenbar beides in keiner nähern Verbindung; 
es sind die ursprünglich deutsche und die ursprünglich italienische Art der 
Drohung zusaminengeworfen. 

36. — Sichtlich ganz gleichbedeutend mit der Drohung der Ungnade 
oder der Strafe der beleidigten Majestät wird nun im zwölften Jahrhunderte 
sehr häufig gesagt, dass der Verletzer dem Banne des Königs unterliegen 
soll. In allen Fällen, wo früher in Deutschland von der Strafe des Königs- 
bannes m-kundlich die Rede ist, scheint es sich durchaus nur um die Zahlung 
der alten fränkischen Bamistrafe zu handeln. Vereinzelt wird auch jetzt die 
Geldstrafe selbst wohl als Bann bezeichnet; so 1174: hnnno cce. lilcrarunt a. 
aubiaceat^; oder als Zahlung des Bannes 1157: aiqituaginta libria imperia- 
lem hnnnum compoimt'^; oder l>ei der frühesten inir in Deutschland aufge- 
fallenen Erwähnung dieser Art als Strafe des Bannes 1106: aub poetia nostri 
banni c. librarum aiiri.^ Aber in der Regel wird er ganz in der oben be- 
sprochenen Weise neben der Geldstrafe gedroht; es heisst pcriculo regalia 
barnii* oder regali banno aubiaceut et centum l. a. componat^; oder auch 
regalia banni reua aJJictua^ oder banno imperiali innodatua oder per- 
cuaaua centum l. a. componat.'' Die Drohung des Bannes ersetzt hier offen- 
bar die Drohung der Ungnade; und er wird denn vereinzelt auch wohl, wie 
diese, ohne Erwähnung einer Geldstrafe gedroht; so 1147: banno regali aub- 
iaceat; findet sich das nicht öfter, so erklärt sich das daraus, dass im zwölf- 
ten Jahrhunderte die Verbindung beider Drohungen überhaupt gewöhnlicher 
ist Ebenso wird seit dem Beginne des Jahrhundeits in einer andern Wendung 
der Königsbann ohne ausdrückliche Beziehung zu einer Geldstrafe erwähnt; 
der König befiehlt oder bestätigt regalia banni auetor Haie, regia noatra 
auxtoritate et banno, banni noatri promulgationc, regni poaito baiino oder 
aub noatro banno.^ Bezeichnet der Ausdnick hier zunächst den schützenden 
Befehl des Königs, so dürfte man bei Verletzung desselben wohl auch hier 
eher die königliche Ungnade, als eine Geldstrafe zunächst ins Auge gefasst 
haben, da letztere in diesen Formeln nie envähnt wird. 

Sehr wahrscheinlich hat diese Anwendung des Ausdruckes Bann von 
Italien her in Deutschland Eingang gefmiden, wo derselb»; in der besondern 
Bedeutung des fränkischen Königsbannes in dieser Zeit wenigsbms aus den 
Königsurkunden verschwunden war, der Aufnahme in anderer, wenn auch 
verwandter Bedeutung demnach nichts im Wege stand. In Italien* bezeichnete 


18 . Cod. Westf. 1, 152. 2. 96. 

36 . — 1. Lacomblec 1, 316. 3 . Ocsterr. Notizenbl. 1, 87. 3 . Bnhmer Acta 68. 

4 . 1141: laiconibleC 1, 2.32. 5. 1151 u.^w. : Mon. Boica 29. 306. Böhmer Acta 89. 95. 

129. Wirtemb. U.B. 1, 98. Tsicomblet 1, 266. 284. 295. 6, 1149: Lacuniblet I, 251. 

7. 1156.82: Böhmer Act.a 91. |:!4. S. 1 108. 12. 40 usw. : Bölmier Acta 69. Beyer 1,482. 
Mon. Buica 29, 270. 29.1. Wirtemb. U.B. 2, :i9. 1:15. I.aciimblet 1, 245 . 9 , Vgl. $ 27. 
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der Ausdruck schon lange zunäi'hst den scliützenden Befehl des Königs; so 
scheint auch in Dentscliland die ent.sprechende zuletzt envähnte jVnwendung 
die ursprünglichere zu sein. Der Ausdruck bezeichnet dann in Italien auch 
wohl die .Strafe, welche die Verletzung des Befehls zur Folge hat; dasselbe ist 
auch in Deutschland der Fall. Aber während das dort immer eine Geldstrate 
ist, fasst man in Deutschland vor allem als regelmiussige Folge die Ungnade 
des Königs ins Auge, bezeichnet insbe.sondere diese in verschiedenen Wen- 
dungen als Bann, während man die Geldstrafe als eine auf besondere Bestim- 
mung beruhende Folge daneben crwälmt 

37. — Es läge mm allerdings die Annahme nahe, dass eine fassbare 
Wirkung der Ungnade oder des Bannes doch nur durch die .so oft 
hinzugefiigte Geldstrafe cintrete, dass auch da, wo das nicht der Fall ist, an- 
zunehmen sei, die Drohung des Bannes sei gleichbedeutend mit der Drohung 
einer Bannbusse, durch welche die königliche Gnade wiedererkauft werde; 
dann würde sich allerdings kein Unterschied gegenüber Italien ergeben, wo, 
so weit die Urkunden das erkennen lassen, die Missachtung des königlichen 
Befehls lediglich die Geldstrafe, nicht aber andere nachtheilige Wirkungen 
nach sich zieht. Aber eineUeihe von Urkunden, in welchen .statt der Ungnade 
bestimmtere Strafen gedroht oder ausnalunsweise neben Erwähnung der Un- 
gnade oder des Bannes Wirkungen derselben erwähnt werden, lassen keineti 
Zweifel, dass hier unter Ungnade und Bann die Keichsacht zu verstehen 
ist, welche in den .spätem deutschen Kechtsquellen allerdings in der Regel 
nicht mit Bannus, sondern mit Proscriptio übersetzt wird. ' Zunächst heisst es 
denn auch 1157 au.sdrflcklich : peuant c. Ulrrm'utn. a. — componnt H iiiipc- 
ratoriae proicriptiotii »uhiM-eafi, und in weniger genauem j\jischlusse an die 
gebräuchlichen Formeln 1182 iu Urkunde für Trient: miperitilis hai>ni pn'i- 
enlo suhiiweat et proscriploi'tim poenam subcat und imperatonae jn'oscrlp- 
tiomn puetuim rehm et eorpmre luant.^ .\ber wenn auch der bestimmte 
Ausdruck sonst fehlt, so werden aufs bestinunteste gerade die mit der Acht 
verbundenen Xachtheile in Aussicht gestellt. So heisst es am ausführlichsten 
1 1 93 vom Verletzer eines .Schutzbrieles für Klostiu' Marchthal: ab omnibue 
Iwiiünibiis pvaditor pairie et eomminiis paeie violator et transpreesor in- 
(lieetnr, nuUaijue pax itibi suisiiae relruJ) ab alipuo cotuma'etur, peuamque 
Inet xibi ilebitam tanujnaM criminator et oßensor L’se nuiiestatis; (‘r .soll 
hundert .Mai'k an den Fi.'kus, fünfzig an das Kloster zjihlen; uml am .Schlüsse 
der Urkunde heisst es nochmals: libertiUU privilepio ae officio diijuitatis, 
tfi (pcod ludiet, penitm deniuletur, pena peenotata in omnibns pcrdtiraiite.* 
Es wird weiter gedroht 1133 und ebenso 114G: omni iure neculaid — ptd- 
vetur compositiirne e.libras anri^; 1140: super emu, qiii teme^'atoi’ huius 
donationis extiterit, iraia dei ohinipotentis invoeamus, iUumque noslme 


37. - 1. Doch hei&.st es auch 1187 bauno Mon. Gerni. 4, IS4; gru- 

tima domtni tunUUre ist iin FrHburgcr Stadtrechtc von ll‘-0 üer .\usdruck für geiiehtet 
sein. Düuige 123. "i, Mun. Hoica 2H, 342. ti. Ughelti 5* üOO. 4. Wirtcnib. 11.11. 
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potestaHs reum et Romani rcgni hostem prommciamus^ ; 1147: adhuU- 
catiui benefieÜB mis expolietur, et »i obstinatus /iterit, etiam maiestaMg 
rem habeatur^; 1156: potestatis Jumorisque sui dignitate careat, reamque 
se divino indicio exhtere, imperaUtrie regicqiie maiextatis offemam gra- 
viter incurrisge eogitoxcat’^ ; 1164: offensam nostram inciirret grav-ixsime 
et persona et possesxione banni imperialix pene subiaeebit^; 1182: sie^U 
reux nmiestatis honoris S)ii pei'ienlo xubiaeeat et c. l. a. pro pena eompo- 
nat'^; 1199: graiie noxtre eopi'i'tem eexe non dnbitet et tarn in persona 
quam in rebus dixtrieta punienda severitate' 1226: indignationem im- 
perii Romani et noxtram xe noeirit incurrixse et violate pacis reux e.vi- 
1349, wo aucli die Prüscriptio ausdrücklich erwähnt wrd : post poenas 
hidignationis, dextitiilionis et proxeriptionis nostrae et amissionis iurinm 
siwrum, honoris, eonditionis, Status et gradus, quibus eundem in casu 
praedicto deelaramm eeidenter fore priratujn, in poenam centum marea- 
rum puri auri se noverit irremixxibiliter ineurrissed^ 

ln allen diesen Fällen handelt es sich sichtlich nicht nm etwas von der 
Ungnade und dem Banne des Königs Verschiedenes, noch ausser diesen An- 
gedrohtes, sondern um eine mehr zufällige genauere Betonung einzelner Folgen 
derselben, insbesondere Friedlosigkeit, Entziehung des Reclitsschntzes für 
Personen und Sachen, Rechtlosigkeit, Verlust von Lehen undiVint, überhaupt 
die Strafen der Beleidigung der Majestät, des Hochverratlis, wie sie bei Ver- 
urtheilung in die Reiclisoberacht verhängt wurden. 

38. — Es ist nun wohl selbstverständlich, dass nicht schon die einfache 
Üebertretung des königlichen Gebotes diese Folgen nach sich zieht, dass es 
sich dabei mu’ um eine bedingteDrohung handelt. Scheint das auch nach 
der gewöhnlichen Fassung der Urkunden nicht der Fall zu sein, .so ist doch in 
einzelnen ausdrücklich gesagt, dass sie erst bei fortgesetztem Ungehor- 
sam Platz greifen. Die Drohung ist geknüpft an die Bedingung: nJsi resi- 
piseat, oder nisi commonitus staiim resipimüt . ' Auch mit ausdriicklicher 
Bestimmung einer Frist: nisi infra quadraginta dies resipuerit et congrua. 
satisf actione, ememtaverit oder si non reatum smmi infra quadraginta 
dies eongrua satis/aetione eorreawritd Und auch diese Frist läuft wohl erst 
von der erhaltenen Aufforderung zur Genugthunng: monidone tarnen de hiis 
omnibm per nhensem jerius preimhita competenii; qne numido si non pro- 
fecerit et fratres placati non fuerint, omuix pena memorata transgresso- 
rem inudahitd Oder es wird auch die dreimalige Aufforderung als Vorbe- 
dingung gestellt: « seeundo tirdove commonita presumptionem suam non 
eorrexerit oder seeundo teiriove commonita si non satisf actione congrua 
emeiulaverit.* Diese Bedingungen werden wir unbedenklich verallgemeinern. 


6. Mon. Boica 29, 272. 7. Mon. Boica 29, 298. 8, Wirtemb. IT.B. 2, 101 . 0, Bcbmer 

Acta 154; Urk. für Italieo. 10 . Mon. Boica 29, 445. 11 , Mon. Boica 29, 492. 

12 . Mon. Boica 30, 141. 13 . BQhroer Acta 5G9. 

38. — 1. 1133. 46. 47: Mon. Boica 29, 2C1. 295. 298. 2. 1151. 56: Mon. Boica 

29. 306. B5hmer Acta 91. 8. 1 193 : Wirtcnib. U.B, 2, 287. 4. 1123. 56: Cod. Weslf. 

I, 152. Wirtemb. U.B. 2, 101. 
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sie auch da voraassetzen dürfen, wo sie in den Urkunden nicht ausdrücklich 
erwähnt werden. Wegen Verletzung des in der Urkunde enthaltenen Glebots 
wandte man .«ich überhaupt wohl in den meisten Fällen zunächst an den or- 
dentliclien Richter; erst wenn der Verletzer sich diesem nach wiederholter 
Ladung zur Genugthuung nicht stellte, trat die Ungnade, der Bann, die Acht 
des Königs ein; und es wäre möglich, dass die in der Urkunde ausgesprochene 
Drohung dann die Wirkung haben sollte, dass es nicht nöthig war, sich an 
den König um eine ausdrückliche Achtserklärung zu wenden, sondern dass es 
dem ordentlichen Richter selbst zustand, den Verletzer als der Acht des 
Königs verfallen zu erklären.® 

Der Geächtete war nun allerdings in der Ungnade, iin Banne des Königs, 
der Rechtsschutz war ihm entzogen, als einen Feind der Rechtsordnung durfte 
niemand ihn beherbergen oder sonst unterstützen. Aber die in den Urkunden 
gedrohte Echt- und Rechtlosigkeit, die Strafen des Ilochverraths waren nach 
den sonstigen Zeugnissen noch nicht an die Acht geknüpft; sie waren erst 
Folge des Verharre ns in der Acht; so heisst es 1187 im Ge.setze gegen 
die Brandstifter in den Formeln der Urkunden sich nälieniden Ausdrücken: 
Si quis autein a proscriptione — in/ra annum et dieni tum fuerit abso- 
litUus, universo iure ethonore et legalitate bim privatus habeatur — ; omni 
qiwque feodali iure perpetno carebit.^ Der Aechter konnte sich noch aus 
der Acht lösen, die Entziehung des Rechtsschutzes .soll ihn dazu veranlassen. 
Vorbedingung ist jedenfalls, dass er sich zur Genugthuung an den Vorletzten 
stellt, seinen Ungehorsam aufgibt, den angerichteten Schaden einfach oder 
mehrfach vergütet. Aber auch dem Könige gebührt mm eine Genugthuung 
wegen Missachtung seines Befehls; nach dem Sachsenspiegel hat der Aechter, 
der sich löst, dem Hofe sechs Wochen zu folgen'; für jenen Einzelfall der 
Aechtung wegen Brandstiftung muss er Jahr und Tag das Reich meiden. 
Jedenfalls war aber bei der Lösung aus der Acht die dem Richter gebührende 
Wette zu zahlen**; und war das Gewette des Königs das höchste, so war 
schon damit eine grössere Wirksamkeit der Reichsacht gegenüber der Acht 
anderer Richter verbürgt. 

Und ebenso sind gewiss auch die Drohungen der Urkunden aufzufassen. 
Wie mir mehr zufällig in einzelnen Urkunden erwähnt wird, dass die Ungnade 
erst nach vergeblicher Aufforderung zur Genugthuung eintritt, so wird in ein- 
zelnen auch Wühl die Lösbarkeit der Ungnade betont. So 1184: sciiil se 


38.-J 6. Ist die Krklürung in die Reichsaebt in der Regel dem Könige selbst TorbehalCen. 
so dass sie nach dem Mainzer Rocht 1 235 nicht einmal dem Hofjustitiar znsteht. so scheint 
es doch, dass in Fallen, wo die Keichsacht als unmittelbare Folge bestimmter Verbrechen 
verfügt war, eine bezügliche Erklärung des ordentlichen Richters genügte. Wenigstens 
heisst e.s 1187, dass der Incendiariu.s de smfentia iudido im^>eriaU proicriytiemi itotun 
habeatur ettbieeUtf ; dann aber da.«s der Herzog, oder auch der Markgraf, Pfalzgraf. Land* 
graf oder (»raf prozeriptam einn jtromiueiet ac deinde iitiliUae ittae auctoritale 

fum proferibaf ; — uec adew et^rum liceat talem ab uhere^ nie* domtno wifeeruJort. Mun. 
fjorm. 4, 184. ü, Mon. (iomi. 4, 184; vgl. 2G8. 310". Säclis, l..;indr. III, 34 § 3, 7, Sflrlis- 
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prntiam nostram ih-iiifniuac et imte «ererilufia noaliv indignalintu'm iia- 
que ad eondiflnam satiafaetionem iru'ui'riaae.^ Dabei wird denn wohl die 
Zahlung der Geldstrafe als Bedingung der Lösung hingestellt; so 1153 in zwei 
gleichzeitigen Urkunden: regle umlestatis offemam ae noaeat incurriaae, 
quoiuque a aua, preaumtione ttumuui, retraluit et pro mandeiti retjii trana- 
greaaione a\v. lila'aa attri in camera noatra peraolvat und donee reeipiaeena 
a aua preaumtione deaiatat et pro mmidati noatri ohatlnata tranagreaaiona 
XO'. Ubraa auri ga:ia regiia (U'cumulet und 1189: impiTÜdi banno 
noatro aubiaeeat, quouaque quatuor Ubraa auri /w poena, duaa canierae 
noatrae et duaa iniuriam paaaia, piYaolvat.^^ 

39 . — Wie das hier ausdrücklich gesagt ist, so haben wir gewiss auch 
in andern Fällen die gedrohte Ungnade oder Acht zunächst nur als eine Mass- 
regel zur Erzwingung des Gehorsams zu betrachten, als eine vorläufige Ent- 
ziehung des Rechtsschutzes, welche aufliört, sobald der Verletzer die für die 
Lösung gestellten Bedingungen erfüllt. Zugleich aber müssen diese .Stellen uns 
darauf hinführen, die ( Geldstrafe, welche oft neben der Acht gedroht wird, mit 
derselben in der Weise in Verbindung zu bringen, dass die Z a h I u n g der 
Geldstrafe als Bedingung der Lösung aufzufassen ist An und für 
sich ergibt sich eine sulche Verbindung aus der Fassung der Urkunden in der 
Regel nicht. Wie beide Drohungen unabhängig von einander aufgekommen 
sind, die eine in Deutschland, die andere in Italien, wie auch später bald nur 
die eine, bald nur die andere angewandt wird, so erscheinen sie auch da, wo 
von beiden die Rede ist, ineistenthcils ohne innern Zusammenhang nebenein- 
andergestellt; es wird einfach Bann und Geldstnife gedroht, oder noch schärfer 
geschieden etwa nnatrnm offenaam incurrat et inauper — peraolvat oder 
prarter indlnnationem noatram — coinponat.^ Einzeln gedroht, konnte es 
sich dal>ei allerdings um wesentlich verschiedene Wirkungen handeln; bei der 
deutschen Acht kommt allerdings auch immer eine fjeldstrafe, das bei der 
Lösung zu zahlende Gewette, in Betracht, aber das Hauptgewicht fallt doch 
atif die Entziehung des Rechtsschutzes für die Person, welche sich bei fort- 
gesetzter Hartnäckigkeit zur Rechtlosigkeit und zur Verurtheilung als Hoch- 
verrather steigert; in Italien dagegen handelt es sich in erster Reihe um eine 
hohe Geldstrafe, während uns nichts nöthigt .anzunehmen, d.ass im Falle des 
fortgesetzten Ihigehorsams dieser andere Folgen hatte, als .Sicherung der ver- 
weigerten Zahlung durch Beschlagnahme des Vermögens. Wird dagegen beides 
zusammen gedroht, .so kann es sich offenbar zunächst gar nicht um zwei mi- 
abhängig von einander gedrohte und nebeneinander lu'stehende Strafen han- 
deln, sondern mir um die alternative Drohung, entweder geächtet zn sein, oder 
die Geldstrafe zu Zxihlen; die Acht kann nicht gelöst werden, ohne Gehorsam 
des Aechters, welcher Zahlung oder Nachlass® der Geldstrafe voraussetzt; 


9, Lscomblet 1, 346. 10 . Ijicomblet 1. 259. 260. 11 . Bbhmer .\ct» 151. 

39 . - 1 . Beyer 1, 489. Bflhmer Aet.i 82. Mon. Boica 30. 208. 230. 240. 2 . 1193 
wird eine etwaige Milderung der Geldstrafe auf Fürbitte der Vorletzten ausdrücklich vor- 
gesehen. Wirtemb. U B 2, 287. 
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der Aechter liätte keine Veranlassung zur Zaiiiung der Geldstrafe, wenn er 
trutzdein in der Acht bleiben würde, während etwaige zwangsweise Eintrei- 
bung der verfallenen Geldstrafe erst mit der Oberacht nach versäumter Lösung 
eingetreten sein dürfte. Die neben der Ungnade gedrohte Geldstrafe kann uns 
daher wohl nur die Summe bezeichnen, mit deren Zahlung nebst Erfüllung 
der andern Dcdingnngen sich jemand binnen Jahr und Tag aus der Acht 
ziehen konnte. Und bei diesem engen Zusammenhänge ist cs dann um so er- 
klärlicher, wenn die Geldstrafe als .Strafe der Ungnade oder des Bannes, oder 
wohl geradezu als Bann bezeichnet wird. * 

Die Drohung der Geldstrafe neben der Acht hat zunächst den Charakter 
einer Verschärfung der Massregel, da die aus Italien übernommenen Sätze 
ungleich höher sind, als es das dem deutschen Könige bei Lösung aus der 
Acht gebührende Gewette gewesen sein wird; denn selbst im zwölften Jahr- 
hunderte, wo sich nach unserer Annahme unter dem Einflüsse der italienischen 
.Sätze schon an und für sich ein höheres Gewette des Königs festgestellt hat, 
erreicht dieses doch nur in seinem höchsten .Satze die am gewöhnlichsten in 
den Urkunden gedrohte .Strafe. ■* War nur die Ungnade gedroht, so fiel die 
darin liegende Ax'rschärfung fort. Wird nur die Geldstrafe gedroht, so w'iid 
darin kaum eine Milderung zu sehen sein, insofern hartnäckige Verweigerung 
einer dem Könige gebührenden Zahlung wohl zweifellos zur Aechtung führen 
konnte, auch wo das nicht ausdrücklich ausgesprochen ist, 

40. — Fanden wir nun aber weiter oben .Strafen gedroht, welche sonst 
nur in Folge der Oberacht eintraten, so ist d:is auch hier zweifellos nur so 
zu verstehen, dass sie erst eintraten, wenn der Verletzer es versäumte, sich 
hinnen Jahr und Tag aus der Acht zu ziehen. Eine solche Abstufung finde 
ich in den Urkunden selbst nur einmal angedeutet, wenn cs 1147 heisst; nisi 
comMonitus slalim renipuerit, (uUudkatua henfficiia siiia iwpolictur, et d 
obstinat US /uerit, etiam maieslalis eens lutbeatiir^ ; und auch das würde 
insofern den .Stufen der Acht und überacht nicht genau entsprechen, als we- 
nigstens nach den spätem Quellen auch der Verlust der Lehen erst mit der 
Oberacht eintrat. Aber die Gesammtheit der Urkunden wird da keinen Zweifel 
lassen. ^Vus der ganzen Reihe der sich steigernden nachtheiligen Folgen der 
Verachtung des königlichen Befehls, von der einfachen Auffordenmg zur Ge- 
nugthuung bis zur Oberacht, wird in den Urkunden bald dieses, b:dd jenes 
Moment betont; die in der einzelnen fehlenden Glieder sind nach dem fest- 
stehenden Gange des Achtverfährens zu ergänzen. FiUiden wir oben .Stellen*, 
wonach die Acht als schlechtweg durch eine bestimmte .Summe löslich er- 
scheinen müsste, so ist doch gewiss auch da zu ergänzen, dass die Lösung au 
fülle bestimmte Frist gebunden ist, dass es bei haitnäckigcm Ungehorsam doch 
auch da zur Oberacht kommen kann. Wird andererseits dem Verletzer in den 
l’rkunden unmittelbar mit den Folgen der Oberacht, mit den .Strafen des 
llochverraths gedroht, so hat man gewiss auch da eben nur auf die äussersten 


39.-1 8. Vgl. § 3« n. I. 4. Vgl. §34. 

40. - I. Mon. Boica 2b, 208. 2, Vgl § 38 n. 10. 


Digilized by Google 


Drobung iler 0{>orat‘bl; d(T Uugiinde und des Rannr*> in luilien. ^7 

Miissrem hi liinwei.suii, nicht etwa aiisualimswuisc die gewöliiilichen Vorstufen 
aussehliesseii wollen. 

Nach allem Gesauten tritt in den deutschen Urkunden die Anschauung 
in den Vurdergnmd, d.uss die Nichtachtung de.s königlichen Befehls zunäch.st 
Entziehung der (iiiade des Königs und dan)it des Ueclitsschutzes zur Folge 
hat, welche schliesslicli zur Verurtheilung in Echt- und Rechtlosigkeit und in 
die Strafen des llochverräthers führen kann. Danehen folgt mau auch wohl 
dem aus Italien ühernommenen Brauche, nur eine hohe Geldstrafe anzudrohen; 
beides erscheint dann später in der Weise vereinigt, dass die Geldstrafe zur 
Lösung aus der Acht zu zahlen ist. 

41. — Kommen in Ueutschland in den Kaiserurkunden Strafftirraeln nur 
ausnahmsweise vor, so finden wir sie in Italien fast in jeder Urkunde. Aber 
da handelt es sich früher durchweg nur um Drohung von Geldstrafen; Dro- 
hung der Ungnade in Italien weiss ich in frühem Zeiten gar nicht 
nachzuweisen ; für das eilfte Jahrhundert ergab eine grosse Anz.ahl von Ur- 
kunden nur wenige vereinzelte Fälle. Nämlich um 1030 in Deutschland für 
Vercelli: noxlrae maientatin rens erit, imiipiT m. l. a. — «<’ compositurirm 
nof&rit; 1047 zu Mantua für Turin: sciat «e t. a. ee. composititnon — noa- 
tracqna insiipn’ inridiaae muh'ataiia offmaam; 1081 zu Lucca für Aglei: 
aeiat ae noatre nmieatalia indipnanoni'm iiu'mn'ere et ae eompoaiturum m. 
l. a. * Die Uebereinstinnnung mit entsprechenden Formeln deutscher Urkunden 
ist so gross, da.ss küde nicht wohl unabhängig von einander aufgekommen 
.sein können. Und dann ist zweifellos nur an ein vereinzeltes .\nschliessen der 
italienischen Kanzlei an den deutschen Brauch zu denken, nicht an das Um- 
gekehrte. Denn nicht allein, dass sich Drohungen dieser Art in Deutschland 
friiher und insliesoiufere auch, obwohl hier Drohungen überhaupt nur selten 
Vorkommen, häufiger finden; dass sie in Italien auch in der ersten Hälfte des 
zwölften Jahrhunderts vereinzelt bleiben, während sie nun in Deutscliland 
gerade iti den Zeiten K. Lothars und Konrads III, wo ein Einfluss von Italien 
her am wenigsten anzunehmen ist, immer häufiger werden. Es wird insbeson- 
dere zu beachten sein, dass nur in Deutschland diese Drohungen der Ungnade 
selbstständig Vorkommen, hier an und für sich als genügende .Sicherung des 
Gebots aufgefasst werden, während sie in den vereinzelten Fällen aus Italien 
nur der Geldstrafe angehängt sind. 

Wie in Deutschland finden wir dann auch in Italien in diesen Formeln 
mit dem Banne gedroht, und zwar in den mir bekannten Fällen hier schon 
früher, wie das unserer .\nnahme, dass diese Anwendung des Ausdrucks aus 
Italien übernommen sei-, entsprechen würde. Die früher angeführten Erwäh- 
nungen des Bannes in Königsurkunden des eilften Jahrhunderts lassen sich 
wohl anstandslos auf die ältere Bedeutung beziehen, auf den durch Geldstrafe 
geschützten Befehl oder die CJcldstrafe selbst. ^ Eine andere Auffassung scheint 


41. — 1. Mun. pntr. (’li. I. 324. 3b'.3. Stumpf Acta 70. Heisst es 1070: ßeor nostrt 
euria iudicatur at e. l. (i. aolvara eotjatlur (Antiq. It. 2, 049), so ist die Beziehung zweifeüiaft, 
2. Vgl. § 3t> n. 9. 3. Vgl. § 27. 
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aber doch miterzuliof'en, wenn es 1095 und genau eben.so in zwei Urkunden 
von 1111 hoi.s.st: milh' l. a. co>nposittirti,i himno nostro suhiacebit. ^ Denn 
cininal .sehlie,‘<st .'■ich dasselbe schon genau an die später häufig vorkoinmenden 
Fornieln an, in welchen sichtlich ganz gleichbedeutend bald mit der Ungnade, 
bald mit dem Banne gedroht wird. Dann aber kann nach der Fassung an und 
Rir .sich der Ausdruck hier nicht mehr den schützenden Befehl bezeichnen, 
auch nur gezw'ungen auf die Geldstrafe bezogen werden; banno aubiacere 
wird doch zunächst einen Zustand bezeichnen, das im Banne Sein, das Sein 
in der Ungnade des Königs, welches die Verletzung des Bannbcfehles zur Folge 
hatte. Dem entspricht es, wenn es 1116 bei einem Verzichte zu Gunsten 
Nonantula’s in dielland eines Boten desKai.sers heisst: Ktai aupraacriptam 
tmnaiU-tionem non ohaei'oavmnf, inchlant in penam et bannam impetu- 
to)‘ia^; der von der Geldstrafe geschiedene, aber als Strafe der Uebertretung 
gedrohte Bann kann hier wolil nur eine der Acht entsprechende Bedeutung 
haben. 

Erst unter den Staufern finden wir dann häufiger auch in Italien: i-effio 
banno aubiaccat et e. La. peraolvat oder reaa ct'iuänia maieatatia et c.l.a. 
eomponat und andere den deutschen entsprechende Formeln. Und hier in 
Italien drohen nun nicht allein die Könige, sondern auch die Legaten in iha*n 
Urkunden ganz in derselben Weise; der Verletzer soll ijrtUiam d. imperato- 
ria et noatram amitteve^ oder aub banno d. iinpemloria poaitua'^ oder im- 
pei'atornu' maieatatia rena^ sein und eine, den Sätzni in den kaiserlichen 
Urkunden entsprechende Geldstrafe zahlen, während in dem einzigen mir aus 
früherer Zeit bekannten Falle, dass ein Königsbote aussergerichtlich mit einer 
Geldstrafe droht, eben auch nur von dieser die Rede ist.® Und zeigt sich der 
nähere Anschluss an den früheren italienischen Brauch wohl noch immer in 
dem hier regeliuässigereu Zulügen der Geldstrafe, so finden sich nun doch 
auch einzelne Fälle der blossen Drohung des Bannes; so sagt 1 164 der Kaiser: 
offenaam noatmm ineurret et pei'aona et poaaeaaione hanni imperialia pene 
aabiacebit, oder 1194 der Legat: imperialem ae noeerit indignationem in- 
earrere et banno impentdi aubiaeere. *" 

Diese Ausdelmung der Befugniss zur Drohung des Reichsbanns auf die 
Reichsbuten, die unmittelbaren Vertreter des Königs, al>er auch nur auf diese, 
scheint mir besonders deutlich hervortreten zu lassen, dass hier ein engerer 
Zusammenhang mit dem älteren Königsbanne nicht mehr besteht, obwohl beide 
in ihrer urkundlichen Anwendung an die .Strafibrmel der Königsimkunden sich 
eng anknüpfen, liier sich w eniger ein bestimmter Gegensatz, als ein langsamer 
Uebergang ergibt. Der ältere Königsbami war wenigstens in seiner gericht- 
lichen Anwendung zu einer Befugniss aller höhern Richter geworden; sie durf- 
ten im Namen des Königs einen Befehl erlassen und dabei Geldstrafen in der- 


4I.-1 4. Bülimer Acta 6(>. Mon. patr. Ch. I, 737. Stumpf Heg. ur. 3055. 5« Tirabohcbi 

Kon. 2, 227. 6* 1159. 63. 93; Savioli 1, 256. Zacharia Aueed. 234. Ughelli 1. 461. 

7> 1164. 65. 74: Mem. di Lucca 4b, 181. Mittareili An». 4, 24. 46. 8* 1172. 75: Bussi 

398. Savioli 2« 48* 9> 1043; Autiq. It. 6, 53. 10» Böhmer Acu 154- Giuliui 7, 561. 
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selben Ilölie, wie sie der König verliigte, andrnlien. Bei stätiger Entwicklung 
wäre anziincliinen, dass nun auch die Bef’ugniss zur Drohung des Königsbannes 
in seiner jetzt hervortretenden Bedeutung der Ungnade des Königs auf sie 
übergegangen wäre. Aber dafür findet sich kein Beispiel. In ganz einzelnen 
Fällen ahmen einheimische Gewalten wohl die Strafibrmeln der Königsurkun- 
den nach; aber dann ist es eigene Ungnade, eigener Bann, was sie androhen. 
.So 1114 Mathilde: noetram tiialam volunlatem incurrat et l. Uhras L. 
eomponat^^ ; so 1224 der Podesta von Pavia twstram indipnatiouem et 
bannum communis Papie ae noverit incursuriimd^ Damit stimmt früher 
Gesagtes. Gegen Ende des eilflen Jahrhunderts verwischt sich vielfach der 
C’h.-iraktcr des altern Königsb.annes, dessen früher gebräuchliche Anwendung 
dann überhaupt aufliört; um so leichter konnte um dieselbe Zeit der Ausdruck 
in einer auf wesentlich anderer Grundlage beruhenden Bedeutung Platz greifen, 
der sich zunächst nur behn Könige selbst an die früliere Anwendung enger 
anschliesst, während der abgeleitete Königsbann anderer Richter nicht in 
diesen Reiohsbann übergeht. 

42. — Dürfte uns die angegebene Entwicklung der .Strafforraeln für die 
ÜSache selbst massgebend sein, so würde sich etwa folgendes ergeben. Wäh- 
rend in Deutschland von jeher dem Verächter des königlichen Befehls zunächst 
mit der Ungnade oder Acht des Königs gedroht wird, trifft ihn in Italien nur 
eine Geldstrafe. Vereinzelte Drohungen der Ungnade im eilften Jahrhunderte 
in Italien werden eine geäjiderte Auffassung noch nicht nothwendig erweisen, 
da die Annahme eines mehr zufälligen Aufnehmens der deutschen Formel ge- 
nügt. Gegen Ende des Jahrhunderts muss dann aber auch in Italien die der 
deutschen entsprechende Auffassmig schon Eingang gefunden liaben, da sie 
auch in einer die Ungnade als Bann bezeichnenden Formel auflritt, welche in 
Italien selbst aufgekommen zu sein scheint. Im zwölften Jahrhunderte sind 
dann die Erwähnungen des Bannes in einer der deutschen Acht wesentlich 
entsprechenden Bedeutung überaus häufig. Das würde dann auf Einfluss von 
Deutschland her schliessen lassen, wie er sonst in gleichem Masse sich kamn 
irgendwo geltend macht, aber doch auch hier bei der engen Beziehung der 
.Massregel auf die Person des gemeinsamen Herrschers weniger auffallcn würde, 
als bei andern Rechtsinstituten. 

Ist aber die Beeinflussung der bezüglichen Formeln von Deutschland her 
kaum zu bezweifeln, so ist damit das frühere Nicht Vorkommen der Acht 
in Italien selbst noch nicht erwiesen; die .Sache konnte inunerhin von jeher 
vorhanden sein, ohne dass das in den bezüglichen Formeln nothwendig hätte 
zum .Vusdrucke gelangen müssen, so auffallend das Fehlen jeder Andeutung 
auch sein mag. Aber es scheint mir jene Annahme doch sehr dadurch unter- 
stützt zu werden, dass auch anderweitige Andeutmigen zu felilen scheinen, 
selbst da, wo man dieselben bestimmt erwarten sollte, wenn die Sache selbst 
bekannt war. ‘ 

ll, Tirabosclii Non. 2, 224. 12» Beilagen. 

42.- 1. Auf das NichtTorkomnicn solcher AndcutuDgcii habe ich erst in leUter 
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Vor alk'iii wird da m boachteu sein, dass der lungubardisdieii (»o- 
setzgtdmnf' die Frii-dlosigkoit als öfii-iitlicbe .Straf« durdmus fr«iiid Lst. Nur 
die Fehde, das Heclit des Verletzten oder seiner Verwandten auf Rache, ist 
anerkannt, wenn auch ülierall das .Streben hervortritt, sie möglichst zu be- 
schränken. Aber die Fehde begründet nur eine Friedlosigkeit bestimmten 
Personen gegenüber, der Staat inLscht .sich da nicht ein, hält sich niclit für 
befugt, die Verletzten in ihrem .Streben nach Rache zu hindern, trifft alier 
auch keine Volkehrungen, sie dabei zu unterstützen; es findet sich keine An- 
deutung, dass dem Faidosus der Rechtsschutz überhaupt entzogen sei, mu ihn 
durch eine solche Verschlimmerung seines Zustandes um so melir zu V'er- 
suchen, die .Sühne des \'erletzten zu erlangen, anzutreiben. 

Das fränkische Recht kennt von jeher die Friedlosigkeit und wir finden 
sie denn auch in den Theilen der fränkischen Gesetzgebung, welche in 
die longobardische Gesetzsammlung aufgenoimnen wurden. Aber doch nur in 
beschränkter Weise. Jene Friedlosigkeit einzelnen Personen gegenüber, wie 
sie sich aus der Fehde ergab, suchen die (fesetzo zu beseitigen; bei \k*r- 
letzungen Einzelner soll die Fehde möglichst durch die Busse ersetzt werden; 
das mehrfach vom Könige verfügte E.xiliuni hängt nicht näher mit der Fried- 
losigkeit zusaimnen, erscheint wesentlich nur als Mittel, .Störungen des öffent- 
lichen Friedens durch das Streben der Verletzten nach Itache zu verhüten.* 
Die Forbannitio im Sinne der Entziehung des Rechtsschutzes kommt nicht vor 
bei Verletzungen nur der einzelnen Person, sondern da, wo die allgemeine 
.Sicherheit durch Menschen bedroht ist, welche sich ohne Eigen im Lande 
herumtn.'ilien, kein Vermögen haben, mit dem sie büssen könnten, sich dem 
Gerichte nicht stellen und sich Jede Missethat erlauben^; es ist insliesondorc 
der Latro, welchem die Forbannitio gedroht ist, worunter wohl überhaupt alle 
Leute zu verstehen sind, welche sich in dauernden Gegensatz zur rechtlichen 
Ordnung gesetzt haben, von denen Bereitwilligkeit zu rechtlichem Austrag 
überhaupt niclit zu erwarten ist. .Vis Folge dieser i’orbannitio erscheint ins- 
besondere da-s Verbot, sie irgendwie zu unterstützen; es ist darauf eine Geld- 
strafe gesetzt ', oder es heisst wohl, dass der, welcher sie nicht ausliefert, für 
den von ihnen angerichteten .Schaden verantwortlich sein soll.® Und es kann 
fraglich sein, ob da völlige Friedlosigkeit ciutrat, jeder sie ungestraft an Per- 
.son und .Sachen schädigen durfte; bestimmt ausgi^siirochen ist es nicht; heisst 
es, dass wenn ein Räuber, der nicht genugthun will, beim Versuche, ihn ge- 
längen zu nehmen, erschlagen wird, das weder Fehde noch Busse nach sich 
ziehen, also straflos sein soll, so würde die Beschränkung auf den bestimmten 
Fall eher gegen allgemeine Friedlosigkeit sjirechen.'’ 

Ob die fränkische Forbannitio liedcutcndcre Nachwirkung auf Italien ge- 
habt hat, kann fraglich erscheinen; den Ausdnick selbst scheint imui imeilften 

42 . Zeit geachtet; mehr Gewicht miichte ich nuf eine frcundlicho Mitihoiluug Wüsten* 
fcl(hi legen« wonach auch diesem trotz ausgedehntester Rcniituibs der Quellen Krwähuungen 
der Friedlosigkeit in Italien vor dem zwölften Jahrhunderte nicht bekannt &ind. L. Pap. 
Karul 19. J.Aid. 12. 14. 18. 3* L. Pap. Karol. 127. 4. L. Pap. Karul 47. 48. Pip. 41. 

5» L. Pap. Karul. 127. !>• P. Pap. Extrav. 2. 32. 
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.lahrhunderto nicht verstanden zu liaben. ‘ ln der spätem itulieiiisciien 
Gesetzgebung felilen denn auch bestiiuintere Zeugnisse über die Aculituiig. 

Es scheint mir insbesondere bezeichnend, dass nacli einem Gesetze K. Wido’s 
der Räuber vom Biscluil'e und Grafen zur Genugtliuung aiigelialten werden 
soll; weigert er sich, so soll nun nicht etwa Eorbannitio durch den Grafen, 
sondern Excoramunicatio durch den Bischof gegen ihn ausgesprochen werden; 
es ist dann Sache des Grafen, sich seiner zu bemächtigen, und wird er dabei 
erschlagen, so ist das im Anschlüsse an die erwähnte fränkisclic Bestimmung 
als stra/lüs bezeichnet.** Gerade das Hinweisen auf die entsprechende kirch- 
liche Massregel scheint mir sehr d.dlir zu sprechen, dass die Ausschliessung 
ans der wtdtlichen Rechtsordnung in Italien kein geläufiger Begriff war; jene 
Entziehung jeder Unterstützung, welche bei der Eorbannitio betont wird, wurde 
auch durch die E.Ycommunicatiou bewirkt, welche mehrfach als Zwangsinass- 
regel benutzt sein mag, auch wo es sich nicht zunächst um Verletzungen der 
Kirche handelte.** 

ln andern Gesetzen ist mehrfach von der Bestrafung der Verbrecher die , 
Rede; aber es finden sich keine der Aechtung entspiechende Massregeln gegen 
die Person gedroht für den Fall, dass man ihrer nicht habhatl wird. Xur in 
dem 1054 zu Zürich erlassenen longobardischen Gesetze gegen die Giftmi-scher 
ist darauf Rücksicht genommen. Es ist zunächst Tod und Gütereinziehung 
gedroht; dann aber wird bestimmt, tit quicumque hominibus praedicti reatu« 
no.viis refuffium aut gubsidüim aliquod praebtu’rit, oumis eins pusscssio 
in publicum veniat: ipsc ?wo noslram omitiumque nostrorum indiptta- 
tionem ineurrat.'^^ Es findet sich hier also nicht allein d<is Verbot der Unter- 
stUtzimg, sondern die dem flüchtigen Verbrecher ' * gedrohte Indignatio kann 
nach dem früher Gesagten wohl nur die sich in Friedlosigkeit äussernde Un- 
gnade des Königs sein. *** Dann aber dürfte doch zu beachten sein, dass sich 
die Bestimmung damit der Ausdrucksweise der deutschen Urkunden eng an- 
schliesst, w'ährend der später zunächst in Italien gebrauchte Ausdruck Bann 
doch ganz nahe gelegen hätte, wenn er damals in diesem Sinne schon geläufig 
gewesen wäre. Sollten sich nicht anderweitige Zeugnisse finden, so möchte ich 
in dieser Stelle weniger einen Beleg dafür sehen, dass die Aechtung auch dem 
frühem italienischen Rechte nicht fremd war, als vielmehr ein erstes Zeugniss 
für den Einfluss der deutschen .\nschauuug. 

Auch in den Urkunden finde ich nie eine Andeutung, dass gegen den 
Ungehorsamen mit Entziehung des Rechtsschutzes für die Person vorgegangen 
wurde. Wie alle Drohungen sich auf Zahlung hoher Geldstrafen beschränken, 
so sind alle gerichtlichen Zwangsniassregeln gegen das Vermögen des Unge- 

7. Vgl. I.. Pap. Rarol. 47. Gl. und Exp. Splter kommt der Aiudrwck auch in Italien wohl 
wieder vor. 8. f. Pap. Wido 1. ü. Vgl. bei Provanu 334 ff. die überaus genauen 
Formeln für die. zunächst um 9ü8 gegen .\rduin verbüngte Excommunication. wo es insbe- 
sondere in der I.asorürmcl heisst, dass die Verletzten zugegen seien und ihnen vor der 
laisung Genugthuung nach göttlichem und weltlichem liecht geleistet werden soll. IO* L. 

Pap. Heinr. II, 3. 11, Auf diesen wird sich doch ipte beziehen, nicht auf den Helfer. 

12. Vgl. S 35 n. 3. 
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hursaiiieii gerichtet. J5ei diiiglielieii Klagen verliert der Ungehorsame vorläufig 
den Be.sitz der streitigen .Sache. Bei Klagen aus bürgerlichen Foi-derungen 
scheint nur mit Pfändung und Besitzeinweisung vorgegangen zu sein. Bei den 
hier zunächst zu beachtenden .Straffällen ergeben aber die Urkunden und Pro- 
zessforineln als Zwangsmassregel gegen den Ungehorsamen gleichfalls nur eine 
Bannung des Gutes, nicht der Person*^; das Gut wird mit Beschlag be- 
legt, nach einem Jahre confiscirt. Aber nirgends findet sich eine Andeutung, 
dass der ungehorsame Verbrecher friedlos sein soll oder, was bei dem spätem 
italieni.schen Bann besonders betont wird, dass er wegen seines Ungehorsams 
als überwiesen und verurtlieilt gelten soll. Es steht nichts im Wege, anzu- 
nelunen, dass wenn er sich auch nach Ablauf des Jahres stellt, sein Gut zwar 
verwirkt ist, nicht aber das Recht auf Vertheidigung. " Und diese Annahme 
findet jedenfalls eine gewichtige Unterstützung darin, dass auch das sizilische 
Recht, worauf wir zurückkommen, vor Friedrich U bei .StrafiFällen nur Ban- 
nung des Vermögens und Confiscation desselben nach Ablauf des Jahres 
kannte, dem Beklagten aber ausdiücklich auch darüber hinaus das Verthei- 
digungsrecht zugestand, während die Friedlosigkeit erst durch Friedrich II 
eingefiihrt erscheint; ursprünglich gemeinsame longobardische Rechtseinrich- 
tungeu scheinen da doch massgebend gewesen zu sein. Brachten die Bannung 
des Gutes verbunden mit der Unmöglichkeit für den Ungehorsamen, sich in 
dem Gerichtsbezirke, W'o er beklagt war, imbehelligt aufzuhalten, ihn auch 
vielfach in eine .Stellung, welche thatsächlich sich der des Geächteten näherte, 
so ist die rechtliche Auffassung doch eitle durchaus verscliiedene ; die Bannung 
des Vermögens, welche in Deutschland nur nebenbei in Betracht kommt, 
scheint uu ältem italienischen Recht die einzige Zwangsmassregel gegen den 
ungehorsamen Verbrecher, die Aechtung der Person demselben unbekannt 
zu sein. 


VI. STAEDTI.SCHER BANN. 

43. — Gegen die Annahme, dass ein der Aechtung entsprechender Bann 
dem ältern italienischen Rechte fremd war, ein solcher erst um den Beginn des 
zwölften Jahrhunderts zunäciist als Reichsbann unter deutschem Einflüsse 
Eingang fand, erheben sich nun dadurch Bedenken, dass wir in der staufischen 
Zeit auch in den städtischen (iemeinden einen solclnm Bann in ausgedehntester 
Anwendung finden. Bei blosser Berücksichtigung der Zeitmomente würde aller- 
dings nichts im Wege stehen, den erst gegen die Mitte des Jahrhunderts be- 
stimmter nachweisbaren städtischen Bann als Nachahmimg des Reichsbaunes 
zu fassen. Aber er zeigt doch, nicht blos der deutschen Acht, sondeni .auch 
dem italienischen Reiclisbanne gegenüber so viel Eigonthüniliches, es stehen 
Reichsbann und städtischer so unvermittelt neben einander, dass es bedenklich 


42. — 1 13. Vgl. $ 10 n. 7. 14. Ausdrücklich gesngt ist dft.s in einer Glosse r.u I.. Pep. 

I.ud. 16. die sich aber tum Thcil bis auf den Wortlaut an die entsprechende Bestimmung 
des römischen Hechts (I- 1. 2. Cod. 0. 40) anscbliesst. 
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scheinen mus.s, dort den Ausgangspunkt für ilm zu suchen, dass an und für 
sich die Annahme doch näher liegt, es handle sich einfach um eine Aufnahme 
oder Weiterbildung schon früher in Italien üblichen Hechtes. Wäre das aber 
zuzugeben, so würde dann auch für den italienischen Reichsbann jener Zu- 
saniinenhang sehr in Frage gestellt sein ; denn trotz mancher Abweichungen 
-stimmt er auch wieder gegenüber der deutschen Acht so vielfach mit den 
Eigenthümlichkeiten des städtischen Bannes überein, dass dann doch auch für 
ihn die Grundlagen vielfach zunächst im italienischen Rechte zu suchen sein 
würden, ^^^r l>eginnen mit den Untersuchungen über den städtischen Bann, 
da wir annehmen müssen, dass die Ijesondere Gestaltung der Aechtung in 
Italien, mag auf diese nun fremder Einfluss eingewirkt haben oder nicht, hier 
am bestimmtesten hervortreten wird. 

Ueber den Bann, wie er in der stauBschen Zeit in den italieni.schen Orts- 
gerichten in Anwendung kam, liegen uns in den städtischen Statuten eine 
Menge von Nachrichten vor. ‘ Allerdings reichen von diesen in den uns vor- 
liegenden Aufzeichnungen nur wenige ins zwölfte .lalmhundert zurück; und es 
ist nicht zu läugnen, dass gerade in den ältesten, wie denen von Genua und 
Pistoja, noch manches der spätem Gestaltung Eigenthümliche fehlt, ein- 
zelnes überhaupt nicht mit ihr in Uel)ereinstinummg zu bringen ist. Für die 
Gestaltung in der spätem staufischen Zeit aber werden unbedenklich auch 
noch Aufzeichnungen aus den spätem Zeiten des dreiz-ehnten und aus dem 

43 .- 1 . Für die folgenden Angaben wurden benaUt: Statuten Ton Genua ron 
1 143, A 0 s ta Ton 1188 in Erneuerung ron 1253, Nizza, Moncalieri um 1295, 1 vrea 
1313, Casale, Turin 1360, i^&mmtlich in Mou. patr. Leges municipaies. — Verona 
Ton 1228 ed. Campagnola nach Handschrift und mit ZusAtzen ron 1228; die Hauptmasse 
ist jedenfalls Alter als 1218, und für einzelne Kapitel würde sich noch früheres Vorhanden- 
sein bestimmt erweisen lassen. • — Brescia aus rerschiedeiien Zeiten des 13. Jahrh. ron 
1225 ab bei Odorici 7, 105 fT. und 8, 1 ff. — Modena erneuert 1327 in Mon. Modenesi. 

Statut! 1. — Parma ron 1255, tiele Altere enthaltend, dann spAtere ron 1266 bis 1347; 
Piacenzaron 1391 mit rielem Altem in Mon. Farm. I. — Statuti della cittAdiRiTa 
1274 ed. Gar in der Biblioteca Trentina, disp. XVI. — Aelteste Statuten der Stadt und des 
Bisthums Trient ed. Tomaschek im Oesterr. Archir 26, 69 ff.; die Altern entstanden ror 
1307, die neuem ror 1348; die rorliegende deutsche Hs. ron 1363 wird doch Uebersetzung 
sein. — Bologna 1203 bis 1220 bei Sarioli 2, 462. — Ravenna um 1250 bei Fantuzzi 
4, I ff. — Pisa von 1286 bei Bonaini Statuti 1, 199 ff. — Pistoja aus der Zeit von 
1116 bis 1220 in Antiq. It 4, 525. — Statuto della V al d' A mb ra dcl 1208 ed. Bonaini. 

— Ueber das Verfahren bei Klagen um Forderungen hat Briegleb Executivpr. 2, 189 ff. 
aus vielen Statuten das Betreffende wörtlich mitgetheilt; ich habe davon nur die Alt«m be- , 

rücksichtigt, die von Padua von 1236 und 1257, die von Ancona von 1357. — Daneben 
habe ich mehrfach die einschlagenden ße.stimmungon in den Vertragsurkunden der StAdte 
benutzt Nicht benutzt sind die Ge.scbichtschreiber, obwohl diese zweifellos noch manche 
AufklArung gewAbren wurden; da ich den stAdtischen Bann erst ganz zuletzt in die Unter* 
suchung einbezog, mochte ich den Abschluss der .Vrbeit durch eine Durchsicht der Ge* 
schicbtschreiber nur für diesen Zweck nicht aufhaltoii, zumal es für die nAclisten Zwecke 
zu genügen schien, das Institut so darzustellen, wie es in den stAdtischen Rechtsquellen 
zum Ausdrucke gelangt ist — Die Statuti Sene.si ed. Polidori und die C'onsuetudines Me* 
diolani von 1216 ed. Berlan 1865 habe ich weder aus Bibliotheken, noch durch den Buch- ^ 

haudel erlangen können: nach den von Giuiini 7, 314 gegebenen Auszügen dürften letztere 
kaum viel über den Bann eiulialten. 
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vierzehnten Jahrhunderte ergänzend zu bentitzen sein. Denn einmal .sind bei 
den späteren Zusammenstellungen d<>r .Statuten die altern Bestimmungen sehr 
häufi;: in würtlieher Fassung wieder anfgenommen. Und aueh davon abgesehen, 
zeigt sich im allgemeinen in den bezüglichen Bestimmungen ans verschiedenen 
Zeiten eine so grosse Uebereinstimmung, dass durchgreifende Aendenmgcn 
später kaum stattgefunden zu haben scheinen. Eine ähnliche Uebereinstim- 
inung zeigt sich l)oi Vergleichung der einschlagenden Bestimmungen an ver- 
schiedenen Orten; in Einzelheiten tritt wohl manche Abweichung hervor; aber 
die (rrundauffassung ist doch im wesentlichen dieselbe. Und dass es sich da 
nicht um eine mehr zufällige Uebereinstimmung handelt, wie sie sich auch bei 
selbstständiger Eutwieklnng an verschiedenen Orten ans der Gleichheit des zu 
liefriedigenden Bedürfnisses ergeben konnte, tritt deutlich hervor bei einem 
Vergleiche mit den entsprechenden Einrichtungen anderer Länder, insbeson- 
dere Deutschlands, bei welchen sich die wesentlich.sten Abweichungen zeigen. '■* 
Diese Uebereinstimmung kann sich vielfach daraus ergeben haben, dass es 
sich lediglich um eine Weiterbildung von Einrichtungen des altem italienischen 
Rechtes handelt. Für manches freilich scheint da, soweit die dürftigen Quellen 
das erkennen la.ssen, der Anknüpfungspunkt durchaus zu fehlen, scheinen erst 
die besondem Bedürfnisse der Zeit städtischer Unabhängigkeit massgebend 
gewesen zu .sein; aber es fehlt ja auch nicht an sonstigen Bei.spielen, dass trotz 
der grössten .Selbstständigkeit der Weiterentwicklung des Rechts auf dem 
Wege städtischer Autonomie bei dem regen Weehselverkehr manche zunächst 
in einzelnen .Städten ganz neu auftretende Einrichtung in kurzer Zeit sich über 
das ganze Reehtsgebiet ausdehnt; es mag genügen, an Konsuln und Podestaten 
zu erinnern. Die blosse Gleichheit der Bestimmungen in den verschiedensten 
Theilen Italiens nöthigt uns daher an und für sich noch keineswegs, einen ge- 
meinsamen Ausgangspunkt in den ältem Rechtseinrichtungen zu suchen, was 
doch insbesondere da zu beachten sein dürfte, wo es sich um Einrichtungen 
handelt, welche wir in den Quellen mit einiger .Sicherheit über die Zeiten 
städtischer .Selbstständigkeit kaum zurüc-kverfolgen können. Allerdings ziügt 
sich die Uebereinstimmung nicht blos in den durchaus selbstständigen .Städten, 
sondern auch in .Städten und Orten, welche noch später einen Grafen oder 
Bischof als Gerichtsherrn hatten; aber das Fortbestehen eines solchen Ilerr- 
schaftsverhältnisses .schloss auch in andern Richtungen einen engeren An- 
schluss an die allgemeine städtische Entwicklung nicht aus; insbesondere 
macht sich da im Gerichtswesen kaum ein Unterschied geltend, als der, dass 
gewisse Einkünfte nicht der (Jemeinde, sondern dem Herrn znkamen, dieser 
einzelne Befugnisse übte, welche sonst den städtischen Behörden zustanden. 

44.— Der A usdruck Bannum wird in den städtischen Rechtsipiellen, 
von mehr vereinzelten Anwendungen abgesehen, vorzüglich in doppelter Be- 
ziehung gebraucht. Einmal bezeichnet er jede an die Gemeinde zu zahlende 


43.-1 2. Nur die Statuten von Trient unter.«;clieklen sich wesentlich von allen anderen« 
und zwar in nSherm Anschlnss on deutsche Kinriclitunpfen: wir berücksichtigen sie daher 
Turzüglicii nur zu dem Zwecke, um da.s an einzelnen Punkten hervorzulieben 
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Geldstrafe, gleichbedeiitend mit dem häufiger vorkommcndeii Pena pecu- 
iiiaiia oder Pena schleehtweg, während zuweilen audi die öffentliehe Geld- 
liu-sst“ als Compositio bezeichnet wird. So beispielsweise 1168 im Schwure der 
Konsuln von Piaeenzii: Et omnia hamm — iolltim nee aJit'iii iillo inffenio 
riiiütfatn. ' Es handidt sich da wohl nur um eine allgemeinere Anwendung 
des ursprünglich nur für die wegen V^erletzung eines königlichen Gebots ver- 
hängte Geldstrafe gebrauchten Ausdruckes, wie sie schon früher Platz ge- 
griffen hatte*; auch in der Uechtsliteratiir des eilften Jahrhunderts wird dem 
entsprechend das Kredum der Kapitularien durch llaniunn wiedergogeben.* 
Inslresondere wird der Ausdruck dann auch gebraucht für die Geldstrafe, 
welche der Gebannte bei seiner Lösung vom Panne zu zahlen hat. 

Am häufigsten aber wird der Ausdruck in den verschiedensten Wen- 
dungen angewandt zur llezeichnung eines bestimmten Zustandes einer 
Person, in welchen dieselbe dimch das Gericht versetzt wird und des.sen sie 
durch das Gericht wieder enthüben werden kann. Die begründende Handlung 
des Gerichts heisst in banno powere, hanno tnipponiTf, in bannitm mittfre, 
bauuire, forhunnire, eirbnnnire, bnndisare oliijin'm, banniim ilatv ulinti; 
während des Zu.standes heisst es vom Gerichte in banno teiure aliqMm, vom 
Gebannten esse in banno, bannitns, bandizatiis; bei der Beendigung heisst 
es von diesem de banno ea'ire, von jenem aliqtu'm de banno extrahere, re- 
bannire. Abweichend kennen die Statuten von \'erona allerdings de?i Aus- 
druck Bannitus, gehen übrigens in ihrem Sprachgebnuiche nicht von dem Zu- 
stande aus, in dem sich der Gebannte befindet, sondern von einem Zustande, 
der ihm entzogen ist; es heisst demnach hier umgekehrt für die Begründung 
de treva extrahere, eximere, für das Andauern Stare extra trevam, non 
esse in treva, für die Bi’endigung ponei'e, mittere, siiseipere in trevam. 

Personen und Sachen sind in Treuga, im Frieden, wenn sie den vollen 
Kecht-sschutz geniessen, wie sich das durchw(“g aus der sonstigen Anwendung 
des Aiusdrucks in den Statuten ergibt. Danach würde der entgegengesetzte 
Zustand des Bannum der der Friedlosigkeit, der Entziehung des Rechtsschutzes 
sein. Das trifft auch zu, in so weit w ir es auf die Entziehung des vollen Rechts- 
schutzes beschränken ; der Zustand des Gebannten ist immer der einer Schmä- 
lerung des Rechtes, aber freilich in sehr verschiedener Abstufung. Den an 
und für sich sehr verschiedenen Arten des städtischen Bannes scheint nur eins 
gemeinsam zu sein, nämlich eine Entziehung des Rechtes, sich in der Stadt 
und denm Bezirke aufhalUui zu dürfen. Dann würde der Ausdrock zunächst 
zu beziehen sein auf das bezügliche Gebot des Giu'ichtes. Wie der alte Königs- 
baun nicht blos die auf Verletzung eines Gebots gesetzte Strafe, sondern das 
Gebot selbst bezeichnet, so lässt sich eine solche .Anwendung des Ausdrucks 
auch wohl in städtischen Rechtscpiellen noch nachweisen; so wenn cs in den 
Statuten von Pistoja von den Konsuln heisst, tnittani bannum sab poena 
duoderini denariornm, dass kein Arbeiter über einen bestimmten Lohn neh- 


44. I. Buselli 32U. 2. Vgl. § 30. X L l’ap. Karul. 8S. 135. Exp. 


Digilized by Google 



96 


S t It il t i s c li c r Bann. 


men soll.^ Der Ausdruck könnte dann mehr und mehr eingeschränkt sein auf 
das fiebot, die Stadt zu meiden, beziehung.sweise das Verbot, sie zu betreten ; 
der (Jcbamiti* würde derjenige sein, dem die Stadt verboten ist. 

Die.se engere Bedeutung des Ausdruckes sclieint sich erst in der zweiten 
Hälfte des zwölften Jalirhiinderts l>estimmter festgestellt zu haben. Denn der 
Aiisdrack wird nooh vielfach nicht angewandt, wo es sich ganz um diesell)e 
Sache handelt, um eine Verweisung aus der Stadt und zwar ganz unter den- 
sellKUi Verhältnissen, wie sie sich später bei der Verbannung finden. Man 
gebraucht die Ausdrücke expellere de civltate, eücere extra citnteitem, exi- 
llare, forestare, tivram interdieere, indem man andere .Strafen, welche 
später mit der Verbannung an und für sich verbunden sind, wie Einziehung 
oder Verwüstung des Guts, daneben heirorhebt. So scheint den Statuten von 
Genua und Pistoja der Ausdruck Bann in diesem .Sinne noch fremd zu sein; 
so vermissen wir den Ausdruck in manchen Urkunden aus den frühem Zeiten 
K. Friedrichs I an .Stellen, wo er gewiss der Kürze wegen gebraucht wäre, 
wäre er sclion allgemein üblich gewesen.® ln der zweiten Hälfte des Jahrhun- 
derts wird er dann aber immer häufiger angewandt.® Ist von einer Bannung 
durch das Reich in wenigstens ähnlicher Bedeutung schon früher die Rede, so 
kann der Gebrauch des Ausdrucks in dieser besondern Anwendung von daher 
in die städtischen Gerichte Eingang gefunden haben. 

45. — Die Anwendung des städtischen Bannes war eine Oberaus aus- 
gedehnte und verschiedenartige, und wenn auch in den Quellen selbst vielfach 
die Arten des Bannes auseinandergehalten und besonders bezeichnet wer- 
den, so ist eine durchgreifende .Scheidung doch nicht ohne Schwierigkeiten. 
Eine Uebersicht dürfte sich am leichtesten gewinnen lassen durch eine Ver- 
gleichung mit der Acht. Es ergibt sich da im allgemeinen, dass der ita- 
lienische Bann überall eintritt, wo man in Deutschland die Acht anwandte, der 
Bann aber darüber hinaus in sehr vielen Fällen Platz griff, wo die Acht nicht 
zulässig war. 

Die .Vcht ist .'uisschliesslich ein prozessualisches Zwangsmittel; man wll 
iieii ungehorsamen Beklagten durch Entziehung des Rechtsschutzes zum Ge- 
horsam nöthigen; sie setzt daher immer voraus, dass das Gericht des Be- 
klagten nicht habhaft ist. ln derselben Weise wird der Bann auch in Italien 
angewandt und dann wohl ausdrücklich als Bannum contumaciae. Ungehor- 
samsbann, bezeichnet .Sein Zweck ist zunächst der, den ungehor.s.amen Be- 
klagten zum Gehorsam zu zwingen, sei es, dass er schon vor Eintritt des nur 
angedrohten Bannes sich aus Furcht vor demsellien unterwirft, sei es, dass ihn 
später die mit dem Banne verbundenen Nachtheile zum Gehorsam bestimmen. 
Zu die.sen gehört auch das Verbot des Aufenthalts im Gerichtsbezirke vor 
geleistetem Gehorsam. Doch fallt darauf hier weniger Gewicht, da derjenige. 


4. § 18. Antiq. It. 4, 537. 5. 1162-73; Boselli I, 313. 321. Vignati 113. 18Ü. Anliq. 

It. 4, 330. 2G7. 271. 6. Tclt habe auf das er.-^te Vorkommen nicht bestimmter geachtet; 

in Urkunden, welche mir gerade zur Hand sind, linden sich suerst llßlS die Ausdrucke 
btinnilut und t/c tunitttt irnchu vom stüdtisclien Banne gebrauciit. Vignati IGO. 177. 
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der im Ungehorsam verharren will, ohnehin genöthigt ist, sich dem Bereiche 
des Gerichtes zu entziehen, wie ja auch die deutsche Acht den Nichtaufenthalt 
ira Gerichtsbezirke weniger befahl, als zur thatsächliohen Folge hatte. Es 
handelt sich beim Ungehorsamsbann in dieser Richtung nicht um ein Gebot, 
die Stadt zu verlassen, sondern mn ein Verbot, dahin vor Erfüllung gewisser 
Bedingungen zurückzukehren. 

Ganz abweichend vom Achtsverfahren wird nun der Bann häufig auch 
dann verhängt, wenn der zu Bannende in der Gewalt des Gerichtes ist. Dann 
handelt es sich allerdings in erster Reihe um einen Befehl, die .Stadt zu ver- 
lassen, wie er auch bei den Ausdrücken de eivitate eücere, expellere, exiliare 
zunächst ins .\uge gefasst ist. In den Quellen ist mir ein besonderer Ausdruck 
nicht vorgekommen; man könnte ihn im Anschlüsse an jene Ausdrücke als 
Ausweisungsbann bezeichnen. Dem Befehl zum Auswandern hatte dann 
noch das Verbot der Rückkehr zu folgen; und dieses beiden Arten des Bannes 
gemeinsame Verbot dürfte zunächst unter dem Banmim zu verstehen sein, da 
in Fällen des Answeisungsbannes wohl beides auscinandergehalten scheint, 
wenn es zuweilen heisst de eivitate e.vpeüere et in banno ponere oder /ore- 
»tare et in banno ponere. Auch der Ausweisungsbann kann zunächst ein 
gerichtliches Zwangsmittel sein, darauf gerichtet, die Ausführung eines ge- 
richtlichen Urtheils zu erwirken in Fällen, wo der Beklagte sich zwar dem 
Gerichte stellte, aber eine Leistung, zu der er verurtheilt wurde, also etwa 
eine Geldstrafe, nicht zahlen wäll oder kann; er kann dann durch Zahlung den 
Bann vermeiden oder beenden. Dann aber kann dieser Bann auch als .selbst- 
ständige Strafe verhängt werden, so dass Vermeidung oder Beendigung des 
Bannes gar nicht in der Macht des Verbrechers liegt. ' 

Beide Fälle des Bannes lassen sich wohl theoretisch auseinanderhalten, 
erscheinen aber in den Quellen nicht immer scharf geschieden. Insbesondere 
ist das der Fall, wo es sich um schwere Verbrechen handelt, bei w-elchen als 
Regel angenonunen wird, dass der schuldbewusste Beklagte sich dem Gerichte 
nicht stellt. Der Gedanke an Erzwingmig eines Gehorsams, der unmittelbar 
die härtesten Strafen zur Folge haben müsste, tritt dann ganz zurück; der 
Gesichtspunkt ist mehr der, den Zustand des Bannes so empfindlich zu machen, 
dass er die verwirkte Strafe möglichst ersetzt. Dadurch gewinnt dann auch 
der Ungehorsamsbann den Cliarakter einer selbstständigen .Strafe, ist von dem 
bezüglichen Ausweisungsbanne nicht scharf zu scheiden. Aehnliches findet sich 
ja auch beim deutschen Achtsverfahren; erscheint hier in einzelnen Fällen die 
Oberacht weniger als Zwangsmittel, denn als selbstständige Strafe, so liegt 
auch da dem Sprachgebrauche der Quellen wohl nur die Anschauung zu 
Grunde, dass man eben in solchen Fällen des Verbrechers nicht habhaft 
sein wird. 


4S. - 1. Der nlUiere Anschloss Trienta an du deotsche Verfabreo seigt sich ins* 
besondere darin, dus hier nur der Ungehorsamsbann gebr&uchlich gewesen zu sein scheint, 
ein sicherer Fall des Aasweisungsbannes sich in den Statuten nicht findet und derselbe in 
Tielen Fällen, wo er sonst eintrat, ausdrücklich ausgeschlosreu ist. In Riva findet sich da* 
gegen auch der ÄusweUungsbann. 

Flek«r Foi^ehiioireD. 7 
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Für die Wirkungen des Bannes ist überhaupt weniger der besprochene 
Unterschied massgebend, als die Veranlassung des Bannes. Und auch in 
die.ser Richtung zeigt sich ein grosser Unterschied vom Achtsverfahren. Dieses 
sollte nur .stattfinden, wenn der ungehorsame Beklagte eines Verbrechens an- 
geschuldigt war, welches an Hals oder Hand ging, bei dem die Strafe in Hin- 
richtung oder Verstümmlung bestand.* Diesen Gesichtspunkt werden wir auch 
in Italien in m weit ma.«sgebend finden, als es sich in solchen Fällen um einen 
schärferen Bann handelt. Aber das Bannverfahren ist nicht darauf beschränkt. 
Es findet statt bei jeder Klage um Missethat, auch wenn auf dieselbe nur 
Geldbussen standen. Aber nicht das allein ; der Bann konnte auch verhängt 
werden bei einer Klage auf Eifüllung jeder Wrbindlichkeit, insbesondere auf 
Zahlung von .Schulden.* Aber freilich waren die Wirkungen des Bannes dann 
wesentlich verschieden. Es tritt denn auch keine .Scheidung in den Quellen 
häufiger und bestimmter hervor, als die zwischen dem Bann mn Schulden und 
dem Bann um Mi.ssethaten; es wird daher am geeignetsten sein, im Anschluss 
an diese Hauptscheidung die verschiedenen Arten des Bannes bestimmter ins 
Auge zu fassen. 

46. — Der Bann um Schulden wird in den Quellen in der Regel als 
Baimrnn yro debitis bezeichnet; es finden sich auch die Ausdrücke £. ex 
cirili ohligatione, ex causa pecuuiaria, ad condictionem pecutnae. Es kann 
sich dabei mn die verschiedensten Forderungen handeln, wie auch wohl ange- 
deutet ist, wenn es hei.sst B. pro debito pecimiario vel aliquo avere mobili 
vel pro aliquo easu et non j>ro malefino * ; oder B. pro datis vel prestan- 
tiis — vel alia qu(u-umque. occasione vel causa, e.rcepto pro maleßcio.'^ In 
lieiden Fällen bezeichnet der Zusatz das mas.sgebende Moment; es darf die 
Forderung nicht durch eine Mi.ssethat begründet sein ; der Bann um Schulden 
und was dem gleichsteht wird auch sonst nicht selten in den Quellen durch 
die.ses negative Moment als B. non pro nmleßeio bezeichnet. 

Nach den Statuten von Pisa wäre der Bann um Schulden immer nur ein 
Ungehorsamsbann. Denn als Mittel, einen .Schuldner, de.ssen man habhaft 
ist, zur Zaidimg zu zwingen, erscheint hier die persönliche Haft, während zu- 

45 . — ] 2. Saclis. landr. I, 68 § I . II, 45. III, 9 § 5. Nacli SchvSb. I..Audr. 102. 107 ist 
veuigsten.s bei Klagen um Schuld die Aeebtung aufidrücklich ausge.schlossen. Vgl. Maurer 
Gesch. des altgerm. Gericht.sverfahren.s 21G; kommt danach sp&ter in Deutschland aus* 
nahm^weise die Aechtung auch bei Cirilsachen tot, so dürfte das doch wahrscheinlich aus 
Italien her Kingang gefunden haben. 8« Auch in dieser Richtung schliossen sich die 
Trienter Statuten durchaus dem deutschen Verfahren an. Noch $ 148 scheint die Verban* 
nung nur einzutreieu bei Saciion, die an den I.<eib gehen, womit stimmt, dass nach $ XXV'l 
niemand um (*eld.schuld, sei es au.s bürgerlichen oder Strafsachen, gebannt werden darf. 
Bann um Schulden wird § XXIV sogar dann verboten (wie ich die Stelle Terstelie), wenn 
der Schuldner sich vorher zur Uebemahme verpflichtet hatte, aus.ser wenn es sich um einen 
ausw&rtigen Schuldner handelt. Vgl. auch $ 138. UCXI. Die wiederholten ausdrücklichen 
Verbote des Bannes scheinen zu zeigen, dass man sich des Gegcnsatze.s gegen die italie- 
nischen Kinrichtungen bewu.sst war und die.se fern halten wollte. Nur $ XXVII llndet sich 
ein dem italienischen entsprechender Bann gegen den, der ein bewegliches Pfand aus der 
8tndl bringt. 

46 . — !• Parma 12^13: Mun Pnnn. I a, 314. 2« Uunaini >Scat. 1, 332. 
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gleich zur Sicherheit des Gläubigers seine Güter in Beschlag gelegt werden. 
Nur dann, »i haberi non poterit, ponetmm eum in banno xisque ad dehitam 
iatinfactionem; et nichilominus poseint bona »tia eapi in teuere. Aber 
auch dann hat man noch in erster Reihe die Durchrührung der Schuldhaft iin 
Auge; auf Verlangen des Gläubigers sind demselben Gerichtsdiener zuzuwei- 
sen, um den Giebannten einzufangen und zur Haft zu bringen.^ Entsprechende 
Bestimmungen finden sich auch im Statute von Val d’Ambra'*; in den Statuten 
von Ancona ist dem Gläubiger die Wahl zwischen Haft undPlandung gestellt® 

Aber diese Anwendung der Schuldhaft in erster Reihe scheint nur aus- 
nahmsweise üblich gewesen zu sein. Der Bann um Schulden kommt nicht blos 
als Ungehorsamsbann vor, sondern scheint ganz gewöhnlich auch umnittelbar 
als Ausweisungsbann über den zahlungsunRihigen Schuldner, dessen man 
habhaft war, verhängt zu sein. So heisst es 1166 bei einem Bündniss zwischen 
Bologna und Modena : iEt si qiiis de nostris civibiie eel de nostro epiaeopatn 
vel comitatu debitor est ex qtatcuntque causa, solvere faciemus, si habeat 
nnde solvat; sivero non habeat umle solvat, de cieitate et noah'o distrietu 
expellemus bonis ablatia et destriictis^ ; 1188 bei einem Bündniss zwischen 
Panna und Cremona: Jüt si iUe, qni de jeredictis condemnatus fuerit, non 
habuerit tinde solvere valeat, in bamium eum ponam nec eum extraham 
de banno in toto meo consulatu, et de mea civitate, et distrietu eum ex- 
pellam, nisi venerit ad solutionem faciendam, vel nisi remanserit para- 
bola lamentatoris; ähnlich auch 1202 bei einem Bündnisse zwischen Verona 
und Cremona. ^ Und auch in den spätem Statuten ist der .Schuldbann vielfach 
zunächst als Answeisungsbann erwähnt Ein Ungehorsam des .Schuldners 
durch freiwilliges Entweichen aus dem Bereiche des Gerichtes hätte in der 
Regel auch nur einen .Sinn gehabt, wenn ihn beim Verbleiben ein empfindliches 
Uebel getroffen hätte. Das hätte ausser der nie erwähnten .Schuldknechtschaft 
nur die .Schuldhaft sein können, welche aber nach den mir vorliegenden (luellen 
nur ausnahmswei.se gebräuchlich war. 

Die Verbannung des zahlungsunfähigen Schuldners könnte man als eine 
im öffentlichen Interesse getroffene Massregel auffassen, ausgehend von der 
Anschauung, dass derjenige, welcher übernommenen Verpflichtungen nicht 
nachkommen kann, ein untaugliches Gömeindemitglied sei. Aber sie erscheint 
nirgends als nothwendig eintretende Massregel, sondem als eine solche, welche 
nur im Interesse und auf Verlangen des Gläubigers getroffen wird; es wird 
mehrfach erwähnt dass der Bann verliängt werde ad voluntatem n'editoris. 
Dieser konnte Pfändung oder Bannung, wohl auch beides verlangen. In einem 
Statut von Padua von 1236 heisst es: qui non solverit infra terminum sibi 
datum, possit termiuo transaeto forbanniri et pignoi'ari; nach späterem 
.Statut von 1258 bei Ungehorsam des Schuldners; ßat cedula ad accipien- 
dum per vim tenutam de bonis talis citat- — seuad forbaniendum ipsum, 
si actor viu7n forbanitmiis ellegerit; ähnlich ist beides in die Wahl des 

8. Vgl. Bon.nini Sut. 1. 200. 224. 22(i. 4. S 13. S. 54. 5. Briegleb Executivpr, 2. 212. 
0. Antiq. It. 4, 339. Bsbiner Acta 009. Arcbir lu ('remoua. 
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Gläubigers gestellt nach Statuten von Ancona von 1357.® Zu Verona heisst 
es: Dehitorem — qui non solverit vel mlvere non potuorit, extraham df 
trera omnibu«, vel — bona eins destrnam vel vendam — ad voluntatem cre- 
ditorum priorinn tempore vel maioris partis pro rata debiti et non pro 
ntimero personarnm; nach späterem Zusatze soll aber auch der, dem die 
Mehrzahl der Gläubiger Aufschub bewilligt, auf Verlangen des nicht Zustim- 
menden gebannt werden können.® Nach den .Statuten von Modena wird dem 
.Schuldner, wenn der Termin des richterlichen Zahlungsbefehls abgelaufen ist, 
befohlen, sich binnen drei Tagen mit dem Gläubiger zu einigen; quo termino 
dennncie transaeto detur ei (creditori) temita vel in banno communis 
Mutine ponatnr ad arbitrinm et voluntatem (Yeditoris; et unu7n per alium 
non toUatur.'^ In der Regel wird der Bann nur angewandt sein, wenn der 
Schuldner überhaupt kein ausreichendes Vermögen besass, um den Gläubiger 
durch Einweisung in den Besitz sichern zu können, da die früher angeführten 
Stellen Vermögenslosigkeit überhaupt vorauszusetzen scheinen; ist beides auch 
gleichzeitig gestattet, so ist wohl nicht blos an unzureichendes Vermögen zu 
denken, sondeni auch bei Zureichen desselben konnte der Bann noch immer 
im Interesse des Gläubigers liegen, wenn zu hoffen war, dass sich dadurch eine 
Zahlung erzwingen liess, welche der lästigen Befriedigung aus dom Vermögen 
überhob. Doch scheint der Gläubiger nicht überall das Recht gehabt zu haben, 
unnnttell>ar Bannung des nicht zahlenden .Schuldners zu verlangen ; nach einem 
Vertrage zwischen Parma und Creniona von 1219 wird dem Gläubiger zu- 
näclist nur tennta de bonis condemnati gegeben; erst dann, wenn der .Schuld- 
ner die Tenuta bricht, soll er in den Bann kommen. ' ' Es war das ein Fall, 
wo das ältere Recht mit Gefängniss drohte*®, an dessen .Stelle später wohl 
durchweg der Bann getreten sein wird. 

Insbesondere wird der .Schuldbann die ältere Schuldknechtschaft 
ersetzt haben, welche in dem longobardischen Gesetzbuche mehrfach auch da 
erwähnt wird, wo es sich nicht um .Schuld aus einer Missethat handelt’® .Seit 
wann die in den städtischen Rts'htsquellen nicht mehr erwähnte .Schuldknecht- 
schaft abkani, dürfte sich schwer genauer bestimmen lassen. In Urkunden des 
eilften Jalirhunderts finde ich sie nicht mehr erwähnt; aber es handelt sich da 
auch fast nie um Fälle, wo ihre Erwäluiung zu envarten wäre. Ist anzunelmieii, 
dass die Expositio zum Papienser Rechtsbuche sich nicht lediglich durch den 
Wortlaut der Gesetze, sondern auch durch die thatsächliche Uebung leiten 
liess, so wäre sie gegen Ende des eilften Jahrhunderts noch angewandt; denn 
nicht allein, dass jene die .Schuldknechtschaft bei Verbrechen als fortbestehend 
anninnnt, iHunerkt sie ausdrücklich, dass dieselbe nach dem Gesetze Lothars 
ntoderno tempore sieut ftro eriiniiie ita pro debilo in Anwendung kommt 
Der .Schuldknechtschaft gegenüber ist der Bann als Milderung zu betrachten, 
welche wohl auf sfidtischo Rechtsentwicklung zurückzutühren sein dürfte. Der 


46 . — ) 8 . Briegleb Exerulirpr. 2. 192. 195. 211. 9 . Canipagnola 2C. 181. 10 . Moii 
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fjläuhiger war dadurch ungünstiger gestellt, insofern ihm nun die Arbeit des 
.Schuldners nicht umnittclbar zu Gute kam. Der .Schuldhaft aber war der 
Bann wohl auch im Interesse des Gläubigers vielfach vorzuziehen, da die Ko- 
sten der Gefangenhaltung entfielen und dem Verbannten die Möglichkeit ge- 
boten war, durch auswärtigen Erwerb oder auch durch die Gaben von Wohl- 
thätern*^ sich zahlungsfähig zu machen, während doch der Bann für ihn 
empfindlich genug war, um ihn zur Zahlung anzutreiben, wenn dieselbe ihm 
möglich war. 

Der .Schuldbann wurde aufgehoben nach Befriedigung des Gläubigers, sei 
es durch Zahlung der Summe, sei es durch ein anderweitiges Abkommen, und 
nach Zahlung der Bannstrafe. 

47. — Wesentlich gleichgestellt erscheint dem Schuldbann ein Bann, 
welchen wir als einfachen Ungehorsamsbann bezeichnen können. Er 
kann verhängt werden, wenn jemand bei Ci\’ilklagen, reqmsilus in aliqua 
i^MUstione civili, sich auf gehörige Ladung dem Gerichte nicht stellt; er ist 
gleichfalls nicht nothwendig zu verhängen, sondern ad voluntatem actoris vel 
creditoris. * Bezüglich der Bannbusse werden in den .Statuten von Modena 
wiederholt die Fälle gleichgestellt, si uUquis jmsitus faerit in banno pro 
precepto (soh'endi) non ohservato vd qxUaad rationem non venerit.^ Den 
Gegensatz zum einfachen Ungehorsam bildet denn auch hier entsprechend der 
Ungehorsam bei Kriminalklagen, und demnach wird der Bann vom Bann um 
Missethat scharf gescliieden; so zu Pisa: Si quin vrro contmnax fxu^rit in 
vfniendo a<l precepta nostm vd nostri ittdicis — et ob id simplicitei’ in 
banno positus ftu-rit, alia causa in banno non c.vpressa, ex causa nudeficii 
vd qtutsi non intclUpatur in banno esse positus.^ 

Dieser Bann wurde übrigens nicht blos im Interesse eines Privatklägers, 
sondern ebenso im allgemeinen Interesse verhängt, wenn ein Bürger einer La- 
dung oder einem Befehle der städtitchen Obrigkeiten nicht folgt, ne ex con- 
tunuu'ia requisitorum i>ro f actis communis — et eins occasione comtmine 
— lesionem incurrat*; so wird 1243 zn Vercelli jemand gebannt, weil er 
eine kon der Stadt aufgetragene Gesandtschaft verzögert, dann verweigert.* 
Dabei konnten nun freilich Interessen der Gemeinde von sehr verschiedener 
Bedeutung durch den Ungehorsam gefährdet werden; aber es konnte das zu 
genügender Geltung kommen durch Bestimmung einer geringem oder grössern 
Bannbusse, ohne dass der Charakter des Bannes sich übrigens geändert hätte, 
die Wirkungen eines Bamies um Missethat eingetreten wären. 

Die Lösung vom Banne ist immer bedingt durch Zahlung der Bannbusse 
und Rückkehr zum Gehorsam dimch Unterwerfung unter den bezüglichen Be- 
fehl der städtischen Gewalten; so wird in dem angeführten Falle von Vercelli 
bestimmt, dass der Gebannte nach Zahlung der Bannbusse nichtsdestoweniger 
die aufgetragene Gesandtschaft auszuführen habe. 

15. Vgl. Brief den Bischofs tod Cremona 1219 Juli 24, Beilagen, wo es sich luntchst um 
Bann um Missethat handelt. 

47 , — 1 . Vgl.Mon. Parm. 1 c. 167. 204. 2 . Mon. Modencsi. SUt 1. 374. 8. Bo- 
naini Stat. 1, 388. 4 . Pisa: Bonaini Stat. 1, 390. 6. Mandelli 1, 255. 
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Die scharfe Scheidung des Bannuin pro contuniacia von dem Bannum 
pro malefitio ist von Wiclitigkeit, insofern sich daraus zu ergeben scheint, 
dass der Ungehorsam gegen die städtischen Obrigkeiten an und thr sich nie 
als Misscthat aufgefasst wurde. Nach einer Bestimmung des besonders stren- 
gen Schuldrechtes von Pisa könnte es allerdings scheinen, als sei fortgesetzter 
Ungehorsam selbst bei bürgerlichen Klagen schon als Missethat behandelt. 
Der ungehorsame Schuldner wird zunächst gebannt; dann heisst es: Et talem 
et tales sic cxbannitos ad voluntatem creditoris, ut eoram nobis vel asses- 
sore nosiro venianf, citari faciemus jyro satisfaciendo creditori de debito 
sive rebus, j>ro quibus sunt in banno; quod si non venerint, possimns nos 
et assessor 7ioster exbannire et condempnare eum vel eos non parentes us- 
que in libris quinquapinta tamquam de rnaleficio.^ Aber diese letzte Be- 
merkung scheint sich doch lediglich auf die Höhe der Bannbusse zu beziehen, 
welche hier so hoch gegriffen werden sollte, wie bei einer Missethat, nicht aber 
den fortgesetzten Ungehorsam selbst als Missethat zu bezeichnen. 

Allerdings finden wir anscheinend einfachen Ungehorsam wohl mit dem 
allerschärfstcn Banne bestraft; so etwa bei einem Verlassen der Stadt, welches 
an mid für sich noch gar nicht einmal nothwendig Ungehorsam voraussetzt, 
erst dazu wird, wenn einem Gebote zur Rückkehr nicht gefolgt wird. Aber in 
solchen Fällen ist offenbar nicht das Entscheidende das Ausziehen und das 
Verweigern der Rückkehr, sondern das Motiv des Ausziehens, bei welchem 
man Befehdung der Stadt und Verbindung mit ihren Feinden im Auge hatte; 
es handelt sich da um den Ungehorsam eines des Ilochverraths Angeschul- 
digteu oder Verdächtigen. So heisst es 1252 zu Brescia: statnit — potestas 
— 7'oluntatc consilii, quod illi, qui nuper tenipoi'esue potestarie exiveriint 
ciritatein Brivie facti sunt inimici et proditores civitatis; es wird dann 
unsühnbarer Bann mit den schärfsten Folgen über sie verhängt, so dass, wenn 
sie gefangen werden, der Podesta verpflichtet sein soll eos destruere in per- 
sonis ita quod moriantur.' Doch konnte das Ausziehen aus der .Stadt, um 
an anderm Orte zu wohnen, an und für sich verboten sein; so zu Riva, wo 
das nur mit Zustimmung des Podesta und des Raths gestattet war; aber als 
Missethat wurde das schwerlich betrachtet; die Folge ist nur, dass derUeber- 
treter vor Zahlung einer Geldstrafe nicht wieder in die Stadt konuuen darf.® 

48. — Der Bann um Missethat, Bannum pro malefitio, wird als 
schwererer Bann dem Schuldbann oder einfachen Ungehorsamsbann so oft 
schlechtweg entgegengesetzt, dass von vornherein anzunehmen ist, dass alle 
Banne um Missethaten gewisse Eigenthümlichkeiten mit einander gemein hatten. 
Andererseits ist nicht zu verkennen, dass unter ihnen selbst weitere Unter- 
scheidungen gemacht werden. Ist das für alle Gemeinsame die Veranlassung 
des Bannes durch eine Missethat, so ergibt sich doch bald, dass je nachdem 
die Missethat selbst eine schwerere oder leichtere war, auch der Bann ver- 
schiedene Wirkungen hatte. Aber es fehlt der italienischen Rechtssprache an 
besondern Ausdrücken für die schwerem und leichtern Missethaten; alle wer- 
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den als Malefitia zusanmiengefiisst. Um die Uesonderheit. des Bannes liervor- 
zuhelHüi, wird derselbe daher wohl nach der begründenden Missethat bezeichnet; 
es ist Hede von einem Bannum homieiJii, de ]>nce riifda oder de furto et 
falaitate. Oder er wird bezeichnet nach der Strafe, welche auf die Missethat 
gesetzt ist; so ist in den Statuten von Casale melirfach die Kede von dem 
Bannilus de Udi malefieio, pro qm dehxet pirdere i-ilam. ln dieser Rich- 
tung ist nun leicht zu erkennen, dass ein Ilauptunterschied dadurch begründet 
war, ob eine Missethat nur eine üeldbusse nach sich zog oder aber eine kör- 
perliche Strafe. W'ie sich das im einzelnen aus den bezüglichen Bestinnnungeii 
ableiten lässt, so wird auch wohl in den Quellen unmittelbar darauf hinge- 
wiesen. So ist in den Statuten von Ivrea die Rede von dem Mnlefictnm prop- 
ter quod deberet soliiin in pecunia condeinpuari' ; dagegen in denen von 
Modena von dem Bannitua pro malejieio, e.v qno ex forma atatatornm 
communis vel popiili vel ex forma iuris comunis deberet pati penam mor- 
tis vel mrnthri nbseissionan vel deberet fustibus easlipari.^ Es ist das 
derselbe (Gesichtspunkt, welcher in Deutschland für die .Scheidung zwisclien 
Frevel und Ungerichte massgebend war; wir könnten daher unter Aufnahme 
der deutschen Ausdrücke scheiden zwischen dem Baun um Frevel und um 
Ungerichte. 

Dann aber macht sich damit zusammenhängend noch ein anderer Unter- 
schied geltend, der auch in der .Sprache der Quellen einen bestimmteren Aus- 
druck gewonnen hat. Von jedem andern Banne wird überaus häufig das 
Bannum perpetuum geschieden, der beständige Bann, der als ein schwererer 
Bann um Missethat erscheint; die Unterscheidung von dem Banne um Misse- 
that schlechtweg tritt besonders deutlich zu Brescia hervor, wo verschiedene 
Bannbücher für die Banniti perpetuales und pro maleßeio geführt wurden. * 
Vorbehaltlich genauerer Erörterung wird dieser Bann im allgemeinen als be- 
ständiger, unlösbarer bezeichnet, nicht weil dabei immer jede Lösung ausge- 
schlossen gewesen wäre, sondern nur in so weit, als es nicht in der Macht des 
Gebannten lag, den Bann durch Geldzahlungen zu beenden. Damit sind wir 
im Wesentlichen auf dasselbe .Scheidungsmoment hiugewieseu; der beständige 
Bann entspricht im wesentlichen dem Bann um Ungerichte. Doch nicht ganz 
genau; mnfasst der beständige Brnm auch Fälle, welche sich kaum als Unge- 
richte bezeichnen lassen, so kann wenigstens ausnahmsweise mich der Bann 
um Ungerichte lösbar sein. Dagegen ist der Bann um Frevel, ebenso wie der 
um ^Schulden und einfachen Ungehorsam, immer lösbar. Uebrigens kann es 
sich da nur um .Scheidungen im ganzen und grossen handeln, welche im allge- 
meinen zutreffen und in der Regel als Ualtinmkte dienen können; im einzehien 
zeigt sich oft die Gränze zwischen dem unlösbaren Banne und dem Banne um 
Frevel als eine sehr schwankende, zumal desshalb, weil man den Begriff der 
Unlösbarkeit vielfach nach verschiedenen Gesichtspunkten bestimmt hat. 

49. — Der Bann um Frevel tritt ein bei allen .Sachen, wegen deren 
der Missethnter nur in eine Geldstrafe, nicht aber in eine Körperstrafe ver- 
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urtheilt worden konnte, sei es unmittelbar, sei es dass die Körperstrafe even- 
tuell bei Nichtzahlung der Geldstrafe eintreten sollte. 

Der Bann um Frevel kann zunächst Aus Weisung s bann sein, wenn 
man des Beklagten mächtig ist. Der Bann wird verhängt statt der Geldbusse, 
wenn diese nicht einzubringen ist; nicht etwa nach freier Wahl des Verur- 
theilten. Denn zunächst wird versucht, die Busse nebst dem etwaigen Scha- 
densersatz aus seinem Vermögen in Geld einzubringen. Zeigt sich das un- 
möglich, so wird als weitere Massregel häufig erwähnt eine Beschädigung des 
Verurtheilten an seinem Gute um den doppelten Betrag. So häufig in den 
Statuten von Pistoja: Et si praedictam poenam habere neqtüvero, de atda 
bonis eum peiorabo in duplum, oder in denen von Val d’ Ambra: Quam 
penam ai auferre non poterit, teneatur potestas contrafacientetn damni- 
ficare in diiplum; abweichend in denen von Parma penam ei toUam vel tan- 
tum eum peiorabo.' Erst dann, wenn wegen Vermögenslosigkeit die Strafe 
in der einen oder andern Weise nicht eingebracht werden kann, folgt nicht 
etwa, wie in den altem Gesetzen, Knechtschaft oder Ilaft oder körperliche 
Bestrafung, sondern der Bann; so in den Statuten von Pisa: Et si tantum 
non habuerit, qitod pena predicta possit ei tolli vel damnificari, eum äX- 
bannienms — et pro exhannito tenebimus iisque ad satisfactionem'^; und 
entsprechende Bestimmungen finden sich häufig. Nur in den Statuten von 
Aosta scheint die Zahlungsunfähigkeit nicht als nüthige Vorbedingung; c« 
heisst si solvere non potuerit vel noluerit vel damnum vel iniuriam passo 
non emendaverit — , d. comes — ipsum possit bampnire et terrani inter- 
dicere. * 

Wird durchweg angegeben, dass der Bann bis zur Zahlung der Geld- 
strafe dauern soll, so ist derselbe zunächst als Zwangsmittel, nicht als Ersatz 
der Geldbusse zu fassen. Ho heisst es häufig in den Statuten von Verona: si 
non potcst solvere, extralnitiir de treva Verone et amplius non revertatur, 
donec praedictam poenam solvat. Aber gerade in einzelnen ältern .Statuten 
fehlt jene Bestimmung, während von vornherein der Bann aufbestimmte 
Zeit bcgränzt erscheint; dann würde es sich also um eine selbstständige 
.Strafe handeln, welche die Geldbusse ersetzt So heisst es in den Statuten 
von Genua von dem, der verbotene Waffen trägt: sol. xx. ei tollenuis, si in- 
venerimus; si autem non invenerimtis et personam eins habere poterimns, 
inrare faciemus illum, quod non habitet in nostro ejiiscopatn per tottan 
nostrum constdatiim.* Und mehrfach in den .Statuten von Pistoja: Et si 
praedictoAS personae non hahuerint, imde praedictam poenam solvere va~ 


iß. — 1 * Mon. Farm. 1 a. 300. 2 , Bonaini Stat. 1, 350. 3, Isjg. iminic. 37. 
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leant, expellantur de cmtate et in toto consuhitu illiun anni in civitaie 
noslra, nee in burpis, nee in/ra tria milliaria prope cieitutem hnbifnee 
pennittantiir.^ Man könnte annehinen, die Beschränkung auf das Konsulats- 
jalir iteziehe sieh nur darauf, dass die Gewalt der jedesmaligen Kunsuln nielit 
weiter reicht, es könne trotzdem hei jedem Wechsel des Konsulats der Bann 
wieder bestätigt sein, wie es denn einmal allerdings in solidiem Falle vom 
Podesta heisst: Et »ic faeiat iiirarc suos suecessores.^ Aber in den Sta- 
tuten von Pistoja ist überhaupt der Gesichtspunkt herrschend, dass jede Ver- 
bannung nur eine liestimmte Zeit zu dauern habe; selbst für Fälle, wo andere 
Statuten unlösl)aren Bann verliängen, ist hier nur von Verbannung auf fünf 
bis zwanzig Jahre die Rede ’’ ; nur in einem Einzelfalle, wo ein Konsul er- 
schlagen war, ergibt sich immerwährende Verbannung, indem cs heisst: Et 
hoc faciam iurare incos proxinwa aucecssores consulea rel poteatalea, et 
quod ipai facient iurare auoa et Uli auoa, et aic uaque ad extremum vitae 
iüiua.^ Die ganze Auffassung der Verbannung scheint hier noch eine wesent- 
lich andere zu sein, indem dieselbe nicht als Zwangsmittel erscheint, sondern, 
auf bestimmte Zeit beschränkt, als eine eigentliche Strafe, welche mit oder 
statt einer andern verhängt wird. 

Den spätem Statuten ist, so weit ich sehe, ein Bann auf bestimmte Zeit 
ganz fremd. Aber cs scheint, dass man da, wo es sich um blossen Bann um 
Frevel handelt, wohl nach Ablauf einer gewissen Zeit auch ohne Zahlung der 
Geldstrafe die Lösung ermöglichte. So heisst es zu Parma in einem .Statut 
von 1242: Poteataa teneatur, quod omnea hanniti in anno preterito, qui 
non aunt in hanno pro offenaione facta alieiii in persona neque pro fivrto 
neque pro damno dato neque pro incendio neque pro offenaione ftwta in 
platea, volenlea vemre ad praecepta poteatatia, extrahantur de banno aob- 
rendo aolummodo v. aol. Parnu’tiaea.^ Diese .Summe ist nur die für jede 
Lösung zu zahlende geringste Bannbusse**’; die Geldstrafe für den Frevel 
scheint man als durch die zeitweise Verbannung ersetzt betrachtet zu haben. 
Und wenn es zu Pi.sa heisst, nachdem vorher von den um Missethat überhaupt 
Gebannten die wegen einer Reihe schwerer Missethaten Gebannten unter- 
schieden sind: Et precipuc aupraaeriptoa exeeptatoa aeu norninatos non 
reconeiliabhnua — , niai bannum in quod inevrrerint et miaai fuerint — 
aolrerint^*, so .scheint sich daraus mittelbar zu ergeben, dass es im Ermes.sen 
des Podesta stand, den Bann um Frevel auch ohne Zahlung aufzuheben. 

War man des eines Frevels Angeklagten nicht mächtig, so mag man 
sich auch zuweilen zunächst nur an sein Gut gehalten haben. Der Podesta 
von Verona verspricht 1 2ü2 für Emendation jeder einem Cremoneser zuge- 
fügten Verletzung zu sorgen: Et ai — peraonaa, que hoc fecerint, invenire 
non potero, ego bona ßdc bona eoruin inlromitiam et poaseasionein paaao 
violentiain dabo et in poaaeaaione ipaum defendant, aalvia privilegiia cre- 
ditorum. Dann erst: Et ai bona non habuerint, unde poaait conquerenti 
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ist von unmittclliarer Vfrliüiißung des Ungehorsamshanncs die Rede; 
und da dieser, worauf wir zuriiekkommen, Verurtlieilung in die tiezügliehe 
Geldstrafe zur Folge hatte, so wird seine Lage wesentlich dieselbe; kehrt er 
zum Gehorsam zurück, indem er si(;h den städtischen Gewalten stellt, so wird 
der Bann gelöst, wenn er die Geldstrafe zahlt oder dieselbe ihm nachgesehen 
wird. 

50. — Ein 1 ösbarer Bann um Ungerichte kommt nur ganz aus- 
nahmsweise vor, da derselbe regelmässig dadurch unlösbar wird, dass ent- 
weder eine Körperstrafe unb(?dingt verhängt oder doch ausser der Zahlung 
noch eine Sühne verlangt wird. Ein Beispiel geben insbesondere nur die Sta- 
tuten von Val d' Ambra. ln diesen ist eine Körperstrafe nie unbedingt gedroht, 
.sondern alle Missethaten sind zunäclist mit Geld zu büssen; ist aber die Strafe 
binnen zehn Tagen nach Ergreifung des Verbrechers nicht gezahlt, so erfolgt 
bei dem mit 1 Oü Ffund zu büssenden Todschlag llinrichtung, bei Bussen bis 
zu 25 Ffund herab Verstiiimnelung, während bei uiedem Bussen in der Regel 
ein Ersatz durch Körperstrafe nicht eintritt. Weiter aber wird nur in den 
drei Fällen des Todschlags, des Friedensbruchs und blutiger Wimde der Bann 
durch Forderung einer Sühne zu einem unlösbaren. ' Dagegen ergibt sich hier 
für viele Ungerichte, wie Brandstiftung, Raub und grossen Diebstahl über- 
haupt kein beständiger Bann, da der Verbrecher, wenn er wegen Ungehorsam 
gebannt war, sich immer durch Zahlung lösen konnte. Vom Bann um Frevel 
unterscheidet sich ilieser Bann, abgesehen von den grösseren Strafsummen 
nur dadurch, dass er immer Ungehorsamsbaun ist, d;iss der zahlungsunfähige 
Wrbrecher, wenn man seiner habhaft war, nicht ausgewiesen, sondern durch 
V'erstümmelung gestraft wiu’de. 

51. — Der beständige Baun, Bannum perpetuum oder perpetuale 
nach dem ganz feststehenden Sprachgebrauche der Quellen, ist jeder Baun, 
welcher nicht nach Belieben des Gebannten durch blosse Zahlung von Geld- 
strafen beendet werden kann. Der Ausdruck ist aber insoweit nicht scharf 
bezeichnend, als in vielen Fällen doch eine Beendung des Bannes von vorn- 
herein vorgesehen ist, in andern freilich dieselbe schlechtweg ausgeschlossen 
erscheint. So bestimmt der Unterschied in den Quellen hervortritt, so fehlt 
doi'h ein bestimmter Au.sdruck ; da als unterscheidendes Merkmal meistens der 
Umstand betont wird, ob der Bann durch .Sühne mit dem Verletzten beendet 
werden kann oder nicht, .so dürften sich die beiden .iVrten des beständigen 
Bannes als sühnbar und unsühnbar bezeichnen lassen. 

Der SU hn bare Ban n wird desshalb als beständiger bezeichnet, weil 
der Bann weder durch Zahlung noch durch Nachsicht einer .Strafe beendet 
werden kann, wenn nicdit die Zustimmung des Verletzten oder .seiner Erben 
hinzukonnnt, dieselben dem Gebannten Frieden oder .Sühne, Pa,e, Fiitie, 
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auch Compositio, zugestehen, in deren Hand es demnach liegij den Bann zu 
einem inmicrwätirenden zu machen. In den .Statuten von I’arina wird geradezu 
als Kennzeichen des datiiit dem sonstigen .Spraehgeliraticiie nach zu eng ge- 
fassten Banmmi ]ierj)etuum angeführt: qmd non possit iwire de banno, nisi 
paeem habnerit ab iüo, qui malnm recepen'it — vel ab illis, qui proxhniores 
tunt ad vimlicandum . ' Der Grund ist da sclion angedoutet ; wenn die Ge- 
meinde auch ira öffentlichen Interesse eine körperliche .Strafe nicht verlangt, 
so erkennt sie doch das Kecht des V^erletztcn .auf Rache an; so wird in den 
.Statuten von Pistoja von der Bestrafung au.sdrUcklich ausgenommen, qui in- 
terfecerit interfectorem parenlum aut filii vel fratria aut apnati vel co- 
gnati aeu generi aui, unde finia non ait faela ; et illuiih, qui vindiclain pro 
auo donüno fecerit.^ Da aber die Uebung der Rache den Frieden der Ge- 
meinde selbst bedrohen tjürde, so verbietet sie deiu .Schuldigen den Aufent- 
halt, bis er sich zur Versöhnung versteht oder dieselbe erlangt hat; die für 
ihn mit dem Banne verbundenen Nachtheile sollen ihn bestimmen, die .Sühne 
baldmöglichst auch unter harten Bedingungen zu suchen. So in einem .Schwure 
der Mailänder 1167: JUt iUa peraomi, que lutne finem facere noluerit, ego 
expellam etim de mea eiritate et eonütatu, nee eu7n pernüttam ibi hedntare, 
donec hanc finem non feeerit.^ Auf welche Bedingungen er Sühne gewähren 
wollte, scheint ganz beim Verletzten gestanden zu haben. Verlangt die karo- 
lingische Gesetzgebung^, d.ass der Verletzte gegen Empfang der bestimmten 
Bus.se auf die Fehde verzichten müsse, widrigenfalls er selbst verbannt wird, 
so tritt ein solcher Zwang in den städtischen Rcchtsquellcn nirgends mehr her- 
vor, wenn die Gemeinde auch die .Sühne zu fördern sucht So wurde nach den 
.Statuten von Pi.Stoja derjenige, welcher ile cetera corpeeralite^' ad aancta dei 
evangelia iuraverit, ae non facere fi>iein nec rationem de aliqua offenaa 
aibi facta ab aliqua peraona, mit hoher Geldstrafe und fönfjäliriger Ver- 
bannung bestraft. ® Nur ist freilich gerade liier auffallend, d;iss auch der sonst 
eine .Sühne erfordernde Bann auf bestinmite Zeit verhängt wird; so einmal auf 
fünf Jahre, niai pacificatua fuerit cum eo, cum quo litem habucrit^; da 
würde doch anzunehmen sein, dass nach Abhiuf dieser Zeit ihm Frieden ge- 
währt werden müsse. In Fällen, wo die Verletzung, von der man Rache be- 
fürchtete, eine solche war, dass die Gemeinde sie billigte, bestand sie aller- 
dings auf Gewährung der .Sühne; nach den Statuten von Bologna muss der 
Verurtheilte dem Ankläger Frieden geloben; verweigert er das, so wird er 
gebannt, um den Frieden zu erzwingen.* Andererseits finden sich auch wieder 
Massregeln, durch welche das Recht auf .Sühne noch besonders geschützt ist ; 
nach den .Statuten von Pisa genügt es allerdings im allgemeinen, dass dei; 
Verletzte selbst, die Persona principalis, Frieden gewährt; geschieht das aber 
in articulo mortis, wo wohl Gewissenszwang vorausgesetzt wird, so ist sie für 
Söhne und Blutsverwandte nicht gültig, wenn diese nicht zusrimmen.** 

In einzelnen Fällen kann der sühnbarc Bann einzige .Strafe einer 
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Missetliat sein. .So lieisst es in einem .Statute von Bologna, dass derjenige, 
welcher jemandem Infamie vorwirft, weil er zu Bologna studirt, selbst infam 
mid unter Bescliliignahme seiner Güter im Banne sein soll, nec bona rem- 
perel, nee de banno extraluitur, nisi per voluntatem eins, cui hoc obitiat.^ 
Die anderweitig angedrohten Nachtheile hängen mit dem Banne aufs engste 
zusammen, sind durch das Fortbestehen desselben bedingt, so dass anzunehmen 
ist, dass eine .Strafe überhaupt nicht eintritt, wenn der Beleidigte etwa von 
vornherein darauf verzichtet. Dahin lassen sich auch wohl die Bestimmungen 
der .Statuten von Verona und Ferrara über die Ketzer ziehen, welche ausge- 
wiesen werden sollen, niei venerint ad voluntatem epigeopi; da ihnen andere 
Strafe nicht gedroht ist, so hört der Bann wohl auf, wenn sie die der Sühne 
zu vergleichende Zustimmung des Bischofs erhalten, von dessen Willen über- 
haupt ihre Ausweisung abhängig gemacht wird. 

Die regelmässige Anwendung des sühnbaren Bannes ist die, dass er 
neben einer Geldstrafe verhängt wird fiir Ungerichte, lur Missethaten, 
welche nach manchen Statuten unbedingt oder eventuell mit einer Körper- 
strafe bedroht sind; kennen da andere Statuten nur Geldstrafen, so zeigt sich, 
abgesehen von der grossem .Strafsumme, der Unterschied vom Banne um 
Frevel doch auch hier in der Forderung einer Sühne mit den Verletzten. So 
büsst zu Nizza ein Edler, der einen andern Edlen erschlägt, zwar mit dem 
Tode; erschlägt er aber einen Unedlen, so zalilt er hundert Pfund, et pro ho- 
inieiiUo ipsum in perpetuum forestabo, quougque ad peweni cum heredibus 
defuneti venerit.^^ Nach den .Statuten von Moncalieri wird jeder Todtschlag 
mit zweihundert Pfund gebüsst mid einem Banne, de qtio non excat, nisi cum 
amicisvel heredibus interfecti priits ad coneordiam pervenerit.'’^ Bestehen 
die Verwandten nicht auf dem Banne, so kann er überhaupt unterbleiben; zu 
Verona heisst es bei Mord, Verstümmelung und Friedensbruch, wenn dafür 
keine Körperstrafe verhängt wird: eum — de treva, nisi compositio facta 
fuerit, eximam^^', zu Ivrea wird der Mord immer mit dem Tode bestraft, 
aber der Todtschläger zahlt zweihundert Pfund und kann in der .Stadt bleiben, 
wenn die drei nächsten Verwandten des Erschlagenen einwilligen. 

In diesen Fällen ist der Bann zunächst als ein nach Zahlung der .Strafe 
zu verhängender Ausweisungsbann gefasst Aber es ist sehr erklärlich, 
wenn die Quellen den sühnbaren Bann durchweg von vornherein als Unge- 
horsamsbann fas.sen, voraussetzen, dass der Thäter sich dem Gerichte 
nicht stellt; es heisst gewöhnlich, der Thäter soll in beständigem Banne sein, 
bis er die .Sühne der Verletzten erlangt und die Pena zahlt Konnte durch 
blosse Zahlung der Strafe der Bann nicht abgewandt werden, so war auch für 
den zahlungsrähigen Thäter, der entweichen konnte, keine Veranlassung, die 
.Strafe zu ziihlen, ehe er nach erlangter .Sühne die Gewissheit hatte, sich damit 
vom Banne befreien zu können. Es wird das thatsächlich so sehr die Regel 
gewesen sein, dass sich daraus wohl vielfach als Herkommen ergeben mochte, 
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dass man in solchen Fällen auch von dem Thäter, dessen man etwa habhaft 
war, zunächst nicht die Zahlung verlangte, sondern ihn unmittelbar bannte, da 
jene ohnehin durch die mit dem Banne verbundene Beschlagnahme des Guts 
gedeckt schien. ' ® Den Zahlungsunfähigen konnte freilich ohnehin in dieser 
Richtung, auch wenn er sich dem Gerichte stellte, nichts anderes treffen, als 
die Verbannung; aber auch er wird es doch in der Regel vorgezogen haben, 
dieser durch die Flucht zuvorzukommen, um der Rache der Verletzten zu ent- 
gehen. 

Für ihn insbesondere konnte aber ein weiterer Anlass zum Ungehorsam 
noch darin liegen, dass Missethaten, welche Sühne erforderten, zwar vielfach 
ausschliesslich mit Geld gestraft wurden, vielfach aber auch eventuell bei Zah- 
lungsunfähigkeit mit schweren Körperstrafen. Bei schwerer Verwundung 
bOsst zu Turin der Thäter mit 25 Pfund und hei Zahlungsunfähigkeit mit Ab- 
hauen eines Fusses oder einer Hand; ist man seiner nicht habhaft, so wird er 
gebannt bis zur 2^hlung und .Sühne.*® Nach den bereits besprochenen Be- 
stiimnungen der .Statuten von Val d’ Ambra erfordern Todtschlag und Friedens- 
bruch ausser der Zahlung der hohen Geldstrafe auch die .Sühne; der Zahlungs- 
unfähige aber wird hingerichtet oder verstümmelt. Bei blutiger Verwundung 
wird gleichfalls .Sühne verlangt, wälmend eine eventuelle Körperstrafe nicht 
gedroht ist, wir sie also nach diesem Gesichtspunkte nur als Frevel zu be- 
trachten hätten; der Inständige Bann ist da weniger durch die .Schwere der 
Missethat, als dadurch bedingt, das dieselbe als unmittelbar gegen die Person 
gerichtet Sühne erforderte, während sehr schwere Missethaten hier unbedingt 
lösbar erscheinen. * ■■ 

Endlich scheint doch auch wohl bei solchen Ungerichten, bei welchen den 
gehorsamen Thäter Körperstrafe getroffen hätte, gegen den ungehorsamen nur 
ein sühnbarer Bann verhängt zu sein, welcher durch Zahlung einer Geldbusse 
nach erlangter Sühne ohne Erleidung einer Körperstrafe zu lösen war. So 
setzen die .Statuten von Modena auf Verstümmelung beständigen Bann; doch 
kann der Thäter dem entgehen, wenn er sich binnen vier Tagen dem Podesta 
stellt, der ihn dann freilich persotialiter et realiter bestrafen kann. Lässt er 
sich aber als ungehorsam bannen, so kann der Bann nach erliuigter Sühne 
vom Ritter mit hundert, vom Fussgänger mit fünfzig Pfund gelöst wurden.'® 
Solches würde vielleicht öfter erw.ähnt sein, wenn man nicht in diesen Fällen 
überhaupt als Regel nur den Ungehorsam im Auge gehabt hätte. Der Ge- 
sichtspunkt war dann wohl der, dass man einen solchen Bann doch nicht zu 
einem unsühnbaren machen wollte, insofern bei einem Verharren auf der Kör- 


15. Nach L. Pap. Karol. 125 soll überhaupt ror der Compositio das Friedensgeld nicht ge- 
nommen werden« waR die Exp. als geltend za betrachten scheint und die Erklärung darin 
sacht, dass es sonst wegen Zahlungsunfähigkeit oft nicht mehr zur Sühne kommen würde. 
Aber in den Statuten finde ich das nie als allgemeine Regel ansgesprochen; bestimmt da- 
gegen scheinen die sogleich zu erwähnenden Fälle de.s sühnbaren Banne.s zu sprechen, bei 
welchem man« wenn man des Verbrechers habhaft war« alsbald die Zahlung der ufTentlichen 
Geldstrafe forderte« wenn nicht Körperstrafe eintreten sollte. 16 . Leg. uiunic. 710. 
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perstrafp der Thäter voraussichtlich nie zum Glehorsam zurückgekehrt sein 
würde. Die.se AufFas.sung Hesse sich noch stützen durch die noch weiter grei- 
fende Bedeutung der Sühne in den sich freilich dem italienischen Brauche we- 
niger bestimmt anschliessenden Statuten von Trient; auch der schwerste Ver- 
brecher wird nur hingerichtet, wenn er binnen einem Monate die Sühne nicht 
erlangt; erlangt er diese, so tritt auch für den, dessen man habhaft ist, nur 
Geldstrafe ein.'® 

Beim Bestehen eines IleiTschaftsverhältnisses wird auch noch wohl die 
Gewährung einer Sühne durch den Herrn verlangt. Zu Turin ist für den 
Todtschlag .Sühne mit dem Grafen und mit den Erben des Erschlagenen nö- 
thig.2® Der Erzbiscliof von Genua verbannt 1216 mehrere wegen Todtschlag 
und anderer Missethat aus seinem Gebiete, donec per ipsum vel suutn nun- 
tinni fuerint resHtuti und erklärt ilire Güter für konfiszirt, nisi quanium d. 
arcläqyiscopus ei« dimittere vellet per miaericordiam pace interveniente.'^^ 
Es ist das wohl dahin zu verstehen, dass hier ein Recht auf Lösung durch 
eine bestimmte Summe nicht bestand, die Lösung demnach nur durch be.son- 
deres Abkommen mit dem Herrn zu erlangen war. In Statuten von Städten 
ohne Herren finden sich ähnliche Vorbehalte zu Gunsten der städtischen Obrig- 
keiten nicht, wie das die verschiedene .Stellung derselben leicht erklärt; ist der 
Bann überhaupt sUlmbar, so ist nach erlangter .Sühne von den Verletzten die 
Lösung nicht mehr Gnadensaehe, sondern muss gegen die bestimmte Straf- 
summe erfolgen. 

52. — Der unsühnbarc Bann kann überhaupt nicht gelö.st werden, 
ln einzelnen Fällen kann auch dieser als Ausweisungsbann gegen jeman- 
den, dessen man habhaft ist, verhängt werden; der nächste Gesichtspunkt ist 
der, l’ersonen, von welchen man .Schädigung des Interesses der Gemeinde 
fürchtet, auf immer von ihr feni zu halten. In den Urkunden des Lombarden- 
bundes wird melufach den Anhängern des Kaisers mit Austreibung und Güter- 
einziehung gedroht*; doch wird die Verbannung nicht als eine beständige be- 
zeichnet, mit Zustimmung der Rectoren des Bundes kann sie aufgehoben 
werden. Bestimmter schon heisst es nach einem .Statut von Bologna von 120.3 
von demjenigen, w'elcher Schüler verführt, an andern Orten zu studiren: in 
aniea nac ipae nee aid lilieri aint luihitatorea hiiina eivitatia et ipso iure 
aint puhlicata in communi hona coriim et etiani persone eoriim aint in 
hanno eommunia Jiononie; ebenso wird 1220 beständiger Bann demjenigen 
gedroht, der das .Studium von Bologna zu verlegen sucht.* Als Fen'ara 1208 
den Markgrafen von Este zum beständigen Herrn annahm, wurde bezüglich 
aller, die etwas dagegen unternehmen, bestimmt: aieiit riolatores ipsitts ck'i- 
talia ipso iure perpetuo aint in hanno, et U7nnia sua hona comjiiuni Fer- 
rai'io applieentur; et /» eivitate Feifurie neque distrietu non habitent 
neque more>itnr, sed seinper ah hiu' auia aint exulea et deieeti.^ Besonders 
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scharf wird dann die Unlösbarkeit eines solchen Bannes betont in einem Statut 
von Parma von 1316, wonach derjenige, der die Stadt unter einen Hemi zu 
bringen sucht, hingerichtet werden soll, und weiter filii et heredes et filii fiUo- 
riim banniantur pcrpetuo jm> malUwardia et proditione, et tainquam 
banniti et rebelles perpetno heibeantur et teneantur, eteorum bona ut siqtra 
publicari debeant et devastari, de quo banno e.rire non possint nee extrahi 
per aliquam paeetn, quae fieret, per aliqttod statutum seu refonnacionem, 
vel alio qiioqtio modo.* 

Auch scheint dann, wenn I)ei todeswiirdigen Verbrechen doch ausnahms- 
weise Ersatz der Hinrichtung durch Geldstrafe zugelassen war, auch nach 
Ausführung der Strafe der Bann als unlösbarer fortgedauert zu haben. So 
nach den Statuten von Turin: Si qiiis freqerit siratam, pei'pettial’Uer sit 
bampnitus, nee ulteriiis inTlutiirino debeat habitare et eins bona d.comiti 
appUcentur iiniversa; et si in fortiam iudicls vel rectoris pervenerit ocei- 
datur, nisi solverit libras centum pro bampno.^ 

Am häufigsten kommt der unsülmbarc Bann vor als Ungehorsam.s- 
bann bei Verbrechen, welche mit Hinrichtung oder auch Verstümmelung be- 
straft wurden. War man des Verbrechers habhaft, so wurde die Strafe voll- 
zogen. War man seiner nicht mächtig, so war auch von vornherein gar nicht 
zu erwarten, dass er je zum Gehorsam zurückkehren werde, wenn man ihm 
jene Strafe nicht nachsehen würde; das aber sollte in solchen Fällen nie der 
Fall sein, sie sollte weder durch eine Geldstrafe ersetzt, noch nach erhaltener 
Sühne der Verletzten erlassen werden können. Daher wird die Unlösbarkeit 
in diesen Fällen aufs schärfste betont; und dass man des Verbrechers nicht 
habhaft sein werde, wird so sehr als die Regel angenommen, dass die in erster 
Reihe zu verhängende Todesstrafe oft gar nicht erwähnt wird, dass der un- 
sühnbare Bann, der eigentlich nur eventuell als Ersatz jener eintreten sollte, 
in den (Quellen als die unmittelbar auf das ^■erbreeheu gesetzte Strafe genannt, 
daneben dann freilich auch oft erwähnt wird, dass er hingerichtet werden soll, 
wenn er in die Gewalt des Richters kommt. 

Da der Ausdruck Banuum perpetuum auch den sühnbaren Bann begreift, 
ein besonderer Ausdruck für den nnsühnbaren den Quellen aber fremd ist, so 
finden sich gewöhnlich W'eitere Angaljen, welche den beständigen Bann als 
nnsühnbaren schärfer kennzeichnen. Nicht selten oben durch die Angabe, dass 
er auch nach erlangter Sühne der Verletzten fortdauert So heisst es zu V'e- 
rona bei Todtschlag oder Verstümmelung, die im Stadthause begangen: per- 
petiu) extraJurtur de treva et nunqiiam possit paeetn luihere, nec amplius 
sit luüritator l'eronae^; zu Modena vom Mörder: in banno pevpetuali po- 
natur et de civitate et dislrictu JUutirie perpetno debeat forastari — ita 
quod exire non debeat — etiarn si paeetn Juibuerit ab Ju'rede interfecti vel 
a propinqids." Nach den Statuten von Parma soll jeder Bann um Missethat 
nach erlangter Sühne gelöst werden: exeqttis de banuitis ]fro morie furtiva 


4. Mon. Parm, 1 c, 211). ä, munic. 7118. ti. Cainpagnola 51. 7. Mon. Mud 

Slat. 1, ;i8t. 


Digitized by Google 



112 


Scndtisclier Bann. 


vel ])T 0 j>ace ruptavel pro faleitate seu offensione facta in platea nova — , 
<jiii de hanno extrahi non poBsint eciam. pacem habentes; noch schärfer 
heisst es in Statut von 1239 von diesen Verbrechern: quod nunquam mapis 
poBBit iwiralii de hanno, etiam ui ad pacem perrenerit vel hahuerit, nec 
pttrabola conaciUi vel conciotiis, nec aliqua fidaneia seu securitas atandi 
vel luil/itandi in eii'itate vel epiacopata Parmae posBit haheri aliquo modo 
vel inpenio nec a roncione nec a conacilio.^ Aehnlich zu Pisa niit Rücksicht 
auf eine Reilie früher envähnter Verbrechen: Salvo tarnen quod predicti 
auj»'a tiominuti nunquam reconciUari poasint neque per Consilium qua- 
drinpentm'um de populo vel per aUquod conailiuni vel ordinamentum Pi- 
eani conimuuia vel popidi.^ Nach den Statuten von Bre.-icia wird Bruch des 
beschwonien Friedens mit dem Tode bestraft: Si auteni pei'sona franpentia 
pacem haheri non poterit, in hanno perpetnali ponatur, dequomtllo modo 
poasit exire. ' “ Gewiss ist auch trotz geringerer Scliärfe des Ausdrucks un- 
sühnbarer Bann gemeint, wenn nach den Statuten von Modena der Gebannte 
pro homieidio, vel roharia, inrendio, aaaaasinio, falsitate, prodifione aive 
strala rohata, ßlia vel uxore alieuiua rapta vel corrupta non poaait per- 
petuo exire de hanno. ^ 

Wie hier, werden in den einzelnen Quellen mehrfach die Verbrechen auf- 
gezählt, auf welche unsühnbarer Bann steht. Aber allgemeingültig werden sich 
dieselben nicht angeben lassen, da eben die Best''afung desselben Verbrechens 
an verschiedenen Orten verschieden war; aus der Vergleichung ergibt sich als 
massgebend nur, dass unsühnbarer Bann immer da eintritt, wo auf ein Ver- 
brechen eine schwere Körperstrafe gesetzt ist, welche durch Geldzahlung nicht 
abgewandt werden kann. Wo jedes Verbrechen durch Geld gesühnt werden 
kann, nur eventuell Hinrichtung oder Verstümmelung eintritt, wie in den Sta- 
tuten von Val d'Ambra'*, da gibt es eigentlich keinen unsühnbaren Bann ; nur 
dass thatsächlich bei der den meisten unerschwinglichen Höhe der Strafsumme 
bei scbwereii Verbrechen der Bann wesentlich denselben Erfolg liat Wird in 
den .Statuten von Casale als schwerster, nach seinen Wirkungen dem unsühn- 
baren gleichstehender Bann nur hervorgehoben das Hannnm de tali maleßtio, 
pro quo deluret pi-rdciv vitam^\ so ist eben anzunehmen, dass jede andere 
Strafe, auch die\'(‘rstüinmelung, durch Geld abgelöst werden kann. In andern 
ist er keineswegs auf todeswürdige Verbrechen beschränkt; konnte die Ver- 
stümmelung nicht durch Geld gelöst werden, so geht man offenbar davon aus, 
dass jeder lieber den Bann ertragen wird, als die Lösung durch Verlust von 
Hand oder Fuss erkaufen; in den Statuteti von Pisa tritt denn auch derselbe 
unsühnbare Bann tiir Hinrichtung oder Verstnnmielung ein**; und jene zu 
Modena mit unsülmbarom Banne bedrohten Verbrechen sind gewi.ss nicht 
sännntlich todi'swürdige ; denn werden die Verbrecher gefangen, so soll der 
Podest;» sie n:ich dem Gesetze bestrafen, während es sonst gewöhnlich einfach 
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heisst, dass sie hingericbtet werden sollen, da es sicli allei diiii;» meisteiitlieils 
lim Verbrechen handelt, auf die der Tod steht 

53. — Bei allen Arten des Bannes ist von der Verhängung des Bannes 
zu unterscheiden das Wirksamwerden oder die Fälligkeit des Bannes, die 
Decursio banni. Nur in den wenigen Fällen, wo ein unsiihnbarer Bann als 
Ausweisungsbann verhängt wird, liesse sich annehtnen, da.ss sogleich nach der 
Verurtheilnng der Bann gesprochen und auch wirksam würde, weil er hier 
unbedingt eintritt gar nicht abznwenden ist, fiir einen Aufschub der Zweck 
fehlen würde. Bestimmtere Angaben darülier sind mir nicht anfgefallen; da 
aber der Zweck nur war, den Vernrtheilten vom Stadtgebiete fern zu halten, 
so werden, wenn die Ausweisung auch sogleich erfolgte, solche Wirkungen des 
Bannes, welche darauf berechnet waren, dem Gebannten den ungefährdeten 
Aufenthalt unmöglich zu machen, erst nach einer gewissen Frist eingetreten 
sein, welche genügte, da.ss er das Gebiet ungefährdet verlassen konnte. So 
wird wohl fiir jeden Bann angegeben, dass das Verbot der Unterstützung des 
Gebannten erst nach drei Tagen wirksam werde ', wobei freilich zugleich der 
Gesichtspunkt massgebend sein konnte, dass der Bann nicht sogleich allen 
Bewohnei'n des Gebiets bekannt wurde. 

Bei jedem andern Bann konnte es einen Zweck haben, die Wirkungen 
des Bannes nicht sogleich eintreten zu lassen. Bei jedem Ungehorsamsbann 
mochte man abwarten, ob der Beklagte nicht zum Gehorsam zui'ückkehre ; 
bei jedem andern Ausweisungsbann, ob er deirselben nicht unnöthig mache, da 
derselbe durch gewisse Zahlungen allein oder mit Erlangung der Sühne von 
den Verletzten abzuwenden w-ar. Das findet sich denn auch durchweg beachtet; 
das italienische Bannverfahren hat Fristen; aber wenige und kurze; von den 
wiederholten und ausgedehnten Fristen des deutschen Rechtes ist da nicht die 
Rede. Als Regel finden wir zwei Fristen; von der Ladung vor Gericht oder 
dem Befehle, genugzuthun, bis zur Verhängung de.s Bannes; dann von der 
Verhängung des Bannes bis zur Fälligkeit desselben. 

Was die Ladung vor dem Banne betrifft, so verlangte das ältere 
Ungehorsamsverfahren wiederholte, wo sich eine bestimmtere Angabe findet, 
dreimalige Ladung, che der Beklagte als ungehorsam zu behandeln war; frei- 
lich ohne längere Fristen, da mehrfach erwähnt wird, dass die Ladung an drei 
auf einander folgenden Tagen geschali.'-* Eine solche dreimalige Ladung finde 
ich später nur in den .Statuten von Ivrea einviihnt; wenn der einer mit Geld 
zu sühnenden Missethat Angeklagte flieht, .so ist er zunächst an seinem Hause 
zu laden, dann aber Ui- de leibtis in tribue diebus iiffentlich dm’ch die Stadt 
zur Stellung aufzufordem ; von einem von der Ladung verschiedenen Biuinge- 
bote ist nicht die Rede; stellt er sich auf die letzte Ladung nicht, so treten 
unmittelbar die Wirkungen des fälligen Bannes ein. Und auch das scheint auf 
Frevel beschränkt ; denn vom Mörder heisst es ausdrücklich, dass er, wenn er 
flieht, pA) ipsa fiipa hundert Pfund zahlen .soll, abgesehen von etwaiger spä- 
terer Verurtheihmg, .so dass hier ohne weitere Fristen der Ungehorsam wenig- 
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steiis schon eine Ungehorsamsstrafe nach sich zog." Eine doppelte Ladung 
mit jedesmaliger Frist von drei Tagen wird zu Padua beim Schuldverfalireu 
ej’W'ähnt; doidi .scheint hier die zweite Ladung gleichfalls schon dem Bannge- 
bote gleiohzustehen. 

In der Kegel ist nur von einmaliger Ladung vor dem Banne die Rede. 
.Stellt der gehörig Geladene sich nicht binnen bestimmter Frist, zu Pisa von 
zwei Tagen, so wird der Bann verhängt. " Beim Banne um .Schuld eutepricbt 
der Ladung ein Befelil, den Gläubiger zu befriedigen ; wird er nicht befolgt, so 
erfolgt zu Modena der Bann am dritten Tage.® Doch findet .sich da nicht 
überall eine Frist bestimmt; zu Parma heisst es einfach, wenn der Geladene 
nicht kommt, wii-d er gebannt. ' 

Die Verhängung des Bannes selbst ist nun aber zunächst nur ein 
strengerer Befehl®, binnen bestimmter Zeit sich zu stellen oder genugzuthuji, 
mit der Drohung, ditss wenn der termimis in hanno asaignatna verstrichen 
ist oder post banni decuraionem unmittelbar die Wirkungen des Bannes ein- 
treten, bannum ait cnraiim oder elapaiim. Eine weitere Erklärung des Ge- 
richtes, dass der Bann fällig geworden sei, hat dann nicht mehr nothwendig 
zu erfolgen. Nnr ausnahmsweise scheint eine bezügliche gerichtliche Handlung 
üblich gewesen zu sein. Ueberall gab es besondere BannbUcher, wo die Namen 
der Gebannten eingetragen und nach der Lösung gestrichen wurden. Für ver- 
schiedene Arten des Bannes mögen auch verschiedene Bücher bestanden ha- 
ben, wie wir das für Brescia schon bemerkten"; zu Verona wrurde 1228 be- 
stimmt, dass die mn Missethat Gebannten in ein besonderes Buch geschrieben 
würden."* Zu Modena nun unterschied man ein erstes und zweites Bannbuch; 
bei Verhängung des Bannes wurde der Name in das erste eingetragen; erst 
wenn der Gebannte den Bann fällig werden liess, auch in das zweite. ' ' 

I Die Bann fr ist i.st verschieden bestimmt, erreicht aber in ihrer Aus- 

dehnung fast nie die Länge der deutsclien Fristen. Im allgemeinen erscheint 
sie in den ältern .Statuten etwas ausgedehnter, es scheint sich eine Tendenz 
auf immer grössere Kürzung zu ergeben. Nach dem .Statut von Val d' Ambra 
treten die Wirkungen des Bannes um Missethat für den Ungehorsamen erst 


53.—] 8. I.eg. munic. 1199. 1200. 4. Brieglfb Eiecutivpr. 2. 195. 5. Bonaini Stat. 

I, 391. 6* Mod. Mod. Stat 1, 291. 7« Mon Pami. t e, 157. 8* E.s vSro möglich, 

dus der Ansdnick Bannuin vou dieser strengeren Isidung sunSclist ausgegangen «Ire, 
nicht Ton dem in ihr erst erentuel] enthaltenen Gebote, die Stadt zu meiden, wie «ir oben 
$ 44 annahroen. Der Ableitung von diesem strengeren Befehle zu gehorchen würde 
es allerding.s entsprechen, dass nach dem Sprachgebrauche der Quellen das f« banno «re 
Tielfach schon mit diesem Befehl eintritt nicht erst mit der Fälligkeit de.s Bannes; aber für 
den durch diese begründeten Zustand fehlt ein besonderer Ausdruck, und wo schlechtweg 
Ton einem Bannitus die Hede ist bat man durchweg schon den Zustand im Auge, den dar 
Befehl zunächst nur erentuell audrobt. 0. Vgl. $ 4S n. 3. 10, Campagnola 199. 

II, Mon. Mod. Stat. 1, 291. 374. 12. In dieser Richtung schliessen auch die Statutep 

Tun Trient sich dem italienischen Verfahren näher an: nach § 92 ist der Räuber zu laden, 
nach acht Tagen zu bannen, nach weitern acht Tagen wird der Bann wirksam. — Der 
Bennfrist würde zu Tergleichen sein die vereinzelt erwfihnte Frist von Tierzehn T.sgen. noch 
welcher die ertheilte Inve.iiliir salva querela wirksam wird \*gl ^ lOn 2. 
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nach gehn Tagen ein. In den altern Statuten vun Parma ist Rede von einer 
Frist von acht Tagen; nacli .späterni Statut wird der einfache Ungehorsams- 
bann für den in der Stadt wohnenden in drei, für den ausserhalb wohnenden 
in fiinf Tagen fällig. ‘ ^ Zu Modena folgt beim Banne um Schuld die Eintra- 
gung in das zweite Buch nach vier Tagen. ' * Zu Pisa soll beim Banne um 
Missethat dem in der Stadt Anwe.senden eine Frist von mindestens drei Tagen 
gewährt werden; für Auswärtige steigern sich die Fristen je nach dem Auf- 
enthalte diesseits der Cecinn auf sechs, Jenseits auf zehn Tage, in Sizilien auf 
vier, über Meer auf sechs Monate.'* Zu Ancona ist der Bann um Schulden 
fiir den Einheimischen nach drei , für den Auswärtigen nach acht Tagen 
fällig.'? 

Beim Bann um Missethat erscheint dann oft ein überau.s rasches Ver- 
fahren. Einmal scheint hier vielfach eine einfache Ladung gar nicht vorher- 
gegangen, sondern sogleich nach geschehener That gegen den in der Regel 
flüchtigen Thäter der Bann verhängt zu sein. Denn anders dürfte es sich kaum 
erklären lassen, wenn das Fälligwerden des Bannes an eine vom Tage der 
That selbst ab laufende Frist geknüpft erscheint. So treten zu Modena bei 
Verstünunelung die Wirkungen des Bannes ein, »w»/ ipse malefaftor venerit 
ad preceptiim poteatatis in/ra qttarliim diempoat maleßnum commiaaum; 
i.st später zugefügt et, pna/qiiam fiieeil alatua, .so kann sich das nur auf die 
Bannladnng selbst beziehen, scheint nur eine Verpflichtung des Thäters aus- 
zu.schliessen, sich auch unaufgefordert zu stellen. "* .'Vehnlich zu Parma bei 
sühnbarem Bann, wo die Bannstrafe nicht eintritt, ai Ule, qui offenaionem 
fecerlt, parem infra viil. dies rel vüii. habitiaset, ex quo offenaio de- 
veniaaet.^^ 

Weiter aber scheint bei Missethaten die Bannfrist oft eine überau.s kurze 
gewesen zu sein. So wird 1226 zu Cremona wegen Diebstalil ein Bann ver- 
hängt, der mit Ablauf desselben Tages fällig werden soll.?® Und zu Parma 
wird bestimmt: cam hanna haetenua dieantvr eaae data occaaione medefi- 
riorum velociiia, quam dari ilebuerinf, et eondempnaeiotiea dkantur eaae 
faetae ab hinc retro eadein die in dampnum iUorarn, contra quoa proce~ 
ditur, qiwd in omni banno da tulo da cetera oceaaione tnaleßciorum pona- 
turetdetur aaltim terminua uniua diei; et hoc non habeat locuminhannia 
dandia potentibua.^^ Auch da dürfte sich ergeben, dass der Bannladnng 
keine andere vorherging, da eine solche sonst hier gewiss erwähnt wäre. 

Nnr ausnahmsweise werden beim Bannverfahren längere Fristen erwähnt. 
Wer angerichteten Schaden nicht ersetzen kann, soll zu Parma in längstens 
vierzig Tagen gebannt werden.?? Ein überhaupt ausnahmsweises Verfahren 
liegt wohl vor, wenn zu Brescia alle des Verraths an der .Stadt verdächtigen 
Kleriker aus der Stadt vertrieben werden, die mit dem Banne verbundene Ent- 

18, $ 13 S. ö4. 14, Mon. Parin. I o, SOG. 1 c, 157. 15, Mod. Mod. Stat. 1, 2dl. 

18, Bonohii Stot. 1,3.92. 17, Briejileb EiecutiTpr. 2, 211. 18, Mon. Mod. Stat. 

I, 385. 19. Mon. Parni I o, 31 1. 20. Vil. die Beilagen 21, Mon. Parui. 1 c, 205. 

22. Mon Parin. 1, 284. ' 
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Ziehung des Rechtsschutzes für die Person aber erst eintreten soll, wenn sie 
sich im ersten Amtsinunate des künftigen Podesta nicht gerechtfertigt haben.** 

Das Fälligwerden des Bannes kann regelmässig nur dadurch verhütet 
werden, dass der Ungehorsame sich vor Ablauf der FVist stellt, der Verur- 
theilte das leistet, wozu er verurtheilt ist. Eine Ausnahme zeigt sich beim 
Banne um Schulden, welcher durchweg auf Grund executorischer Urkunden 
erfolgt. Hier liegt allerdings ein der Verurtheilung gleiclistehendes Gestandniss 
vor; aber der Schuldner kann das Fälligwerden des Bannes durch Einreden 
verhindern, insbesondere die, dass er gezahlt habe oder dass die Urkunde 
falsch sei, worauf dann ein uns nicht weiter berührendes Verfahren folgt.** 
Einer Verlängerung der Frist finde ich nur in den .Statuten von Pisa, und 
auch hier nur als Ausnahme gedacht; der Podesta verpflichtet sich im allge- 
meinen, die einmal gestellte Frist nicht zu verlängern; und ausnahmsweise 
sollen die, wie vorhin angegel>en, nach dem Wohnoite auf mindestens drei, 
sechs und zehn Tage bestimmten Fristen höchstens auf zehn, fünfzehn und 
zwanzig Tage verlängert werden.** 

54. — Mit dem Fälligwerden treten alle Wirkungen des Bannes ein, 
ohne dass von einer spätem weiteren Steigerung, etwa wegen längeren Ver- 
bleibens im Ungehorsam, die Rede wäre. Strafen, durch welche der Gehorsam 
erzwungen werden sollte, werden allerdings wohl gesteigert; so findet sich zu 
Riva für den, welcher dem Podesta nicht schwören will, zunächst eine in fünf 
Sätzen von zwanzig Solidi bis zwanzig Pfund steigende Geldstrafe, zuletzt mit 
Pfändung verknüpft, dann als letztes Mittel Zerstörung des Hauses und Ge- 
fangenhalteu der Person; ist man aber des Ungehorsamen nicht habhaft, .so 
ist nur schlechtweg von einem durch Gehorsam und Genugthuung lösbaren 
Banne die Rede, ohne eine .^Vndeutung, dass der Charakter des Bannes mit 
der Zeit ein anderer, etwa von einem lösbaren zu einem unlösbaren werden 
solle. ' Traten aber mit dem Fällig^^•erden alle Wirkungen sogleich ein, welche 
der bestimmte Bann zur Folge hatte, so waren freilich diese Wirkungen selbst 
sehr verschieden, je nachdem es sich lun eine leichtere oder schwerere Veran- 
lassung des Bannes handelte. Und da konnte natürlich auch gegen den bereits 
Gebannten später auf anderer Grundlage ein schwererer Bann verhängt wer- 
den. Zu Vercelli wird 1243 über Peter Bicchieri ein einfacher Ungehorsams- 
bann verhängt mit Strafe von fünfhundert Pfund ; da sich daim verrätherische 
Umtriebe herausstellcn, kommt er in lösbaren Bann um Missethat mit .Strafe 
von zehntausend Pfund, der sich dann weiter dui'ch Verurtheilung zum Tode 
noch zu umsühnbarem Bann steigert.* .Steigerungen nach bestimmter Frist, 
wie das deutsche Recht bei Verfestung und Reichsacht, bei Acht und Oberacht 
zeigt, sind dem städtischen Bann in Italien durchaus fremd. 

Liegt beim .'Vusweisungsbann schon eine Verurtheilung vor, so hat dei' 
fällige Ungehorsanisbann in der Kegel zunächst zurFolge die Verurtheilung 
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flc.s UnKeliorsamcn, indem sein ljni,'eliursan] als (jiestlindniss der Selnild 
lietraclitet wird. 

Häufiger erwähnt wird diese Cundeninatio des Ungeliorsamen allerdings 
nur beim Bann um Missethaten. Beim Bann um .Schulden scheint sie nach 
dem Statut von \'al d’ Ambra sogar überhaupt nicht einzutreten; es wird be- 
stinnnt, quod persona, exbannila pro dehito, sed nandumde debito convicta 
rel nondutn preceptum ei faetum /iierit, detineatnr ad petitionem credi- 
loris, donec contordarelor seit concordai-erit cum creditore vel satis de- 
derit iudicio sisti et de iudicato solrendo, wonach doch noch immer die 
Möglichkeit eines freisprechenden Urtheils bleibt; während es unter gleichen 
Verhältnissen von dem Schuldner, der das Preceptum erhalten hat, allerdings 
nur heisst, dass er dem Gläubiger gcnugthun oder sich mit ihm abfindcn soll’, 
ein freisprechendes ürtheil also von vornherein beseitigt erscheint. Wenn in 
andern .Statuten, so weit ich sehe, ein solcher Unterschied nicht betont, weiter 
auch eine Kondemnation des ungehorsamen .Schuldners meistens nicht erwähnt 
wird, so ist der Grund wohl darin zu suchen, dass als Regel ein Verfahren 
auf Grund executorischer Urkimden angenommen wird, bei welchem Geständ- 
niss und richterlicher Zahlungsbefehl schon Vorlagen, bei dem es sich nur noch 
um gewisse Einreden handelte; verwirkte der Ungehorsame das Recht auf 
diese, indem er die Bannfrist ohne Einbringung verstreichen Hess’, so galt er 
allerdings als verurtheilt, aber nicht, weil sein Ungehorsam als Geständniss 
Ijetrachtet wird, sondern weil ein Geständniss in der Urkunde, welche der 
Kläger dem Richter zu produziren hat, schon vorliegt. Es wäre daher immer- 
hin möglich, dass jene Bestimmung des .Statuts von Val d'Ambra allgemeiner 
geltend gewesen wäre, dass bei einer Forderung, welche sich nicht auf eine 
executorische Urkunde stützte, zwar der Kläger durch Pfändung und Bann 
gegen den Ungehorsam des Beklagten geschützt wurde, dieser aber das Recht 
auf gerichtliche Läugnung der .Schuld nicht verlor. 

Bei e i n f a c h e ni U n g e h o r s a ni s b a n n , wo an den Gebannten weder 
eine Forderung gestellt noch ihm eine Missethat zur Last gelegt wird, kann 
von einer Verurtheilung auf Grund des einem Geständnisse gleichzustellenden 
Ungehorsams nicht die Rede sein; nur der durch das Zeugniss des Gerichts 
festgestellte Ungehorsam selbst wird durch die Bannbiisse gestraft. 

Beim Banne um Missethat gilt ganz allgemein mit der Fälligkeit der 
Beklagte für geständig oder die Missethat für erwiesen. Im .Statut von Val 
d’Ambra heisst es von der wegen Missethat gebannten Person, qiie in/ra 
deeem dies pro.vimos a die hanni ad mandatum non venerit, habeatur pro 
confessa ac si de ipso malcficio eonfessa esset vel convicta^; und in den 
.Statuten von Pisa; £t eontea quemlibet exbannitiim pro rnaleficio et quasi, 
postquam in bannum deeurrerit, intelligatur esse probatum malefidiim, 
de quo sire pro quo in banno esset positns.^ Es hat das zur Folge, dass an 
dem Gebannten, wenn er in die Gewalt des Richters kommt, die Vollziehung 
der Strafe ohne weiteres Verfahren erfolgt. So heisst es zu Modena vom 

3. $ 13 S. 54. i. Vgl. oben $ 53 n. 34. 5. $ 13. S. 54. 6. Bomiini Sut. 1. 388. 
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frgriffuneo Mörder; et hahfulns' pro ronfenno rt tamquiiin ron/rgsiu et legi- 
time convieliie pena homhidli pimiatur^, und zu Pisa ganz aUgemeiu: K.c- 
hannitos omnes — eapiemiis vel cupi facieiniig — et contra eos ad rindictam 
procedemua — ac si maleßcium probat um esset, cuiiis occasione sunt ex- 
banniti; — ita quod aliquis exhannitus in aliqua pecunie quantitate j»v 
aliquo maleficio, de qiio sire pro quo, si venisset ad mandata et prohatum 
fuisset maleßciiiM, contra eum pena corpm'alis erat in/erenda, iUam pc- 
namei imponemus etinfercmus, acsi maleficium esset eomnUssum et jiro- 
batum contra eum nostro tempore.*^ 

Dabei scheint nach Ablauf der Bannfrist wühl eine ausdrückliche 
Verurtheilung erfolgt zu sein. «So zu Ivrea: Qiii si non renerit saltem 
ad ultimum temninum, undeeumque sit, habeatur i>ro cqnfesso et con- 
dempnetur, sicut condewpnaretur, si pi'esens et confessus esset malefi- 
cium^, oder zu Modena: potestas teneatur et possit eum eondtonpnare pro 
confesso.^^ Die gewöhnliche Form, wie sie bei Verhängung blosser Geld- 
strafen immer hervortritt, wie wir sie auch beim Ueichsbami finden werden, 
wird aber die gewesen sein, dass schon der Bamibcfehl eine eventuelle Ver- 
urtheilung aussprach, welche mit der Fälligkeit des Bannes unmittelbar 
rechtskräftig ivurde. Zu Pisa heisst es ausdrücklich: Kt quotiens in banno 
aliquein i>omonus vel poui faciemua occasione aliciuus maleßeii vel quasi, 
de quo fuerit ineidpatus sire contra eum fuerit inqirisitum, et dictum 
maleßcium taU fuerit, propter quod incxdpatus deheret pivdere vifain vel 
membrum, adiciemus in ipso banno et poui faciemus, quod si dietus mor- 
lefactor inbannum imni'rerit et post batmi dectu-sionem devencrit in for- 
tiam Pisani communis, imponatur ei illa pena cotporcUis, que debebat 
imponi, si ante quam in bannum imurrerit ad immdnta venisset et pro- 
batum fuisset nuileßrium contra <>»*«." 

Um einen unsühnbaren Bann gegen Personen, welche man für besonders 
gemeingefährlich hielt, zu schärfen, sie vom Betreten des Gebiets möglichst 
abzuschrecken, scheint man wohl zur Fingirung eines Verbrechens 
gegriffen zu haben; auch ohne dass ihnen ein Verbrechen wirklich zur Last 
gelegt werden konnte, sprach man aus, dass dieselben als überwiesene Ver- 
V brecher zu betrachten und demgemiiUs bei ihrer Ergreifung zu bestrafen seien. 
So heisst es 1 288 zu Brescia von Ausgezogenen, welche sich der Festen in 
Val Camonica bemächtigt hatten: qmd omnes et sinyuli infrascripti et de- 
scendentes ex eis et de ipsorum domibus masculi maiores xiiii. annis, qiü 
sunt vel erunt, Aabentur et teneantur et tiuictentur — pro bannitis perpe- 
tualibus de maleßcio, proditione, robariu, oimcidio, iniuria, assesinatu et 
de omni gravi delietii et tanujuam infamati et vere confessi de predietia 
delictis; — et si quo tempore perveneiünt — in forciavi reetorum commu- 
nis — pumnntur — intra x. dies ultimo suplicin tanquam convimti — 
nulla data defensione et exceptione aliqua non obstanteJ^ Abgesehen da- 
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v(Mi, dass g*-wiss aui;h jodom dor jetzt namentlich (ieliannten nicht jegliches 
schwere Verbrechen zum Vorwurfe gemacht werden konnte, ergibt sich die 
Fiktion aufs bestimmteste aus der Au-sdehnung auf die unmündigen, selbst 
ungebornen männlichen Nochkoimnen, sobald sie das vierzehnte Jahr erreichen. 
Ebenso wird es aufzufassen sein, wenn 1316 zu Parma bezüglich Verraths 
bestimmt wird: quod Jüä et Im'ede« et filii filwntm banniantur perpetno 
pro malkxardia et jtrodicione^^; ergriffen, würden sie als überwiesene Ver- 
räther zu bestrafen sein, auch wenn ihnen persönlich keinerlei Verrath zum 
Vorwurfe gemacht werden könnte. Die Ausdehnung der Verurthei.* 
lung auf die Kinder, wenigstens auf die Söhne, während den Frauen nur 
die Stadt verboten wird, findet sich auch ausgesprochen 1 252 gegen Brescia- 
ner, welche wegen V'erlassen der .Stadt als inimici et proditores chntati» in 
unsühnbaren Bann kommen.'^ Es handelt sich dabei überall sichtlich um die 
auch die Kinder treffenden Strafen des Crimen laesae maiestatis; konnte dieses 
streng genommen gegen die städtische Gemeinde oder die städtischen Behör- 
den nicht begangen werden, so mochte das dazu mitwirken, in solchen Fällen 
eine Verurtheilung wegen schwerster Verbrechen zu öngiren. 

Von Einhaltung des Grundsatzes, dass der Ungehorsam an und für sich 
dem Geständniss oder der Ueljerführung gleich zu achten ist und zur Verur- 
theilimg genügt, finde ich nur wenige Ausnahme n. Einmal muss zu Parma 
bei Verhängung eines besonders schweren Bannes die Schtdd vorher erwiesen 
werden; es ist bestimmt, quod poteatae — non pnaait nee debeat aliquem. 
ponive inbanno pro pnee riipta fet morte f nrtira) niaiei liquidum fneril 
instrumentia piddirie vd teatibua ydoneia, quod Ule, qui aecuantua fuerit, 
paeem feeiaaet et rupiaaetd^ Das mag auch sonst gefordert sein, ohne dass 
es ausdrücklich gesagt wird, da auch beim Bann um Schulden der Kläger die 
.Schuld durch Vorlage der Urkunden zu erweisen hat; der Ungehorsam hat 
aber dann doch immer noch die Folge, dass der Gebannte weiterhin nicht 
mehr zur Vertheidigung gelassen wird. Nur in einem Falle scheint auch das 
nicht ausgeschlossen. Zu l\Tea heisst es ausdrücklich, dass bei jeder mit Geld 
sühnbaren Missethat der Ungehorsame ids geständig zu verurtheilen ist; aber 
von dem mit dem Tode bedrohten Mörder heisst es abweichend: ai fuyam 
feeerit, ita quod haberi non poaait, aolvat pro ipaa f uqa libraa c., et nkhi- 
lominua ipae oeciao7% ai culpahilia reperiretur, in condempnatione mortis 
remanead punieruluad^ Die .Strafe des Ungehorsams ist hier ganz von der 
für die That geschieden; und bezüglich der letztem scheint der ergriffene Un- 
gehorsame nicht ungünstiger gestellt zu sein, als der gehorsame Verklagte. 

Treten im deutschen Achtsverfahren ähnliche Wirkungen nur ein, 
wenn der Geächtete, aber noch nicht der Oberacht Verfallene, gefangen ein- 
gebracht wird, während bei freiwilliger .'Stellung ihm das ungeschmälerte Recht 

18, Moll. Psrm. I c. 210. 14. üdorioi 7, 124. Ausser den Sillinen wird das auch auf die 

FUia« nun nuptne ausgedehnt, während es dann widersprechend heisst. Frauen und unrer. 
faeirathete Tücbter sollen nur ansgewiesen werden. Doch wird wohl in keinem Falle an rer. 
heirathete Tochter zu denken sein. lö, Mob. Parm. 1 a. 309. 16. Leg. munic. 1200. 
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dnr V'i-i'tlinifligmig lilnilit, .so kennt das iuiieiiisdie V'erfahren einen entspre- 
chenden l'nterschied nicht; for Fälligkeit dc.sliaune.s kann der Gebannte sich 
mit ungc.schniälerteni Rechte freiwillig stellen, kann aber überhaupt noch nicht 
zwangsweise vor Gericht gebracht werden ; nach der Fälligkeit ist aber über- 
haupt nur noch von letztem! die Rede, freiwillige Stellung wird da nie mehr 
erwähnt, oSenltar desshalb, weil sie jetzt keinerlei Vortheil mehr gewährte 
und demnach auch nicht mehr auf dieselbe zu rechnen war. 

55. — Wenn in den Fällen, W'o eine Missethat mit Geld gestrafr wird, 
gewöhnlich nicht erwähnt wird, dass der Ungehorsame als geständig und ver- 
nrtheilt zu betrachten sei, so ist der Grund wohl darin zu suchen, dass mit der 
Fälligkeit des Bannes ohnehin die Verurtheilung in die Bannbusse 
eintrat und diese in der Kegel die fieldstrafe für die Missetliat in sich auf- 
nalnn oder mit ihr zusannnentiel. 

Als Bannbusse iin engem .Sinne hätten wir nur die Geldstrafe zu be- 
zeichnen, welche der Gebannte durch seinen Ungehorsam verwirkte, welche er 
niclit zu zahlen gehabt hätte, wenn er der Ladung oder dem sonstigen Befehle 
des Richters nachgekonnnen wäre; im weiteren .Sinne kOnnen wir damit über- 
hau]it die .Summe bezeichnen, welche bei der Lösmig vom Banne gezahlt wer- 
den musst!-; diese aber kann nicht allein .Strafe für den Ungehorsam, sondern 
auch .Strafe für die Missethat sein. 

Beim Bann n m .Schulden und beim einfachen Ungehorsams- 
banne .scheint regelmässig bei der Lösmig eine Ungehorsamsstrafe gezahlt zu 
sein. Zu Modena war eine solche im Betrage von zwei Solidi schon verwirkt, 
wenn der Bann ]iro precepto non oh»m<ntn vel quia ad rutionem non trnil 
durch Einschreibung in das erste Buch nur erst verhängt, nicht schon fällig 
ist, da es ausdrücklich weiter heisst, dass der Gebannte drei Solidi zahlt, wenn 
der Bann durch Eintragung in das zweite Buch fülhg geworden ist. ' Nach den 
.Statuten von Panna hatte der Gebannte bei Gehorsam vor Ablauf der Bann- 
frist nur die Gerichtskosten für Ladung luid Bann zu entrichten; die eigent- 
liche Bannbusse, welclu; hier regelmässig fünf .Solidi beträgt, hatte er, wie 
ausdrücklich gesagt ist, erst nach Ablauf der Frist zu zahlen.^ Li Val d’ Ambra 
erhält der Notar für die Löschung eines Bannes um Schulden sechs Denare. ^ 
Zu Ravenna zahlte der Gebannte, wenn er sich mit dem Gegner abfand, der 
Gemeinde vierzig .Solidi bei einem Betrage, lui.scheinend der Foi-derung, von 
tau.send Pfund und mehr; bei geringerem Betrage nach Verhältniss.^ Diese 
kleinen feststehenden Bannbussen tragen w-ohl überhaupt mehr den Charakter 
einer Entschädigung für die dem Gerichte aus dem Ungehorsam erwachsene 
Bemühung, als dass ihr Hauptzweck gewesen wäre, durch Furcht vor der 
Busse zum Gehorsam vor Eintreten der Frist anzutreiben; handelte es sich 
ineistentheils lun zahlungsunfähige .Schuldner, so wai' davon wenig zu erwarten. 

Eine .Ausnahme macht das strenge .Schuldrecht von Pisa, wo der unge- 
horsame .Schuldner zu einer Ungehorsamsstrafe bis fünfzig Pfund verurtheilf 
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werden konnte.^ Und ebenso konnte insbesondere d;i, wo inan vor allein im 
Interesse der (icincinde (rtdiorsain erzwinjrcn wollte, das Mittel tlazu in hohen 
Ungehnrsamsbussen, welche gesetzlicli festgestellt oder fiir den Einzelfall be- 
stimmt wurden, suchen.® 

Wir finden nun aber weiter eine Ungehor.sanisstrafe auch beim Bann 
um Missethat erwähnt. So besonders deutlich zu Ivrea beim Morde, wo 
ganz abgesehen von sonstiger Strafe jiro ipsa fuga hundert Pfund zu zahlen 
sind. ^ Zu Pisa .soll der wegen Missethat geladene Ungehorsame gebannt wer- 
den in ea quantitatr, qna emtvmienii fuerit pro qnalilatf i'rinmiis et per- 
tone; qnod banniini non exeedat dnpliim eim, in quo condeinjmitretiir 
probato nmlefirio seeundiim formam breeis.^ Es handelt sich hier bestimmt 
um Bestrafung nicht blos derThat, sondern auch des Ungehorsams; aber doch 
auch nicht etwa des Ungehorsams allein; die Bannbusse vereinigt beides. 

Auffallend sind einige Fälle, wo eine Bannbusse auch bei anscheinend 
unshhnbarem Banne verhängt wird. Zu Pisa wird über den einer Misse- 
that Beschuldigten, die an Hals oder Hand geht, eine Bannbiisse verhängt; 
wird man seiner habhaft, so wird er hiiigerichtet oder verstümmelt und zwar: 
ita qmd eweentione facta eorporali, pena pecuniaria eexset.^ Was soll nun 
aber diese Geldbusse, welche mit der Leibesstrafe entfällt, wenn die Leibes- 
strafe ansgefuhrt werden soll, sobald man des (Gebannten habhaft ist, wäh- 
rend dieser, so lange man seiner nicht habhaft ist, auch die Geldbusse nicht 
zahlen wird? Ich denke, man hat dabei doch einen sühnbaren Bann vor Augen 
gehabt, da sich schon oben zu ergeben schien, dass eine in erster Reihe mit 
Körperstrafe bedrohte Missethat doch zuweilen nach erlangter .Sühne mit Geld 
gebüsst werden konnte.'® Der Unterschied würde dann darin liegen, dass der 
Gebannte ergriffen zwar die Körperstrafe zu erleiden hat, nach erlangter .Sühne 
sich aber durch Zahlung der Bannhusse lösen kann. 

Auch diese Erklärung würde nicht anwendbar sein bei einer .Stelle der 
.Statuten von Modena, wo auf absichtlichen Mord beständiger Bann gesetzt 
wird, mit der ausdrücklichen Bemerkung, das.s auch erlangte .Sühne den Bann 
nicht lösbar macht; das ganze Vermögen wird unter die Erben des Ermor- 
deten und die Gemeinde getheilt, so dass auch von etw aiger weiterer Beitrei- 
bung einer Geldbiisse aus dem Vennögeu nicht die Rede sein kann. Dennoch 
heisst es weiter mit Einschiebung eines Zusatzes; Rt imnper in nüüe libras 
Mutincnecs condempnetnr, et hoc ti rontnina.r fucrit, (et habeatur pro 
confetao et tamqitam ronfeasna et legitime cotirietna pena honäcidii pu- 
niatur); ai niitem renerit ad rationem et probatnm fi/erit aive repertum 
ipaiim hotnieidiom perpetraaae, eapite paniatard* Ich weiss da keine andere 
Erklärung, als die, dass dem .Statut ursprünglich dieselbe Auffasstmg zu 
Grunde lag, wie der erwähnten Bestimmung der .Statuten von Ivrea; für seinen 
Ungehorsam hat der des Mordes Beschuldigte jedenfalls die sehr hohe Busse 
verwirkt; aber später ergriffen oder sieh stellend hat er noch nicht das Recht 
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dp,r Vfi’tlieidigunR verwirkt, wird nur hingericlitet, wenn er tibcrwiescn wird. 
Der Zusatz schlics.st das t'reilidi bestiiuint aus; ist darin aber eine spätere 
Schärfung zu sehen, so kann es kaum auffallen, wenn man eine frühere, da- 
durch unpraktisch gewordene Bestimmung dennoch iin Texte beliess. 

Die angeführten Fälle mnd die einzigen, in welchen bei Bann um Missc- 
that bestimmt von einer Geldstrafe nur für den Ungehorsam die Rede ist; sie 
werden als Ausnahme zu betrachten sein. Bei unsUlmbarem Bann hat eine 
Geldstrafe überhaupt keine Bedeutung, da I^ösung nicht gestattet, auf Gehor- 
sam nicht gerechnet wird. Bei lösbarer oder sühnbarer Missethat 
beschränkte man sich zweifellos in der Regel darauf, den Bann unter Bestim- 
mung der Strafsumme zu verhängen, zu welcher der gehorsame Angeklagte 
im Falle der .Schuld zu verurtheilen war; mit der Fälligkeit des Bannes war 
dann diese .Summe verwirkt, mochte er schuldig sein oder nicht. £.s ergibt 
sich das aufs bestimmteste aus vielen .Stellen, in welchen es heisst, der Misse- 
thätcr habe so und soviel zu zahlen; .sei man seiner nicht liabliafl, so solle er 
gebannt werden, bis er jene Summe zatde. Der ungehorsame Angeklagte steht 
da dem zahlungsunfähigen Verurtheilten ganz gleich; beide Fälle werden daher 
gewöhnlich auch gar nicht be.stimmter unterschieden; es heisst tolvat ant in 
l>anno ponatur, de quo non exeat, donee aolverit. Der Nachtheil des Unge- 
horsams liegt dann nur darin, dass der Ungehorsainc als Confessus verurtheilt 
wird, dass ihm die Vertheidigung abgeschnitten ist. 

Nirgends treten zwei Geldbussen, die eine für die That, die andere für 
den Ungehorsam hervor; auch in jenen Ausnahnisfallen handelt es sich nur 
um eine Geldstrafe neben eventueller Körperstrafe, zu Pisa mn eine ausnahms- 
weise Erhöhung der .Summe. Zu widersprechen schemt, dass es zu Parma 
heisst, jeder Ungehorsame solle vor der Lösung fünf .Solidi zahlen, niai esset 
pro nialeficio, de quo plus possit Aber es ist da gewiss nicht 

eine besondere Ungehorsamsbusse gemeint, .sondern eben die durchweg viel 
höhere .Summe, welche der behaupteten Missethat entsprach, und beim Unge- 
horsamen wohl zunächst als Ungehorsajnsbu.sse aufgefasst wurde. Die .Stelle 
wird eher erweisen, dass bei Missethat die eine grös.sere .Strafsomme auch die 
kleine Ungehorsamsbusse in sicdi schloss, welche sonst Rir jede Lösung vom 
Banne zu zahlen war; wie diese denn auch in den .Statuten von Val d' Ambra 
dem löschenden Notai’ nur l)ei Bann mn .Schulden zugesprochen wird.'® Nur 
dann, wenn bei Bann mn Frevel die eigentliche Strafe nachgesehen wurde, 
scheint dafür die geringere regelmässige Bannbus.se eingetreten zu sein. 
Was sonst noch etwa von Zahlungen als Bedingung der Lösung erwähnt wird, 
wie Ersatz des angeriohteten .Schadens, oder der dein Kläger erwachsenen 
Gerichtskosten, steht in keiner nähern Beziehung zum Ungehorsam. 

Beim sühn baren Bann .scldiesst durchweg die Erlangung der .Sühne 
die Zahlung der Bannbusse nicht aus. Nur scheint es, dass dieselbe bei ge- 
ringeren Missethaten gegen die Person nachgesehen weiden sollte, wenn die 
.Sühne bald erlangt wird; wer dieselbe zu Panna innerhalb acht oder nenn 
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Ta(;en seit derThat erlangt, soll ohne Zahlung der Ilanuhusse aus dem Banne 
gekist wei-den. ' * 

Bei allen Banubussen erfolgt die Zahlung an die Gemeinde oder 
den Gerichtsherrn. Oft ist dits ausdi'Oeklich gesagt und zwar auch bei 
sühnbareraBann; so za Modena liei V'erstünunelung, wo nach erlangtem Frie- 
den ein Ritter hmidei't, ein Fussgänger fünfzig Pfund an die Gemeinde zu 
zahlen hat, mn gelöst zu werden. ‘ ^ Auch wo es nicht ausdrücklich gesagt ist, 
lässt es sich daraus folgern, dass von der im altern italienischen Rechte so 
regelmässig erwähnten Thcilung der .Strafsumme zwischen dem Verletzten mid 
der öffentlichen Gewalt nicht die Rede ist. Es kann das auffallen bei Misse- 
thaten gegen die Person, btri welchen doch eine Veru'endung wenigstens eines 
Theiles der Strafsumme als Busse für den Verletzten anzunclunen wäre. Die 
Erklärung ist wohl darin zu suchen, dass die Misscthateii gegen die Person 
durchweg einer Sühue bedurften, es demnach in der Hand des Verletzten lag, 
dieselbe nur nach einer ihn befriedigenden Genugthuung zu gewälu%n. Zu 
Verona wird ausdrücklich erwähnt, dass wenn jemand einen Frieden bricht, 
a quo mendum acceperit, er das .Mendum zurückzahlen muss; aber gerade 
hier zeigt sich auch besonders bestimmt, dass die in bestimmtem Betrage fest- 
gesetzten Geldbussen der Gemeinde zukommen; nach ;Vngabe der »Strafen ihr 
Todtschlag und Verstümmelimg heisst es: Et praedictae cempositionee de- 
veniant eommiini Veronae; et sempif ßat mmduutia heredibue iuterfecti 
aiU iniimam passo de reUqids honis malefaetorie.^^ Die Basse an den 
Verletzten scheint durchweg eine unbestimmte, für den Einzelfall dem Privat- 
abkommen der Parteien oder dem Ermessen des Richters überlassene gewesen 
zu sein. Damit stimmt durchaus, dass wir nur bei misühnbarem Banne, wo 
eine Befriedigung des V^erletzten durch den Gebannten selbst nicht mehr er- 
folgen kann, bestimmtere Angaben über die ihm aus dem Vermögen des Ge- 
bannten gebührende Genugthumig finden. Es dürfte weiter damit Zusammen- 
hängen, dass ira Statute von Val d' Ambra für den einzigen Fall derNothzucht 
Theilung der Bannbusse zwischen der Verletzten und der gräflichen Kurie be- 
stimmt wird'^; das Verbrechen wird hier nicht unter denen aufgezäfalt, welche 
Sühne bedurften**, so dass die Verletzte auf diesem Wege zu einer Genug- 
thuung nicht hätte gelangen können. Nur von einer Genugthuung für den 
Verletzten ist Rede in einem Vertrage zwischen Verona und Cremona von 
1202**; aber es handelte sich dabei wohl zunächst nur um Sicherung des Er- 
satzes des im fremden Gebiete insbesondere durch Raub erlittenen Schadens; 
ob die Gemeinde selbst weitere .Strafe eintreten lassen wollte, war kein Ge- 
genstand vertrag.sniäs,siger Feststellung. 

56. — Nach dem Gesagten war der Gebannte immer verurtheilt, etwas 
zu leisten oder zu erleiden. Es entspricht dem, wenn wir Massregeln zur 
Ausführung des Urtheils erwähnt finden. Dahin gehört insbesondere die 
oft erwähnte Verpflichtung de.s Podesta und der sonstigen städtischen Beamten, 

14a Mva. P«rm. 1 a, 311. löa .Muo. .Niud. SUl. 1, 3äü. 10, Csmpagnula Ü7. 52. 
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für dif' (ipf'aiiß«iinaliiiie aller Gebamik'ii .Sorge zu tragen; zu Ravenna 
•soll der Fodesta monatlich zu diesem Zweck den Bezirk bereisen, während in 
den einzelnen Orten Leute in Pflicht genommen sind, welche die Gebannten 
ausfindig zu machen haben, wie letzteres auch zu Pisa bemerkt wird*; aucli 
die Bewohner dürfen sich der Gebannten bemächtigen und haben sie dann als- 
bald auszuliefem.* 

Lautete die Verurtheilung auf Hinrichtung oder sonstige Körperstrafe, 
sotvar diese dann alsbald zu vollziehen. AufEinbringuug oder Anzeige solcher 
besonders schwer Gebannter waren denn auch wohl Preise gesetzt. Wer zu 
Casale die Gefangennahme eines wegen todeswUrdigen Verbrechens Gebannten 
bewirkt, erhält fünfzig Pfund von der Gemeinde.^ Zu Brescia werden 1288 
eine Anzahl von Personen in unsühnbaren Bann gethan und ergrifien zur Hin- 
richtung verurtheilt; wer eine von ihnen lebendig einliefert, erhält fünfhundert 
bis zweihundert, wer todt dreihundert bis hundert Pfund; ausserdem wird er 
selbst aus jedem Bann, wenn es nicht ein unsühnbarer ist, gelöst.* Auf die 
Einfangung solcher Gebannten soll zu Pisa der Podesta bt'sondere Sorge ver- 
wenden. ® 

Andere Gebannte, welche sich lösen können, verbleiben in Haft bis 
zur Lösung. Der Podesta von Panna soll omnes baimitos cape^'c et cap- 
tos detlneat, iisqiie quo de hanno exicr'mt, etsi e.vire potiierini; auch sonst 
ist schlechtweg von Einfangung aller Gebannten die Rede. Insbesondere kann 
das auch die um Schulden Gebannten treffen; zu Panna soll der eingefangene 
bannitus ex causa peamiaria im Palaste der Gemeinde oder in der Woh- 
nung des Podesta oder Kapitäns gefangen gehalten werden®, was wohl eine 
Milderung gegenüber den in strengerer Haft zu haltenden Missethätem be- 
zeichnet. Aber beim Banne um .Schuld dürfte doch die Gefangennahme nicht 
von vornherein in der Verpflichtung der städtischen Behörden gelegen, son- 
dern nur auf besonderes Verlangen der Gläubiger geschehen sein. Zu Modena 
ist von jener Verpflichtung nur mit Beziehung auf die um Missethat Gebann- 
ten die Rede’; zu Pisa soll der um Schuld Gebannte nur auf Verlangen und 
auf Kosten des Gläubigers aufgesucht werden®; zu Verona: Potestas — te- 
neatur onmes bannitos capere ad voluntatem creditoris vel eins, pro quo 
faerit banmtus, ei cos detinere in vinndis, doncc creditotH fuerit satis- 
f actum vel cum- eo se concordaverint.^ 

Wo nun, wie zu Pisa, gegen Schuldner in erster Reihe mit Haft vorge- 
gangen werden sollte'", können wir in diesem Gefangenhalten allerdings eine 
Ausfüllung des Urtheils sehen. Aber das war Ausnahme. Wo es sich weiter 
um Ungehorsamsbann handelt, lässt sich die Gefangenhaltung immerhin noch 
als eine Massregel fassen, um die Ausrühruiig des Urtheils durch Zahlung zu 
erzwingen. .\ber die.se Auffassung ist doch kaum zulässig in den zahlreichen 
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Füllen des Ausweisangsbanues, wo man des zahlungsuufiihigeu Verurtiieilteii 
habhaft war, wo also gar nicht abzuseheu wäre, wesshalb man ihn nicht gleich 
in Haft hielt, wenn man glaubte, die Zahlung dadurch erzwingen zu können. 
In sehr vielen Fällen wird die Bestimmung der Gefangenhaltung ergriffener 
Gebannter als eine Massregel zur Aufrechthaltung des Bannes zu betrachten 
sein, als eine Drohung, welche den Gebannten vom Betreten des Gebietes ab- 
schrecken, im Falle des Bruches aber die L'ebel des Bannes ersetzen und 
schärfen sollte. Und eine solche Massregel mochte um so nothwendiger er- 
scheinen, als bei leichterem Bann die sonstigen Fulgen eines Betretens des 
Gebietes nicht so empfindlich waren, um Bürgschaft filr die genügende Be- 
achtung des Gebotes zu gewähren. 

67. — Die bisher besprochenen Wirkungen des fälligen Bannes sind 
solche, welche zu tliatsächlicher Geltmig erst gelangen bei der Beendigung 
des Bannes; es handelt sich imi eine Verurtheilung, welche durch Zahlung, 
Uebereinkomnien oder Verhängung der Leibesstrafe ausgeführt wird; es han- 
delt sich um Strafen, welche, wenn wir von der wenig hervortretenden Unge- 
horsamsbusse absehen, dem Bannverfahren niclit eigentliümlich sind, mit dem 
Banne überhaupt nicht näher Zusammenhängen, als dadurch, dass der Unge- 
horsame in Folge der Fälligkeit des Bannes als .Schuldiger betrachtet und 
verurtheilt wird, während beim Aus weisungs banne überhaupt die Verurthei- 
lung nicht Wirkung des Bannes, sondern der Bann Folge der Verurtheilung ist. 

ln beiden Fällen liegt ein Urtheil vor, welches wegen ZalUungsunfahigkeit, 
wegen nicht erlangter .Sühne oder wegen Ungehorsam nicht ausgeführt werden 
kann. ' Theils um den Gebannten anzutreiben, die Hindernis.se der Ausführung 
zu beseitigen, theils um da, wo ihm das nicht möglich oder auf seine Geneigt- 
heit dazu überhaupt nicht zu rechnen ist, einen Ersatz für das nicht auszu- 
führende Urtheil zu schaffen, werden über den Gebannten gewisse Nachtheile 
verhängt, welche ausschliessliche Wirkungen des Bannes sind, welche 
ohne den Bann ihn auch im Falle der Verurtheilung nicht getroffen hätten 
und welche mit der Ausführmig des Unheils aufhören. Es handelt sich dal>ei 
theils um Massregeln gegen die Person, theils gegen das Gut. 

Die Massregeln gegen die Person sind wohl durchweg auf die Auf- 
fäs.sung zurückzuführen, dass derjenige, welcher einer ihm obliegenden Rcchts- 
verbindlichkeit nicht gerecht werden kann oder will, damit auch den Anspruch 
auf den vollen .Schutz seines eigenen Rechtes verliert. Aber Je nachdem der 
Eingriff in die fremde Rechtssphäre, welchen er nicht sühnen kann oder will, 
ein leichterer oder schwererer ist, wird a\ich sein Recht mehr oder weniger 
bescliränkt; der Zustand des Gebannten kann der einer blossen Minderung der 
Rechtsfähigkeit, aber auch der einer völligen Rechtlosigkeit sein. 


57* — 1« lassen dft die wenigen Fälle unbeachtet, wo unsühnbarer Bann als selbst- 
ständige Strafe verhängt scheint. Vgl. $ 52 n. 1. Auch dabei lag gewis.s iimner insofern 
gleicluam ein Urtheil vor, al.s bei Bruch des Bannes dem ergriffenen Gebannten wohl mit 
Hinrichtung oder sonstiger Strafe gedroht war. Vgl. $ 52 n. 4. In den spätem Statuten 
vgn Rira rap. 38 (Bibi. Tremina. Disp. Hi. S 1131 hei>.vt es schlechtweg, da^s der perpetuo 
bannitUH hiugerichtet werden soll, weuu er ergrid'eu wird. 
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Allen Arten de.s Bannes gemeinsam ist das Verbot der Stadt und 
ihres Gebietes, der Verlust des Rechtes, sich in der Heimatli aufhalten 
zu dürfen. Wenn in den Statuten von Modena die Nachtheile, welche den 
Bannitus pro civili obligatione treffen, aufgezählt werden und dabei wohl nebst 
andemi von der Ausstossung aus dem Stadtrathe die Rede ist, nicht aber von 
der Ausweisung^, so konnte es scheinen, als habe der nur um .Schulden Ge- 
bannte sich in der .Stadt auflialten dürfen. Aber es Lst doch so oft von einem 
Expellere des Schuldners die Rede*, es werden so oft Massregeln, welche, wie 
die Gefangenhaltung des Ergriffenen, ein Verbot des Aufenthaltes voraussetzen, 
auch auf .Schuldner ausgedehnt ♦, dass wohl nur desshalb in jener und einigen 
ähnlichen Stellen von einem solchen Verbote nicht ausdrücklich die Rede ist, 
weil der Ausdruck Bannitus selbst genugsam darauf hinwies. Doch ist es 
wahrscheinlich, dass thaLsächlich hie und da eine mildere Behandlung eintrat. 

' Der Bann um Schulden wird so ausschliesslich im Interesse und nach Belieben 
des Gläubigers verhängt, dass wohl anzunehmen i.st, dass wenn dieser den 
Aufenthalt auch vor getroffenem Abkommen stillschweigend zuliess, sich mit 
den andern Folgen des Bannes begnügte, auch von Seiten der städtischen 
Behörden kein Eingreifen erfolgte. Zu Verona wenigstens wird bestimmt vor- 
ausgesetzt, dass gebannte .Schuldner sich offenkundig in der Stadt otler dem 
tiebiete aufhalten können; der Gläubiger hat das Recht, sie gefangen setzen 
zu lassen; sed fideinsaor bantufas non dehmt rapi, anteqnam (b'bitor, qiii 
manet palam in rinitate gen in eine digfriclu in loco, ubi potestag Vei'onac 
habeaf virtutem, capiatur.^ Auf eine mildere Handhabung lassen auch sonst 
vielfach die Massregeln zur Ei-wirkung der Einhaltung des Verbotes schlie.ssen. 

Dahin gehört einmal die schon erwähnte Verpflichtung der städtischen 
ührigkeiten zur Gefangennahme der im fiebiete angetroffenen Gebannten, 
um sie zu bestrafen oder gefangen zu halten. Und da, wie wir sahen, diese 
mehrfach nur auf Verlangen des Gläubigers stattfand, so scheint sich schon 
daraus zu ergebeti, dass der um .Schulden Gebannte sich im Gebiete unange- 
fochten aufhalten konnte, wenn er sicher war, dass der Gläubiger das zuliess. 

Eine zweite Massregel ist das Verbot der Unterstützung; in allen 
.Statuten finden sich .Strafen ausgesprochen für diejenigen, welche Gebannten 
Obda«;h oder Lebensmittel oder sonstige Unterstützung gewähren. Dabei wird 
nun ab(‘r unterschieden mich der Veranlassung des Bannes. In den .Statuten 
von Turin und Val d’Ainbra wird nur bei Unterstützung eines um Missethat, 
von Casale eines um todesuulrdige .Missethat Gelwnnten eine .Strafe ausge- 
sprochen.® Zu Verona ist bei Beherbergung eines um Missethat Gebannten 
eine doppelt«’ .Strafe ausgesprochen, hundert Pfund fiir die Gemeinde, und 
eben so viel an den Verletzten; Gemeinden, welche, obwohl sie die Macht 
dazu haben, die Gebannten nicht vertreiben, zahlen die Busse dersclla'n und 
haften für den von ilmen angerichteten .Schaden; ebenso haben die Herren 
solcher Gemeinden .Strafe zu zahlen. ^ Mehrfach findet sich eine weitere Unter- 
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Scheidung. Zu Pisa zahlt der Helfer bei Bann um Missethat überhaupt bis 
zwanzig, um genannte schwere Missethaten bis hundert Pfund; wenn aber bei 
diesem letztem der Gebannte von dein Hause aus, in das er aufgenummen 
war, einen Bürger verletzte, soll der Helfer so gestraft werden, wie der Ge- 
bannte im Falle der Ergreifung.^ Zu Ivrea zahlt der Helfer eines um todes- 
würdige Misset liat GeViannten hundert Pfund; zehn, wenn auf die Missethat 
Verstümmelung stand ; wenn Geldstrafe, zahlt er diese. ^ Damit jeder die Ge- 
bannten kennt, wird der Bann wohl wiederholt verüffentlicht; zu Verona hat 
der Podesta zweimal im Jahre die Namen aller um Missethat Giebannten in 
der Stadt und in allen Orten des Gebiets ausrufen zu lassen. *** 

Ist in allen diesen Fällen nur vom Banne um Missethat die Hede, so 
könnte sich daraus scbliessen las.sen, dass bei Bann um .Schulden die Unter- 
stützung nicht verboten war. Zu l*isa ist das sogar ausgesprochen; im Gegen- 
sätze zum Gebannten lun Missethat wird dem Kxbannitus pro debitis das 
Vertheidigungsrecht zugesprochen und hinzugefügt: Et nidlite eonmictat in 
penam pro eo, quod tali exbannito preatet conaiUum vel iuvamend^ An 
andern Orten tritt solche Unterscheidung nicht hen’or. Zu Parma wird schlecht- 
weg die Unterstützung Jedes Gebannten bei drei Pfund untersagt; nur dass 
bei unsühnbarer Missethat die höhere Strafe von zwanzig Pfund eintritt 
Nach den Statuten von Aosta scheint sogar bei Bann um Schulden eine Strafe 
bestimmt ausgesprochen; der Helfer aolvat pro hatnptio xxv. libraa, ai jyro 
mdlefitio fuerit bampnitus; ai vero ex eaiiaa pecimUiria aolvat eundetn 
hampnuni, quemculuwdum bampnituad^ Doch könnte der Vergleich mit der 
erwähnten entsprechenden Bestimmung der .Statuten des benachbarten Ivrea 
und die Höhe der bei Missethat schlechtweg ausgesprochenen Strafe die Ver- 
muthung nahe legen, dass der Ausdruck Malefitimn hier ausnahmsweise in der 
Beschränkung auf unsühnbare Missethaten gebraucht ist, imterschieden von 
den nur mit Geld bestraften Missethaten. Ganz bestimmt ist Unterstützung 
auch bei Bann um .Schulden zn Verona verboten ; weist der Helfer nicht nach, 
dass er den Bann nicht kannte oder die Unterstützung mit Willen oder im 
Interesse des Gläubigers gewährte, so ist er diesem zur Zahlung der Schuld 
verpflichtet*^ 

Ausgenommen vom V'erbote der Unterstützung ist nach den Pisaner 
Statuten die Frau des Gebannten ; geht sie zu ihm oder er zu ihr, so soll sie 
desshalb nicht gestraft worden'*; zu Verona steht bei Scbuldbami eine Strafe 
gegen Rinder, Eltern, Mann oder Frau im Ermessen des Podesta.'® Wie 
denn überhaupt der bei der deutschen Oljeracht so scharf betonte Verlust der 
Familienrechte in Italien auch bei dem schärfsten Banne nie betont wird. ' ^ 
Dafür scheint aber, zumal beim Bann ans politischen Motiven, um sich gegen 
die Unterhaltung von verrätherischen Verbindungen in der .Stadt zu schützen, 
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wohl die Ausweisung der Frau und anderer Angehöriger verfdgt 
zu sein, ohne dass diese selbst im Banne sein sollten. Letzteres traf, wie wir 
sahen, bei Bann wegen Hochverrath die erwachsenen Söhne dagegen heisst 
es 1252 zu Brescia von den Frauen und unverheiratheteu Töchtern nur, dass 
sie aus .Stadt und Bezirk vertrieben werden und dort nicht mehr wohnen sollen; 
es wird bei hoher .Strafe verboten, sie zu beherbergen.'“ Bei einer vertrags- 
mässigen Milderung der Stellung derCremoneser Verbannten 1257 heisst es, dass 
ihre Frauen, Töchter, .Söhne unter zwölf Jahren und ihre Gastalden auf den 
Gütern im Gebiete wohnen dürfen^“, was doch voraussetzt, dass sie bis dahin 
ausgewiesen waren; nach Erwähnung der (iastalden wurden solche Massregehi 
also wohl auch auf Beamte der Gebannten ausgedehnt. Zu Ravenna mussten 
die Verwandten des Gebannten, um in der Stadt bleiben zu dürfen, Bürgschaft 
dafür bestellen, dass sie selbst niemanden an Person und Gütern schädigen 
und jeden vom Gebannten angerichteten Schaden ersetzen würden.^' Eine 
durch die besondere Natur der Missethat begründete Massregel gegen die 
Verwandten findet sich zu Pisa ; ist man eines Frauenräubers nicht gewaltig, 
so werden die nächsten Verwandten in Eisen und Kerker gehalten, bis der 
Gebannte die Frau ausliefert.** 

68. — Jeder Bann hat weiter zur Folge eine Minderung der Rechts- 
fähigkeit, ähnlich der deutschen Rechtlosigkeit, insofern auch diese die 
Rechtsfaliigkeit keineswegs vollständig aufliebt; in andern Beziehungen würde 
freilich der Vergleich nicht zutrefien. Insbesondere handelt es sich in Italien 
nicht mn einen feststehenden Begriff, der zu ebiem genau entsprechenden tech- 
nischen Ausdrucke gelangt w~äre. Es ist in der Regel nur von einzelnen be- 
stimmten Rechten, welche dem Gebannten fehlen, die Rede, und nicht bei 
jeder ^Vrt des Bannes sind das dieselben. 

Jeden Gebannten trifft der Verlust der wichtigsten politischen Rechte, 
insbesondere der Fälligkeit zur Bekleidung irgend eines öflfentlichen Amtes. 
Ausdrücklich auch auf den Bann um .Schulden und jeden andern, nicht durch 
Missethat veranlassten Bann wird das ausgedehnt in den .Statuten von Pisa'; 
ebenso zu Modena; der Bannitus pro civili obligatione wird aus dem Stadt- 
rathe gestossen und jede etwaige Wahl zu öffentlichen Aemtem ist nichtig.* 
Wemi das nicht häufiger erwähnt wird, so erklärt sich das natürlich daraus, 
dass das Verbot des Aufenthaltes ohnehin eine Ausübung der politischen 
Rechte unmöglich machte. Wird es bei leichterem Bann ausdrücklich ausge- 
sprochen, so scheint doch auch das dafür zu sprechen, dass dem Gebannten 
nicht imbedingt die Stadt verboten war, dass er sich, etwa mit Zustimmmig 
des Gläubigers, dort aufliultcn konnte, aber den sonstigen Nachtheilen des 
Bannes unterlag. .Mit der Lösimg vom Banne trat unzweifelhaft die volle po- 
litische Rechtsfähigkeit im allgemeinen wieder ein; es heisst zu Pisa ausdrück- 
lich: quouJHjue xteterit in ipso haniio. Besonders deutlich ergibt sich das zu 
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Verona, wo nicht die Wahlfahigkeit verloren wird, sondern nur die Fähigkeit 
zur Ausübung: Si qms fnerit electiin in officio commuma Veronac, qtti 
ait bannitua, et ei denimciatiem fuerit, >U faciat ae. poni in trevam m/m 
lev. diea, et non fecerit, e,rinde non debeat exereere nee habere publicum 
officium, donec bannitua extiterit; 1218 wird die Frist auf acht Tuge be- 
schränkt; der Podesta soll untersuchen, ob der Gewählte iin Banne ist; et ai 
poatquam aliqtda fuerit electua in officio connnunie Veronac et iuraverif 
iUud officium, pertmaerit ae banniri, careat feudo pro rata temporia, quo 
ateterit extra trevam et interim ceaaet ab officio.^ Nur das Recht von Mo- 
dena scheint eine Ausnahme zu bieten: Nee aliquia qui unqua.ni fuerit ban- 
nitua vcl condempnatua de aliqua falaitate vel furto — non poaait ner 
debeat officiare, procurarevel advocare, nee eaee inaliquo offitio eomunia 
vel mercatoriim*; aber es handelt sich dabei offenbar nicht um eine Wirkung 
des Bannes, sondern der Vernrtheilung wegen eines entehrenden Verbrechens. 

Weiter handelt es sich immer um einen Verlust prozessualischer 
Rechte. Aber dabei zeigt sich ein durchgreifender Unterschied nach der Art 
des Bannes; jeder Gebannte verliert die Befngniss, sein Recht durch Klage 
zu verfolgen ; aber nur der um Missethat Gebannte auch das Recht der Ver- 
theidigung. 

Dass auch der nur um .Schulden oder was dem gleichsteht Gebannte sein 
Klagrecht verliert, leidet keinen Zweifel. So zu Pisa: non poaait nee debeat 
audiri ad rationem in apendo.^ Nach den .Statuten von Modena werden 
Orte des Gebiets, wenn sie Abgaben nicht zahlen, gebannt: et quod omnea 
peraone dietorum communinm — non audiantur in iure eorumin civiUbua 
nee etiam de dumpno dato eia rel alteri ipaorum. Danach scheint eine 
Ausnahme bei Verletzungen der Person zugelassen, und das ist anderweitig 
ausdrücklich gesagt: Pena quidem banniti pro eivili obligatione vel quaai 
talia eat, indeUeet quod interim niiüam conaequatur rationem, niai de eo 
pro quo bannitua eat, neque de ullo auo nepotio vel alieno apendo 7>el e,x- 
cipientio in eomuni audiatur, niai in peraona aua vel auorum percuaaio- 
nem vel iniuriam auatineret.^ Zn Verona werden einige Ausnahmen gema<’ht 
für den Tutor, Curator und Vater, der für Mündel oder .Sohn klagt, und für 
den Bürgen bei Klage gegen den .Schuldner, wegen dessen .Schuld er in den 
Bann gekommen ist.^ 

Dagegen ist bezüglich des Vertheidignngsrechtes zu Pisa ausdrücklich 
bestimmt, quod pro — exbannitia pro debito vel eiue oecaaione vel ex qua- 
ctmquc aiia ratione, e.reepto quam j)ro nuxleficio et quaai, quilibet in de- 
femlendo poaait audiri ad rationem et eia — favoreni preatare. Aber auch 
eigene Vertheidigung wurde gestattet und ermöglicht: Et ai aliquia pro de- 
bito exhannitua requiaitua fuerit — , ut veniat faeturua alicui rationem, 
poteatatea — deheant ei dare fidantiam, nt veniat ad reai>ondendum auper 
eo, auper quo fuerit requiaitua. 
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Bezüglich des Bannes um ^fUsethat heisst es aber ausdrücklich: Si qii!f> 
vero exhaimitus es! — occasione aliciUiui maUficii — , non audiatur ad 
rationem tarn in Ofiendo, (luam in defendmdo; nur mit der Ausnahme, 
quod »i talie e,vl>annilus detineretur in fortia Pi»ani communis per pro- 
curatorem tantum poxsilin de/endendo ad rationem audiri.^ Eine andere 
Ausnahme findet sich ziemlich entsprechend in den .Statuten von Parma und 
Modena; ist der Gebannte wegen einer Missethat angeklagt, so soll ihm 
sicheres Geleit gegeben werden, um zur Vertheidigung zu kommen; dass es 
sich dabei auch um Gebannte um Missethat handelte, ergibt sich aus dem Zu- 
satze, dass während dieser Zeit ihn niemand ungestraft verletzen dürfe, was 
bei Bann um .Schulden überhaupt nicht gestattet war; auch darf während dieser 
Zeit die frühere Verurtheilung nicht vollzogen werden, wohl al»er die jetzt 
etwa erfolgende. 3 Es war das wichtig, da der nur um Frevel Gebannte sonst 
hätte in unsühnbarer) Bann fallen können ohne die Möglichkeit einer Ver- 
theidigung. 

Eine noch weitergreifende Rechtsschmälerung findet sich beim (iebannten 
um unsühnbare Mis.sethat: ipso iure ab omni lepitimo aetu penitus sit e.v- 
Dass bei un.sühnbarer Missethat Unfähigkeit zu allen Rechts- 
handlungen eintritt, dürfte allgemein anzunelunen sein, wenn es auch .sonst, 
so weit ich sehe, nicht ausgesprochen ist Auch einzelne Wirkungen dieser 
Art finde ich sonst nicht genannt; nur dass 1347 zu Parma sich ergibt, dass 
der Mörder, der hingerichtet wird, testiren kann, nicht der gebannte Mörder, 
wonach die Unfähigkeit zu testiren abso Wirkung des Bannes ist. Wird ver- 
einzelt bei unsühnbareni Banne die Infamie erwähnt ' ', so ist dieselbe nicht als 
Wirkung des Bannes, sondern der Verurtheilung zu fassen. 

Im allgemeinen kann es auffallen, dass so manche .Statuten keinerlei Be- 
stimmungen über diese .Schmälerungen der Rechtsfähigkeit enthalten; in den 
ältest'ii .Statuten ist nirgends d.avon die Rede. Das früheste mir aufgefallene 
2^ugniss bieten die .Statuten von Verona, wo die Rede von einem, qui furrit 
absolutus, quia adversarius eins non sit in treva.*^ 

59. — Der Bann kann aber die Rechtsfähigkeit nicht blos mindern, 
sondern völlig vernichten, und damit Friedlosigkeit zur Folge hatjen; 
jeder darf dann den Gebannten ungesUaft an seiner Person und .seinem Gute 
verletzen, ihn selbst tödten. Dabei zeigt sich aber ein durcligreifender Gegen- 
satz zwischen dem Bann um .Schulden und dem um Missethat. 

Dass beim Banne um Schulden ixier wa.s dem gleichsteht Gebann- 
ten der Rechtschutz für die Person nicht entzogen ist, eigibt sich schon 
daraus, dass fiei Erwähnung der |)cr.sön liehen Friedlosigkeit durchweg bemerkt 
ist, dass sie nur bei uni .Missethat Gebannten eintritt. Es ist überdies mehr- 
fach aiisdrficklich gesagt. .So zu Verona, obwohl hier auch der um .Schulden 
(Jebannte als e.rlra trevam, friedlos, bezeichnet wird: Quod si aliquis fuerit 
hannitus propUt' dehituM et offendatur ei in persona ab aliqiui vel ab ali- 
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qmbrm, fiat inde ratio, ae »i ettet in trenn ' ; zu Parma nach Statut von 
1233: Quod ei cdiqms bannitiis pro debito pecuniario vel aliqiio avere. 
mobili vel pro däquo casii et non jyro malejicio, de eetero interfectus vel 
maqoffnatus vel vidneratue ftierit, quod banniim non debeat ei nocere, 
quominu» poenit et debeat farere inde vindictam, perinde ac ei non esset 
in banno'^; auch zu Pisa, dass jeder nicht um Missethat Oebannte non possit 
neo debeat offendi propterea in persona.^ Dem entspricht denn, dass solchen 
Grebannteii bei Verletzungen der Person die Klage gestattet ist* In einem 
Bündnisse zwischen Parma und Cremona 1219 ist allerdings auch für den 
gebannten Schuldner bViedlosigkeit der Person bestimmt; aber der Bann soll 
hier überhaupt nur eintreten, wenn der Schuldner den dem Gläubiger zuge- 
wiesenen Besitz verletzt, und ist dann wohl als Bann um Missethat zu be- 
trachten. * 

Al>er überall ist ausdrücklich nur vom Rechtsschutze der Person und 
nicht des Vermögens die Rede. Bei Verletzungen an seinem Gute ist auch 
der nur um Schulden Gebannte nicht geschützt, hat da kein Klagrecht; zu 
Verona soll der Podesta keine Klagen annehmen super personas vel res la^ 
tronitm — vel sine ofiensione personarum super res debitorumfi 

Zu Pisa wird von der Friedlosigkeit der Person noch eine weitere Aus- 
nahme gemacht; wo diese für den pro malefieio Gebannten ausgesprochen 
wird, heisst es: Ita tarnen, quod ex quasi nmlefieio exbannitus per hoc non 
intellipatur, quod impune possit offendi.^ Es ist das auffallend, da sonst 
das Quasi malefiti um, für welches zunächst der römische Begriff desQuasi- 
delikt massgebend gewesen sein wird, dem Malefitium durchweg gleichgestellt 
erscheint; so bei den Bestimmungen über Bestrafung der Unterstützer, über 
Verurtheilnng des Ungehorsamen, über Verlust des gerichtlichen Vertheidi- 
gungsrechtes.^ Möglich wäre es, dass man, da nach einer andern Stelle der 
hartnäckig ungehorsame Schuldner mit einer hohen Geldbusse tanquam pro 
malefieio belegt werden soll®, hier solche Fälle im Auge hatte, doch würde 
das dem sonstigen Sprachgebrauche kaum entsprechen.- In andern Quellen wird 
übrigens ein Bann um Quasimalefitiom gar nicht erwähnt. 

Beim Banne um Missethat wird die Friedlosigkeit tür Person und 
Gut mehrfach ausdrücklich ausgesprochen. So zu Brescia: Quitutnique fuerit 
bannitus pro malefieio possit a quocumque offendi in persona et rebus; 
ganz ähnlich zu Pisa.*® Es ergab sich das an und für sich aus dem Verluste 
des Klagrechtes und wird auch wohl in den Quellen zunächst so aufgefasst ; 
■so zu Turin: quod de nulla iniuria bampnito de malefieio ittata rationem 
habeat bampnitus, nee de eo, qui bampnito de malefieio aliquod mahim 
fecerit, uüum danipnum eapiatur. ‘ ' Wäre mit der Aus.schliessung des 
Klagrechtes und damit des Anspruches auf persönliche Genugthuung noch 
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etwa vereinbar gewesen, dass man Verletzungen des Gebannten als Eingriff, 
wenn nicht in den persönlichen, doch in den öffentlichen Frieden betrachtet 
und bestraft hätte, so sollte auch das ausgeschlossen sein; in mehreren Sta- 
tuten wird die Friedlosigkeit ausgesprochen in Form eines Verbotes für die 
städtischen Behörden, sulche Verletzungen zu rächen. So hat der Pudesta von 
Parma zu geloben: l>e Itomicidiis — vindicfam fiu-iam, exceptis ilüs, qui 
erunt in banno dnitatis pro rnaleßxio, de qoibits i'indixtam non faciam, 
nee faeere posdiii*^; ähnlich zu Pisa bei Mord und Verwundung: Salfo in 
predietis, quod si offentnie fuerit in banno Pisamie eommiinis pro aliquo 
nudeßeio a ae conumaao vel aliniiiia ntaleßeii oeeaaione, eontra offenaorem 
procedere non tmeanmr nee (b'beamua.^^ 

Doch ist durchweg dabei nur der Gesichtspunkt eines Zulassens mass- 
gebend; es ist nicht, wie wir das beim Reichsbann finden werden, Sorge ge- 
tragen, dass die Gebannten möglichst verletzt werden; auch die städtischen 
Behörden sind nur zur Sorge verpflichtet, dass sie bei Betreten des Gebietes 
gefangen genommen werden. Nur bei dem 1288 zu Brescia gegen Rebellen 
verhängten besonders schweren Bannspruch werden nicht allein Preise auf 
Einlieferung lebendig oder todt gesetzt, sondern es nird auch dem Pode.sta 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht, darauf zu denken, wie jene flebanuten nnipia 
et meliua poaaint devaatari et destrui et inapia et pleniua offendi in per- 
sonia et rebiia.** 

Da in den Quellen durchweg vom Banne um Missethat schlechtweg die 
Rede ist, mu- für den Bann um .Schulden eine Ausnahme gemacht wird, so ist 
im allgemeinen anzunehmen, dass mich der Bann um Frevel Friedlosigkeit 
der Person bewirkte. Doch finden sich weitergehende Einschränkungen. Zu 
Modena ist Friedlosigkeit der Person nur ausgesprochen bei beständigem 
Banne, der wegen bestimmter einzelner Verbrechen oder wegen mit Körper- 
strafe bedrohter Verbrechen verliängt wird. ' ® Auch zu Casale ist straflo.se 
Verwundung und Tödlung nur gestattet bei Bann um einzelne besonders 
schwere, nach einer andern .Stelle um todeswürdige .Missethaten. Die weit- 
greifendste Beschränkung findet sich zu Ivrea; es heisst, dass man wegen an- 
gegebener schwerer Missethaten Gebannte gefangen nehmen soll : Si qitia 
fiutem aliqiiem de predietis banuitia f ugientem vel ae defendentem ne ca- 
peretur, qui tarnen esset puniendua ad mortem, si eapeivtux, offetuh’rel 
modo aliquo in persona, seit etiarn ipsitm oedderit, non poaait inde in ali- 
quo eimdempnari nee aliqunm penani pati.^' 

Andere Ausnahmen betont das Recht von Verona. Wemi jemand 
einem Gebannten Frieden gewährt hatte, so hörte ihm gegenüber des.sen Fried- 
losigkeit auf, wenn diese auch sonst fortliestehen mochte, etwa weil der Bann 
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nnsiihnliar, oder dip Strafe an die (ieiiipinde nieht itpuihlt oder er nooli wegen 
anderer .Sai-lien ini Bann war. Wer den dem f Jebannten gewährten Frieden 
durch Tödtung oder Verwundung brieht, hat die Busse, welche er filr den 
Frieden erhielt, an den Verletzten, dessen Erben oder in Ermanglung solcher 
an die Omeinde zurückzuzahlen; er wird zugleich im allgemeinen so bestraft, 
als wenn jener nicht im Banne wäre, aber doch nicht mit Leibesstrafen: eodem 
modo feneafitr omendarf, geilicet peainialitet', ae si egget in treva. Ebenso 
ist der Gebannte gegen denjenigen geschützt, auf dessen Veranlassung er zu 
einer Verhandlung kommt. 

Eine w'eitere .\usnahme wird gemacht fiir den , welcher nicht wegen 
eigener .Schuld, sondern seiner Gemeinde wegen im Banne ist; wer einen sol- 
chen tödtet oder verwundet. Wisst, als wäre derselbe im hVieden. ' * .Solche 
B a n n u n g 0 n g a n z e r G e m e i n d e n des Gebietes werden auch in den .Sta- 
tuten von .Modena erwähnt; jedes einzelne Gemeindeglied gilt dann als ge- 
bannt: qnod nmneg persone dietorum commnmiim sic bannitoruni intelU- 
pantur egge in bannn communis Mntine perinde ac si speciaUfer scripte 
essent in banno. Aber wir bemerkten schon, dass ihnen damit das Klagrecht 
um persönliche Verletzungen nicht entzogen werden sollte.*® Hier zu Modena 
ist allerdings als Veranlassung des Bannes zunächst nur Nichtzahlung von 
Abgaben oder Geldstrafen ins Auge gefasst, ,so dass die auch sonst fiir den 
Bann um .Schulden geltenden Bestimmungen massgebend gewesen sein könnten; 
nach den .Statuten von Verona scheint die Ausnahme aber ganz unabhängig 
von der Veranlas-siing des Bannes zu sein. 

.\uch nach der Lösung vom Banne konnte wegen erlittener Verletzungen 
an Person imd Gut keine Geniigthuung, und nur bei Immobilien die Zurück- 
stellung verlangt werden; zu Verona heisst es ausdrücklich: Et si in treva 
qiiis positits apat de rebns mobilibiis vel immobilibus ablatis sihi, vel de 
damno in iüis vel in sna persona dato, dum esset extra treram, non ati- 
dietur, nisi de immobilibus, de quibusei fiei restitutio sine poena et fruc- 
tibus ae damno. 

Es dürfte noch zu beachten sein, dass in den ältesten .Statuten, so denen 
von Genua, Aosta, Val d'Ambra, Bologna die Friedlosigkeit des Gebannten 
nicht erwähnt wird. Eine .Stelle der .Statuten von Pistoja scheint sogar die 
Friedlosigkeit gegenüber jedermann auszuschliessen ; es heisst nur, dass von 
den Strafen des Mörders der ausgenommen sein soll, der vor gemachter .Sühne 
den Mörder eines Verwandten erschlägt oder für seinen Herrn zur Rache 
schreitet.** Es scheint hier wie in ältester Zeit mm das Recht der Verletzten 
auf Rache anerkannt, nicht alwr dem ^'erbrecher darüber hinaus der Rechts- 
schutz überhaupt entzogen zu sein ; war das der Fall, so konnte es hier kaum 
unerwähnt bleiben. Den frühesten Beleg würden danach auch hier wieder um 
den Beginn des dreizehnten Jahrhunderts die .Statuten von Verona geben, wo 
zwar nicht unmittelbar ausgesprochen ist, dass der Gebannte ungestraft ver- ^ 
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letzt werden künne, sich das aber zweitellos aus den aufgestellten Ausnahmen 
und der Nichtgestattung einer Klage ergibt. 

60. — .Ms Massregcln gegen das Gut finden wir, abgesehen da- 
von, dass schon die IMedlosigkeit auch das Gut traf, wenigstens bei jedem 
schärferen Banne Witstlegung und Einziehung des Gutes erwähnt, gewöhnlich 
beides, zuweilen 010 * das eine oder das andere. 

Die Wüstlegung des Gutes, die Devastatio oder destructio bono- 
rum, liatte wohl zunächst den Zweck, es dein Gebannten unmöglich zu machen, 
von seinem Gute die Friiclite und andern Nutzen zu ziehen, sie musste als 
empfindliche Zwangsmassregel erscheinen, mn ihn zum Gehorsam zu bringen, 
und, da die Wiederherstellung mit grossen Kosten verbunden war, als Ab- 
schreckungsmittel vor Fälligkeit des Bannes. Die Massregel hat niclits Auf- 
fallendes, wenn über das Gut nicht anderweitig verfügt wird. Nun wird aber 
das Gut oft endgültig der Gemeinde oder dem Verletzten zugesprochen, und 
dennoch dasselbe vorher wüst gelegt. Und selbst wo es sich nur um zeitweise 
Beschlagnahme handelte, kann es doch auffallen, dass man das Gut wüst hielt, 
statt zum Besten der Gemeinde den Nutzen daraus zu ziehen. Allerdings wird 
das nur häufig, nicht immer erwähnt; oft wird wohl das eine oder das andere 
gefordert. So geloben um 1169 die Konsuln von Piaceuza: Et omnes friicttis 
redditiigque possessioniim üloriim, qui Placenfiam exierunt el ex parle 
imperatoria sunt, coUipere faciam et in eotninimi mittam vel eas yuastas 
manere faciam. * Als massgebender Gesichtspunkt Hesse sich da etwa an- 
nehmen, dass in vielen Fällen die Macht der städtischen Behörden, zumal in 
entfernteren Gegenden, wohl dazu ausreichte, das Gut wüst zu legen, nicht 
aber ungestört die Früchte daraus zu ziehen; was eintreten sollte, war dann 
im Einzelfalle zu ermessen. 

So mag es in manchen Fällen gehalten sein; aber den massgebenden 
Gesichtspunkt werden wir darin nicht finden dürfen. Denn neben der Ver- 
wüstung der Güter iin allgemeinen wird insbesondere wohl noch die Zerstö- 
rung des Hauses erwähnt. Zu Pistoja, wo weder Beschlagnahme, noch 
Verwüstmig des Guts im allgemeinen erwähnt wird, erfolgt doch die Zerstö- 
rung des Thurmes und Hauses bei Mord*; in den Urkurden des Lombarden- 
bimdes wird für Anhänger des Kaisers neben der Verwüstung des Gutes über- 
haupt noch insbe.sondere die Zerstörung des Hauses verfügt^; zu Verona und 
Ferrara findet sich Zerstörung des Hauses bei .\usweisung der Ketzer^ ; bei 
Bannung eines Verräthers zu Vercelli 1243 wird das Gut im allgemeinen con- 
fiszirt, aber Thürme und Häuser in der Stadt sollen zerstöit werden zu 
Brescia heisst es, dass binnen zwei Monaten alle Häuser der Gebannten in der 
.Stadt von Grund aus zerstört werden sollen; 1254 wird dann bestimmt, dass 
die Zerstörung unterbleiben .soll, wenn jemand sich zum Kaufe erbietet; 1283 
ist wieder davon die Rede, dass jedes Haus, in dem ein Gebannter gefunden 
wird, zerstört werden soll. ® Da das Haus der Theil des nnbeweglichen Ver- 
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niO)fen» ist, dessen man am sicliersten inächtie war, so können da solche 
Zweckmässigkeits)(ründe nicht ina.ssgebend gewesen sein und wir werden das 
denn auch Ihr die Wüstlegung des Gutes überhau)>t nicht anzunehinen haben. 
.Sie ist in der Zeit, mit der wir uns beschäftigen, wohl als eine althergebrachte 
Alassregel zu fassen, welche in manchen Fällen noch an und für sich zweck- 
mässig sein mochte, an die man sich aber tnelfach auch da liielt, wo sie nicht 
allein zwecklos, sondern gegen das Interesse der Gemeinde und des Verletzten 
war, was denn auch bewirkt haben wird, dass man sie vielfach ganz fallen 
Hess oder die .Ausführung dem Ermessen des Richters oder des Verletzten 
überlie.ss. 

61. — Die Einziehung des (,i u t e s , gewöhnlich als Piiblicatio bo- 
norum bezeichnet, diente einem doppelten Zwecke. Einmal entzog sie dem 
Geliannten, wie die Devastatio den Genuss des Gutes, wai' demnach ein 
Zwangsmittel zum Gehorsam oder eine sehr empfindliche Schärfung des die 
nicht auszuftihrende .Strafe ersetzenden Zustandes des Gebannten. Dann aber 
diente sie zur .Sicherstellung o<ler Befriedigung der Ansprüche, welche die Ge- 
meinde oder der V'erletzte gegen den ungehorsamen Gebannten hatten, mochte 
das Gut nur zeitweise mit Beschlag belegt, oder dem Gef)annten endgültig 
ahgesprochen und anderweitig darüber verfügt sein. Und dabei zeigt sich auch 
hier keine längere Frist, nach der der Bann erst zu voller Wirkung gelangt 
wäre; das eine, wie das andere tritt unmittelbar mit der Fälligkeit des Bannes 
ein, während im altem Verfahren hier eine .Stcigening ganz bestimmt hervor- 
tritt, indem das Gut des ungehorsamen Verbrechers zunächst nur mit Beschlag 
belegt, erst nach Ablauf eines Jahres conüszirt wird. 

Die Behandlung des Gutes war natürlich vers(-hieden nach den Arten 
des Bannes. Bei emfachem Ungchorsainsbann werden Massregeln gegen das 
Gut gar nicht erwähnt. AVohl aber beim Bann um .Schulden. Doch ist 
auch hier lediglich die Rücksicht auf das Interesse des Gläubigers wirksam, 
die Massregeln werden nur nach seinem Willen verhängt. Zu diesen konnte 
nach einigen Bestimmungen auch die Verwüstung des Gutes gehören. Nach 
einem Vertrage zwischen Modena und Bologna von 1166 soll der Zahlungs- 
unfähige aus der .Stadt vertrieben werden bonis ablatis et destruetis' ; auch 
zu Verona hat der Gläubiger das Recht, die Destructio bonorum zu verlangen.^ 
Aber es ist erklärlich, wenn das später nicht mehr ei-wälmt wird; es war ein 
Zwangsmittel, welches das Interesse des Gläubigers in der Regel mehr be- 
uachtheiligen, als fürdern musste. Allerdings wird noch in den .Statuten von 
Modena ei'wähnt, dass gegen alle Mitglieder solcher Gemeinden, welche wegen 
Nichtzahlung von Abgaben gebannt wmden, vorgegangen werden kann dt- 
vnetandu et eliain eemleiido bona ipeorum^; dabei handelt es sich aber um 
wesentlich andere Verhältnisse. Die sonst erwähnten Massregeln bezwecken 
überall nur, die Forderung des Gläubigers sicher zu stellen; am häufigsten 
wird erwähnt, dass der Gläubiger in Besitz des Gutes gesetzt, ihm Tenuta 
gegeben wird^; zu Verona erscheint in erster Reihe die Venditio bonorum au 
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den Meistbietenden, um atis dem Erlüs die .Schulden *u decken; in Ermang- 
lung eines Käutm können sie den Gläubigern an Zahlungsstau oder al.s Pfand 
übergeben weiden.® 

Beim Banne um Missethat wird immer das Gut verwüstet oder ein- 
gezogen, nicht blos.s zur .Sicherstellung der Ansprüche auf Geldbussen, sondern 
vorzugsweise als Zwangsmittel oder Strafmittel. War es ein lösbarer Bann, 
so wurde das Gut wüst gelegt bis zur Zahlung und Lösung. So zu Bologna 
bei Bann um Frevel: et huitper bona eine — devastentiir et devaetata te- 
neantur tamdiu, qoamdiu in banno fuerit^i nach Vertrag zwischen Parma 
und Crcmona 1219 soll der Podesta drei Tage nach Fälligkeit des Bannes 
anfangen die Güter des wegen Bruchs der Tenuta Gebannten zu verwüsten, 
das in vierzehn Tagen beendigen und sie wüst halten, bis er genugthut. ‘ Doch 
mochte man denselben Zweck auch durch Beschlagnahme des Gutes erreichen; 
im Statut von Val d’jVmbra ist nur beim Uomicidium Rede von der Deva- 
statio, sonst heisst es: bona aua enrie (eomitis) piiblicentur et ipaa habeat, 
donee cotidempnatiia solverit dictain penam. 

Auch bei beständigem Banne konnten vielfach diese Maissregeln genügen. 
.So wird 1230 zu Parma bestimmt: quod id totinn, quod fuit oel fuerit de- 
vaatatum aliati intna vel extra, qui ait in banno perpetuali pro maleßcio, 
debeat atare guaetum pei'pelito, quouaque iüe, qui fecit vel fecerit male- 
ßciiim, pro qiio dictum guaatnm factum fuerit, in banno fueritfi Es ist 
dabei an s ü h n b a r e n B a n n zu denken ; so heisst es auch zu Bologna beim 
ungerechten Vorwurfe der Infamie: ait in banno et omnia bona piiblicentur 
— nec bona recuperet, nec de banno retrahatur, niai per voluntatem eiua, 
ciii hoc obiciat.^ Doch mochten l>ei schwererem Banne, wenn er auch nicht 
unsühnbar war, wohl schon gleich weitere VerPdgungen hinzukommen. Bei 
Verstümmelung wird das Vermögen des Gebannten zu Modena zwischen der 
Gemeinde und dem Verletzten getheilt; kommt er aber mit Zustimmung des 
Verletzten aus dem Banne, so erhält er die Immobilien zurück.'“ 

Von den Mobilien ist in allen diesen Fällen nicht die Rede; der letzter- 
wähnte lässt schliessen, dass der Gebannte auch nach der Lösung keinen An- 
spruch aufZurückgabe oder Erstattung hatte; es stimmt damit, dass ihm auch 
zu Verona nach der Lösung nur eine Klage auf einfache Zurückstellung der 
Immobilien zustand. ' ' 

62. — Bei unsühnbarem Bann verliert der Gebannte endgültig 
jedes Recht auf sein Gut; er hat dasselbe für immer verwirkt und es wird 
sogleich anderweitig darüber verfügt. Bei dieser Verfügung über das 
Gut können in Betracht kommen die Gemeinde, der Verletzte selbst oder 
des.sen Erben und die Erben des Verletzers; bei Lehengut auch noch Herren 
oder Vasallen. 

Handelt es sich um Vei'brechen gegen die Sicherheit der Gemeinde selbst, 
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entsprechend dem Hochverralh, so wird alles (iiit für die (Gemeinde ein- 
gezogen und zunächst wüst gelegt. Beinäditigt sieh ein Veroneser einer Biu-g 
der Gemeinde : e.rhnatur de treva Veronae perpetuo et eius bona degtruan- 
tiir et puMieentur in conmwni VeronaeJ Zu Brescia wird 1252 bezüglich 
der in ven'ätherischitr Ab-sicht Ausgezogenen bestimmt: qiiod bona eortim et 
cuiuslibet eorum publicenlur et deveniant in romtnitne.'^ Damit wären denn 
auch alle Ansprüche der Erben beseitigt; und es ist das um so weniger zu 
bezweifeln, da ja in solchen Fällen auch wohl der Bann auf dieselben ausge- 
dehnt erscheint.^ Ausdrücklich ausgeschlossen werden alle .\nsprüche der 
Verwandten 1316 zu Parma; wer die .SUidt imter einen Herren bringen will, 
soll hingerichtet werden, et nihihminiig omtiia, ehig bona deeagtentiir et 
puhlicentur et deragtatii et puhlieata perpetuo renuineant in eommuni, itn 
qiiod dox uxorig vel aUqiia alia ratio non pi-ositei, et qiiod fili! et heredes 
et jilii filiorum banniantur perpetuo — et eorum bona, nt supra, pMicari 
debeant et devagtari*; auch in den .Statuten von Riva ist der Verlust des 
Erbrechtes fiir die Kinder bei Hochverrath ausdrücklich ausgesprochen. * Da- 
bei wird dann wohl über einen Theil des Gutes zu Gunsten des Anklägers 
verfügt; will jemand das .Studium von Bologna verlegen, so wird er für immer 
gebannt, sein Gut koiiBszirt und die Hälfte dem Ankläger gegeben.^ 

War der unsülmbare Bann veranlasst durch Verbrechen gegen die Per- 
son, so zeigt sich eine verschiedene Behandlung des Guts. Auch dann ist wohl 
einfach von Konfiskation die Rede. So zu Pisa: Jüxbannitorum — bona et 
poggeggiones et res ad commune Pisarum redueemus et reduci faeiemus, 
— ‘ eaque ]iro eommuni publice bona fide vendere et troeiere possimus et 
debeamng — vel ea destruere et destrui faeere et fruetus et redditus et 
obventiones eorumd Besonders wird das mehrfach erwähnt, wo die Gemeinde 
noch einen Gerichtsherrn hat; nach den .Statuten von Val d' Ambra kommen 
die Güter des Mörders*, nach denen von Turin die des Strassenräubers an 
den Grafen*; der Erzbischof von Genua zieht 1216 alle Güter wegen Mord 
und anderer Mis.sethatcn Gebannter ein.** 

Dabei mag stillschw^eigend atigenominen sein, dass der Richter nach 
seinem Ermessen einen Theil des Guts für die Verletzten verwendet Aus- 
gesprochen ist das zu Verona bei Todtschlag und Verwundung im Stadthause 
selbst; der Thäter kommt in unsühnbaren Bann et omnia bona sua perdat; 
de bis bonis exeipiatur eompositio, qmve videbitur rectori competens dare 
heredibus' »wrtui, vel passo dauinum vel iniuriam.'^ Mehrfach aber hat 
der Verletzte einen Anspruch auf einen bestimmten Theil des Gutes, wie das 
dem altem longobardischen Rechte entspricht Nach dem Edikte Liutprands, 
und ebenso noch in einem Gesetze K. Heinrichs ID, verliert der Mörder sein 
ganzes Vermögen; daraus erhalten die Verwandten des Ermordeten das 
Wehrgeld vorweg, während der Rest zwischen den Verwandten und dem Könige 
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gpthpüt wird. Dein gpgeniilier prschoinen iii dpii stadtisclipn .StatutPii bald 
dip (iemeindp, bald dip Verlptztpii iiielir bevorzugt. .So lieLsst es zu Parma; 
qtwd hona ipso-nnn frtmgencium pMem omiiia di’i'astenlur, publkentur et 
confitehenim' et pervemre deheant in eommimi; ein Drittheil aber soll au 
den kommen, an dem der Frieden gebrochen ist, oder an dessen Erben.'® Zu 
Modena kommt bei unsühnbarem Bann wegen Mord oder Verstümmelung die 
eine medletas amniioii reinim mohiliimi et se moveniitnn, inriim, aetionnm 
et rationinn an die Gemeinde, die andere an die Verletzten; die Immobilien 
werden verwüstet, dann die eine Hälfte an die Verletzten gegeben, während 
die andere immer wüst bleiben soll." Aehnlich werden zu Brescia bei Mord 
und Bruch beschwonien Friedens Immobilien und Mobilien zwischen Gemeinde 
und Verletzten gleich getheilt. 

Nach einigen altern .Statuten kommt aber das gesaimnte Gut an den 
Verletzten, nachdem nur besondere .Ansprüche der Gemeinde daraus befriedigt 
sind. Zu Verona fanden wir allerdings bei im .Stadthause begangenen Ver- 
brechen den Verletzten nur in zweiter Reihe bedacht; aber es ist daliei aus- 
nahmsweise der Ort ins .\ugo gefasst, wehdier die That vorzugsweise als Ver- 
letzung der Gemeinde erscheinen lässt. .Sonst soll bei Mord oder Verstümmelung 
mit Vorbedacht oder bei Friedensbruch der Podesta alle Mobilien an den 
Verletzten oder dessen Erben geben, in nie relento co, e/nod pro iure nieo et 
iure eommitnis ordinatum eet rel fuit, scilicet x. libi'oe pro banno homi- 
ridii; die Immobilien soll er verwüsten imd dann gleichfalls an die Verletzten 
geben.'* .\ehnlich zu Genna; alle Güter des Mörders sollen verwüstet und 
dann an die nächsten Erben des Erschlagenen gegeben werden; doch dürfen 
die Konsuln daraus vorher die Kosten der Wüstlegimg decken.'® 

Nach allen diesen .Stellen würden die Erben des Thäters, wenn es 
sich um .Mord oder Friedensl>ruch handelt, ihre Erbrechte verlieren. Zu Genua 
wird das sogar ausdrücklich betont; wollen die Erben des Erschlagenen das 
Gut nicht, so kommt es an die Kirche .S. Lorenzo: et laudabimiis et opera- 
bimus, si liomicida Ule habuei'it filios vel filiae, lU non eint eius heredi- 
tarii, excepfo si midier fecerit homicidium in viro suo aut rir in tixore 
sua, tune fiUi defuneti rel defuncte non sint proptei' hoc minus heredi- 
tarii eins. In einigen spätem .Statuten dagegen ist bei Mord von den Erben 
des Erschlagenen gar nicht die Rede, während die Erben des Thäters bedacht 
sind. .So zu Casale und Piacenza mit dem Pflichttheil; das Gut des Mörders 
kommt an die Gemeinde sal/'o iure iTeditorum et s<dra dehita iure nature. 
descendentium talis bannili.'^ Viel ausgedehnter noch zu Turin: bona mo- 
bilia eins tertia piirte publieentur et applieentur domino, et piv aUis 
ditobus partibus cum bonls immobilibus applieentur heredibus seu sueces- 
soribus eiusdem pereiissoris, seiUcet tpii ab intestato eidem peivussori 
essent surceseuri.^^ 
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Wo es sich nicht um V'erbrcchen handelte, hei welchen zunächst die 
Gemigtlmung für den Verletzten ins Auge gefasst oder bei welchen der Bann 
auf die Kinder ausgedehnt wurde, werden die Ansiirüche diT Gemeinde und 
der Erben berücksichtigt. Zu Modena erlialten die Kinder eines Gebannten 
um Missethat, pro qito bona eine deheant devastnri, die eine Hälfte, die 
Gemeinde die andere Hälfte; ist der Gebannte in väterlicher Gewalt, so wird 
eine Hälfte des väterlichen Vermögens für den Vater ausgeschieden, von der 
andern erhält die Gemeinde einen Kindstbeil; es finden sich dann hier, wie zu 
Panna, noch weitere genauere Bestimmungen über die Ausscheidimg des Ver- 
mögens des Gebannten. Es i.st das allerdings nicht ausdrücklich auf un- 
sühnharen Bann beschränkt und es wäre möglich, dass auch bei lösbarem 
Bann die zeitweise Beschlagnahme oder t’erwüstung einen den Erben zukom- 
menden Theil unberührt liess. ^Vber ausdrücklich finde ich das nicht gesagt, 
und gerade wenn Lösung noch vorgesehen war, konnte es nahe liegen, zur 
Verstärkung des Zwanges sich an das Ganze zu halten. 

Die Befriedigung der Ansprüche der Schuldner wird mehrfach aus- 
drücklich Vorbehalten. Auch das eingebraclite Gut der Frau dürfte in der 
Regel für diese ausgeschieden sein. .So heisst es 1 208 zu Ferrara von unsühn- 
bar Gebannten et-inbonis talium sulnnunodo dotes it.roi'ibu« cotuxrt'entur, 
quas ipse vd alii pro eis monslrarerint se soh'lsse.'^^ Nach einer erwähnten 
besonders strengen Bestimmung aus Parma scheint aber auch dieses einge- 
zogen zu sein.^‘ 

Was die Behandlung des Lehngutes betrifft, so konnte zu Verona bei 
iSchuldbann des ^'asallen der Gläubiger in den Besitz des Lehngutes gesetzt 
werden ; auch durfte dasselbe zu seiner Befriedigung verkauft werden ; doch 
erhielt dann der Herr, wenn für das Lehen Dienst zu leisten war, zwei, sonst 
ein Drittheil des Kaufpreises. Bei unsühnbarem Baun sollte bezüglich des 
Zin.sgutes und Lehngutes beobachtet werden, qnod obsei'varetur eo >M(ura~ 
Hier tnortiio, aber so, dass bei Lebzeiten des Gebamiteii weder er noch seine 
Erben das Gut inne haben dürfen, welches vielmehr dem Herrn übergeben 
wird; mortuo aitlem nKtle/aclore ad eos pervenial, quibus de hire perve- 
nire debet.^"^ Zu Parma kommt bei Konfiskation des Gutes das Lehen an den 
Herrn; gibt dieser es aber dem Gebannten zurück, so fällt es an die Gemeinde.^^ 
Die Vasallen des unsühnb.sr Gebannten werden 1 252 zu Brescia vom Treu- 
eide gelöst, und sollen ihre Lehen als Eigen haben, so lange sie der .Stadt treu 
bleiben; unter derselben Bedingung werden seine Knechte für frei erklärt.*^ 
Aehnliche Bestimmungen finden sich 1243 zu Vercelli.*® 

63. — Alle besprochenen Massregeln sind in ihrer Wirksamkeit auf das 
.Stadtgebiet selbst beschränkt; nur aus diesem war der Gebannte ausgewiesen, 
nur hier war er durch Entziehung des Klagrechtes friedlos, nur sein hier be- 
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legfnes Gut konnte eingezogen werden. War das alles sehr hart, so konnte 
doeh trotzdem der Zustand des Gehannten, zumal wenn er aiieh auswärts be- 
gütert war, ein ganz leidlicher sein, wenn er darauf rechnen durfte, iui nächst- 
gelegenen Gebiete sich unbehelligt auflialten zu können. War das möglich, so 
war in vielen Fällen der Zweck des Bannes nur sehr unvollkommen zu er- 
reichen; und es fragt sich daher, ob der Bann nicht auch Wirkungen für 
fremde Gerichtsbezirke hatte. 

Das war nur in beschränkter Weise der Fall. Das deutsche Achtsver- 
fahren mit seinen laugen Fristen war allerdings ein sehr schwerfälliges; aber 
schliesslich war seine volle Wirksamkeit doch dadurch verbürgt, dass bei jeder 
durch den Richter zunächst nur für seinen Bezirk ausgesprochenen Verfestung 
nach bestimmter Zeit die .Steigerung zur Reichsacht nicht verweigert werden 
kann. Es ist bezeichnend, dass 1 209 gerade ein Gränzfürst, der Bischof von 
Trient, das als sein Recht durch Rechtsspruch des Reiches ausdrücklich fest- 
stellen lässt. ' Denn in Italien ist mir nicht die geringste Andeutung vorge- 
konimen, dass die städtischen Behörden oder sonstigen lokalen Richter einen 
Anspruch darauf gehabt hätten, dass ihrem Bann nacli bestimmter Zeit der 
Reichsbann zu folgen habe. .Städtischer und Reiclisbann stehen ausser 
Jeder regelmässigen Verbindung. 

Allerdings konnte man durch eine Klage bei den Reichsgerichten den 
Reichsbann erwirken; aber das geschah doch durchweg nur bei .Sachen, welche 
von vornherein vor das Reichsgericht gehörten oder bei welchen von einer 
Klage vor dem ordentlichen Gerichte ein Erfolg nicht zu erwarten war. Jeden- 
falls war es allgemeiner nicht üblich, sich desshalb an die Reichsgerichte zu 
wenden, weil der hier zu erlangende Reichsbann wirksamer war, als der ört- 
liche Bann, wenn man in Einzelfällen auch Werth darauf legte. Verhängt K. 
Otto 1210 über die Ketzer zu Ferrara den Reichsbann mit der Bestimmung, 
dass ihr Gut eingezogen, ihre Häuser zerstört werden sollen, so scheint cs 
sich allerdings nur darum zu handeln, den ohnehin Uber die Ketzer verhängten 
städtischen Bann durch Erweiterung zum Reichsbann wirksamer zu machen.* 
Zuweilen zeigt es sich darin, dass man sich vom Kaiser wohl von vomherem 
versprechen liess, für gewisse Fälle den Reichsbann zu verhängen. .So ver- 
spricht der Kaiser 1 1 76, jeden Verletzer eines Cremona gegebenen Privilegs 
bannen und ohne Zustimnnmg der Konsuln nicht lösen zu wollen®; nach den 
Verhandlungen über den Konstanzer Frieden soll der Kaiser jede .Stadt, die 
nicht schwören oder ihren Antheil an der dem Kaiser zu zahlenden Summe 
nicht zahlen will, binnen zwei Monaten bannen*; 1 1 92 verspricht er den Cre- 
monesem, Gegner derselben, w'elche sich dem kais(!rlichen Gerichte nicht 
stellen wollen, hinnen drei Monaten in Bann zu legen.® .\ber in allen diesen 
Fällen handelt es sich doch vorzugsweise um solche, deren die .Stadt selbst 
überhaupt nicht mächtig war, nicht uIti den Gesichtspunkt einer grossem 
Wirksamkeit des städtischen Bannes. Cierade djiss solche Versprechungen 
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vorkomnibii, uacht es aur um su auffallender, dass einzelne Städte, welchen 
der Kaiser offenbar zu gewissen Zeiten alles zu gewähren bereit war, sich nie 
von ihm das Recht geben liessen, dass alle von der Stadt Gebannten binnen 
gewisser Zeit auch im Reichsbann sein sollten; es scheint eine solche Auffas- 
sung den italienischen Anschauungen ganz fremd geblieben zu sein; soweit ich 
sehe, ist in städtischen Statuten nirgends vom Reichsbamie auch nur die Rede. 

Wo man sich an das Reichsgericht nicht wenden wollte oder konnte oder 
selbst im Reichsbanne war, wandte man freilich auch wohl den städtischen 
Bann gegen Auswärtige an, und dehnte dann, da man kaum darauf rech- 
nen durfte, die auswärtigen Verbrecher .selbst treffen zu können, den Bann auf 
die ganze Stadtgemeinde aus; was sicli auch in so weit rechtfertigte, als in 
solchen Fällen die gebannte Stadt sich in der Regel geweigert haben wird, 
gegen die Verbrecher, obwohl sie derselben mächtig war, einzuschreiten. So 
heisst es 1228 zu Verona wegen Krmordung eines Veronesischen Konsuls zu 
Faenza, der Podesta soll sich Mühe geben, dass die Malefactores bestraft 
werden; Et in banno communis Vc^'onac poni facium ipsos et omnes in- 
colas Faventiae et eins Jistrictiis et eorum bona; es wird dann insbesondere 
allen Veronesern der Verkehr mit ihnen untersagt®; und liessen sie sich im 
^'eroneser Gebiete betreten, .so wurde dann wohl gegen Personen und Gut 
eingeschritten. Auf diesem Wege gelangte man dann zu der au.sgedehnten 
Anwendung der Repressalien, ln solchen Fällen konnte von entsprechender 
Wirksamkeit des Bannes noch weniger die Rede sein, wenn derselbe nicht 
auch ausserhalb des Stadtgebietes wirksam zu machen war. 

(J4. — Bot da der Reichsbann nicht die nöthige Ergänzung, theils weil 
es an einem bestimmten Ansimiche auf denselben fehlte, theils weil auch der 
wirklich verhängte Reichsbann sich oft als unwirksam erwies, so blieb der 
Weg, eine Anerkennung des Bannes durch andere Städte zu er- 
wirken. Das geschah denn auch nicht selttui durch gegenseitiges Ueberein- 
koinmen; die Verträge unter den Städten enthalten häufig einschlagende Be- 
stimmungen. Die.se waren einmal darauf gerichtet, Fordenmgen an Angehörige 
einer fremden Stadt dadurch zu sichern, dass diese sich verpflichtete, eventuell 
mit Bann gegen dieselben vorzugehen ; solche Bestimmungen haben wir mehr- 
fach erwähnt. Weiter aber verpflichtete man sich nicht selten, Getannte der 
fremden Stadt im eigenen Gebiete nicht dulden zu wollen. Am wichtigsten war 
in die.ser Richtung wohl, dass der Lombardenbund dazu seine Mitglieder von 
vornherein verpflichtet zu liaben scheint. In den frühem Bundesurkunden wird 
das noch nicht erwähnt; zuerst 1168 beim Schwure von Como, aber nur als 
gegenseitige Verpflichtung von Como und Mailand. ' .Später handelt es sich 
mn Wirksamkeit für den ganzen Bund. Zunächst wird das wohl mu' auf Bann 
um Bundesangelegenheiteu bezogen: Nec de aliijtia cMtute — jn'o ime facto 
ejcpidmim vel a sua civitatc separat um vela sua civitate puerram passiim 
recipiam et de men ilistrietii, si venerlt, expellam'^; aber andere .Stellen 
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lassen keinen Zweifel, dass es sich dabei auch über die nächsten Bundeszwecke 
hinaus um Sicherung des gesanimten Rechtszustandes durch Wirksamkeit der 
von der einzelnen Stadt verhängten Banne für das ganze Bundesgebiet han- 
delte. Im Vertrage der Bundesstädte mit dein Markgrafen Malaspina 1168 
heisst es ausdrücklich : Item decrei’erunt, ut nulla eivitas vel suprasnüptiis 
marchio alUjiiem a giiis rotuidibiu bannitiim recipiat; et si receperit vel 
in giiam virlulem venerif, infra qttindecim dies, pnstquam a cormdibua 
fei marrhinne, a quibus bannifus fuerit, eis requisitnm fuerit, desua po- 
testate et firtute einn eiieient, nee de cetera eiim recipient, msi de banno 
traetus /nerit a suis considibus; und 1170 in dem Schwure von Pavia: El 
milites et pediles bandizatos a stia civitate non recipiam in mea civitate, 
nee in iüis locis, in quibns virtutem hahuero, postquam requisitnm fuerit 
a considibus rel a sipillo puhlico sue cifitatis.^ Doch dürften diese Bestim- 
mungen für den ganzen Umfang des Bundes später kaum sehr beachtet sein. 
Dagegen finden wir dieselbe Bestimmung, die gegenseitigen Verbannten nicht 
aufzimehmen oder doch auf Verlangen der andern .Stadt in bestimmter Zeit 
auszuweisen, oft in spätem Verträgen benachbarter .Städte; so in Verträgen 
Modena’sll77 mit Bologna, 1188 mit Parma'', in Verträgen Cremona's 1188 
mit Parma, 1257 mit Mantua.® Das fand denn auch wohl in die .Statuten 
Aufnahme; so dürfen sich nach denen von Brescia Gebannte von Mantua und 
\'erona geroä.ss den Verträgen im Gebiete nicht aufhalten.® Aber über die 
Ausweisung gehen die eingegangenen Verpflichtungen durchweg nicht hinaus ; 
nur wird 1177 im Bündnisse zuischen Modena und Bologna bestimmt, dass 
der .Strassenräuber im Banne seiner Stadt sein und der Podesta der andern 
helfen soll, seine Bestrafung zu erwirken. Insbesondere scheint man sich selbst 
unter engstverbundenen Städten nicht leicht zur Einfangung und Auslieferung 
der fremden Gebannten verstanden zu haben. Allerdings findet sich 1290 ein 
Befehl, dass alle gebannten Cremoneser binnen einem Tage Crema verlassen 
sollten, widrigenfalls sie an Uremona ausgeliefert werden würden^; alter schon 
der eventuelle Charakter der Massregel spricht gegen eine übernommene Ver- 
pflichtung, es handelt sich wohl nur um eine Drohung, um dem Befehle Ge- 
horsam zu verschafien. Viel Hess sich freilich auf solchem Wege nicht errei- 
chen, zumal gewöhnlich mit ein oder anderer nächstbenachbarten Stadt ein 
Bundesverhältniss nicht bestand, der Gebannte demnach doch in der Nähe 
eine Zuflucht fand. 

6«. — Bei der überaius ausgedehnten .\nwendung des Bannes in Italien 
mussten freilich die fremden Gebannten oft zu einer unerträglichen Last wer- 
den, zumal viele von iluien aller Untcrhaltsmittel entblösst waren, es sich 
weiter oft um \'crbrecher handelti», bei denen man Gefiihi'dung der öffentlichen 
.Sichcrlieit befürcliten musste. Daher finden wir nicht selten, dass .Städte in 
ihrem eigenen Interesse M a s s r e g e 1 n g e g e n d i e f r e m d e n G e b a n n t e n 
trafen. Zn Ravenna wird kein liandizatus foresterins geduldet, wenn er 
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iliclit geilügeude Bürgschaft stellt, das.s er keinen Schaden an Personen und 
Sachen anriehten wird. ' Zu Riva darf sich ein fremder Gebannter nur mit 
Erlaubniss des Bischofs und der Gemeinde aufhalten.''* Oft sind solche Be- 
stinimungen auf schwere t’erbreoher beschränkt, gegen welche dann aber mit 
derselben .Strenge vorgegangen wird, wie gegen Einheimische, und damit vor- 
gegangen werden konnte, da die eigene .Stadt den Gebannten natürlich nicht 
dagegen schützt. Zu Casalc soll sich kein wegen Mord und Strassenraub Ge- 
bannter auflialten bei .Strafe an Person tmd Vermögen; auf die Gefangennahme 
ist ein Preis gesetzt; einen fremden, wegen todeswürdigen Verbrechens Ge- ” 
bannten dai'f jeder straflos verletzen, selbst tödten.* Aelmliche Bestimmungen 
finden sich zulvrea; folgt der fremde Gebannte dem Ausweisungsbefehle nicht, 
so büsst er mit zehn Pfund oder Abhauen der Hand.* 

Das Ungenügende des städtischen Bann Verfahrens in Italien 
ist zweifellos zumeist darin begründet, dass dein von einer .Stadt verhängten 
Banne eine durchgreifende Wirk.samkeit ausserhalb des eigenen Gebietes ah- 
ging. Thatsächlich war der Erfolg vorwiegend der, dass die eine Stadt der 
andern ihre Zahlungsunfähigen, Verbrecher und Rebellen zuschickte, die dann 
für dieselben sorgen oder sich ihrer erwehren mochte; die Gebannten mussten 
sich überall massenweise, grossentheils ohne genügende .Subsistenzmittel he- 
rumtreiben; was das für Folgen hatte, liegt auf der Hand, es mag genügen, 
an die spätere Bedeutung des Wortes Bannitus zu erinnern. In Deutschland, 
bei an und für sich viel eingeschränkterer Anwendung der Acht, konnte es 
dazu wenigstens .so lange nicht kommen, als die Reichsgewalt noch in der 
Lage war, ihren Achtssprüchen .\c;htung zu verschaffen. In Italien wird man 
diese ^‘erhältnisse uicht lediglich der ungenügenden Macht der Reichsgewalt 
ziu'La.st legen dürfen, sondern einer .Mangelhalligkeit der Einrichtungen .selbst, 
weli^he das nöthige Ineinandergreifen der höhern und niederu .Staatsgewalten 
vermi.ssen Hessen. Denn wenigstens zeitw'eise oder in einzelnen Landestheilen 
hätte es dem Reiche keineswegs an der Maiht gefehlt, ergänzend eiuzuschrei- 
len; aber auch dann scheint es in die Strafgin-ichtsbarkeit der städtischen 
Gemeinden gar nicht eingegriffen, es nicht für seine Pflicht gehalten zu haben, 
die .\usfiihrung der .Strafurtheile zu ermöglichen. Es ist kaum anzunehmen, 
dass städtischer Bann und Reiclisbann so unvermittelt neben einander gestan- 
den hätten, falls ihre Entstehung in die frühem /Seiten eines geordneteren In- 
einandergreifens der Reichsgewalt und der örtlichen Gewalten zurückreichte; 
wenigstens von diesem (iesichtspunkte aus w ird die Vermuthuiig dafür spre- 
chen, dass der städtische Bann in seiner bestimmteren Gestaltung sich erst 
ini zwölften Jahrhunderte in engerm Ansi'hluss an die städti.sche Entwicklung 
überhaupt ausbildete. 

66. — Im allgemeinen blieben die Wirkungen des Bannes ungeändert 
bis zur Lösung oder, wo sulche nicht gestattet war, bis zum Tode. Doch finden 
sich ausnahmsweise auch Milderungen des unsühubaren Bannes. Sulche 
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kunnten i'eranlasst sein dui'ch Erlangung der Sühne der Verletzten oder moch- 
ten, allgemein in Aussicht gestellt, dazu dienen, die Gebannten zum Nach- 
suchen der Sühne zu bewegen, wozu sonst bei unsühnbarem Banne die Ver- 
anlassung fehlte. So werden zu Parma ausnalimsweise Milderungen für die um 
Mord und Friedensbruch Gebannten bestimmt, welche .Sühne erlangt haben; 
einmal dürfen .sie durch einen Procurator ihre Güter verkaufen lassen; weiter 
bleiben sie iin Bezirke von Parma allerdings friedlos; werden sie aber aus.ser- 
halb dessellien verletzt, so soll der Podesta verhalten sein, das el>en so zu 
strafen, als wenn sie nicht im Banne wären. * Es konnten solche Erleichte- 
rungen auch vertragsmässig von einer Stadt, welcher sich Gebannte einer 
feindlichen Stadt angeschlossen hatten, ausbedungen werden. Bei einer .Sühne 
zwischen Cremona und Mantua 1257 wird bestimmt, dass die seit dem Be- 
ginne des Krieges anscheinend wegen Verbindung mit der feindlichen Stadt 
Gebannten von ihren Gütern die Einkünfte und Früchte ziehen, auch ihre Fa- 
milien und Verwalter darauf wohnen lassen dürfen; dass sie weiter durch 
Vertreter ihr Recht verfolgen können ohne Rücksicht auf den Bann; kommt 
aber ein solcher in das Gebiet, so sind alle Milderungen verwirkt, er tritt in 
den frühem ungünstigen .Stand wieder ein.^ In beiden Fällen hält man wesent- 
lich nur noch an den M.issregeln fest, welche den Gebannten vom Gebiete fern 
halten sollen, verzichtet aber darauf, ilnn auch ausserhalb desselben das Leben 
möglichst zu erschweren. Oder es wird wenigstens die Möglichkeit geboten, 
durch eine Leistung für die Stadt einzelnen der schwersten Folgen zu ent- 
gehen; nach einem Bannurtheil von Brescia 1288 gegen Ausgezogene, welche 
sich mehrerer Burgen der .Stadt bemächtigten, soll der ergriffene Gebannte 
nicht hingerichtet werden, wenn er binnen zehn Tagen eine dieser Bargen in 
die Gewalt der Stadt zu bringen weiss. * 

Eine wenigstens später anscheinend ziemlich regelmässig vorkommende 
Milderung des Bannes ist die Eingränzung, die Conhnatio. Die Confinati 
wei-den mehrfach neben den Banditi genannt; nähere Angaben über ihre .Stel- 
lung haben die .Statuten von Modena^, insbesondere abei' die von Brescia.® 
Sie scheint insbesondere angewandt bei solchen, welche aus politischen Mo- 
tiven die Stadt verlas.sen und desshalb gebannt waren. Voi'bedingung ist die 
Rückkehr zum Gehorsam, Unterwerfung unter die Befehle des Podesta. Dieser 
weist dann dem Gebannten seinen Aufenthaltsort an, an welchen er sich binnen 
be.stimmter Zeit zu begeben hat. Zuweilen sclieinen das Orte des Gebiets ge- 
we.sen zu sein; zu Brescia wird eine lombardische .Stadt, welche derselben 
guelii.schen Partei angehört, bestimmt; 1292 wird den Confinati die Wahl ge- 
stellt, entweder zu Lodi oder zu Crema zu wohnen. Von die.sem Oite dürfen 
sie sieh ohne Erlaubniss nicht entfernen und sind dort unter strenge .\ufsiclit 
gestellt. Von Brescia werden nach Crema und Lodi besondere Beamte, Ca- 
jiitanei ronjhiaiorttm, geschickt; vor diesen haben die Confinati sich unaufge- 
fordert alle drei Tage, auf A’erlangen aber zu jeder .Stunde zu stellen. Insbe- 
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sondere dürfen sie die Stadt nii'ht iietreten; wer in Brescia ergriffen wird, 
wird sogleicli hingerirhtet ; zu Modena durften sie mit l>esonderer Erlaul)niss 
in die Stadt kommen; alier diese Erlaulmiss sollte nur auflängstens drei Tage 
und höchstens an drei Konfinirte giciclizeitig gegeben werden. Die Familien 
durften im Gebiete wohnen, aber mindestens zehn Miglien von der Stadt. Der 
Vortheil dieses Verhältnisses lag abgeselien von dein wlcdererlangten Rechts- 
schutze insbesondere darin, dass der Konfinirte wieder in den vollen Genuss 
seiner Güter eintrat. Uebrigens scheint die Confinatio auch wohl ohne vor- * 
hergehenden Ungehorsamsbnnn verhängt zu sein; sie trifft insbesondere zu 
Brescia auch alle .Söhne der Konfinirten, sobald sie das vierzelinte Jahr er- 
reichen, und die .Söhne von Hochverrätheru. Doch dürfte in so weit immer ein 
engerer Zusammonliang bestanden haben, als Bruch der Eingränzung wohl 
unsühnfiaren Bann zur Folge hatte. 

67. — Eine Aufhebung des unsühn baren Bannes sollte an und 
für sich nie gestattet sein; der Podesta oder die sonstigen städtischen Be- 
hörden hatten kein Begnadigungsrecht, mussten sich verpflichten, einen sol- 
chen Bann nie zu lösen; wir fanden sogar ausdriicklich ausgesprochen, dass 
selbst ein Beschluss der Stadtgemeinde den Bann nicht solle aufhehen können. ’ 
Wenn wir aber liedenken, dass die schwersten Banne meistens aus politischen 
Ursachen erfolgten, so ist es erklärlich, wenn thatsächlich sehr häufig eine 
Lösung erfolgte. Es mochte eine gütliche Einigung erfolgen. In die .Statuten 
von Modena ist eine Restitution der Grasulfi aufgenommen; sie sollen in ihre 
Rechte ganz und gar so wieder eintreten, als wenn sie niemals im Banne ge- 
wesen wären.* Vorzugsweise handelte es sich da aber mehr um Machtfragen, 
als um Rechtsfragen; eine innere Umwälzung, ein Umschwung in den allge- 
meineren Machtverhältnissen konnte die heute für immer gebannte Partei 
morgen zur bannenden machen. 

Wo ein Gerichtsherr war, konnte Begnadigung eintreten, wie eine 
solche in bezüglichen .Statuten wohl vorgesehen ist. ’ Rückkehr zum Gehorsam 
und unbedingte Unterwerfung unter die Gebote des Herrn sind die Vorbedin- 
gung. So 1210 zu Trient, wo dann der Bischof bestimmt, unt<‘r welchen Be- 
dingungen er den Bann naclisieht.^ Ein näheres Eingehen auf dieses Verhält- 
niss wird überflüssig sein, da es für Italien geringe Bedeutung hat und 
wesentlich mit de*- näher zu besprechenden Lösung des beständigen Reichs- 
bannes zusammenfällt. 

Dass der König sich für befugt hielt, einen von einer .Stadt wegen 
Zahlungsunfähigkeit oder gemeiner Verbrechen verhängten Bann aufzuhel>en, 
dafür sind mir aus früherer Zeit keine Beispiele vorgekommen. Anders wohl, 
wenn es sich um politische Parteiungen handelte. War jemand gebannt, weil 
er gegen .seine .Stadt zum Reiche hielt, so war es eine Machtfrage, ob das 
Reich die Aufliebung solcher Banne von der dann gewöhnlich ihrerseits vom 
Reiche geliannten .Stadt ei-zwiugen konnte. Es wurde auch wohl zwischen der 
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lunenjiartei und den Gebannten von Reichswegen eine den Bann beseitigende 
Sühne vennittelt, so diirrh den Reieh.slcgaten 1209 zu Bre.scia.® Und dabei 
handelt es sich dann keinesweg.s immer um freiwillige Unterwerfung beider 
Parteien unter den Sidiied.s.spnu'h des Reichs. Wie von streitenden .Städten, 
so verlangte das Reich auch von streitenden Parteien derselben Stadt, dass 
sie sich zur Herstellung des F'riodens seinem Spniche unterwürfen. Als die 
Volkspartei zu Piacenza sich 1 220 weigerte, bezüglichen Befehlen des Legaten 
. zu geliorchen, wurde von ihm und dem Kaiser der Reichsbann über sie ver- 
hängt, dagegen die .\delspartei in alle ihre Rechte wieder eingesetzt.® Al«>r 
in solchen Fällen handelte es sich doch vonriegend um einen Missbrauch der 
städtischen .Strafgerichtsbarkeit zu politischen PartcLzwecken ; in die regel- 
mässige Ausübung derselben scheint sich das Reich durch Aufhebung von 
Bannsentenzen so wenig eingemischt zu haben, als es andererseits keine Sorge 
trug, denselben in weiterm Kreise Geltung zu verschaffen. 

Ganz bestimmt hat dann aber K. Heinrich VII die Aufhebung jedes 
städtischen Bannes als sein Recht in Anspruch genommen. Er verlangte be- 
kanntlich von allen .Städten, dass sie sich den von ihm verfügten Bestimmungen 
bezüglich des Friedens unter den städtischen Parteien unterwürfen; und in 
allen diesen Friedensurkunden werden die Gebannten einfach restituirt; weiter- 
hin vernichtete er ganz allgemein alle Banne in den .Städten der Lombardei, 
Welche gehorsam waren." Und dabei handelt cs sich nicht blos um die poli- 
tischen Parteiungen; kraft der ortheilten allgemeinen Begnadigung befiehlt er 
der .Stadt Vicenza, Genannte, qiti propti’r homicitUtim — hanniti fore di- 
riintiir, in ihre Rechte und Ehren wieder einzusetzen, aus dem Bannbuche zu 
streichen und ihnen aus jener Veranlassung keinerlei Nachtheil mehr erwachsen 
zu lassen.* Das .Schwierigste war dann die Restitution der Güter, welche in 
den Friedensurkunden immer verfügt wird. Aber die Güter waren oft in fremde 
Hände durch Verkauf von .Seiten derGemeiTide gekommen; dann soll zu Lodi 
die Gemeinde den Kaufpreis zurückzahlen; zu Asti, wo schon fiiihere Ab- 
kommen Vorlagen, die Hälfte die Gemeinde, die Hälfte der Restituirte. War 
ein Haus auf seinem Grunde gebaut, so hatte nach der l'rkunde für Creinona, 
wo sich noch andere einschlagende Bestimmungen finden, der Restituirte die 
Wahl, ob er das Haus kaufen oder sich fiir den Grund ent.schädigen lassen 
wollte.® Oft war es auch schwer, den frühem Besitz zu erwei.sen; zu Ltali ver- 
ordnete der König daher, dass für den Re.stituirten auch sonst migenügende 
Beweismittel hinreiclien sollen, wenn der jetzige Besitzer keinen gültigen Be- 
sitztiud nachweisen kann. 

EnLsprechende Verfügungen mögen auch dann getroffen .sein, wenn ein 
unsühnbarer Bann durch die Stadt selbst aufgehoben wurde; da aber eine 
sulche Auniebung nie vorgesehen wird, so ist es erklärlich, wenn in den .Sta- 
tuten bezügliche Bestimmungen durchaus fehlen. 


67. — I a. Odorini 7. ül. 6. Hr.hnier Acta. Rciclis«. 7. .Acta Hctir. VII. I. .'{<>' S. Verei 
.Marc.i ä. 147. 1), .Acta Hcnr. A'II I, 13. 34. 43. 10, (’ornmunalregötcr toii I..o<lt 
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Vereinzelt scheint auch die Kirche sich zu einem Eingreifen in solche 
Verhältnisse wohl befugt gehalten zu haben. Zu Cremona befahlen wenigstens 
1267 zwei päbstliche Nuntien auctoritate dom'mi papi", ipia /imfiimuf in 
har parte, dass alle wegen politisidier Parteiung Konfinirten zurückkehren 
dürften, die Gebannten zwar nur mit l>esonderer Erlaubiiiss und gegen Bürg- 
schaft, während im übrigen der gegen sie verhängte Bann vernichtet werden 
sollte. Da aber die Zustimmung des Parlaments der Stadt erwähnt wird, so 
mag trotz der Form des Befehls es sich nur um ein Vorgehen nach vorherigem 
Einverständnisse mit der Stadt lumdeln. ' ' 

VU. LüESBARER REICIISBANN. 

68. — Wir wiesen frülier nach, dass seit dem Ende des eilften Jahr- 
hunderts zuerst vereinzelt, daun häullg in den üikimden der Kaiser und ihrer 
Legaten mit einem von dem altern Köuigsbanne verschiedenen Bamtinn d. 
regig oder imprratori», imprriaUg oder impri-ii gedroht wird.* Die An- 
wendung des Ausdruckes Baun zeigt sich der ganz entsprechend, welche 
wir für den städtischen Bann nacliwiesen* ; die Wendungen in hanno ponere, 
banno subiarere, de banno e.rtrahrre und ähnliche zeigen, da.ss der Ausdruck 
auch hier den Zustand bezeichnet, in welchem der Bannitus sich befand, wäh- 
rend er ursprünglich zunächst den Befehl bezeichnet haben wird, der diesen 
Zustand veranla>ste. Schon die Vergleichung entsprechender Fonnehi ergab, 
dass dieser Zustand des Gebannten der der knniglichen Ungnade in der be- 
stimmteren Bedeutung der Acht Lst.^ Das bestätigen denn auch die Zeugnis.se, 
welche sieh ans der staufischen Zeit für die Anwendung des Rei<;hsbannes er- 
halten haben. Allerdings fehlen uns hier allgemeinere gesetzliche Bestimmungen, 
wie sie für den städüschen Bann die .Statuten boten. Ergibt sich dadurch wohl 
für einzelne Punkte eine geringere .Sicherheit, so gestatten doch die in nicht 
unbedeutender Anzahl vorliegenden Nachrichten der Urkunden und Gescliicht- 
schreiber über die Anwendung in Eiuzelfällen einen ziemlich sichern .Schlus.s 
auf die Gestaltung des Reichbannes im allgemeinen. 

Bezüglich der Arten des Reichs bau nes zeigt sich sogleich ein we- 
sentlicher Unterschied gegenüber dem städtischen Bium. Der Reichsbann ist 
immer ein Ungehorsamsbann, wird nur gegen den Ungehorsamen ver- 
hängt, um ihn entweder zum Gehorsam zurückziiführen oder, wo auf solchen 
nicht mehr gerechnet wird, die wegen des Ungehorsams niclit auszuführende 
.Strafe durch andere Uebel zu ersetzen. Eine Verhängung des Reichsbannes 
gegen jemanden, dessen man habliaft ist, entsprechend dem städtischen Aus- 
weisiuigsbann, wird nie erwähnt. Es hängt das damit zusammen, dass die 
Ausweisung aus dem Gebiete, die Verbannung im engem Simie, auf welche 
beim städtischen Banne ein 'fbauptgewicht fallt, dem Reichsbanne überhaupt 
fehlt; in der staufischen Zeit wenigstens findet sicli nie eine Andeutung, dass 

11, Archir za rremDna. 

W. - I. Vgl. § 41. 2. Vgl § 43. Jt, Vgl. S 36 37. 

10 ‘ 


Digitized by Google 



148 


I. Bsbarer Rpiehsbann. 


dem Orebaiinten der Aufenthalt im Reiche untersagt sei oder man auch nur 
erwartete, dass die gegen ihn verhiingteti Massregehi wenigstens thatsächlich 
seine Entfernung aus dem Reiche zur Folge haben würden. 

Wir fanden weiter, dass beim städtischen Bann auf den Ungeliorsam im 
allgemeinen wenig Gewicht gelegt wurde, dass die Wirkungen des Bannes we- 
sentlich dieselben waren, mochte derselbe gegen einen Gehorsamen verhängt 
werden, der verurtheilt und ausgewiesen wurde, oder gegen einen Ungehor- 
samen, der wegen .seines Ungehorsams als verurtheilt galt. Die Verschieden- 
heit des Bannes war vielmehr vorzugsweise l)edingt durch die Veranlassung 
des Bannes; es ergab sich da insbesondere ein .scharfer Gegensatz, jenachdem 
der Bann um Schulden oder um Mis.setliaten verhängt war. 

Dagegen fällt beim Reichsbann das ganze Gewicht auf den Ungehorsam; 
dieser ist das, was den Bann zunächst begründet; die besondern Umstände 
des Ungehorsams sind aui’h nias.sgebend für seine Wirkungen. Dabei kann nun 
allerdings berücksichtigt werden, ob die Veranlassung des Ungehorsams eine 
bedeutendere oder unbedeutendere war; aber irgend durchgreifend macht sich 
das nicht geltend; Aiien des Reichsbannes, welelie dem Unterschiede des 
Bannes um .Scliulden und um Missethat entsprächen, lassen sich nicht be- 
stimmter nachweisen. Wir finden beim Reichsbann nur einen durchgreifenden 
Unterschied; er ist entweder ein lösbarer, wenn der Gebannte bei der Rück- 
kehr zum Gehorsam einen Anspruch auf Lösung hat ; oder aber er ist ein un- 
lö.sbarer, beständiger, wenn der Gebannte überhaupt keinen An.spruch auf 
Lösung mehr hat. Das entspricht nun dem Unterschiede zwischen dem lös- 
baren und dem unsnhnbaren städtischen Banne. Der letztere ist, wenn es sich 
überhaupt um Ungehorsamsbann handelt, desshalb ein beständiger, weil der 
Ungehorsame wegen Verbrechen zu schw’eren .Strafen verurtheilt ist, welche 
er durch Rückkehr zum Gehorsam nicht mehr abwenden kann, so dass ül>er- 
haupt auf Gehorsam nicht gerechnet wird. Dem entsprechend wird derReichs- 
bann dadurch zu einem beständigen, dass der ^■erbrech»r in die .Strafen des 
Hochverrathes verurtheilt wird, nach der Strenge des Gesetzes auch bei Rück- 
kehr zum Gehorsam diese zu erleiden hätte, we.s.shalb auch hier auf Gehorsam 
nicht gerechnet wird. Damich würde allerdings hiei’ nicht zunächst der Unge- 
horsam, sondeni das den Ungehorsam veranlassende Verbrechen für den 
schärferen Bann massgeliend sein. Aber w ir werden sehen, dass doch auch da 
der Ungehorsam ganz in den Vordergrund tritt, dass in solchen Fällen für die 
Verurtheilung weniger die etwa behau|itete hochveiTätherische Handlung ins 
Gewicht fallt, dass vielmehr der Ungehorsam selbst als Hochverrath aufgefasst 
lind bestraft wird. Daraus erklärt sich denn aber auch, dass die Gränze im 
Einzelfalle nicht so U-stimmt hervortritt, w ie beim städtischen Bann. Hier sind 
lösbarer und unsühnbarer Bann durchaus geschieden; es wird von vornherein 
entweder der eine, oder der andere verhängt, und der lösbare Baun kann nicht 
etwa später in einen misnlmbaren ülH'rgehen, weil eben beide auf ganz ver- 
schiedenen Veraidassungen beruhen. Der Reiiiisbarm kann mm allerdings so- 
gleich als unlösbarer verhängt werden; da aber für die Wrhängung beider -\rten 
der Ungehorsam das Massgebende ist, so kann dei' zunäeh.st als lösbarer ver- 
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bängte Bann in einen beständigen dadiireli übergehen, dass der Gebannte bei 
Verharren im Ungehorsam nachträglieh als Ilochverrätlier verurtheilt wird; es 
erscheint zudem auch der lösbare Bann zuweilen durch Massregeln geschärft, 
welche in der Regel nur beim beständigen erwähnt werden, so dass im Einzel- 
fälle oft kaum mit Sicherheit zu entscheiden ist, welche Art des Bannes vorliegt. 

Hatten wir beim städtischen Bann vom lösbaren insbesondere noch den 
sühnl>aren zu unterscheiden, so findet sich allerdings auch beim Reichsbann 
wohl Entsprechendes, indem, worauf wir zurückkominen, in Einzelfällen die 
Lösung eine Zustimmung dritter Personen erforderte. Doch erscheint das hier 
als ein so untergeordnetes Moment, dass wir bestimmtere Rücksicht nicht 
darauf zu nehmen haben ; als Hauptarten haben wnr nur den lösbaren und be- 
ständigen oder unlösbaren Reichsluinn aus einander zu halten. 

69. — Der lösbare Reichsbann wird verhängt vom Könige oder 
seinem .Stellvertreter, um die Nichtachtung eines Befehls zu bestrafen und Ge- 
horsam gegen denselben zu erzwingen. Die Veranlassung ist immer der 
Ungehorsam; und zwar kann der Bann verhängt werden wegen jeden Unge- 
horsams ohne Rücksicht auf die grössere oder geringere Bedeutung des miss- 
achteten Befehls, dessen Inhalt, mag es sich nun um eine Ladung vor Gericht, 
um Unterwerfung unter einUrtheil, um eine Ivei.stung an das Reich oder irgend 
anderes handeln, zunächst gar nicht in Betracht kommt. 

Insbesondere ist zu beachten, dass entsprechend dem städtischen Banne, 
aber abweichend von der deutschen Acht, der Reichsbann im Gerichte keines- 
wegs mir bei Straflällen, sondern auch bei bürgerlichen .Streitsachen zur 
Anwendung kommt, und zw-ar anscheinend noch weitergreifend, als in den 
städtischen Gerichten. Wir fanden ihn hier insbesondere angewandt zur Er- 
zwingung der Erfüllung von Forderungen; so wird auch 1221 gegen Asti 
ein Reichsbann verhängt, um die .Stadt zur Zahlung an einen Gläubiger zu 
zwingen.' Bei dinglichen Klagen wird dagegen in den städtischen Statuten 
auf den Bann wenigstens kein Gewicht gelegt; es .scheint wohl, dass der Un- 
gehorsam gegen jede Ladung einen Bann zur Folge haben konnte*; dass es 
sich dabei auch um dingliche Klagen handelte, ist aber doch nirgends bestimm- 
ter betont, es ist durchweg nur vom Bann um .Schulden und um Missethat die 
Rede. Beim Ungehorsam wegen dinglicher Klagen konnte die .Stadt sich wohl 
durchweg mit der Einweisung in den Besitz begnügen; sie war in der Lage, 
Besitzstörung hintanzuhalten ; erfolgte solche dennoch, so war das dann wohl 
als Missethat zu behandeln. * Anders war das vielfach beim Reichsrichter, der 
der Unterstützung d<>r örtlichen Gewalten keineswegs sicher war, zumal wenn 
es sich um Klagen gegen .Stadtgemeinden oder Grosse handelte, der oft nicht 
einmal in der Lage war, die Besitzeinweisung vollziehen zu lassen, noch we- 
niger den Besitz dauernd zu schützen. 

Wir finden daher in dieser Richtung den Reichsbann angewandt einmal 
zur E rzwi n gung der Aus führ ung eines Urtheils. In einem .Streite 
des Bischofs von Vercelli über Hoheitsrechte mit den Leuten von Casale wird 
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1196 vom IlolVikar als Aj)pellation!>rit;hter gegen die letztem entschieden; der 
Kaiser befiehlt unter Verwertiing von Apfiellation und .Supplikation Ausfüh- 
rung des Urtheils und lässt zunächst durch einen Boten den Bischof in Besitz 
setzen ; da die von Casale unter Hinweis auf die Appellation an den Kaiser 
Anerkennung des Urtheils verweigern, befiehlt der Kaiser, dieselben, wenn sie 
sicli nicht fügen, in den Bann zu thun, was dann durch einen Boten des Kai- 
sers geschieht A Der König sagt 1219, dass von ihm delegirte Richter die 
.Stadt Alba bannten, weil sie ihrer Ladung nicht folgte, el ei> quod 
iietii a praedu'lis iiostris hidicilni'H Ivuditam eidem O. de ve petita quiete 
teuere non pemdsit, et eo qnod s/'m(7(7<v poseessionetn ex ieeutulo ile<Teto 
a praedietit) ittdieihits dieto O. traditam mndis oitmibiis perturbaeit.^ Der 
PodesU von Mailand a|)pellirt 1221 an den Kaiser gegen Ausführung einer 
Entscheidung, wonach der Markgraf von Montferrat in den Besitz einiger Orte 
gesetzt werden soll, und lässt sich vom Legaten vers[)rechon, diiss Mailand bis 
auf weitern Befehl des Kaisers wegen der Niclitausfiihrung in keinen Bann 
verfallen soll.® 

.Vuffallender ist es, dass auch bei dinglichen Klagen der Reichsbann 
schon zur Erz wingung des Gehorsams gegen die Ladung ange- 
wandt wird. Beim altern V erfahren fanden wir da keinerlei unmittelbare Ver- 
anstaltung, Gehorsam zu erzwingen; man be.schränkte sich darauf, den Kläger 
durch die Investitura salva querela vorläufig gegen die Njichtheile zu schützani» 
welche ihm aus dem Ungehorsam des Bekkigten erwaclisen konnten." Das 
geschieht auch jetzt noch durch die entsprechende Missio in ]Kissessiouem des 
römischen Rechts, die insbesondere auch in lien Reichsgerichten regehnä.ssig 
angewandt wird.® Ein Zwang zum Gehorsam liegt darin nur in .so weit, als 
dem Ungehorsamen inzwischen die Früchte entgehen, er den Besitz nur gegen 
Erstattung der Kosten und nach .\blauf eines Jahres überhaupt nicht mehr 
wiedererlangen, sondern nur nocli sein Eigenthumsrecht verfolgen kann. Das 
findet sich oft bestimmter angegeben; so heisst es 1164 vom Legaten in 
Tuszien: eins continnaciam per missioneni poeeemionin piinieit; mittendo 
eleetum — corporaliter in predietas poMessionee — tnli tetwre, nt si pre- 
dJcttis L. rettet venire infra nnnnui ad iastitiam faeiendam et eaiitioneia 
ea'ponendam, predieta poeeeeeio in eam revertatar; ita tatiu'ii, nt epkeopiis 
intennt onmes fruetn« lumtur; ein aatem poul annum renerit, episeopua 
frnatnr conioilo possessoria, itte vero praretnr lionere petitoris^; oder die 
Beklagten sollen rostitnirt werden, ai infra annnm renerint preatita idonea 
caalione, quod ad iudieium atabunl et expensaa — reatituerintd^ 5'er- 
einzelt wird dabei wohl noch, entsprechend der IHihern .Sicherung durch den 
Königsbann'*, dem .Störer des gegebenen Besitzes mit einer Geldstrafe'* und 
überdies wohl mit dem Banne'-'' gedrtdd. 

60.— J 4. De Conti 379 (T. 5. Böhmer Act» 242. «. .Mamlelli 1. 96, 7. Vgl. § 10. 
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So zalilrciclif* Zpufniis*»e uns abf?r aus d<^in zwoU’ttn Jahrhunderte über 
das L'ngchorsainsverfahren lad klaren um Eijfeii vorliegeii, nie finde ich eine 
Andeutung, dass man zunächst durcli den Hann tjeliorsam gegen die Ladung 
zu erzu-ingen suelite. Dagegen finden wir spiltcr die bestimmtesten Zeugnisse. 
K. Otto überträgt 1210 Delegirten eine Streitsache sogleich mit der Weisiuig: 
et si qiia p<trlii(vi ante i’os vmire rcetwaverit, nostro banno auetwitate 
noHlra enpponafis. Diu Beklagten, zweimal und dann uoclunals zweimal [>«- 
remtorisidi geladen, verweigern schliesslich die Einlassung auf die klage, worauf 
an einem Donnerstage die Delegirten termiuam dederant, ut taigiu’ ad dkm 
dominiciim — revire dchcrent, aüoquin. hnpetüali auctvrilate — praelibor- 
tos G. et F. in banno posiuvant taUhT, (ptod si ad ferminitm iaiiulictum 
non venennt, deinde sint in banno d. imperaloria; erst nachdem dieser 
Bann am Sonntage fällig geworden war, wurde am Dinstage der Klägci in 
Besitz gesetzt.“ Der Gcnerallogat Alljcrt von Magdeburg delegirt 1223 Jum 
25 dem Bischöfe von Tortona eine Sache zwischen dem Erzbischote von Genua 
und der Gemeinde S. Rumolo mit der Weisung, fanentes, quod deereceritis 
imperiall anetoritafe, per hannitm etiam et pcnani imperialem finmter 
observari; Sept. I heisst es dann: qui honünes s. Ilomuh recassarant ve- 
nire, immo etiam reeipere litteras eontempserunt; nnde d. episeopus auc- 
to-ritate sibi eoneessa siipposuit predietoa homines imperiaU banno, 
aetendens ixbelionem et contamaeiam dietorum hominum; — cuias bannt 
sententiam saspendimns asquead proximnm festams. Miehaelis, si usque 

tone sab e,ramine nostro iari paraerint, alioqnin ex tune sortkUur effec- 
tam. Erst 1224 Juni 5 setzt dann der Delegiite, weil die von S. Romolo in 
banno eontamaeiae verharren, den Erzbischof in Besitz; hier, wie in dem 
frühem Falle, mit der gewöhnlichen Bestimmung, dass die Gebannten nur noch 
binnen Jahresfrist gegen Erstattung der kosten den Besitz wiedererlangen 
können. >5 Und so finden sich aus dieser Zeit noch mehrere Beispiele, dass bei 
Civilstreitigkeiten die delegirten Reichsrichter angewiesen werden, ihren Be- 
fehlen durch den Bann Nachdruck zu geben, oder dass sie denselben wegen 
Nichtachtung ihrer Ladung w irklich verhängen. Es wird jetzt in erster Rei le 
versucht, dur. h den Baun den gerichtlichen Austrag zu erzwingen; erst even- 
tuell schreitet man zur Besitzeinweisung; und in dem neben dieser fortbeste- 
henden Banne lag dann auch später noch immer ein stärkerer Antrieb zum 

Gehorsam. . .. 

Fehlt tiir solches A’orgehen früher jede Andeutung, so dürfen wir schlies- 
sen, ilass der Reiehsbanu erst in späterer staufischer Zeit für Verhältnisse^ 
Anwendung fand, für die er bis dahin nicht in Uebung war; es würde demnach 
wenigstens nach dieser .Seite hin das Institut im zwölften Jahrhunderte noch 
nicht zur vollsten Entwicklung gelangt sein, was immerhin unsere .Mmahme 
unterstützen dürfte, es sei in seiner spätem Bedeutung dem altern italienischen 
Rechte fremd gewesen. Eine solche Anwendung musste übrigens gerade im 

14. Beilagen von 1210 Aug. lU. 24. 15. Ub. iur. Gon. 1, 607. 722. 16. 1214 usw. : 
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Reichsgerichte näher liegen, als in den ständigen Ortsgerichten, wo dein Kläger 
die Besitzeinweisung zunächst durchaus genügen inuchte; im Reichsgerichte 
musste ihm melu' daran liegen, ein sein Eigenthum endgültig anerkennendes 
Urtheil baldmöglichst zu erlangen, da es fraglich sein konnte, ob nach längerer 
Zeit wegen Acnderuiigen der politischen Verhältnisse noch ein Rcichsurtheil 
zu erlangen war; sollten sich keine früheren Beispiele, als die angerührten 
finden, so möchte die lange Unterbrechung der Reichsgeriohtsbarkeit nach dem 
Tode K. Heinriclis VI nächste Veranlassung gewesen sein, durch diese An- 
wendung des Bannes eine Beschleunigung des Verfahrens in den Reichsge- 
richten zu erstreben. 

70.— Ganz entsprechend dem städtischen Banne ' ist auch beim Reichs- 
banne von der Verhängung die Fälligkeit des Bannes zu scheiden; die 
Verhängung des Bannes ist auch hier vielfach zunächst nur eine Aufforderung 
zum Gehorsam, welche durch die Drohung geschärft wird, dass der verhängte 
Bann an einem bestimmten Tage wirksam wird, wenn bis dahin die Rückkehr 
zum Gehorsam nicht erfolgte; in andern Fällen wird der Reichsbann freilich 
als umnittelbar wirksamer verhängt Und wie beim städtischen Banne ist auch 
hier in dem einen, wie in dem andern Falle eine melmnals nach längeren Fri- 
sten wiederholte Aufforderung zum Gehorsam nicht nöthig, um den Bann ver- 
hängen zu können. 

Bei der zuletzt besprochenen ^Viiwendung des Bannes bei Civilstreitig- 
keiteu fanden wir allerdings wiederholte Ladungen vor Verhängung 
des Banne. s. Aber wir haben es da nicht mit dem Bannverfahren als solchem 
zu thun. Bei dinglichen Klagen galt schon in älterer Zeit der Ungehorsam erst 
nach der dritten Ladung für festgestellt.* Es mag das darauf eingewirkt ha- 
ben, dass man sich in Italien <ui die .Stellen des römischen Rechtes hielt, welche 
die dritte Ladung selbst als die peremtorische betrachten, ihr nicht eine vierte 
peremtorische folgen lassen. * .Scheint es insbesondere in den städtischen Ge- 
richten üblich geworden zu sein, sogleich statt aller ein peremtorisches Edikt 
zu erlassen^, so hat man im Reichsgerichte wohl in der Regel an den drei 
Ladungen festgehaJten. Wird oft nur erwähnt, dass der Beklagte legitime et 
peremtorie geladen sei, so heisst cs w^ohl ausdrücklich, dass erst post tertiiim 
edictiim oder nachdem er bi« et ter geladen sei®, gegen ihn vorgegangen 
wurde; die dritte Ladung wird dann als peremtorische bezeichnet®; damit 
stimmt, wenn es hei.sst, dass bis — et poetea bi« peremtorie geladen sei*, wo 
ausnahmsweise noch eine vierte Ladung hinzukommt. Aber auch die perem- 
torische Ladung steht in keiner Bezielmng zmn Banuverfahren; der aus ihrer 
Nichtbeachtung sich ergebende Rechtsnachtheil ist die Besitzeinweisung für 
den Kläger, auf die man sich ja früher überhaupt beschränkte. -\ls man dann 
später auch hier das Bannverfahren anwandte, wurde dieses ohne engere Ver- 

70. — 1. Vgl. § 53. 2. Vgl. § 9 n. 6. 0. Vgl. Pillius 1*. 2. S 19. Tsnered 

P- 2. t. 3. S 1. 4. Pillius I. c. 8. 42. Damit würde stimmen, dass in den stSdtischeu 

8tatuten durchweg nur von einer Ladung die Rede ist; rgl. oben $ 53 n. 5. 5. 1184. 

1219: Mon. patr. Cb. 1, 930. Bubmer Acta 242. 6. 1185: Mon patr. Cb. 1. 938. 
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bindung in das Verfahren des ordentlichen Prozesse» eingeschobeii; erst nach 
der perenitorisclieu Ladung folgt noch die dem römischen Rechte fremde Bann- 
ladung. 

Fassen wir hier nur das ins Auge, was .sich unmittelbar auf den Bann 
bezieht, so finden wir unmittelbare Verhängung des Bannes, einen Be- 
fehl, binnen bestimmter Zeit zu gehorchen, widrigenfalls der Bann wirksam 
werden soll. Dass hier dem Bannbefehle dreimalige Ladung vorausging, ist 
zweifellos nur dadurch bedingt, dass man sich hier in erster Reihe an die Re- 
geln des ordentlichen Civilverfahrens band. Wo sonst das Baunverlähren ein- 
tritt, ist nie Rede davon, dass eine bestimmte Zahl von Aufibrderungen zum 
Gehorsam vorliergegangeu sein inilsse, um einen Bunnbefehl erlassen zu können. 
Allerdings wird wohl erwähnt, dass der Bann wegen hartnäckigen Ungehor- 
sams oder nach mehnnaliger vergeblicher Ladung verhängt sei; aber es ge- 
schieht das dann in sehr allgemeinen Ausdrücken. So wird über eine Anzahl 
lombardischer Städte, welche sepc et sepiva zum Gehorsam aufgefordert waren, 
1213 Mai 2, am Donnerstage, im Namen des Legaten der Bann verhängt, 
niai us(jiie ad diem lune proivimum rmerint atare et attendere omnibua 
atiia i>receptia.‘^ ln andern Fällen werden frühere Aufibrderungen überhaupt 
gar nicht erwähnt. So bei der Aechtung der Stadt Imola 1 222 durch Gottfrid 
von Blandrate, Grafen und Legaten der Romagna: Pro eo qaod Ynwlenaea 
eaatrum Yniole — deatriiere i>reaiimpaeri(nt — , idem d. eomea auctoritate 
impei'utorie legalionia, qua fangitnt, poauit ipaoa Ymolenaea in peraonia 
et rebiia et eaae iuaait in baniw d. imperatoria et aiio, niai hinc ad aex die^ 
proximoa mandatia omnibua ipaiiia d. eomitia rmerint parituri et parue- 
rint cum effectu, ita videlicef, quod ai predictum terndnum penniaerint 
pertranaire, ex ipao banno exire nequeanl, niai aolrerint ipai comili no- 
mine banni deeem millia marchaa argenli boni et niai omnibua mandatia 
d. imperatoria et eiuadem eomitia paruerint et ea efficaciter duxerint ad- 
implemla.^ Von fortgesetztem Ungehorsam ist gar nicht die Rede; die Ver- 
hängung des Bannes gründet sich unmittelbar auf die begangene Missethat ; 
es erfolgt anscheinend sogleich die erste Aufforderung zum Gehorsam als 
Bannbefehl. 

Auch bei vielen andern Fällen ergibt sich entweder bestimmt, dass der 
Bann nach nur einmaliger Aufforderung zum Gehorsam eintrat, oder wenig- 
stens das ganze Verfahren in so kurzer Zeit beendet erscheint, dass, wenn 
auch mehrmalige Aufforderungen vorhergegangen sein sollten, dabei wenigstens 
von Einhaltung längerer Fristen, wie sie in Deutschland üblich waren, nicht 
die Rede sein kann. Christian von Mainz gewährte 1172 den Pisaneni eine 
Frist von zwanzig Tagen zur Ueberlegung, ob sie von ihm gestellte Forde- 
rungen erfüllen wollten'®; dabei war wohl sogleich eventuell mit dem Banne 
gedroht; denn März 6 zeigt er offenbar mit Rücksicht auf jene Frist den Ge- 
nuesem an, dass er im Falle des Nichtgehorsains die Pisaner März 26 bannen 


ä. Böhmer Acte, Reiebss. 9, Sarioli 3, 22. 10, Aon. Pi:,eni. Mon. Germ. 19, 262. 
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werde“; Miiiz 28 erfolgte dann der Jlanii, und zwar als unmittelbar wirk- 
samer, ulme irgend weitere Frist. '•* Auf Klage der lleliörden von t'oino, dass 
Bewohner des (lehiets ihnen den Eid weigern, gestattet 1176 der Kaiser, den- 
selben i\v parte wo»!/’« zu verlangen; et si n-aque ad oeUifaa paaehae aliipiia 
eorum — iaia dictinn iurameiUion /(were — recusaverit, eum in bunmiin 
Hoalrion poniiiMaJ^ ln dem schon erwähnten Prozesse gegen Casale befiehlt 
der in Unteritalieii weileudo Kaiser 1197 Jan. 31 dem Guido de Rodubio für 
den Fall, dass die von Ctisale sich dem Urtheile niclit fügen, iit eoß eine ntora 
iiapi'viali hanm mstro aitpponaa, während Guido schon Febr. 6 zu Vercelli 
den Bann ohne weitere Frist aussjiricht; bei Berücksichtigung der Entfernung 
muss da fast unmittelbarer Gehorsam gefordert sein, wobei freilich zu berück- 
sichtigen .sein wird, dass der Kaiser schon früher eine Aiipcllation gegen das 
Urtheil zurückgewiesen hatte.“ Der Pabst beklagt sich 12ü9 beim Könige 
darüber, dass dessen Legat auf die AVeigenmg der llorcntiner, ihm Reichs- 
besitzungeii hcrauszugeben, eosin continenti decetn miUi um marearnmha)nu) 
suhiecit, nolens eis indueias indulge^'c aallein iisquead reditum nunliorum 
suorum, quos ad tiiain praesentiam destinarantJ^ Die .Stadt Biplogna gab 
1219 Mai 7 dem Reichsvikar eine ablehnende Antwort auf dessen Forderung 
der llerau.sgabe der Grafschaft Imola; schon Mai 16 wurde gegen den darauf 
verhängten Bann appellirt. ' ® Der Kaiser befielilt 1 220 dem Markgrafen von 
Carretto, die von Ventimiglia suh pena triam miliam marcarum urpenii et 
hanno imperiali zum Gehorsam gegen Genua aufzid'ordern; quod si forte 
neplexerint udiinplere in/ra xe. dies post tuam amiitouifionem, cos — im- 
perUäi banno de nostru auetoritate subieias; der .Markgraf spricht dann 
späo^r den Bann, ohne noch eine Frist zu gestatten. ' ‘ Den Erzbischöfen von 
Arles und .\i.\ befiehlt 1225 der Kaiser, die von Marseille zu » icnugthuung 
tiir den Bischof anzuhalten; qaod si eos inreiiirent in saa pertinm ia per- 
sistentes, nwnitione preinissa totam aniversitatem — nostre eclsitudiiiis 
banno sapponerent et banuitos imperii puhliearcntd*^ 

Aus allem werden wir folgern müssen: D.as Bannverfahren selbst kennt 
nur eine einzige Aufforderung, in angegebener Frist zu gehorchen. Diese 
Bannfrist ist keine herkömmlich feststehende, sondern nach Lage des Ein- 
z<'lfalls bestimmte; scheint einmal der Gehorsam fast unmittelbar gefordert, so 
handelt es sich in andern Fällen um drei ' **, fünf, sechs Tage, atjer auch wohl 
um einige M'oehen. Die regelmä.ssigere Form, welche wir auch beim städtischen 
Bann fanden, scheint die gewesen zu sein, dass Itei der Aufforderung sogleich 
der Bann verhängt wurde, der dann nach -\blauf der Frist immiUelbitr fällig 
wurde. In andern Fällen wird bei der Auftorderung der Bann nur gedroht; 
er ist dann nach .Ablauf der Banufiist noch ansdriicklich zu verhängen, ln 
diesen Fällen scheinen dann aber Ah-rhängung und Fälligkeit durchaus zu.saiu- 

70 .— 1 II. Alon. pstr. fod. SarJin I. 242. 12. Anii. (Jenuenses. Mun. «imn. 18. 93. 

18. Vignati S72. 14. l>e Conti 1, 1182. 15. Innoc, Kpp. I. 12. cp. “8. IB. .Sarioli 

2. 40."> 408. 17. Ub. iur. lien. I. 852. 657. 18. Huillard 2, 484. Die in Italien gegen 

Hitrguudcr ergangenen B.inn.sentcn/.eu 'cliHes>en .sich denen gegen Italiener überall so eng 
an. dass wir sie unbedenklich initbcrücksichügen dürfen. 19, Vgl. § 89 n. 14 
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menziifallen; der Jiann ist sogleich wirksam, cs wird keine Frist mehr genannt, 
während der iliircli Uückkehr zum (iohorsam die Wirkungen des Bannes nocli 
ahgewandt werden können. Diese zweite Furni erscheint allerdings in so weit 
als die weniger scharfe, als es hier auch nach Ablauf der F'rist wenigstens 
noch im Ermessen des Bannenden lug, ob er mit der Verliängung noch zögern 
wollte-. Aber in beiden Fällen linden wir nur eine einzige .Vuflurderung zum 
Gehorsam unter Androhung des Bannes, das Baimverfahren selbst kennt nur 
eine Fnst. Dagegen lag es im Ermessen des Richters, ob er sogleich zum 
Bannverfahren greifen wollte oder nicht. War keine Gefalir im Verzüge, so 
mochte er wiederholt einfach zum Gehorsam auffurdern, ehe er einen Bami- 
befehl erliess. Andererseits scheint ihn mudi nichts gehindert zu haben, schon 
bei der ersten Aufforderung sogleich einen nach bestimmter Frist fülligen Bann 
zu verhängen. Zur ^■erllällg^ng eines unniittelhar wirksamen Bannes werden 
aber auch wiederholte Aufforderimgen nicht genügt haben, wenn bei keiner der 
Bann gedrolit war; wo uns irgend bestimmtere Xachriclifen vorliegeu, ergibt 
sich, dass dem Eintritte der Wirksamkeit des Bannes die Drohung in der einen 
oder andern Form vorherging. 

71. — Die Wirkungen des lösbaren Reichsbannes zeigen 
manche Verschiedenheit von denen des .städtischen Bannes, welche vielfach 
darauf zuriickzufiihron sind, dass beim Reichsbann vor allem der Ungehorsam 
als .solcher ins Auge gefasst wird, beim stadti.schen auch da, wo derselbe IJn- 
gehorsamsbaun ist, melir Gewicht auf die den Ungeliorsain veranlassende 
Thatsiiche gelegt wird. 

Beim städtischen Banne fanden wir als nächste Folge die Verurthei- 
lung des Ungehorsamen wegen der ihm zur Last gelegten That, indem der 
Ungehorsam als Geständiiiss der Schuld aufgcliisst wird. Beim lösbaren Reiclis- 
baime finde ich darauf nirgends bestimmter Gewiclit gelegt. 

Was die Anwendung im Ci vi Ip rozes se betrifft, so kommen die Fälle 
hier von vornlierein nicht in Betracht, wo es .sicli um L’ngehorsam gegen ein 
.schon gesprochenes Urtlieil handelt. ' So ist es auch bei dem einzigen mir be- 
kannten F'alle, wo der Reichsbaun bei euier Klage um Schuld angewandt wird ; 
die Forderung wird erwiesen, es erfolgt ein dem Urtheile gleiclizuhaltender 
Befehl zur Zahlung und der Bann wird verhängt, um die Zahlung in bestimmter 
Zeit zu erzwingen.* Bei dinglichen Klagen fanden wir dann allerdings, aber 
erst in späterer Zeit, den Bann zur Erzwingung des fiehorsams gegen die La- 
dung angewandt. .\ber es ändert das nichts am sonstigen Vorgehen; auch die 
Missachtung de.s Bannes macht den Beklagten nicht etwa sachfallig, sondern 
es folgt, wie früher, nur .Sicherung de.s Klägers durch Besitzeiuweisimgr* 

Was .Strafsachen angeht, bei welchen nicht das Reich, .sondern ein 
Einzelner verletzt war, so sind mir mir zwei nahe verwandte Fälle des Unge- 
horsam.sverfahrens bekannt geworden. Der Bischof von Turin klagt 1185 
gegen den Grafen von .Savoien auf genannte Burgen mit Zubehör, auf eine 
bestimmte Summe pro daiinio dato und endlich tjenrraliter, iit diinlttat eilä 
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oinnr fendnm, qtiod ah eirU'sia Taiiriiiengi tenet, aMsrrem se probatariim 
coimtem eommisisse offensas adi'iTgits tvflegiam Taarinengetn , /yropfi'r 
qiias feodam iure amittere dehebat. Auf den Ungehorsani des Grafen erfolgt 
kein Bann, aber auch keine endgültige Vcrurtheilung, sondern Einweisung in 
den Besitz der genannten Burgen, aller Turiner Kirchenlelien des Grafen und 
weiteren Eigens desselben bis zum Belaufe des angesprochenen Schadenser- 
satzes; es folgt dann noch körperliche Einweisung durch einrn Boten des Kö- 
nigs.^ Auch bei den Lehen handelt es sich hier zweifellos nicht um endgültigen 
Verlust; denn nach longobardischem Lehenrecht erfolgt bei Ungehorsam des 
Vasallen auf die dritte Ladung zunächst nur Besitzeinweisung des Herren; 
binnen Jahresfrist erhält der Vasall, wenn er sich stellt, den Besitz zurück, 
während er nach Jahresfrist allerdings nicht blos den Besitz, sondern auch das 
Lehen endgültig verliert.* 

Um so auffallender ist es, dass wir iin folgenden Jahre einen entspre- 
chenden Kall anders behandelt finden. Auf Klage des Bischofs von Genf hatte 
der Graf von Genf sich dem Kaiser gestellt und iiimrit stare mandatie nos- 
trU super iuiuriis et excessibus et dampnis, welche er jenem zugefugt, hatte 
sich dann aber durch heimliche Flucht dem Gerichte entzogen, llabito igitur 
principiim p-rudentumqM nostrorum consiUo, comidtisque ciirie iiostre 
iiidicibus, iudiciali sententia ipsum comitem banno hnperiali subiecinms, 
legali indicio condempnatuM ad omniiitodani restitutionem dampnorum; 
der Bischof solle daher von den Gütern des Grafen bis zum Werthe von 
zwanzigtausend Solidi für den nachgewiesenen .Schaden erhalten; er sei ferner 
berechtigt, vom Grafen und dessen Gütern tausend Pfund Gold zu nehmen, 
wegen Verletzung des kaiserlichen Privilegs; iudiciario quoqiie ordine data 
est in ipsum comitem sententia, ut omnia feoda et beneßvia, que habiät 
ab episcopo et ecclesia Gebennoud, ad ipsum episcoimm et ad ecclesiam 
libere revertantur, quibus comes per culpatn et eontumaeiam suarn iusto 
privatus est iudicio, et ad sepe dictmn episcopum et ecclesiam saam huli- 
ciali sententia redierunt. Hier handelt es sich nun zweifellos um einen end- 
gültigen Verlust der Lehen, zumal der Kaiser weiter die Vasallen des Grafen 
von der Treue löst und den Bischof ermächtigt, die eingezogenen Lehen ander- 
weitig zu verleihen. ® Um beständigen Reichsbann handelt es sich hier noch 
kaum; von den Eigenthümlichkeitcn desselben wird keine genannt, insbesondere 
nicht dem Grafen das gesaininte Eigen und Lehen abgesprochen. .So wird hier 
allerdings anzunehmen .sein, dass der Ungehorsam als Geständniss der .Schuld 
betrachtet und daraufhin ein endgültiges Kontumazialurtheil gesprochen wurde. 
Aber der Vergleich mit dem frühem entsprechenden Fall legt es doch nahe, 
hier an eine .Ausnahme zu denketi; und diese dürfte dann dadurch begründet 
sein, dass es sich nicht um einfachen Ungehorsam, sondern um einen durch 
Bruch des eidlichen Gelöbnisses sehr erschwerten Ungehorsam handelte. Und 
eben darin wird der Grund zu suchen sein, dass nur hier der Bann verhängt 
wird, der wohl weniger die .Sicherung des Interesses des Klägers, als die Er- 

71. — ] 4» Mon. patr. Cb. 1, 943. ä, It. Ceud. 2g. 6, Spon 2, 42. 44. 45. 
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zwiligimg einer Genugthiiung für die schwere Missaclitung des Kaisers zum 
Zwecke hatte. Bei einfachem Ungehorsam dürfte man hier kaum anders vor- 
gegangen sein, als beim Grafen von .Savoien. 

Wir werden danach anzunehmen haben, dass man Forderungen atis 
Afissethaten bei Ungehorsam des Beklagten auch zunächst ohne Anwendung 
des Bannes durch Besitzeinweisung sicher stellte, welche die spätere Verthei- 
digung noch nicht ausschloss. Andere Beispiele, dass es wegen Verletzungen 
Einzelner zu einem Ungehorsamsverfahren vor dem Reiclie kam, sind mir nicht 
bekannt. Ueber blosse Frevel kam es gewiss .selten zu einer Klage beim Reiche; 
wurde aber wegen solcher ein Reichsbann verhängt, so waren die Geldstrafen 
für den Ungehorsam wohl an und für sieh ungleich höher, als die für dieThat, 
es konnte da ganz aus.ser Betracht bleiben, ob der Gebannte auch als verur- 
theilt wegen der That galt. Wurde aber etwa ein Reichsbann wegen unsühn- 
barer Missethat verhängt, so wird allerdings der Gebannte als verurtheilt 
betrachtet sein; dann aber handelte es sich auch überhaupt nicht .mehr mn 
lösbaren Bann. 

In den meisten Fällen wird der lösbare Reichsbaim verhängt wegen Un- 
gehorsams gegen einen im Interesse des Reichs erlassenen Befehl. Dieser 
Befehl kann allerdings verahlasst sein durch eine das Reich verletzende Mis.se- 
that; so bei der erwähnten Bannung von Imola durch die Zerstörung der Burg. ' 
Al)er auch l>ei diesem und ähnlichen Fällen wird nicht eine Verurtheilung zur 
Genugthiiung für die That selbst im Falle des Ungehorsams in Au.ssicht ge- 
stellt; der Bann soll die .Stellung zur Verantwortung erzwingen; es ist kaum 
anzunehmen, dass auch dann, wenn der Bann fällig, aber später gelöst wurde, 
dem Gelösten ein Recht zur Vertheidigung wegen der That .selbst nicht mehr 
Zustand. Mochte auch zuweilen beim lösliaren Reichsbanne ein Kontumazialur- 
theil erfolgen, so ist das als Wirkung des Ungehorsams doch nirgends be- 
stimmter betont; der Reichsbann fa.sst nicht, wie der .städtLsche, in erster Reihe 
die Bestrafung dessen, was den Ungehorsam veranla.sst«‘, ins Auge, sondern 
den Ungehorsam selbst. 

72. — Dieser Unterschied macht sich insbesondere auch geltend bei der 
Verurtheilung in die Bannbusse. Beim städti.schen Baun fallt dieselbe 
wenig ins Gewicht. Wo sie bei leichterem Banne allerdings zunächst als Strafe 
für prozessualischen Ungehorsam erscheint, ist sie gering. Beim Banne um 
Mi.ssethaten verliert sie aber, von einigen Ausnahmen abgesehen, überhaupt 
den Charakter einer Ungehorsamsstrafe ; sie fallt zusammen mit der Geldstrafe 
für dieThat selbst; den gehorsamen und den ungehorsamen Verurtheilten trifft 
dieselbe .‘strafe; die na<;htheilige Folge des Bannes lag für den letztem in die.ser 
Richtung nur darin, dass er wegen seines Ungehorsams als verurtheilt galt. 
Xur in einigen Fällen aussergerichtlichen Ungehorsams, wo eben das ganze 
Geancht auf Erzwingung des Gehorsams fiel, finden wir grosse Ungehorsams- 
strafen. ' 


7, VgJ. 70 D. 9. 
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Beim Reiohsbaiine ist die Bannbussc eine U n geh orsa m ss t r a fe. 
Ilire Aiidroliuiig dient bis zur Källigkeit des Bannes als Mittel zur Krzw'ingnng 
des (iehorsains; mit der Fälligkeit ist sie verttärkt als Strafe ftir den Unge- 
bursam, so dass der Bann vor Zahlung derselben nicht gelöst werden kann. 
Das fanden wir bei der Bannimg von Imola ausdrücklich gesagt*; so werden 
1213 die dem K. Friedrich ungehorsamen .Städte in den Bann gelegt, in tali 
i'i'ro baniw, qxod Je ipso nimqitam e.rire possint, nisi priiis mille mareas 
aiiri rcgif. ciirie solverint^; und so wird häufig die Zahlung als Bedingung 
der Lösung hingestellt. 

Der Betrag der Bannbusse Lst .sehr verschieden je nach der Veranlas- 
sung des Bannes und der Zahlungsfähigkeit des Ungehorsiimen. Durchweg Lst 
d(Tselbe ausserordentlich hoch gegrifien, wobei freilich zu beachten ist, dass 
es sich meistentlieils um Bannung ganzer Gemeinden handelt. Wegen blosser 
Nichtbcfolgung der richterlichen Ladung in Civilsachen verfällt eine kleine 
■Gemeinde 1223 in einen Bann von zweihundert Mark.^ Zur Erzwingung der 
Zahlung einer Schuld von zweihundert Mark wird 1221 über die .Stadt Asti 
ein Bann von fünflumdert Mark .Silber verhängt.® Meistens handelt es sich 
um bedeutendere .Summen; die Bannstrafe für Gemeinden beträgt jetzt ge- 
wöhnlich mehrere tausend , auch zehntausend , selbst hunderttausend Mark 
•Silber.'’ Bei fortgesetztem Ihigehorsam trat wohl eine Erhöhung der Bann- 
bii.sse ein. Die Stadt .Vlba veidiel 1219 in einen Bann von hundert l’fund 
Gold ; da sie Zalihmg und Gehorsam weigerte, wurde ihr dafür eine letzte Frist 
gestellt, und zwar jetzt unter Androhung von zweihundert Ffund'; Piacenza 
wimle vom Legaten 1220 mit zweitausend, 1221 wogen derselben Angelegen- 
heit mit dreitausend Mark gebannt.® 

Der engere Anschluss :ui den älteren Königsbann tritt beim Keich.sbann 
noch Wühl darin heiTor, dass dann, wenn derselbe zunächst im Interesse von 
‘Privaten verhängt «airde, in der früheren W'eise Th ei hing der Bannbusse 
zwischen dem Fiskus und dem Verletzten eintreten soll®, während dem städti- 
schen Bann eine solche Theihmg fremd ist. .Vher diese Theihmg, wenn sie 
auch in den .Strafibrmeln der kaiserlichen Privilegien noch regelmässig eiwähnt 
wird, kommt doch bei der Verhängung des Keichsbannes in Einzelfällen nur 
noch selten vor. In den meisten Fällen erklärt sich die Zahlung der ungetheilten 
.Summe an den Fiskus schon daraus, dass es sich überhaupt nur um \'er- 
letzimg der Interessen des Reichs handelte. .\ber es wird doch auch da, wo 
die Verletzung eines Privatinteresses den -Ausgang bildet, die Tlieihmg keines- 
wegs immer erwähnt. .So verfallen 1220 die Ia*ute von A^eiitiiniglia wegen 
Nichterfüllung ihrer Verpflichtungen gegen Genua dem Banne; die ganzz- Bann- 
busse von dreitausend .Mark i~t ilem Fiskus liestimmt, während ausserdem für 
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dip Lösuna mir Geliorsam gpaeii die Bpfelile von fJeniia zur Bpdingimi> gi*- 
maeht wird."’ 

Nicht selten ist mm aber einfach von \'crhängmig des Bannes nnter 
N i c li t e r w it h n u n g e i n e r B a n n h u .s s e die Rede. Die h’älle sind dnrcli- 
weg srdche, hei welchen es sich nm einen (■r.sfen oder leichteren Ungehorsam 
handelt ; es läge demnach die Annahme nahe, dass der Bann nicht nothwendig 
mit einer Bannhnsse verbunden war, dass man die Entziehung des Kechts- 
schntzics für genügend znr Erzwingung des Gehorsams hielt, die Bestimimmg 
einer Bannbiisse demnach eine Schärfung des Bannes war. Es scheint das 
durch Fälle unterstützt zu werden, bei welchen zunächst einfach der Bann ver- 
hängt, erst später eine Bannbusse bestimmt wird, llie Stadt Alba wird 1214 
von Delegirten des Königs gebannt, ihr dann erst vom Könige eine Bannbusse 
von hundert Pfund Gold auferlegt. Ein Bann gegen ^'ercelli wird 1218 vom 
Könige zunächst bestätigt; huiKpe]' adiicimiw pneiKini imlU’ marcaritm nr- 
fffiifi, wenn sie nicht bis zu lie.stimmter Frist gehorsam sind." Üer Vikar des 
Legaten für Tuszien bannt 1229 im Mai die Leute von Montepulciano ohne 
Erwähmmg-einer Geldstrafe; da sie Gehorsam gelobten, aber nicht hielten, 
verhängt er im Juni einen Bann von zweitausend Mark Silber." 

Deimocli ist es mir unwahrscheinlich, dass in solchen Fällen eine Bann- 
bns.se ganz fehlte. Wir wissen, dass in Uentschland bei jeder Lösung aus der 
Acht die dem Richter gebührende Wette zu zahlen war, welche doch als ein 
wesentliches Abschreckungsmittel betrachtet wurde", wenn auch im allge- 
meinen bei dem deutschen Achtverfahren die Geldstrafe wenig betont wird, die 
ausserordentlichen Stiigerungen derselben, wie wir sie in Italien und, von dort- 
her übernommen, wohl auch in den ürolmneen der deutschen Kaiserurknmien 
finden, jenem fremd sind. Wie wir beim städtischen Banne feststehende Un- 
gehor.samsbussen mehrfach erwähnt fanden", so wird auch bei der Lösung 
vom Reichsbanno wohl immer eine Wette, eine feststehende Bannbusse, 
zu zahlen gewesen sein, deren Betrag, wenn er auch nach der Stellung des 
Gebannten verschieden war, doch von voniherein feststand, akso bei der Bann- 
sentenz als .selbstverständlich nicht ausdrücklich zu erwähnen war. W'o in 
kaiserlichen \'erfügnngen fiir Italien allgetnein .Strafen gedroht w.'rden, welche 
nach dem .Stande der Person abgestntl sind, finden wir als höchsten .Satz den 
von hundert Pfund Gold oder tausend Mark .Silber, welchen dort die .Stadt- 
gemeinde, entsprechend dem .Satze des Fürsten in Uentschland, zu zahlen hat, 
wÄhreTid die .Sätze für andere Orte und einzelne Personen biHleutend niedriger 
sind." Ziehen wir weiter in Betracht, dass solche bei be.sondern \‘eranlas- 
snngen ausdrücklich festgestellte .Strafen doch wohl meistens höher gegriffen 
wurden, als die ohnehin für jeden Ungehorsam feststehenden .Strafsätze, .so ist 
nicht zu bezweifeln, dass, wenn in Imlien bei jeder Lösung eine Wette zu zahlen 
war, der Betrag die.ser weit hinter den ausdrücklich verhängten Bannbus.sen 
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znrückblieb. Wir würden demnach allerdings die ausdrückliche Verhängung 
einer Bannbusse als eine Schärfung des Bannes zu Ijetrachten haben, ohne 
dass das ausschliesst, dass bei jeder Lösung eine geringere Summe zu zah- 
len war. 

Bei minder mächtigen Orten oder einzelnen Personen mochte allerdings 
die Entziehung des Rechtsschutzes auch ohne Hinzukummeii bedeutenderer 
Geldstrafen als hinreichendes Zwangsmittel erscheinen. Für mächtige .Stadt- 
gemeinden war jene, wenn nicht etwa ein Reichsheer zur Hand war, ziemjich 
l>edeutung.slos; das Hauptgewcht fiel auf die Geldstrafe; und in solchen Fällen 
wird denn wohl dieBaniibusse als Hauptinhalt des Bannes vor- 
zugsweise oder ausschliesslich U'tont, ohne dass wir Grund zur Annahme 
hätten, der Bann habe nicht zugleich Friedlosigkeit zur Folge gehabt. .So heisst 
es 1223 vom Legaten uur; batmum in Bononiensen quinqite miUia mar- 
rariim artjeiid et trinm mlüe in Faventinos sequaces »uxts goüempniter 
}*romulpavif.^^ Aber freilich war es dann auch schwer, die Zahlung ohne 
Gewaltanwendung zu erzwingen; die Geldstrafe wurde eher zu einem Hinder- 
nisse, als zu einer Förderung der Rückkehr zum Gehorsam, wenn man voraus- 
setzen musste, dass durch diese ohne Zahlung jener eine Lösung doch nicht 
zu erreichen war. War daher einerseits die Reichsgewalt angenblicklich nicht 
in der Lage, die Gebannten mit Nachdruck zu befehden, während doch auch 
manche Beispiele gezeigt hatten, dass btd einer etwaigen Wendung der Ange- 
legenheiten, welche der Reichsgewalt freiere Hand Hess, das Verharren im 
Banne die härtesten Folgen nach sich ziehen konnte, so war häufig auf beiden 
.Seiten Geneigtheit zu einem Abkommen vorhanden, wonach einerseits die 
Rückkehr zum Gehorsam erfolgte, während man sich andererseits zum Nach- 
lass der verwirkten Bannbusse verstand. Bologna war im Mai 1219 wegen 
Veraeigerung der Herausgabe der Grafschaft Imola vom Hofvikar gel>annt. 
Das mochte unbedenklich erscheinen, bis der König im folgenden Jahre den 
Römerzug antrat; jetzt verstand sich die .Stadt im August zur Herausgalte, 
wurde dafür aber .Sept. 1 nicht allein vom Banne gelöst, sondern ihr auch die 
Zahlung der .Strafe nachgelassen.'^ Verharrte eine .Stadt längere Zeit in der 
Ungnade des Kaisers, so konnten sich Bannstrafen der verschiedensten .\rt 
häufen ; und bei der Rückkehr zum Gehorsam wird dann wohl ein allgemeiner 
Nachlass gewährt. .So sagt der Kaiser 1226, dass er die von Asti, nachdem 
sie zum Gehorsam zurückgekehrt und Genugthuung geleistet hätten, in seine 
Gnade wieder aufgenommen habe: omnenque penm et hamia, qmte pro e.r- 
cextiH retroarti temporix «ui a nobi« per littera« et nuneio« nostros «eu n 
nostri« lepati«, tum pro farto impi’rii, tum ocra-rione aliruiu« jtrivale 
perxone vel pro qiuiruuqiie re alia, eiihun emnmuni fuerunt impoMta, que 
nobi« et imperio vel alieiii jerivatr pertone proiude debermlur, — e,v vertu 
«cieutia reht.rutnu«, ubxolrente« idem vomnuine ah eitdeui Oinnibu« petii« et 
banni« et ihm unvi ante« penitu« ahtolufotd^ 

73. — Als .Strafe (ür den Ungehor.siun erscheint lieim lösbaren Reichs- 
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banne regelmässig nur die Bannbus.se, deren Zahlung der Gebannte auch durch 
Rückkehr zum Gehorsam nicht mehr abwenden kann. Nur in einzelnen Fällen 
scheint als weitere Massregel die £ n tziehung d er Fri vi 1 egi e n hiiizu- 
gekuinmen zu sein, und zwar nicht als vorübergehende Massregel zur Erzwin- 
gung des Gehorsams, sondern als schärfere Strafe des Ungehorsams, so dass 
auch die Rückkehr zum Gehorsam an und für sich keinen Anspruch auf Re- 
stitution gab. Bleibt der Bann selbst auch noch lösbar, so nähert er sich doch 
dem Charakter des mdösbaren dadurch, dass empßndliche Xachtheile auch 
nach der Lösung bestehen bleiben;. zuweilen sogleich bei der Verhängung des 
Bannes ausges|irochen, mag in andern Fällen erst das hartnäckige \'erharren 
im Ungehorsam diese .Schärfung veranlasst haben, wenn man noch Bedenken 
tnig, den unlösbaren Bann auszusprechen. Freilich ist es bei diesen Fällen 
vielfach zweifelhaft, ob es sich nicht schon überhaupt um unlösbaren Bann 
handelte. 

Ein sicheres Beispiel, dass neben einem lösbaren Banne zur .Strafe des 
Ungehorsams dauernde Nachtheile verhängt wurden, gibt uns das Vorgehen 
des Reichskanzlers als Generallegaten 1220 gegen die Volkspartei zuPiacenza. 
Er verlangte von dieser, dass sie sich bezüglich ihrer .Streitigkeiten mit der 
Adelspjirtei .seiner Entscheidung unterwerfe; da sie sich hartnäckig weigerte, 
erklärte er, volevg — eoritm contnma<'iam jyimirc, alle Genossenschaften der 
Plebejer für aufgelöst, verbietend, sie jemals wieder zu errichten, und ver- 
hängte zugleich gegen sie einen Bann von zweitausend Mark, während er die 
Genossen.schaft der gehorsamen Adelsjjartei bestätigt und verschiedene Ver- 
fügimgen zu ihren Gunsten trifft. .Mies das bestätigt dann der Kaiser und 
zwar mit der ausdrücklichen Bemerkung; El quand« Ipgi plebcii de bann« 
nostro emerint, nichihminiui ea omnia, qae gUiluimtis et que ipge cnneel- 
lariit» feeit, — volumvn rata et forma pei'petm luibert et luibere pro- 
milthnug . ' 

Ist hier die Lösbarkeit aufs bestimmteste ausgesprochen, so werden auch 
in andern Fällen endgültige Entscheidungen zum Nachtheile der Gebannten 
nicht gerade erweisen müssen, dass es sich um unlösbaren Bann handelte. 
Von der ersten Bannung Mailands in Veraidassung der Zerstörung von Como 
undLodi sagt der Kaiser 1155: eum saepius solemnibus edietis a<l nostram 
praesentiam eitali de iustitia diffidentes se abeentare praesiimerent, pro 
tantin e.veeginbna dietante iustitia e,v sententia prineipitm nostrorum im- 
periali banno sidrieehntis. Das war zweifellos zunächst nur ein lösbarer 
Bann; denn der Kaiser fährt fort: Qtila vetv clennrntia noatra Mediola- 
nenaea, nt ad eor redirenl, din anatinuit, enm mapia eoriim in dies ini- 
qnitaa et malieia creaeeret et contnmaeiter noatra abiUerentnr paeientia, 
in eelebri enria tarn ab Italiae, quam a Theotoniei repni imncipibns aiipei’ 
praedietia e.reeaaibua amtimtiam requiairimua. IiuUcatum est ipitnr a jtrin- 
eipilriia noatria et tota enria, Mediolanenaea moneta, titehneo et unmi di- 
atrieto <u’ poteatate aeculari et omnibna regalibna noatra auctoritate eaae 
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privandoH, ita ul nioneta, Ihelotieum et ouinia predkta ad nostram pote- 
sfatem redeant et nostro statuantur arbitrio.'^ Dass es sich dabei nicht um 
eine vorübergoliende Zwangsinassregel Imndelt, tritt noch besonders deutlich 
dadurch hervor, dass über einen Theil der entzogenen Reclite sogleich ander- 
weitig verfügt wird: ins facleudae jmnetae, quo Mediolauenaei^ jn'ivavhnus, 
(Wmonenmliua donarhnua. Zweifelhafter kann es sein, ob es sich hier über- 
haupt noch um lösbaren Bann handelt, zumal der Kaiser im Eingänge erklärt: 
Mediolanenaea oh immania eoriirn aeelera a noatra pratia penitua reieei- 
mua. Aber die Möglichkeit einer Wiedererlangung der Gnade scheint damit 
doch nicht unWdingt ausgeschlossen; und wenn, wie wir sehen werden, der 
unlösbare Reichsbann eine Verurtheilung in die .Strafen des Hochverraths, 
insbesondere auch zur Konfiskation des Guts voraussetzt, so fehlt dafür hier 
noch jede Andeutung. Es wird ein schrittweises Vorgehen anzunehmen .sein; 
naclidem die .Stadt eine Zeitlang im lösbaren Banne verhaiTtc, wird dersellie 
zunächst durch Entziehung der Regalien geschärft, bis dann später der unlös- 
bare Bann erfolgt. 

Bei der Bannung von Pisa 1 1 72 durch Christian von Mainz wird die 
Piivilegienentziehung sogleich mit dem Banne verhängt: omnia privilepia 
Piaanornm, quecumque a aereniaaimo d. uoatro F. iwperatore — et ah 
mtmihta predeceaaorihua auia nhthuterunf, enaaavhmia, et nonüjiatim ea, 
que de Sardinea et de ripa maria et de Uhertate (w fodro eiritatia aue ae 
terre, et de eomitalu comitia Vpuelhü et eomitiaae Afatilde (bhtinuerunt), 
et hxauper de moneta, quam irritam feeimua, et dari aiee reeipi aub pena 
rerum atque peraonarum prohibiiimua; et ]>reU'rea quiequ-id de honore at- 
que utilitate ipaorum potuimua excopitare, eia imperiali auetmütaie ah- 
atulhnua; deinde civitatem ipsoruttx et burpum atque pex'aoxiaa et pecuuiam 
in hannuni d. imperatoiua auetorltate imperiali et noatra et miainma et 
publieaeimiia.^ Hier fehlt jede Andeutung unlösbaren Bannes, der insbeson- 
dere auch dadurch ausgeschlossen scheint, dass nur vom Gelde, nicht von 
Konfiskation des liegenden Guts die Rede ist Es könnte hier allerdings schei- 
nen, als sei bei der Privilegienentzieliung nur eine vorübergehende Zwangs- 
inassregel beabsichtigt gewesen; denn wenigstens thatsächlich wimde sie zwei 
Monate später, als die Pisaner gehorchten, mit der Lösung vom Banne rück- 
gängig gemacht: Piaanoa hi pener\di parlamento a luttmo ahaolvit et in 
omnem plenitudinem prioria atatua, et nominatim nio/iete et totiua Sar- 
dinee et omniuin privilepiimim Piaane eiritatia et comitatua — reatituit 
et in aua.ni pratiam et betiivolentiam eoa reroneiliaeit.* Aber die thatsäch- 
liche Restitution beweist nicht, dass die Rückkehr zum Gehorsam an und für 
sich einen Anspruch darauf gab; es war hier wohl um .so .sicherer eine dauernde 
.Strafe beabsichtigt gewesen, als sich Christian schon früher Genua gegenüber 
zu die.ser Privilegienentziehung ausdrücklich veipflichtet und versprochen hatte, 
zu erwirken, dass die Hälfte von .Sardinien d.inii an Genua komme.® 
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Da sich im Fehiuar 1311 Cmiioiia, Ci'enia und andere .Städte empört 
hatten, entzog der König März 5 denselben omnt’s gratiM, honores, prM- 
Ifffia, huMtjentias et fettda, welche ihnen von ihm und .seinen Vorgängern 
ertheilt waren. ® Eine Verbindung mit dem Banne tritt nicht be.stimmter hervor, 
die Ma.ssregel erscheint als ganz selbstständige Strafe; aber sie wird auch hier 
als Vorstufe des unlösbaren Bannes zu betrachten sein, da wenigstens gegen 
Cremona gemäss des.sen Behandlung bei der Uutei'werfung" ein solcher noch 
gefolgt sein dürfte; gegen einzelne Creinoneser wurde er im Mai verhängt.® 

Ich möchte in diesen Fällen weniger an vereinzelte willkürliche Schär- 
fungen des Bannes denken, als an einen bestimmteren, auf das ältere deut.sche 
Aehtsverfahren zurückgehenden Brauch, wonach man bei Ungehorsam 
gegen das Reich zunächst nur mit Entziehung der Regalien und Lehen vor- 
ging, erst wenn das nicht wirkte, mit der Oberacht. Nach den spätem Quellen 
wurden allerdings erst durch diese die Lehen verwirkt. Aber 1065 wird dem 
Abte von .Stablo schon bei einer zweiten Ladung an den Hof des Königs ge- 
droht, nf »i von jyi’opernret ad eiiriam ivdiclo die vei lervpoi'e, praeiadi- 
tinm pati haher(;t totius honi, qmd fenebat ex repe^, und 1147 wird dem 
Verletzer einer königlichen Urkunde ausdrücklich gedroht, niai eomnwnitve 
statim reeipnerit, ndiudieatusi beneßeiie eiris expolietur, et ui obsbivatiui 
fiierit, etiam maieetatis reiis habeatnr.^^ Es wird da die Anschauung zu 
Grunde liegen, dass so lange noch Gehorsam zu erwarten ist, der Ungehorsame 
zwar noch nicht als Hochverräther zu Verlust von Leben und Eigen verurtheilt 
werden, wohl aber .seines Ungehorsams wegen schon das endgültig verlieren 
soll, was er nur der Gnade des Königs verdankt, wegen dessen er ihm zu be- 
sonderm Gehorsam verpflichtet wäre. 

74. — Eine weitere Folge auch des lösbaren Reichsbannes ist Ent- ’ 
Ziehung des Rechtsschutzes für Person und Out. So heis.st es 
1229 vom Reichsvikar fürTuszien: pobliee exbanvivit homines Montis Po- 
litiavi romimiter et dii'inim in avere et persona pro eo, qnod reqnisiti ab 
eo, ut easent ad nrnndatam shiivi de diaeardia, que erat inter romnne>et 
popidam dieti caatri ex nna parte, et militea eiaadem terre ex altera, et 
commnne mandatia eiua pro Mia eaae vel parere nolueritnf; et quieumqne 
ipaoa offenderit in avere vel peraona, aaetoritate hnperiali, qua favge- 
batur, atatiiit eoa, arilicet qtii offenderint Imminea dieti eaatri, eaae impunea. * 

Diese Gestattung strafloser Verletzung wird oft erwähnt. Beim städti- 
schen Bann fanden wir sie beschränkt auf den Bann um Missethat. Beim 
Reichsbann tritt eine solche Bescliränkimg nicht henmr, wie das der Anffas- 
.sung entspricht, wonach beim Bann immer zunächst nur der Ungehorsam gegen 
das Reich, nicht die Veranlassung desselben ins Auge gefasst wird. .So kann 
Entziehung des Rechtsschutzes selbst da ausgesprochen werden, wo der Bann 
als prozessualisches Zwangsmittel bei Cinlsachen angewandt \tird; wegen 
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Nichtachtung der Ladung des Reichsrichters werden 1223 die Leute von S. 
Roinulo gebannt, ita qitod ubique res et persone ipaorum detineanliir et a 
nemine deffendantur, et si quid eis in dainnum personarum vel rertini 
inatiim fuerit a qnoeumque, id commitatur impune.'^ 

Erfolgt nun der Bann auch häufig unter Nichterwähnung der Ent- 
ziehung des Rechtsschutzes, ist nur von der Geldstrafe die Rede, so 
werden wir jene doch wohl als regelmässige Wirkung jedes Reichsbannes zu 
fassen haben, zumal sehr häufig, wie in den Drohfonnelu der Urkunden ^ auch 
bei wirklicher Verhängung des Bannes neben dem Banne die zu zahlende 
Poena ausdrücklich genannt wird, der Ausdruck Bann demnach sich zunächst 
nur auf jene Entziehung des Rechtsschutzes beziehen kann. Dagegen wird 
allerdings auch jetzt wohl noch zunächst die Geldstrafe ganz gleichbedeutend 
mit Poena als Bann liezeichnet. Es ergibt sich das besonders deutlich aus 
einer Gerichtsurkunde von 1232, wo es heisst, dass der Kaiser den Floren- 
tinern jede Befehdung Siena's eiih pena centum miUium mareuriim unter- 
sagt, sie weiter sub banno deeem milium nuireurum vor sein Gericht geladen 
habe; dagegen ist s|)äter bei Erwähnung derselben Summen im Urtheile die 
Rede von dem bannum centum und der qmna deeem mil-lium marearum* 
Die Verhängung eines Bannes durch das Reich kann demnach allerdings 
noch immer nur die Bedeutung der Verhängung einer blossen Geldstrafe haben. 
Aber im allgemeinen scheint es doch nicht, dass der Ausdruck häufiger da 
angewandt wurde, wo nur eine solche eintreten sollte. Heisst es allerdings 
häufig nur, über eine .Stadt sei ein Bann von so und so viel Mark verhängt^ 
so mag eben nur die in diesem Falle empfindlichste Wirkung des Bannes her- 
vorgehüben sein. Nim ein Fall ist mir bekannt geworden, bei welchem die 
allgemeine Entziehung des Rechtsschutzes ausgeschlossen scheint. Der Gene- 
rallegat gestattet 1221 dem Wilhelm von Pustcrla, .Sachen der Gemeinde und 
der einzelnen Bewohner von Asti an sich zu nehmen bis zum Betrage der 
zweihundert Mark, welche die .Stadt ihm schuldete; item usqim <id solutiouem 
et sntis/(u'tiimem 7na)’efuirum quinpentarum arpenti pro baiuw, sub cuius 
banni pena eiusdern Astensibns per d. imperatorem et nos metninimiis 
fiiisse iniunctum, die Zahlung zu leisten; er befiehlt weiter allen Reichsge- 
treuen, ihn dabei zu unterstützen, sub obtentu imperialis pratie et nostre et 
banno nulle marclharum arpenti, cuius banni medietas eatiu're impci'ii — 
perveniatA Auch hier ist, zumal in dem .Schlussatze, zunächst die Gieldstrafe 
als Bann bezeichnet. Weiter aber soll nicht im allgemeinen .Schädigung von 
Personen und .Sachen erlaubt sein; die Massregeln gegen das Gut haben we- 
niger Erzwingung des Gehorsams, als zwangsweise Befriedigung der Forde- 
rungen an die .Stadt im Auge. Ob ein solches Vorgehen in den Reichsgerichten 
etwa gerade nur für den Bann um .Schulden üblich war, wird kaum zu ent- 
sclieidi'u sein, da mir kein weiterer entsprechender Fall bekannt geworden ist. 
Es wäire auch denkbar, dass es überhaupt im Ermessen des Reiclisrichters 
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■stand, ub er von der EiiUielmng de.s Reditsscliiitze.s ab.stdien, nur mit Geld- 
bann vorteilen wnllte, der freilicli nur dann von Erlbl); .sein konnte, wenn 
Maftsregeln i.'etroflen waren, die Geldstrafe zwangswei.se einbringen zu können. 

Was die Tragweite der Entziehung des Reelitssdmtzes betrifft, so 
steigerte sich dieselbe nach den städtischen Einrichtungen nur beim Banne um 
Missetliat, oder audi nur mu schwere Missethat bis zu völliger Friedlosigkeit. 
Beim Reichsbanne tritt da eine schärfere Gränze nirgends hervor. Wo eiidäch 
von strafloser Verletzung die Roile ist, würde das an und fiir sich selbst straf- 
lose Tödtung einschliesseu. Aber nirgends ist doch auch ausdrücklich gtJsagt, 
dass der Gekinnte straflos getödtet oder verwundet werden dürfe; und da es 
sich beim Reichsbann keineswegs immer um Missethat handelte, da derselbe 
zudem die einzelne Person gewöhnlich nicht wegen persönlicher Schuld, son- 
dern als Mitglied ihrer Gemeinde traf, so waren so weitgehende Verletzungen 
schwerlich unmittelbar beabsichtigt Was m;ui in erster Reihe beabsichtigte, 
war jedenfalls nur Gefangennahme der Person und Beschlagnahme des Gutes. 
Wie in dem erwähnten Falle von 1 223 ist auch sonst W'ohl ausdiücklioh darauf 
hingewiesen. Bei Bestätigung von Bannseutenzen befiehlt der König 1218, nt 
nbkumqnc Veivelknse» et re« eoriait lUiere cdiriantiir et detineantur ; 1220 
gegen die von Piaeenza: nt eoa eapiant et eornni bona.’’ Weitergehenden 
j>ersönlichen Verletzungen dürfte der Genannte wolil nur dann ausgesetzt ge- 
wesen sein, wenn er sich der Gefangennahme widersetzte. Bei der Wegnahme 
des Gute.s hatte man wohl zunächst nur die bewegliche Habe im Auge; in dem 
letzterwähnten Falle von 1 220 verbietet der Kaiser noch au.sdrücklich, denen 
von Racenzii Schulden zu zahlen. Die ükkupation auch des liegenden Gutes 
mag gestattet gewesen sein; doch handelte es sich dann nach Analogie des 
städtischen Bannes wohl nur um die Aneignung der Früchte, während das 
Gut selbst nach Lösung des Bannes ziuTickzugeben war.** 

75. — Wie beim stärltischen Bann finden wir auch beim Rciclisbanne 
das Verbot der Unterstützung wohl ausdrücklich ausgesprochen; cs 
sollte den Gebannten jede Hülfe verweigert, jeder Verkehr mit ihnen abge- 
brochen werden. Der Legat befiehlt 1194 den lombardischen .Städten, dass 
sie den gebannten Parmensern non anxiUentur, nee eon«iUnin eis prebeant . ' 
Ein Delegirter des Kaisers bannt 1220 die von Ventimiglia und zugleich om- 
ne« illos, qui eis eel eornin com.iHuni darent consilium vel iueanwn i'cZ qui 
eis merees aliquaa eel vietualia ministrarent; er zeigt das zugleich den 
Nachbarorten durch besondere .Schreiben an, jede Unterstützung unter Drohung 
des Bannes und einer .Strafe von lünniundert Mark .Silber verbietend.*^ Ge- 
wöhnlich wird das Verbot der Unterstützung Ihm Verhängungen des Reichs- 
bannes nicht besonders erwähnt, aber doch wohl nur als selbstverständlich; 
wird sehr gewöhnlich allen Reichsgetreuen einfach geboten, die Betreffenden 
pro bannitia zu halten, so war darin jenes Verbot zweifellos einbegriffen. 

Galt die Entziehung des Rechtsschutzes für den ganzen Umfang des 
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Reiches, das Verbut der UuterstüUung tür jeden Rcichseingescssoiien, so wurde 
der gegen einzelne J’ersonen verhängte Reichsbann, wenn er allseitig streng 
eingehalten wurde, zur Verbannung aus dem Reiche geführt haben. 
Aber nie findet sieh eine Andeutung, dass ein soleher Erfolg auch nur erwartet 
wurde. Zunächst wiir natürlich die Wirksamkeit der Massregcln bedingt durch 
Anerkennung des Bannes durch die Stadtgemeindc des Gebann- 
ten. War das Reich der Stadt mächtig, so wurde ihr das wohl ausdrücklich 
auferlegt; bei der Unterwerfung von Piacenza 1162 heisst es. Genannte, wenn 
sie sich dem Gerichte des Kaisers nicht stellen wollen, erimt in banno d. im- 
peratoris, et Plaeentini eoa eicient extra cMtatem et epiacopatum eorum 
et peraequentur eoa tainqiiam lutatea et onmia bona eorum mobilia et imo- 
hilia fiaeo applicabinitur.^ Durfte man auf Verhängung und Einhaltung durch 
die Stadt rechnen, so mochte man überhaupt auch bei Verletzungen des Reichs 
nur auf den städtischen Bann als die empfindlichere und leichter durchzufüh- 
rende Massregel Gewicht legen. Von andern Personen heisst es bei jener 
Unterwerfung ohne alle Erwähnung des Rcichsbannes nur, dass die Placen- 
tiner sie unter Einziehung ihres Gutes aus dem Gebiete vertreiben sollen, nee 
eoa deineepa recipient aine parabola d. iviperatoria. Bei dem 1194 den 
lombardischen Städten vom Legaten auferlcgten Frieden droht derselbe ein- 
zelnen Friedensbrechem nicht mit dem Reichsbanne, sondern verpflichtet die 
.Stadt, welcher er angehört, ihn zu bannen. ^ Aber wenn auch ein Reichsbann 
durch die betreffende .Stadt geachtet wurde, so fand der Gebannte doch leicht 
auswärts eine Zuflucht I>ci innern Gegnern des Reichs; eine Nüthigung zum 
Verlassen des Reiches selbst mochte kaum jemals vorliegen. 

ln der grossen Mehrzahl der Fälle wurde aber der Reichsbann gewiss 
verhängt gegen einzelne Personen, bei deren .Stadt auf Einhaltung nicht zu 
rechnen war, oder gegen ganze Getneinden. Dann hatte der Rcichsbann, wenn 
er auswäits genügend beachtet wurde, die umgekehrte Wirkung des städtischen 
Bannes; wie jener zur Ausschlie.ssnng, so führte dieser zur Eingränzung 
auf das .Stadtgebiet. Die Bewohner kleinerer Orte mag das allerdings 
oft empfindlich genug getrofien haben. Weniger Bedeutung liatte das an und 
für sich tür grössere Gemeinden. Und zudem war wohl in den wenigsten 
Fällen darauf zu rechnen, dass d(U- Bann auswärts allseitig anerkannt wurde. 

76. — Diese Verhältnisse machen es erklärlich, dass das Reich sich in 
vielen Fällen auch bei lösbarem Banne nicht mit den passiven Ma'<sregeln der 
Entziehung des Rechtsschutzes und des Verbotes der Unterstützung begnügte, 
wie das beim städtischen Banne leichter geschehen konnte, wo die Wirkungen 
des Bannes in dieser Richtung viel empfiudlichere waren. Beim Reichsbanne 
kommt häufig noch ein Befehl zur Befehdung von Reichs wegen hinzu; 
die .Schädigung an Person und Gut wird nicht blos gestattet, sondern befohlen 
oder von den Reichsbeainten selbst ausgeführt. Der Legat Christian ver- 
sjiriclit 1 172 den Gemiesern, die Pisaner zu bannen und sic dann zunächst 
durch den Graten von S. Mininto und bestimmte .Städte, später aber selbst 

75. — ] 3. Boselli 1, 313; *acb Bnbmer Aota 5Ü8. 4. -Mun. Germ. 4. 1Ü7. 


Digiiized by Google 


Befehdung run li^iclihwegen. 


H)7 

zu bekriegen. ' Hei diT .\eclitmig ilc.s (irnleii von (ienf 1 18H .sagt der Kaiser; 
t^iwcirrn vobin — itrefliiiinus, qimtenits gephts dictum comilcm tanqwiiit 
hannitinn et puhlicum hogtcni itnpcrii luibeatls et — in rebug et pet'sona 
cumitem peeseqifi non deeistaiic, gcitnri p-rofeeto, qiioJ qiti in persona eins 
tepiierint, iram hulipnationis nostrac se norerint pravitn' incnnüsae.^ 
Nachdem der Graf und Legat der Rumagna 1222 den Bann über Imola ver- 
hängt liatte, wandte er sieh an die anwesenden Bolognesen: Audirigtis ban- 
nuni a nie datum Ymolengibiig; ai vmcrint Ynadenaea ante feH'minuni da- 
tum eis, mihi pliu-ebit et faciam er<ja eoa, quodad honorem d. imperatoria 
eredidero pertinere; ai aiitem non ventTint, rogo ros ex parte d. impera- 
toria et preeipio robia diatricte aiib debito fidelitatia, qnatenna dictoa Imo- 
lenseg tarn in peraonia quam in rebiia rua et omnes de iinisdietione veatra 
pro bannitia tenealia et luibeatia et in Omnibus eoa tamquam banniloa 
traetetia, guerriiando eoa elapao termino banni et totia viribus offendemlo.^ 
Der Vikar von Tuszicn Imnnt 1229 die von Montepuleiano wegen Ungehorsam, 
wobei nur von strafloser Verletzung die Rede ist; nachdem sie dann den ge- 
lobten Geliorsam nicht einhieltcn und die Boten des Vikars misshandelten, 
Isanntersie nochmals, jetzt unter Zufügung einer hohen Bannbusse; ausserdem 
aller liefiehlt er dem Podesta von .Siena ad penam duorum millium tnatx’a- 
rumargenti, ut hominea et eomune caatri Montia Pulciani de eetero habeat 
et teneat pro ea'bannitia et inimicia imperii et eoa eommuniter et diriaim 
offemlat et offendi faeiat jiro posae auo et comunia Senenais in peraonia et 
rchua, et guerram faeiat, et deraatet et capial tanquam inimieoa et e.v- 
bannitos imperii et rebeUes.* War der Bann zunächst veranlasst durch In- 
teressen liestimmter Personen, so wurde wohl diesen zunächst die Befehdung 
überlassen und anderen befohlen, sie zu unterstützen; so befiehlt der Kaiser 
1 220 bei Bannung der Volkspartei von Piacenza zunächst allen Reichsgetreuen, 
aub debito iuramenti fidelitatia, sich der Personen und des Guts derPlacen- 
tiner zu bemächtigen; preeipimua etiam aüb eodem debito iuranwnti viciais 
ciritatibua Plaeentie, ut dent au,eiUumet adiutorium pro parte aua miü- 
tibua f*laeentie et aoeietafi eihruin ndimpugnandoa plcbeioa ipaiua ciritatia.^ 
ln- allen diesen Fällen handelt es sich nicht schon um den der Oberacht 
entsprechenden unlösbaren Reichsbann. Und cs kann kaum befremden, wenn 
auch bei lösbarem Bann der Richter die ohnehin gestattete Beschädigung aus- 
drücklich befehlen konnte. Thatsächlich lag darin unzweifelhaft eine sehr em- 
pfindliche Verschärfung des Bannes. Es scheinen denn auch keineswegs bei 
jedem Bann solche Befehle gegeben worden zu sein, da wir sonst häufigere 
Andeutungen finden würden, während diese insbesondere überall da fehlen, 
wo der Bann um geringliigigere Veranlassungen verhängt wmrde, wie das ins- 
besondere bei der wiederholten Bannung von Montepulciano hervortritt. Das 
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Verhältnii-s winl so aiil'zufasspn sein, ilass jeder Bann die Reichsgewalt zu 
einem Befehle der Befehdung des Ciehannten berechtigte, ein solcher aber nur 
bei schwererer Veranlassung oder dann erfolgte, wenn hartnäckiger Ungehor- 
sam zu strengeren Massregeln aufforderte. 

77. — Es wäre möglich, dass sich auf eine solche Verschärfiing die aus- 
drückliche Erklärung zu in Reichsfeinde bezieht, dass ein Unterschied 
zu machen wäre zwischen dem, der nur zum Bannitus, und dem, der zugleich 
zum Hngtis oder frilmicKs imperii erklärt wird. Wie gerade bei jenen Auf- 
forderungen zur Verfolgung wird auch wohl sonst beides betont; so droht der 
Kaiser 1177 den Verletzern der .Sicherheit gewisser .Strassen: in hanno cos 
ponemus et inimicos imperii iudicabimits. * 

Der Ausdruck findet sich vereinzelt in Italien auch schon früher. In an- 
scheinend entsprechender Bedeutung lieisst es schon in einem in das longo- 
bardische Gesetzbuch aufgenommenen Kapitular unbekannter Entstehung, dass 
derjenige, welcher wegen Tödtung eines sich widersetzenden Räubers Fehde 
erhebt, nohis et populo nostro inhmens anotetHr."^ Arnulf von Mailand sagt 
zu 1036: Chuonradns — snum et rei publieae palam Hei'ibertum denuii- 
eiat inimicKm.^ Häufiger wird in Deutschland im eilften Jahrhunderte bei 
.Schriftstollem und in Urkunden der Ausdnick gebraucht, und z>var immer in 
Fällen, wo es sich um Verurtheilmig wegen Uochverraths, also um Oberacht 
handelt. ^ Ganz entsiirechend denn auch bei der ersten mir bekannten urkund- 
lichen Anwendmig in Italien, liei der .SenU-nz gegen den Gegenpabst und dessen 
Anhänger 1138: tamqnam fallaces et perfidi et tarn dii'inae quam repiae 
maiestatis rei — damnati sunt et hostes a priueipibus nostrae ciiriae iu- 
dieati.^ Der .Vusdruck scheint nur den endgültig verurtheilten Hochverräther 
zu bezeichnen; sollte er sich auch in Italien früher etwa noch häufiger finden, 
so möchte ich darin keinen Beweis finden, dass ein zunächst auf Erzwingung 
des Gehorsams gerichtetes Banuverfahren gegen die Person dort in ältere 
Zeiten zurückreicht. 

In der staufischen Zeit wird der Ausdruck in Italien aber nicht blos beim 
unlösbaren, wegen Hochverraths verhängten Banne, sondern auch, wie in allen 
angeführten Beispielen, beim lösbaren angewandt. Es wäre allerdings denkbar, 
dass jeder Gebannte als Verächter der Reichsgewalt auch als Reichsfeind be- 
frachtet wurde. Aber ich finde den Ausdnick doch nie angewandt, wo es sich 
um geringfügigere Veranlassungen des Bannes Iiandelt, während zugleich die 
häufige Mebeneinandererwähnung des Banuitus und Hostis imperii darauf zu 
deuten scheint, dass beide Ausdrücke nicht gleichbedeutende waren. Und dann 
ist wohl der Unterschied darin zu suchen, dass nur derjenige Gebannte auch 
als Reichsfoind betrachtet wairde, dessen Beschädigung nicht blos gestattet, 
sondern allen Reichsgetreuen zur Pflicht gemacht wurde. Doch finden wir 
freilich nicht immer, wo das der Fall ist, die ausdrückliche Erklärung zum 
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Rpichsfeiiidi*; L«im Banno ge('<‘n liiiula t'elilt sie ganz, lioi dom gegen Munte- 
puleiano findet sie sieh nur ei wälmt in dein boziiglielieu Befehl, nicht in der 
Bannsentenz selbst. 

78. — Die Lösungvom Banne erscheint immer an zwei Bedingungen 
geknüpft, Rückkehr zum Gehorsam gegen die Befehle dos Reichs und Zahlung 
der Bannbusse. War der Reichsbann im Interesse Dritter verhängt, so bezog 
sich elien der bezügliche Befehl auf die Befriedigung der Ansprüche derselben; 
diese Befriedigung fiel dann mit dem Gehorsam gegen das Reich zusammen. 
So beauftragt der Kaiser 1220 einen Delegirtcn, die von Ventimiglia wegen 
Üngehorsam gegen Genua in Bann zu legen, de ijito exire non poasöil, donec 
renerhit inandtttis et ordinatiomhue Iimuenai» comunitatia in onmibua el 
per oinnia parihtri, et petutm a tc iinpoaitam fiaco noatro persolvant.' 
Bei Einhaltung jener V^orbediugungen der Losung erscheint demnach auch das 
Interesse Dritter genügend gewahrt. 

Anders konnte das sein, wenn die Gnade des Kaisers eingriff. Dass die 
Bannbusse häufig nachgelassen wurde, bemerkten wir bereits.* Gehorsam 
gegen das Reich war freilich immer Vorbedingung der Lösung; aber der Kaiser 
konnte die Rückkehr zum Gehorsam dadurch erleichtern, dass er die Forde- 
rung, welche den Bann veranlasste, ermässigte oder nachliess. Dadnrch konn- 
ten freilich Interessen Dritter verletzt werden. Eine iindeutiuig, dass in solchen 
Fällen überhaupt die Zustimmung d e s V e r 1 e t z t e n oder doch Interessir- 
ten Vorbedingung der läisung vom Keichsbanne war, finde ich nicht. Wie 
man aber in Einzcifällen sich vom Kaiser von vornherein versprechen licss, 
den Reichsbann in gewissen Fällen zu verhängen*, so suchte man sich auch 
wohl zu sichern durch Erwirkung eines ausdrücklichen kaiserlichen Verspre- 
chens, einen Bann ohne Zustimmung der Gegenpartei oder vor Erfüllung be- 
stimmter Bedingungen nicht lösen zu wollen. 8o verspricht der Kaiser 1162 
den Cremonesen, die gebannten Cremenser nicht lösen zu wollen, wenn sie 
nicht vorher beschwören, sich in einem bestimmten Bezirke nicht uiederlasscn 
zu wollen; 1176 verspricht er, Verletzer eines Cremona gegebenen Privilegs 
bannen zu wollen, nec eoa ahaolremua aine parahola eunsidam Creiiwne 
data in credentia vel in concione.* Nach den Verhandlungen über den Kon- 
stanzer Frieden 1183 soll der Kaiser jede Sudt bannen, die nicht schwüren 
will, nee extrahet eam de banno, niai eomplererit Iwc, pro quo in hanno 
poaita fnerit; ebenso denjenigen, der seinen Antheil an der dem Kaiser zu 
entrichtenden Summe nicht zahlen will, neqnc extraJtef eum de banno, donee 
dnplum aolverit eins, qaod pa/rare debnit.^ Der Creinonescr Bundesgenossen- 
schafl verspricht der Kaiser 1 192, ungehorsame Gegner derselben zu bannen, 
nec e.vtrahemna a banno, niai aatiafeeerint ad preceptum noatrum faetnin 
eion eonailio maioria partia huiua aoeietatia.^ Dem ist es gleichzustellen, 
wenn der Kaiser sich der Kirche ver])fliehtet, dass der im Kirchenbanne Ver- 
harrende/pst) iitre impei-iali banno anbiiweat, aquo nnüalenua extralMtur, 
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ttisi prins ab eiiiesiu bettfßao abaolalionh nbtetilu.^ In solchen P'ällcn ent- 
spricht dann der liciclisbann wcseiitlicli dem sülinbareii städtischen Bann. 


Vm. BE.STAENDIGER RElCIbSBANX. 

79. — Für den beständigen Reiuhsbann findet sich in den Quellen oll 
nur scldechtweg die Bezeichnung Bann gebraucht, so dass der Unterschied 
vom lösbaren sich lediglich aus den etwaigen näheren Angalien über die Be- 
deutung des Bannes ergibt. Mehrfach finden wir ihn aber auch ausdrücklich 
als Bamiwn perpeUiMii bezeiclmet*, also mit dem Ausdrucke, der auch für 
den beständigen städtischen Bann regelmässig in Uebung war. Diesem, oder 
genauer der .Irt desselben, welche wir als unsühnbar bezeichneteu, schliesst 
er sich denn auch aufs genaueste an, wie er andererseits der deutschen über- 
acht entspricht. 

Auch der beständige Reichsbann ist, wie die Oberacht, immer ein Unge- 
horsamsbann, wird nie als selbstständige Strafe gegen einen Verbrecher, 
der gehorsam oder dessen man habhatl ist, angewandt, wie das beim unsühn- 
bareii städtischen Bann wohl der Fall war. Aber sein Zweck ist nicht mehr 
zunächst Erzwingung des Gehorsams, wie beim lösbaren Reichsbanne. Auch 
bei diesem fand schon eine Verurtheilung des Gebannten statt; zur Bestrafung 
seines Ungehorsams wurde er zur Zahlung der Baunbusse, zuweilen zum Ver- 
lust der Privilegien verurtheilt. Dabei “wurde auf Gehorsam gerechnet; man 
setzte voraus, dass Entziehung des Rechtsschutzes oder auch Befehdung den 
Gebannten bestimmen würden, sich diesem Urtheile, wie den sonstigen For- 
derungen des Reichs zu unterwerfen, um den Rechtsschutz wiederzuerlangen. 
Beständig wird nun der Reichsbann, entsprechend dem städtischen Banne, 
dadurch, dass der Gebannte zu so schweren Strafen verurtheilt wird, dass von 
vornherein gar nicht mehr darauf gereclmet wird, er werde gehorsam sein und 
sich diesem Urtheile unterwerfen. Zweck des Bannes ist nun, die Ausführung 
des Urtheils auch gegen den Ungehorsamen ganz oder theilweise zu ermög- 
lichen, oder, so weit das nicht durclizufiilmeu war, ihn wenigstens als Ersatz 
für die nicht auszuführende Strafe die Uebel des Bannes lebenslang erdulden 
zu lassen. 

Beim städtischen Bann handelt cs sich da immer mn die .Strafe für das 
Verbrechen, dessen der Gebannte beschuldigt ist; der Ungehorsam kommt lum 
in so weit in Betracht, als er als Bekenntniss der .Schuld gefasst wird, auf das 
hin die V'erurthedung erfolgt. Auch beim Reichsbann handelt es sich wesent- 
lich um die .Strafe fiir ein Verbrechen; aber als dieses wird durchweg der 
Uochverrath bezeichnet; beim unlösbaren Reichsbatinc liegt immer eine Ver- 
urtheilung wegen U o c h v e r r a t h e s im weiteren .Sinne, wegen Maje- 
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statsvcrbrechinis uder Ileiclisverrathcs vor. Der Vorbreclivr wird yobiiimt als 
tiuiiii/cglitti fmsli« impiTÜ, als rclteUin, prodilor i'l liojtlis impivii, als pru- 
ditor corone, als repie tiuiieglaüs rvita uder rciw crimiida Uuge maifsUilia 
oder oh prodiitonem et leae rnaÄeatath erimen ; last in keiner der l>ezügliclieu 
Urkunden* fehlen entspreehende Aiisdrileke, wie wir ja auch schon in den 
.Strafforiueln der Kaiserurkunden IJann und Verurtheilung wegen Uochverraths 
gleichgestellt fanden.* 

.Sehr häuhg finden wir denn auch, dass bei der Verliangung des bestän- 
digen Reiehsbannes der Ungehorsame huchverrätheriseher Handlungen be- 
schuldigt war. .So werden 1191 die Markgrafen von Incisa gebannt, weil sie 
sich des .Stnissenraubes schuldig machten, tiec ae vcnerunt de/endere in cu- 
ria noslra, (puna eoa marcliio Jiouifaciita accuaarct de prodilionia crivtine. 
Oder wo cs sich um andere Verbrechen handelt, sucht man wohl diese wenig- 
stens unter den Gesichtspunkt des Uochverraths zu bringen. .Sollen die Ketzer 
in beständigem Banne des Reiches sein, so wird das in den betreflendeu Edikten 
dadurch begründet, dass die Beleidigung der göttlichen Majestät mit der Be- 
leidigung der weltlichen Majestät in Parallele gebracht wird; ist jene noch 
ungleich strafbarer, so muss sich die weltliche Gerechtigkeit begnügen, sie wie 
d.as criinen perdiicUonis zu bestrafen.* 

80. — So weit » ir nun .aber auch den Hegriö' hochverrätlierischer Uand- 
lungen ausdehueu wollen, es würde sich doch ergeben, dass in vielen Fällen 
des beständigen Reichsbannes das X'erfahren keineswegs von der Beschuldigung 
einer hochverrätherischen Handlung seinen Ausgang nahm. Ist trotzdem durch- 
weg von Verurtheilung wegen Uochverraths die Rede, so legt das die Anualuue 
n.alie, dass eine Bes tra fu ng des Üngehorsams als Hochverrath 
erfolgte, dass wohl überhaupt, wie beim lösbaren Reii hsbaun, so auch beim 
iK-ständigen es zunächst immer der Ungehorsam war, welcher bestraft wurde. 

Wurde das Verfahren wirklich durch Beschuldigung einer hochverräthe- 
rischen Handhmg veranlasst, war es diese, welche bestraft werden sollte, nicht 
zunächst der Ungehorsam, so fragt sich, auf welchen Rechtsgrund hin die 
Verurtheilung des Ungehorsamen erfolgte. Beim städtischen Bann erhalten 
wir darauf die iHistiininte Antwort, dass der Ungehorsam als Gestäudniss aul- 

2* Von Urkunden, in welchen der beständige Keichbbauo ausgesprochen oder doch be* 
stimmtcr erwähnt wird, .siud mir bekannt geworden: gegen den Gegenpab&t Anaclet 11H3: 
Mon. Germ. 4, 81 ; gegen Crem» 1159: Böhmer Acta lüO; gegen den Grafen roo Savoyen 
1189: Wurstemberger 4, 13; gegen die Markgrafen von IncU» 1191 : Moriondi 1,94; gegen 
die Grafen von Ca.^ialoldi 1220: Hiiillard 1, 856, auch Mon. Germ. 4, 239; gegen die lom- 
barduchen Städte 1226; Huillard 2, 645, auch Böhmer Acta 254; gegen den Markgrafen 
von Este 1239: Huillard 5, 319. — Dazu kommen daun noch die Rannsentenzen K. Hein- 
richs VII gegen Florenz 1311, gegen Lucca, Siena, Parma und Reggio 1312, gegen Pisioja 
und andere tuszische Städte, gegen K. Robert von Neapel 1.313: Mon. Germ. 4, 521. 526. 
537. 545; gegen genannte Creraoneser 1311, gegen Padua 1313: Acta Henr. VII 2, 148. 
202. Diese gehören allerding.s einer .spätem Zeit an und zeigen bic und da eine abweichend^ 
Auffassung; andererseits gehen sie doch so vielfach ganz von dcn.sciben Gesichtspunkten 
aus. dass e.> .sich emptiohlt, sie neben den ältcru dürftigem Zeugni.ssen zu beachten. 
8* Vgl. S 35. 36. 4. 1220. bestimmter 123 h: Mon. Germ. 4. 244. 328. 
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IjeCa.sst wurde. AehnlieJie.s Kndeii wir heim Reietishaniie wohl in den .SenU-nzen 
K. Ileinricli.s VII. So heisst es inehrfaeh von den Ilc.sclmldigten, das.s sie ein 
letzte.snial zur Verantwortung vorgeliiden seien: alioqidn pro confrsgia et 
roirnnftis liubrrCHtiir dr predirtia ommhua et ainpulis jnvdictoriim, et 
tanquam eonfeeai et lege convinrti coiulemnari'ntur, oder cs wird beim 
ürtheilc darauf hingcwie.sen, diiss die hochverrätlierischen Handlungen noto- 
risch, oder aber durch eine Inquisition rceeptia et examinatia leatibita fest- 
gestellt seien. Wie denn der Unterschied der Auffassung in den Bannsentenzen 
K. Heinrichs VII vorzüglich darin zu sehen sein dürfte, diiss hier auf den Un- 
gehorsam, wie beim städtischen Bann, wenig Gewicht gelegt wird, es sich in 
erster Ueiho durchaus um die Bestrafung der einzeln aufgezählten hochver- 
räthcrischcn Handlungen handelt. 

Dagegen finde ich in der staufischen Zeit nie die geringste Aiideutiuig 
datUr, dass man den Ungehorsamen, als der That geständig, in die Strafen 
dieser veiiirtheilte oder ein Beweisverfahren liezüglich der That selbst, wie es 
sich beim städtischen Bann wenigstens vereinzelt findet ', einleitete. Und wer- 
den als Veranlassung des Bannes wohl die hochverrätlierischen Handlungen 
mit hervorgehoben, so wird doch durchweg der Ungehorsiun besonders betont. 
.So 1 239 bei der Bannung des .Markgrafen von Este mid seiner Genossen : 
Qiiomam omnea predieti renuerunt preeeptia hnpcidalibiia ol>edlre, et eon- 
apirmitea contra honorem imperii eidem invieem et eontrarii pluriea ex~ 
titeruni, dtatieorametuadein preaentiti eomparcre eontumaeiter reeuaantea, 
perpetuo bauno impeni tanquam proditerrea corone ]>reripimua aubiaeere. 
Es fehlt jede genauere Angabe über die ihnen zur Last gelegten hochverräthe- 
rischen Handlungen trotz der sonstigen .Vusfiihrlichkeit der .Sentenz, was doch 
nur dann nicht auffallen kann, wenn dieselbe durch den Ungehorsam an und 
für sich genügend begründet war. Auch sonst finden wir wohl angedeutet, dass 
als das .Stratbarere weniger die einen Befehl des Kaisers veranlassende Misse- 
that, als der Ungehorsam gegen den Befehl des Kaisers galt .So gibt Otto 
von Freisiiig als Grund für das Vorgehen gegen die .Spoletiner 1155 einmal 
Geldunterschlagungen an, ferner die Gefangennahme des Grafen Guido Guerra, 
als dieser Bote des Kaisers war; dann aber: quodqite Ida peiua erat, prae- 
cepturn prineipla, eiim rehtmri iiibentia, rontenipaerunt.^ 

In andern Fällen aber würden hochverriithcrische Handlungen gar nicht 
vorliegen, wenn nicht der Ungehorsam selbst als solche betrachtet wurde. 
Graf lluiubert von .Savoieu wurde 1186 gebannt propter auoruin multitu- 
dinem exeeaauum et preetpue, quod aUodia et bona epiacopo et epiaeopio 
a. lohannia in Taurino — violenter abatulerat, et ad frequentem aerenia- 
aimi ]>atria noatri F. Jiomanorum imperatoria aeinper uiiguati e.iimrta- 
tionem et noatrum im'orrigibilia et eontumax exiateret, tandem de pluriinia 
etetiam peremtoriia eitatinnibua eontumaeiter nbaena, venire contempaeril. 
Daljei ging allei-dings das Verfahren von einer Klage wegen Misseth.at aus; 
aber bei dieser handelte cs sich weder um Hochverrath, noch hätte dieselbe 

W. — !• Vgl. § 54 n. 15. 2. Gesu Frid. I. 2 c. 23. 


Digitized by Google 



Bestrafung de* Ungehorsams als HochTerratli. J 7,'{ 

SO sirhwere Strafoii, als welche hier Konfiskation aller Güter und beständiger 
Bann ausdrücklich genannt werden, an und für sich zur Folge gehabt; wir er- 
wähnten bereits das erste Kontuinazialurtheil gegen den Grafen von 1185, 
welches auf Zurückstellung, Schadensersatz und Verlust der Turiner Kirchen- 
lehen lautete und durch Besitzeinweisung des Bischofs ausgefiihrt wurde. ^ Für 
die spätere Verhängung des Bannes kann nur Widersetzlichkeit gegen das 
Urtheil, welche nun unmittelbar gegen das Keich gerichtet war, und der be- 
sonders hervorgehobene Ungehorsam gegen wiederholte Ladungen des Kaisers 
massgebend gewesen sein. 

Endlich aber kann beständiger Reichsbann selbst da eintrefen, wo ausser 
dem Ungehorsam eine strafliare Handlung gar nicht vorliegt, bei anfänglichem 
Gehorsam von einer Strafe gar nicht die Rede gewesen sein würde. Der König 
erlä.sst 1220 einen Befehl zur Herausgabe der matlnidisehen Güter bei Strafe 
von tausend Mark Silber. Der Generallegat fordert darauf gestützt die Grafen 
von Casaloldi zur Herausgabe der Burg Gonzaga auf; diese weigern sich ml 
non motlicam inhiriam regle nmteetatis, worauf jener Bann und Geldstrafe 
über sie verhängt. Dann fordert der König selbst sie nochmals zum Gehorsam 
auf unter Anerbieten der Nachsicht der verwirkten Strafe; da sie in Unge- 
horsam verharren, winl der beständige Reichsbann gegen sie ausgesprochen 
und zwar lediglich auf den Grund hin, quia noelram eontempserivf eenten- 
tiam et mandalnnt. 

Es ergibt sich, dass der blosse Ungehorsam, auch wenn derselbe nicht 
schon durch eine an und für sich strafljare Handlung veranlasst war, zum be- 
ständigen Reichsbanne führen konnte. Wird aber bei diesem durchweg der 
Gebannte in dieser oder jener Wendung als Hochverräther be/a>ichnet, sind, 
wie wir sehen werden, die Strafen, welche über ihn au.sgespro<-hen werden, 
genau diejenigen, welche .schon das ältere italienische Recht auf den Hochver- 
rath setzte, .so ergibt sich wohl zweifellos die Auffassung, dass der blosse Un- 
gehorsam gegen das Reich als Hochverrath bestraft werden konnte. Und das 
mu.ss schon nach älterem italienischen Rechte der Fall gewesen sein. Demi in 
einem Gesetze K. Heinrichs III, welches mehrfach den Titel De spreta maie- 
state führt, heisst es: Decet Imperialem golertiam, contentorem eitae jmte- 
sentiae eapUali damnare »ententia.* Es handelt sich doch wohl nur um ein- 
fachen Ungehorsam gegen eine I.iadnng des Kaisers; soll dieser mit dem Tode 
liestraft werden, so ist das gewiss mir daraus zu erklären, dass man ihn als 
Hochverrath auffasste. Bei dem geringen Gewichte, welches in der staufischen 
Zeit auf die sonstigen Beschuldigungen gegen den Gebannten gelegt wurde, 
bei dem Umstande, dass auch beim lösbaren Reichsbann die Verurtheilung in 
die Bannbusse abweichend vom städtischen Bann nur wegen des Ungehorsams, 
nicht wegen der denselben etwa veranlassenden Missethat erfolgt®, werden wir 
kaum fehl gehen, wenn wir dieselbe .Vuffassung auch auf den beständigen 
Reichsluinn ansdehnen, annehmen, d.tss auch bei diesem der Ungehorsam nicht 
allein die Grundlage für den Bann im engem .Sinne, für die Entziehung des 

a. Vgl § 71 n. 4. ♦. I. Pap. Henr. II. ß. Vgl. Mon Germ. L. 4, ßöfl 5. Vgl. S 72 n. 2. 
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Rechtsschutzes liietet, sondern aucli für die damit verinnidene Venirtheikmg 
in die Strafen des rfoeliverratlies. Damit ist natürlich niclit ausgeschlossen, 
dass die ohnehin vorliegenden schwereren Beschiddignngen dazu mitwirken 
konnten, dass man gerade in diesem Falle glaubte, den Ungehorsam als Hoch- 
verrath la>strafen zu sollen. Denn bei jedem Ungehorsam gegen das Reich 
geschah das keineswegs, und es fragt sich demnach, was dazu gehiirle, damit 
der blosse Ungehorsam zu beständigem Reichsbanne führen konnte. 

Hl. — Reim deutschen Achtverfahren sind uns die Bedingungen genauer 
bekannt, unter denen die Oberacht als Strafe des Ungehorsams 
eintreten kann. Auch die Reiclisoberacbt ist ein Ungehorsamsbann, nicht 
.selbstständige .Strafe bestimmter Verbrechen. * Der Ungehorsam soll aber in 
der Regel ein hartnäckig fortgesetzter sein; die Oberacht wird nicht unmittelbar 
verhängt, sondern zunächst die Acht; erst Verharren in der Reichsacht durch 
Jahr und Tag führt zur Oberacht^; die.se hat also zunächst nur den Unge- 
horsam zur Grundlage. Daraus folgt mm freilich nicht unmittelbar, da.ss jeder 
fortgesetzte Ungehorsam zur Oberacht führen konnte; cs würde sich d.as nur 
dann ergeben, wenn j(»der Ungehorsam die Reichsacht zur Folge hatien konnte. 
Dem scheinen die bestimmten Angaben der Rechtsbücher zu widersprechen, 
wonach die zur Rcichsacht führende Verfestimg vom Richter nur dann ver- 
hängt werden durfte, wenn der Ungehorsame wegen Ungerichte verklagt war. ^ 
Aber di(! Verfestung war nicht einzige Veranlassung der .Acht; und wenn nicht 
jeder l.’ngehorsam gegen den ordentlichen Richter zur Acht führen kann, so 
.schlies.st das noch nicht aus, dass das bei jedem Ungehorsam gegen den 
König der Fall sein kann. Und das scheint sich mir selbst aus den Angal>en 
der Rechtsbücher zu ergeben. Nach dem .Sachsenspiegel soll derjenige, welcher 
durch Verfestung, also aufGnindlage einer peinlichen Klage, in die Reichsacht 
gekommen ist, sich dadurch lösen, dass er dem königlichen Hofe sechs Wochen 
folgt, dann aber schwört, vor seinem Richter sich zur Verantwortung zu stellen. 
Jenes ist offenbar eine Genngthuung für den Ungehorsam gegen den König. 
Weiter heisst es dann an.sdnicklich, wer ohne Verfe.stung in die .Acht gekommen 


81 . - 1 . Denn es dürfte nicht hieher7.nziehen sein, wenn das Mainzer Recht % 3. 
5. 11 (Mou. Germ 4,314.316) die der Oberacht ^leichslehende Echtlosigkeit als Strafe 
auf bestimmto Verbrechen setzt. Hier erfolgt die Verurtheilung nicht auf Gruudlage des 
Ungehorsams, sondern des vom KlSger zu erbringenden Beweises. Ks handelt sich auch 
nicht um ein Verfahren vor dem Reiche, .sondern C(>ram $uo itidicf: es bedarf keiner Aech- 
tnng durch da.s Reich, die Echtlo.sigkeit tritt nach § 11 für den Ueberwiesenen ip$o iurf 
ein, was doch nur einen bezüglichen Spruch des Ijandrichters vornu.ssetzt, wie wir fihnlich 
schon oben $ 38 n. 5 einen Fall anführten, wo die Rcichsacht vom ordentlichen Richter 
erklärt werden konnte. Ks handelt sich dabei wohl nur um die Gestattuug eines ausuahm^• 
weisen summarisclicn Verfahren.«, welches besonders schwere Verbrecher sogleich den Nach* 
theilcn der Reichsoberacht unterwarf, wenn sie überwiesen waren: wenn statt der Todes- 
strafe die Ungehorsam vorous.setzende Kchtlosigkeit be.stimmt wird, so hat da.s wohl nur 
darin .seinen Grund, dass in diesen Füllen auf Gehorsam nicht gerechnet wird, ln einem 
entsprechenden Falle in der Treuga Henrici regis § 20 (Mon. Germ. 4. 208) tritt da.s noch 
deutlicher lierr«r durch Hinzufügung der eventuellen Strafe; der überwiesene Brandstifter 
er/fp iitdtcobiiur ft (Uprehfivnig rota 2« Vgl. § 38 40 3» Vgl § 15 n. 2.- 
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sei, soll dem Hofe sechs Wochen folgen und damit ledig sein.^ Das kann sich 
doch nur auf eine Acht beziehen, bei welcher der Ungehorsam durch keine 
Klage wegen einer strafbaren Handlung veranlasst war; Gnind der Acht kann 
da wohl nur der Ungehorsam gegen den König an und für sich sein, fiir den 
Geniigthuung zu leisten ist. Bestimmter noch gibt der .Schwabenspiegel einen 
Fall an, wo der blosse Ungehorsam gegen d(>n König ohne Vorliegen (*iner 
peinlichen Klage zur Acht führt; wer der Ladung des Königs zum Hoftage 
nicht folgt, vei-wirkt das erste- und zweitemal das Gewette, das drittenial 
«drd er gerichtet. * Vor allem aber werden wir an das früher über die .Straf- 
formeln in den deutschen Königsurkunden Gesagte erinneni müssen®; jede 
^'erletzung des bezüglichen königlichen Gebotes wird da mit der ,\cht bedroht ; 
und mag man da eine mit Gewaltthat verbundene Verletzung zunäclist im Auge 
gehabt haben, so ist das Massgebende doch sichtlich die persönliche Verletzung 
des Königs durch Nichtachtung seines Befehls. Danach konnte, wie in Italien, 
so auch in Deutschland jeder Ungehorsam gegen den König zur .\clit und 
scliliesslich zur Oberacht fiihren; nur ward sich dem thatsächlich nicht leicht 
jemand ausgesetzt haben, wenn es sich nicht entweder um Ladung wegen eines 
seliweren Verbrechens liandelte, oder aber der Ungehorsame überhaupt Auf- 
lehnung gegen den König beabsichtigte und sich die Macht zutraute, der 
Reichsgewalt Widerstand leisten zu können; und letzteres musste wenigsb’ns 
in unserer Zeit der ganzen .Sachlage nach viel häufiger in Italien der Fall sein. 

Jene .StrafFomieln wiesen zugleich darauf hin, dass man in Deutschland, 
ebenso wie in Italien, den hartnäckigen Ungehorsam gegen das Gebot des 
Königs als H och verrath aufiiisste und bestrafte; in ganz entsprechender 
Wendung wird bald mit der Ungnade oder der Acht des Königs, bald mit den 
Strafen der beleidigten Majestät gedroht. Dann aber konnte man auch beim 
deutschen Verfahren von der veranlassenden Mis.sethat beim Urtheile ganz 
absehen, ohne erbrachten Beweis des Klägers oder auch ohne zu betonen, dass 
der Ungehorsam als Geständniss der That aufzufassen sei^ auf den blossen 
Ungehorsam hin wegen llochverrathes verurtheilen. .So dürfte insbesondere 
auch 1180 gegen Heinrich den Löwen vorgegangen sein; war er nach der 
Verleihungsurkunde des Hcrzogthums Westfalen geächtet j>ro evhlmti reatti 
maiestatis, so scheint da eben nur der Ungehorsam gegen die wiederholte 
Ladung als Majestätsverbrechen gefasst zu sein ; und bestimmter noch heisst 
es in den wohlunterrichteten Pegauer Annalen und fast gleichbedeutend in der 
wahrscheinlich daraus abgeleiteten .Stelle der Lauterberger Chronik: vocntus 

4, Sachs. Landr. III 34 § I. 2. 6. Schw. Lsndr. 138. 6. Vgl. S 37. 7. Nach Lambert 

wurde dem Otto t. Nordheim gedroht, dass er, wenn er sich nicht stelie, pro eonvielu ton- 
/fitoqut gelten solle (rgl. Kronklin Reichshofg. I, 32); doch mag darin zunSclut nur die 
Auffassung des Schriftstellers ausgesprochen sein. Im allgemeinen scheint diese Auffassung 
dem deutschen Achtsrerfahren fremd zu sein ; der ergriffene Aechter wird erst hingerichtet, 
nachdem nicht blos die Verfestnng, sondern auch die That erwiesen ist; der Nachtheil liegt 
nicht, wie beim städtischen Bann iu Italien darin, dass er schon als Ungehorsamer für 
überwiesen betrachtet wird, sondern dass der Vortheil des Beweises jetzt dem Kläger zu- 
steht, insbesondere dem Aechter der Reinigungseid nicht gestattet ist. Vgl. Sächs. I.»indr. 1 
88 S j III 88 8 2. 3. 
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non venit et ideo oh rem) ex eententia jfrinelpiim rettg nuiieslatls 

fidiiidh'atnr.^ 

In diesem Falle Iiandelt es sioli allerdings niclit um ein vorheriges Ver- 
harren in der Acht durch Jalir und Tag. Ein solches ist denn auch nicht immer 
erforderlich; an.-^nahmsweise kann die Oheracht wegen Ungehorsams auch 
schon friiher verhängt werden. ® Das soll insbesondere der Fall sein, wenn der 

81.-J 8 . Weiland, der r.uletzt in den Forschungen 7, 175 IT. sehr umsichtig über den 
Prozess bandelte, ist hier allerdings anderer Ansicht, versteht unter dem MajestätsTer> 
brechen eine be.stimmte hochTerrUtherische Handlung, zunächst die Verweigerung des 
Zuzugs nach Italien 1176. Ob Heinrich zu diesem verpflichtet war, bleibt mir auch 
nach den gründlichen Untersuchungen Weilands noch immer zweifelhaft, ohne dass ich 
hier nfther darauf eingehen kannte; meiner Ansicht nacli dürfte insbesondere noch 
zu untersuchen sein, ob nicht die Verpflichtungen der Reichskirchen, fthulich wie die 
der Reichsniinisterialen, da .strengere waren, als die der I.jüenfürsten. Doch kann das 
hier ausser Betracht bleiben, da auch davon abgesehen gegen Heinrich manches vor* 
liegen mochte, was .sich unter den dehnbaren Begriff de.s Majestfttsverbrechens bringen 
Hess. Was nun die Stelle der Urkunde qualiter Ilrinrieug — eontumax iudicatvf 
betrifft, so zeichnet sich dieselbe keineswegs durch Einfachheit und Deutlichkeit aus; 
es dürfte sich kaum eine Erklärung geben lassen, gegen welche sich aus dem Wortlaute 
nicht Einwendungen erheben Iie.<«sen. Ich mochte .sie dahin fassen, dass als die das 
ganze Verfahren veranlassende Missethnt lediglich die Vergewaltigung der Kirchen und 
Orossen, nicht irgendwelche Verletzung des Kaisers bingestellt wird, die Verurtheilung 
selb.st aber in erster Reibe wegen des durch bartnSckigen Ungehorsam begangenen 
Majestfitsverbrechens erfolgt, wobei dann zugleich auf die veranlassende Missethat Bezug 
genommen wird, wie sich das in italienischen Bannsentenzen ganz ähnlich findet. Die 
Stelle würde dann etwa dahin kurz zu fassen sein, dass der Kaiser verkündet, wie 
Heinrich, angeklsgt wegen Vergewaltigung der Fürsten, weil er wegen Ungehorsam 
gegen die Ladung des Kaisers geächtet wurde, weil er weiter die Gewaltthaten fort- 
setzte, nun sowohl wegen dieser Gewaltthaten, als auch wegen mehrfacher Verachtung 
des Kaisers, insbesondere aber wegen des durch Ungehorsam gegen die Ladung begrün- 
deten oflenbaren Majestätsverbrechens abwesend verurtheilt sei. Die Wortstellung würde 
die.se Auffassung näher legen, wenn es hies.se pro evidenti rgatu maitttatii eo tpwd — 
citatug — se abgfntagget. Aber es scheint sich da um eine der Fa.ssung der Urkunde 
eigeuthümliclie Wortstellung zu handeln, da vorher das itigfiinti — qftfrimonia — 
— tH^cüfug doch auch wohl nur der üblichem Wort.stellung quia fx insianti 
monUi t*ocnU(g entsprechen kann. Auch möchte Ich darauf Gewicht legen, dass gerade 
nur das Maje.stätsrerbrechen als evidem bezeichnet ist, wie es der prozessualische Un- 
gehorsam allerdings war, während vom vorhergegangenen Erweise irgend eines andern 
Verbrechens nirgends die Rede i.st. Konnte, wie nach dem Ge.sagten doch kaum zu 
bezweifeln Ist, der Ungehorsam selbst als Hochverrath bestraft werden, so lag es doch 
überaus nahe, auch bei Hochverrathsprozessen die Verurtheilung formell zunächst auf 
den Ungehorsam zu gründen, der durch das Gerichtszeugniss in einer jeden Gegenbeweis 
ausschliessenden Weise festgestellt werden konnte. Es lag das jedenfalls eben so nahe, 
als die Fiktion, dass der Ungehorsam nU Gestlndniss aufzufa.ssen sei; und wäre die 
Verurtheilung daraufhin erfolgt, so würde man dos Verbrechen doch kaum als fvidt^ng 
habe bezeichnen können. 9. Einen be.sondem Fall sofortiger Oberacht, der sich aber 
doch wohl den n. I crwälinteD Fällen näher anschlies.st, erwähnt Sächs. liOndr. III 34 
§ 3; den gelösten Aechter, der seinen Eid, sich zu Rechte zu stellen, nicht hält, thut 
man in Oberacht, als sei er Jahr und Tag in Acht gewesen. — Ich bemerke, dass, so 
weit ich sehe« in älteru Keeht.squellcn nur an die.ser Stelle (und der entsprechenden 
DeuUrhensp. 201) der Ausdruck Oberacht gebraucht wird, der dem Schwabenspiegel und 
Jeu älteni Ueichsgcsctzen fremd zu sein scheint; es ist sonst die Hede von eiuer Ver- 
urthciluiig zur Echilosigkeit oder Ehr- und Rochtlosigkeit. 
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Ungehor.same im Gericlite des König.s wegen Hocliven'atlis kämpflinh ange- 
■sproelien \nirde; es heisst 1235 im Mainzer Rechte: Jtem qiiieiiMqiie inpe- 
tifiir ah alio p7H>voeatu8 ad dneüum pro crinüne lese maieatath, famquam 
comilio vel au.vilio contra nos aut impcrium aliquitl attemptaverit fac- 
tiosum, si Icpitimig sihi induciia jwyf.r/j» non romparucrit «uam imwren- 
tiam purgaturua, per aentctiriam noatram ercnloa et rchtloa iudicetiird'* 
Ellen dieser Fall lag auch liei Heinrich dem Lewen vor, welchen Markgraf 
Dietrich von Landslierg unter Erbieten zum Kampfe des Reiehsverraths be- 
•sehuldigte " ; und es liessen sich eine Reihe Beispiele auffiihren, liei welchen 
gerade die des Uochverraths Beschuldigten ohne Vorhergehen der Acht so- 
gleich mit den \\5rkungen der Oberacht geächtet wurden. Die Erschwerung 
des Ungehorsams ist also hier zunächst nicht durch dessen Hartnäckigkeit, 
sondern durch die Höhe der erhobenen Beschuldigung bedingt. Verläuft dabei 
.anscheinend das Verfahren zuweilen so rasch, dtiss längere Fristen nicht ein- 
gehalten zu sein scheinen'^, so werden wir das doch als eine Regellosigkeit 
zu betrachten haben ; wie im Mainzer Rechte die gesetzlichen Fristen an.sdrilck- 
lich betont sind, so geschieht das auch wohl in den Nachrichten Uber Einzel- 
falle. Es handelt sich da um di(>selben Fristen, wäe sie auch bei der einfachen 
Acht einzuhalten sind, um die V'ersäuinung von drei Ladungen mit jedesma- 
liger Frist von mindestens vierzehn Tagen, die sich für bevorzugte Personen 
auf sechs Wochen ausdehnt. 

Es würde sich also aus 'dem Oesagten ergeben, d.a.ss in Deutschland der 
Ungehorsam gegen den König nur zur Oberacht führen konnte, wenn er ent- 
weder ohne Rücksicht auf seine Veranlassung nach verhängter Acht noch 
durch Jahr und Tag hartnäckig fortgesetzt W'urde, oder aber liei Beschuldigung 
des Hnchveiraths schon nach Versäumung der gesetzlichen L.adungsfristen. 

82. — Vergleichen uir nun d.amit das Reichsbannverfahren in Italien, 
so ergibt sich, dass die.se Vorbedingungen keineswegs nöthig waren, d.amit der 
Ungehorsam zu besfändigem Banne, zu einer Verurtheilung wegen Hochver- 
raths führen konnte. W.as das Verharren in lösbarem Banne durch 
Jahresfrist lietrifft, so finde ich das lediglich betont in den 1220 zu Gun- 
sten der Kirche erlas.senen Ge.setzen. Es heisst einmal, die Urhelier von .Sta- 
tuten gegen diu kirchlichen Freiheiten sollen sogleich ipso iure infamea sein; 
qui ai piT annu7n hviiia noalre eonatitiitionis inventi /uerint coniemptorea, 
hona eorum per totinn noatruni iittperitim mandamiia impune ah omnihiia 
occiipari, aalria nickilominua aliia penia contra talea in gmeraU concilio 
promtdgatia; dann mit bestimmterer Beziehung auf den Bann, dass die der 
Ketzerei Verdächtigen, wenn sie nicht auf Befehl der Kirche ihre Unschuld 
erweisen, tamquam infamea et hanniti ah om7iihua ihaheantiir, ita qwtd, 
ai aic per anmmi pe>~manaerint, extunc eoa atenf hcreticoa condempnamiia; 
den Ketzern selbst .aber sind gerade vorher die Strafen des Hochverrathes 
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gpdrolit. ' Aber man wird sieli liier, wie das schon, die besondere Natur des 
Gegenstandes nahe legt, an die Frist des römisch-kanonischen Strafverfahrens 
gehalten haben; der peinlich beklagte Ungehorsame soll, geniiiss dem römischen 
Recht, nach Jahresfrist seines mit Beschlag belegten Gutes verlustig sein; 
seomilinn canoneg accommunicatitr — et gi intra anwnii venerit, abgol- 
•eitiir et aiiditiir giiper crinüne Uh; pogt annum rero nequaqaani.'^ 

Nun war allerdings die Jahresfrist auch in den weltlichen Gerichten 
Italiens für das Ungehorsamsverfahren von Bedeutung. Im Kriminalprozess 
fanden wir in der altem Zeit gleichfalls den Verlust des Gutes nach Jahr und 
Tag; im Civilprozesse war früher, wie jetzt, nach einem Jahre tlir den Unge- 
horsamen das Recht auf Wedereinsefy.ung in den Besitz verloren. ^ AlH>r so 
wenig, wie beim städtischen Banne, zeigt sich beim Reichsbannverfahren irgend- 
welches Gewicht auf diese Frist gelegt. Allerdings geht der lösbare Reichs- 
bann dem beständigen nicht selten voraus. Aber auch dann findet sich weder 
eine Andeutung, dass nach Ablauf einer bestimmten Frist diese Steigennig 
eintreten solle, noch andererseits, dass sie erst nach Ablauf einer solchen ein- 
treten dürfe; höchstens wird ganz im allgemeinen auf das Verharren im Banne 
als Erschwerungsgrnnd Gewicht gelegt. 

So kann 1 220 gegen die Grafen von Casaloldi der lösbare Bann frühe- 
stens Ende Juli, wo der Generallegat nach Italien kam, verhängt sein; schon 
im September verhängte dann der König den beständigen Bann. Und dieser 
Fall fällt um .so mehr ins Gewicht, als hier aus.ser dein Ungehorsam selbst 
keine Beschuldigung einer strafliaren Handlung voiiag.'* Die Söhne des Guido 
della Torre waren in hamw rontiinuicitiT eivigtenteg vom Vikar zu Mailand 
verurtheilt; der König be.stätigte das l.'Ul Mai 10 und verurtheilte sie als 
Hochverräther'* ; der dieses ganze Verfahren veranlassende Aufstand zu Mai- 
land hatte aber erst 1311 Februar 12 stattgefunden. Beim Verfahren gegen 
König Robert von Sicilien 1313 lautet das erste Urtheil Februar 1 2 nur dahin, 
contra dictum R. tanquam piddJcitm iniperii hogtem procedcndum fore; 
und wie dieser Ausdruck an und für sich noch nicht auf beständigen Bann 
schliessen lässt®, so ergibt sich das hier insbesondere daraus, dass später, 
aber doch schon April 20, eine endgültige Verurtheiluug als Hochverräther 
mit beständigem Banne folgt.' 

N3. — Treten in späterer Zeit die beiden Stufen des Bannes liestimmter 
hervor, indem der Bann sogleich ausdrücklich als beständiger bezeichnet, oder 
beim Vorhergehen df*s lösbaren durch eine niHimialige ausdrückliche Bann- 
sentenz verhängt wird, oder, wo zunächst die Venirtheilung wegen Ilochver- 
raths ins Auge gefasst wird, wie in den .Sentenzen K. Heinrichs VII, diese 
diadi auch ausdrücklich die besonderen Wirkungen des Bannes hervorheben 
und verfügen, .so scheint beim Banne der früheren staufischen Zeit 
die Anschauung zweier iStiifen des Bannes an und für sich noch zu fehlen. Es 
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handelt sich da niclit um eine nochmalige ausdrückliche Verhängung eines 
strengeren Bannes, sondern um ein stillschweigendes Uebergehen 
des lösbaren in den beständigen Bann durch nachfolgende Verur- 
theihmg wegen Hochverraths. Der früher verhängte Bann bleibt bestehen, 
seine Wirkungen dauern fort, auch ohne dass die spätitre Sentenz den Banu 
nochmals ausdrücklich verhängte; nur das Ilinzukoinroen eines so strengen 
Urtheils, dass freiwillige Unterwerfung unter dasselbe nicht melir erwartet 
wird, macht ihn zum beständigen. 

Das erste Verfahren K. Friedrichs I gegen Mailand erwähnten wir bereits. 
Auf dem ersten Zuge 1155 wurde die Stadt zunächst gebannt. Gegen Ende 
des Zuges erging dann ein Urtheil, welches, wenn unsere Auffassung richtig 
war, allerdings noch keine Verurtheilung zu den .Strafen des llochven-aths 
enthielt, aber durch endgültige Entziehung der Regalien den Ungehorsam em- 
pBndlicher .strafte.’ Bis zur Rückkehr des Kai.sers nach Italien 1158 wurde 
jener Bann nicht gelöst, aber anscheinend auch noch kein strengeres Urtheil 
gefällt, .\llerdings wurden die deutschen Fürsten ausdi-ücklich zur Heerfahrt 
gegen Mailand aufgeboten’’, und schon vor der Ankunfl des Kaisers wurden 
die Placentiner von den Reichslegatcn verpflichtet, die Mailänder zu bekriegen 
und Personen und Sachen festzuhalten •’; aber da.s waren Massregeln, welche 
schon der einfache Bann rechtfertigte.'* Erst nach dem Eintritte des Kaisers 
in Italien wird nun ein weiteres Verfähreu gegen die Mailänder eingeleitet. Sie 
werden in aller Form Rechtens vorgeladen, zweifellos, um sich gegen die Be- 
schiüdigung des Hochverraths zu vertheidigen. Sie schicken auch Gesandte, 
aber offenbar nicht, tun sich auf das geiichtliche Verfahren einzulassen, son- 
dern um dassellK* durch Erwirkung der Gnade des Kaisers vermittelst Geld- 
zahlungen abzuwendeu: Qui rum se •pomalihus et stricti iuris artiombus 
conveniri viderent, veque prinripem partione multar peeuniae passe de- 
liniri, suffragio optimatinn frustra quaesito parisque infecto negntio ad 
suos revertuntur. Man wird auch hier nicht gerade annehmen müssen, dass 
sie wegen des langen Verharrens im Banne an und für sich das Recht auf 
Lösung verwirkt hatten. Denn was sie jetzt anlM)ten, hätte offenbar nur auf 
der ersten .Stufe des Bannes genügt. Unbedingter Gehorsam, der allein einen 
rechtlichen Anspruch auf die Lösung geben konnte, hätte jetzt erfordert Unter- 
werfung unter das frühere Urtheil, also Verzicht auf die Regalien, und Unter- 
werfung unter das bevorstehende Urtheil, welches unzweifelhaft, nachdem der 
dauernde Ungehorsam der Stadt den ganzen Heereszug zunäciist veranlasst 
hatte, auch bei Gehorsam kein leichtes geworden sein dürfte. So erfolgt deun 
das Urtheil: Imperator astipulantibus iudiribus et primis de Italia. contra 
Mediolanenses condemuationis pi'oferens sententiam, Iwstes eos iudicat, 
omnique apparalu ad nbsidionrm civitatis accingitur.^ Sind auch die Aus- 
drücke Ragewius wenig bestimmt, so handelt es sich hier doch offenbar nicht 
mehr um eine einfache Banusentenz, sondern um eine endgültige Kondemna- 
tion wegen Hochverraths. 
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Bestinmiter ergibt sich bei dem Verfalireii gegen Crema 1159, da.ss 
die Jahrcsfri.«t für endgültige Veriirlheilnng nicht in Betracht kommt. Etwa 
im Juni, jedenfalls nicht viel früher, wird Crema wegen Abfalls zu Mai- 
land von Cremona verklagt. Super hoc schismate conventa coram jyrmcipe, 
nec ciiatione legitima, nec vadilnis, qms ditditm dederat, cogi poto-at, vf 
adveraum ac, e.Tpcricntibua iudicio aiati eurarent ; qua de re pro altaevtine 
con/umacia ac contumaei abaentia contra ae aententiam trialem escipiuvt 
Iwatcaque iudicantur.^ Die Ausdrücke sind nicht wesentlich verschieden von 
den oben gebrauchten, man könnte darin eine endgültige Verurtheilung sehen. 
Dagegen scheint nun freilich zu spreclien, dass erst nachdem die Belagerung 
einige Zeit gedauert hatU», im September, ein endgültiges Urtheil erfolgt, ins- 
be.sondere auf die für den Uocliverrath charakteristische Konfiskation alles 
Gutes erkannt und das dann alsbald durch kaiserliche Vergabutigen des ver- 
wirkten Gutes ausgefühlt wird." Danach würde wenigstens nach der dem 
späteren Verfahren enLsprechenden Auffassung der Bann anfangs nur ein lös- 
barer gewesen sein. 

84. — Es scheint mir da aber überhaupt für den Bann der früheren 
staufischen Zeit vielfach eine andere Auffassung massgebend gewesen zu sein, 
insofern mit der Verurtheilung als Hoch verräther die Verurtheilung 
in die einzelnen .Strafen des Hochverraths nicht nothwendig zusammenfiel. 
Der spätere Reichsbann spricht in der Regel, vielleicht durch das Vorgehen 
beim städtisclum Banne veranla.sst, sogleich eine bestimmte Strafe aus, l)eiin 
lö.sbaren eine Geldstrafe, beim be.ständigen die angegebenen Strafen des Hoch- 
verraths. In der frühem Zeit scheint das wenigstens in den uns bekannten 
Fällen nicht üblich gewesen zu sein; die Bannsentenz besagt zunächst wohl 
nur, dass der Ungehorsame der Gnade des Kaisers und damit des Itechts- 
schutzes verlustig ist; ausdrücklich zu bestimmen, unter welchen Bedingungen 
er die kaiserliche Gnade wiedererhalten, gelöst werden kann, ist mmöthig; 
denn Vorbedingung ist Jedenfalls unbedingte Unterwerfung unter den Willen 
des Kaisers, der nun erst die .Strafen bestimmen mag, welchen der Gebannte 
sich zu unterwerfen hat. Ebenso scheint nun in Fällen schwereren Ungehor- 
sams das Urtheil gegen den Ungehorsamen zunächst nur erklärt zu hal)en, 
dass er Hoidivernither .sei, nicht aber schon ausgesprochen, dass er demnach 
diesen und jenen .Strafen verfallen sei; als nächste Wirkung erscheint nur, 
dass die gt-bannte Person oder .Stadt vom Reiche bekriegt wird zu dem Zwecke 
ihrer gewaltig zu werden; ist das erreicht, so ist es früh genug, nun darüber 
zu urtheilen, welche .Str.afe über sie zu verhängen ist. Diese Strafe hätte ganz 
dieselbe sein können, wenn ein Ittheil noch gar nicht \'orhergegangen wäre; 
scheint es in früherer Zeit immer üblich gewesen zu sein, der Ifefehdung durch 
das Reich ein Ungehorsamsverthhren vorhergehen zu lassen, so scheint UUl 
bei Brescia ein Bann oder sonstiges Urtheil gar nicht vorhergegangen zu sein, 
da das bei dem nach bedingnngsloser Uek'rgabe erfolgenden (irtheil gar nicht 
betont wird; alier alle .Strafen, welche .sonst den wegen Hochveriaths be- 
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ütändi^ ftebannteii treffen, werden hier entweder verliäugt oder ausdriickliuh 
nacligesehen. ' 

Das schloss mm aber nicht aus, dass auch eine Vor urtheilung in 
einzelne Strafen des Hoch v errat lis oder, bei lösbarem Banne, doch 
des Ungehorsams erfolgen und nusgefülu't werden konnte, che die Befehdung 
durch das Reich ihren nächsten Zweck, des Ungehorsamen gewaltig zu werden, 
erfüllt hatte. Auf das frühere allgemeine Urtheil hin, dass der Ungehorsame 
ein Feind des Reichs oder ein llochveiräther sei, konnten nun später jederzeit 
weitere Eiiizelurtheile erfolgen, welche wegen des Ungehorsams oder Ilochver- 
raths bestimmte Strafen über ihn verhängten ; doch scheint mau dazu gewöhn- 
lich nur dann gegriffen zu haben, wenn eine bestimmte Veranlassung vorlag, 
sich insbesondere die Möglichkeit zeigte, die .Strafe sogleich auszuführen. ,So 
bei dem erwähnten Urtheile, welches den Mailändern die Regalien absprach*; 
nächste Veranlassung war wohl die Absicht des Kaisers, das Müuzrecht auf 
Cremona zu übertragen ; und wenigstens in diesem Punkte liess sich der .Spruch 
ausführen, auch ohne dass Mailand unb’rworfen war. Deutlicher tritt das noch 
bei dem Vorgehen gegen Crema 1159 hervor. Nachdem die allgemeine Ver- 
urtheihmg früher erfolgt war und die Belagerung schon eine Zeitlang gedauert 
hatte, erfolgte das Urtheil: Qiioniam Crema et omneg Oremenses aub nostro 
aunt banno positi, atatuimua — , ut ovuiea — peraone, que in tempore hoc 
in Crema sunt, tarn fendurn quam etiam allodium tot um amÄtUmt. Die 
Motivirung weist ausdrücklich auf den frühem Bannspruch als dasjenige hin, 
was das jetzige Vorgehen rechtfertigt. Es ü'itt hier weiter auch die nähere 
Veranlassung bestimmt hervor; der Kaiser wollte schon jetzt über das Gut zu 
Gunsten seiner Anhänger verfügen. Auf jenen Urthcilsspruch gestützt, dessen 
.\ufbewahrung im bischöflichen Archive von Cremona sich daraus erklärt, 
vergällte er zwei Monate später einen Theil des den Cremensern abgespro- 
chenen Eigen an die Kirche von Cremona. An dieselbe, dann an Tinto Mussa 
von Cremona gab er auch Eigen und Lehen von Mailändern, gegen welche ein 
ganz entsprechendes Urtheil gefallt sein muss; die Rücksicht auf den nächsten 
Zweck tritt da besonders deutlich darin hervor, dass der Kaiser sagt: licet 
peneraUtcromnium iUorum fMediolanenaium) bo>ia publieaviasemus, quo- 
rundam tarnen boiut apccuditer publieamua, nämlfch derjenigen, deren Cre- 
inoneser Kirchenlehen er dann dem Bischöfe als heiiugefallen zusprach.® 
AVeiter ist nun aber jenes Verlust von Eigen und Lehen aussprechende Urtheil 
keineswegs in so weit als ein endgültig abschliessendes zu betrachten, dass 
damit die .Strafen überhaupt erschöpft gewesen wären, welchen die Gebannten 
verfallen konnten. Es wurden nur .Strafen bezüglich des Guts ausgesprochen, 
welche schon ausführbar waren; .Strafen gegen die Person zu verhängen, war 
^ keine Veraitlassung geboten, ehe man derselben habhaft war. Als nun aber 
während der Belagcning zwei Crenienser gef.uigen wurden, liess der Kaiser sie 
vorführen und richtete an seine Kurie die Friige, ei ipai, tum quia in banno 
positi sunt, tum quia contra eum piu/nantea pei'iuri fuerant effecti, mori 
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deberent, an iwn; nach gehaltener Ücrathung urtheilen daun die Fürsten, 
f’o« iure /nijira dieto iiu>n debere.* So wird auch hier liebendem bewaffneten 
Widerstande gegen das Reich als Grundlage des Todesurthcils der frühere 
Bannspruch hervorgehoben. 

Uebrigens sind mr über die Fassung der Urtheile, durch welche Unge- 
horsame zu llochverräthem erklärt wurden, für das zwölfte Jalmhundert nur 
ungenau unterrichtet. Die einzige erhaltene Beurkundung eines solchen ist die 
Sentenz gegen den Gegenpabst Anaclct und dessen Anhänger 1133, wo es 
einfach heisst, dass sie tamdirinae quam rerfiae maietitatis rei — damiuiti 
sunt et liostee a prineipibus curiac noatrae iudicati, was unserer Annahme 
insofern entspricht, als bestimmte Strafen des Ilochverraths nicht ausgesprochen 
sind. Doch würde das nach dem Berichte Ragewins Ober die Vemrtheilung 
Mailands 1159 allerdings sogleich geschehen sein. Der Kaiser klagte über die 
.Stadt wegen des Crimen perditellionia mid des Sceliia laeaae ntaieatalia. 
Die Mailänder werden dann mehrmals geladen: Cum autem nemo eompa- 
reret, qui a})sentiae Hl&ritm eauaam rationabilem ederct, tanquam confii- 
maeea, rebelleaet imperii deseelotra acreritatis aenteniiamexeipiimf, lioalea 
pronuiu-iantur, rea eorum direptioni, p<'raonae aeimituti adiudieantur. 
Es Hesse sich das zur Noth noch nur auf die nächsten Wirkungen des Bannes 
seihst für Personen und Sachen beziehen; aber die unmittelbai' folgende Be- 
merkung: Eiuaque rei occaaione in audientia principia aatia diapulatum 
eat loculenlerque ea'preaaum, quae poena exeipere debcat, qui defeetionia 
aut laeaae maieatatia rei furent deprehenai, scheint doch bestimmt darauf 
zu deuten, dass man dabei schon eine Verurtheilung in bestimmte .Strafen des 
Hochverrathes ins Auge fasste.® Es handelt sich da übrigens nur um einen 
formellen Unterschied, und es ist möglich, dass man auch sonst die .Strafen, 
welche der verurtheiltellochvcrräther verwirkt hatte, sogleich aus.sprach; aber 
weder war das nötliig, um diese Strafen später eintreten zu lassen, noch 
schliesst das aus, dass man dennocli bei der thatsächlichen Ausführung ein- 
zelner Strafen sich nidit mit der allgemeinen Verurtheilung begnügte, sondern 
dieser immer noch ein Ijesonderes Einzclurtheil vorhergehen Hess. 

83. — Diese Gestaltung des Bannverfahrens der frühem staufischen 
2^it scheint sich dem d e u t s c h e n A c h t s v e r f a h r e n näher anzuschliessen. 
Auch bei diesem handelt es sich eigentlich nicht um zwei -Vchtssentenzen ; der 
Ausdruck Oberacht kommt in älteren Quellen nur ganz vereinzelt vor'; e.« 
fehlt insbesondere den älteren Reichsgesetzen ein cntsfirechender Ausdruck. 
Die vom Reiche verhängte Acht oder Proscriptio dauert, wenn sie nicht gelöst 
wird, einfach fort; sie wird zur unlöslichen, zur OUTOcht, nur durch das Hin- 
zukoinmen einer Verurtheilung in Echtlosigkeit oder Ehr- und Rechtlosigkeit, 
welche, wie die N'erurtheilung des Gebannten als Hochverräther eine Reihe 
von .Strafen zur Folge hat, wenn die.se ausgeführt werden können, während 
fiir die nicht ausführbaren die durch die furtbestehende Acht bedingte Fricd- 
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lusigkeit cinstwoiligim Ersatz biet»;t SollU' diese Kditlosit'keit immer eintreten 
bei Verharren in der Adit durch Jalir und Tag, su sdieint dudi jedesmal noch 
eine ausdrückliche Verurtheilung durch den Kaiser nöthig gewesen zu sein; sie 
ist nach dem iMainzer liecht 12.'15 zu verhängen per «enteilt hm noslram'^; 
und man wird diese .Sentenz immerhin passend als Oberadit bezeichnen können. 

Wir sahen aber weiter, dass wenn die Klage auf Iluchverrath ging, der 
L'ngehorsiime sogleich zur Echtlosigkeit verurthcilt werden konnte; er verfiel 
nidit blos der .Vcht, sondern wurde auch als Ilochverräther verurtheilt. Das 
wiir der Fall bei Heinrich dem Löwen und ich denke, es dürfte sich manches 
in dem Vorgehen gegen ihn leichter erklären, wenn wir annehmeu, das Ver- 
fahren sei damals in Deutschland dem in Italien entsprechend gewesen. Nach 
dreimal versäumter Ladung wird der Herzog, wahrscheinlich 1 1 79 August zu 
Kayna geächtet und zwar sogleich wogen Hochverraths in der Bedeutung der 
Oberadit.^ Auf Grundlage dieser allgemeinen Verurtheilung hätte nun Hein- 
rich sogleich auch in die einzelnen .Strafen der Echtlosigkeit verurtheilt werden 
können; aber es war nicht nöthig das zu thun, so lange eine bestiimntere Ver- 
anlassung fehlte. Hier .scheint sogar eine bestimmtere Veranlassung Vorgelegen 
zu haben, es vorläufig bei dem allgemeinen Urtheile zu belassen. Auf Bitten 
der Fürsten wurde ihm nämlich als besondere Vergünstigung noch ein vierter 
Tag gesetzt. Wohl nicht zu dem Zwecke, sich zu rechtfertigen; denn er war 
endgültig verurtheilt; sondern zu dem Zwecke, um durch Unterwerfung unter 
den Willen des Kaisers Begnadigung zu erhalten, ehe auf Grundlage der frü- 
heren .Sentenz nun weitere Einzelurtlieilc gelallt und ausgeführt waren, welche 
man eben zu die.sem Zwecke noch hinausgeschobeu haben w ird. Dagegen zeigt 
schon die allgi-meine .Sentenz sogleich dieselbe Wirkung, welche wir auch in 


2. Mon. Germ. 4, 317. Nach der t'oiisl. contra inccndlarios 1187, Mon. Germ. 4, 184, 
könnte cs allenlings scbeiuen, nls sei die Echtlosigkeit nach Ablauf der F'rUt ipso iure ein- 
getreten. 3« Vgl. die gründliche Untersuchung von Weiland, Forschungen 7, 175, welche 
mich einer Anführung der Belege überhebt, wenn ich auch, glaube, einige.s anders auflassen 
zu müssen. Was dio Folge der Rechutago betrifft, so habe ich gegen den sonst gut be- 
zeugten zu Nürnberg entschiedene Bedenken wogen des Itinerar; die Daten Juli 1 Magde- 
burg, Juli Erfurt mit zahlreichen Zeugen (Rein Thuringia sacra 1. 5Ü), Aug. 15 Kayna 
machen einen dazwischenliegenden AufcnUialt zu Nürnberg durchau.s unwahrscheinlich. 
Entweder dürften die Pegaiicr Annalen Erfurt und Nürnberg verwerhselt haben, oder es 
war doch zu Magdeburg schon der zweite, und dann wohl zu Worms im Januar der erste 
Rechutag, wodurch auch die Bedenken wegen Nichteinhaltung der Fristen entfallen. 
4 * Vgl. § 81 n. 8. Weiland 177 fasst die rroscriptiu als durch Jahr und Tag noch lösbare 
Acht. Dann wAren aber auch erst nach derselben Frist die Reichslchen verwirkt gewesen; 
ein Bedenken, welches Weiland allerdings d.idurch zu beseitigen sucht, dass er von der 
Aeehtung eine spatere Verurtheilung wegen Sacbfalligkolt unterscheidet. Eine solche Schei- 
dung scheint mir aber dem Achtsverfahren ganz fremd zu sein. Bei der einfachen Acht 
erfolgt überhaupt kein endgültiges Urtbeil in AbweNcnheil des Beklagten, sondern nur, 
wenn er »ich freiwillig stellt oder gefangen eingebracht wird. Bei der Oberacht aber scheint 
die Verurtheilung zunächst nnr wegen de.s aU Hochverrath betrachteten Ungehorsams za 
erfolgen. Wenn die UcpguwivL-hc Chronik bei Heinrich ein Uebergehen der Acht nach Jahr 
und Tag in Oberaclit annimmt, »o scheint mir da» nur ein Beweis mehr, dass die Stelle 
nach der bezüglichen Be.»iimmuDg des Sachsenspiegels so gefasst wurde. Vgl Ficker Ent- 
slehung^zeit des Sacb.sensp. 71. 
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Italien fanden; der ungehorsame Verurthcilte wird zunächst als Reiuhsleind 
bekriegt, imi seiner gewaltig zu werden. Als dann einerseits der Herzog auch 
die Gnadenfrist verstreichen Hess, andererseits der Kaiser wünschen mochte, 
über das ihm Abzusprechende andenveitig verliigon zu können, ging man auf 
Grundlage jener Oberachtsorklänmg mit Einzedurtheilcn vor. Zu Wirzburg 
1180 Januar wurden ihm nach der Urkunde über die Verleihung des llcrzog- 
thums Westfalen zunächst die Ilerzogthümer Baicm und .Sachsen und über- 
haupt alle Reichslohen abgesprochen; was nicht ausschliesst, dass dort zu- 
gleich, wie Geschichtschreilier angeben, Urtheile erfolgten, welche ihm auch 
Erbe imd Kirchenlehen abspracheii, da für die Urkunde eben nur das auf die 
Reichsichen bezügliche L'rtheil von Bedeutung wiir. Da Wirzburg der Ort 
war, wo herkömmlich sächsische Angelegenheiten erledigt wurden, wenn das 
nicht im Lande .selbst geschah*, zunächst dann auch nur über Sachsen ver- 
fügt wird, so sollte das L'rtheil wohl nur zunächst dazu dienen, dem Kaiser 
.Sachsen zur Verfügung zu stellen, wenn es auch ganz allgemein gefasst war. 
Als der Kaiser dann späb-r Baiern ins Auge fasste, begnügte man sich weder 
mit der Acht-ssentenz, noch mit dem doch auch Baiern treffenden Wirzburger 
Urtheile; es wmrde im Juni zuRegensburg abermals (in Einzelurthcil gegeben, 
welches Heinrich zunächst Baieni, weiter aber auch wieder, wenigstens nach 
den Pegauer Annalen, ganz allgemein Erbe und Lehen abspraclt. Es handelt 
sich dabei überall nicht so sehr um nochmalige, etwa in jedem Lande'’ zu 
wiederholende Vermlheilungen des Herzogs, sondern um Einzelurtheilc der 
Fürsten darüber, was die frühere Verurtluilung für rechtliche Folgen habe 
und zwar mit nächster Bezugnahme gerade auf das, was unmittelbar ausge- 
führt werden sollte; ganz so, wie auch jenes L'rtheil gegen Crema zunäiii.st 
nur Eigen und Lehen ins Auge fasste oder wie trotz der früheren allgemeinen 
Vcrurtheilmig der Mailänder in den Verlust ihres Gutes dasselbe einzelnen 
nochmals besonders abgeurthcilt wurde, weil man gerade über dieses unmittel- 
bar verfügen wollte." Von der Person Heinrichs ist nirgends die Rede, da 
keine Veranlassung war, sich darüber auszusprechen, was die Verurtheilung 
in dieser Richtung zur Folge habe; wäre er etwa gefjuigen eingebracht, so 
würde dann zweifellos auch darüber ein Urtheil erfolgt sein. .Sollte da Ein- 
zelnes auch eine andere Auffassung zulassen, so ergibt sich doch im allge- 
meinen eine auffallende Uebereinstimmung dieses am genauesten bekannten 
Falles deutschen Verfalirens mit dem Vorgehen in Italien in früherer stau- 
fischer Zeit. 

86. — Es ergab sich, dass in Italien ein Uebergehen des lösbaivn 
Bannes in beständigen wegen Verharren im Ungehorsam durch Jahr und Tag 
unbekannt ist; der Bann kann einfach ein lösterer bleiben, wenn zu schärferem 
Vorgehen eine besondere Veranlassung fehlt ; es kann al>er auch jederzeit eine 

85 . — I 5. Wie baierische Angelegenheiten auch zu Nürnberg uml Augsburg erledigt wurden. 
Belege werde ich im zweiten Bande des Reichsfursien.standef. bringen. 6. Obwohl doch 
gegen Weiland zu bemerken iKt. das.<( sich bestimmte Zeugnisse finden, dass jeder nur in 
seinem Lande gekchlet werden nullte. Vgl. Mon. Boica 31, 510. Orimm RechtsnUerth 300. 
7. Vgl. § 84 u. 3. 
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Verurtheilung zu bestäudijiein Bannv Ibigeii. Es ist aber weiter das V or ber- 
ge lien des lösbaren Bannes keineswegs nötliig, damit ein beständiger 
verhängt werden könne. Für die frühere slautiseho Zeit ergibt sieli das schon 
aus dein Gesagten, so insbesondere bei der Verurtheihing Mailands 1159'; 
später wird 1226 gegen die Lombarden, 12.S9 gegen dun Markgrafen von 
Este sogleich beständiger Bann verhängt. Wir sahen, dass ebenso in Deutsch- 
land in gewissen Fällen sogleich die überacht verhängt werden konnte; aber 
doch erst nach drehnaliger Ladung imtcr Einhaltung bestimmter Fristen.- 

ln Italien war das beim lösbaren Banne nicht erforderlich; einmalige 
.Vufforderung zum Gehocsam genügte.^ Was nun die Nothwendigkeit der 
Einhaltung gesetzlicher Ladungen und Fristen für Verhängung 
des beständigen Bannes oder, wo es sich um ein Uebergehen des lösbaren in 
den beständigen handelt, für ein Kontuiuazialurthcil wegen Ilochverrath be- 
trifft, so finden wir allerdings mehrfach betont, dass die gesetzlichen drei La- 
dungen vorhergegangen seien, zumal in der früheren staufischen Zeit. 
Aber auch dann wurden jedenfalls nicht die langen Fristen des deutschen 
Rechtes von mindestens vierzehn Tagen eingehalten; auch nicht die des rö- 
mischen von mindestens zehn Tagen, obwohl man sich übrigens sichtlich zu- 
nächst durch die Bestimmungen des römischen Rechts leiten liess. ' Es dürfte 
vielmehr die Bestimmung der Fristen dem Ermessen des Richters nach der 
besonderu Lage des Einzelfalles überlassen gewesen sein, wie das auch im 
kanonischen Prozesse die Regel wurde. ® Fasste man dann zugleich den Satz 
auf, dass eine peremtorische für alle Ladungen ergehen könne, so war schon 
auf diesem Wege ein sehr rasches Vorgehen ermöglicht 

ln den einzelnen Fällen sind wir zwar mu- selten genauer über die La- 
dmigen uuterricliUä; aber es lässt sich wenigstens mehrfach nachweisen, dass 
es sich nur um kurze Fristen gelumdelt haben kann. Der Gegenpabst 
Anacict und seine Anhänger wurden 1133 mepe cominonUi jedenfalls vor 
Juni 4, als dem Tage der Kaisi rkrönung, verurtheilt. Der König war aber 
erst April 30 nach Rom gekommen; es folgten dann noch iniinnichfache Ver- 
handlungen, bis es zu der das ganze Verfahren veranlassenden Wortbrüchig- 
keit kam, so dass für dieses Verfahren selbst nur ein sehr kurzer Zeitramu 
erübrigt. 

Auf K. Friedrichs I Römerzuge wurden Chieri und Asti Anfang Dezember 
1154 zu Roncalia verklagt. Im Januar, da sie den bezüglichen Befehlen des 
Kaisers nicht gehorchen, tainjiium rcbdlionin rei Iwsles iinlicati proscri- 
buntitr; durch Verwüstung beider .“städte wird das ürtheil alsbald ausgeführt. 
Erst nachher oder doch nicht viel früher wird nach dem Berichte Otto's von 
Freising überTortuna geklagt und der ."stadt vom Kaiser befohlen, das Bünd- 
niss mit Mailand aufzugebrm. Da sie nicht gehorcht, tanquam nMiestatin reu 
et ipsa inter hostes inipet'ü adnnmerata progcribitur. Es vergeht dann 
noch einige Zeit mit den Vorbereitungen zur Belagenmg; dennoch wird diese 

86. - 1. Vgl. s 84 n. 5. 2. Vgl. § 81 n. Ü. 3. Vgl. S 70. 4. Vgl. .uch 

$ 70 n. 3. ö. Vgl. Tancred P. 2. t. 3. S 1. 
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schon Fcliriiiir 14 hcgoniicn. * Lassen sich die Zeitpunkte auch nielit genau 
t'eststellen, so ergibt sich doch, dass von längeren Fiisten nicht die Rede 
sein kann. 

Etwas genauer sind wir über das \’erfahren gegen die Mailänder 1158 
unterlichtet. Kaiser und Heer scheinen der Ansicht, dass es gegen sie als 
Rebellen eines weitern V'erfahrens nicht bedürfe; wie sie denn allerdings schon 
lange ini Banne waren. Af eapienteg ei Upum periti pcreiuideiit, Medio- 
lanenges, licet improbog et in/diitc», iudicis tanteu ofßcio per lepithiiag 
inducias citaiulos egge, ne violentia eig ilhita vel contra iug in abeenteg 
jtrolaia gentenlia t-ideretnr. Glaubt Ragewin ausdrücklich hinzufdgen zu 
müssen: Legitinuig rero indiielag Jieinit iiidicig eilietnin itnum, nu>,o altc- 
riim et lertinm, gen imntn pro onmibng, qnod perempiorium nominatur, 
qiioil et /aetnm egt> ; so ist klar, dass es sich hier nicht um die den Deutschen 
geläufigen Fristen handelt, sondern um die von den italienischen Rechtskun- 
tligen geltend gemachten Bestimmungen des römischen Rechtes. Mag nmi nur 
eine i>eremtorische Ladung, mögen mehrere erlassen sein, die Frist war jeden- 
falls eine ganz kurze. Juli G kommt der Kaiser nach Verona*, ist noch Juli 10 
im Veronesischen*' und zieht dann gegen Bre.scia; hier erst, nach Vereinigung 
des ganzen Heeres, erfolgt das Verfahren gegen Mailand. Nach der Verur- 
theilung aber wartet der Kaiser noch einige Tage, um Zeit zur Unterwerfung 
zu lassen'®; dann erst rückt er an die Adda, welche das Heer dennoch schon 
Juli 23" erreicht. Nach diesen feststehenden Zeitangaben dürften kaum viel 
mehr als acht Tage für das ganze Verfahren erübrigen. 

Weniger rasch war das Verfahren gegen Mailand 1159, zumeist wohl 
desshalli, weil der Kaiser nicht sogleich in der Lage war, einem Urtheile 
Nachdruck zu geben. Die veratdassende Missethat, die V’ertreibuug derReichs- 
boten, ge.schah Anfang Januar; April 16 zu Bologna erfolgte die Bannsentenz, 
licet eog non reqiiigierit, wie die Mailänder Annalen sagen. Andere Quellen 
wissen aber auch hier von Ladungen. Nach Vincenz von Prag werden die 
Mailänder geladen, erscheinen mid versprechen Genugthuung, wozu ilmen ein 
Termin in der Osteroktave ge.setzt wird über das weitere Vorgehen erfahren 
wir nichts; die Verurfheilung würde danach bei Versäumung jenes Termins 
erfolgt sein. Nach Ragewin klagt der Kaiser Anfang Februar vor den Fürsten 
Mailand des Hochvenaths an, wobei er sich wieder anscheinend für berechtigt 
hält, munittelbar gi-gen die .Stadt vorzugehen; es erfolgt aber ein .S|>ruch der 
Fürsten, dass zunächst auf dem Rechtswege, dann erst mit den Wallen vor- 
ztigehen sei. Itaqne pi'opotwntnr edicta, iterumqne Jlediobincngeg in ing 
per lepitinuig citanlur indiiciag. Sie sUdlen sicli dann auch zu Mivreugo, wo 
der Kaiser den grössten Theil des Februar vei-weilte, geben aber eine heratis- 

86 . — 1 6. OU. Frising. Gesta 1. 2. c- 12. 15. 16. Auo. Mediul. .Muii. Germ. 18,360. 7. R«- 

dericus I. 1. c. 27. 8, .\nn. Mediol. Mon. Germ. 18, 365. ü, Böhmer .\cU 06. 07. 

10. lladoTieus I. 1. c. 20. 11, Vincent, frag. Mon. Germ. 17, 660. 670. wuraus sich 

der zweite Tag Tor Jacobi ergibt. Damit stimmt genau Hadevicus I. 1. c. 32. und iin allgc- 
mcineu Murena, .Mon. Germ. 18. 603. der wohl etwas zu lang den Auremhali im Brcscia- 
nischen auf fünfzehn Tage angibt. 12. .Mon. Germ. 18, 367. 13. Mon. Geim. 17, 676. 
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furdernde Antwort; cumqiu' luu'ci’t alia umlla vHio primu'italvi verha pro- 
tiiligaent, infecto paris nepotio disceiliiut , uliii«([m! Ulis dies jm'ßiiitnr. 
Dann heisst es von der V^erurtheilnng zu Bologna: Jam dies aderat, qiuie 
Mediulatu’nsihus terlio vel qiiarto praejLm fiuvat. Tum Imperator con- 
roeatis iiulieibus et lepisperitis, qtii in ea neitate frequeiites lulerant, citari 
iahet Mediolanenscs. Cam aatem neiiho compareret, qiii absentiae iUorum 
eausam rationabilem ederet, — severitatis sententiam exeipiuntJ* Es 
scheinen demnach nicht allein die gesetzlichen Ladungen eingehalten, sondern 
auch die Fristen nicht sehr kura bemessen gewesen zu sein. 

Auch von der Verurtheihmg des Grafen von .Savoien 1186 heisst es, er 
sei für immer gebannt de plarinüs et etiam peremtoriis eitationibns conla- 
nuu'iter ahsetis. Es scheint doch überall Gewicht darauf gelegt zu werden, 
dass die gesetzlichen Ladungen eingehalten sind; man hatte dabei wohl weniger 
den Bann, als die eigentliche Verurtheilung als Endziel des Verfahrens im 
Auge und hielt sich an die allgemeinen Bestimmungen ül;er die V'orbedingungen 
eines Kontumazialurtheils, ohne sich freilich an längere Fristen gebmiden zu 
halten, wodurch das Verfahren dennoch mehrfach ein überaus rasches werden 
konnte. 

87. — Daneben fanden wir freilich eine Auffassung hervortreten, wonach 
der Kaiser sich zu unmittelbarem Einschreiten berechtigt hielt; man scheint 
geltend gemacht zu haben, dass bei Ungehorsam gegen das lleich die Nicht- 
einhaltung der gesetzlichen Ladungen und Fristen gestattet sei. 
Und ich möchte glauben, dass das dem altern italienischen liechte 
entspricht. Heisst es in schon besprochener .Stelle, dass Ungehorsam gegen 
die Ladung des Königs mit dem Tode zu bestrafen sei ', .so ist freilich nicht 
ausdrücklich gesagt, dass es sich nur um einmalige Ladung handelt. Ent- 
scheidend aber ‘erscheint mir die Angabe in einem kaiserlichen Gmistbriefe 
lür die von Ferrara 1055: Seeandum etiam qnod lex iahet, ln placito in- 
diicie Ulis eoneedantar, nisi cum nos aut uoster missas in repnum Ytali- 
cum venerimus.'^ Es handelt sich da zweifellos nicht um einen V'orbchalt 
nur für den Einzelfall, sondern um ausdrücklichen Vorbehalt eines allgemein- 
gültigen Rcchtssatzes, wonach der König und sein Bote an Einhaltung son- 
•stiger gesetzlicher Fristen nicht gebunden waren. Die grösste Beschleunigung 
des Verfahrens, wie das Belegen schon des blossen Ungehorsams gegen ein 
Gebot des Königs mit den härt(>sten .Strafen finden denn auch in den beson- 
dern Verhältnissen des italienischen Köuigthums ihre nächstliegende Erklärung. 
In Deutschland war .Vnwesenheit des Königs im Lande die Regel, die Länge 
der Fristen demnach weniger hemmend, ln Italien war Anwesenheit die Aus- 
nahme. Kam der König in das Land, so musste das, was er durchführen 
wollte, rasch durchgeführt werden, sollte es überhaupt zur Durchführung ge- 
langen; nur jetzt hatte der König die Mittel zur Hand, den verweigerten Ge- 
horsam zu erzwingen ; er musste auf unverweiltciu Gehorsam gegen jedes Gebot 


14. HadcTic. I. 2. c. 23. 24. 25. 30. 

87. — 1. Vgl. § 80 n. 4. 2. Antiq. It. 3, 753. 
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bestehen, gegen den Ungeliorsaiuen sogleich mit den strengsten .Strafen vor- 
gehen können; sollti; er dabei an die Kinhaitung wiederholter Ladungen, län- 
gerer Fristen gelmnden sein, so würde das ganze Verfallen seinen Zweck in 
den niciston Fällen verfehlt haben. Und dasselbe traf natürlich auch zu bei 
den Unten, welche der König von Zeit zu Zeit in das Land schickte, um die 
Zustände desselben zu ordnen. 

88. — Wenn in der frühem staufischen Zeit ein solches Vorrecht des 
Königs nicht bestimmter betont wird, sich ein Streben nach Einhaltung der 
gesetzlichen Formen zeigt, so wird der gerade unter K. Friedrich 1 sich sehr 
labstimmt geltend machende Einfluss der gelehrten Juristen, für welche zu- 
nächst die Uestimmungen des römischen Rechts die massgebenden waren, ent- 
scheidend gewesen sein; doch mag auch das alte Herkommen wenigstens auf 
die Nichteinhaltung längerer Fristen noch immer eingewirkt haben. In spä- 
terer st au fisch er Zeit hat man sich aber offenbar, \vie beim lös- 
baren, auch beim beständigen Biuine an die gesetzlichen Ladungen nicht 
gebunden gehalten. Der alte Brauch mag da nachgewirkt haben. Es wird 
aber weiter zu beachten sem, dass sich nun auch in den .Städten ein sehr 
summarisches Bannverfahren ausgebildet hatte, bei dem wiederholte Ladungen 
und Fristen ganz ausgeschlossen waren*; und gingen, wie wir sehen werden, 
die Beisitzer in den Reichsgerichten aus dem Kreise der städtischen Rechts- 
gelehrten hervor, so ist es sehr erklärlich, wenn man nun auch beim Reichs- 
bannverfahren dem städtischen sich näher anschloss. 

.Schon Ixii der Verurtheilung der Alarkgi'afen von lucisa zu Bologna 1191 
Februar 1 1 * sidieint der Ungehorsam unmittelbar ohne Wiederholung der 
Ladung mit be.ständigem Baun bestraft zu sein ; als Grund wird angegeben, 
dass sie .Stra-ssenräuber seien, nec sc vcnerunl dc/endere in curia nostra, 
qimm cos vuirchio li. accusiiret de prodilionis crimine; eine etwaige mehr- 
fache Ladung würde gewiss lietont sein; auch war der König erst einen Monat 
im Lande, für ein längeres Verfahren gegen die entfernt wohnenden Beklagten 
wäre kein Raum. 

Der König sagt 1 220, dass sein Legat unter Drohung einer Bannstrafe 
die Grafen von Casaloldi zur Herausgabe von Gonzaga aufforderte, diese aber 
sein Gebot ad non modicam iniuriam retfie maiesialis verachteten, jiroplcr 
qiiod sine alia citationein inetum aliornm preter petuim predictain aninir- 
mh'crtcndum erat in cos; aus Gn.ade habe er sie nochmals aufgefordert und 
da sie auch jetzt nicht gefolgt, verhänge er den beständigen Reichsbann gegen 
sie. Dieser ist doch zweifellos unter der Animadversio zu verstehen, zu der 
der König sich auf den blossen Ungehorsiun hin ohne .alle weitere Ladung 
lierechtigt gehalten hätte. 

Beim Vorgehen gegen die lombardischen .Städte 1226 ist allerdings von 
mehreren vergeblichen Versuchen die Rede, sie von ilfer Widersetzlichkeit 
abzubringen. ..Vber bei dem dann eingeleiteten .Strafverfahren heisst es so- 
gleich, sie seien vom Kaiser geladen, pereinploriatn terininuin inilicentes 

88 . — 1. Vgl. § 53. 2, Vgl. Tocche Heinrich VI. Ü4tj. 
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eistJem, .sich vor ihm zu rechtfertigen. Da .sie sielt nicht stellten, erklärten 
Fürsten und Hofrichter, dass e.s dem Kaiser unmittelbar zustehe, jrrori’dere 
fotilra eo8 tanqmun contra reo8 crimints lese maiestatis in rehiis et per- 
sonis. Nur aus Gnade lä.sst der Kaiser noch einen Vermittlungsversuch zu 
und nimmt die vermittelten Bedingungen an; erst als die Lombarden liie Er- 
fiilhmg derselben verweigern, spricht er unmittelbar den Inständigen Bann. 

Am auffallendsten in dieser Richtung ist das Vorgehen gegen den Mark- 
grafen von Este 1239. Bis .luni 10 i.st die.ser in der Begleitung des Kaisers; 
gewarnt, bringt er sich an diesem Tage in .Sicherheit; der Kaiser fordert ihn 
dann durch Peter von Vinea zur Rückkehr auf, was er venveigert.^ .Si-hon 
.Iimi 13 wird dann gegen ihn und seine Genossen als ritati cormn eiastlein 
(imperntoris) presentia comparcre contamaciter recusantes Iteständiger 
Reichsbann verhängt, also wohl zweifellos .sogleich auf eine einzige .\ufforde- 
rung zum Gehorsam. 

89. — In den .Sentenzen K. Heinrichs VII, bei welchen über- 
haupt der Bann weniger in den Vordergrund tritt, nicht der l'ngehorsani selbst 
als Hochverrat!) bestraft, sondern der Ungehorsame wegen bestimmter hoch- 
verrätherischer Handlungen venirtheilt wird, machen sich wieder die Bestim- 
mungen des römi.sch-kanonischen Pi'ozcsses bestimmter geltend. Doch ergibt 
sich auch hier vielfach ein .Streben nach n)öglichster Beschleunigung und Ver- 
einfachung des Verfahrens, wie solche überhaupt voni Könige für Hochver- 
lathsprozesso gesetzlich vorgeschrielion wurde. ' Nur bei dem Verfahren gegen 
Lucca und Genossen geht der |>erenitorischeii eine erste Ladung vorher; nach 
.\blauf des Termins heisst es dann : iterato eosdem Htari fecimus, certis et 
Icfiithnis eis terminis pro seciindn, tertio et peremtorio assipnatis. Sollte 
die erste Ladung nur ausnahmsweise sogleich die j>eremtori.sche einschlies-sen*, 
sowii'd das denn auch bei der Ladung K. Roberts 1312 misdrücklich gerecht- 
fertigt; er wird geladen nsque ad tres menses proTime vmtmvs, qneni ter- 
minnm eidem jH'o primo, seenndo et ti'idio perhemptorie assipnamns (vr 
plnrihus instis et rntionahilibus ratisis, et jwccipiie propter viariim dis- 
criinina, qnia ad eom securiis non potest haheri accessas.^ Aber auch bei 
der eisten Ladung der Florentiner heisst es: reniant resqionsiiri coram 
dlctis iudicibus de iure irifrn quindechn dies jm),viiin>s ventnros, qaem 
tiTminiim jeriino, seeimdn et tei'tio et ultimo et peremplorio dicti iudices 
adsipnant eisdem, alioquin aiUeeto termino in antca dicti iudices — pro- 
cedent contra eos iustitia medianle die predicta. Doch wurden sie nach 
Ablauf der Frist nochmals geladen auf einen Termin, bei dessen Nichtbenutzung 
sie als fib(-rwiesen venirtheilt werden sollten, so dass ihnen ein weiterer Ter- 
)nin nur noch zu dem Zwecke liezeichnet wui'de, einen Sindicus zur Anhörunir 
der .Sentenz zu .schicken, wie das auch in andern Fällen erwähnt wird. 

In spätem .Sentenzen, und zwar nur in solchen, welche nach der Kaiser- 

3, Vgl. Rolandini C'lir. Mon. flenn. 19. 74. 

89. — I, Mon. flemi. 4. 544. 2. Vgl. T.anered P. 2. t. 3. § I. 3, Acta Henr. t'II. 

2 , 187 . 


Digitized by Google 



190 


H e s t li n d i f; e r U e i c li s b a ii n. 


kröming gesprochen sind, spricht sicli dann aber die Anschauung ans, dass es 
einer Ladung zur Verantwortung Ijei notorischen Missethaten wenigstens ini 
(Jerichte des Kaisers nicht bedürfe; freilicli mit Beziehung auf den römischen 
Satz, dass der Kaiser niclit an die Gesetze gebunden sei, wodurch sich jede 
Regellosigkeit rechtfertigen liess. Bei dein Vorgehen gegen Pistoja und andere 
Städte, dann genau entsprechend beim letzten Verfahren gegen K. Robert 
erfolgte allerdings eine Ladung, welche sogleich mehrere Termine benannte, 
nach deren Ablauf und fruchtlosem Warten über den Termin hinaus die Ver- 
urtheilung wirklich erfolgt. Aber ein Recht auf diese Ladung gesteht der Kaiser 
nicht zu; niu" aus Gnade habe er den Robert zur Verantwortung geladen, ob- 
wohl seine anfgezählten ^'erbrechen so notorisch seien, quod nuUa posse»! 
ti^i'piversatione celari et nos, i/iii Icnihue sithierli uon siiiinte, contra dictum 
Jiohertum proptcr prenüssa ipso inrequisito potiiissi'mus ptrocedere. Und 
gegen die Paduaner wirtl dann wirklich so vorgegangen; ohne Ladung werden 
über die ihnen zur Last gelegten hochverrätherischen Handlungen Zeugen ver- 
nommen und erklärt, dass sie auf (jnindlage dieser Inquisition als notorische 
Hochverräther zu verurtheilen seien; sie werden dann zwar geladen, aber nicht 
um sich zu verantworten, sondern nur zu dem Zwecke, ut certo ti'i'mino iam 
elapso coram nohis iibicimqiie cssemits et nostra curia residei'et ad luiiie 
nostram difßnitivam senlevtiam aadiendam comparere curarent. 

90. — Die Verhängung auch des Inständigen Reichsbannes nach nur 
einmaliger Ladung, im letzterwähnten Falle sogar ohne Ladung, mildert sicli 
nun ' freilich dadurch, dass auch hier vielfach von der Verhängung noch die 
Fälligkeit d e s B a n n es zu unterscheiden ist, die V'erurtlieilung zwar so- 
gleich ausgesprochen, aber bei derselben noch eine Frist zur Rückkehr zum 
Gehorsam gestattet wird, nach deren Ablauf dann freilich das Urtlieil unmit- 
telbar wirksam wird. 

Aus der frühem staufischen Zeit sind mir dafür allerdings Bei- 
spiele nicht bekannt; freilich fehlen uns da auch, abgesehen von der Verur- 
theilung des Gegenpabstes 1133, wovon einer Bannfrist nicht die Rede ist, 
Beurkundungen über Verhängung des Bannes; die urkundlichen Zeugnisse l>e- 
treffen V'erurtheilungen solcher, welche schon im Banne verharrten. Doch 
dürfte eine Bannfrist überhaupt kaum üblich giwesen sein. Denn es inibsste 
autfallen, d.ass dieselbe in den oft ziemlich genauen Angaben der Geschicht- 
schreilier gleichfalls nicht erwähnt wird. Dann legte das damalige ^'erfahren 
sie weniger nahe. Einmal scheinen doch durchweg wiederholte Liuiungen vor- 
hergegangen zu sein, ehe man zur Verurtheilung schritt. War dann alier diese 
Verurtheilung auch eine endgültige, so scheint sie in der Regel nur eine allge- 
mein gehaltem“ gewesen zu sein, die erst durch nachfolgende Einzelurtheile 
bestimmteren Inhalt gewann'; bis solche erfolgten und ausgolührt wurden, 
hatte die kaiserliche Gnade niKdi freieren .Sjiielraum; es wird daher auch .aus- 
drücklich angegelH“n, dass der Kaiser I l.‘>8 nach der Verurtheilung .Mailands 
iKH’h einige Tage wartete, ob jetzt etwa Unterwerfung erfolge. Dagegen war 

90 . — 1 . Vgl. 84 g. Vgl § 8fl II. 10: .siirli § 8.", n 4 
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es später iiblieh, mit der Verhängtinit des liestäiuligen Bannes sogleich in die 
einzelnen Strafen des lloehverratlis zn verortheilen ; und wie das dem Vor- 
gehen der städtischen Gericlite sich näher anschliesst, so dürfte auch der 
Brancli der Bestinnnuiig einer Bannfrist dem städtischen ^’l‘rfallren entnom- 
men sein.* 

Vereinzelt finden sich allerdings auch in späterer Zeit Fälle, wo eine 
Bannfrist fehlt; aber dann sind es auch eiten solche, bei welchen der Unge- 
horsam bereits als hartnäckiger sich erwiesen hat, eine weitere Rücksicht- 
nahme nicht mehr gebottm scheint. .So bei Bamumg der Lombarden 1 226, 
welchen schon vorher ein aussergewöhuliidier Aufschub bewilligt war und 
welche ihr Verspn>chen, sich zu stiilen, gebrochen hatten. Bestimmter noch 
tritt das hervor durch den Gegensatz gegen die andern .Sentenzen K. Hein- 
richs Vll bei der Vttnirtheilung genannter Cremoneser und der della Torre 
1311, wo der Grund zweifellos der ist, d.oss dieselben schon früher vom Vikar 
des Königs gebannt waren. 

In der Regel scheint später noch eine B a n n f r i s t gegeben zu sein. Die 
Grafen von Casaloldi werden 1220 für immer gebannt, wenn sie die Burg 
Gonzjtga tm/ne ad dinn dtnnhih'uin froi'hmt renhtrinn — tion reniijna- 
verint; die Kürze der Frist von nur vier Tagen wird auch hier damit Zusam- 
menhängen, dass sie bereits vom Legaten gebannt w.aren. Doch waren auch 
sonst die FrisOm ziemlich kurze; der Markgraf von Este und seine Genossen 
werden 1239 nach einmaliger .Vufforderung zum Gehorsam für immer gebannt: 
rdni Idnc ad oeto dli’n irroxiims vmiant prfi'i'pHx hihpi'i'itdihi(,t et gitorum 
mndiorum nbedire parali, iihieinitqite imperiaUs maientae vel eins mnitii 
adn-unt in tota Marehia* vel eliam Lomhardia. Aehnliche Bestimmnngen 
finden sich in den .Sentenzen K. Heinrichs VII. Für Florenz wird eine Frist 
von zwanzig, für Fistoja von vierzehn Tagen bestimmt. Für das .\usm.iss war 
sichtlich die grössere oder geringere Phitfermmg der Gebannten \om Hoflager 
massgel)end; zu Pisa winl 1312 der .Stadt Lucca eine Frist von za-hu, .Siena 
von fünfzehn, Parma und Reggio von zwanzig 'Lagen gestellL Diese Fristen 
galten für die die .Stadtgemeinde als sulche treffenden .Strafen; den cinzx'lnen 
Bürgeni derselben war die längere Frist von einem Monate, bei der A'eriir- 
theilung Padu.a’s von zwei Mon.ateii gestellt, während der sie durch Rückkehr 
zum Gehorsam sieh den .Strafen entziehen konnten. 

91 . — Der letzterwähnte Unterschied legt die Fr.age nahe, wer beim 
Banne .Subjekt der Ver ur t he i I nng sei; es ergeben sich hier Unter- 
schiede, welche insbesondere auch für die M'irkungen des beständigen Bannes 
.sehr massgebend sind. 

Bei der Bannuiig namentlich aufgeführter physischer Per- 
sonen besteht darüber kein Zweifel. Und die schwersten Wirkungen des 


3, Tm (IPiiUchen Verfahren, xro Itpi dpn langen gesetzlichen tVi.sten ein Bedürfnis«; kaum 
▼orlag, ht mir eine Bannfrist nur aufgefalleii in der Kesiiininung de.«; Deutsrhsp. 100 und 
SchwÄb. I^ndr. 100. dass der nicht wegen Todtschlag (»eÄrhtete noch Tierrehii Togp Friede 
für Person und Gut haben soll. 4* So wird statt uiottnrchiti zu bessern sein. 
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Bannes setzen namentliche Bannunfi ausdrücklich voraus, wie das auch ini 
deutschen Verfahren betont wird; nacli sächsischem Landrecht hat nur der 
namentlich Geächtete seinen Leib verwirkt. ' 

Häufie finden wir nun aber auch ßannung moralischer Per.sonen. 
Die kirchliche Excommunikation sollte solche überhaupt nicht trelfen, sondern 
nur die einzelnen schuldigen Mitglieder, während freilich in dem Interdikt zu- 
gleich eine Zwangsmassregel gegen die Gesammtheit gegeben war. Beim 
Keichsbanm* macht sich ein .solcher Unterschied nicht geltend; .Subjekt der 
Verurtheilung sind einmal alle einzelnen Mitglieder, dann aber auch 
die Gemeinde als solche, sowohl beim lö.sbaren, als beim beständigen 
Reichsbanne. Wird das nicht liestinnnter hiuTorgehoben , so ist allerdings 
häufig zunächst nur von den Mitgliedern die Rede; gebannt werden die Me- 
diolanensesoderlmolenses*, was selb.stverständlich nicht aus.schliesst, dass die 
Wirkungen des Bannes auch die Gemeinschaft als solche treffen können, etwa 
das Gut der Gemeinde eben.so friedlos ist, wie das der Einzelnen. Aber nicht 
selten wird ausdrücklich gesagt, dass auch die Gemeinde als .solche im Banne 
ist. So 1159: (S'eum et omnex Cremenxex xidi noxfro xiinf banno poxiti^; 
vonPi.sa 1172: cMlaiem ipxf>rinn et bnrpmn atqiie personax et peccunimn 
hl hanviim <1. hnpi'ratorix — misiniiix* ; bei Bannung der lombardischen 
.Städte 1226 befiehlt der Kaiser: quatennx omnex eivitatex predietax et eivex 
et luihitatores earum tanquam nnxtrnx et Homani iinperii hannitox et 
hoxtex hdheatix^, 1229 heisst es: exbannlrit publice lunninex et eomnne 
Montix Politiani.^ 

Beim lösbaren Banne fällt darauf w^enig fiewicht; die Entziehung des 
Rechtsschutzes für Person und Gut trifft jedes Mitglied der gebannten Ge- 
meinde; die Strafen aber, in welche verurtheilt wird, die Bannbus.se und die 
etwaige Entziehung der Privilegien, trifft zunächst die Gemeinde als solche; 
die Wirkungen des Bannes sind da nicht wesentlich verschieden, mag es sich 
um eine ganze Gemeinde, oder um eine einzelne Person handeln. Anders ist 
das beim beständigen Banne, insofern damit eine Verurtheilung in die .Strafen 
des llochverraths verbunden ist. Abgesehen davon, dass der Natur der Sache 
nach die Art der Bestrafung einer (iemeinde vielfach eine andere sein muss, 
als der einzelnen Person, erhebt sich itisljesondere die Erage, ob mm auch 
jedes Mitglied der veruitheilten Gemeinde als wegen Ilochven'aths verur- 
theilt gilt. 

In den ältern Urkunden wird da ein Unterschied nicht bestimmter betont. 
Der Bann trifft die Gemeinde und ihre einzelnen Mitglieder; und auch die.se 
werden wohl geradezu als llochverräther bezeichnet; so 1226 bei Bannung 
der lombardischen .Städte: omnex eivex et hahitatorex — in banno iinperii 
poxiiimux et noxtrox et intpmi banitoxet hoxtex (lennneiavimux et tanquam 
reox criminix lexe maiextatix tarn univerxox quam xini/ulox privavimux 


91 . — 1 * Sachs. Isnidr. I fit* § 3. Richtstcig tjindr. 3."> § 4. 2, Vjrl. § 73 n. 2; 
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otnni iurisdietione usw. Aber wir werden finden, dass wenigstens die schwer- 
sten Strafen des llocliverratlies nie ausdrücklich gegen alle einzelnen Mit- 
glieder ausgesprochen werden. 

In den Sentenzen K. Heinrichs VII zeigt sich da eine scharfe Unterschei- 
dung. Wegen Ilochverratlis verurtheilt werden einmal die Gemeinden selbst, 
dann aber die oft in sehr grosser AnzahU imUrtheile namentlich aufgeführten 
Mitglieder der Gemeinden; der König erklärt, predicia communia et peeso- 
na-g predietag et quelibet et ipunidibet eorum et earum felloniam, jyrodi- 
tionem et lese maieslatis erhnen — hiein'risse ; die dann aufgeführten 
schweren .Strafen weixlen denn auch nur ausgesprochen entweder für die Ge- 
meinden als .solche, oder für die genannten Personen, oder, wo das die Natur 
der .Strafe zulässt, für beide; nicht aber für alle einzelnen Mitglieder der Ge- 
meinde. Doch werden auch diese in die N'erurtheilung einbezogen, nicht weil 
sie selbst hochverrätherische Handlungen In'gangen, sondern weil siedeiiHoch- 
verrath der Gemeinde und der namentlich gebiuinten Geineiudeinitglieder zu- 
liessen. Es heisst; Item qiüa dietan’nm eiritatiim eommiinia indirte rebel- 
Honis et tarn detestabiliiim seeleriim obstiruitione piddiea Uinto tempore 
mdlatenus perdurassent sine ipsoi'iim civinm et incolarum patientia vel 
assensu, et nt pene metn eoaeti se et dieta eoriim eommuniii a predictis 
nefiindis erroribiis retrahant et ad debitam reverentiam nostram et Ro- 
mani imperii redueantm', nniversos et singnlos dictarum civitatnmearum- 
que distrietiiiim cives et ineolas, tamquam nostros et Rotnaoii imperii 
(pi'oditores et) rebelles de toto Ronmno imperio e.rbannlmns.^ Es werden 
dann die einzelnen gegen sie verhängten Strafen näher angegeben ; dabei aber 
handelt es sich, wie das ausdrücklich angedeutet ist, weniger mn endgültige 
Bestrafung, als um Massregeln zur Erzttingung des Gehorsamis; es sind vor- 
wiegend die Entziehung des KechLsschutzes und damit zusammenhängende 
Nachtheile, welche ihnen gedroht werdiui, damit sie dahin wirken, dass die 
Gemeinde sich während der Bannfrist fügt oder damit sie wenigstens sich 
selbst während der den einzelnen Mitgliedern gewährten längeren Bannfrist 
unterwerfen. 

Diesen Untcrscliied zwischen dem nur als Mitglied einer Gemeinde und 
dem namentlich Gebannten fanden wir schon beim städti.sehen Bann wohl be- 
achtet^; mid wird er beim Reichsbaim früher nicht bestimmter betont, so 
.scheint doch bezüglich der Wirkuncen des beständigen Bannes sich manches 
nur zu erklären, wenn wir ihn auch für fiühere Zeiten beachten. 

92. — Die Wirkungen des beständigen Reichsbannes sind 
zu fas.sen theils als .Strafen des Hochverrathes, welche insofern dem Baimver- 
fahren nicht eigenthUmlich sind, als sie den Hochverräther, dessen man habhaft 
war, auch ohne vorhergehenden Bann getrotten haben würden. TheiLs sind es 
Strafen, welche dem Banne als Kontumazialurtheil eigenthümlich, dazu be- 

7, Vgl. Mon. Germ. 4. 540. Acta Henr. V’II. 2, 207. N. Mon. Germ. 4, 527 mit einigen 
nach der fast gleichlautenden Stelle Arta Henr. VII. 2, 200 gebetseneu Karmptianen. 
». Vgl. S 58 n. 6; S .5!» u. 19. 
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stimmt sind, jene Strafen des Hocliverratlies, insofern und so lange sie niclit 
ausführbar sind, zu ersetzen. In der frühem Zeit tritt das deutlicher da- 
durch hervor, dass der Bann ohne nochinalige Bannsentenz erst später durch 
Hinzukonmien einer Verurtheilung wegen Hocliverraths zum beständigeti wird, 
oder dass gegen den ungehorsamen Ilochverräther zunächst nur die eigcnt- 
liehen Bannstrafen verliängt weialen, in die einzelnen .Strafen des H(x;hver- 
rafhes seihst erst dann venirtheilt wird, wenn diesellwi zur Ausfiihning koininen 
sollen.' In späterer staufischer Zeit tritt eine solche .Scheidung äus.ser- 
lieh weniger hervor; der ftesiehtspiinkt, dass man di‘s llochverräthers nicht 
hahhaft ist und wahrscheinlich nicht hahhatl sein wird, tritt in den Vorder- 
grund; die Sogleich ausdrücklich verhängten .Strafen, welche ursprünglich 
.Strafen des Ho«;hverrathes sind, erscheinen zunächst gleichfalls als Wirkungen 
des Bannes; aber e.s sind das auch durchweg nur diejenigen, welche auch gegen 
einen Ilochverräther, dessen man nicht habhaft w'ar, ganz oder theilweise aus- 
führbar waren; \nirde mati seiner habhaft, so konnte dann immer noch eine 
Verurtheilung auch in andere .Strafen auf Grundlage eine.s neuen Verfahrens 
erfolgen. In den .Sentenzen K. Heinrichs VII handelt es sich dagegen 
in erster Reihe um die Verurtheilung wegen Hochverrath; der Ungehorsam gilt 
wegen seines Ungehorsams und auf Grundlage der eingeleiteten Untersuchung 
für überwiesen; er wird unmittelbar in alle .Strafen venirtheilt, welche den 
Hochverräther, dessen man gewaltig war, treffen würden ; bis diese ausführbar 
sind, wird er zugleich den eigentlichen Bannstrafen unterworfen. 

93. — Die .Strafen des Hoch v errat hs sind schon nach altlongo- 
hardischem Recht Hinrichtung und Konfiskation der Güter. Das wurde auch 
später als massgebend betnmhtet. Bei der Verurtheilung der Otbertiner 1014 
lieruft sich K. Heinrich ausdrücklich darauf: cotwilin cjv/o rinn amiris lir! 
hahito gerntata et inventa egt lex Loniioharilorinn, quae ita inbet: Si qiiig 
enntm animiim reqig copitneiTit aut roiigiliatiig fnerit, aiiimae gnae iii- 
rnrrat jinnrntiim et reg illiiig infigeentnr, wie er in einer andern Urkunde 
sagt, dass die Güter von Hochverräthern h’qe ftalira oder le/je Lonqobar- 
ilm-iini in .seine Gewalt gekommen seien. ' Dieselbe .'strafe finden wir, wenn 
K. Konrad um 103."> schreibt, er habe gehört, wie die von Cremona ausser 
andern Gewaltthaten eorinn nvitatem velerem a fniidanieiilig ohrniggent et 
aliain maiorem eonti\i riogtri Iwiiorig gtatnm edißraggetit, nt iiobig regi- 
gte^’ent, rinn nnii golinii ilirhie, ged etiam ininidaiir Irpeg ita roiiinrniiteg 
et roiigiHraiiteg dampiient, quatinng non taiitinn extnüoribng boiiig, ged 
etiam ipga vita eng prlvari iuheant.'^ Dass der Kaiser 1054 dem mnti'mp- 
tor gnae praegentiae die llinriiditnng androht, mit der die Gütereinziehnng 
wohl regelmiLssig verbunden war, wurde Ijereits erwähnt.^ 

94. — Diesells'H .Strafen finden wird denn auch später in Verbindung 
mit dem beständigen Reichsbanne. Was die Veru rt h ei I n ng zum Tode 

92. — 1. Vgl. % g,t. 84. 
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betrifft, m wird die.selbe allerding.« in den uns; erlialtenen Bannsentenzen der 
stnnfi sehen Zeit nie ausdrücklich aa.sgesprochen ; es .sei denn, inan wollte 
bei der Veriirtheilung der Creinen.ser 1 159 die Worte: Nos enhn et p&i'gonas 
eorum et hona piibliearhmig, darauf beziehen, liei welchen es sich doch wohl 
zunächst nur um die straflose ^^wleUHng der Person handelt. Das schliesst 
aber nicht ans, dass der gebannte Hocliverräther, wenn man .seiner gewaltig 
wurde, dennoch sein Leben verwirkt hatti’. Wo es .sich um die Bannung ganzer 
(leineinden handelte, sollte wold überhaupt nicht schon von vornherein jedes 
einzelne .Mitglied sein Leben verwirkt haben. .'\hcr auch da finden wir die 
Todesstrafe nicht erwähnt, wo es sich um die Bannung einzelner Personen 
handelt, wie 1220 der Grafen von Casaloldi, 1239 des Markgrafen von Este 
lind seiner Genossen. Der Grund wird aber wohl nur darin zu suchen sein, 
dass man solche Prtheile nicht aussprach, ehe die Möglichkeit der .'Vusflihrung 
vorhanden war. Denn wir finden anilererseits die bestimmtesten Zeugnisse, 
dass man wenigstens dann, wenn nach der Bannung noch dem Reiche bewaff- 
neter Widerstand geleistet war, das I.eben sogar aller einzelner Mitglieder der 
gebannten .Stadt als verwirkt betrachtete, da nun auch die Einzelnen wegen 
ihrer Theilnahme am Widerstande sich persönlich des Hochverraths schuldi» 
gemacht hatten. Wir erwähntmi bereits, dass 1 1 59 zwei gefangene Cremenser 
auf Verlangen des Kaisers zum Tode venirtheilt wurden, tmn qiiia in banno 
pogiti sunt, tum quin contra eurn punnnntes periuri fuerant effccti.^ 
Nach der Uebergahe der Stadt hatten alle Personen das I.s‘ben verwirkt; der 
Kaiser schreibt, er habe die .Stadt zerstört, itn tarnen, quatl habitatoribu« 
smg uitam tantum supplieiter a nobig pogtulantibug in jtropria pei'gona 
pepercimiig und vitam coneeggimug.'^ Darauf ist gewiss zu beziehen, wenn 
die dem Kaiser sich Ergetienden blosse .Schwerter tragen, wie oft eiwähnt 
wird. Die Mailänder nahen sich 1162 dem Kai.ser nudog gladiog in rerndei- 
bug guig de ferenteg et maiegtatig nogtrac reog ge egge prnfitenteg^ ; sie haben 
nach der Strenge des Gesetzes den Tod verdient; der Kaiser hält ihnen vor: 

gi iugtitiae iudiriig egget agendum, omneg eog vita debere privari; iüi 

vero hoc verum egge e,v legihug afßrinabant.* Fflr die spätere staufische 
Zeit ergibt sich dieselbi- Auffassung aus den leider unvollständigen Formeln 
für die Unterwerfung einer gebannten Stadt im Oculus pastoralis; das Gesuch 
nm Gnade wird abgewiesen, den Einwohnern im .Aufträge des Kaisers geant- 
wortet, sie seien offenkundig in crimine laegae maiegtatig hetroffen: imde, 
gicut geire debetig, egtig inarte digni etbonn euiugque gunt puhUeanda figeo; 
sie sollen sich bedingungslos stellen, um nach dem Gesetze gerichtet zn werden. * 
Und wird 1 239 bei Bannung des Markgrafen von Este gegen diesen eine per- 
sönliche .Strafe nicht ausdrücklich verhängt, so wird doch demjenigen, welcher 
ihn unterstützt, gedroht: perpetuo imperii banno gubiaeeat, eiugquebonig 

94 . — 1 . Vgl. § 84 n. 4. Die häufig erwähnte Hinrichtung der im Kampfe gefsa- 
genen Einwohner gebannter .Städte wird auch wohl in andern Fällen auf ein solches Urtlieil 
hin erfolgt sein, ebenso das Abhauen der Hand, welches, auch sonst in Italien durchaus 
gebräuchlich, als Milderung der Todesstrafe r.u fa.ssen sein würde. 2, Mon. Germ. 4. 120. 
S. Mon. Genu. 4, 1.12. 4. Ep. Burchardi. .Script. It. 6. 018. Antiq. It. 4. 114. 
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piihlicatia, tanqiunti prodilor corone peraonaliter puniatur, also dochwolil 
mit dem Tode; bei der blossen Drohung entfiel der Grund, welcher bei den 
Urtheilen davon abgehallen zu haben scheint, Strafen auszusprechen, welche 
noch nicht ausfiilirbar waren. Danach würde sich für die staufische Zeit er- 
geben, dass der beständig Gebannte zwar nicht zum Tode verurfheilt ist, wohl 
aber, wenn er in die Gewalt des Kaisers kommt, ein Todesurtheil zu erwarten 
hat, wenn er nicht begnadigt wird. 

Bei den .Sentenzen K. Heinrichs VII erfolgt dagegen, deren ab- 
weichender Auffassung gemäss, sogleich eine ausdrückliche Venirtheilung der 
Gebannten zum Tode. .So bei der Baniuing vieler genannter Cremoneser: Ri 
m eontinpat eo« vel aliquem seu aliquo« ipaorum — capi vel venire in 
fortiam vel virtutem nostram aeu offinalinm noatroruni, e,rniinc eoa nl- 
tiino aupplieio condempnamva. In den meisten Fällen ist sogar .schon die 
Art der Hinrichtung bestimmt. Bei der Venirtheilung K. Roberts heisst es; 
vita per capilia mvtilationem privanditm in hia airiptia aententialiter con- 
demnamna; bei der Padua’s: ipaoa hominaa infraacriptoa et quemUbet 
eorundetn, uf pote maieatatia erimine madefaetoa, eapiUdi pena plectendoa, 
nt ai quo tempore ipai vel aliqiii ex eia in noatram et Rnmani itnperii 
fortiam petveiierint, furra auaj>endantur, ita quod ibidem penitua nw- 
riantnr, in hiia acriptia aententialiter rondempnamna ; ebenso wird bei den 
Sentenzen gegen Lucca und Pistoja auf Tod am Galgen erkannt. 

Ueberall aber bezieht sich das nur auf die namentlich Verurtheilten, deren 
freilich oft eine sehr grosse Zahl war; die übrigen einzelnen Mitglieder der 
gebannten Gemeinden trifft das nicht, wie denn auch in der Sentenz gegen 
Florenz, in welcher nur die Gemeinde verurtheilt ward, nicht auch einzelne 
Genannte, von Todesstrafe nicht die Rede ist. Das schliesst aber auch jetzt 
nicht aus, dass nach längerem bewaffneten Widerstande einer .Stadt das Leben 
aller Bewohner als verwirkt betrachtet wurde; so bei der Ueliergabe von 
Brescia 1311, wo eine Bannung nicht vorhergegangen zu .sein scheint; der 
König entscheidet, quod dieti Brix'itmaea rivea et diatrietualea eiuadem 
propter predicta iani eommiaaa fannora non nwriatxtur, aed de benipni- 
tate repia vitam retineant aine eareerihua et mutilatione mentbrorum.^ 

95. — Als mildernder Ersatz der Todesstrafe, welche man nicht gegen 
alle Mitglieder einer hochverrätherischen Gemeinde von vornherein verhängen 
mochte, dürfte die vereinzelt erwähnte Verurtheiliing zur Knechtschaft 
zu betrachten sein. Von der Bannung der Mailänder 1159 heisst es: hoatea 
pronnnciantur , rea eon'uni direptioni , peraonae aervituN adiiidieantnr, 
wobei zugleich bemerkt wird, dass damals im Hofgerichte erörtert sei, welche 
.Strafen überHochverräther zu verhängen seien.* Es dürfte darin eine .Schär- 
fung des gewöhnlichen Vorgehens zu sehen sein, dadurch veranlasst, dass die 
Mailänder sich .-»ufgelehnt hatten, nachdem sie erst kurz vorher von langem 
Banne gelöst waren. Nach der Unterwerfung betrai’htete man dann, wie ge- 

M.— I 6. Bahiiier Acta 444. 

96. — I. Baderic. I 2, c. aO; vgl, S 1*4 n. 5. 
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sagt, da» Lelren aller Einzelnen als verwirkt^, da zu dem, wegen dessen jene 
Verurtheiluug ertulgtc, nun noch der lange Widerstand hinzugekoimnen war. 
Als ihnen dann aber du» Leben gesohenkt wurde, .scheint inan auf jene» trübere 
Urtheil zurückgegriffen zu haben; deun die Angaben der Geschichtsclueiber, 
insbesondere der Annales Mediolanenses, über die rechtliche .Stellung der Mai- 
länder in den folgenden Jahren lassen sich doch wohl nur dahin erklären, das.» 
sie ihre persönliche Ereiheit verloren und Hörige de.» Reichs wurden, welche 
ihr friiheres Eigen als Ueichsland gegen ungemessene Dienste und Abgaben 
zu bebauen hatten. Wird bei der UnteiTverfung von Tortona 1155 erwähnt, 
dass der König den Einwohnern das Leben und die Freiheit beliess^ so dürfte 
auch das darauf schliessen lassen, dass sie nach Belassung des Lebens nach 
der .Strenge des Rechtes wenigstens ilme Freiheit verwirkt hatten. 

.Sehnliches finde ich nur noch erwähnt in dem besonders strengen Urtheile 
K. Heinrichs VII gegen l’adua. Während die namentlich gebannten Einwohner 
zum Galgen verurtheilt wurden, hcLsst es von den andern: qitod )\’aliter et 
personaliter queUbet persona ipsius eommunitatis licite, Ubere et impune 
possit offendi et capi et eapientium sei-ei fiant. Doch handelt cs sich dabei 
weniger um eine ausdrückliche Verurtheilung zur Knechtschaft, als um eine 
mir sonst nicht vorgekommene Schärfung der Entziehung des Rechtsschutzes, 
welche die Knechtung gestattet 

9<5. — In Deutschland erscheint die V'erweisung aus dem Reiche, 
entweder für immer, oder auf bestimmte Zeit, sehr häufig als selbstständige 
.Strafe , widche insbesondere auch gegen Hochverräther ungewandt wurde, 
weichen man das Leben schenkte. ‘ Ebenso fanden w ir beim städtischen Banne 
in Italien die Ausschliessung aus dem Gebiete nicht blos als thatsächliche» 
Ergebnis» der Friedloslegung des ungehorsamen Gebannten, sondern auch als 
.Strafe für den Missethäter, dessen mau habhaft war. Dagegen wird beim 
Reichsbunne, beim lösbaren, wie beim beständigen, eine .\uswcisung aus dein 
Reiche nie erwähnt; auch da nicht, wo es sich um einzelne Personen handelt. 
Nur von Verweisung des vom Reiche Gebannten aus seiner .Stadt ist wohl die 
Rede.^ In einem solchen Falle heisst es nun allerdings 1 162 vom Bischöfe 
von Piacenza, dass die Placentiner ihn ausweiseii sollen, während dann der 
Kaiser verspricht, ihm freies Geleit bis Genua, Venedig oder Frankreich zu 
geben. '’ Dabei ist nun wohl ein Verlassen des Reichs bestiimut in Aussicht 
genommen; aber sichtlich nur als besondere Begünstigung, da er ohne ein 
solches Versprechen nach Ausweisung aus der .Stadt das Reich ungetahrdet 
nicht mehr hatte verlassen können. Wird die .\usweisung als selbstständige ' 
.Strafe sonst nicht erwähnt, so ist auch der Reichsbann nicht zunächst darauf 
gerichtet, den Gebannten aus dem Reiche zu entfernen, sondern ihn in die 

2, Vgl. S n. T. 3. Olt Frining. Geita Kr. I. 2. c. 20. 

96 . — !• Vgl. Franklin Kcichshofg. 1. 23 n. I ; 25 n. 2; 26 n. 2; 27 n. 2: 78 n. 1 ; 

81 n. 3. Nach Gesetz von 1187 muss der Incendiarius, der sich ans der Acht ISst. durch 
Jahr nnd Tag das Kelch eerlaasen. Man. Germ. 4, 184. i. Vgl. $ 75 n. 3. 8, Bshmer 
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Gewalt des Reiches zu liriii);eii, was man zu erreichen huffeu durlle, sohald er 
von der eigenen Stadt niclit mehr geschützt wurde. 

In den Sentenzen K. Heinriulis VII heisst es dann allerdings durchweg 
' sowohl von namentlich Gebannten, als von den Einwohnern gebannter Städte: 
eos de toto Jtomano impei’io cabantütnus oder auch ex'batmimits et diffi- 
damus. Aber es scheint, dass mau dabei nicht Verweisung aus dem Reiche 
im Auge hat, sondern zunächst Friedlosigkeit für den ganzen Umfang des 
Reiches. Denn die auf die Friedlosigkeit bezüglichen Hestimraungen schlies.sen 
sich immer unmittelbar an; und während es bei Florenz olme alle örtliche Be- 
ziehung nur heisst: cires — I'lorevlie iwlidimhiiiig, und bei der Verurtheilung 
von I*istoja: potestates — tauup(um rebellcs imperii e.idiarmhnu« et diffo- 
duuius. Kt a cunetis — impunc — offendantur, so ist wohl nicht zu bezwei- 
feln, dass bei sonst überein.stimmender Fassung auch in den andern Stellen das 
E.xbannire zunächst nur auf Friedlosigkeit im ganzen Reiche zu beziehen ist, 
welche immerhin ein Verlassen des Reichs thatsächlich zur Folge haben koniiU-, 
Eine Ausweisung als selbstständige .Strafe des Ilochverraths i.<t dabei wohl 
um HO weniger beabsichtigt, als diese Exbannitio auch über die namentlich 
Geächteten verhängt wird, obwohl diese als llochverräther ausdrücklich zimi 
Tode verurthcilt werden. 

97. — Wo es sich um die Banming ganzer Gemeinden handelt, ist wohl 
die Zerstörung der Stadt als die der Tode.sstrafe entsprechende .Strafe 
zu fassen. Wird zu solcher, so weit ich sehe, in der staufischeu Zeit nicht von 
vornherein ausdrücklich venirtheilt, so ist auch da der Grund wohl nur darin 
zu suchen, dass man die .Strafe gegen die ungehorsame Gemeinde nicht un- 
mittelbar austühren konnte. Dagegen fehlt es nicht an Beispielen, dass die 
Strafe ausgeführt wurde, sobald man der .Stadt gewaltig wurde. .Solche Zer- 
störung traf nach vorhergehendem Banne 1155 Cliieri, Asti und Tortona, 
1160 Crema, 1162 Mailand.' Und wir werden das nicht als eine liandlung 
willkürlicher Rache, sondern als die Ausfiihrung einer herkömmlich auf Hoch- 
verrath einer .Stadt stehenden .''träfe zu betr;tchten hal«n. Denn iti den .Sen- 
tenzen K. Heinrichs VII wenigstens ist das bestimmt ausgesprochen. Er ver- 
uitheilt iptam eivitatem Padue, iilpote Kutiestatis erimine ream, ijiiod 
miiriset forlaliciU tjKibim-Kmjue denudeher ac etiam totfditer deformetur, 
ita qnod golum aratriiin pfitiatnr et ex omui parte ipgiug tdritatig uni- 
ciiiqne git Uber adiUtg et digeeggng. Bestimmter noch tritt das hervor bei der 
nach der Unterwerfung Brescia’s gesprochenen Sentenz, bei welcher alle ein- 
zelnen .Strafen des llochverrathes entweder ausdrücklich nachgelassen, oder 
aber ausdrücklich verhängt werden, wo also gar keine Veranlassimg gewesen 

97. - 1. Kür die zuietzl toii Tourtual, Kurseban^en zur Keiclis- und Kircbenge- 
ftcbichte 25, erörterte Streitfrage, wie weit die Zerstörung Mailand.s gegangen, dürfte doch 
insbesondere zu beachten .sein, dns.s hier Porta nicht blo« ein Stadtthor, sondern Torzugs- 
weise auch das demselben enupreebende iStadiTiertel bezeichnet; und danach bezweidc ich 
nicht, dass, wenn that.sächlich auch Tieles unzerstört blieb, das Unheil doch auf Zerstörung 
der gansen iStadt lautete, nicht blos auf die regelmässig alt, Milderung rorkommende Zer* 
Störung der Befestigungen. 
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wäre, die iiaeii((elasseiie Zerstörung zu erwälmeii, wenn diesellie nielit als fest- 
stehende .Strafe betrachtet wurde: Item de eadem elementia indiiL/emiu, 
qimd eivilas predieta, qiu’ pvopter lUetiie enonm^ offemm« amtro iotaliler 
ilesfriii mei'uil, nnn deslruafur; — et ne tautu faeinora reimiiieanl im- 
pnnita totaliter, dieinws et proniineiamiui, qitoii muri murornimjue liiifee 
et porte cieitatis predicte totaliter fiinditn-t) degtruuntur, et qiiod fosae 
aeu foaaata, que aniU en'tru, dietos muroa, hnpleantnr et eu'planentur; el 
predieta fiant expenais homiuum diete ciritatia; — nee tuiquam refieian- 
tiir ahie noatra vel Jtonutn&mm ret/ia aeu imperatoria Ikmtia apeeiali.^ 
ln beiden Fällen ist von der llepflUgung des Bodens der zerstörten Stadt die 
Rede; wenn daher spätere Geseldchtsehreiber von der Zerstörung Mailands 
übertreibend melden, es sei über den Boden der Pflug gezogen und .Salz ge- 
streut, so ist das wenigstens in so weit nicht blosse inüssige Erfindung, als sie 
eben annahnicn , es habe Mailand das getroffen , was nach den Rechtsan- 
schauungen der Zeit eine hochverrätherische .Stadt treffen sollte, vollständigste 
Zerstörung, wie dieselbe in dem Bilde der Bepflügbarkeit des Bodens zu sehr 
treffendem Ausdrucke gelangt. 

98. — Als regelmässige Milderung dieser Strafe haben wir die Zer- 
störung der B e f 0 s t i g u n g e n zu betrachten, wie sie in dem .Spruche gegen 
Brescia ausgesprochen wurde. Bei der Bannung von Pistoja und anderen 
tuszischen .StädUm 1313 wird die .Strafe von vornherein nur in dieser gerin- 
geren Atusdehuung verhängt; der Kaiser imtheilt: qnod mtiri, uhuroramturrea 
et poi'te eivitatum predietarum — anmptibua et expenaia hominum cirita- 
tiim et eaatroritm qyredictoruM totaliter diruantnr et funditiia deatruuntiir; 
eiadem aumptihua et expenaia omnia foaaata et ralla in anibitu ipaaruin 
cirilntn7H et caatrorum facta explanentwr et deraatentnr, et dictorum 
iniirorumet ndhriimet foaaatorinn aulnni aratrnin patiatnr; et nioiquain 
muri, foaaata el ralla predieta refieiuntur tä>aqne eeaaree edaitndinia 
lieentia apeeiali. Und auch dabei handelt es sich um einen althergebrachten 
Brauch; bei der Begnadigung gebannter .Städte, welche nach der .Strenge des 
Rechts völlige Zerstörung verdient hätten, bestand Friedrich 1 doch auf Zer- 
störung der Befestigungen. ,Sü heisst es urkundlich bei der Unterwerfmig Pia- 
cenza’s 1162: Plaeentini planabnnt foaaatum in ciivnitn ciritatia et de- 
atruent nuirnm ciritatia et aidatrhii in eitxuitu; de tnrrilnia deatruendia 
nonannt diatricti — , aed imperator hahet potcatatein de eia faciendi, quic- 
qnid ei placnerit'; l)ei der gleichzeitigen Unterwerfung von Brescia trifft die 
Zerstörung auch die Thürme, wälu’end es sich bei Bologna wieder nur mu 
Mauern und Gräben handelt.* 

Es liegt bei die.ser .Strafe die Auffassung nahe, dass, wie die E.xistenz 
des einzelnen Ilochverräthers durch Hinrichtung zu vernichten ist, so die der 
.Stadt durch ihre Zerstörung oder durch Zerstörung wenigstens der Bauten, 

2. Böhmer Acta 444. 

M. — 1. Boielli 1, 313; auch Böhmer Acta 5U7. 2. Ac Morena. Mon. Germ. 

]8, 638. 639. 
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wodurch ihr Charakter als 8tadt am wusHitlichsteii bedingt ist; \ras dann zu- 
gleich dem Zwecke diente, sie der Mittel zu abermaliger M’idi'rsetzlichkeit zu 
berauben. Doch bietet sich auch noch ein anderer Anknüpfungspunkt in der 
Zerstörung des Hauses des Gebannten, wie wir sie beim städtischen Banne 
fänden ^ eine Massregel, welche wohl nur als alllierkömmliche Rechtssitte liei- 
behalten wurde, da von der Abschreckung, welche in der Aufstellung jeder 
Strafe liegt, abgesehen sich Zweckmässigkeitsgründe fiir dieselbe kaum auf- 
finden lassen, wie das bei der Zerstörung der »Stadt allerdings der Fall ist. 
Eine Eigenthüinlichkeit des italienischen Rechtes aber werden wir in beiden 
Massregeln nicht zu sehen halien. In den longobardischen Rechtsquellen ist 
mir nicht die geringste Andeutung aufgefallen. Droht der Kaiser 103»ö den 
Creinoncsem mit den gewöhnlichen .Strafen des Hoidiverraths, Toel und Kon- 
fiskation^, so wäre gerade da nächste V'eranlassnng geboten gewesen, auf die 
Zerstiirung der »Stadt hinzuweisen, wenn diese als regelmässige, nicht blos als 
willkürlich vom .Sieger zu verhängende .Strafe galt. Andererseits handelt es 
sich dabei um eine anscheinend altgernianische*, jedenfalls später in Frank- 
reich* und insliesondere auch in Deutschland weitverbreitete Rechtssittc. Die 
Zerstörung des Hauses, insbesondere des Geächteten, wird hier bis in das 
spätere Mittelalter häutig erwähnt.^ Eben so finden sich »aber »auch entspre- 
chende .Ma.ssregeln gegen die .Stadt »Mainz wairde 116.3, wie jene italienischen 
.Städte, venirtheilt zur Zerstörung von Mauern, Thunnen und Gräben.* Im 
Mainzer Recht 12.3,5, und entsprechend im .Schwabenspiegel*, heisst es von 
der Behausung eines Geächteten; Si ciritas eum vommimitM' seimU'r te- 
nuerit, si est miira/a, tnurinn sius indes terre destruat; Itospes eins nt 
proseriptiis piininlnr, liomits eins dirnntnr; si eivitas mitro caret, indes 
eam sneemdat,^" Der engere Zusammenhang der Massregeln gegen die .Stidt 
und die einzelne Person tritt hier sehr bestimmt hervor; auch im Privileg für 
Regenshurg 12.30 ist gerade fiir den Fall der Behausung eines »\echters die 
Zerstöning des Hauses als gesetzliche .Strafe vorgeselten. ' ' So könnten mög- 
licherweise allerdings deutsche Einflüsse sich hier geltend gemacht haben ; ob- 
wohl die feste Einbürgerung gerade in den italienischen »Städten doch trotz 
des .S:hw'eigens der ältern Quellen eher darauf hinweisen muss, dass es sich 
um eine schon früher Italien mit andeni Ländern gemeinsame germanische 
Rechtssitte handelt 

99. — Viel häutiger und bestimmter wird in den Urkunden die zweite 
Hauptstrafe des Hochvei'rathcs erwähnt, der Verlust des Gutes. Es er- 
klärt sich das daraus, dass es sich dabei um eine .Strafe handelt, welche sich 
in vielen Fällen auch gegen «len ungehorsamen Verbrecher sogleich ausführen 
liess. Zu häufigerer Erwähnung in den Urkunden war hier auch dadurch »\n- 
lass gelwfen, «lass bei Verfügungen über das eingezogene Gut anzugcfien war. 


••»-J 8. Vgl. s «0 n. 2. 4. Vgl. s U.3 n. 2. 5. Vgl. Wild» Str.fr. 28:t. 8. Vgl. 

Ilu CiUige <id T. coiidemn.re. 7. Vgl. Grimm R. .\. 729. Osenbrüggen Alam. »Strafr. 62. 
S. Vgl. Franklin Reicb.shofg. I, 81. 9. Schwkb. I»andr. 137 c. 10, Mon. Germ. 4, 317. 

)I, Mon. Boica 31, 543. 
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worauf sich das Verfiigiin"svecht des Königs gründete. .So liegen uns von 
Heinricli II eine Keilte Urkunden vor, durcli welche er konfiszirte Güter von 
Ilochverräthern an Kirchen schenkt'; K. Konrad schenkte um 1035 das ge- 
sammte, durch Uochverrath verwirkte Gut der freien Bewohner von Creinona 
an das dortige Bisthuni.^ 

In Verbindung mit der Ungnade des Königs, also doch wohl in Folge 
einer Bannsentenz wird dann der Verlust der Güter betont in einer Urkunde, 
in welcher ich, wenn auch die Ausdrücke noch nicht genauer entsprechen, ins- 
besondere eine Lösung der Person vom Banne nicht l>estiimuter lien'orgehobeu 
wird, das früheste Zeuguiss tiir die Anwendimg des später üblichen Keichs- 
bannverfahrens sehen möchte. K. Heinrich sagt 1116: A. et W. frotrihiie, 
ßliie It. Twrvimeiuis eomitls, imUiam nostraut. reddidhmi», et tjiiieqitid 
pater eornm rel ipsi erpa patrem noetrum — rel enja nos deliquerimt, 
eis condonaviums et otnnem quei'imoniam, quam super cos usque nunc 
habuimus, eis remittinius ; insiiper omnia boiui, qiuic pater eorum, duin 
rixit, luduiit et tetmit, quae etiamsub baimo nostro positavel aliquo modo 
deventa fiu'runt, per Itoe ipsum preceptum reddidimusA 

In bestimmtester Verbindung mit dem Banne finden sich dann besonders 
genaue .Vngaben über den Verlust der Gfiter in dem Urtheile gegen Crema 
1159: ipsos Cremenses kost es imperii iudicarimus et de ipsis talem lepeia 
jyromulparirnus: Qitoniam Crema et omnes Cranenses sub nostro sunt 
banno positi, statiiimus et imperiali auctoritate nostm corißriiMinus, ut 
omnes tarn Creinemes, quam Mediolanenses seu Bruvienses sive cetcre 
undeeunque sint persone, que in tempore luie in Crema sunt, tarn feudum 
quam etiam aUodium toium amittant. Et feudum ad donHiium reriTta- 
tur, et domini liberam amodo habeant potestntem feudum intromittemli 
nostra auctoritate ac taiendi et quiete pnssidendi. Nus tmim et personas 
eorum et bona publicarimus. Uli cero qui sunt de eccL’siarum familiis, 
et feudum et allodium anüttant, et eorum domini utrumque nostra a.uc- 
toritate intrent et tmeant. Liberorum vero allodia ad nos spectare de- 
cemimiis. 

Damit stimmt durchweg überein, was bei andern Urtheilen über die Ein- 
ziehung der Güter gesagt wird. Dass die Lehen an den Herni zurückfallen, 
ist auch sonst wohl ausdrücklich betont; so bei Aechtung des Markgi'afen von 
Este 1239: cuncta eorum bona et possessiones ubicumque fuerint, que a 
dominis teuent, in eos dominos rererti precipimus, et que ah imprrio, im- 
periali camere eonßscamus; damit hängt dann zusammen, wcmii Vasallen 
und Hörige ihrer Verpflichtungen entbunden werden: eorum rasallos et scr- 
eos, si mandatis imperialibus se obtuhrint parituros, cuiuslibet ßdelitatis 
et serrituiis modo, quo eis tenerentur, omnino ahsolrimus, ut eis de eetcro 
nullius ßdelitatis vel conditionis rinculo sint adstricti. Der Verlust nicht 
hio.s der gegenwärtigen Lehen, sondern auch des Erbrechts in Lehen ist 
da wohl immer sBllschweigend eingeschlossen, auch wenn man ihn nicht aus 

W. - 1. l’roT.na .385. .387. 302. 304 3. üghelli 4, 595. 3. Antiq. It. 2, 39. 
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dein im zwölfttm Jalirhiimlcrtc nodi nicht erwähnten Verluste der Reehts- 
fiihit’keit ableiteii will; bei besonderer Veranlassung' findet es sieh ausgespro- 
chen 1 1 59, wo der Kaiser erklärt, dass er den Mailändern alle Güter abge- 
sproehen habe, insbesondere aber auch den Erben des Guido und Albert von 
Melegnano, und deinnach alles, was dieselben zu Maleo zu Lehen hatten, der 
Kirche von Creinona heinigefallen sei, und hinzufügt: AWtm eÜMn imperinU 
aiielorilale prcdiclia hfivdlbita inn ancccasionia in prt'fatum feudum pru- 
ldbfin.na atipte auferimus, tam in eo /endo, qnod Odo de Melepnatto ibi 
tennit «en eins fnil, quam otnnium, qui de parentela enrurn rebus hunui~ 
nis e.vempti sunt rcl udhttc snpersnnf vel in futurum e.vimentur, et ab 
omni pctitionis iurf tam possessionis quam, pertinentie eos e.vcliuliniusJ 

Bezüglich des Eigen wird nur bei jener Verurtheilung von Creina 1159 
genauer unterschieden zwischen dem Eigen der Ereien und dem Eigen der 
Unfreien, zunächst der Kirehenleute. Letzteres fallt wie das Lehen an den 
Herrn, ganz onts[)rechend der Anschauung, dass das iMgen eines Unfreien 
eigentlich Eigenthum seines Herrn Lst. Dieselbe Bestimmung findet sich auch 
in den deutschen Rechtsbüchern •'* insofern, als das Eigen der Dienstniauuen 
nicht in die Gewalt des Königs fallen, sondern in der Gewalt des Herrn ver- 
bleiben soll, wodurch aber ein Uebergang auf die Erben nicht gerade ausge- 
schlossen erscheint, nicht gesagt ist, dass es zu freier Verfügung des Herrn 
steht. 

100. — Bezüglich des Eigens der Freien ergibt sich eine Abwei- 
chung zwischen italienischem und deutschem Recht Auch in Deutschland 
hat die Oberacht immer zur Folge, dass der Geächtete sein Eigen verliert, 
nicht aber die Konfiskation desselben, .\llerdings dürfte es keinem Zweifel 
luiterliegen, dass wenigstens im zehnten und eiltteu Jalirhunderte auch in 
Deutschland das Eigen des zum Tode verurtheilten Hochverräthers ohne Be- 
rücksichtigung der Rechte der Erben für das Reich eingezogen und vom Kaiser 
frei darüber verfügt wurde. * Handelt es sich dabei um ein Kontumazialur- 
theil, so erscheint dann allerdings die Oberacht mit der Konfiskation verbunden. 
Ob das auch später wenigstens dann noch der Fall war, wenn die Oberacht 
wegen einer Klage auf Hochverrat!! erfolgte, ist zweifelhaft; Heinrich dem 
Löwen wurde wohl zweifellos auch sein Allod abgeiutheilt, aber schwerlich 
dem Kaiser zu beliebiger Verfügung zugesprochen, da von irgend einer Ver- 
fügung über das Allod nichts bekiumt und nirgends angedeutet ist, dass 
dasselbe auch seinen Kindern verloren gewesen wäre, wenn er es nicht auf 
dem Gnadenwege znröckerhalten hätte. In den Nachrichten über spätere ent- 
sprechende Vcrurtheilungen, so Friedrichs von Oesterreich 12.35, Ottokars 
von Böhmen 1276, ist vom Eigen nicht die Rede, wird übei'all nur der Ver- 
lust der Reichsichen betont. Es wird anzunehmen sein, dass die Konfiskation 
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auch des lirgBitden Gutes, weldie in Deiitscliland friilier oliiie nähere Bezie- 
hung zur Acht als besondere Strafe nur des liodiverratli.s voi koinnit, über- 
haii[it dadurch abgekoininen sein dürfte, dass auch bei lliK-hverratlisprozcssen 
weniger die erliobeue Klage, als der zur überacht Bihrende Ungeliorsaui ins 
Auge gefiusst wurde und man danach niclit mehr über die ohnehin mit der 
Oberacht verbundenen Strafen hinausging. 

Denn so weit genauere Zeugnisse zurflekreichen, ergibt sicli als Wirkung 
der Oberacht, dass zwar der Geächtete sein Eigen verliert, dass aber nur 
seine fahrende Habe konfiszirt, dagegen das liegende Gut seinen Erben 
erhalten wird, wenn auch gegen Einhaltung gewisser Bedingungen, durch 
welche insbesondere verhütet werden soll, dass dasselbe nicht dennoch dem 
Aeehter zu Gute kommt; nur eventuell verrällt dasselbe dem Reiche. Die 
ältern Zeugnisse lassen da allerdings kein Urtheil zu, da durchweg nur von 
der Aechtung von Hochverräthern die Rede ist. .Später finden sich die be- 
stimmtesten Zeugnisse. So heisst es im Friedensgesetze von 1 085 vom Frie- 
densbrecher: absque omni siimptuiim aut amiforim intorvmthne finibus 
confinium suoriim expeUiitiir, totumquf pmediiim ein» lu'vede» »ni tolhoit, 
eltiheneßcinm habuerit, dominus nd quem perliuet iüud tu'eijiitU; »i veiv 
hei-ede» »ui aliquid Uli postqimm expulsu» fuerit subaidium et »ustenta- 
eulum inpendisse inrenti fuerint et convieti, prediuui iUis auferatur et 
repiae dipnitali munelpetur. Im Reichsfriedensgesetze von 1103: Si qui» 
effuperit hoe iudicium, heneßeium »i habet, dotuinua »uu» sibi auferat, 
patrhnonium eopnati »ui iUi au/erant; im gleichzeitigen schwäbischen Land- 
friedensgesetzc : Si qui» eorruptor pacis aufuperit, dux vel eouw» vel ad- 
voeatu» — piuiedia uiolatoris pari» auferat et detineat tarn diu, quam diu 
eorruptor pari» eivat, et post corruplo)'!» pari« mortetn hereditatem Im- 
rede» ein» asaequ/mtur; im b'riedensgcsetze von 1150: Si vero p<u-i» vio- 
lator a farie iudiei» fuperit, res eius uwbile» a iiulire in populo puhli- 
eeutur et dispetiaentur ; heredes autem «ui Imreditatem quam Ule teuebat 
reeii»ant, tali conditione imposita, ut iureiiirando »pondeatur, quod Ule 
pari» violator nunquam de cetera ipsorum voluntate aut eomensu nliquod 
emolumentum imle pereipiat; quod »i hereile«, ueplceto postmodum iuris 
riflore, hereditatem ei dimiserint, come» eaudem hereditatem repiae ditioni 
a»«ipnet, et a rege iure beuefieii reripiat; nach dem Frie<lensge.setze K. 
Heinrichs tun 1223 sollen die Lehen der flüchtigen Mörder vom nächsten 
Herrn binnen vierzehn Tagen eingezogen werden, sonst vom höheren Herrn, 
endlich vom Könige; proprietatem autem ipgorum berede« proximireeipient; 
quod si neplexerint in/m quettaimleeiin dies, dominu« provineie ea reripiet 
et sie iterum itsque ad doniiuutit imperii pivdiieentw.^ Damit stimmen die 
Angaben der deutschen Rechtsbüclier; das Eigen dessen, der Jahr und Tag 
in des Reiches Acht ist, fällt nur dann in die königliche Gewalt, wenn er keine 
Erben hat oder die Erben es versäumen, dasselbe binnen Jahr imd Tag in 
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Anspruch ZU nehmen^; die fahrende Habe kuiiiint au das Reich, welches daraus 
die .Schulden zu decken hat. < 

Wir finden denn aucli (^^ähnt, dass in Kinzelfallen denigeuiäss Vurge- 
gangen wurde. Bei der Aechtung der Mörder K. Philipps 1 208 werden Aenitcr 
und Lehen derselben an andere gegeben, reditibiis predioriim Jteredibim 
eorani dt-legatis ; bei der Aechtung Friedrichs von Isenburg 1225: feuda 
libera luliudicata sunt dominis siiia, aüodia proxinm.^ Um so aufiallender 
ist es, dass K. Heinrich 1309 bei der Aechtung der Mörder K. Albrechts das 
Eigen derselben dein Reiche verfallen erklärte; allerdings nicht ohne Wider- 
spruch, da die Herzoge von Oesterreich als näcliste Erben das Eigen des 
Johann Parricida in Anspruch naluuen und dasselbe vom Könige auch er- 
hielten, aber ohne dass ihnen atisuheincnd ein Recht auf dieselben zugestanden 
worden wäre. Bei dem besondern Gewichte, welches in dem Urtheilsspruche 
darauf gelegt wird, dass alle .Sprüche erfolgt seien nach der Kaiser ge- 
schriebenem Rechte, dürfte diese entschiedene Abweichung vom deutschen 
Rechte doch wohl diuch Geltendmachung römischer Rechtsbestimmungen zu 
erklären sein.® 

101 . — hl Italien dagegen erscheint die Konfiskation des freien 
Eigen mit dem beständigen Banne an und für sich verbunden, nioclite für 
das ganze Verfahren das Verbrechen des Hochverraths den Ausgangspunkt 
bilden oder nicht Bei dem Urtheilc gegen Crema erklärt der Kaiser dasselbe 
nicht allein im allgemeinen als dem Reiche verfallen, sondern wir finden auch 
alsbald Verfügungen über dasselbe; er verleiht Allodien gebannter Creinenser 
an die Kirche von C'remona, gebannter Mailänder an denTinto vonCremona. ' 
Von dem wegen hartnäckigen Ungehorsams beständigem Banne verfallenen 
Grafen von .Savoieii heisst es 1189, es seien ihm abgesprochen tmivema al- 
lodia td feudu, qi«' ipne iutra, fine» liomani hnperii possidebat; erst nach 
seinem Tode seien sie durch Gnade wieder au den .Sohn gekommen. Von den 
Markgrafen von Incisa 1191, weil sie sich nicht zur Verantwortung stellten, 
quiiin i’us nuirchio BoHißwiitn ai'cumrct de proditionis erimine, tarn in 
personig , quam in rebug cunae nogtrae gententia eomlemnatig poenam 
banni inflixinmg et omnia, qitae ante teinpng eondemnationig tenebant, 
give eggent aUoilia glve imiedia"^, Jionifacio nuirelUoni Montigferrati et 
keredibug gnig in rectum /eitdum dedimng. Bei der Bannmig der Grafen 
von Casaloldi 1 220, als deren Grund nur \'erharren im Ungehorsam ange- 
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gobon wird, lioisst es; omnia bona eorum hthi'mn» iihlaimqiie fuerini con~ 
fiscari nne aliqiia »pf remigsioni« gen reeoeationlg. Und damit das um so 
sicherer zur Ausführung kommt, werden die Güter demjenigen versprtxjhen, 
der sich ihrer bemächtigt: Qttieunvjue de botug ipgornin detineaul vel ex- 
tnne ocenpaverint gire quocumqiie alio ntodn acquigiet’inf, libere pogsideant 
et anetoritate nogfra detineant. 

Entsprechende Bestimmungen finden sicli in den Sentenzen K. Hein- 
richs VII. Aber während früher, wenigstens nach den Zeugnissen über Mailand 
und Crema, das Eigen aller Einwohner einer gebannten Stadt konfiszirt wurde, 
macht sicli hier derselbe Unterschied geltend, wie bezüglich der Todesstrafe. 
Bestimmt ausgesprochen wird die Konfiskation nur bezüglich des Gutes derge- 
liannten Gemeinde und der namentlich Gebannten; wobei bei der Bannung ge- 
nannter Cremoneser ausdrücklich bemerkt wird, dass auch die Sühne dersellien 
das Erbrecht darauf verlieren. Dagegen heisst es bezüglich der übrigen Ein- 
wohner gebannter Städte nur, dass es jedem gestatü't sei, bona ipgornm ra- 
pere et habere; bei der Aechtung von l*is£oja mit der Bestimmung: nogtre 
rnrie de bonig ipgornm, qneceperit, duag parteg ndgignando, et gihi tertiam 
regipnando. Das ist wohl überhaupt nur von Mobilien und Früchten des 
liegenden Guts zu verstehen; wäre es aber auch nicht darauf zu beschränken, 
so aüirde sich doch immer noch ein grosser l'nterschied von der Konfiskation 
ergeben, durch welche alles Gut bestimmt als verwirkt erklärt wird, während 
es sich hier nur um die Gestattung der Wegnahme, nm die Möglichkeit des 
Verlustes handelt. Daraus mag auch zu erklären sein, dass bei der Verur- 
theilnng der lombardischen .Städte 1226, welche doch zweifellos als bestän- 
diger Bann anfzufassen sein wird, von Konfiskation nicht die Rede ist. Das 
schliesst denn aber freilich auch hier nicht aus, dass wenn die .Stadt in die 
Gewalt des Königs kam, auch allen Einzelnen als Hochverräthern ihr Gut 
konfiszirt werden konnte; Iiei deniUrtheile gegen Brescia 1.311 wird ausdrück- 
lich bemerkt, dass nur aus Gnade den Einzelnen ihr Gut belassen, das Ge- 
meindegut aber wirklich konfiszirt wird. 

102.— Diese Konfiskation des Guts in Italien ist gewiss zunächst als 
.Strafe des Hochverraths zu fassen und nur de.sshalb immer mit dem bestän- 
digen Reichsbanne verbunden, weil bei diesem, mochte die Beschuldigung einer 
hochverrätherischen Handlung das Verfahren veranlassen oder nicht, .schon 
der Ungehorsam selbst als Hochverrath betrachtet \nirde. Allerdings scheint 
es nahe zu liegen, dieselbe gerade beim Bannverfahren damit in Verbindung 
zu bringen, dass .schon nach älterem italienischen Rechte d.as Ungehorsams- 
verfahren in .Strafsachen sich durchaus an das Gut hält, welches mit Beschlag 
belegt wird imd nach Ablauf eines Jahres dem Fiskus zufüllt. ’ Dem schliesst 
sich der städtische Bann in so weit näher an, als auch dieser sich vorzugs- 
weise an das Gut hält, inslresondere auch bei lösbarem Banne durch Beschlag- 
nahme desselben Gehorsam zu erzwingen sucht.* Dagegen scheint es nun sehr 
beachtenswerth, dass dem Reichsbannverfahren die Beschlagnahme des 
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Ontes als prozessualiselies Zwaii^sinittfl ganz fronid i.«t. Beim lösbaren 
Reicli-sbanne ersclieint als Zwang.smittel lediglich die Entziehung des Rechts- 
schutzes, die sich allerdings nicht hios auf die l’erson, sondern auch auf das 
Gut erstreckt ^ aber doch etwas durcliaus verschiedene.s ist von der nie er- 
wähnten Beschlagnahme des Gutes für das Reich ■*, welcher dann als .Steige- 
rung die Konfiskation bei unlösbarem Banne ents|irechen würde. Es zeigt sich 
demnach ein durchgreifendes Abweichen von dem friilMT in Italien üblichen 
Ungehnrsamsverfahren bei Strafsachen, welches doch kaum lediglich daraus 
zu erklären sein wird, dass eine Beschlagnahme des Gutes, wie sie allerdings 
in der Gewalt der städtischen Behörden lag, von der Reichsgewalt sehr ge- 
wöhnlich nicht durcliznfüliren war; denn dasselbe Bedenken träfe ja auch die 
vom Reiche verfügte Konfiskation. Gerade dieses Zurücktreten der Ma.ss- 
regeln gegen das Gut beim italienischen Reichsbanne scheint mir darauf zu 
deuten, dass die Ge.staltung desselben durch das deutsche Achtsverfahren be- 
einflusst war, welches ja auch in erster Reihe den Gehorsam nur durch Ent- 
ziehung des Rechtsschutzes zu erzMÜngen sucht. Und wieder entspricht es 
diesem durchaus, wenn nur dann, wenn auf Gehorsam nicht mehr gerechnet 
wird, der Geliannte endgültig sein Gut verliert Und zeigt sich da in Italien 
ein strengeres Vorgehim, indem das Eigen nicht blos ihm persönlich abge- 
sprochen, sondern konfiszirt wird, so wird das daraus zu erklären .sein, dass 
man sich dabei an die Bestimmungen des italienischen Rechtes über die Be- 
strafung des Hochverrathes hielt. 

103. — Verfiel das ganze V^ennögen des zu beständigem Banne Veiwr- 
theilten dem Reiche, so hatte die Vernrtheiliing in eine Geldstrafe, 
wie wir sie beim lösbaren Banne finden, keinen .Sinn. .Sie fehlt daher auch 
ülierall, wo die Oberacht ülwr bestimmte Personen verhängt wird. .Mlerdings 
bestätigt K. Friedrich 1220 bei der beständigen Aechtung der Grafen von 
Casaloldi die ülier sie vom Legaten verhängte Bannstrafe vou tausend Mark; 
aber da ihnen noch eine letzte Frist gestattet war, wird das so aufzufassen 
sein, dass sie die Strati* zu zahlen haben, auch wenn sie während dieser Frist 
gehorsam sind, während der Kaiser ihnen früher einen Termin unter Nachsicht 
der .Strafe gestellt hatte. Dann aber finden sich in den .Sentenzen K. Hein- 
richs \’B bestimmb* Geldstrafen über die geächteten .Städte und deren Ein- 
wohner verhängt; bei Padua vou zehntausend, Florenz von fünftausend, Lucca 
und .Siena von dreitau-send, Parma von zweitausend, Reggio und l^stoja von 
tausend, Volterra von sechshundert, Grosseto und andern tuszischeu Orten 
von fünfhundert Pfund Gold. Es wird das daraus zu erklären sein, dass die 
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Konfi,skatii)ii nur Jus ( fut der nnmentlich geäclileten Person oder der geäch- 
teten Gemeinde traf. Hei Aeohtung genannter l’ersonen wird demnach auch 
eine solche .Strafe niclit envähnt. Dagegen war sie anwendhar gegen die ge- 
ächtete Gemeinde; wurde das Geineindegnt konliszirt, so blich doch das Gnt 
tier nicht namentlich geächteten Geineindeinitglieder zur .Vufbringnng der Strafe 
wenigstens in dem Kalle, dass nicht etwa auch die.se nachträglich zum N'erluste 
ihres (Jutes vernrtheilt wurden. Beim Urtheile gegen Brescia 1311 tritt das 
sehr deutlich hervor. Den einzelnen Bewohnern wird ihr Gut aus Gnade he- 
la.ssen; das gi-sanimte Gemcindegnt aber wird konliszirt und zugleich eine 
Geldstrafe von siehzigtausend Goldgidden auferlegt, welche von den Einwoh- 
nern, diejenigen, welche gehorsam blieben, ausgenommen, aufzubringen ist. ' 

104. — Als weitere .Strafe erscheint der Verln.st der Privilegien 
im weitesten .Sinne des Wortes, aller vom Reiche den Gelmnnten früher ver- 
liehenen Hoheitsrechte, Ehrcm und Freiheiten der verschiedensten Art. .So 
weit diese lehnbar waren, war das schon an und Ihr .sich durch die hiinziehnng 
der Reichslehen gegeben. Auch davon abgesehen, lag es in der Natur der 
•Sache, dass derjenige, der als Verräther des Reichs verurtheilt wui'de, sich 
irgendwelchen Vorrechtes, welchos ihm vom Reiche andern gegenüber ver- 
liehen war, nicht mehr erfreuen durfte. Wir fanden den Verlust der Privilegien 
denn auch schon mehrfach als dauernde .Strafe da ausgesprochen, wo es sich 
nur um eine .Schärfung des lösbaren Bannes handelte. ' Um so sicherer wird 
der Verlust der Privilegien immer mit dem be.ständigen Banne verbunden ge- 
wesen sein, wie das mehrfach ausdrücklich ausgesprochen ist. .So 1239 bei 
Aechtung des Markgrafen von Este: tjixon proditoivs eorviwo/ac ßlio» et se- 
quaees — omni houore, omni dorninio, omuiqiie iuriitilictione, quam ohti- 
neH-entvelohtimu’rintnh imperio xive ah nliin, qai xpectarent ad irnjieidam, 
primmux et pevitux tqmliainim. Bei den Aechtnngen gaiuer .Städte trifft das 
sowohl die Gemeinden, als alle einzsdnen Einwohner; so 1226 bei Aechtung 
der lombardischen .Städte: tarn nniverso» quam shtpulos indvavimax omni 
iarixdietione tarn (dviliiim qiaim (r/owni/Z/ui», tarn voluntariarum quam 
eonteneioxarum, datioram^ fendorum, donatiotmm, prii’ilepiiM’um, repa- 
liimi, /umoram, omninm o/ßriorxm indimtiix, tahelUonatm, viixaoriim 
repia, poteatarie, ronaalataa et monetaram; privavimaa eliam aeutentla- 
liter eivitatea predietna et civea earum hiia omnihaa, que poaaent eia e.r 
pace Vonafaneie mtiveraia et ainpulia provenire, ac reteria omnibua, qiu; ah 
imperio aea imperatorihiia aiqmnlietia — aat a nohia tenenf, hahent aeit 
poaauhmt, tenuerant, hahueninf aeu poaaidenmt ; dahin ist wohl noch weiter 
zu zählen, dass Vava.ssoren und Kapitäne Ehren und Titel verlieren, dass 
alle bisherigen .Statuten ungültig sind und neue nicht gemacht werden dürfen, 
da.ss die .Schulen für immer aus jenen .Städten verlegt werden. Auch in allen 
.Sentenzen K. Heinrichs \'ll wird der Verlust der Privilegien ausgesprochen, 
sowohl für die ganzen .Städte, wie filr alle einzehien Einwohner; insbesondere 
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wird immer ausgesprociien, dass ilie Iiidices und Notare der Stadt ihre vom 
Reiche verlielionen Amtsbefngnisse verlieren. 

105 . — Dahei handelt es sieh um Vorrechte. Nach deutschem Rechte 
verliert aber der für immer Geächtete nicht blo.s etwaige Vorrechte, .sondern 
es trifft ihn Verlust von Recht und Ehre überhaupt; so heisst es 1187 
von dem, der .lahr und Tag in der Acht verharrte: tmivergo iiu’e et hontyre 
et leijaletate ftua jerivatiis luUteatur, ita nt in ferendo tegtiuwnio vel ad 
cangatidnnt de cete)V neqnaqnam sit admitlendux^; eine Reihe von Einzel- 
fiillen stimmt damit überein. In Italien finde ich für Entsprechendes kein 
Zeugni.ss vor dem dreizehnten Jahrhundert; nie wird bei Verhängungen oder 
Lösungen vom beständigen Banne darauf hingewiesen, dass die Gebannten ihr 
Recht verloren oder wiedergewonnen hätten. Wo es sich um namentlich Ge- 
bannte, um ’N’erurtheilung zum Tode und zur Konfiskation Iiandelte, konnte 
man es für nberflü.ssig halten, darauf hinzuweisen. .Vber auch bei nicht na- 
mentlich Gebannten fehlt jede Andeutung. Durfte mau sie ungestraft an Person 
und Gut verletzen, so entfiel damit allerdings ihr Klagrecht; fielen sie, was 
nur vereinzelt vorkommt, in Knechtschaft, .so verloren sie ihre .Standesrechte. 
Das sind aber doch nur Minderungen der Rechtsfähigkeit, welche sich mittel- 
bar aus anderen Massregeln ergeben; als .selbstständige .Strafe scheint der 
^^‘rlust von Recht und Ehre den italienischen RechLsanschauungen fremd 
zu .sein. 

Im dreizehnten Jahrhunderte findet sich dann auch in Italien beim be- 
ständigen Reich.sbanne als entsprechende .Strafe die Infamie verhängt, welche 
aber zweifellos aus dem römischen Rechte übernommen w'urde. Urkundliche 
Erwähnungen der Infamie überhaupt sind mir zuerst aufgefallen in Privilegien 
K. Friedrichs I; ll.")8 bestimmt der Kaiser, nt hie nota puniatnr infamie, 
wer gegen das Privileg liandelt, dasselbe arglistig auslegt oder darüber vor 
einem anderin Richter, als dem Kaiser klagt ähnlich heisst es 1159 von 
denjenigen, welche die gewährten Rechte arglistig verkninmern, und von den 
Richten), welche sich bei ihren Entscheidungen nicht daran binden wollen: 
enm nota infamie ipxo inre sint pleetendi.^ In engstem -\n.schlusse an das 
römische Recht findet sie sich dann in zwei Entscheidungen K. Otto's 1212; 
er entsetzt den Azo von Este tanufnam gnupectnm et infamie note snhiee- 
tnm der Voniumd.schaft ülier seinen Vetter, und droht allen, welche diesen 
Entscheidungen zuwnderhandeln, qnod perpetne in famie nMcnlnm «nheant, 
als Wirkungen der Infamie ausdrücklich Unfähigkeit zu .Vemtern und Würden, 
zum Postuliren, zum Abschluss von Verträgen, zum Antritte einer Erbschaft 
henHirhebend.^ 

Doch scheinen das bis dahin mehr vereinzelte, zufällige Erwähnungen zu 
sein; im thatsächlichen Rechtsleben dürfte die Infamie noch kaum zur Geltung 
gelangt sein. Tritt das später l)estiminter hen or, so mag nicht ohne Einfluss 
gewe.sen sein, dass das kanonische Recht die Infamie in vollem Umfange aus 
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dem rümieciien Rechte beibehielt. Denn besonders betont finden wir sie 1 220 
in den Ge.setzen K. Friedrichs zu Gunsten der Kirche, von welchen wir sclion 
früher bemerkten, d.iss sie vorzugsweise durch kirchcnrechtliche Gesichts- 
punkte bestimmt sein dürften.* Es heisst zunächst von den .Stadtobrigkeiten, 
welche fortan .Statuten gegen die Rechte der Kirche erlassen, und von denen, 
welclie danach richten; sint ex time ipso iiire infames, qiiorum sententias 
et aetiis alias lepitimos statuinias aliquatenas non teuere. Hier koinint 
denn auch, so weit ich selie, die Infamie zuerst in Verbindung mit dein Banne 
vor, wenn auch nicht gerade durch denselben begründet ; es heisst von den 
ülierwiesenen Ketzern: piTpetiia liamnainiis in/nmia, difjidainns atipie 
liamiiinns; von den der Ketzerei Verdächtigen; tamquam infames et han- 
niti ah omnibiis habeantnr; vom .Schützer der Ketzer aber, dass er gebannt 
■sein soll, und wenn er sich binnen einem Jalire nicht von der Exkommunika- 
tion löst; extiinc ipso iure sit faetas infamis, nee ad publica officia seit 
eonxilia vel ad eligendos aliquos ad huiusnwdi, nee ad testimonium ad- 
mittat ur; sit etiam intestahilis, ut nee testariu'nti liberani haheat factio- 
nem, nee ad hereditatis suecessionem aeeeilat; niiUus preterea ei super 
quoeumque negotio, set ipse alii respondere engatur; quod si forte iude.v 
e.rtiti’rit, eins sententia nulhtm obtineat ßrmitatem, nee cause alique ad 
eins audientiam perferantur ; si f uerit adeocatus, eins patroeinlum nidla- 
tenus admittatiir ; si tahellio, instrununita eonfeeta per ipsitm nuUius pe- 
niliis sint monwnti.^ 

Die Infamie erscheint hier wesentlich als selbstständige .Strafe, da zumal 
in dem letzten Falle keine der sonstigen Strafen des beständigen Bannes ge- 
droht wird. Fand sie alM^r überhiiupt einmal Eingang in das Rechtsleben, so 
musste sie insbesondere auch bei Hochverrath Anwendung finden. Der engste 
.\n.schluss an das römische Recht, welches die Infamie über die .Söhne hinge- 
richteter Uochverräther verhängt, zeigt sich insbesondere in der Formel des 
üculus pastoralis für die Unterwerfung einer geächteten .Stadt; es wird den 
sich Unterwerfenden vorgehalten, dass sie als Majestätsverbrecher Lelien und 
Gut verwirkt haben: et propter sceh-ra nefanda parentum filii poenas de- 
bent pati graeissimas, et quia propter tantum seeliis effieiuntur infames, 
et quia, lege prohibente nulli sueeedere possunt; et reputabitur eis in prae- 
mium, quod poenas non haheant eapitales.' Um so näher lag es, die Infamie 
gegen gebannte Hochverräther selbst, deren man nicht habhaft war, otler auch 
gegen die Einwohner gebannter .Städte zu verhängen. .So wird sie denn aucli 
ausgesprochen bei derBanmuig der lombardischen .Städte 1226: Item prira- 
7‘imus eos Omnibus legitimis aetibus, ifa quod non haheant ins testandi, 
testißeandi, idiimandi et sueeedendi e.v teslamenlo vel e.T intestato, nee ea- 
jiietnli ex eausit donafionis infer viros vel e.r eaasa mnrtis vel iure eodi- 
eilloruui vel alio quolibet modo, et quod ipso iure perpetuo sint infames; 
sie wird hier ausserdem als selbstständige .Strafe gedroht denen, widclie gegen 
das Verbot des Kaisers in den geächteten .Städten Vorlesungen halten oder 
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liören: yei'petua hifamia ihmolimti’s, o/ßciix, honorihii« el It'tfilimh ncli- 
biijt privantes eomlem. Dus wird deim aiudi 1227 bei der diiroli den Piibst 
vermittelten Lösung durch den Kaiser betont: wih'ersos et shipnloa — renfi- 
tiientes in inteprum in omnihas el per oiniiia suo utaliii atque fatne, 
reuüttenäo infamiant mnnem et peuatn, qne seente mmt ex aliqno preilie- 
loriim, ita qiiod ea, que per eog medio tempore aeta ment, von obttlontihox 
»ojti'adirtiii, robiir obtineavt, qnod alias debveraiit obtinere.^t Uooh scheint 
es niclit, dass man die Infamie schon allgemein als mit dem iM'ständipen Bam«- 
verbunden b<'trachtete, denn bei der Vernrtheilung der Grafen von Casaloldi 
1220 und des Markgrafen von Este 12.30 fehlt jegliche Andeutung. 

Regelmässig wird in den .Sentenzen K. lleinriidis VII die Infamie aus- 
gesprochen, doch zunächst in der Beschränkung auf namentlich Gelmnnte und 
ausserdem auf sännntliche Beamte, Jndiccs, .Advokaten und Notare der ge- 
liannten .Städte. Dass sie ,als .Strafe des Hochveiraths gefasst wird und dem- 
nach den Bestimmungen des römischen Rechts gcmiäss auch auf die Kinder 
ül)ergeht, ergibt .sich insbesondere ans der Verurtheilung der Brescianer 1311, 
liei welcher der König nur aus Gnade bewilligt: quod vee ipsos nee Jilios 
eorundeni eomitetvr infeimia, ae testavmiti ptetionem non perdant, aetire 
ethnn et passive, et contraJu-ndi iaibeant potestatem.^ 

Zeigt sich Iwzüglich der Wirkungen der Infamie vielfach eine reberein- 
siinmiung mit der aus der deutschen Acht sich ergebenden Rechtlosigkeit, so 
scheint doch ein engerer Zusammenhang mit der deutschen Auffassung zu 
fehlen, es scheinen da durchaus römische Rechtslehren ilen .Ausgang gebihlet 
zu halben. Abgesehen davon, dass dius deutsche Recht iliese Rechtlosigkeit 
nicht auf die Kinder übergehen lässt, fehlt hier, wh‘ Unm städtischen Banne'", 
insbesondere jede .Andeutung der ITir die deutsche Echtlosigkeit charakteri- 
sti.schen, in den Erklärungen der überacht durchweg hen-orgehobene A’ernich- 
tung der Familienrechte, die Erklärung der Frau des Geächteten zur ANötiwe, 
iler Kinder zu Wai.sen. 

lOfJ. — Die bisher besprochenen Folgen des lM;ständigen Bannes sind 
als .Strafen des Ilochverraths zu betrachten; sie würden auch den llochver- 
räther getroffen haben, di'ssen man gewaltig war. Da aber der Bann immer 
ein Kontumazialiirtheil ist, so ist es unsicher, ob diese .Strafen allseitig aus- 
geführt werden können; und von der blossim A'erurtheilung wegen Ilochver- 
raths unterscheidet sich der Bann dadurch, dass bei die.sem nun ülierdies tlie 
eigentlichen Bannstrafen verhängt werden, ln dieser Richtung sind 
die Folgen des Ix-ständigen Bannes im wesentlichen diesellien, wie die des 
lösbaren; wie denn ja auch mehrfach jener sich mir daraus zu ergeben scheint, 
dass zu einem .schon früher verhängten lösbaren Banne unter Fortbestehen 
dessellieii die VVnirtheilung Wegen Ilochverraths hinzntrilt. Nur dass elw.i 
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bestäiuiigen Banne strengere Vorkelirnngen getroffen werden, die Fned- 
losigkeit dem Verbreelier möglichst l'Hhlbar zu maelien. 

Zunächst finden wir auch liier Friedlo.sigkeit, (lestattung strafloser 
Verletzung des Verbrechers an l’erson und Gut; so bei Bannung der Lom- 
bardi'n 1226: in/iiijter, iil qiiieutiqiie predivto« hannito» et 

noefivs et Homavi imperii nffemlerit in pereunie et rehnx, indeninie ti’iiii- 
seat et inpunie, et ntdlo itnqiiam tempore poesit exiiide (d> nliqim eon- 
veniri. Nach deutschem Rechte war auch die Tödtung des Aechters straflos; 
war in den Aechtnngsformeln nicht ausdrücklich ausgos|irochen, dass ji-der ihn 
tödten dürfe, so durfte er wenigstens straflos erschlagen werdi'n, wenn man 
ihn ergreifen wollte linder sich zur Wehr setzte.* Ist der namentlich Gebannte 
bereits zum Tode verurtheilt''*, so dürfte kaum zu bezweifeln sein, dass er auch 
in Italien straflos erschlagen werden durfte; ausdrücklich ausgespnx’hen finde 
ich das freilich nirgends, .ledcnfalls aber traf das wenigstens später nicht alle 
Kinwohner einer geächteten .Stadt. In den .Sentenzen K. Heinrichs VII ist bei 
den namentlich Gebannten immer schlechtweg von .Sch.ädigung an Person und 
Gut die Rede; ge.schieht das auch widil bei nicht namentlich Gebannten, .so 
findet .sich doch durchweg ein Zusatz, der das auf Gefangennahme einschränkt; 
und einmal heisst es ganz ausdrücklich: qiiod qniUhet poesit ipsos Horen- 
tinos, tamqxmm bannitoset rehelles nostros et sneri Itomani imperii, prr- 
sobaliler eapime. tarnen sine lesione personnrnm. et in nnstram fortiam 
ndsianare. 

Weiter wird dann auch hier, wie das schon bei dem lösbaren Banne der 
Fall sein konnte, die Beschädigung nicht blos erlaubt, sondern Befehdung 
von Reichs wegen ausdrücklich gelioten. .So wird bei Bannung der Grafen 
von Casaloldi 1220 allen Getreuen und namentlich einzelnen benachbarten 
.Städten gelmten:' «/ Hicwen-at/s nnbiiihiis — faeiant rivam piiet'ram ; bei 
Wrurtheihing der lombardischen .Städte 1226 ilen (ietreuen befohlen: qnn- 
tenns — ipsos etiain in personis et rehiis perseqiii et eapere intendatis. 
Dem Reichsabte von S. .'salvator gebietet der Kaiser 1.312 stib penn priva~ 
tioriis otnniam feiidoriini, libertatom et immimitatam, qne et qaas a notds 
et Jtimuino tenes intpet'io, — qiiate>}HS — eontra Senenses — rebelles nos- 
tros eondempnatos et proseriptos — paerram ineipere ei eam imosequi ri- 
riliter non obmittas, ipsos in bonis et personis enrnm pro viribus offen- 
dendo.^ War die Reichsgewalt irgend dazu in der Lage, so suchte sie selbst 
alsbald durch Verheerung des .Stadtgebietesj Belagenmg der .Stadt oder son- 
stige Befehdung der Gebannten dem .Spruche Xachdruck zu geben. 

107. — .\uf das Verbot der F n t ers t n t zu ng, überhaupt jeden 
Verki'hrs mit dem Gebannten, wird beim liestäiidigen Banne sichtlich grösseres 
Gewicht gelegt, als beim lösbaren, wo dassellie oft gar nicht erwähnt, jeden- 
falls nicht .so streng betont wurde. Bei Bannung der Grafen von Casaloldi 
1 220 wird allen Getreuen geboten, qiiod eis nullum prestimt aii.Tilium, eon- 
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silium, culilUorium vel fai’onm, und zwar aiib ohtentu fidelitatis et pratie 
iiostre und bei einer Geldstrale, welche für die Stadtgenieinde tausend, für 
einzelne Personen je nach ihrem Range zweihundert bis fiinfzig Mark betrügt. 
Die Strafe findet sich dann aber auch dahin gesteigert, dass dieselben .Strafen 
gedroht werden, in welche der Gebannte verurtheilt war; so 1226 bei Ver- 
urtheilung der Lombai-den für alle Begünstiger im allgemeinen, für alle, welche 
aus den geächteten .Städten einen Podesta oder sonstigen Beamten nehmen, 
für alle, welche ihnen nicht die Strassen sehliessen, ihnen Markt gewähren 
oder Handelsverkehr mit ihnen unterhalten. Bei Aechtimg des Markgrafen 
von Este 12.39 wird insbesondere bestimmt, qiioj — nuUtw presumat trae- 
liire, ordinäre aeii atlemplare Irepiiam, paeeht, compositimiem vel aliud 
eertaiitentitm cum i»’edicfia banitia Lombardia — nec cum eia Colloquium 
fiwerc nec ipaia litteraa rel nuntioa deatinare ; ai quia autem contra Imc 
penmilc edictum auau toiuvario altemptarc preaumpaeril, perpetuo im- 
perii hanuo aubiaceat, eiuaque bonia — publicatia, tanquam proditor co- 
roue po’aonalitei' puniatur. In den Senteuzen K. Heinrichs VII erfolgt da.s 
Verbot der Beherbergung oder irgendwelcher Begünstigung unter bestimmten 
hohen Geldstrafen von fünfliundert (iold abwärts, oder bei Bannung der 
Creinoneser aub pena ad arbitrium noatrum; doch wird bei der Verurthei- 
hmg K. Roberts auch allen denen, welche ihm noch gehorchen oder ihn unter- 
stützen, mit »‘igencr Friedlosigkeit gedroht Inslje.sondere findet sich in diesen 
.Sentenzen das Verbot, dem Gebannten dadurch Vorschub zu leisten, dass 
man ihm .Schulden zahlt, und zwar bei .Strafe der Zahlung einer gleichen 
.Summe an die königliche Kasse ; wohl mit den. Zusatze, dass dem Verpflich- 
teten die Hälfte der .Sclmld nachgelassen sein soll, wenn er die andere Hälfte 
an die königliche Kasse zahlt. , 

108. — E ine Lösung vom beständigen R e i ch s banne ist inso- 
fern ausgeschlossen, als der Gebannte nicht mehr das Recht hat, nach Rück- 
kehr zum Gehorsam und Ei lVdlung gewisser Bedingungen in eine frühere gün- 
stigere RiKÜitsstellung wieder einzutreten; er bleibt wegen sein»?s schweren 
Ungehorsams als Ilochverräther zu Verlust von LelK>n und Gut verurtheilt 
oder hat, wenn es noch ni.dit ausgesprochen war, ein solches Urtheil auch 
dann zu erwarten, wenn ein todeswüi'diges A^.rbreclien ursprünglich gar nicht 
vorlag, oder wenn es ihm möglich wäre, sich zu reinigen. Behielt das Gesetz 
seinen I.auf, so war Rückkehr zum Gehorsam gleichbedeutend mit freiwilliger 
.Stellung zur Hinrichtung; eine solche wurde überhaujit nicht erwartet, und 
daher auch der Bann als unlösbar gefasst. 

Gab es keinen rechtlichen Anspruch des Veruitheilten auf Lösung, so 
konnte doch auch der beständige Bann jederzeit durch die Gnade des Kai- 
sers gelöst werden. Vorbedingung war dafür natürlich immer Rückkehr zum 
tJehor.sam. Gab nun diese an und für sich keinen Anspruch auf Aufliebimg 
oder .Mildenmg des früheren Urtheils, so erfolgte in der Regel die Rückkehr 
zum Gehorsam erst dann, wenn man sich vertrag.smässig versichert hatte, 
dass der Bann in Folge derselben gelöst werden würde. War aber ein solcher 
Vertrag unter irgend annehmbaren BiHlingungen nicht zu erreichen, so blieb 
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nur bedingungslose Rückkclir zum (Jeliorsfim, Ergebung aul (imule und lüi- 
gnade, bei welcher die Gnade nicht beansprucht, nur auf dieselbe gehofft wer- 
den konnte. 

Handelt es sich um vertragsweise Aufhebung des Bannes, so 
konnte diese unter den verschiedensten Bedingungen erfolgen, jenachdem der 
Gebannte ein grösseres oder geringeres Interesse daran hatte, die kaiserliche 
Gnade wnederzuerlangen, oder der Kaiser, jenen wieder gehorsam zu sehen. 
Es handelte sich daltci einmal imi ein Abkonunen über die Forderungen des 
Kaisers, welclie die Verurtheilung zur Folge hatten, weiter dfirum, ob und wie 
ausserdem der bisherige Ungehorsam doch gestraft werden sollte. Kamen in 
jener Richtung weniger einzelne .Streitpunkte in Betracht, als Ungehorsam im 
allgemeinen, während es zugleich itn Interesse des Kaisers lag, durch .Straf- 
forderungen ein ihm erwünschtes Abkommen nicht zu erschweren, so konnte 
der Vertrag sich darauf bos(;hränken, dass der Kaiser gegen Rückkehr zum 
Gehorsam die Gebannten wieder zu Gnaden annahm, ihnen alle verwirkten 
.Strafen erliess und sie in alle früheren Rechte wieder einsetzte; so 1273 bei der 
Begnadigrmg von Mantua. * Es konnten aber die .Sachen auch so liegen, da,ss 
der Kaiser nicht allein auf .Strafe verzichten, sondern sich überdies zu mancher 
Konzession bezüglich seiner ursprünglichen Forderungen verstehen musste; so 
beim Frieden von Konstanz 1183, einer Verbriefung der vorher vertrags- 
mässig festgesetzten Bedingungen, unter welchen der Kaiser die Lombarden 
in .«eine Gnade und seinen Frieden wieder anfnimmt.* Begünstigten die Um- 
stände den Kaiser, so h.andelte es sich durchweg nicht blos um eine .Vner- 
kennung der Fordeningen desselben, sondern auch um eine Genugthuung für 
den Ungehorsam. Diese konnte mehr formeller Art sein, weniger eine eigent- 
liche Bestrafung, als eine Herstellung der verletzten Ehre des Reichs lieab- 
siehtigen; so wenn bei der Lrisung von Alessandria 1 183, welches überhaupt 
viel ungünstiger gestellt wurde, als andere lombardische .Städte, die Ein- 
wohner die .Stadt verlassen müssen, um durch einen Boten des Kaisers, der 
jetzt die .Stadt unter liein Namen (’ae.sarea erst rechtsgültig gründet, wieder 
in dieselbe eingefiihrt zu werden. ’ Oder die Genugthuung trat sonst in nähere 
Beziehungen zur Veranlassung des Bannes. Wurde bei der Bannung der 
Lombarden 122K insbesondere betont, dass ihre Auflehnung die .Saclic des 
heiligen Landes gefährde, so war die hauptsächlichste der Bedingungen der 
Lösung, deren Feststellung einem .Schiedssjimche des Pabstes überlassen war, 
die .Stellung von l ierhundert Kittern auf eigene Kosten durch zwei Jahre für 

106 . — 1 . Haillard 5. llb‘. Hier, »ic auch .sonst hiulig. scheint es sich nach der 
Fassung der Urkunde allerdings einfach um einen freiirilligen tJnadenakt des Kaisers *u 
handeln; dass aber, wie das an und für sich aniunehmen wllre. ein Vertrag vorherging, 
sehen wir aus Rolandiiii Chr. Mon. Germ. 19, 66. 2. Die bedeutende .Summe von 15000 

Pfund ffir den Kaiser und 1000 Pfund für dessen Boten, welche nach den Verhandlungen 
fMon. Germ. 4. 174) zu zahlen waren, sind wohl nicht gerade als .Strafe, sondern als Gegen- 
leistung gegen die Knnzes.sionen des Kaisers zu fas.en. Wegen der Zahlung vgl. Vignati 
il73. 374. 6, Mnn. Germ. 4, 181 zu 1184. wShrend nicht allein das richtiggestellte 

Itinerar auf 1 183 weist, sondern auch die Urkunden über den Kon«t.iiizer Frieden ergeben, 
dass die IdJsung Alcssnndri.n's diesem voranging. 
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den Kreuz/.uy dfs KaiMM's. ' Am r(‘golmH,s>ig.'iti‘n lioiidfli r» 'i'di r Ei- 
tlilluiig der Eordeningeu des Kaisern, Stellung von Geissein und reliernalimc 
der maimichfaelisten andern VerpHielituugen, wie sie dem Einzelfalle ange- 
messen waren, um /alilung einer bedeutenden Geldstrafe; war eine solche bei 
der lösbaren Acht von vornherein bestimmt, so wurde dieselbe hier jetzt erst 
festgestellt; und dabei wird zugleich eine geringere .Summe an die Käthe des 
Kaisers, auch wohl an die Kaiserin gezahlt, wohl von dem Gesichts[mnkte 
aus, dass der Verwendung derselben die Hegnadigung zu danken ist.* War 
längerer bewaffneter Widerstand geleistet, so konnte aber auch bei vertrags- 
weiser Rückkehr zum Gehorsam die Bedingungen überaus hart sein, den Be- 
gnadigten fiist nichts, als das Leben verbürgend. So 1160 l>ei Crema: VWat 
autati iHicluiu tiik, ijwd Vri'innw^s ch'itatt’m di’dei’i’iit ipnii/ue rila «ihi 
iiuliilla i'tna coiiiiifliliii« tw lihei'is ipioidu euudi facidtateiu luiixiviit, de 
ri'biig giiie quautam qitigqite neiuel hmnivig effei'vi' po«get, eeciiin i’.i'por- 
liiret; Jlediolttnemeg rero et Jiri.i'ieimeg, qiti ad i>rae^idiiiiii eitiAdem ftvi- 
ta/is iiilraverant, rdictin ibidem annig et omnibag ani«, eitmn sibi pro 
Imro e.vistimareut.^ Aehnlich muss bei der vertragswei'en Begnadigung von 
Cremolia 1186, bei welcher der Kaiser ausser einer Geldstrafe sich wesent- 
lich init hirfiillung seiner frühei'n f'orderungen begnügt, doch bezüglich der 
vom Kaiser belagerten Burg .Manfrcd.s zugegeben werden, dass die Belagerten 
freien Abzug nur mit dein, was sie tragen können, haben und dann die Burg 
zerstört wird.' E.s ist demnach wohl denkbar, dass diu Bedingungen, durch 
welche man die Lösung hätte erhalten können, so Inut waren, dass man, wie 
von den -Mailändern 1162 behauptet wird, bedingungslose l'ntei'werfung vor- 
zog, von der Gnade des Kaisers Günstigeres hoffend.* 

109. — War ein Vertrag iinbu- annehmbaren Bedingungen nicht zu er- 
halten und weiterer Widerstand aussichtslos, so blieb nichts übrig, als Rück- 
kehr zum Gehorsam durch bedingungslose Unterwerfung, indem die 
Gebannten Person und Güter der Gewalt des Kaisers übergaben, sich als 
llochverräther bekennend und die Gnade des Kaisers antlehend. Der Kaiser 
kann nun Gnade üben, kann aber auch einfach dem Rechte seinen Lauf lassen, 
die vollen .Strafen des Ilochverrathes vollziehen la.ssen. ‘ .So schreibt der 
Kaiser 1162 von den -M.ailäudern: muioa pladiox in eeerli'ibaa saia defc- 
iViitea et nniieatatia uostrae reos ae eaae proßleiitea, peraonaa, rea, Ipaaui- 
qne cii'itafem ubaque omni tenore et aine aliipui eonditiunc inteepoaila in 
noafram pulcalatem eum ph’tia deditione reddidere.'^ .Sie sind nun nach der 


108 .-] 4 . HuHlard 705 5* So zahlt Muilnud 1158 au Kaiser« Kaiserin und Kurie 

zusammen 0(MK> Mark. Piaceuza 11G2 ehemio b‘000 Mark. Mun. (ierm. 4. 100. ßöbmtr 
AcU 598. Siena 1 180 dom Kfliiige Hoinrioh 40(K), der Kdniji^n HOO. der Kurie 400 Pfund. 
Mon. Germ. 4. 183. Cremoiia zahlt 1180 dem Kaiser 1500 und der Kurie 300 Pfund. 
Archiv zu Cremoiia. (k Radevicu.s I. 2. c. 62. i. Bdhmor Acta 604. 8. So nach 

der Ep. Burchurdi. Script. U. 6, 916. Dagegen hülle nach den Aun. Mediol. und Acerbus 
Moreua. Mun. Germ. 18« 373. 635« der Kaiser auf bcdingungsluscr Eebergabe bestanden. 

100 . — > 1» Vgl. iusbesuudere die allgeuicioe Formel iui Oculus pastoralis« Antiq. It. 
4, 114. 2, Mon. Germ 4. 132. 
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Streiiyn dns ( icM t/fs .illcn .Slrati'ii des IIui'IivcithiIicä xoiialleii, liiibco iii»- 
bpsondiTt! atioh das Lclx-ii vei-wirkt, wio ilincii der Kaiser das vurhält uud sie 
selbst zugestelion.^ Ks koiimit ledijilich daraiil' an, ob der Kaiser Gnade ein- 
treteii lassen will; und absichtlich scheint er das einige Zeit iiu ungewissen zu 
lassen; am 1. März erfolgte die l'ebergabe; noch am 7. März sagt der Kcüser 
liei der Schenkung von Crema an Creiuona, qnod gi forte tut qriitium et 
luierricordiitm iioetruM Mediolaneimeg receiieriinu«, werde er sie schwüren 
lassen, dieselbe nicht anzufechten. ^ An demselben Tage erfolgte dann endlich 
die l.ösung vom Hanne, nachdem sie geschworen und durch Geissein ver- 
bürgt hatten, si(di allem und jedem zu unterwerfen, w;is der Kaiser Uber sie 
vertiigen würde. Diese A’ertVigungen waren bekanntlich hart genug; die .Stadt 
wurde zerstört, der (ieineindeverband aufgehoben, so dass natürlich von Wie- 
derherstellung der Privilegien nicht die Uede war; die Bewohner sclicinen ilue 
Freiheit und ihr Eigen verloren zu haben.® Als Tortona sich 1155 bedin- 
gungslos unterwarf, wurd«! den Einwohnern nur Eelren und Freiheit bela.sseii.* 
Milder war unter sonst entsprechenden Verhältnissen das Urtheil K. Hein- 
richs A’ll 1511 gegen die Brescianer, welche giiiim reeoguoeeentea reatum de 
l>i raoith et reliiia in digi>naitione et rohnitate noatra eese libere tolaliter 
aidimiaivonl ; es handelt sich dabei nicht um Lösung vom Banne, welcher 
nicht vorhergegangen scheint, sondern um eine Milderung der verwirkten 
.Strafen des llochvcrrathes; der König schenkt den Einzelnen das Leben unter 
X'erzicht auf Gefangenhaltung und Leibesstrafen, erlässt ihnen imd ihren Kin- 
dern die Infamie und belässt ihnen ihre Güter oder stellt sie ihnen zurück ; 
Winter steht er von Zerstörung der .Stadt ab. Dagegen verhängt er von den 
verwirkten .Strafen die Zerstörung der Festungswerke auf Kosten der Ein- 
wohner, den A'erlust aller vom Ueiche der .Stadt oder einzelnen Bewohncni 
verliehenen Privilegien und lloheitsrechte, die Konfiskation aller der .Stadt- 
gemeinde zustehenden Güter und Rechte, den Verlust der Amtsbefugnisso llir 
.ludiees, .Vdvokaten und Xotare unil verurtlmilt ausserdem die .Stadt zur Zah- 
lung von siebzigtanseiid Goldgulden.' 

In wie weit man bei bedingungsloser l.üitm'werfimg auf weitergehende 
Begnadigung hotten durlle, hing natürlich von den Umständen ab. Wurde 
■Vlailand 1 Iti2, nachdem es den bewaftiieteii Widerstand bis zur äussersteii 
tlränze durehgetiihrf hatte, hart bestraft, so erhielten damals Brescia und 
Piaeeiiza, welche den drohenden Gewaltmassregeln durch Unterwerfung zuvor- 
kamen, eine wesentliche Milderung; ausser der Unterwerfung unter alle For- 
derungen des Kaisers wurde die .Strafe auf Xiederlegung der Befestigungen 
und Zahlung he leutender Geldsummen be-schränkt.“ Es konnten auch die Ver- 
hältnisse so liegen, ilass der Kaiser, obwohl er auf bedingupgsloser Unter- 
werfung bestand, doch aus politischen Gründen voll.stc Begmidigung eintreten 
liess, von allen .Strafen absehend, in alle früheren Rechte wieder einsetzend; so 


*1. Kp. Riirrli.-irili. Script. It. Ü. ItlS. 4, .trebiv zu Cronuiua. 5* Vgl. § 95. tl, Ott. 
^^i^. i.e..u I. 2. c. 20. i, B.jhiner .\cts 442. S, Acerbus .^ll)rena. .\lnn. Germ. 18, (138. 
Bobuicr .\cu 597. 
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] 238 bei Begiiadigmig ^■on Vercelli, ciim — ml fideütatem e/ ntniidala noslra 
et impiTÜ redUssent, in persoitis et rebim, in ciiütate et epincojmtii tu- 
ilistrietii eornin pnvise abnqiie comUcione, tenm'e vel pneto in Omnibus et 
per oinniii se nostris mandatis et beiicplarifia expnnentes, pro commissis 
rontrn metieslatcm nosti'am veniam auppUciter hnploraaacntß Aehnlich 
bei dem einzigen mir aus späterer Zeit bekannt gewordenen Falle einer Lösung 
einzelner Personen. Ein Prokurator der Herren von Camino erscheint 1313 
vor dem Kaiser: miaericorditmi poahdavit — de omni offensa et hiiiiria — 
eontra imperatoriam maiestatem — et de illia exceaaibua — de quibus con- 
dempnnti fueriint — et etiam de inobedicncia et rebellione ipaorum, in 
quibus contra imperatoriam maiestatia luu'tenua peraeverarunt, und ver- 
sprieht vollsten tiehorsain für alle bezüglichen Befehle des Kaisers ipsos et 
eorum bona eittsdem aei’cniaaimi prituüpia libere aubmittens aub pena ax'Cria 
et eorpoi'ia et persone arbitrio ipaiua principia auferemla ; nach beschwo- 
renem Gehorsam heisst es dann vom Kaiser: predictam condetnnationem et 
proceaaum et sexitentiam — ad sue i'olimtafia arbitrium auspmdit, et in- 
terim ipsos — in inteprum reatituit ad omiies /lonorea, dignitalea, iura et 
bona et cetera alia, quibus prh'ati erant j>er aexiientiam antedietamJ'^ 
-Mochte in sulchen Fällen auf die Form der unbedingten Uebergabe Werth 
gelegt werden, so schliesst das nicht gerade aus, dass vorher eine Verstän- 
digung über das stattgefunden hatte, was man von der Gnade des Kaisers zu 
erwarten hatte. 

110 . — War der Gebannte im Banne gestorben, so waren damit noch 
nicht alle Wirkungen des Bannes beendet; trat nicht eine Begnadigung 
der Nachkommen ein, so hatten diese insbesondere nach der Strenge des 
Gesetzes die konfiszirten Erbgüter verloren. Nur von der Gnade des Kaisers 
durften sie eine Wiedereinsetzung erwarten, und es stand dann, auch abge- 
sehen davon, dass über Manches schon endgültig verfügt sein mochte, beim 
Kaiser, was er etwa für Zwecke des Reichs zurückbehalten wollte. So sagt 
K. Heinrich 1189, dass Graf Humbert von .Savoien im beständigen Reichs- 
baime gestorben sei: Post cuitia nwi'tem, citni filiua eins Thonuis ex midta 
»utieatatia noatre miaeratione in pratiam imperii et noatram rediret, ex 
ipaiua conaenau — Sedunenaem epiacopatum ad manum imperii retinui- 
■mua apecialiter, euiua eceleaie epiacopi ante temporailla de manu eomitum 
Sahaudie pei- aliquod tempus recipietumt repalia*; danach dürfte alles 
Uebrige zuriiekgegeben sein Wenigstens später traf dann die Nachkommen 
auch die Infamie, von welcher sic ebenfalls nur durch die Gnade des Kaisers 
befreit werden konnten. Beispiele kenne ich nur aus späterer Zeit; K. Karl IV 
\eniichtet 13ö.ä ai\e condeunudionea, aenletilias, bannilionea, proeeasus et 
banna, welche von seinen Vorgängern gegen die Markgrafen von Monte .Santa 


lOQ, — ] 9. Hiiillanl 5. 157. IU. Act» Hciir. VII. 2. !10. Bei der Mtung der Grafen ron 
TrevU» 1116, rgl. S 99 n. 3, itt gar nichts darüber gesagt, was ron ihnen geschehen war, 
um die Lösung zu erwirken; sie geschieht ,iuf Bitten der Königin und der Fürsten. 

HO. — I. Wurstemberger 4, 13. Vgl. auch oben § 99 n. 3. 
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Maria und deren Vorfalircn vorhänfrf waren, und zugleich alle sich daraus 
ergehenden iitTaondrinn infumim, nolaa, mJucbilliates et äefeHus und re- 
stituirt sie fi4 statirm', famam, mmeit, titulum et honorem pristimrm'^ ; 
luich bestimmter sagt er in einem Privileg für die .Söhne des Fenzius Albertini 
von Prato: eosdetn — in integrum reatituirnus ad originalem patriam, ad 
omnia. iura cieium Honuinorion et ad omnea honorea, dignitatea et mii- 
nera, quorum aeu quarum dieti civea liomani reperiimtur fore eapaeea, 
nee non ad omnia et aingula bona aua et poaaeaaionem eorundem, qite 
idem quondam Feneziua aeu lüi, quibua ipae aueeeaait, tempore euiuadam , 
aententie capitalia late eoritra ipaum reperiebatur poaaidere aeu eeiam 
detinere, penam quoque huiuanwtli aententie aeu banni, aiue peeunialem. 
aiee peraonalem, ai quam Nieolaua et Franeiaeua predieti oceaaione pre- 
diete aenteneie quoquomodo incim'iaae noaeuntur, ipsia et ßliia ae liberia 
eorundem totaliter indulgemua et auctoritate ceaarea 7’ela,ramua, ipaoaque 
luleeraua dietam eapitalem aententiam aeu bannum per qmaeunque lata-m 
aeu latum in integrum reatituimua^ ; es handelt sich dabei wohl noch um 
Bannsentenzen K. Heinrichs VII. 

111 , — Wohl nur als Regellosigkeit können wir es betrachten, wenn ' 
sich einige Fülle einer Aufhebung des Keichsbanncs durch den 
Pa bst finden. Wenn Pabst Urban 1186 die Lombarden aufforderte und 
den Bischöfen unter strengen .Strafen befahl, den (reboten des Kaisers zur 
Ausführung dos Reichsbannes g<'gen Cremona nicht zu gehorchen so muss 
er sich wenigstens eine Befugniss zugesi>rochcn haben, über die Rechtmäs- 
sigkeit des verhängten Bannes zu urtheilen; wie das denn zu andern Zeiten 
auch von Kaisern bezüglich des Kirclumbannes geschehen ist. Bestinnnter ist 
ein anderes Zeugniss. Der Markgraf von Este war 12.39 für immer gebannt; 
1243 ertheilt ihm der Pabst ein Privileg, worin es heisst: Xihilominua am- 
fentiaa, hanna, atatuta, penaa, et pi'iuilegia data et eoneeaaionea faetaa de 
bonia tuia ab eodem principe eel alio pro ipso quibuacunque eommunita- 
fihua vel pet'aonia, — et omnia alia, que eonti'a te et tua bona generaliter 
rel aperialiter dieitur atatuiaae, auctoritate preaencium i'evoeamua.^ Auf 
welchen Grund der Pabst sich d.ozu für berechtigt hielt, wird nicht angegeben; 
zunächst doch wohl nur wegen der Exkommunikation, welche über den Kaiser 
bereits gesprochen war, als erden Reichsbaim gegen den Markgrafen verhängte. 
Dieser Grund konnte nicht wirksam sein, als nach dem Tode K. Heinrichs VII 
der Pabst die Bannsentenz gegen König Robert filr nichtig erklärte. Hier 
werden Gründe angegeben. Einmal werden Mängel des Verfahrens h('rvorgc- 
hoben und die Konifwtenz des Pabstes durch die Behauptung motivirt, dass 
der König nicht der Gerichtsbarkeit des Kaisers, sondern der des Pabstes 
untersteht. Wenn dann .aber der Pabst insbesondere die Nichtigkeit erklärt, 
tarn ex auperioritate , quam ad imperium non eat dubium nna habere, 
quam ex pofeatate, in qua raeante imperio imperatori auceedimua, et 


2, Böhmer Act* 373. 3, Glafey 388. 

111 . — 1. Vgl. Scheffer Friedrich I 80 2. Antich. Est, 1, 402; irrig *u 1212. 
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nii'hlliiiitinii.t <’,r illinn i'iluw qiniiii — uohis lUet 

iinmi fitiH in fXTfioiia h. l’elri roiiiessit, so hätte von solelier AiiftassUni! 
iiiis der Fällst eben so wohl jedes andere l rtheil des Kaisers veruiohlen 
kiinnen, er würde danach eiiitach auch in weltlichen .\neele|ienheilen der liüehste 
J{ieliter iin lli-iche ;;ewesen sein.* Doch nms.s die Kurie selbst später Beden- 
ken über die .Statthalligkeit .solchen N'oreehens gehabt haben, da .sich der 
Fällst 1346 von Karl von .Mähren versprechen liess, jenes L'rtheil imcli seiner 
Krhebiing znin römischen Könige liir nichtig zu erklären. * 

IX. .SIZil.lSCIIEU B.AXN. 

112. — Wir haben bislier die Ansjaben, welche sich über den Hann in 
den siz ilisehen Konstitutionen K. Friedrichs II Huden*, absichtlich 
ausser- Acht gelassen, obwohl das l'ngehor.sainsvcrtahren dort /usannnen- 
hängiuider, als in irgend luner andern Quelle dieser Zeit darge.stellt erscheint. 
Denn ein engerer .\nschlu.«s an das italieni.sche Hannvertähren besteht da 
offenbar nicht. Zeigt siclulagegen vieltiu;h eine auffallende .Vnnähernng an das 
deutsche Achtsvertahren, .so wird das schon jenes Umstandes wegen nicht auf 
longobardisehe Vennitthmg znrückzutühn-n sein. Eben so wenig aul'Einrüh- 
rmig alter allen (iennanen geinein.santer Einrichtungen durch die Xornianen; 
denn ein näherer .Anschluss gerade an das normannische Achtsvertahreli tritt 
in keiner Weise hervor.* Die Erklärung dürfte darin zti suclien sein, dass es 
sieh vorzugswei.se um neue Einrichtungen des Kaisers handelt, bei welchen sich 
dieser anscheinend vielfach durch (rrund.sätze des deutschen Achtsverfahrens 
leiten liess, wenn auch hier und da italienische Einrichtungen eingewirkt halam 
miigeii. 

A\’as das s i z i I i s i; h e U n g c h o r s a m s v e r f a h r c n betrifft, so setzti; 
das ältere Uecht auf jeden gerichtlichen Ungehorsam eine .Strafe von neun 
(Joldunzcn. Der Kaiser schaffte diese ab, als zu hart für den Armen, zu leicht 
Inr den Keichen, und setzte auf den Uhigehorsam an und für sich sowohl bei 
('ivilklagen, als in .Straftallen, als .'strafe den Verlust eines Drittels des beweg- 
lichen Vennögens. 

Zur .Sicherung des Klägers erfolgt bei (’ivilklagen Einweisung in den 
vorläuligen Besitz des Klagcgegenstandc-s oder, bei Klagen um .Schuld, eines 
entsprcchendcii Thciles der (lüter. Erfolgt eine Ent.si-heidung nicht fridier, so 
führt nach .\blaid' eines .lahres der Ungehorsam des Beklagten zu wahreni 
und beständigem Bc.sitze, der entsprechend dem römischen und ilalii'ni'chcn 
liechte demnach nur noch durch eine Eigenthum'klage bestritten werdi-n 

111. -I 3. \ fta IfuMir. Vn. 2. 24.‘J 4« Kirkor lirk. 7.ur (». K. Luilwifj» 17 q. 

J12. - I. Die KFtrFlVenilo» HF'tiinnumgen de.> ronxl. regni Sicilino linden .skh zu- 
«.ammenhün^i'nd D. 1. tit. Jd^-107. L. 2. tit. Uuill.ird -J. hO da.ss Kinzelvcnrei- 

'«unptFn überflüssig er>rliciiieii. 2, Vj»l. Codex Icgum Normannicarum. insbes^onderr c. 23. 
24 b* i l.iitlowi" Kotirjuian 7, I!üi Insbesoiidon' fohlt bior die charaktoriatische Steigerung 
d*T .\cla zur Dberaclü. w:ihreiid die norm.iiiiii.sclic Fnr.siuratio dem suitku'lion Kccbte frctmd 
bleibt. 
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kminte; hier /;iim Vi*rkrUit'<‘ liclmf'N I)ci:kuny di?r .Sclmlrt. Vou eini'm Biinn, wie 
fr in Italien aiidi l>ei Civilt'alleii vnikunmit, ist hier überall nicht die Hisie. 

Bezüglich des Ungehorsain.s in .St raff allen erklärt der Kaiser das 
ältere Recht für ungenügend, weil die Vertheidigung des ,\ngeklagten durch 
den .\blanf keiner Frist ausgeschlossen war, derselbe ungemesscne Zeit ini 
Ungehorsam verharren konnte. 

.letzt treffen denjenigen, welcher a'huimditer et capitnlitcr aeciimliig 
<ler Ladung nicht folgt, zunächst .Muss regeln gegen das Gut. Kininal ^ 
jene ne\u> .Strafe der Einziehung i'iues Drittels der beweglichen Güter lür den 
Fiskus; dieses bleibt auch bei folgender Rückkehr zuiti Ungehorsam verwirkt. 
Weiter aber: Bona reliqiia iua'ta antoinam fornmin, qae eoufiui aheenh'e 
l•eqlli^litos i'gt prodita, rolumnn annotari. Wird di(*se Bescldagnahine der 
Güter ausdrücklich als altes Recht bezeichmd, so ist das zweifellos auch von 
der weitern Bestimmung anzunelimen, da^s diese (Jüter nach .Jahresfrist dem 
Fiskus verfallen, wenn der Ungehorsame keine Kimler hat. Denn alles das 
entspricht nicht allein genau dem ältern ibdienischen Rechte®, sondern auch 
dem für .Sizilien sehr ma.ssgebendeii ' römischen. 

Es werden nun aber weiter Z wa ngs mas-s.rejDL^ " gegen die Person 
\erhängt, dieBannitio und ForiudicjUiu, entsprechend der.kcht undTUieracht ; 
und von diesen möchte ich annehmim, dass sie dem ältern sizilischeii Rechte 
fremd waren, dass dieses, wie sich da.s auch für Italien in der frühem Zeit zu 
ergelH-ii scheint, nur Zwangsmittel gegen das Vermögen kannte. .Schon die 
ausdrückliche Hinweisung nur auf diese als altes Rivht legt das nahe. Be- 1 
zfiglich der Foriuiliaitio, welche dem .\ngeklagten jedes Recht auf Vertheidi- i 
gung abschneidet, kann weiter die Eintührung durch den Kaiser keinem Zweifel | 
unterliegen, da dieser ausdrücklich sayt, dass bisher die X’crtheidigung jeder- i 
zeit gestattet war. .Schon dadurch wird das aber auch höchst wahrscheinlich 
für die Bannitio, welche mit jener überall in engster W rbindung steht, Itezüg- 
lich der Friedlosigkeit ihr ganz gleich .steht, sich nur durch die Lösbarkeit von 
ihr unterscheidet; .so ott die Bannitio erwähnt wird, findet sich nie die geringste 
.\ndeutnng, dass data-i dem alten Brauche gefolgt oder von demsellren abge- 
wichen wi’rde, wie das sonst in den Konstitutionen nicht selten der k'idl ist; 
es wird weiter zu beachbm sein, dass sich in den Gesetzen der früheren sizi- 
lischeii Könige, soweit sie sieh in den Fragmenten der .kssisen'' erhalten haben 
oder in die Konstitutionen übergegangen sind, nicht die geringste .Spur des 
Bannes findet. Danach wird doch kaum zu bezweifeln sein, dass das gesammte 
.Aclitsverfahreh, soweit i's gegen die Person gerichtet ist, erst durch K. Frii*d- 
rich II in .Sizilien eingeführt wurde. 

113 . — Die Bannitio tritt, wie die .Massregeln gegen das Vermiigen, 
unmittelbar beim Ungehorsam gegen die |a‘reinturische Ladung ein. Dazu ge- 
nügt nach sizilischeni Rechte eine Ladung; ('itulio jial nna pro oiunihw>, 
qor prrrnUoriiiin ronthnbit, wobei den im Königreiche .Vnwesenden eine Frist 

3. Vgl, § In II. 7. 4. Vgl. H.irtwig t'od. iurii, immic. täciliAQ I. -l. 5. tragnieiila 

iuris Siculi cd. .Merkel. 18ö(>. 
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von drpissij; Tagen zu stellen ist, wenn nicht liesondere Unistäiide für eine 
kürzere Frist sprechen. ' Diese Yereinfachung des V'erfahrcns .schliesst sich 
allerdings dem italienischen Rechte näher an; es sind damit die wiederholten 
Fristen, welche das deutsche Recht erfordert, an und für sich beseitigt. Sie 
werden aber überdies als vom lougobardischen und römischen abweichendes 
fränkisches Recht an anderer .Stelle ausdrücklich ausser Kraft gesetzt: Ca- 
viüationea et captiones antiqnas inre Francorum, qulnzanaa et momenta 
temporum, que inter Francos Uiipantes in iiuliciis luiefenua »ervabantur, 
— aubmoveinus.^ 

Dagegen wird nun dem Geächteten nocli eine Frist von zwei Monaten 
vom Tage der .\echtuug ab gewährt, während deren die Friedlosigkeit noch 
nicht für ihn eintritt, niemand ihn an Person oder .Sachen irgendwie schädigen 
darf und er sicli ohne weitere Förmlichkeit dem Richter stellen kann. Es ist 
das dem italienischen Brauche zu vergleichen, wonach bei Verhängung des 
Bannes selbst eine letzte, allerdings durchweg viel kürzere Frist gestellt wird, 
nach deren Ablauf der Bann erst fällig wnrd.^ 

Der engste Anschluss an das deutsche Recht, der sich auch schon darin 
zeigt, dass die Acht nur bei schweren .StrafTällen angewandt wird, ergibt sich 
dann aber insbesondere bei den Angaben über die Wirkung der Acht und die 
.Steigerung derselben zur Oberacht nach bestimmter Zeit. Auch weiterhin, ehe 
ein .Jahr seit der Aechtung verflossen, wird der Aechter noch zur Verantwor- 
tmig zugelassen; aber als Friedloser hat er sich nun zuerst die Möglichkeit zu 
erwirken, ungefährdet zum Gerichte zu gidangen ; er hat sich an irgend einen 
königlichen Beamten zu wenden, der ihm sicheres Geleit vom Grossholjustitiar 
oder dem sonstigen Justitiar, der ihn ächtete, zu erwirken hat. 

< 114 . — Ist ein Jahr seit dem Tage der Aechtung verflossen, so erfolgt 

^ die Foriudicatio, die Oberacht. Diese ist nicht etwa dem Könige oder 
dem Ilofgerichte Vorbehalten, sondern wird verhängt durch denselben Richter, 
welcher die Acht aussprach; und das kann nicht allein der Grosshofjustitiar, 
sondern auch einer der andern Justitiare sein. Dem entsprechend fehlt über- 
haupt der Unterschied, welchen man in Deutschland zwischen der Verfestung 
durch den niedem Richter und der Reichsacht machte; auch die durch den 
einzelnen Justitiar verhängte 4dit scheint für das ganze Reich wirksam zu 
sein, nur ist dieselbe dem Grosshofgerichte schriftlich anzuzeigen behufs Ein- 
tragung in die Liste der Geächteten, wie eine gleiche .\nzeige bei der Lösung 
von der Acht und der Verliängung der Oberacht zu erfolgen hat. 

Die Wirkung der Oberacht ist nun zunächst Verlust des Verthei- 

113 . — 1 . Oonst. L. 1. lit. Ü7. Huillard 4. 61. 2. Const. L. 2. tit. 17. Huillard 

4. RH. Kr wird «ich das wohl zunüchst auf Normannen beziehen; übrigens kommt auch der 
.\nsdruek N/re Snrmanno in'iwe in Sicilien vor; Huillard 4. 536. Nach normannischem 
Achtsrerfahren war Ijtdung zn drei Assisen ron je 40 Tagen erforderlich: erst auf der 
vierten konnte die Forbannitio erfolgen. Tod. leg. Norm. c. 23. § 5. 6. 3. Vgl. §53 n. 12. 

Doch lindet sich eine Andeutung auch im deutschen Kerbte: rgl. § 90 n. .3: und Shnlich 
wird auch im normannischen Keclitc die .\cht erst wirksam nach Ablauf der vierten Assise. 
t'od leg. Norm. c. 23. § 7. 
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digungsrechtes; der Augeklagte gilt für übemeseii und verurtheilt, wird 
zu keiuer Verantwortung wegen des ihm zur Last gelegten Verbrechens, noch 
auch zu einer Entsclmldiguiig sehies üngeliorsains mein' ziigelasseu: yost 
ipttiu» auni decitrsum iht bannitoran eumdem foriudicari dfbtdjit, nulla 
umiihw Utentia postca remanente se eiiper ]>rineipali eaiiaa eriminie de- 
fendendi, sed pei'inde habealiir ae si eou/eseus de iTimine, de (pw aivit- 
satns fuerit, esset per deßnitirmn senteiitiam eondeinnatiis; sic forhuli- 
catus habebitur, prout in (diquibus nosfri imperü pnrtibiis nnncnpatnr, 
quasi foris omnem aditum iitdicii conatitiUus; in tantum sibi iudieii 
limina precludimfur, qnodse contunuicmn etiam fiiisse nepare non pussit, 
qni 7iec per se tanto tempore comparuit, nee per ulium pretendeniem let/i- 
timam causam sue absentieet probantem extitit excusutus; nuUa sibi ap- 
peUationis seu supplieatiunis rentedia foriudicatus superesse copnoscal, 
quoad onmia fere pro nwrtuo habeatur et kostis puMicus reqnitetur, sic 
ut ah Omnibus offeiulatur iinpune. 

Den Oberächter trifft weiter wegen des fortgesetzten Ungeliorsamst Ver- 
lust des Gutes. Aber es wird nicht, wie in Italien beim beständigen Reichs- 
liann, einfach kunffszirt; die bezüglichen Bestimmungen nähern sich vielmehr 
dem deutschen Rechte. * Wie in Deutschland, wird auch hier das bewegliche 
Gut konfl.szirt. Das Uebiige nur dann, wenn der Foriudicatus keine Kinder 
«ider sonstige Erben bis zum dritten Grade hat. Doch bekommen diese nicht, 
wie in Deutschland, d.as ganze Erbe, sondern ein Kindstheil fallt dem Fiskas 
zu. Dagegen wird hier den Kindern in dieser Beschränkung nicht blos das 
Erbe, sondern auch das Lehen erhalten, welches in Deutschland immer, hier 
nur beim Mangel nächster Erben dem Herren ledig wird. Die Vennögensrecht»" 
der Frau und Mutter werden durchaus gewahrt. Nur wird bei allem dem, wie 
in Deutschland, \'orsorge getroffen, dass das den Angehörigen belassene Gut 
dem Überächter selbst nicht mehr zu Gute kommen kann; lässt man ihm etwas 
ilavon zukoinmen, so wird es konfiszirt. 

Bei diesen Verfügungen ist aber ein Vorbehalt gemacht bezüglich des 
Hoch verraths: Omnibus, que super criminibus lese maiestatis vetercs 
iuris auctores tarn contra ipsos reos quam successores eo-ruin specialiter 
indu.verunt, in suo robore duraturis. üb das auf die Bestimmungen des 
römischen Rechtes unmittelbar, wie wohl wahrscheinlicher ist, oder auf die 
Bestimmungen der Assisen zu beziehen ist, ist sachlich ziemlich gleichbedeutend, 
da die letztem ziun grössten Theil wörtlich dem römischen Rechte entnonimen 
sind.''^ Hinrichtung und Konfiskation der Güter ohne Vorbehalt eines Rechtes 
der Erben sind die .Strafe, wie auch gelegentlich in den Konstitutionen, denen 
liesondere Bestimmungen über den Hoch^'orrath fehlen, bemerkt wird. ^ Das 
Gut des geächteten Hochvei räthers wird also, wie früher auch in Deutschland, 
konfiszirt, nicht als Wirkung der überacht, sondern als .Strafe des \'erbre- 
ehens, dessen der Überächter fiii- übenviesen «ilt. Die Auffassung, dass der 


114 , — 1 » Vgl. $ 1(KI. 2. Fragm^nta iuri^ Siculi Merkel 35 3. Foiut. 
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}inr(näckii!i' Uiigeliorsain seihst als Ihichverrath zu iH'strafen ist, tritt nicht 
hervor; die in den Assisen niifgefilhrten Fälle des Hochverraths haben durch- 
weg Handlungen ini Auge, welche umnittelbar die Sicherheit des Reichs oder 
des Königs gofährden. Oh hei Klagen auf Hmdiverrath das Achtsverfahren 
seihst, wie in Deutschland, ein heschleunigtes war, sogleich die Oberacht ver- 
hängt werden konnte, ergibt sich aus den Konstitutionen nicht. 

Dass mit der Oheracht Verlust der Familienrechte verbunden 
ist, ergibt sich wohl aus dem nwrliio hdheatnr, wie auch aus der Be- 
stimmung, dass nur die vor derOlierachtserklärung^ geleirenen oder do<;h ge- 
zeugten Kinder Erhnsdite halten, der .Aechter also später keine echte Kinder 
mehr gewinnen kann. Es stimmt das durchaus mit dem ileutschen Rechte, 
während .sich in Italien keine Andeutungen datnr finden. 

Durch die ()beracht wird nun weiter die Friedlosigkeit zu einer be- 
ständigen, da keinerlei Rückkehr zum Gehorsam dem überäehter wietier zu 
seiner früheren Reehtsstellung verhelfen kann. Nur ein Mittel zur Lösung der 
Oberacht ist angegeben; wenn nämlich der OlK-rächter einen anderen Ober- 
ächter erschlägt, fangt oder seinen .Aufenthalt verräth. Es stimmt das mit 
einer .S.itzung des deutschen Rechtes, wie sie sich wenigstens 12BI in einem 
Landfrieden K. Rudolfs findet, wonach der .'Vochtm- aus der Acht gelassen 
werden soll, wenn er einen andern .\echter dem Gerichte überantworti-t.® 

Dil- Friedlosigkeit selbst sehi-int dagegen in Folge der (Aberacht keine 
härtern Wirkungen zur b’olge zu haben. Den blossen .Aechter trifft sie wäh- 
rend der ersbm zwei Afonafe gar nicht; nach A'erlauf derselben scheint sie ihn 
ganz ebenso, wie den OlHirächter zu treffen, da die betreffenden Bestimmungen 
zwar zunächst als Wirkungen der Oheracht angetlihrt, dabei aber durchweg 
der Bannitus und Foriudicatus ganz gleichgestellt werden. Findet sich in Italien 
kein bestimmtes Zengniss, dass man den Aechter tödten dai f, scheint auch in 
Deutschland die Tödtung nach manchen Zeugnissen nur gestattet zu sein, wenn 
er sich iler fiefäiigennahme widersi-tzt, so ist sie hier nicht allein gestattet, son- 
dern es wird dazu aufgefordert unter Verspreidien von Belohnung: uh omiti- 
hiix i> ff,‘ndatur impinii', mleo »t si iptnnn mridi’ril (diipiin, ittdlatn jiroiiuh- 
nitiiiiniiiiM rcren/iir, m’d /»'ifiuiim <t Di'ri'iiitiitin iioariv c.rpcefc/. 

Es steht in der W^ahl dessen, der eines .Aechters gew.altig wird, ihn zu tödten 
oder dem Richter auszuliefern; die Belohnung ist für den Aechter, und auch 
für den Oberächter, wenn es sich um einen andern Oberächter handelt, Lö- 
sung von der Acht; tVir andere Fersonen eine Geldsumme von sechs bis hun- 
dert .Aiigustalen je nach dem .''tande der Ferson. Ist die A'ertolgung der 
.Acchtt-r nicht gerade als Fflicht ausgesprochen, so ist jedenfalls alle Lnter- 
stützung derselben verboten; wie im deutschen Rechte trifft die Receptatores 
oder Ociniltatores derselben gleichfalls die .Acht, während wir in iMlien häu- 
tiger Geldstrafen darauf gesetzt finden. 


114 . I 4 . es Ohff I bunnuHt fdihttn tivf f forltt4hc(ihout>ui emifiioin. sn ivt iler ini 
.’iltesiHii IV\j4» rFtilpM(]f> Xiisatr. oHeiihnr ♦•in .Mi^vTerMiSndtiivs. d« Uier nichi 7Ar<*i Terschie- 
den#' /•■t(|Miiiki«^ K4*in k<«niifn T», Mon (iFrm I. J-M 
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115. — Ist das sixilisolio Aclitsvorfahrt ‘11 i-rst durdi K. Fripiliich II ein- 
itpfiihrt, so wordoM wir dpiiiM*ll)cti alli-rdinas ergänzende oder erläuternde He- 
lege für das dentselie oder italieniselie Verfaliren nielit entnelnnen dürfen. 
Zeigt sich siiditlich der eiutste .\iiscIiIhss an deutsche Einrichtnnpen, mögen 
hie und da die italienischen beaiditet sein, so konnte natürlich auch manches 
ganz unabhängig von beiden den besondern Hedürfnisseii des Königreichs 
gemäss gestaltet werden. Dagegen scheint mir für die Heurtlieilnng der Ent- 
wicklung des italienischen H a n n v e r f a h r e n s überhaupt der Um- 
stand nicht ohne lledeutnng zu sein, dass ein Hannverfahren im Sinne der 
-Veht früher in .Sizilien nicht bekannt gewesen zu sein scheint; die Annahme, 
dass auch das ältere italienische liecht sich auf Zwangsmassregeln gegen das 
fiiit besi'hränkte, scheint darin eine wichtige Stütze zu finden. Würde es sich 
um altlongobardische Einrichtungen handeln, so würden diese sieh dtxdt gewiss 
auf dem sizilischen Eestlande erhalten haben. .Aber auch dann, wenn sich jenes 
Verfahren in Italien erst unter fi-änkischem Einflüsse entwickelt hätte, wäre es 
fast unbegreiflich, dass dasselbe nicht schon früher atich auf die Fürstenthümer 
des Südens eingewirkt haben sollte, zumal ein Heiiürfniss niU'h solchen Ein- 
richtungen vorhanden gewesen zu sein scheint. 

Sn weit sich unsiwe Untersuchungen übc-r das italienische Hannvert’ahren 
auch ausgedehnt halten, so ist doch nicht zu läugnen, dass bezügliidi derEnt- 
wii’klung desselben manches noch unklar bleibt; ich möchte nicht behaupten, 
dass auch mir der eine Hauptpunkt, die Annahme einer Einwirkung deut-si-her 
Einrichtungen, genügend sichergestellt sei, um eine Widerlegung durch er- 
neuerte Untersuchungen nicht mehr envarten zu lassen. Nach .Massgabe der 
bisherigen Erörterungen aber möchte ich als vorläufiges Ergebniss etwa Fol- 
gendes annehmen : 

Das ältere italienische Ungehorsamsveifahren kennt auch bei .Strafsachen 
nur Zwangsinassregeln gegen d.os (int; dii* l«>i der deutschen .Acht in den 
A'ordergrund tretende Friedlosigkeit der Person ist ihm unbekannt.* Auch der 
Ungehorsam gegen den König wird in Italimi nur durch hohe (ield.strafen ge- 
büsst, welche von daher Eingang in Deutschland finden.^ liegen Ende des 
eilfteii .lahrlmnderts fimh't dann aber von Deutschland her der lluichsbann 
Eingang'*, bei welcher die aus der Ungnade des Königs sich ergebende Fried- 
losigkeit der Person in den Wirdergrund tritt, und zwar so sehr, dass das 
früher in Italien allgemein übliche prozessualische Zwangsmittel der Heschlag- 
nahine des (iiites beim lleichsbannverfahren ganz entfjillt. ' Nur handelt es 
siidi freilich dabei nicht um eine einfache Uebertragung des deutschen Ver- 
fahrens auf Italien, sondern wesentlich nur um die .Aufnahme jenes bis dahin 
dem italienischen A'erfahren fremden Begriffes, während man sich im übrigen 
vielfach aufs engste an die hergebrachten italienischen liechtseinrichtungen, 
oder aber auch an die Hestinmningen des um diesellie Zeit zu allgemeinerer 
Heltnng gelangenden römischen Hechtes hält, anderes sich sichtlich den be- 
sonileren Heilürfnissen (h s Landes gemäss ganz unabhängig vom deutsirlieii 

115. — I. Vgl, § 4g g. Vgl. ;{. Vgi §4i, 4 . Vgl s lo'Z 
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Brauclie gestAttct. Während aber iin zwölften Jahrhunderte sich doch noch 
mancher nähere Anschluss an diesen ergibt ^ nähert sich im dreizehnten Jahr- 
hunderte auch der Keichsbann \nelfach dem eigenthümlichen Bannverfahren, 
welches sich in den italienischen .Städten ausgebildet hatte®, und gewinnt zu- 
gleich immer weitere Ausdehnung, so dass er nun auch im Civilprozesse immer 
häufiger angew andt wird. ‘ 

Was dann den städtischen Bann betrifft, so finden sich hier so be- 
deutende Abweichungen, dass .an eine einfache l'ebertragnng des Reichsbannes 
auf das ^^n•fahren in den städtischen fierichten nicht zu denken ist. Aber tnr 
die Annahme einer Beeinflussung des Keichsbannes durch deutsche .Auffassung 
scheint mir auch da zu sprechen, dass geriuie solche Bestandtheile des städti- 
schen Bannverfahrens, welche dem Reichsbanne nicht entnommen sein können, 
sich den besondem italienischen Rechtsbestimmungen oder Verhältnissen näher 
anschliesseu, während nichts ün Wege steht anzunehmen, dass das städtische 
Bann verfahren erst durch l'ebernahme der Friedlosigkeit aus der Reichsacht 
zum Ab.schlusse gelangt, in dieser Richtung demnach doch mittelbar auch von 
üeuts(!hland her beeinflusst sei. In den ältesten Zeugnissen über das städtische 
Bannverfahren finden wir wi'sentlich nur zwei Massregeln erwähnt, Rir welche 
dem Reichsbanne Entsprechendes fehlt, Beschlagnahme oder Verwüstung des 
fiuts und Vewidsung aus der .Stadt. Dass die Zwangsmassregeln sich vor- 
zugsweise gegen das Gut richten, wenn auch zum Theil in anderer Weise, als 
das im älteren RechU' bestimmt ist, wird sich anstandslos aus einer s(diärfeii- 
deu. Weiterentwicklung desselben erklären lassen. Für die beim städtischen 
Baimverfahren so sehr in den Vordergrund tretende Ausweisung aus der .Stadt 
und ihrem Gebiete .scheint sich freilich im ältern italienischen Rechte kein be- 
stinnnüM'er Anhalt.spunkt zu bieten, während andererseits auch dem Reiclis- 
bannverfahren entsprechende Massi'egeln fehlen. Ich möchte annehmen, dass 
dieses .Answeisungsverfähren sicli erst auf der Grundlage städtischer .Selbst- 
ständigkeit, frühestens zu Ende des eilften, wahrscheinlicher erst in der fl•ühern 
Zeit des zwölften Jahrhunderts bestimmte-r entwickelte. Wir wiesen schon 
früher darauf hin, dass ein Verfaliren, welches ausser allem organischen Zu- 
sammenhänge mit dem Reichsgericlitswesen überhaupt steht®, welche.s ledig- 
lich den .Stadtbezirk als ge.schlossenes Rechtsgebiet im Auge hat, schwerlich 
in einer Zeit geordneter Wechselbeziehungen zwischen Reichsgerichten und 
Ortsgerichten, wie wir sie im eilften Jahrhunderte noch finden, entstanden sein 
kann; während es durchaus einer Zeit entspricht, in welcher mit der steigenden 
.Selbstständigkeit der .Städte das Gemeindebewnsstsein sich steigerte, das ge- 
sammte Rechtsleben sich auf engste Krei.se beschränkte. . Es wird weiter zu 
lieachten sein, dass die -Ausweisung vorwiegend in .Anwendung gebracht winl 
gegen Zahlungsunfähige, mag die Fonlerung nun durch A'ertrag oder durch 


115.-1 .A. Dutiiii wird insWsondere auch der er^t später zu erörternde Umstand zu ziehen 
sein, das?» es »ich hei den AiLsnahm^ffillen. in welchen in Italien noch in itanli.i.rher Zeit in 
deutscher Wejwe das Urtheil gefragt wird, fast aiKsrhliesslicli um Verhängung KehdiK* 
hauut's Jiandelt. 0, Vgl. § 88. I, Vgl. § h*9. 8. Vgl § (I:{. h’5. 


Digitized by Google 



Vor«it*endP. 


225 


Missftthat begründet sein, dass sie in dieser Riehtiing an die Stelle der alten 
Sidiiildkneehtsi'haft getreten s(‘in muss; und wussten wir aiieli nicht bestiinniter 
naehznweisen, wann tmd wie dieser Uobergang erfolgte*, so liegt doch gewiss 
die Annahme sehr nahe, dass die Beseitigung der .Schnldknechtsehafl in engerem 
Zusammenhänge mit der steigenden Beiieutung des stiidtischen Biirgerthnms 
erfolgte. Sn weit scheint sich das städtische Bannverfaliren ganz selbststän- 
dig, insbesondere ausser allem Zusammenhänge mit der deutschen .Acht ent- 
wickelt zu halu'n, von welcher sie sich denn ja auch gerade durch die dadurch 
bedingten Eigenthiimlichk(*iten, durch die Anwendung nicht blos gegen den 
Ungehorsamen, sondern auch gegen den Gehorsamen, nicht blos bei Klagen 
um Missethaten, sondern auch um Schulden, durch das Hervortreten der 
Massregeln gegen das Gut vor denen gegen die Person, aufs bestimmteste 
unterscheidet. Dagegen scheint der Begriff der Friedlosigkeit auch dem altem 
städtischen Bannverfahren nur bekannt zu sein in der Beschränkung, wie; sie 
si(di iuich im ältern longobardischen Hechte findet, der Gi'stattung der Hache 
des Verletzten oder seiner Verwandten, welche sich auch später noch geltend 
macht in dem besondern Gewichte, das auf die Erlangung der .Sühne gelegt 
wird, während dadurch auch die Massregel der Ausweisung des Verbrechers 
zur Erhaltung des Friedens in der .“stadt n.ihe gelegt sein musste.'® Eine all- 
gemeine Entziehung des Hechtsschutzes, eine hYiedlosigkeit gegen Jedermann 

scheint dagegen dem ältern Verfahren fremd gewesen zn sein, ist er.st um den 

Beginn des dreizehnten Jahrhunderts in städtischen .Statuten bestimmt nach- 
zuweisen"; wie überlwupt allgemeine .Schmälerungen der KechtsfUhigkeit in \ 
denselben nicht früher erwähnt werden. Und wie es scheint, dass der Aus- 
ilruck Bann erst unter K. Friedrich I vom Heichsbanne auf das entsprechende 
städtische Verfahren übertragen wurde'*, so dürfte auch die dem ältern italie- 
nischen Rechte anscheinend fremde Friedlosigkeit in dieses er.st durch die .\n- \ 

Wendung beim Heichsbanne Eingang gefunden halam. .Sind diese .Vnnahmen 
richtig, so würde auch die abweichende und sichtlich zum grossen Theile auf ' 
einheimi.scher Grundlage beruhende Gestaltung des städtischen Bannes unserer 
Ansicht nicht iiTi Wege sein, dass das Reichsbannverfahren in Italien in seinen 
Anfängen wesentlich durch das entsprechende deutsche Achtsverfahren be- 
stimmt war, während seine bedeutenden Abweichungen von diesem dann zum 
grossen Theile daraus zu erklären sind, (hiss es sich nicht bloss dem italieni- 
schen Hecht(> im allgt'ineinen, sondern insbesondere tiuch jenem Verfahren, wel- 
ches sich in den italienischen .Städten zunächst selbstständig entirickelt hatte, 
später näher anschloss, wie es umgi“kehrt auch s(>inerseits auf die Weiterent- 
wickhmg^di-s städtis-hen Verfahrens nicht ohne Einfluss geblieben zn sein 
scheint. 


X. voR,srrzj:xDE. 

llß. — Die B.-fngnisse des einz.elnen Gerichtes werden .abhängig sein 
von den Befugnissen, welche d(‘ii zu Gerichte sitzenden Personen dauernd oder 

9 VkI. §4G. 10. Vgl. §51. 11. Vgl. § 5.1 n. 22. 12. Vgl. § 58 n. 12. 18. Vgl S 44. 
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doch für den Ein*clfall zustehen. Die.se Personen werden in den Gerichteur- 
knnden durchweg genau angegeben; in den ältern sogleieli iin P2ingange naeli 
Angabe des Gerii'htsortes. Dabei werden nun nlier iiiuner zwei Klas.sen von 
Gericlitspersonen, Vor.si t ze n de und Hei.sitzende, seliarf auseinander- 
gehalten. Für jene wird der Ausdnick I{e»uh>re in iinJü'io ad itinijiiUtriim 
haminam inntitias fni'ii'ndnJi nr deUhi'raiida« gebrauclit; die dann folgenden 
Beisitzer werden aufgefülirt als liesidmh’x nun en oder rinn rin, näinlidi den 
A'orsitzenden. In den ältesten Korinularen tritt der Gegensatz noch schärfer 
«ladurch hervor, dass dieselben nicht als Bericht di‘s schreil«‘nden Notars, 
sondern als Bericlit der Vorsitzenden gefasst sind. Nur diese führen sich selbst 
in erster Person ein: Dum rao N. rmrdinnnn oder nox N. et iV, rrxrdixxr- 
miix, während sie dann ihre Beisitzer mit Jtexidrntihux nobixeum oder adr- 
ranl nobixeum auIRihren. Bei den Unterschriften tritt der Unterschied in iler 
Regel weniger scharf nur dadinrh hervor, dass die Vorsitzenden zuerst unter- 
schreiben; zuweilen aber doch auch hier Iiestimmter, indem nur die Vorsitzen- 
den mit Praefui unterzeichnen, während die Beisitzer sich des gewölmlii’hen 
Jntrrfui bedienen.' 

Die genauere Feststellung der Thätigkeit der einen und iler andern im 
Gerichte bleibt späterer Ihitersiicluing Vorbehalten. Für unstwe nächsten 
Zwecke kann es genügen, darauf hinzuweisen, dass nur die V'orsitzi-nden als 
Träger der Gerichtsgewalt erscheinen, wie sich d.is aus jeder Gerichtsurkunde 
ergibt. Zunächst an sie wendet sich der Kläger mit der Forderung, ihm Recht 
zu s<'haffen, sie laden Parteien und Zeugen; insbesondere sind nur sie l«ei der 
.Ausfiihnmg des Urtheils thätig, so durch Krtheilung der Investitur, ^'erhän- 
gung lies Königsbannes, oder indem sie die .Vusfldirung desselben befehlen 
(wler verbürgen lassen; auf ihren Befehl wird die Gerichtsurkunde gefertigt. 
Als Träger der Gerichtsgewalt werden die ^'orsitzenden ansdrücklich bezeiidi- 
net, wenn 8til) der Kaiser ein tiericht mit einer Reihe .seiner Gros.sen besetzt 
und bei den beiden F.rstgcnannten bemerkt wird; <piox ad ilixfrinitendutu in 
eodrui jdeu-ito pre freit- ähnlich lieisst es 1023 vom Vorsitzenden Königs- 
boten in iler Unterfertigung: (^»/ ibi fuit et dixti-ietum feeit.'^ 

Die Befugni.s.s des Gerichtes überhaupt wird daher immer liedingt sein 
durch die Gerichtsgewalt der Vorsitzenden. Damit kann iK'.steheii, dass dieser 
seine volle Gerichtsgewalt nur üben kann unter Zuziehung von Beisitzern be- 
stimmter .Stellung, wie wir dafür in späterer Zeit manche Beispiele linden 
werden; so wenn im Gerichte des Bofvikar oiler (irossholju.stitiar nur Hof- 
richter, oder im l.ehensgerichte nur Lehensgenossen beisitza-n sollen. Aber die 
besonderu Befugnis.se die.ser .sind doeb nicht bestimmend für den Umfang der 
(iewalt des Vorsitzenden und damit des Gerichts, sondern nur für die Mög- 
lichkeit der .Vusübuug. Und in älterer Zeit werden wir überhaupt darauf fast 
gar kein Gewicht gelegt finden; es wird sich zwar ergelien, dass gewisse Per- 
sonen zunächst als Beisitzer in höherii. andere in niederii Gerichten vorziigs- 

116 . — 1 . Miturelli Ann. I, IßO. Mon. patr, Ch. I, .152. Ughelli .% ö28 2. Script. 
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weise verwandt wurden, eine schärfere Scheidung da alier keineswegs statt- 
fiind, die Gewalt des hiihern Vorsitzenden keine geringere war, wenn seine 
Bei-iitzer auch vorwiegend oder sellist ausschliesslich dem niederen Kreise 
entnommen waren. 

117. — .Auffallender ist der Umstand, dass wir in Italien in früherer 
Zeit häufig eine Mehrzahl von Vorsitzenden finden, und zwar auch 
von A^orsitzenden verschiedener Stellung. AVährend in den deutschen Gerich- 
ten wenigstens regelmässig nur ein Richter vorsitzt, können wir das in Italien 
kaum als die Regel iHwichnen, zumal in den höhei'en Gerichten. Ueberaus 
häufig finden wir zwei, nicht selten auch drei, zuweilen noch mehrere Vor- 
sitzend«? ', welche als solche ausdrücklich von den Beisitzern geschieden sind. 

Dalx'i ergeben sich nun verschiedene Fälle. Zunäch.st können es mehrere 
Vorsitzende ganz derselben Stellung sein. So sehr häufig zwei oder 
mehrere Königsboten. Es erscheinen weiter nicht selten mehrere Brüder als 
Markgrafen oder Grafen einer Grafschaft, welche dann gemeinsam Vorsitzen. 
Dahin werden wir es auch zu ziehen haben, wenn der Kaiser mit seinem .Sohne 
vorsitzt*, oder die Markgräfin Beatri.x mit ihrem Gemahle® und häufig mit 
ihrer Tochter Mathilde, oder ein Markgraf von .Saluzzo mit seiner -Mutter.* 
Das nur in frühester fränkischer Zeit vorkommeude Vorsitzen mehrerer Loco- 
positi oder .Scabini werden wir später genauer besprechen. 

In andern Fällen handelt es sich nicht um Vorsitzende derselben, aber 
d(K'h e n t s p r e c h e n d e r .S t e 1 1 u n g , insofern der weltlichen die als gleich- 
stehend zu lietrachtende geistliche Gewalt zur .Seite tritt. .So beim gemeinsamen 
Vorsitzen des l’abstes und des Kaisers® oder Boten des Pabstes und des 
Kaisers®, oder beim Vorsitzen des ürtsbischofs neben dem Grafen. 

Gar nicht selten finden wir nun aber auch Personen höherer und 
niederer .Stellung gemeinsam dem Gerichte Vorsitzen, insbesondere den 
höheren Richter mit dem ihm untergeordneten niederen. In Deutschland gilt 
der allgemeine Grundsatz, dass d(‘f niedere Richter dem höheren den .Sttdd 
räumt, dass seine Thätigkcit aiifliört, wenn der höhere Richter, als dessen 
.Stellvertreter er betrachtet wird, .selbst anwesend ist. Auch für Italien wird 
wenigstens bezüglich des Kaisers Aehnliches ausgesprochen, wenn Otto von 
Freisiug sagt: AUa iiub'tn c.r unliijim ronnuehulint' mmiaJise traAitiir iii- 
Ktitia, ut prindpf Itnliam ivtrniiie fiiuctae fococc deheant tUtfmfatc* et 
tuaflintmtiiJ» ae ad ipuhift mit um fteritmhim selta lepnm iiirlsijiie peritm'inn 
iiidieiirm miiversa trnrtariA Und dem entsprechend sehen wir denn, auch 
vom Gerichte des Königs abgesehen, nicht selten im Gerichte des Königs- 
boten* oder des Markgrafen* den Ortsgrafen einfach in die Reihe der Bei- 
sitz<‘r zurücktreten. 


117 . — 1. z. B. 824 sectis: Tirabosclü Non. 2, 41 ; 1023 fünf Künigsboten; (lattnls 
Hist. 1 , 77. 2. 972. 1027; l.upu» 2, 303. Rnbei.s Aquil. 500. 8, Ijimi Mnn. I, 3.37. 

4. lOIkl: Mnletii I, 274. 5. 907. 1001 : Kanlu7.7.i 2, 27. 3. 17. 6. 838: Fantnixi 2. 5. 

7. (leata Friü. I. 2. c. 1.3. 8. 820. 971. 1091: Antiq. It. 1, 4G1. Antich. Est. 1. 152. 

Isipus 2. 774. «. 993. 1058. 72; De Dionisiis 170. Itena e Camiei 2b. 6. 3a, 52. 
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Es ist das al>or kpineswojis als die Regel, sondern eher als die Ausnahme 
zu betrachten; häufiger sitzen der hiihere und der niedere Richter gemeinsain 
dem Gerichte vor. .So iuNbe.sondere oft der Ortsgraf mit dem Kiinigsboten 
oder dem Markgrafen." .Vehulioh finden wir als Vorsitzende den Markgra- 
fen" oder den Roten des lleraogs" neben dem Königsboten, den Ortsgrafen 
neben dem Roten des Herzogs", den Vicecouies neb<-n dem Grafen", dein 
Riscliofe" oder der M.arkgräfin. " Ja neben dein Kaiser sellist erscheint 970 
wiederholt der Fürst und Markgraf Pandulf als Vorsitzender'**, wie 1047 
dem Kaiser .sein llofkanzler zur .Seite tritt. 

Und daltei handelt cs sich nicht um einen blos formellen Unterschied 
zwischen Vorsitzenden und Reisitzenden. Nur hie und da scheint lediglich die 
Rücksichtn.ahme auf die hervorragende .Stellung einer Person dafür massge- 
bend gewesen zu sein, sie unter den \a)rsitzenden zu nennen; so insbesondere 
in Fällen, wo der Ortsbisehof als Vorsitzender neben dem weltlichen Richter 
erscheint, während doch weiterhin nur die.ser thätig ist.*“ Es .sind vielmehr 
in der Regel alle als Vorsitzende Genannte, aber auch nur diese, bei Uelmng 
der Gerichtsgewalt durchaus gleich betheiligt. Wo das überhaupt liestinmiter 
sichtlich wird, sind es alle Vorsitzende, mögen sie gleichen oder untergeoixl- 
neten Ranges sein, an welche die Klage gerichtet wird, welche die Reklagteii 
vorladen, die \'erhaudlung leiten, den .Spruch ausführen, den Königsliann ver- 
hängen, auf deren Refelil die Urkunde gefertigt wird; während da, wo nur 
ein Wirsitzendcr genannt wird, aui;h nur dieser in der genannten M’eise thätig 
wiril. .Ausnahmen finden sich allerdings in der einen, wie in der andern Rich- 
tung; aber abgesehen von einzelnen, später genauer zu erörteriuhm Fällen, 
Werden w ir befugt sein, d.arin eine blosse Ungenauigkeit der Fassung zu sehen. 
.So haben wir mehrere an deinseltien Tage ausgestellte Urkunden aus einer 
lO.'JH Februar 22 zu Vivinaja in der Gratschaft Lucca gehaltene Gerichts- 
sitzung; in einer sitzt nur der Kanzler vor, während der unter den Reisit/a-rn 
aufgefiihrte Graf mit ihm den Rann verhängt; in einer andern erscheinen beide 
als Vorsitzende, während nur der Kanzler den Rann verhängt.*' 

]>ie Melu'zahl der Vorsitzenden würde da, wo auch das Urtheil ihre 
.Sache ist, ihre einfache Erklärung darin finden, d.ass man für die Gerechtig- 
keit desselben eine erhöhte Rürgschaft suchte, ln wie weit das in Italien tür 
gewisse Perioden zutraf, werden wir später genauer zu imti-nsucluMi haben. 

Für die Jahrhunderte aber, W'elchen wir unsere Reispiele entnahmen, 
kann dieser Gesichtspunkt nicht der in.a.ssgelK;nde gewesen .sein. Denn der 
Vorsitzende erscheint da nur als Träger der Gerichtsgewalt, nicht als Urtheiler. 


117. -I 10. 840-1037: Mem. di laicca 5b. .337. Tirabosebi Non. 2, 97. I.upus 2. 114. 
Ugbolli 1,888. Fatlesrlii 304. 321. .\iilicb. Est. I. 128. Aiitiq.lt. 1.493. Script It. lU 
499. .SarioH 1, 7C. Faiituiii 2. (i7. 72. 11. 1013-1072: Anticli. Est. 1. 88. .Script. It. 

2 b. 9tr2. Antiq. It. 1, 299. 301. OtiC. 2. 9.55. 12. S97. lORS. 73: Mcni. di l,ucca 4e. 

71.5 c, ÜU8. Antiq. It. 1, 489. 13. Sl.5: Antiq. It. 2. 97:1. 14. 99.5: Fattesebi .307. 

1.5. 91 1 : Kniiclli 1,290. 1«. 1009: All.-. P. 2, 329. 1 ;. 1078: Ileiia o t'amici 3b. «1 . 

IS. .Script. It. I li. 443. 2 b, 902. 19. üghclli I, 450. 20. 890. 898: Cinlini 2. 472. 

Uuselli 1, 280. 21. Antiq. It. 2, 983. I, 471. 
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Und dann lipgt dioFragp nalic, wplidieu Zweck konnte inan insbesondere nooli 
beim Vorsitzen des niedern Hiehters nelien dem liöliern im Auge liabeii, da 
ja die tiesehränkti-re (ierielitsgewalt Jenes in den ausgedelmteren Hefngnissen 
dieses vollständig enthalten war? leb denke, dieser Zweck dürfte zunächst 
darin zu suchen sein, dass man den Entscheidungen ein grösseres (Jewicht zu 
gelten suchte einerseits allerdings durch die au und tVir sich ausgedehntere 
(iewaltdes einen, andererseits aber auch durch die am Orte selbst sich stätiger 
lühlbar machende (iewalt des andern. Insbesondere musste ja auch die weiti're 
Austiihrung und AutVechthaltung der Entscheidung vieltiu-h vorzugsweise .Sache 
des niedern Richters .sein, wie das mich in den Urkunden wohl bestimmtm' 
hervortritt. .So investiren 1028 Herzog und Graf gemeinsam; dann heisst es: 
Kt — coepit ipse l'tjo cliuv marchio prnnhTi’ mmiihas ip^um lU. iibhateiii 
i't dalif eitm in mntuim li. comitis et pmeeepit ei de parte impemtonn et 
mui: ul qitiatmque de iviits ipsiiw monasfei'ii tollere voluerit aut eunirei 
noelrum hannum feeen'it, faeiaa tu Jl. eomes ipsitm bannum soleere, qiio- 
inodo pratiain dei et d. imperatoris et tneam habere cupis.'^'^ Während 
lü.'lü ein Königsboto und diu Grafen von Bologna als Vorsitzende gemeinsam 
investiren und bannen, geben nur die letztem einen Gerichtsboten zur körjier- 
lichen Einweisung*^; ähnlich gibt 1081 zu Parma die Geriehtsboten der Bi- 
schof, zugleich ürtsgraf, gomcinsani mit dem Könige, während übrigens nur 
dieser als Vorsitzender thätig ist.*^ 

Mit den Aendenmgeu im Gerichtswesen hört im zwölften Jahrhunderte 
das gemeinsamo Vorsitzen höherer und niederer Richter auf. In der Regel 
erscheint jetzt nur ein Vorsitzender. Finden wir mehrere, wie da-s insbeson- 
dere bei delegirten Richtern, .Schiedsrichtern, Lehnsrichtern und städtischen 
Konsuln der Fall ist, so sind es solche, welche in ihren richterlichen Befug- 
nissen ganz gleichstehen, bei welchen üherhaupt die sonst dem Einzelriiditer 
zustehende Befiigniss nur in der Weise auf mehrere Personen übertragen er- 
scheint, dass sie dieselbe gemeinsam, nicht auch einzeln ausübeii können. 

118. — Jenes gemeinsame Vorsitzen von Richtern verschieilencn Ranges 
könnte allerdings den Gedanken nahe legen, es hätten, so weit überhauiit mit 
Königsbann gerichtet wurde', bestimmtere .Abstufungen der Gerichts- 
barkeit, eine geordnete Reihefolgc höherer und niederer Gerichte mit ge- 
nauerer Abgränzung ihrer Befugnisse nicht Is’standen. üilss sich in den Ur- 
kunden so sehr seilen darauf bezügliche .Andeutungen finden, wird allerdings 
darauf schliessen lassen, dass in dieser Richtung die Gränzen kaum sehr be- 
stimmt festgestellt waren oder genau eingehalteu wurden. Aber von anderm 
abgesehen tiiulen wir zunächst wenigstens bezüglich der örtlichen Ausdehnung 
der Gerichtsgew.dt auch in Italien eine bestimmte .Stufenfolge der höhern Ge- 
richte, welche sich im allgemeinen den deutschen A'iThältnissen anschliesst. 
Nur dass in Italien die einzelne Gerichtssitzung nicht ausschliesslich nur der 
einen oder der andern .Stufe angehört, die verschiedenen übergeordneten Gc- 


22. Script. It. 2b. !)92. 28. Sarioli I. 76. 24. Affi P«rma 2, 335, 

118 . — 1 . Vgl. § 23. 


Digitized by Google 



230 


V n r t i 1 1 e n il e. 


■waltpii j'leiclizi'iti}' wirksam wiTdcn. So fiiiikni wir eint dreifache rn richts- 
gewalt vertreten in einer 1028 im marsischen Gebiete i;elialteueu Gerichts- 
sitzung.^ Der Herzog Hugo vertritt, da er damals ausdrücklich zum Königs- 
boten be.stcllt wilr^ (einmal die königliche Gerichtsgewalt, dann als Herzog 
von Spoleto die de.s höhern Ortsrichters, wählend die des ordentlichen Orts- 
richters durch den Grafen vertreten ist. Alle drei werden denn auch liei den 
Verhandlungen ausdrücklich betont. Der Abt von Casauria wendet sich mit 
einer Klage an den Herzog und fordert ihn auf: Moiki fadte nohis iiiditiam 
de parte d. hnperatoria et de parte veatra et de parte li. eouütia, in euiua 
eomitatnm et potealatiin ipaae rea pivtlneyit; und wieder heisst es, dass der 
Herzog und der Graf den Abt investirten de parle d. imperatoria et de aua 
I'gonia diieia et Ji. eomitia. 

Die hier erwähnten drei S t u f e n , Gericht des Königs, Herzogs oder 
Jlarkgrafen, Grafen, oder doch ihnen ents|irechende, ergeben sich uns über- 
haupt als die regelmässigen Stufen der höhern GerichLsbarkeit. Werden unsere 
Untersuchungen sich vorzugsweise nur mit jener ersten, dem Gerichte des 
Königs und des Reichs beschäftigen, so werden wir doch schon des vielfachen 
Ineinandergreifens der ver.schiedeiien .Stufen wegen von den andern nicht ganz 
absehen können, wenn wir uns bei Besprechung dersellien auch auf das be- 
schränken, was für ihr Verhältniss zur ersten von Bedeutung scheint oder sich 
b«>i Untersuchung derselben nebenbei ergab. Gab es dann aber unUir dem 
Grafengerichte noch niedere Gerichte der verschiedensten Art, so werden wir 
von diesen für unsere Zwecke zunächst ganz absehen können. 

XI. GlUUVSCllMT. 

119 . — Das Gericht des Grafen haben wir als das regelmässige 
höhere Gericht zu betracliten; der Graf ist der ordentliche höhere Richter, 
welcher im allgemeinen befugt ist, in seinem .Sprengel über alle Personen und 
alle .Sachen zu nrtheilen, welche seiner Gew.alt nicht ausdrücklich entzogen 
und höheren Gerichten vorbehalbm sind. Das ganze Königreich war in frän- 
ki.schcr Zeit in Grafschaften getheilt; ineistentheils fielen die.se mit einem Bis- 
thume zusammen, so dass die Bischofsstadt zugleich Sitz eines Grafen war; 
doch war auch der Fall nicht selten, dass die Grafschaft den Umfang des Bis- 
thums nicht erfiillte, nelien der Grafschaft der Bischofsstadt noch andere 
Grafschaften im .Sprengel bestanden. An «Icr .Spitze der Grafschaft stand ein 
anfangs vom Könige amtswu'ise gesetzter, später von ihm oder einem der 
Grossen belehnter Graf. 

Dieser Zustand hat sich nun aber bis zur staufischen Zeit mannichfach 
geändert. Der alte Umfang der Grafschaften hat sich allerdings noch vielfach 
erhalten. .\ber nur selten finden wir ganze Grafschaften noch im Besitze 
weltlicher b e 1 e h n t e r G r a f e n. In Oboritalien war das so sehr die Aus- 
nahme, dass (Jtto von Freising nur den Grafen von Blandrate zu nennen 


H».-] 2. Script, It. 2b, 902. 8. ^ .ript. It. 2b. S4Ö. 
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weis», welcher iiiieh das i>auze (jehiet vun Nuvara, fix ipm cifilale exi'epta, 
hellerrselite. * Küliil er das auf die iJej'iiii.stij'im;; des ( Jrafeii diindi Mailand 
zurück, so handelte es sich doch nicht etwa um blosse (iewaltherrschid't. In 
kaiserli(!hein Pi ivilej; für den Graten 1 löG heisst es, dass ihm alle Besitzungen 
und iihren bestätigt werden: 1‘i‘ekTca cunjuctam ptT totum coiiUlaliim ct 
fpinfopatiitn Noviirie t-idan coiniti intepridiUr coufirinitmiM, nt nnllini in 
foilem ivmitalu ah aUqno condncatur iiixi ah ipw conüU vel a suo minso, 
>u‘c aliqnu pnpna tu conhitutu Jiat, uini in eiimtli'in ioinillti qhrt'Sfncia ; der 
Kaiser bestätigt ihm weiter lihcram poleslntem innticiam et injicinrii ja- 
eiendi per eoiuittttiim aunm^; der Graf hatte sich demnach im reichslehn- 
baren Besitz der wichtigsten gräflichen Kechte für den ganzen l’niläng einer 
alten Grafschall behaupbd. Buch finden sich wohl auch sonst noch in (Jber- 
italien ungetheilte Grafschalten vom Reiche an einzelne GeschlechU'f verliehen. 
.So leiht K. Heinrich 1191 dem Markgrafen von Este die Grafschaft Rovigo^ 
dem Grafen Rambald die Grafschaft Treviso' mit dem Bemerken, dass die- 
selben von den Voreltern ererbt seien. Nur freilich beweist diu \'erleihimg 
noch nicht die thatsächliche Uebung; zumal in letzterm Falle, wo es sich um 
eine .Stadt handelt, der nach dem Konstanzer Frieden die Regalien ausdrück- 
lich zugesichert sind, kann von wirksamer gräflicher Gewalt im ganzen Ko- 
nlitate nicht die Rede sein. Doch schliesst das nicht aus, dass solche Grafen 
sich immerhin im Besitze einzelner gräflicher Rechte auch über den Umfang 
ihrer eigenen Besitzungen hinaus erhalten mochten; so kommt 119ü ein Streit 
über ein Lehen des Kajiitels von Treviso an.scheineud durch Appellation zur 
Entscheidung des Grafen Rambald*, wofür wohl nur seine gräflichen Befug- 
nisse als uiiissgebend gedacht werden können. In den Lehnbriefen des vier- 
zehnten JahrhmulerLs tiir die Colalto ist dann aber, obwohl sie noch den Titel 
Grafen von Treviso tühren, durchaus mu' von der Gerichtsbarkeit über ihre 
eigenen Besitzungen die Rede.'* Hie und da finden sich sogar noch Neuvrn- 
leihungen geschlossener Grafscharten; so belehnt K. Friedrich 1159 den Tinto 
von Cremona de coiaitatn Inside Fnlehxrie mit genau angi-gebenen Gränzen 
und mit allen aufgozählten Rechten, inre conütatni ad eondteni pertinm- 
tihns. ’ 

120. — Bie .’ilten Grafen waren zunächst vielfach beseitigt diu-ch die 
gräfliche Gewalt der Bisch ö f e. Handelte cs sich bei Verleihung der- 
selben durch den König anfangs meistentheils nur um die gräfliche Gewalt in 
der Bischofssbadt selbst und einem Iwstimmten Umkreise, welche dem Grafen 
entzogen und auf den Bischof übertragen wurde, so wurden doch auch sehr 
häufig ganze firafscharten au die Bi.schofe übertragen. Für unsere Zwecke ist 
dann der Bischof zunächst einfach als Graf zu betrachten; wir finden ihn nicht 
allein die Rechte de.s Grafen übend, insbesondere dem Grafengerichte vor- 

119. — I. tiosta Friii. I. 2. c. 14. 2. Biihiiier .Vctu UO. 3. .tiuicli. E^t. I. .357. 

4. Aiitiq. !t. 1. 43:i; Tgl. 2. (it>. 5. *'al«gcr.i N. II. .34«. 67. 7:1. tt, Babmer .\cta 

446. 474. 7. Biihnier .\ct.*i 101. Die VerleihuDg de.s gsuzeu Rouiitat.s Irre.-» an den 

Grafen Ton Blandrato 1210, Iluillard 1, 616. erscheint bedenklich bei Vergleich mit den 
Urkunden Mou. patr. Ch. I, 1162 und Iluillard 1, 605. 
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sitzciir), -soiidiM ii er führt ;\uuh sehr liäufig iiusdriicklieli den Titel eines Grafen 
nelien dein eines Bi.sehofes; anfangs vurziig.sweise mir dann, wenn er zu Ge- 
richte sitzt oder sonst gräfliche Rechte übt. So sitzt zuerst, so weit ich sehe, 
1059 der Biscliof von Arezzo als Epincopaa H comes zu Gerichte.' Besass 
dieser kaum die ganze Grafschaft, so tritt bei andern wohl schon iin Titel 
hervor, dass ihre gräfliche Gew'alt sich über die ganze Grafschaft oder das 
ganze Bistlunn erstreckt. .So heisst cs lü65: eplscopua aaiu-le Placenthw 
t'ccU'aia et comea idiia eomlfatu Placeiilino'^ ; 1081; epiaeopna et priwaea 
ipsiiia Parmenala epiacopii et coniitatiia^ ; 1112: Tridentine aedia epiaco- 
pus et eomea ipaiua epiaeopatiia* ; 1172; Terdoneiiaia eplacoptia et eomea 
et tociiia terre preaea.^ ln staufischer Zeit wird dann die Bezeichnung als 
Bischof und Graf ininier häufiger.® 

Je häufiger der Titel, uni so weniger war freilich von wirklicher Uebung 
der gräflichen Befugnisse durch die Bischöfe noch die Rede. Fast nur da, wo 
deutscher Einfluss bestimniter sich geltend machen koniite, wie zu Aglei und 
Trient, gelangten auf solcher Grundlage die Bischöfe zu landesfürstlicher Ge- 
walt Durchweg kam die thatsächliche Uebung der weltlichen lloheitsreehte 
des Bischofs an die städtischen Gemeinden; theils so, dass auch formell die 
Rechte des Bischofs ganz beseitigt erscheinen, theils so, dass das Recht des- 
selben mir noch darin seinen Ausdruck findet, dass er die Konsuln mit den 
Iloheitsrechten belehnt. Ini Konstanzer Frieden 1183 heisst es ausdriieklieh; 
In eivitate illa, in qiia epiaeopna per prii'Uepinm imperatoria aire regia 
eomitntnm linhet, ai eonanles per ipenm. epiaeopnm eonanlatnm recipere 
aoh-nt, <d> ipaoreeipiant, aienf reeipere eonaiwveriint; alioquin uiHtqiiaeque 
eii'itna n nohia eonanlatnm reeipiet^; wo sich alle Reste der bischöflichen 
Hoheit bereits verloren hatten, sind sie demnach damals auch da nicht herge- 
stellt, wo der Bischof die Verleihung der Grafschaft erweisen konnte. 

Doch wird man in die.ser Richtung auch nicht zu weit gehen und überall 
alle weltlichen lloheitsreehte der Bischöfo als durch die .Städte beseitigt be- 
trachten dürfen. Ein so mächtiges Gemeinwesen, wie l’arnia, schloss noch 
1221 einen Vertrag mit seinem Bischöfe, worin ihm die Investitur des Podesta 
odiT der Konsuln zugestamlen und sein althergi'brachtes Recht beim gericht- 
lichen Zwaükaniid', wie seine nu.sschliessliehe Befugiiiss zu einer Reihe richter- 
licher Ifandlimgon, wie Emanzipationen, Bestellung von Kuratoren und Tutoreii, 
Bewilligung zur Veräusserung von Miindelgiitern, Ernennung von Notaren, 
anerkannt wurde.® Ausgedehntere lloheitsreehte verblieben dem Bischöfe von 
Vercelli. Der päbstliche Legat verkaufte die.sclben allerdings 1243 im Inte- 
resse der Kirche .in die .Stadt, so dass dem Bischöfe nur noch die llolieits- 
) rechte zustehen sollten, welche auch die der .Stadt untenvorfenen Edcln auf 

120. — 1* Antiq. It, I, 966. Ucim e Caniici 2a. 87. 2. rnmpi 1, 518. Zu I’ia- 

renza wird der Titel schon früh sehr hUufig gebraudit; so 1119-60: Bosclli I, 30fj. 307. 
308. 312. Canipi 1. 393. 542. AIF5 IV 2, 335. 4. Bnuelli 2, 379. 5, ('o.sU 

9, 78. 6. So zu Kehre 1202: Calogern N. U. 34b, 61; Padua 1220. 35: Dondi 7, 22. 

91; Vercelli 1224: Irici 71; Cenoda 12^^: Vorci Marca 1, 111; usw. 7* Mon. Genn. 
4, 176. 8, Mon. Pnnti. 1, 106. 
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ilireii H(?>it7.iin;'i'n üIiUmi.® Al'or il.is muss iiidit zur .\ustuliniu;: gckuimm-n 
•sein. Noch bis ins vierzclink' Jalu liumli'rt Hilden wir den Biseluif zu Vereelli 
selbst iiiclit allein iin Besitze älmlielier obervurmundschaftlielier Bel'u;;nisse 
lind de.s Hechtes, dass der gericlitliche Kani|if nur vor Bi'aniten des Bi.schufs 
vurgenunnnen werden darf, sondern er erscheint auch noch als oberster Hiehter, 
in.sofern von jedem .Spruche des I’odesta an ihn appellirt werden kann."' Im 
(iebiete scheinen seine Rechte vielfach noch anseedehuter gewesen zu sein; zu 
Ca-sale gehen nach Bestimmungen von 1203 nicht allein alle .Vp[iellationeii an 
den Bischof selbst, sondern Jede .Streitsiiche kann nach Wahl des Klägers 
entweder liei den Konsuln oder beim Boten des Bischofs anhängig gemacht 
werden, und schwere .Stralfälle sind überhaupt dem Gerichte des Bischofs oder 
seines Boten Vorbehalten. ' ' Zu Adria stand dem dortigen Bischöfe noch 
1198 die gesammte hohe Gerichtsbarkeit und eine Reihe der wichtig.sten 
Iloheitsrechte zu, wie die .Stadt selbst zugab; und mochte das anerkannte 
Recht von ihm thatsächlich vielfach nicht mehr geübt sein, so konnte das eine 
ganz andere Gestalt gewinnen, als er damals seine Rechte lehenweise auf den 
Markgrafen von Este übertrug, der in der Lage war, sogleich auf der Uebung 
.seinc.s vollen Rechtes zu bestehen.'^ Ausnahmsweise scheint denn auch wohl 
ein Bischof sich im A'ollbesitz der gräflichen Rechte behau[)ti't zu liaben; dem 
von Volterra wird nicht allein in kaiserlichen Privilegien von 1186 und 1220 
die volle Gerichtsbarkeit Tür den Umfang des Komitats und des Bistluuns be- 
stätigt'^, sondern er mu.ss auch thatsächlich Herr des Komitats mit Einschluss 
der .Stadt gewesen sein, da er als Prior des 1197 goschlo.s.sencn tn.szi.schen 
Bundes erscheint, als dessen Glieder übrig('ii.s nur die .Stadtgemeinden selbst 
gi'iiannt werden, Volterra allein durch den Bischof vertreten ist. 

121 . — .ledenfalls ist aber in der .staufischen Zeit das Fortbestehen 
bischöflicher Herrschaft über ganze Grafschaftssiirengel eine Ausnahme, welche 
für die allgemeineren Verhältnisse noch weniger ins Gewicht füllt, als das 
Fortliestehen einiger Lehensgrafschaften. In Folge einer hier nicht näher zu 
verfolgenden Entwicklung gelangte in einem sehr grossen Thcile des Reiches 
.seit dem Ende des eilften Jahrhunderts die gräfliche Gewalt an die 
.Städte; wenn .sich, wie ge.sagt, hie und da auch Bischöfe und Lehensgrafen 
im Besitze einzelner gräHicher Iloheitsrechte behaupteten, so war das doch 
.Vusn.ahine, mul insbesondere wurde die hohe Gerichtsbarkeit jetzt durchweg 
durch die städtischen Behörden geübt. Eine .\enderung in der alten Abgrän- 
zung der Grafschafts|irengel war damit keineswegs nothwendig verbunden; für 
den örtlichen Umfang der Befugnis.se der städti.schen Behörden wai' zunächst 
der Umfang d(‘r Befügni.ssp derjenigen massgebend, von welchen sie dieselben 
überkamen, der Bischöfe und Grafen; während einerseits in der Regel iler 
Uebergang sich nicht auf die .St.adt selbst l«‘schränkte, die städti.schen Be- 
lu'irden aiudi im ganzen Umfange der Grafschaft die Befugnisse ihrer Vor- 
gänger ansübten, fehlte ihnen andererseits zunächst jeder Anspruch, über diese 
( iränzen himuiszugreifen. 

a. .Mindelli 1, 248, 10. ManJoIli 2, 03. «!). 70. 11. I)o Conti 2, 34a 12. Antiq. 

It 2. 85. 18. Isuni Mon. 1. 470. Hnillard 2, 42. 
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Di «'.SIT Zii.staiiil sclioiiit in diT crst«^n Iliilttc de» zwiiltleii .lalirlmndert» 
liei der "i'lelie »ieli d.iin.ils am weiiijisteii wirksam erwies, keinen 

AVider»|irueli, aber auch keinerlei aiisdriieklielie Anerkemuitii; eefunden zu 
haben; i's linden sich wohl köni^lielie Sehutzbriele lÜr Städte, Bestäti^un^ien 
und Verleihungen einzelner Besitzungen und Rechte, aber doch, so weit ich 
sehe, kein Privileg, in welchem die Gesaumitheit der grällichen Iloheitsrechte 
als rechtlicher Besitz der Stadtgenieindc anerkannt oder ihr verliehen würde. 
Mochten anderer-seit-s die .Städte ausser den früher dem Grafen zustidienden 
lIoheiLsrechten vielfach auch solche usurpirt haben, welche bisher dem Reiche 
noch Vorbehalten waren, mochten sie dazu in vielen Fällen gi'radezu genöthigt 
sein, weil das Reich selb.st die l'ebung dieser Rechte veriuichlässigte, so schei- 
nen die städtischen Behörden ihwli nicht gerade von der .knschauuug ausge- 
gangen zu sein, dass ihnen alle Befugnisse im Gebiete, auch solche, welche 
den frühem ürtsgewalten fehlten, zukäinen. .So erklänni sich die Konsuln der 
mächtigsten .Stadtgemeinde, Mailands, bei einem 1140 an sie gebrachten 
Rechtsstreite liir inkompetent, weil beide Parteien sich auf Belehnung durch 
das Reich beriefen und demnach die Sache nur im Gerichte des Kaisers ent- 
schieden werden kiinnc. * 

132. — Dieses unklare Verhältnis» musste nothwendig geordnet werden, 
als cs .seit dem zweiten Zuge K. Friedrichs 1 wieder zu einer wirk.samen 
Herrschaft dos Reiches kam. Dem Kaiser lag wohl nichts ferner, als eine 
künstliche Restauration der frühem, durch die städtische Fntwicklung that- 
sächlich beseitigten, auf feudaler Grundlage beruhenden staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse. iVber eben so wenig war er gewillt, den thatsächlich bestehenden 
Zustand einfach hinzunehnien, sich damit zu begnügen, denselben nur in irgend- 
wehdie bestimmUu't» nHihtliche Verbindung mit der Ordnung des gesammten 
Reiches zu bringen. Die Grundlagen der alten Rechtsordnung hatten sich voll- 
ständig zersetzt; auch wenn der Wille vorhanden gewesen wäre, wieder an sie 
anzuknfiiifen, würde das in ileii meisten Fällen nicht mehr durchführbar ge- 
wesen sein. Die neue Ordnung entbehrte jeder rechtlichen Grundlage. .So galt 
es vor alh'iu einen testen Gesichtspunkt zu gewinnen, der für eine durchgrei- 
fende Neugestaltung der Rechtsverhältnisse massgebend sein konnte. -Ms 
diesen festen Punkt stellten der Kaiser und seine Rechtskundigen die unver- 
äu>serlichen Rechte der Krone, die Regalien hin, welche überall dem Reiche 
zustehen, wo die L'ebung derselben nicht ausdrücklich vom Reiche an Einzelne 
verliehen i.st, welche Niemandem als Eigenthum zusteheu können. Es handelte 
sich dabei keineswegs nur darum, diejenigen Iloheitsrechte au das Reich zu- 
rückzubringi-n, welche, wie etwa die höhen! Reichsgerichtsbarkeit, auch zur 
Zeit der Feudalgewalten dem Reiche Vorbehalten gewesen und inzwisclum viel- 
fach von den .Städten usurpirt waren. Es handelte sich dabei auch um solche 
Befugnisse, welche früher regelmässig nicht unmittelbar in der Hand des 
Reiches, sondern an Grafen und Bischöfe verliehen waren. Regal ist insbe- 
sondere auch die höhere Gerichtsbarkeit, wie sie früher von den Grafen geübt 

121 . — 1 . UoTclli g, 3äi; 
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wiirdf. Unter den Refjalien, welche die Mailänder 1 158 dein Kaiser zniiick- 
stellen inn.ssten, werden die Koiuitate ausdriieklicli erwähnt; in dein dann zu 
Uiinealia aiifgestellteii Verzeiolmisse der Ue;:alien wird sehleohtweg auch die 
jioti'sfas eonstituemlorirm nuujintratuuM ad iiwtitiam e,Cjx:dienda>n auf- 
gefiihrt,* 

Damit war thr das Vorgehen des Kaisers eine feste Richtsehnnr ge- 
wonnen. Wo er noch feudale Gewalten in thatsächlicher Uehung der ihnen 
iiachwei.sbar vom Reiche verliehenen Regalien fand, hat er sie ungestört dabei 
belassen. Anstandslos hat er w'eiter auch da die alten Verbiiofungen und \'er- 
leihungen anerkannt nnd bestätigt, wo seit MenschenaJtern von Uebung der 
liezilglichen Rechte nicht mehr die Rede gewesen war; bereitwillig hat er bei- 
sjiielsweise 1 1 6() dem Erzbischöfe von Ravenna nach Laut der alten Privi- 
legien fast alle Grafschatlen der Roniagna bestätigt^ 1184 den Obizo von 
Este mit den .Marken Genua und Mailand belehnt, wie sie einst sein Ahnherr 
Azzo besessen hatte. t Aber dabei Hess er es auch bewenden; er fiihlte sich 
nicht benifeii, auf Grundlage alUT Briefe längst verschollene Rechte wieder 
zur Wirksamkeit zu bringen, in welchen die Berechtigten sich nicht zu be- 
hauiiteii gew'iisst hatten, welche sie, auch jetzt restituirt, doch auf die Dauer 
nicht hätten behaiijiten können. Erfasste nicht das ausser Uebung gekommene 
Recht, auch wo cs noch nachweisbar war, ins .knge, sondern hielt sich an den 
Be.sitzer; Besitzer der lloheitsrechte waren aber im grössten Theile Ober- 
italiens die .Städte. 

Von jenem Gcsichtsjmnkte aus waren dieselben aber durchweg unrecht- 
mässige Besitzer. Wohl konnte sich diese oder jene Stadt darüber ausweiseu, 
dass ihr etwa die Münze oder ein anderes lloheitsrecht von einem früheren 
Könige ausdrücklich verliehen war; schwerlich aber irgendeine über eine Ver- 
leihung der Regalien in dem Umfange, wie sie thatsächlich von den städtischen 
Behörden geübt wurden; insbesondere scheint eine ausdrückliche Verleihung 
der gräflichen Gerichtsbarkeit an die .Stadt durch das Reich bis dahin nirgends 
erfolgt zu sein.^ Diese und die meisten übrigen Regalien standen also nach 
.strengem Rechte zur freien Verrügung des Kaisers®; es stand bei ihm, ob er 
diesellien an das Reich znrücknehmen oder unter billiger Berücksichtigung der 
Verhältnisse den thatsächlichen Besitz durch ausdrückliche Verleihung in einen 
rechtmässigen verwandeln wollte. 

123. — Bekanntlich bestand der Kaiser zunächst auf jenem; die Re- 
galien sollten von den .Sbidtim zurückgestellt und durcli Reichslieamte, kai- 
serliche Fodes taten und Rektoren, welche der Kaiser nach Belieben 


2. Mon. Germ. 4, 110. 112. it. Kantuzzi 5. 28U. 4. .\ntich. Kst. 1, 35. 5. Duell 

meclitcn kie und da durch .\fterbelehnung grailiche Kcchte bereits rechtmässig au die 
Slädte gekuininen sein. Mathilde belehnt 10ti8 die Bürger von Cremona, aber doch zunächst 
nur als Vertreter de.s Bisthums, mit der Grafschaft der Insiila Fulkerii. Ughelii 4. 308. 
tt. Auf dem ersten Zuge scheint dieser Standpunkt noch nicht massgebend gewesen zu sein ; 
wenn der Kaiser 1153 den Mailändern wegen ihres Ungehorsams die Kegalien abiirthcilen 
lässt, so scheint darin doch eine Anerkennnng bisherigen rechlmässigeu Besitzes zu liegen. 
Vgl. § 73 n. 2. 
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(ifii *‘in*pliiMii .Stadien vorset/.te, verwaltet wiTilen. So nius.'- sich Piacenza 
1162 verpflichten, alle Regalien in der .Stadt und in di‘r firalschart dem 
Kaisei’ ziiriickznstelleu : Item Plaeenlini ri’eij/ieiii imtesldleni vel imlexhtUn, 
quem eel qiws doiitntt« imjuratur ibitlem iirdimire volnadt, sive Teuloni- 
eoa, aive lenid/urihm, et iurtdiinit slttre ttd muiiduliim illiiin vel illoriim et 
ad Mandatum d. impt'iuitorie. ‘ Die.se hatten denn auch inshesondere die 
höhere Gericht'-b trkeit zu üIh’II, so da.s.s ihre .Stellung wesentlich die der alten 
tirafen war, nur dass sie nicht belehnt, sondeni auitsweise gesetzt waren; 
hätte eine Neuordnung auf feudaler Grundlage in der Absicht des Kaisers 
gelegen, .so würde von jenem Rechtssbuidpuiiktc aus nichts iai Wege gewesen 
sein, die Grafschaft über die einzelnen .Stadtgebiete wieder zu Lehen zu geben. 
.Solches mochte auch maimichfach befürchtet werden, zumal auf dem Römer- 
zuge Friedrich im Interesse zweier Feudalherren, des .Markgrafen von Mont- 
ferrat und des Bischofs von Asti, gegen Chieri und Asti mit grösster .Strenge 
vorgegangen war. Dem Bischöfe von Turin hat der Kaiser kurz nach den 
runkalischeii Beschlüssen die gräfliche Gewalt über die .Stadt in ausgedehn- 
tester M'eise bestätigt, nur s(d>'a per* omnia impcrlali iustkia et üla ordi- 
natione, quam in lute e.rpeditione feeimiw.'^ 

.Selbst den getreuesten .Städten, wie Pavia, Ciemona, Lodi, gegenüber 
hielt der Kaiser nicht allein den eingenommenen Reclitsstandpunkt durchaus 
fest, sondern liess aiadi bei der Dnrchflihrnng keine weitere Begünstigung ein- 
treten, als dass er ihri; Podesbitcn aus den Bürgern selbst ernannte. ^ Doch mochte 
es immerhin bei der unbes<diränkten Macht\’üllkommeuhcit, mit wadcher der 
Kaiser gebot, schon als bedeutender Gewinn erscheinen, wenn eine .St.uit auf 
solcher Gnmdlage eine dauernde Regelung ihrer B eziehungen zum Reiche er- 
langen konnte. .\ls Halt für das, was Friedrich damals den am günstigsten 
g(‘stellten .Städten zu gewähren gewillt war, wird das Privileg für Asti 1159 
Februar dienen können. Er erklärt, qitod ^leteiwem civitatem in noetrum 
iuriedietionem et speeialt’m potestatem sascepvmus, in qua hoiwrem et 
«erritiiim cum omni liberalitate ordinantes reetores nostro« pro noMrae 
roluntatia arhitrio in ipsa etatuimiis, videlieet — , qiiibiis einam et eiuflo- 
dium et repiiiu'n ciritatU intus et e.rtra de iis, quae pertinent ud repulia 
iura eommittimus euin distrietn villarum, quarum dislrietuni suliti erant 
habere, welche dann aufgezahlt werden; ut autem prnefata eiritas in omni 
Jidelitate dei'otior et ad servitium iniperii inreniatur promptior, ipsum 
eiritutem et episeopatum et eoniittitum et omnia supru memoriitu prue- 
dietis tribus ^istensibus potestatibus excepto fodro repuli luie tenore eum- 
misimus, ut siniiulis annis — eentumet quadrupinta mareas arijenti jiseo 
imperiidi persolvant; — de eetero haue potestatem sibi eonimissum et in 
eiritate et in eomiiatu pruedieti tamdiii reetores hed>ea»t, quumdiu maie- 
stuti nostnie in ipsis bene eomplueuerit', adiieientes quoqiie eonstanter 
stiUuimus, quod pruedietam potestatem de eieilatc et eomiiatu — nulli 


123, — 1. Bühmer Acta ö08. 2. Muu. patr. Cb. 1, 813. 3, Morena. Mod. 

tirrm 18, DOS. 
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nrrhii'piseopo, niiUi i’plsi'opo, mill! marchionl, nnlll comiti, nulll potcMnii 
iiuqiiam l•o^u•t>ilanl^x, nhi xdUk tiontris ftdi'lihiis de ipm rlritate, qtiox ad 
niitinn tinxlrinn elipeiidtim ordiuareriniax.* So woit lias min aiu'Ii liinter 
tlcr liislierigpii froicn Stellung der Stadt ziirilckbleilien mochte, so lag darin 
doch zweifellos schon eine sehr wesentliche Anerkennung der Ergebnisse der 
bisherigen Entwicklung. Alle Anspriiche, welche etwa der Bischof auf Grund- 
lage alter Verleihungen auf Stadt und Grafschaft noch hiltte ei lieben können®, 
waren damit beseitigt und ebenso jedt‘ spätere ^'erleihnng an den INfarkgrafeii 
von Afontferrat'’ oder einen andern Feudalherren ausgeschlossen. Es waren 
aber weiter der Stadt die Regalien sellist insoweit überlassen, als dieselben 
nicht für Rechnung des Reichs, sondern der Stadt verwaltet wurden, wogegen 
freilii-h ilein Kaiser eine Ab.schlagssunmie zu /.ahlen war; es war zugleich das 
R(*cht der .Stadt auf das Gebiet der Grafschaft in so weit amu'kannt, als auch 
die.ses in frühenn Umfange den städtischen Behörden unterworfen blieb; und 
die-e Behördiui .sollten nur aus den Einheiniischen genommen .sein. Dagegen 
lag eine überaus empfindliche Beschränkung dein früheren Zustande gegen- 
über darin, dass diese ganz nach dem Belieben des Kaisers gesetzt und ent- 
setzt wurden. 

124. — Den .Städten gegenüber, auf deren Unterstützung der Kaiser 
vorzugsweise angewiesen war, liess sieh das auch nur bis zur Wendung der 
Machtverhältnis.se niclit aufrecht erhalten; die Uidiung der lloheitsivchte 
niu.sste wieder, wie früher, an freigo wählte Konsuln ülaTla.ssen werden. 
In einem Abkoniiiien mit rreinona 11 62 Juni 13 findet sich nur noch eine 
•Spur kaiserlichen Einflusses auf die Be.stelhing der städtischen Behörden ; nur 
wenn der Kaiser in der Lombardei ist, steht es ihm frei, die Wahl der Kon- 
suln durch einen Boten zu leiten; .sonst werden die Kon.stiln freigewählt und 
mit allen Hoheitsreclibm in der .Stadt und durch das ganze Bisthuni gegen 
jährlichen Zins von zweihundert Mark .Silber investirt. ' Zuerst aber, so weit 
ich .sehe, wurde bei dem Vertrage mit l’isa 1162 April 6 einfach der be- 
stellende thiitsäi'hliehe Zustand zur Grundlage genommen und der Rechts- 
standpunkt des Kaisers nur dadurch gewahrt, dass der Gemeinde dasjenige, 
was sie von lloheitsrechten besass, zu Lehen gegelten und damit der that- 
sächliche Zustand in einen rechtmässigen verwandelt wurde: Jhnntts et enii- 
redimnx in feudam vahis — , reeipientihus pro civitiite vextra, totum, quod 
pnu'fata rivilax vel quaelihet perxoiia hnhel et teiief de rehux regni, et to- 
finik, quod regno et intperio pei'tinetj sire de warelui vel alio quociinqiie 
jnodo vel eonxiietmline, vel pertiniiit reiro a trigiuta anrdx vel perthtehit 
in eivitate Pisana et eins distrielu per terraa et inxidax; et eoneedimux et 


4 . Ughflli 4. 36G. &• Ist mir ein nusdriicklichcK Zeugniss für die Cir.ifonreclue des Bi- 

scliofs ülier die Stadt iiiclit bek.umt. so dürften dieselben nncb Urknnde rnn 104.3, irnnaeh 
dem Biseliofe die missatiKrhen Rechte in seiiiein ganzen Bi.stliume und der Grafschaft Bre- 
dolo xuslanden, dorli niclit zu hexweileln sein. Mnn. patr. t'h. 1, 553; vgl. 2, 22 und 
Ughelli 4. :I5tj. ß. Dieser machte noch 1 155 neben dem Bischöfe Reclite über die .Stadt 
geltend (Ott. Krising Gesta 1. 2, e. 12. 15) und erstrebte zweifellos deren Besitz. 
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dnimix !n feudiim volrix eoimtatmn !n ivjifro di «tri du, dessen Ausdehnunj! 
dann angegelien wird.* rnd ziemlioh td>pn so weitgreifend war die Verleiliung 
ttir Gemm II 62 .Itini 9, wobei der Kaiser ansdriicklich .darauf verzichtet, der 
.Stadt einen Pudesta zu setzen.* Was den niächtigen .Seestädten, die sieli frei- 
lieli in günstigster Lage befanden, gewährt war, konnte dann später auch den 
llimietistädten nicht veni-eigert wiTden. Pavia erhielt 1 164 vüllig freie Wahl 
der Konsnin und alle Ifoheitsrechte, ab(>r unter einem Vorbehalte: pontem 
' rfvn i’f ripiim, xient cowinnc Piipie tuneri’ <’t pofxldi've uolehat, nohix e.m'- 
pimiis; wogegen freilich auch hier von einer jährlichen .\bschlagssnnnni> nicht 
die Rede ist.^ .Spätere .\bkonnnen mit einzelnen .Städten sind dann je nach 
den iK-sondern Verhältnissen mehr oder weniger günstig; alle gehen aber doch 
Wesentlich von demselben Gesicltt.spnnkte aus, dass die .Stadt im Bi'sitze der 
Iloheitsre<'hte verbleibt und diesell)e durch selbstgewühlte Beamte übt; das 
Recht des Reiches alwr wird (badurch gi'wahrt, dass durch Investitur der 
Konsidn die Iloheitsreclite als reichslehnbar anerkannt und überdies meistens 
für die Einkünfte ans donsellien dem Reiche eine jährliche Abschlagssnmme 
gezahlt wird, l'nd auf solcher Grundlage wurde dann schlie.sslich im Kon- 
stanzer Frieden 118.3 für den gesammten Kreis der lombardischen .Städte 
die.ses VcThältniss rechtlich geordind. Ffir diese wenigstens war der Versuch, 
die, zunächst weniger dem Reiche, als dessen Viisallen entrissenen Rechte für 
das Reich einzuziehen und durch Beamte verwalten zu lassen, misslungen; 
was früher den Bischöfen und Grafen, musste auch jetzt wieder den .Städten 
als Lehen filierlassen werden; ein bedeutender Rückschritt gegen die anfäng- 
lichen Fordenmgen des Kaisers; weniger gegenülier detn Zustande, der dieser 
Entwicklung vorhergegangen war; es war das alte Rechtsverhältniss wesent- 
lich nur in die der neuen Gestaltung entsprechende Form übergeleitet. 

^ Zn den so an dii' .Städte gekommenen Iloheitsrechten gehörte nun ins- 
besonilere die gräfliche Gerichtsgewalt. Auf die L'eberlassnng des Comitatns 
wii'd gewöhnlich besonderes Gewicht gelegt; und bezeichnet der Ausdruck 
vielfach zunächst das Gebiet der Grafschaft, so wird er doch auch ni'dit selten 
in Wendungen angewandt, wo er sich auf die gräfliche (Jewalt der städtischen 
Behörden bezieht; so wenn es häufig heisst, da.ss derKomitat über das ganze 
Gebiet verliehen wird. Be.sonders bestimmt wird in Privilegien für Pavia 1164 
und 1191 tlie .städtische fierichtsgewalt derjenigen gleichgestellt, welche die 
feudalen Gerichtsherren in ihren Gebieten übten: Omui’x rtiom iitrlndidio- 
WCS, ijitfiK iiniiuatn dii.rhi uiio ilurtilii ki’ii tomes iji am» comiiatu aut mar- 
diio in nun nuirrha hahrf, eidrm riritati Papiae iufra ipnam nvllati’m 
ft f.rlra in tato fpiaropatu, romitatu neu dintrirtu Papiae — enneedimun.'^ 
125. — Dieser Uela'rgang der Grafschaft an die .Städte war ;iber doch 
nur in OlHuitalien die Regel; in .Mittelitalien scheint er eher die Ausnahme zu 
bilden; eine Ver wa 1 1 u n g d e r G rafsch a ft en durch Re i ch sbea m t e, 
wie sie Friedrich I .auch in den lombardischen .Städten beabsichtiole, scheint 

121 . — I Lnmi Moll. 1. Aiilir]. It. 4, 253 4 « Bülinipr Artu 112 5. Biilnnor 
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hier wirklich in grösserer Ausileliniing durchgefiihrt zu sein. In Tiiszieii, Sik»- 
leto, der Mark Anenna finden wir gerade iu der Z<‘it K. Friedrichs I sehr 
häufig Oralen an der S|>itze der einzelnen Orafsirhafken. Sclmn der Uinstai\d, ; 

dass sie durchweg Deutsche .sind, inebtens Reichsdien.stniannen , dass sie 
häufig wechseln, eine \'ererbung des Amtes fast nie na<!hweisl)ar ist, wird luis 
die .Annahme nahe legen, dass es .sich dahei nicht um Lehensgrafen handelt, 
snndi'rn um Reichsheamle, welchen die Grafsidiaft aintsMeise Filiertragen war. 

Wir werden dann anznnehnien haben, dass es hier gelang, die .\ntfassnng 
dnrchznfiihren, dass die Orafsidiaft, wie alle andern Regalien, dein Reiche 
überall zu freier Abufügiing stehe, wo eine ansdrüi'kliche A'erleilmng derselben 
nicht nachweisbar war. In mehreren Fällen lässt sich Erwerbung inler Hc- 
hanplung der Orafschaft für die unmittelbare llidieit des Reichs denn auch 
urkundlich nachwei.sen. Der Reichslegnt Bertold stritt lange mit dein Bischöfe 
von Imol.a mijUT totii et intcftru inrindirtione Inliiin rnmilahi» liiuil-af c/ 
ri'npütinintie ipnint) rnnütaln» impi'i'io faviinulii, drijiu) romitntii ppixropiii) 
dlfi'liat «c comitcm wc delii'iv et iinpi*i'ii> dt’ eniidttifii rtvpoinh’n' <•/ aliit« 
prn fomi/ftlii impi’i’in fomilt'm fiigi' non dt'hfVf, w:ls der I.egat bestritt; 

I 18t! entschied dann der Erzbischof von Ravenna als Delegirter des Kaisers, 
dass, snh'o iurf i'oiiutntnft ipxi i’pigfopo, oi quem luihef, dem Bischöfe nur 
auf .seinen eigenen Besitzungen die Oi'richtsbarkeit zu.stehe'; wonach «also die 
Orafschaft im Besitze des Rs'iche.s verblieb; ikk'Ii 1244 erklärte K. Friedrich, 
diesellie nie vom Reiche veräussern zu wollen,* Siena musste sich 1186 zum 
A'erzichte auf alle Iloheitsris’lite verstehen und insbesondere heisst es; ln 
prhnig resipnaJnint »eeeniggimo repi eomitntiiin Senetigent^, der damals 
nur kurze Zeit im Besitze der .sstadt gewesen sein kann, da uns von den frü- 
hern Zeiten K. Friedrichs ab die ganze Reihe der deutschen Orafen von .Siena 
bekannt ist.^ A'on denen von Rimini hei.sst es 12.33; dhnittnvt ipgo d. Vnr- 
ne/eiwin (de imperiiili miniilnto reetori Jiomnnlole) vier imperii eomitn- 
tiiin ^\elw!nengem ml litdiendinii., tenendnm, iileuiliim, frnendmn ipso eii- 
nritittii in iiiglitiig, reddilibim et nhseqniig eiiimiietig.^ Es mag genügen, 
das A'orkommen dic.ses A’“erhältni.s.ses hier vorläufig anzudenicn; wir Wl■rden 
genauer darauf znrückkommen. 

126. — Die bisher bespriH'heiie Entwicklung konnte den Umfang der 
(irafs'haften ganz unberührt lassen; eine (irafschaft konnte unter Wahrung 
ihres alten Bestandes vom Lehensgrafen an den Bischof, von diesem an die 
.Stadt, von dieser dann etwa wieder an d.as Reich kommen. Und in vielen Oe- 
genden des Reii-hes .scheinen noch in der .stanfi.sidien Zeit wirklich die (iraf- 
.schaften wesentlich in ihrem alten Umfange fortliestanden zu haben. Danelicn 
finden wir nun freiliidi auch eine .sehr weitgreifende Ze rs pl i t teru ng der 
Orafschaft en, auf welche eine Reihe von Oründen hinwirkte. 

Die kirchlichen linniunitäten scheinen in Italien im allgemeinen den Be- 
stand der Orafschaften nnlierührt gelassen zu haben. Während diese in Dentsch- 

125, — I« Maniuuius Ilfl ä, Huillard ß. 15.3. 3. Mon. fierra. 4, 182. 4. 

It, 4, 577- 5. Tunini 3, 50ß. 
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laiiil vielfnoh zu völliger Exemtion der kirclilielien Besitzungen von der Grafen- 
gewalt führten, so da.s.s die griiflifhen Rechte durch den Kirchenvogt geiilit 
wurden, wurden in Italien die Rechte clor Grafen über die zu den Iiniimiiitäten 
oehörenden Güter und Leute zwar vielfach beschränkt, dieselben aber doch 
nicht der Grafschaft völlig entzogen, so das,s dein Graf insliesondere die hohe 
Slrafgericht-sbarkeit verblieb.' Wurde aber durch die Iinniunität die gräfliche 
Gewalt nicht völlig besi'itigt, so imissten Bischöfe und .\ebte um so mehr 
danach streben, selbst die Grafengewalt zu erhalten. Vielfach erlangten denn 
auch, wie schon bemerkt, die Kirchen ganze Grafschaften. Wo da.s nicht ge- 
lang, .scheint mm allerdings den Kirchen, wenigstens in Oberitalien, nicht die 
gräfliche Gewalt nur über ihre Besitzungen, wo auch immer dieselben gelegen 
waren, verliehen zu sein; man scheint an der Anschauung festgehalten zu 
Indien, dass die Uebimg der Grafenrechte immer ein geschlossenes Gebiet 
voraussetze. -\ber es kam nun vielfach zur Ausscheidung g e s c h I o s s e- 
ner Gebiete für die Kirchen; ein Gebiet, welches ganz oder gro.ssen- 
theils im Besitze einer Kirche, oder in welchem die gräfliche Gewalt sich als 
besomlers lästig envies, wurde von der Grafschaft getrennt un(| die gräfliche 
fjewalt nur in diesem der Kirche übertragen. 8o heisst es schon 8.57 in Kai- 
serurkunde für das Kloster S. Sisto zu Piacenza: Quippe sient arter Corm 
et Lardaric ad alteruiritm e.vlmditiir et xicut P<ulax et Addua ah ine 
dixcnrriint, qtio nsque ximid commiunt, ita permlttiwiix atqiie dnnmnnx 
nmnem eonilteitinn atl eortem predieti vionasttTÜ, qiie est Iiixiihi Jtnnea- 
riiili, qiiatenits omnex luibitantes vel hox intra lermiriox proprium illiquid 
hahentex eleineeps soliimodo ante predieti mnnaxti'rii ahhatisxnm vel oli- 
qiiam perxoniim ah ea mixxaiii perfieiant ex ipxn xao proprio omnem pla- 
eitiim et emenilationein et ipxi moiuixtiTio vel ahbatixxe perxolvaul omnex 
piddieax aetionex et finietionex eiim omni e.rnvio, xietit nohix debent vel 
•noxtro eoniiti aut noxtro mixxntieo; 1002 wird da.s bestätigt.'* DieBewidmer 
von Inzago vei-jiflichten sich 1015, keinen andern Hernt anzuerkennen, als den 
Abt Von S. Ambrogio: xed per enndem dominani et pt'r eitix xiieeexxorem 
aut eonnn niixxo xe dlxtrinqere et paeijieare debeant de onmibnx, qiie inter 
illox aeeiderent, et omnem lepem xeqiii, nt tanqnam ante eomitem finita 
fnixxent^; wo sich freilich das Zurückgehen der gräflichen Gewalt des .\btes 
auf kaiserliche Verleihung nicht bestimmter ergibt. Noch 118(1 wird im llof- 
gerichti' gegim .\ns|irüche des Grafen von Blandrate entschiedtm, dass die 
gräflichen Rechte zu Villanova und auf zwei Miglien in die Runde nach kai- 
•serlichen Verleihungen der .\ebtissin von .S. Felice zu I’avia zustehen. ^ Den 
.\bt vonS. Maria de Pratah'a belehnt der Kaiser noch 1232 de iiirixdietione 
et eomitatn genannter Villen et totiux sni territorii.^ Im allgemeinen wer- 
den solche gräfliche Rechte einzelner .Vbteien durch die .Städte beseitigt sein. 

126. — ]. Vßl. Hegel 2. 72. der dasselbe niinimmt, während Hetlim.inn-Hollwep ü(j. 
i]cni Hnullcviilo 1. 181 zu.stiinmt. sich für (icwn)t des Kirclienvogts entscheidet, 

der aber, worauf wir Kurückkonimeii. iti Italien Ül>erhaupt eine andere Stellung einninmit, 
wie der deutsche Vogt. 2* Archiv zu Cremonn. H* füulini 3, 122. 4« Vgl. die Urkk. 

unter den Meilagcii. 5# Huillard 4, 321. 
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Handelte es sich dabei nur um Ausscheidung kleinerer Gebiete, so wurde 
nun bekanntlich für die Bischöfe sehr hiUiiig der wichtigste und wohl oft auch 
der grösste Theil der Grafschaft ausgeschieden, indem ihnen die Grafengewalt 
in der Bischofsstadt selbst und um dieselbe bis auf mehrere Miglien Entfer- 
nung übertragen wurde; es blieben dann nur Reste der Grafschaft in der Hand 
des weltlichen Lehensgrafen. Und kamen später die Grafschaften der Bischöfe 
grossentheils an die .Städte, so wussten die Bischöfe sich doch sehr häufig 
wenigstens bei der hohen Gerichtsbarkeit über die unmittelbaren Besitzungen 
der Kirche zu behaupten, was dann zu einer weitern Zer.splitterung der Ge- 
richtssprengel führte. .So bestätigt der König 1208 dem Bischöfe von Vicenza 
die Besitzungen seiner Kirche aim omni iure, honore, romiiatii et ojnnihun 
iurindictionibii« ad conutatum speetantihn«^ ; 1220 dem Bischöfe von Bo- 
logna plenam iurijidietionem omnium caslrorum et loeoriim elnsdetn epis- 
eopi et ecdesiae Bononiensix, welche aufgezählt werden, so dass nur der 
Bischof auf diesen plenam iurixdictionem in plaeitia, bannig et reterix, que 
pertintmt ad inrixdictionem eivilem et criminalem, ausUben soll, und zwar 
ohne Rücksicht auf entgegenstchende Privilegien oder .Statuten der .Stadt Bo- 
logna oder den Konstanzer Frieden. " 

127. — In Staufischer Zeit finden wir dann weiter sehr häufig eine 
Ausscheidung reichsunmittelbarer Gebiete. Es scheint nicht, f 
dass in früherer Zeit die Besitzungen des Reichs von der gräflichen Gewalt 
überhaupt eximirt w’aren, wenn da auch manche prozessualische Vorrechte der 
Krone sich geltend machten; die Vögte des Reiches, wie wir sie in einzelnen 
Grafschaften finden, haben das Reich vor Gericht zu vertreten, sind aber 
nicht etwa Richter mit gräflicher Gewalt über die Leute auf den Reichsgfitem ; 
auch über diese dürfte wenigstens in schweren .Straffällen der Graf gerichtet 
haben. Vereinzelt mögen aber schon früh einzelne Gebiete der Grafschaft ent- 
zogen und unmittelbar der Gerichtsbarkeit des Reichs unterstellt sein; den 
Leuten von Vigevano und benachbarten Dörfern bewilligt der König 1 064, nt ab 
arimannia exeant, so dass niemand sie zu öffentlichen Lei.stungen verhalten 
könne, nee eox nee eornm poxteritatem placituin euxtodire rompellel ultra 
voatriim placitum.* Wenn dann später Friedrich 1 seine Absicht, die an die 
.Städte gekommenen Grafschaften unmittelbar für das Reich verwalten zu 
lassen, nur in beschränkter Weise durchführen konnte, so ist es sehr erklär- 
lich, wenn er dahin strebte, wenigstens die Theile der Grafschaften, in welchen 
sich bedeutendere Reichsbesitzungen befanden, oder wo die Einwohner selbst 
der städtischen Hoheit widerstrebten, den .Städten zu entziehen und unmittel- 
bar unter das Reich zu stellen. .So erklärt er 1 155, ßdelex nnxtrox repni de 
Medieina in iuxtitia xua ad xervitium repni eonxervax’e volentex, dass die- 
selben nur dem Reiche unterstehen und keiner .Stadt unterworfen sein sollen.^ 

6. Ughelli 5, 1048. 7. Savioli 2, 452. 

127. — 1. BiUimer Acta 60; demgeniäsK wurde denn nuch sp&ter 1220. 1311. 1329 
die Keiclisunmittelbiirkeit Tun VigeTDiio be&t&tigt; Huiilard 1, 785. 877, Böhmer AcU 438. 
496; nod es ist möglich, das.i manchen der staufiKchen F.iemtinnco schon lltere Pririlegien 
Toraosgegangen waren; Tgl. n. 3. 2t Savioli 1. 238. Vgl. für rnmacchio; Huiilard 4, 295. 

Firker Forurliiin^cn. 10 
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Die Leute von Sennione am Gardasee befreit er 1158 gemäss ihren herge- 
brachten Privilegien von jeder Gerichtsbarkeit, ausser der des Reiches, so 
dass sie solumnwdo semel in anno per tres dien eontinnoe —•pleu'ihm ge- 
nerale suö imperatore vel eins miseo faciant.^ Bei einem Abkommen mit 
dem Bischöfe von Padua 1161, wodurch dem Reiche Piere di Sacco und an- 
dere Besitzungen überlassen werden, heisst es: ('omitatinn de Saeeha dom- 
nna imperator sihi et imptvio retinebit, neqne donabit, nee infevtlabit, nee 
tjiiolibet titido alienaijit, nisi peraedieto episeopatni conferre voluerit.* 
Burg und Ort Crema überlässt der Kaiser 1162 an Cremona: Villa» auiem 
umnes, qua» luibebant Cremenee», in no»lro habebitnu» dominieatu et po- 
testate atqne dominio; — purro rille omnea iurabitnt ille stare ad man- 
datinn noatrum aut eerli nuatri miaai.^ Den Herren, Vasallen und Leuten 
von Garfagnana und Versilia verspricht der Kaiser 1185, sie keiner Stadt 
oder sonstigen fremden Gewalt zu unterwerfen, sondern sie zu behalten ad 
manua noatraa et apeeialium nuntiorum nostruruw, welche er mit Zustim- 
mung der Konsuln und Rektoren im Lande ernennt.® K. Friedrich II nimmt 
1226, anscheinend auf Grundlage eines Privilegs seines Grossvaters, den Ort 
Sarzana in besondern Schutz, ipaum in dominio noatro, aicuti aliaa eiri- 
tate» et caatra imptTÜ, retinere volentea, so dass er nie vom Reiche ver- 
änssert werden soll; burgum quoque jnrefatum euin prrtinentii» eiua ab 
omni alteriua iuriadictione, poteatate et dominio in pe^'peluum ejimimtta, 
ita quod nulli alii aubaint vel reapondere vel eogi poaaint ad iuatitiam vel 
ad »ervitium aliquod in eivildnta aut erim-inalibus eauaia fier alium te- 
neantur, niai per uoa aut legato» noatro» aut eapitaneo», qui ibidem exti- 
terint pro tempore ordinati.‘ 

128, — Später kam es dann insU'sondere in Mittelitalien zu einer Aus- 
scheidung städtischer Gebiete. Ganzz> Grafschaften scheinen hier 
den Städten nicht häufig überlassen zu sein. Wo die Stadt günstiger gestellt 
erscheint, wird ihr allerdings zunächst der ganze Komitat ül>erlassen, aber 
nicht ungeschmälert, sondern nach .Vus.scheidung von Besitzungen der Kirchen 
und insbesondere der im Koniitate ansässigen Edeln. So verleiht 1186 K. 
Heinrich der .Stadt Perugia totum eomitalum Peruainum exeeptia domibua 
et poaaeaaioiiibu», qiuia habent marehionea, et inonaaterium a. Halvalori», 
et filii Iloqoliui, et nobile» de Deruta, et liernardinua JiulgareUua et 
berede» ipaoruta; in quibua quinque demübu» aive diatrietibua nihil iuria 
Peruaini« relinquitur.^ Aber es findet sich auch das umgekehrte Vtirgehen, 
so da.ss der Komitat im allgemeinen dem 4eiche .vorU-halten, nur ein Theil 
für die .Stadt au.sgesehieden wurde. .Siena hatte, wie erwähnt, im .luni 1186 
den Komitat an das Reich zurückstellen müssen'^; im Oktober verlieh dann 
der König der .Stadt plenam iuriadietiouem in eivitate Senenai, et extra 
eivitatem de Itomlnibu», quoa liabult epiaeopna Heui'naia libere ad nutniim 

127.-1 «• Brihmer Acta 90. 4 , Antiq. It. 0, 244. Archiv *u ('remona. ß. Vacchi II, 
7. Uuillarcl 2. 607. 

128. — 1> ß5hmer Acta Iü5. 2* Vj;l. § 125 n. 3. 
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*iiam et qiiieinnque hahifator Senewtie in romifatu Sevevai, dvm her rli- 
vali» pafritM. conrexgioms nontrae arriheretur; ausgenommen von der Ge- 
walt der Stadt werden dann ziinäehst zwei Genannte mit ihren Besitzungen, 
wohl Bürger der Stadt, da sie das sonst ohnehin nicht getroffen hätte; denn: 

Omnea quoqiie nohilea extra rivitatem et omnea alioa per totiim comitntum 
Senenaem twmlnea, prnetn' eoa, qiioa determinate in aiipraarriptia repie 
aublimitatia apieihia pernotarimtia, eamomni iuriadirtione — in poteatate 
noatra lihere retinemua.^ Aehnlich erhielt 1186 Lucca die Gerichtsbarkeit 
in der Stadt und in einem Umkreise von sechs Miglien, doch so, dass die in 
demselben belegenen Besitzungen der Reichsvasallen von der städtischen Ge- 
richtsbarkeit eximirt sein sollttni''; auch Florenz wurde ähnlich gestellt.^ 

Auch konnte sich eine Aenderung des Grafschaflssprengels daraus er- 
geben, dass die Gewalt einer begünstigten Stadt über deren eigene Grafschaft 
hinaus erweitert wurde; so sagt der Kaiser 1184: Mevaniam — et Cocora- 
tiuni — a eomitatu Spoletano propter mtdHtudinem aue perßdie renwre- 
maa, et ipai eivitati Fuhjinee «t comitatin adirimna et iure eomitatiia et' 
eoneedimua.^ Und dürfen wir auch als Regel wohl fcsthalten, dass die Graf- 
schaften in ihrem alten Umfange an die Städte übergingen, so war doch auch 
gewiss der Fall sehr häufig, dass die Stadt ihre thatsächliche Gewalt nicht 
über die ganze Grafschaft oder aber auch umgekehrt wohl über Bestandtheile , 
benachbarter Grafschaften auszudehnen wusste; schon der Umstand lässt / 
darauf schliessen, dass in den Privilegien vieler Städte nicht eitifitch vom Ko- 
niitate die Rede ist, sondern alle Orte, über welche sich die Gerichtsbarkeit 
der .Stadt erstrecken soll, einzeln aufgefUhrt werden, was überflüssig war, 
wenn es sich um einen .Sprengel in .althergebrachtem Umfange handelte. 

129. — Es kam dann aber auch wohl zur Ausscheidung der Be- 
sitzungen weltlicher Grossen. Vereinzelt mag das schon in früherer 
Zeit vorgekommen sein. K. I.othar gewährt 948 auf Bittern des Grafen Ale- 
dram seinem (ietreuen Waremund, ut de aiiia rehua et eaiiaia atqae qiiereiia, 
qnetHeiinqiie voluerit, advocatorem et miaaum, quem aihi eleperit, tuxbeat, 
ante cuiiia nüaai preaentiam diffiniatur onmia eiua iuteutio et qiiaeri- 
mnnia, tamqiiam ante praeaentiam rniiiitia uel miaai noatri perciirrentia^ ; 
doch mag es zweifelhaft sein, ob damit die Gewalt des Grafen überhaupt be- 
seitigt sein sollte, zumal wir später sehen werden, dass die apch hier genann- 
ten missatischen Rechte in der Weise verliehen wurden, dass ein Bote des 
Beliehenen sie üben durfte, ohne dass damit aber zugleich das Eingreifen son- 
stiger Reichsboten ausgeschlossen war. Ebenso mag docli der Ausschluss der 
gräflichen Gewalt zweifelhaft sein, wenn der Familie der spätem Grafen von 
Treviso 980 bei Bestätigung aller ihrer Besitzungen in deiiBistliümernTreviso 
und Ceneda auch das Recht verliehen wird, omnea in aiiia hereditatibua re- 
aidentea placitu traUetidi, lepe.a faeiemli, litea ae contentionea ßnlendi.'^ 



8. Antiq. It. 4. 469. 4. Mem. di f.iicca I, 198. Vgl Scheffer Friedrich I. 75. 

B. Biihiner Acta 144. 

129- ~ 1* Antiq. It. 2. 470. 2. Antiq. It, I, 574. 
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In staafischer Zeit finden wir dann aber ganz bestimmte Beispiele, dass welt- 
lichen Grossen die Grafenrechte über ihre Besitzungen verliehen wurden. So 
1159: fideli nostro Tinto Miisae de Oatta de Oremona — districtum et 
honorem de Omnibus suis possessionibus, quas in presenti iuste possidet 
seu in futurum rationabiliter ae lepittime acquirere potuerit, imperatoria 
auctoritate. iure eomitatus eoncessimue et super hör eum inrestivimtis 
nostreque e.veeüentie comitem ferimus.^ Den Aicard von Robbiu und dessen 
Erben belehnt der Kaiser 1 1 78 i/e distrieto et repalibus et omni bonore super 
suos homiues et super omneni terrant et res — quas — habent — aut de cetera 
aquisierint, so dass dieselben keiner andern Gerichtsbarkeit unterworfen sein 
sollen, nur mit dem Vorbehalte: quod si ipse vel heredes sui iustitiam de 
hominibus suis facere obmiserint, lepatus noster iustitiam de eis faeiat; 
wie das noch 1195 bestätigt wurde^; 1202 verkauften dann die Herren von 
Robbio diese ihnen ziustehende Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des gericht- 
lichen Kampfs an die Stadt Vercelli.® Und auch ohne ausdriickliche kaiser- 
liche Verleihung mochten manche Herren zur Uebung der hohen Gerichtsbar- 
keit auf ihren Gütern gelangen, auf welchen die niedere ihnen wohl ohnehin 
durchweg zustand; wussten sie sich frei von der städtischen Hoheit zu er- 
halten, während die rechtmässige Grafengewalt durch diese beseitigt war, so 
war ein solches Verhältniss durch die Sachlage selbst gegeben. 

ln ganz entsprechende Stellung geriethen nun aber auch vielfach die 
Lehensgrafen, welche .sich nicht im Besitz.e ganzer Grafschaften behaup- 
teten, deren Sprengel durch die Ausscheidungen für die Bischöfe, durch die 
Ausdehnung der städtischen Hoheit auf Reste derselben beschränkt war. Auf 
den eigenen Besitzungen wurde es ihnen am leichtesten, ihre Befugnisse zu 
behaupten; andererseits, je kleiner die .Sprengel waren, in welchen sie die 
Amtsgewalt noch l>ehaupU‘ten, um so leichter musste diese auch den Charakter 
einer grundherrlichen gewinnen. So kann es nicht auffallen, wenn in den Pri- 
vilegien der stanfischen Zeit sehr gewöhnlich, wie wir Aehnliches schon be- 
züglich der Bischöfe fanden, den gräflichen (ireschlechtorn die Grafschaft oder 
hohe Gericht.sbarkeit einfach über alle ihre eigenen oder lehnbaren Besitzungen 
zugesprochen wird, wie das wohl meistentheils dem thatsächlichen Zustande 
entsprach. Obwohl die (irafen von Treviso noch 1191 mit der ganzen Graf- 
schaft belehnt wurden®, Hessen sie sich doch 1155 vom Kaiser zusichem, ne 
homines residentes in praediis eorum ante dticem vel nuirchionem aut co- 
mitem seu virecomitem sive seiddasium veniant aut ab ipsis constrinpan- 
tur, nisi a praefatis ronütibus et eorum heredibus vel ah imperatona 
maiestate’’ ; eine ziemlich überflüssige Bestimmung, wenn die Grafen noch 
thatsächlich ihre Gewalt übten ; so aber der Ausdruck dessen, was sie min- 
destens zu behaupten strebten. ,So heisst es 1 1 (>4 für den Grafen lldebrandin. 


129. -I 8. Böhmer Acta 99. 4. Mon. patr. Ch. 1. 894. 1035. 5. Mandelli 2. 54. 

fk Vgl. § 119 n. 4. 7, Antiq. It. 2, G9. Duch könnte freilich dabei auch der Aus.scbluss 

der herroglichen oder m.irkgröflichen flerralt ins Gewicht fallen oder die Gerichtsbarkeit 
über die in andern Grafschaften belegenen Besitzungen. 
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1191 für Guido Guerra und cirtsprechnnd in spätiTii l’rivilpgien für die tus- 
zi$chen Pfalzgrafen, dass der Kaiser ilinen verleiht oinnia regalia et omnein 
iut'isdütionein nostram, quam in terriset possessionibus suis habeinus — 
salvo iure et honore imperii.*^ Auch wo noch vou einem reichslehnbaren 
Koinitat der Familie die Rede ist, ist oft nichts anderes darunter zu verstehen. 

So verleiht der Reichslegat 1221 nomine legalis, untiqui et reeti feudi dem 
ügolin von Panico und dessen Erben in perpetuum comifatum de Panico et 
tpsos de eo inueslieimus, scilicel de Castro Panici und vielen andern ge- 
nannten Besitzungen; alles cum omni iurisdiclione tul impeinum in dictia 
rebus perlinmile, salra in omuibus imperiali iustitia.^ Die Grafschaft um- 
fasst sichtlich nichts, als die eigenen Besitzungen, über welche dem Geschlechte 
die volle Gerichtsgewalt, nur unter Vorbehalt der des Reiches, zustehen soll. 

Damit ist allerdings vereinbar, dass, wie wir hie und da noch Lehens- 
grafen ini Besitze der Uoheitsrechte über ganze Grafschaften fanden, zuweilen 
doch auch noch in Theilen der Grafschaft sich einzelne Geschlechter auch 
über die eigenen Besitzungen hinaus bei allen oder einzelnen gräflichen IIo- 
heitsrcchten erhalten hatten; was dann freilich auch wieder nicht immer völlige 
Unabhängigkeit von städtischer Hoheit voraussetzt, wie denn in Folge der ^ 
thatsächlichen Entwicklung sich die mannichfachsten Verhältnisse gestalten 
konnten. So waren die von Camino Bürger von Treviso und als solche der 
städtischen Gerichtsbarkeit unterworfen; dagegen werden sie in den Verträgen 
mit der Stadt seit 119ü gleichwohl als Besitzer eines anscheinend von ihren 
eigenen Besitzungen unabhängigen, wahrscheinlich vom Bischöfe von Ceneda 
geliehenen'" Koinitats anerkannt, wenn auch mit Beschränkungen; im allge- 
meinen haben sie konkurrirende Gerichtsbarkeit mit dem städtischen Podesta, , 
jenachdem der Kläger sich an sie oder an diesen wendet; auscldiesslich vor- 
behalten sind ihnen noch alle Zweikämpfe in ihrem Komitat, so dass der 
Kampf auch dann, wenn im städtischen Gerichte anf denselben erkannt ist, 
doch vor ihnen vorzunehnien ist; weiter alle Klagen um Freiheit, welche, auch 
wenn sie vor dem Podesta erhoben werden, von diesem an die Camino zu ver- 
weisen sind. * ' 

130. — Zu den besprochenen Gründen der Zersplitterung der Graf- 
schaften kamen nun schliesslich noch die Theüungen undVeräusse- 
rungen der Grafschaftsrechte. Veräusserungen von Theilen des 
Lehens ohne Genehmigung des Herrn waren allerdings verboten; bezüglich 
der grossen Aintslehen wurde 1158 zu Roncalia insbesondere bestimmt: Du- 
catus, marchia, coinitatus de cetera non dividantur. ' Es findet sich das 
auch wohl geltend gemacht. Der Kaiser restituirt 1164 dem Grafen von Prato 
quecunque avus eins coutes A. et filii et nepotes a ae alienaverunt de co- 
mitatu ipaorum et quecunujue alii lumiiiiea de coinitatu ipsorum aliena- 

8* Oesterr. Notizpnbl. 2. 37). Lami Mon. I, 671. Huillard 2, 63. 6, 518. EnUprechend 
1164 für die Grafen ron Pruto; SaTioli 2, 275. 9, Sarioli 3. 3. 10. Verci Marca 110. 

1)3. 11. Verci Ecel. 3, 106. 124. 134. In Ähnlichem VerbAltnis»e zu TrfTiso fitand der 

Biaehof Ton Ceneda; rgl. Verci Marca 1, 45. 
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verunt, sicut ordinatiim est in Jinncludia^; so wird noch 1255 ge>;en das 
Verlangen Peters von Savoien nach Theilung eingewandt, qnod comitatus non 
dfbet dii'idi nec ducatus iuxta letietn Frederin qumuluin impei'atoiHS.^ 
Aber wie schon damals die meisten Grafschaften der weltlichen Grossen durch 
Theilungen aufgelöst gewesen sein werden, so hat man sich auch später wenig 
daran gehalten, wolil ausdrücklich auf Geltendmachung jener Bestimmungen 
verzichtet; so veräussern die Markgrafen von Malaspina 1202 Besitzungen, 
rmunciant/o »pecialiter iUi consnetudini, qita /orte posaemus eontravenire, 
dicendo, quod comitea vel marehionea 7ion debeant ita rea amea alienando 
diatrahere.^ 

Durch wiederholte Erbtheiluugen konnte die Grafschaft in eine Menge 
von Theilen aufgelöst werden; so überlässt 1192 der Markgraf von Bosco an 
den von Montferrat: totam partein mcam, quam lutleo in eomitatu Lo- 
reti — , que para acilicet mea eomitatua eat decimaaea:ta toliua conütatua^ ; 
wobei es sich freilich nicht gerade immer um reale Theilung handelt, sondern 
die Berechtigten oft lange im Gesammtbesitze blieben. Je mehr nun aber, wie 
wir sahen, die thatsäciiliche Entwicklung dahin führte, dass bei Bischöfen mid 
weltlichen tri ossen die gräflichen Rechte sich nur über die eigenen Besitzungen 
erstreckten, um so näher lag es, die Grafschaft als Zubehör des Grund- 
eigenthums zu betrachten und mit demselben zu veräussern. Dagegen 
musste .schon 1 1 58 zu Koncalia ein Verbot gerichtet werden: qui allodium 
auain vendidarit, diali'ietuin et iuriadictiouem imperatoria vendere non 
preaumat; et ai ßat, non valent.^ Aber trotzdem Anden wir später sehr 
häuAg mit den einzelnen Besitzungen zugleich die gräflichen Befugnisse ver- 
äussert. Dem Bischöfe von Turin wird 1193 eine Burg abgetreten mit omni 
diatricto et iuriadktione et Iwnore et comitatu‘; ebenso verkauft Ezelin 
(Jüter an Vicenza.® Dabei wird denn noch wohl beachtet, dass die gräflichen 
lloheitsrechte nur lelmbai' sein können; es wird eine Jscheinbelehnung vor- 
genommen, es wird das proprium pro proprio et fetulum. pro feudo ver- 
äussert, wobei eben der Komitat über die Besitzung als das Lehen erscheint; 
aber es handelt sich nm' um den Namen, es wird aufs sorgfältigste alles aus- 
geschlossen, was das Lehen vom Eigen unterscheidet; es ist ein Lehen iui- 
bendiun et trnendiim idiaqiie aervitio et ßdelitate et comendatioiw, von dem 
allerdings einmal im Jahre ein Lehnstag des Herren beschickt werden soll, 
aber so, dass wegen Nichterfüllung dieser Pflicht, wegen Nichtnachsuchung 
der Investitur, wegen Befehdmig des Herrn oder wegen irgend eines andern 
Grundes das Lehen niemals eingezogeu werden darf.® Der Komitat theilt 
dann alle Geschicke des Grundeigenthums, so dass nun auch die Hälfte oder 
ein Viertel des Komitats über einzelne Besitzungen als Vcrmögeiisbestand- 
theile erscheinen.'® Bezeichnend ist in dieser Richtung eine Entscheidung des 
Kaisers von 1238 gegen den in Friaul und Istrien eingerisseuen Missbrauch, 

130 .—] 3. .Sarioli 1, 275. 3. Wurstemberger 4. 188. 4. AnticU. Est. 1, 177. 5. San 

Quintino 2, 157. Mon, (iertn. 4. 113. 7. Mon. patr. Cb 1, 1001. 8> Verci 

3, 172. U. 1223. 42: Voroi Kcel. 3. lüO. 292. 10. 1250: Verci £c 0 l. 3. 325. 


Digitized by Google 



ZubebUr de^ Gruudeigentbums. Neue UezeicbnuDgen. 


247 


dass jeder, welcher ein finimlstiick oiin omni iure besitzt, daraus auch die 
Befugnisse der hohen (jerichtsbarkeit ableite, während sich das doch. nur auf 
die pnvatrechtlichen Nutzungen bezielie. ** 

131 . — Finden wir so auch in der stäufischen Zeit die Grafschaften 
gänzlich zersplitb-rt, hat sich der Begriff der Grafschaft als eines geschlossenen 
Gerichtssprengels vielfach ganz verloren, so lässt sich doch nachweisen, dass 
die höhere Gerichtsbarkeit überall auf die alte ( Jrafschaft zuriiokgeht, die Be- 
fugnisse derselben zunächst dadurch bestinnnt sind. Ueberaus häutig fanden 
wir zur Bezeichnung derselben denn auch noch den Ausdruck l'omitatug in 
Uebung. Der Umstand aber, dass die hohe (ierichtsbarkcit nun doch in wei- 
testem Umfange nicht mehr durch Grafen geübt wurde, dann das allgemeine 
Eindringen römischrechtlicher Ausdrücke in die Rechtssprache führten da- 
nefjen zu neuen Bezeichnungen der hohen Gerichtsbarkeit. Am 
häufigsten ist .schon iin zwölften Jahrhunderte der .\usdruok volle Gerichts- 
liarkeit, lurisdictio plena; hie und da mit dem ausdrücklichen Bemerken, 
dass sie .Strafgewalt, wie Civilsachen umfasse. In einigen Fällen hal>en wir 
_auch da, wo von ^'erleihung der (ierichtsbarkeit des Reichs die Rede ist, nicht 
an die regehnässig nur durch das Reich selbst zu üliende zu dtmken, welche 
ausdrücklich Vorbehalten ist', sondern einfa<!h an die hohe Gerichtsbarkeit, 
welche zu den Regalien gehört, nicht zu Eigen besessen, sondern nur vom 
Reiche verliehen werden kann. .Später wird dann der Ausdruck Merum oder 
meriiin et mi.vtmn iutperiam aufgenommen, um insbesondere die Criminal- 
gewalt hervorzuheben. Dem Markgrafen Cavalcabd bestätigt der Kaiser 1196 
das merum imperiiiui eurlie l'iltdiaiuu''^; 1238 erklärt der Kaiser, dass 
der Gastaldc des Patriarchen zu (.'ap>o d'lstria plenam hdbeat poleetatem 
faciendi oinnibiui — raliuneut, videlieet de allodiix propril «, — ile umnibus 
peni» eorponilibiu!, que videntur ad penam eanpainis perlinere, — el de- 
uium de omnibue aliis, que epeclan: imI merum et mu'tum imperium tu: 
repidia dinoscuntur.^ Es handelt sich da überall um eine der gräflichen ent- 
sprechende Gerichtsbarkeit, wie wir das für die städtische wohl ausdrücklich 
betont fanden*, während ttun auch wohl danel)en wieder die städtische zur 
V'ergleichung herangezogen wird; so überlassen 1233 die von Camino denen 
von Conegliano die iuriedietio pfenrt über einige Be.sitzungen, iUt at — poasint 
et valeant exereere pleniseiniam iuriadietiorwm et poteatatem et etiam me- 
rum imperium in predietia villia — et leuminibua earuiih, aieuti qiUlibet 
comea aive dux aeu marehio aeii riidtaa valet exereere in terria — et homi- 
nibua aeu, iuriadietioni auhieetia.^ 

Zuweilen wird auch der Ausdruck Iudex ordinariua angewandt, um die 
gräfliche, der des römisclu.n Rector provinciae oder iles Bischofs im kirch- 
lichen Gerichtswesen zu vergleichende Gerichtsgewalt zu bezeichnen. So sagt 

11. HuilUrd 5. 211. 

131 . — 1. V’gl. § 12U n. 8. tt. 2. Toeche Heinr. V'f. 834. f)er Ausdruck mag Ter- 
einzeft .schoa früher Torkommen, vorauf ich nicht genauer schtete; im allgemeinen dürfte 
er noch im zwölften Jahrhunderte Bedenken gegen die Echtheit bezüglicher Urkunden er- 
regen 3. Uuillztd ü, 243. 4 . Vgl. § 124 u. 5. 5. Veru .Muica I, 88; rgl. 1, 115. 
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Tankred: Ordinarius iudex cst, qui — in saecalurihus ab impcralore, ul 
diices, marchiones, comites totalem alicuius provinciae vcl loci accipit ia- 
risdictionem.^ Jedenfalls wird der Ausdruck so aufzufassen sein, wenn 1169 
der Bischof von Verona, welchem Grafengewalt zustande, wegen eines Streites 
über Griindeigenthum zu Gerichte sitzt als Veronensis episcopus et Ordina- 
rius iudex^; oder wenn der Kaiser 1238 bestimmt, dass die hohe Gerichts- 
barkeit in Friaul und Istrien nur die Patriarchen üben sollen und deren Beamte, 
quos auctoritate ordinarie iurisdictionis loco et iHce sua duxerint depu- 
tandos.^ So heisst es auch 1162 und 1193 in Privilegien für Msa, welchem 
derKomitat ausdrücklich verliehen war*®: EtPisana civitas habeat plenaia 
iurisdictionem et potestatem faciendi iustitiam et etiam vindictam et 
dandi tutores et mundoaldoa et alia, quae iudex Ordinarius vel quilibet 
potestate praeditus ab irnperatore habere dehet ex sua iurisdictione^^ ; 
und ganz entsprechend 1220 für Genua. *^ Aber wie hier schon die Beziehung 
nicht unzweifelhaft ist, so ist in andern Stellen zweifellos nicht eine der gräf- 
lichen entsprechende Gewalt darunter zu verstehen. .So heisst es in kaiser- 
lichen Privilegien für den Bischof von Imola 1210 und 1226: Preterea 
dictum episcopum eiusque successores in eivitate Imolensi universoque 
episcopatu ipsius et comitabu nostro Imolensi iudicem ordinariam faci- 
mus, dantes ei plenam et liberam potestatem atque iurisdictionem, quic- 
quid rntio iuris e.rpostulat tarn in maioribus, quam in minoribus, pupiüis 
et viduis exequendi.'^ Nun stand aber die Grafschaft Imola nach einem 
.Spruche von 1186 unmittelbar dem Reiche zu, dem Bischöfe nur die Gerichts- 
barkeit auf seinen eigenen Besitzungen'*, wie beides auch in jenen Urkunden 
ausdrücklich hervorgehoben und bestätigt wird. Und ergibt sich aus der Ur- 
kunde an und für sich keine engere Begränzting der verliehenen Gerichtsbar- 
keit, so nmss doch das besondere Betonen der vormundschaftlichen Befugnisse 
auffallen. Damit stimmt, dass in stauhscher Zeit, worauf wir zurückkominen, 
lude.x Ordinarius ein Titel für Personen ist, welchen eine Gerichtsbai'keit in 
.Strafsachen und .Streitsachen gar nicht zusteht, deren Befugnisse sich vor- 
zugsweise auf die freiwillige Gerichtsbarkeit beschränken; und nur diese dürften 
denn auch in jenen Urkunden dem Bischöfe verliehen sein. Der Ausdruck 
kann allerdings die höhere, gräfliche Gerichtsbarkeit bezeichnen, scheint aber 
eben des Umstandes wegen, dass er auch in wesentlich anderer Bedeutung in 
Uebung war, nm' selten zur Bezeichnung derselben verwandt worden zu sein. 

Xll. MARKGRAF.SCHAhT. 

132. — Die zweite, dem (Jrafengerichte übergeordnete .Stufe der hohen 
Gerichtsbarkeit bildet dasGcricht des M ar kgra fe n oder einer der inark- 

131.-1 6. Tancred P. 1. t. 1. § 1. Vgl. auch Du Gange ad t. Ordinariux. Ausserdem be- 
zeichnet lurisdictio ordtunria auch in den Urkunden dieser Zeit die ständige Gerichtsbar- 
keit iro Gegensatx aur deiegirteu; so 1220: Huillard 1, OIH). 7« Ughelli 5, 705. Si)5. 
8« Biancolini 5b, 116. 0. Uubei» Aquil. 600, wunach die Stelle bei Huillard 5, 242 tu 

bessern. 10. Vgl. $ 124 n 2. II, Umi Mon. I, 339. 384. 12, HuiUard 1, 869. 
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grüfliclu'ii gloichsteliomliM) Gewalt. Kaimte dio karoliiij{i»clie Wita-Ssaiig zwi- 
schen dem Grafen und dem Könige keine ständige richterliclie Gewalt, su 
treten später in Dcut.schland nicht gerade überall, aber doch in den mei- 
sten Theilen des Landes ständige fürstliche Gewalten zwischen Grafschaft und 
Königthmn, sei es in Folge einer mehr zufälligen Vereinigung einer Anzahl 
von Grafschaften in ciueu' Hand, sei es iiu Anschlüsse an die althergebrachte, 
nur zeitweise für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung unberücksichtigt 
gela-ssene Gliederung in Stämme und Länder. Und in Deutschland ist diese 
fürstliche Mittelgewalt die vorzugsweise bestiiniuendc für die Entwicklung der 
staatlichen Verhältnisse geworden. 

Ist letzteres in Italien nicht derFall gewesen, so waren doch zu Zeiten 
auch hier die Verhältnisse nicht viel anders gestaltet, findet sich auch hier 
eine entsprechende Mittelgewalt, welche oft als herzogliche, häufiger noch als 
markgräfliche bezeichnet wird. In Deutschland waren llerzogthum und 
Markgrafschaft ihrem Wesen nach verschieden; schloss jenes die Graf- 
schaft in sich, so schloss der Begriff der Mark die Grafschaftsverfassung aus. 

Für Italien hat die.ser Gegensatz keine Geltung. Mag die Bezeichnung als 
Mark auch hier mehrfach von der Lage an der Gränze hergenoimuen sein, so 
blieb das doch etwas ganz äusserliches, w'enn diese Lage nicht zugleich zu 
einer besondem, von der des übrigen Reiches abweichenden Organisation 
führte; nnd das war hier, wenn wir etwa von der Mark Friaul absehen, so 
wenig der Fall, als da, wo wir auf der deutschen Westgränze dem Titel einer 
Mark Antwerpen oder Arlon begegnen. Die italienische Markgrafschaft schliesst 
wie das Uerzogthuin die Grafschaft in sich; beide sind ihrem Wesen nach 
nicht verschieden, wie sich das ja auch darin ausspricht, dass beide Titel viel- 
fach ganz gleichbedeutend gebraucht werden. Wurde auch herkömmlich das 
eine Gebiet gewöhnlich als Mark, das andere als Herzogthum bezeichnet, so 
nennt sich doch von ein und demselben Gebiete der Fürst bald Herzog, bald 
Markgraf, oder auch Herzog und Markgi-af. Und auch der Grafentitel wird 
wohl in derselben Bedeutung gebraucht; der Titel eines Grafen von Tuszien 
oder von Roinaniola bezeichnet mehrfach nichts anderes; eine Gewalt, welche 
sich als grossgräfliche bezeichnen Hesse, welcher die einzelnen Grafschaften 
des Landes untergeordnet waren. Wie wir denn vielfach umgekehrt auch den 
markgräflichen Titel da gebraucht finden, wo kaum von der Gewalt über eine f 
ganze Grafschaft die Rede sein kann. 

Das Wesentliche, um das es sich für uns handelt, ist eine über eine An- 
zahl von Grafschaften ausgedehnte Gewalt, welche wir, wenn auch nur nach 
dem vorherrschenden Sprachgebrauche, als markgräfliche bezeichnen können. 

Das Bestehen solcher Gewalten reicht zum Theil, insbesondere zu Spoleto und 
Benevent, in die longobardischen Zeiten zurück. Oder bei späterer Entstehung 
konnte sie sich wenigstens, ähnlich dem deutschen Stanunherzogthume, an den 
schon vorhandenen Begriff eines im Reichsganzen eine Sonderstellung einneh- 
menden Landes anschliessen, wie in Tuszien und der Romagna. Oder cs wur- 
den, wie bei der Mark Verona, solche grössere Sprengel vom Könige ans " 
politischen Rücksichten absichtlich gebildet. Den Titel eines Markgrafen finden 
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wir endlich freilich mehrfach auch da, wo es sich nicht um einen grossem ge- 
schlossenen Sprengel, sondern um eine mehr zufällige Vereinigung mehrerer 
(frafschaften in einer Hand handelt; so beim Hause Canossa bis zur Erwer- 
bung Tusziens; wobei dann freilich zu untersuchen bleiben wird, ob da der 
Titel uns zur Annahme besonderer markgräflicher, über die Grafschaft hinaus- 
gehender Befugnisse berechtigt. Uebrigeus nahmen nicht blos weltliche, son- 
dern auch geistliche Grosse eine solche Stellung ein; so der Patriarch von 
Aglei, der Erzbischof von Ravenna. .Selbst die städtische Entwicklung fuhrt 
uns auf ein ähnliches Verhältniss, insofern die CJewalt der Rektoren des lom- 
bardischen oder tuszischen Bundes sich immerhin der markgräflichen verglei- 
chen liesse. 

Die geschichtliche Entwicklung, welche cs verhinderte, dass sich m Italien 
nicht, »ne in Deutschland, auf entsprechender Grundlage eine dem Königthunie 
gefiihrliche Kürstengewalt entwickelte, ist bekannt und hier nicht weiter zu 
erörtern. Wie nahe das unter andern Verhältnissen gelegen hätte, zeigt ge- 
nügend die .Stellung der mächtigen Heizoge und Markgrafen von Tuszien. 
Was sich im zwölften .Jahrhunderte noch von einheimischen markgräflichen 
Geschlechtern gehalten hatte, durch Theilungen geschwächt, von den .Städten 
zurückgedrängt, wenn nicht unterworfen, liednrfte des Königfhmns. Die Ver- 
hältnisse lagen hier so ganz anders, da.ss gerade das Königthum im zwölften 
Jahrhunderte sich der alten markgräflichen Verbände zu bedienen suchte, um 
<lurch Einsetzung ihm ergebener Ht'rzoge und Markgrafen den kleineren ein- 
heimischen (jewalten gegenüber einen festem Halt zu gewitinen. 

13U. — Was die markgräfliche (iew’alt, insbesondere das Verhältniss 
der Grafschaft zur Markgrafschaft betrifft, so ergeben sich daVer- 
schiedenheiteu für die einzelnen Reichstheile. In Mittelitalien erscheinen die 
markgräflichen .Sprengel geschlossener, die Befugnisse ausgedehnter, als in 
Olieritalien, wo sich dann wieder ein weiterer Gegensatz zwischen der Lom- 
bardei und der Mark Verona zeigt. Es wird das zweifellos damit zusiunmen- 
häugen, dass die markgräflichen .Sprengel in Mittelitalien, wenn wir von der 
.Mark Ancona absehen, durchweg ihre (jmndlage in einer althergebrachten, in 
longobardische Zeiten zurück reichenden .Sonderstellung einzelner Länder hatten. 

Für die Mar k gr afschaft e n Mittelitaliens, welchen sicli die 
J'ürstenthümer des Südens in dieser Richtung anschliessen, scheint dieselbe 
Anschauung, wie in Deutschland, massgebend gewesen zu sein, die nämlich, 
dass da.s Herzogthum oder die Mark mit den darin begriffenen Grafschaften 
vom Könige zunächst dem Markgrafen, von diesem dann die einzelnen Graf- 
schaften an Grafen weitergeliehen waren. Dem Fürsten Pandulf und seinem 
.Sohne Johann verleiht 1023 der Kaiser prinapatuia Capimnutn cum Om- 
nibus adeum iuste pertinentibus comitatibus atque castdlis caeterisque — 
dipnitalibus ad ipsitm principatum pertinentibus ' ; in den longobardischen 
Fürstenthümern kann die Abhängigkeit der Grafen vom FHirsten überhaupt 
keinem Zweifel unU'rliegen. Als Herzog Welf 1 ItiO als .Markgraf vonTuszieu 

133. — 1. Oattuiii Acc. 1, 123. 
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einen Ilutlag zu S. üenesio liiclt, heisst es: Ibi buronilnts tenv lUiue si'i^h in 
comitatus cum tot riwiUiu deilit; wie aueli erwähnt wird, dass er dort den 
Trenschwur von Grafen, .Städten und allen, qiii aliqnod de marca detine- 
bant, entßej'emiahm.* Die Markgrafen Friedrich und Werner von Ancona 
verleihen 1139 an eine Kirche für Besitzungen in der Grafschaft .Sinigaglia 
totam noatram reqalitiem, aicut ibi habemua et tenemiia vel eltam noatri 
comitea detinent a nobia, wonach wohl nicht zu bezweifeln ist, dass die als 
Zeugen erscheinenden (Jrafen von Fano, Pesaro, .Sinigaglia und andere mit 
den Iloheitsrechten von den Markgrafen belieben waren. ^ Hier, wo die altem 
Verfassungverhältnisse sich am längsten ohne wesentliche Aendenmgen er- 
halten haben, finden wir noch später Gelfache Zeugnisse für die Afihängigkeit 
der Grafschaft von der Mark. Als K. Otto 1210 dem Azzo von Este totum 
marchiam Anchone, akut marcido Marqiiardua habiiit et tenu-it, verlieh, 
werden zwölf darin enthaltene Grafschaften namentlich aufgeführt; ebenso 

1213 bei der Belehnung de.s.selben durch den Pabst.'* Der Markgraf verleiht 

1214 dem Wilhelm Rangone die Grafschaften Fermo und .Sinigaglia auf zwei 
Jahre’; 1221 nimmt er gegen den Bischof von Fermo den dortigen Komitat 
als Zubehör der Mark in Anspmch, während 1224 erwähnt wird, dass der 
Pabst mit demselben den Bischof durch die Fahne investirt habe®; 1228 
übergibt der Markgraf die Grafschaft Fossombrone dem dortigen Bischöfe auf 
drei Jahre zur-Verwaltung." Ist mir für den dritten mittelitalienischen .Sprengel, 
das Herzogthuin Spoleto, eiu ausdrückliches Zeugniss nicht bekannt ge- 
worden, so zeigt sieh da durchweg eine so grosse Uebereinstimmung mit den 
Verhältnissen der Marken Tuszien und Ancona, da.ss dieselbe auch hier nicht 
zu bezwcifchi sein wird. 

134. — Ziemlich entsprechend dürften aber auch die Verhältnis.se der 
Ru magna gewesen sein. Fast ausnahmslos lassen sich die dortigen Graf- 
schaften als vom Reiche an den Erzbischof von Ravenna verliehen nachwei.sen. 
Schon 999 wird ihm der Besitz der Hoheit über die .Stadt Ravenna, dann der 
Grafschaften Montefeltre, Cesena, Ficocle oder Cervia, Decima, Iniola und 
Comacchio bestätigt, während damals der Kaiser die Grafschaften Bobbio, 
Forli und Forlimpopoli hinzufügte'; 1017 erstreckt sich die im Aufträge des 
Kaisers ertheilte Investitur auch auf die Grafschaften Bologna und Faenza^; 
seit 1063 werden in den Bestätigungsbriefen auch die Grafschaften Traver- 
saria und Ferrara®, seit 1160 auch die Grafschaft Argenta genannt®; fast 
alle werden noch 1209 als dem Erzbischöfe zustehend erwähnt.’ Die Gewalt 
des Erzbischofs gründete sich aber nicht allein auf die Einzelverleihungen der 
Grafschaften; der E.xarchat galt als ein ihm verliehener Gesaiimitsprengel, 
wobei er sich wohl insbesondere auf die Urkimde von 1001 stützen konnte, 
worin der Kaiser ihm omnem legitimam poteaiatem et dktrictionema lua-ri 

2, .\non. tVeingart. Ilets Mon. 3Ü. Aon. ristiui. Mon. Germ. 19. 245. 8. Olirieri 140. 

4 . Antich. £st. 1, 392. Thciner Cod. dom. 1, 44. 5. Aaticb. £st. 1, 419. 6. CataJani 

353. 356. 7. Antiq. It. 1. 336. 

134 . — 1. Gieaebrccht K. Z. 1, 879. 2. Savioli 1. 73; rgl. 84. 8. OgheUi 2. 362; 
Tgl. Alittarelli Ana. 3, 22. 4. Kantuiii 5, 289. 6. Fantuui 5, 304. 
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Adriatu'o tisque ad et a flumine IHu'no asque ad Foliain verlieh.® 

Daher führt Erzbischof Auseliii auch wohl den Titel eines E-xarchen', wie Otto 
vonEreising bei seiner Wahl bemerkt: liarennatenscm arefuepucopatum — 
»imtd et eiusdem proinnciae e.varchatum — accepit.^ Auch mit Kücksicht 
auf die alU-n Rechte der Kirche gilt der ganze Exarchat als von den Päbsten 
auf den Erzbischof übertragen; 1125 bestätigt ihm der Pabst exarchat am 
Kavennae, qui liomanae eecleaiae iuris est^; und 1177 schreibt er ihm, 
dass sich aus seinen Privilegien ergebe, quomodo qitidam predecessorcs 
noatri ecelesie veatre exarchat ata et ducatum Ravcnne dederant et pleriqus 
alii predecesaores nostri, qui eis siuxesserunt, ipsorum donationein privi- 
Icffiis eonßrnutrunt, und wie er desshalb auch, quia castrum et eomiUitus 
de lirelonorio iiifra eundim exarehatam eomistere dieitur, ihm dieselben 
unter Verzicht auf die der römischen Kirche aus dem Testamente des letzten 
Grafen erwachsenen Ansprüche überlasse.’® Waren hier neben dem ganzen 
Sprengel auch die einzelnen Grafschaften ausdrücklich dem Erzbischöfe ver- 
liehen, so wird das um so sicherer darauf schliessen las.sen, dass die noch im 
eilflcn Jahrhunderte oft erwähnten Grafen von Bologna, Imola und andere als 
Lehensgrafen des Erzbisclrofs zu betrachten sind, ln einigen Fällen können 
wir ausdrücklich nachweisen, da.ss die Grafengewalt vom Erzbischöfe lehnbar 
war. Er verleiht 1021 die Grafschaft Ghiazzolo”; Graf Hugo von Bologna 
refutirt ihm 1034 integrum comitatmn Farentinuin und wird von ihm wieder 
de inedietate in henefieium investirt'*; 1197 nimmt der Erzbischof zu Tra- 
versaria den Dukat, zweifellos die Grafschaftsrechtc bezeichnend, als Lehen in 
Anspruch.” Die Grafschaft Cervia scheint unmittelbar für den Erzbi.schof 
durch einen Beamten verwaltet zu sein, der bald Comes, bald Vicecomes 
heisst”; später wird der dortige Viceconiitatus ausdrücklich auf Lebenszeit 
verliehen.” Die Gewalt dos Erzbischofs über den ganzen Sprengel war frei- 
lich schon im zwölften Jahrhunderte völlig zersetzt, auf die mimittelbaren Be- 
sitzungen der Kirche beschränkt, insbesondere durch die städtische Entwick- 

134 . ] 6 . Giesebrecht 1, 881. 7. 1156. 57: üghelli 2, 370. Fantuwi 1, 396. 8. Gest» 
Fr. 1. 2. c. 21. 9, Ughelli 2, 365. 10. Mittarelli Ann. 3, teit 331. 11. Savioli 1. 

teit 143. Um 1023 wird auf ein Drittel der Grafschaften Ton Cesena und Ficocle gegen die 
Kirche ron Rarenna geklagt, wobei es .sich um Ansprüche von Leheuserben zu bandeln 
scheint. Fantuzzi 4. 195. 12. Sarioli 1. 86. Dabei ist nicht an eine reelle Tbeilung, 

sondern an einen Vorbehalt der Hälfte der Einkünfte zu denken, wie sich solcher auch 
1212 bei Verleihung ron Argenta an den Markgrafen von Este findet. Fantuzzi 3, 66. 
Aehnlicbe Verleihungen, die in Deutschland ungebräuchlich sind, finden sich oft in Italien; 
die Uebung der Amtsbefugnisse war dann wohl zunächst ganz dem belehnten Grafen oder 
Vicecomes überlassen. So leiht 1 168 der Bischof Ton Forli zu Lehenrecht einem Candolinus 
den dritten Theil des Castrum Cuimani mit Zubehdr, sich zwei Drittel der Einkünfte pro 
pUieito et dietrietu et bando Torbehaltend und bestimmend, nt rie meue miteariue et wee- 
eomet in toto eaetro Cuimani et tota ettrte Cuimanü et tui liberi et haeredet temper debeant 
habere vieeeomitatum praedieti eaeiri et eurtis. Marchesi 148. Besonders deutlich tritt 
dieses V'erbältniss zu Trient hervor, wo die Grafschaft theils in der Hand des Bischofs, 
iheils entsprechend dem deutschen Brauche ganz au Grafen verliehen, theils aber dem Bi- 
schöfe mit dem i.ehensgrafen gemeinsam war. V^gl. Durig Beitr. 12. 18. Fantuzzi 3. 61. 

14. Vgl Fantuzzi 4, 239. 240. 246. 15. 1189. 1253: Fantuzzi 2, 423. 424. 
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lung. Docli wurde damit hier der Begriff eines umfassenderen, der Einzel- 
grafschaft übergeordneten Amtssprengels nicht beseitigt; wir werden sehen, , 
wie dieser in der Reichsgrafschaft oder dem Rektorate der Romagna einen I 
neuen Ausdruck gewann. 

13d. — Die Annahme einer Abhängigkeit der Grafschaft von der Mark 
in Mittelitalien gewinnt eine weitere Stütze bei Beachtung der Stellung der 
mittelitalienischen Bischöfe. Diese unterstehen nicht allein im allge- 
meinen der Hoheit der Markgrafen, insbesondere der Gerichtsliarkeit derselben, 
sondern es scheint auch, dass sie bezüglich der Temporalien ihrer Kirchen, so 
weit diese nicht etwa dem Pabste gehörten, grossentheils nicht unmittelbar 
dem Reiche, sondeni dem Markgrafen unterstanden, da Regalienverleihungen 
durch das Reich hier nur ganz ausnahmsweise vürkominen. ' Insbesondere aber 
ist schon früher darauf hingewiesen, dass da, wo die Markgrafschaft sich 
stärker entwickelt zeigt, Verleihungen der Grafschaft an die Bischöfe, wie sie 
in Überitalien so häufig sind, nicht Vorkommen. '■' Pinden wir ein ähnliches 
Verhältniss auch in Deutschland da, wo sich, wie in Baiern und Schwaben das 
Herzogthum noch als Gewalt über einen grössern geschlossenen .Sprengel dar- 
stellt so wird das doch zweifellos damit Zusammenhängen, dass man die 
Grafschaften als Zubehör des Herzogthums oder der Mark betrachtete. Es 
Bnden sich allerdings einige Ausnahmen; aber auch da ergibt sich, wo wir das 
genauer verfolgen können, eine Abweichung von der einfachen Verleihung ge- 
schlossener Grafschafltsbezirke an die oberitalienischen Kirchen.^ 

Die dem Bisthume Arezzo 883 verliehene weitgreifende Immunität 
schloss zweifellos die Grafengewalt nicht aus, untersagte dem Grafen nur, auf 
den Besitzungen der Kirche Gericht zu halten und über Hintersassen der 
Kirche in Abwesenheit des Bischofes oder dessen Vogtes zu richten.® Es 
müssen dann später dem Bischöfe ausgedehnte richterliche Befugnisse zuge- 
standen worden sein; denn lOlü wird vor ihm bei einem .Streite um Grund- 


135, — I. Vgl. Ficker Reichsrursteniitand I, .31ß. 317. Darauf deutet auch, da.Ss die 
Bi.schafe liier I..ehen von den Markgrafen nahmen; so 1143 der von Lucca. Mem. di bucca ^ 
4 b, 24. 2. Vgl. Hegel 2, 78. 84. S. Weiland, da.s sSchsische Herzogtbum unter 

Ixithar und Heinrich dem I.üwen 7 n. 4. bestreitet dos gegenüber einer run mir, Heerschild 
97, gemachten gelegentlichen Behauptung. Die Ton ihm angeführten beiden Beispiele nicht 
einer Verleihung, sondern des Besitzes ron (Irafschaftsrechten durch Bischöfe waren mir 
nicht entgangen; ich würde ihnen sogar noch einige hinzufUgen können, dennoch aber 
glauben, an dem Gesagten trotz dieser wirklichen oder scheinbaren Ausnahmen als Regel 
festhalten zu dürfen. Es hat allerdings immer sein ^lissliches, auf die Ergebnisse umfassen- 
derer Untersuchungen Bezug zu nehmen, ohne dieselben zugleich begründen zu können, 
wie ich dazu auch hier nicht in der Izige bin. Finden wir aber in Franken. Sachten nnd 
Ixithringen zahllose k'erleihungen ron Grafschaften an Kirchen, wahrend in Baiern und 
Schwaben sich nur ganz rereinzelte, rielleicht anderweitig zu erklärende Erwähnungen 
kirchlicher Grafschaftsrechte finden, beachten wir, dass später die bischöflichen Landes- 
buheitsgebiete sich dort Torwiegend durch Einziehung rerlieliener Grafschaften bilden, in 
Baiern dagegen durch Erwerb der Grafschaft Tom Herzoge, so wird doch nicht zu bezweifeln 
sein, dass das V^erhältniss der Grafschaft zum Herzogthume dort und hier ein wesentlich 
Terschiedenes gewesen sein muss. 4* \’gl. § 120. 12G. 5* Antiq. Il I, 8ü9. 
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.stück? auf Kampf erkannt®, was gräfliclie Befngni.sse vorauszu.setzen scheint. 
Ich zweifle kaum, dass sich diese auf ein Privileg gründeten, welches dem 1052 
dem Bischöfe von 5'olterra ertheilten entsprach. Als dieser sich ülier den 
Druck der Grafen heschwerte, wurde ihm nicht, wie in Oberitalien üblii;h, die 
Grafschaft in einem geschio.ssenen .Sprengel verliehen, sondern es hei.sst: cnn- 
cedimiis predicfo epincopo suisqiie giim’ti80ril>iis rliTiro» et famulo» alios- 
qu-e »iiper terram site eeclesie inhabitanteg in giia potegtate, nt lieeat evm 
ante ge caiigam apere et per dnellinm qnalihet h'pali gententia litem dif- 
finire.~ Es handelt .sich darum, dass Sachen der llintersas.sen der Kirche, 
welche bisher im Grafengerichte zu erledigen waren, nun nncli im Gerichte des 
Bischofs entschieden werden konnten; ob .sie es mussten, ob die (iewalt des 
Grafen dadurcli auch nur bezüglich jener Hintersassen ganz beseitigt war, 
muss zweifelhaft erscheinen, zumal wir in Italien häufig finden werden, dass 
die ausnahmsweise verliehene richterliche Befugniss die entsprechende Be- 
fugniss des ordentlichen Richters nicht ausschliesst, so insbesondere die den 
Bischöfen verliehene Keichsgerichtslorkeit nicht das Eingreifen anderer Reiclis- 
richter. Es muss weiter zweifelhaft er.scheinen, ob auch die hohe .Strafgericlits- 
barkeit danach dem Bischöfe zustehen sollte. Und hattdelte es sieh wirklich 
um die volle gräfliche (ierichtsgewalt, so erstreckte sich diese nicht auf ein 
geschlossenes Gebiet. Auch dem Bischöfe von Arezzo stand trotz jener schon 
1010 hervortreteoden Befugniss Jedenfalls die Grafscliaft in seiner Biscliofs- 
stadt nicht zu; denn 1016 sitzen dort der Markgraf und derürtsgraf gemein- 
sam zu Gerichte.® Ein Privileg für Arezzo von 1052 scheint dann znnächst 
nur die Bestimmung des Immunitätsprivilegs von 885 zu wiederholen, nur mit 
der Erweiterung, dass jenes Verbot laizöglich <li‘r Hintersassen der Kirche 
jetzt auch auf den Markgrafen ausgedelint erscheint*; dann alx'f hei.sst es: 
De coeterig autem tionunihng arimannig et cneterig hominibug g. Donato 
niiUo iure pertinentibng dainngb. Donato intepram niedietatem de plaeito 
et omni digtrieta ;>«■ totnm romitatiun^ et inteprnm niedietatem de eura- 
tnra et omni publica exnetione ipgiug ^iretlnae eivitatig."^ Dabei handelt 
es sich nun nicht blos um di(- Einkünfte der Grafscliaft, sondern nm die Gra- 
fengewalt selbst; denn von nun an nennt d(*r Bischof sich früher und häufiger, 
als wohl irgend ein andere)’, ejtigeopug et comes*', und sitzt als solcher ins- 
besondere zu Gericht. Dadurch ist aber ei[unai die markgräfliche (iewalt nicht 
ausgi'schlossen; 1059 sitzt der Markgraf wiederholt mit dem Bischöfe zu 
Arezzo zu Gi-richb'. Weiter aber, wie ja auch die Urkinide nur von der 
Hälfte spricht, .scheint es sich nur nni Gemeinsamkeit der Grafschaft mit dem 


155 . — ] 6, Antiq. It. 3. 643. 7 , .Antiq. It 3, 641. Ganz Ulmlich 1055 für Siena: Pecef 

a* 121. 8, Antiq. It. 1. 299. 9, Alle bekannten Texte (vgl, Stumpf Reg. n. 2428). auch 

der mir in AbRchrift rorliegende. von Valentinelli Reg. n. H)8 angeführte. l.asRen die Stelle 
aus. indem sie mit ut — mdln$ »uirehio etc. abbreclien; aber eine llesUtigung.surkunde von 
11.96 (Capelletti 18. 121) lasst nicht bezweifeln, dass übrigens die Re.stimmung von 883 
nur wiederholt ist. 10 . I'apelletti 18. 99, 11 . 1059-1130: Antiq. It. 1.301. .466. 

Mittarelli ,\nn, 2. 218. 232. 257. 3. :hI0. 331. Rena e (’amici 4h, 7*2. V’gl. § 120 n. 1. 
12 . Antiq. It. 1, 301. 966. 
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markgräflichen Ortsgrafen zu liandeln, ein Verhältniss, welches wir auch in 
Oheritalien fanden **, aber nie, so weit ich sehe, durch kaiserliche Verleihung 
begründet. Denn 1079 sitzt der Bischof noch mit dein Grafen gemeinsam zu 
Gerichte.** .Später mag er dann in Alleinbesitz gelangt .sein, da er 1130 allein 
zu Gerichte sitzt und zwar: cum comitix funflcretur officio, und einem Abte 
einen Vicecomitatus überlässt, ohne dass der Zustimmung einer andern Ge- 
walt gedacht wird.'** Behauptet hat er sich nicht; mögen seine Befugnisse 
zunächst durch die .Stadt be.seitigt sein, so wurde in staufischer Zeit die Graf- 
schaft durch Reichsbeamte verwaltet.'® Doch ist es wohl ein Rest .seiner 
Ausnahmsstellung, wenn er noch später mit den Regalien vom Reiche belehnt 
W'ird'^ wie das tiei den tuszischen Bi.schöfen im allgemeinen niclit der Fall ist. 

Bei keinem tuszischen Bischöfe finde ich Verleihungen der Grafschaft in r 
früherer Zeit. Beim Bischöfe von Vol terra fanden wir allerdings ausge- 
dehntere Befugnisse; aber die Grafschaft soll ihm erst Friedrich I üliertragen 
haben"*; K. Heinrich verleiht ihm llö6: De tolo c/iam episeopatu et co- 
luitatu Vulfei'ratio omneni iurifulictionem et ipuTunqiic repnlia a<l ins 
noetriirn pertiiient^^; er nahm dann aber auch sichtlich eine .kusnahmsstel- 
lung unter den tnszischen Bi.schöfen ein'"', von welchen auch in dieser Zeit 
aii.sserdem nur noch dem Bischöfe von Luna, wenn wir denselben überhaupt 
hiehorziehen dürfen, die Grafschaft in seinem Bisthume zustand.*" 

Im übrigen Mittelitalien finde ich nur den Bi.schof von Ascoli, welchem 
1056 die Grafschaft verliehen und später mehrfach bestätigt wird***; belehnt 
noch I209 der Kaiser den Bischof cum comitatu et unii'cvtiie eiua pei'tinen- 
tiia, cum omui honore et iuriadictione, e.rccpto imperiali'^^, so sollte man 
daraus auch auf Kxemtiun von der Mark schliessen. Doch wird 1210 und 
1213 der Koinitat ausdrücklich als zur Mark Ancona gehörig bezeichnet '", 
dann 1232 vom Faliste dem Bischöfe gegen einen jährlichen Zins überlas.sen.^** 
ln der Romagna waren schon durch die Verleihungen aller einzelnen Graf- 
schaflen an Ravenna Verleihungen an die Bischöfe ausgeschlossen; finden wir 
später bei einzelnen Bischöfen gräfliche Befugnis.se wenigstens auf den eigenen 
Besitzungen''^®, so können dieselben vom Krzbisi-hofe verliehen oder beim Sin- 
ken seiner Macht usurpirt sein, wie der Bischof von linola ja sogar die ganze 
Grafschaft, freilich erfolglos, an sich zu bringen suchte. Jetlenfalls gelang 
es den Bischöfen Mittelitaliens nur ganz ausnahmsweise, zur Grafschaft zu 
gelanget), was docl) zweifellos in der grössern Geschlossenheit der dortigen 
Marken seinen Grund haben wird. 

136. — Auch bezüglich der städtisclien Entwicklung ist die besondiue 
Stellung der mi t te I i t a I i c n isch e n Städte zur Mai'k zu beachten. 
Erscheint in Olteritalicn mit dem Erwerbe der Grafschaftsrechte die städtische 

13. Vgl. S I34n. 12. H. Miiuirelli Ann. 2. 277. l.'i. MiUarelli Ami. .3. 3.30. 16. Rens 
e ('amici 5d, tiO. Antiq. tu 4. 579. 17. 1281 : Brilimer Acts 70.3. IH. Vgl. Hegel 

2,79. 1«. Isini Mull. I. 470. 20. Vgl. § 120 n. 1.3. 21. 1 183. 93; Uglielli 1, 848. 

Anliq. U. 4. 47C. 22. Uglielli I. 448. 452. 457. 28. Uglielli I. 402. 24. Vgl. 

S 133 n. 4. 2.3. Aiitiq. U. 2. 745 . 26. Vgl § 134 n. 12; § 126 ii. 7. 2t. Vgl. 

$ 125 n. I. 
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Selbstständigkeit vollendet, so waren liier nieht blos die gräflichen, sondern 
auch die inarkgräfliohen Befugnisse zu beseitigen. Wie ausgedehnt diese ins- 
besondere in Tuszien gew'esen sein müssen, zeigen wohl am deutlichsten die 
Gnadenbriefe, welche K. Heinrich IV 1081, als er nach Besiegung der Mark- 
gräfin Mathilde Tuszien zur Verfiigung hatte, an Pisa und Lucca verlieh.' 
Danach muss die markgräfliche Gewalt über die Städte unter dem Hause Ca- 
nossa sich den Befugnissen früherer Markgrafen gegenüber wesentlich gestei- 
gert hallen; es handelt sich liei diesen Privilegien sichtlich weniger um die 
Anerkennung einer von den Städten schon erreichten Unabhängigkeit, als um 
die Zurückführung der markgräflichen Rechte auf das frühere Mass. Nach 
der Urkunde für Pisa werden wiederholt die Leistungen der Stadt auf das 
Mass zurückgefUhrt, qiiomodo fuit consnetudo tempore l'ponis marchionls ; 
durch eidliche Aussage der ältesten Leute soll das festgestellt werden; für 
Lucca heisst es : Cotuiuetudiiies efiam perversits a tempore Bonifatii mar- 
ehiouix dvriter eledem nnpoeitns omnino interdicimus et i%e idterimt fiant 
pi‘ee!piinm.^ Wenn noch ausdrücklich verbrieft werden muss, dass die Stadt 
ihrer Mauem nicht beraubt, Mädchen und Wittwen nicht gegen ihren Willen 
verheirathet werden sollen, wenn neben einigen prozessualischen Vorrechten 
doch vorzugsweise nur Behandlung nach dem Gesetze, Hintanhaltung von 
Willkür zugesagt wird, so muss die Abhängigkeit auch der mächtigsten Städte 
doch noch eine sehr grosse gewesen sein. Es ist denn auch jetzt weder von 
Befreiung von der markgräflichen, noch von der gräflichen Gewalt die Rede, 
wenn auch in beiden Richtungen Pisa gewisse Begünstigungen zugestanden 
werden. Die Gerichtsbarkeit zu Pisa hatti* bisher, .soweit die Markgräfiu sie 
nicht selbst übte, ein markgräflicher Vicecomes^; es handelt sich wohl um 
dieselbe Gewalt, wenn der König jetzt zusichert: CasUddionem vel aliquem 
noetrum misginn in eqprageripta eivitate vel eomitatii eoriim ad placitum 
faeiendmn eig eupt'regge non einemus de alio eomitatii. Bezüglich der Mark 
aller, welche der König als erledigt betrachtete, will der König bei einer neuen 
Verleihung die Zustimmung der Stadt einholen: Nee marehioiiem aliquem in 
Tiieciain mittemiig sine laiidalione hominiim diiodeeim electorum in col- 
loqiiio fiieto sonantihns eampanis. 

ln der nächstfolgenden Zeit scheint sich dann eine grössere Selbststän- 
digkeit der mächtigem .Städte rasch entwickelt zu haben, die gräfliche Gewalt 
durchweg an die städtischen Behörden übergegangen, die markgräfliche wenig- 

136 . — 1 « Antiq. It. 4. 19, Arch. storico 10 b, 3. 2 . Stumpf Keg, nr, 28:54 erbllirt 

die Stelle für Interpolation; sie fehlt allerdings in einem datirten ,\hdrncke (.Stnmpf 
nr, 28.5.3), während der mir vorliegende undutirte auch durch den Hi8l nicht zulä,ssigen 
Titel lUnricuf qiuirtuf liom. itiq>eriifor mig, verdächtig wird. Vielleicht handelt es sich 
hier um eine Erneuerung Heinrichs V, deren V'orhandensein freilich unabhängig erwähnt 
wird; vgl. ,\rch «torico 10. 25, 28; noch 1209 hat K. Otto die Urkunde in dieser Fas- 
sung erneuert; Mein, di laicca I. 204. Die ßestiramung stimmt so .sehr mit den Zeit* 
verhfiltnis.sen und dem Privilege für Pisa, für .spätere Interpolation fehlte ro sehr jede 
Veranlassung, dass sie doch wohl nur unter Heinrich IV' oder spätestens, was für unsere 
näch.sten Zwecke keinen wesentlichen Unterschied begründet, unter Heinrich entstan* 
den sein kann. 3. 1077: Antiq, It 3, 1095. 
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stPtis thatsächlich von immer geringerer Bedeutung geworden zu sein. Aber 
formell beseitigt waren diese nirgends. Vom Markgrafen Konrad erbittet sich 
Lucra 1120 nur die Bestiitiinmg der früher von Kaisern und Markgrafen ver- 
liehenen Privilegien. ■* Noch 1160 verlangte und erhielt Herzog Welf den 
Treuschwur der tuszischen .Städte. ’ Waren al)er zweifellos die markgräflichen 
Rechte über di? .Städte thatsächlich beseitigt oder an die .Stadtliehörden über- 
gegangen, so liess sich nun hier das Verhältniss der .Städte zur .Mark ent- 
sprechend ordnen, wie das der lombardischen .Städte zum Reich, indem di«' 
Hoheitsrechte des Markgrafen anerkannt, von diesem aber gegen eine .\bfin- 
dnng der Stadt überlassen wurden. Auf solcher Grundlage erfolgte 1160 ein 
Abkommen mit Lucea; Herzog Welf überliess der .Stadt omnf itt», aftionem, i 
hirindictioneni, et omnee ree, qiine qiioqiiomojo mihi pertinent vel ad in« 
marehiae perlinei-e videntnr vel ad ine quondctm eomitieeae Mafhildis vel 
qnondam comitie Ugolini perlinne^•nnl, in der .Stadt selbst und einem Um- 
kreise von fünf Miglien, wofür ihm die .Stadt jährlich tausend .Solidi zahlen 
soll, obwohl, wie er bemerkt, ihm jene Rechte über das Dopj>elte tragen 
würden.® 

137 . — Damals möchten für den mit Tuszien, .S|)oleto, Sardinien und 
dem Gute der Mathilde belehnten Herzog Welf noch immer die Grundlagen 
für Herstellung einer kräftigen, wenn auch grosse .Selbstständigkeit der .Städte 
7ula.ssenden Fürstengewalt vorhanden gewesen sein. Aber auch abgesehen 
davon, dass dauernde Anwesenheit im Lande die unumgängliche \’orbedingmig 
dazu gewesen wäre, ist nicht zu verkennen, dass die kaiserliche Politik dem 
aufs bestimmteste entgegenwirkte; es z.eigt sich deutlich ein ,Strel>en nach 
.Schwächung der markgräflichen Gewalt zu Gunsten des Reichs. 

.Mag die Hinneigung des Herzogs zur päbstlichen Partei darauf einigen Ein- 
flu.ss geübt haben, so lag es bei der ülteraus günstigen .Stellung des Kaisers in 
Überitalien nach dem Falle Mailands doch an und für sich sehr tiahe, die be- 
absichtigte unmittell)ar^ t"erwaltung Italiens für das Reich auch in Mittel- 
italien möglichst durchzulühren oder, so weit den .Städten ihre .Selbstständigkeit 
zu belassen war, dieselben wenigstens unmittelbar dem Reiche zu unterstellen 
und so dem Wiederaufkommen einer Fürstengewalt vorzubeugen, deren Ge- 
fährlichkeit für das Reich zur /.eit der Mathilde .so bestimmt hervorgetreten 
war. Träger dieser Politik, welche unter einfacher Xichtberücksichtignng der 
Rechte des LehensfiirsU-n , dagegen mit anränglich grosser .Schonung der 
städtischen Interessen Mittelitidien möglichst unter unmittelbare Verwaltung 
des Reichs zu bringen suchte, war zweifellos Erzbischof Reinald von Köln. 

.Sein Werk war wohl schon das Abkommen mit Pisa 1162, durch welches der 
.Stadt einfach alle Hoheitsrechte, und zwar au.sdriu'klich aiudi die der Mark 
überlassen w'urdeii'; und vergessen hat man dabei auf die entgegenstehenden 
Rechte des HerZA)gs nicht, da den Pisanern ausdrücklich zugesichert wird: Et 
ei de feiidn, qiiod rohie fihiperalor) dal et eoneedit, litein et moleetiam a 


4, Arrh. storico 4b. 5. o, Aim. Pisani. Mon Opmi. Ift, 'J4ä. U. Mem. di bucra ), 174 
137 , - 1, Vgl. S 124 n. 2. 
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Guflftme vel nv^ filio vel eorum mtceenDOre rel ah aliqiia persona pro eis 
hahurritis, ros et vestram eirilateia iiule adiurahit per hoiiain /dein impie 
ad /nein faetum; nücli einfacher heisst es 1165 bei Verleihung der Insel 
Sardinien, einem der Lelien Welfs, an die Pisaner; Kl si quam dationem 
aliciii civitati aut diiei Gnelfoui vel alii iude. fecimus, aut idleui per- 
sonae, cui noa dedissemus, eam niim' revoeamiis.'^ Bei seiner ersten Lega- 
tion in Tnszien 1162 tritft dann Reinald ein Abkommen mit Lucca, wonach 
diesem alle Regalien gegen jährliche Zahlimg von vierhundert Pfund übei- 
lasseu werden, aber nur für sechs Jahre, nach deren \'erlauf dieselben dem 
Kaiser zu resigniren sind; von Rechten de.s Herzogs ist keine Rede mit Aus- 
nahme einer sehr bedenklich gefassten Beziehung auf das früher erwähnü- 
rebereinküinmen von 1 160: Kt si d. iinperatori plaeuerit, qiiod Kiieani 
solvant duci sotidos mille, quos eonvenerunt, tanto tniiias d. iinperatori 
de praedieta peeunia nsque ad praedietum termiuuiii solvere dehent; alias 
seenndnin prtu’dietnni orilinem totam solvere dehent.^ Im folgenden Jahre 
bestimmt er dann, um die Anhänglichkeit der .Stadt Pistoja an das Reich zu 
belohnen, nt nidlus nnqnant dii,v vel marehio aut eomes — se de eivitate 
illa — andeat intrornittere, — sed S(di d. iinperatori elusque niintHs et liis, 
qnilius ipse preeeperit, teneatiir servire, quoniani. est et speeialitn' se esse 
reeopnoseit de doniiiiieatu hnperii.* Nicht anders ging er damals im Her- 
zogthume .Spoleto vor; in der kaiserlichen Bestätigung der von ihm mit der 
.Stailt Gubbio getroffenen Uebereinkunft heisst es: neqne dnei ueqae mar- 
liiioni alieiii et uidli unquarn persone iiuipne vel jiarve in aliqno respon- 
deiint, nisi leiiitiine; insaper ueqae in fodro neqne in eolleela ueqae in 
aliqiio euiqaain respondeant, nisi tantam nnhis vel penerali uostro niineio, 
qui iarisdietionein ad hoe luihet, während die Gtuichtsbarkeit den Konsuln 
unter .Mitwirkung eines Reichsbuten zugestandeii wird; ein ganz ents|irecheudes 
Uebereinkommen muss Reinald damals mit Citta di Castello getroffen haben.'’ 
Gleichzeitig bringt er gcLstliche und weltliche Gro.sse Unmittelbar ans Reich. 
.So 1163 die Abtei Borgo .S. Sei>olcro, indem er vor sich erwei.sen lässt, dass 
dieselbe von Rechtswegen nur dem Reiche unterworfen sein .solle.'* Die Grafen 
lldebrandeschi, und wohl mich die Guidi, erhalten 1164 alle lloheitsrechU' 
auf ihren Besitzungen unter \'orbehalt nur der Rechte des Reichs. ‘ Wo aber 
die lloheiLsrechte gegenüber den .Städten behauptet wurden, da finden wir .sie 
von nun ab durch deutsche Reichsbcanite verwaltet; können wir zuerst 1163 
Sülche deutsche Grafen und Reichsboten zu .S. Miniato und .Siena nachweisen, 
spater in vielen tuszischen Grafschaften, worauf wir zurückkonnnen, so ist 
wohl kein Zweifel, dass es sich um eine ICinrichtung Reinalds handelt, der 
damit die Reorgaiiisalion de.s Landes zum .Vbschlusse brachte; nicht ohne 
Grund sagen die Pisaner .\nnalen von seiner damaligen Thätigkeit: Kallas 

137. — J 2, Dal Borgo 40. 8. Moni, ili Lucca I, 180. Vgl, § 136 n. C. 4. Zacliaria 

.4necd. 334. 5, BSliincr Acta 109. 191. 6, Mittarelli .Ami. 4, 6. 10. 7. Vgl. S 129 

II. 8. l.st für die Ouidi kein gleiclixeittges Pririleg tnrhanden. so /ireifle ich liei der sr.’iri- 
lichen Uebereinstioiinuug ihrer sptilern Privilegien mit dem für lldehrand 1 164 nicht, das» 
nie auf ein gleichzeitiges zurückgeheii. 
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(>n!m marckio et niilliia mintiiia imperii fiiit, qiü tum luonorißce civilatea 
ItaUe trihutarel et liumano aiihü i-rtt impe^-io.^ Wiihivnd Maikgrafsehuft 
lind Herzogthuni als Ganzes dem Namen nach den Welfen blieben, wurde die 
Gewalt Uber alle einzelnen Theile ihnen entzogen und unmittelbar an das 
Reich gebracht. Der alte Welf Hess wohl den .Sohn zur Verwaltung der ita- 
lienischen Lehen zurück; sagt der Weingartner Mönch von diesem: Militituia 
hnperatm'h, qui eo tempore riritatibiia Italie preerant, qiiotieaeimqiie 
finea auos hiuiata oppreaaione hivadere femptarerant, onwinwdia ae np- 
poauit et ob hoe imperatoria offenaam nonmioquam ineurrit, populärem 
(lutem farorem eo mapia albt aecumidmta omnium eivitatum in ae pro- 
rocarit affectum^, so ist da ein Gegensatz gegen die kaiserlicli« Politik an- 
gedeutet, der es um so näher legen musste, die welfische Gewalt in Mittel- 
italien nicht erstarken zu la.ssen; übrigens war auch er, als Reinald IlG."? in 
Tnszien und Spoleto schaltete, in Deutschland in Mittelitalien wird er nie 
erwähnt; nur da, wo die Welfen in den Pogegenden eigene Besitzungen hatten, 
scheinen sie noch thatsächliche Gewalt geübt zu haben. .\ls der alte Welf 
1 1 69 dem Kaiser seine italienischen Reichslehen zurückgab, verzichtete er nur 
auf eine .Stellung, mit welcher wirkliche Gewalt schon längst nicht mehr ver- 
bunden war, ein Verzicht, der dennoch ftir den Kaiser immerhin von einigem 
Werthe sein mochte, insofern er mm ungehinderter die Verwaltung des Landes 
auch bezüglich der Gesammtsprengel nach eigenem Ermessen ordnen konnte. 

138. — Den in späterer staufischer Zeit vom Kaiser über Tns- 
zien, .Spoleto, .Ancona, Romagna gesetzten Herzogen, Markgrafen imd Grafen 
gegenüber, auf welche wir genauer zurfickkommen, fehlte ein entsprechender 
Grund, ihre Gewalt durch Kvemtionen zu schwächen. Wohl finden sich noch 
Beispiele. .So sagt der Kaiser 1 1 77 von dem üite Monte S. Vito zwischen 
Sinigaglia und Ancona: Montem a. Viti — per nostrnm auetorifutem a po- 
ieatate Aneonitanae marrhiae e.ri'ipimua, itu ut nee (.'ourudo, qiti in prae- 
aeutiarum eidem prneeat marrhiae, nee poal ipaum euiquani eiua auerea- 
aorum — debeat — aliquod aerritutia ohaeqaiiem aut nullum aabieetionia 
reapeetum, aed — Uber et abaolutua a domiiiio ■mareJüae anU Imperio aei'- 
i’iat, et aie in apedali iuriadietione auh imperio aemper eonaiatat, ut nec 
de nostra manu nee alieuiua aueeeasorum noatrorum unquam aie imperio 
nlienetur, ul ulli in feriori poteatati dominium auper ipaum loeum — con- 
eedatur. Auf städtische .Sellistständigkeit ist es dabei in keiner Weise abge- 
■sehen; der Ort wird einfach durch den kaiserlichen Vicecoines verwaltet. Aber 
es werden ihm weiter Wochenmarkt und Jahnnarkt mit besondern Vergün- 
stigungen verliehen; es wird jedem erlaubt, sich dort niederzulassen, und um 
dazu anzulocken, solchen dreijährige .Abgabenfreiheit bewilligt. Eine ähnliche 
Stellung scheint Matelica gehabt zu haben. ' Es erinneil das durchaus an die 
staufischen .Städtegründungen in Deutschland unter Befreiung von der Vogtei ; 

8. Mon. Cerm. IH. 24». ». Hess Müll, r.ueir. 3». 10. Er kehrt 1 1C3 Ende Oct mit 

dem Kuiser aus Deutsriiland xurück und ist auch 1 iO’4 in Deutschland. Vgl. Stftlin 2, 277. 
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weniger politische, als wirthscliaftliche Gesichtspunkte sind da massgebend; 
um dem Reiche gehürige ürte und damit die kaiserlichen Eiiikünfle aus den- 
selben zu heben, werden sie von allen Verpflichtungen, ausser denen gegen das 
Reich, befreit 

ij Wo dagegen mächtigem Städten die gräfliche Gewalt überlassen war, 
da bot nun gerade die Markgrafschaft das Mittel, sie dennoch einer ständigen 
Verwaltung durch Reicbsbcamte zu untei-werfeii. Wie zur Zeit Welfs auf 
Lockerung, so scheint jetzt die kaiserliche Politik auf Stärkung der mark- 
gräflichen Gewalt zu Gunsten des Reichs bedacht gewesen zu sein. 
Refi'eiimgen mächtigerer Städte von derselben sind mir in dieser Zeit nicht 
mehr aufgcfallen; selbst die Verleihungen der gräflichen Rechte an dieselben 
wurden beschränkter'-^, dem Reiche ausgedehntere Rechte Vorbehalten. Wo 
die markgräfliche Gewalt sich schon stärker zersetzt hatte, liess .sie sich her- 
steilen durch Ueberlassung der verschiedensten, dem Reiche vorbehaltenen 
oder von demselben wieder in Anspruch genommenen Hoheitsrechte. Es wird 
nicht zu bezweifeln sein, dass in den spätem Zeiten Friedrichs I und unter 
Hi'inrich VI von wenigen Ausnahmen abgesehen, auch die Städte Mittel- 
italiens, welche Stadt und Grafschaft selbst verwalteten, doch den Markgrafen 
unterworfen waren, deren Gewalt eine sehr ausgedehnte gewesen zu sein 
scheint. Dem Herzoge von Spoleto scheinen zu Terni die Einkünfte aus der 
Strafgerichtsbarkeit zuzustehen^; Privilegien für Spoleto und Gubbio werden 
vom Kaiser auf sein Einschreiten gegeben^; dem Markgrafen Markwald mü.s.sen 
die von Ravenna 1195 Treue schwören, sifuti alii ho-inines de Honuiuia 
feeertmt, die dem Reiche zustehenden Regalien in der Stadt und ihrem Be- 
zirke werden ihm Vorbehalten, zu Cervia steht ihm der dritte Theil von allen 
Einkünften zu. ® Bestimmter noch ergibt sich die Abhängigkeit aller .Städte 
aus dem Zustande, welchen wir nach der Besitznalnne der Reichslande Spoleto 
und Ancona durch den Pabst finden. Diiss die neue Herrschaft wenigstens 
anfangs nicht mehr in Anspruch nahm, als die fi'ühere, ist von vornherein an- 
zunehmen; der Pabst betont wohl ausdrücklich, dass er weniger verlange, als 
die friiliern Gewalthaber. Aber die Befugnisse dieser werden doch durchaus 
als massgebend betrachtet für das, wtvs der Pabst und seine Rektoren in An- 
spl-ach nehmen; so wird noch 1221 erwähnt, die Städte des Herzogthunis 
hätten die Regalien zurückgestellt, »icut ea. iiiujiiam liahuil aliquo tiinport’ 
dare'iiunnorie dit.r Conrad iti>; selbst Spoleto habe sich dazu verstanden, ob- 
wohl es sich anfangs weigerte, weil der Herzog nicht rechtmässiger Besitzer 
gewesen sei.® Dann aber ergibt sich, dass der Bestand des Herzogthums, wie 
es von Conrad an die Kirche übergeben wurde, alle .Städte desselben, auch 
mit Einschluss von Perugia, Citti'i di Castelin und Gubbio umfasste', wie sich 
das auch für die Mark nicht blos aus den auf die Besitzergreifung bezüglichen 
päbsilichen Schreiben®, sondern auch aus den spätem, alle Städte als Zubehör 


13S. -] 3. Vgl. $ 128. S. Bnhmer Aetn tjüC. 4. UgliHli I. 1261. .Ssrtl Kogub. 124. 
5. Fantuzzi 4. 294. 6« Huillard 2. 129. 7« Innor Fpp 1. 1. pp. 8« luu. 
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aufzählenden Lchnhriefen ergibt.® Diese Städte hatten allerdings Selbstver- 
waltung durch Konsuln, welche ihnen auch vom Pabste durchweg bestätigt 
wird"’, d(x;h ohne bestimmtere Betonung der freien Wahl, während wenig- 
stens Cittä di Castello einen Rektor entlassen muss, weil er ohne Zustimmung 
des Pabstes gewählt war. ' ‘ Wenn aber als Verpflichtungen der Städte der 
Treuschwur, Parlament, Heerfahrt auf eigene Kosten, Anerkennung der Appel- 
lationen, Verpflegung des Pabstes und seiner Beamten, ein bedeutender jähr- 
licher Zins als Abfindung oder eine Steuer von jedem Rauchfang erwähnt 
werden unter der Bemerkung, dass d(>n frühem Gewalthabern inebr geleistet 
sei so ergibt sich wohl, da.ss die Selbstregierung eine grosse Abhängigkeit 
von der Mark nicht ausschloss. Weiter aber müssen fast alle Burgen und eine 
grosse Menge sonstiger Besitzungen unmittelbar in den Händen der Reichs- 
beamten gewesen sein nach dem Umfange dessen, was jetzt vom Pabste als 
zuin Demanium gehörig von den Städten, welche sich desselben bemächtigt 
hatten, zurückgefordert wird.'^ Wir werden dann bei spätem Untersuchungen 
sehen, wie auch weiterhin die grossen markgräflichen Sprengel die Grundlage 
für die Verwaltung Mittelitaliens bildeten. 

139. — Haben wir so in Mittelitalien noch in der staufischen Zeit in der 
Markgrafschall einen sehr wirksamen Bestandtheil der Reichsverfassung zu 
sehen, so hat diesellie in üficritalien jede Bedeutung verloren. Was dieMark- 
grafschaft in der Lombardei betrifft, so ist im Westen das frühere 
Bestehen grösserer ge.schlo.ssener .Marken, wie der von Ivrea, von Genua, 
nicht zu bezweifeln; und es wird darauf zurUckzuführen sein, wenn hier ein 
Uebergang der HoheiLsrechte auf Bischöfe und Städte weniger hervortritt, 
dieselben noch in staufischer Zeit ülierwiegend in den Händen zahlreicher 
markgräflicher Geschlechter sind. Aber von einem grossem geschlossenen 
•Sprengel ist da nicht mehr die Rede. Ohne dem näher nachzugehen *, werden 
hier Theilungen vorzüglich die Zersplitterung der Mark bewirkt haben; ähnlich, 
wie bei der (Jrafschaft, war hier in der stanfischen Zeit der thatsächliche 
Besitz eines Geschlechtes auch die Grundlage für die markgräfliche Gewalt 
desselben. Leiht der Kaiser dem Markgrafen von Carreto 1167 marehiam 
(riUdonin qiiotidiim voinith, so weist schon das Fehlen einer territorialen 
Bezeichnung darauf hin.^ Leiht er 1164 dem Markgrafen von MaJaspitia 

». Vgl. S 1.13 n. 4. 10. Inn, Kpp. I. I. cp. .175. 426. 11. Inn. Epp. I. 2. ep. 78. 306. 

12. Inn. Epp. 2. 33. 3, 28. 20. Biihmcr Acta 618. 13. Inn. Epp. I. 1. ep. 88; I. .1. ep. 

51. 52. 53; HuilUrd 2. 120. 

138. - 1. Die Tcrwickcito und für unsere sonstipren Zwecke unwichtige Ge.staliung 
der Mark im westlichen Oberitaiien habe ich überhattpi nicht näher beachtet; miiglich. da.«s 
•ine genauere Untersuchung da zu andern Ergebnissen führen würde. 12« Antiq. It. 1«317. 
Tgl. auch Pab.st bei Hirsch Heinrich II, 2, 358, der aber doch wohl zu weit gehen dürfte, 
wenn er nach den Urkunden Mon. patr, (.'h. 1. 217. 343 schon für das zehnte Jahrhundert 
auf lediglich durch den Besitz der einzelnen Person bc.stiromte, Ton jeder andern Amts- 
gewalt befreite Hoheitsgebiete schliesst; dass unter den zu den Besitzungen gehörigen 
pubii€(t4 funcf>oM4 ohne au.sdrückliche Bezeichnung auch die markgräfiiehen und gräflichen 
Befugnisse zu rersteben sein, ist mir bei der sonst üblichen Betonung dieser durcb*u.s un- 
wahrscheinlich. 


Digitized by Google 



Matkgrafscbaft 


2t>2 




oinnia quae in lanuemi man'hia tvl an'hiepiscopatti eiUs antveessores cisi 
sunt hubtTe — cii}n omnibiis n'nalibns et ciint Omnibus liis, quae ad ipao~ 
rum marchiam pertincre nosainhtr\ so mögen ihre inarkgräflichen Recht© 
auf die Mark (femia z.uriickuelien, von welcher aber jedenfalls durch Thei- 
Inngen im Hause der Otbertincr nur ein Theil an sie gekommen sein kann, da 
auch die estensische Linie noch inarkgräfiiche Rechte dort übt; von einer ge- 
schlossenen Mark ist nicht mehr die Rede; was thatsächlioh unter der Hoheit 
der Stadt stand, das wurde eben so wohl als deren Markgrafschaft betrachtet; 
1191 bestätigt ihr der Kaiser et num’hiam et comitatum.* Markgräfliche 
und gräfliche Hoheit fällen hier einfach /.usainmen; die Abstufung hat sich 
ganz verwischt; nur das regelmässigere Vorkommen des Markgrafentitels er- 
innert an ihr früheres Vorhandensein. 

140. — Für die Hauptmasse der Lombardei ist mir auch in früherer 
Zeit der Bestand einer der inarkgräflichen entsprechenden Gewalt, insbeson- 
dere der angeblichen Mark Mailand, durchaus unwahrscheinlich. 
Allerdings belehnt K. Friedrich 1184 denObizo von Este de iiMiu-iuaOenuae 
et de nutrehia Mediolani et de omni eo, quod rnarcMo Azzo halniit et 
tenuit ab impei'io, Ha lU supradictus marckio haheat et teneat a ps'ocdicto 
imperatore ad rectum feudum. ' Die unmittelbare Zusammenstellung mit 
der Mark Genua legt allerdings den Gedanken nahe, es handle sich hier um 
einen umfassenden markgräflichen, an .Mailand anknüpfenden .Sprengel, der 
die Lücke zwischen den westlichen Marken und der Mark Verona gefüllt hätte. 
Man mag damals an dergleichen gedacht haben, so wenig auf einen thatsäch- 
lichen Erfolg einer Hervorziehung alter Befugnisse zu rechnen war, bezüglich 
deren schon das Zurückgehen auf Azzo erkennen lässt, wie man sich bewusst 
war, dass seit einem Jahrhunderte von Uebimg der verliehenen Rechte nicht 
mehr die Rede gewesen war. Xach so langer Zeit konnte man sich aber auch 
recht Wühl über die Tragweite der alten Befugnisse täuschen. Markgräfliche 
Befugnisse der Estenser in der Mark Genua sind in früherer Zeit nicht zu be- 
zweifeln; sie sitzen hier nur als Markgrafen bezeichnet zu Gerichte.^ Nun 
sitzt allerdings auch Markgraf Hugo 1021, Markgraf Azzo 1028, 1033 und 
1045 zu .Mailand zu Gerichte; aber jedesmal mit der ausdrücklichen Bezeich- 
nung marehio et comes comitatus istius Mediolanensis^; nichts nüthigt zur 
Annahme, dass der Markgraf hier als solcher thätig war; der Zusatz scheint 
das eher auszuschliessen; wir finden ihn auch bei Pfälzgrafen in der Regel 


139. — ] 3. Antich. Est. I, Ib'l. 4. Ottoboni .\nnalos Mon Genn. 18, 105. Vgl. Lib. 
iur Gen. I, 370. 

146. — I. Antich Est. I. 30. 2. 094. 1039: Anlich. Est. I, 134. Mon. patr. 

Ch. 1. 537. Dahin gehtirt auch wohl da.s Placitum des Markgrafen und Ffalzgrafen Otbert 
072. anscheinend in der Gegend von Bobbio (Antich. Est. 140). da er nach spfiter zu Eriir- 
terndein hier nicht als Pfalzgraf tliAtig .sein kann. 3. Giulini 3. 510. Antich. EsL 37. 
Antiq. It. 4. 9. Die Urkk. 1028 und 1033. Ton welchen .Antich. Est. nur der Eingang mil- 
g'',heiU ist, erklärt Muratori allerdings fiir unecht oder TcrdSchtig: aber bei der üeherein- 
fümmung mit den andern, zweifellos echten Urkunden werden mindestens echte Vurlagen 
auzunebmeu sein. 
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gerade dann angewandt, wenn sie nicht als solche, sondern als Grafen zu 
(Jerichte sitzen. Was Landiilf^, aber auch spätere an und für sich weniger 
zuverlässige Geschichtschreiber* iil)cr die frühere Gewalt derKstenser zu Mai- 
land melden, steht der .\miahine, sie seien einfach Grafen von Mailand ge- 
wesen, nicht im Wege. Allerdings W(>rden sie hier als JJnces bezeichnet, und 
bis in spätere Zeiten findet sich eine Ciirtis diifis in Mailand.® .Aber diese 
Kezeichnung geht zweifellos auf altlongobardische Zeiten zurück; schon im 
nennten Jahrhunderte werden die Gerichtssitzungen in der Regel in ciirtfi dti- 
catua gehalten^; und wie sich hier der .Ausdruck durch Jahrhunderte hielt, so 
mag man im Volksinunde den an die .Stelle des longobardischen Du.x getretenen 
Grafen nach wie vor als Herzog bezeichnet haben.® Der amtliche .Sprachge- 
brauch aber kennt so wenig einen Herzog, als einen Markgrafen von Mailand; 
ist die Curtis ducis der (Jeriehtsort, so ist es doch immer, vom Reichsgerichte 
abgesehen, ein C'omes von Mailand, der dort zu Gerichte sitzt; für eine Zwi- 
schenstufe zwischen dem (xerichte des Reichs und dem des Grafen fehlt jedes 
Zeugniss. Denn wenn man 1184, nach mehr als einem Jahrhunderte, annahm, 

Azzo habe eine Markgrafs(;haft Mailand besessen, wie das die <k)rt vom Mark- 
grafen geübten gräflichen Befugnisse nahe legten, so wird man das nicht in 
Rechnung bringen dürfen. , 

141. — Was von Mailand gesagt wurde, gilt auch von der übrigen 
Lombardei im engem .Sinne. .So weit nicht vom Könige, Pfalzgrafen oder 
Königsboten Reichsgericht gehalten wird, finden wir nur gräfliche Placita; eine 
der markgräflichen entsprechende Gerichtsgew'alt tritt nirgends hervor. Wohl 
führen vereinzelt Grafen den .M ar k gra fen t i te I. Etwa weil sie, wie die 
Estenser, anderweitig markgräfliche Befugnisse hatten. Oder der Titel wurde 
auch IbrtcetÜhrt, weil ein Vorfahr .Markgraf gewesen war. ' Und war das nicht 
etwa der Fall bei den .Markgrafen aus dem Hause Canossa, bei welchen 
wir schon vor der Erwerbung von Tuszien den Titel finden, so mag die Ver- 
einigung einer grössera .Anzahl von Grafschaften, der von Brescia, Modena, 
Reggio, .Mantua und Ferrara, in einer Hand Veranlassung zur Annahme eines 

4. Jloo. Cierin. IO. t>2. V'gl .\nUdi. I, liS. U. Vgl. Vicende di .Milano 270. 

7. 865. 602. 901 : Fumagalli 375. 522. .\ntiq. U. 1. 717. S, Bei Isindulf, dom einzig 
gewichtigen Zeugen, kommt hinzu. ' davs er sichtlich oft die mSelitigern weltlichen Grossen 
..chlechtweg aU Duces bezeichnet, ohne dadurch eine bestimmtere staatsrechtliche Stellung 
andeuten zu wollen. Für .spätere Geschichtschreiber konnte schon die Cnrtis ducis hinrei- 
chende VeranlasKting sein, die alten Grafen als Herzoge zu bezeichnen. 

141. - I. Dafür ;;obcn auch in Mittelitalien ein aufl'alldndeK 8ei»piol die Mark* f - 
grafeti. welche ohne landschaftliche Bezeichnung im zwölften Jahrhunderte in der Hegend 
▼on Arezzo oft genannt werd«*n: *. H. 1163. 71: Vntif|. 1t. 4, 573. Mittarelli Ann.4. 6. 46: 

■wohl dieselben, deren Besitzungen 1186 von der Hoheit von Perugia befreit werden; Bfth- 
mer Acta 1.55; vgl. auch die unechte Urk. Acta 104. Ihr Titel beruht zweifellos auf Ab* 
stummung von Rainer» Markgrafen vonTosrnnn 1016 bis 1027. Vgl. Mem. di liUcra 1, 224. 

Ebenen werden wir .sehen, dass die Nachkommen der Womor. Markgrafen von Ancona, den 
Titel fnrtführten. Dass der in Oboritalien ko verbreitete Titel in Mittelitalieii ko wenig vor- 
kommt, httngt sicher mit der grossem HcKchlosscnheit und Unlhcilbarkcit der dortigen 
Marken zusammen. * 
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Tolltönendern Titels gegeben haben. Aber die Gesaiurotheit der in der Hand 
des Markgi'afen vereinigten Grafschaften wird dann so wenig als Markgraf- 
schaft bezeichnet, als etwa in Deutschland die Grafschaften der Herzoge von 
Zähringen nnd Meran als Horzogthum ; der Markgraf Thedald hält Gericht 
als Graf der einzelnen Grafschaften; so 1001 als jnari'hio et eomes istiu» 
- H^geneie comitatne, als m. et c. ipsiue comitatu Jirescianense,^ Es stimmt 
damit, dass wir in solchen Grafschaften keinen dem Markgrafen untergeord- 
neten Grafen finden; der Markgraf selbst ist Graf, der durch einen, gewiss 
meistens nur amtsweisc gesetzten Viceoomes, ebenso wie der Graf, vertreten 
wird. .So zu Mailand; so finden wir als Vicecomes von Mantua einen Unfreien 
des Markgrafen Bonifaz*; kaum anders dürfte die .Stellung des Ubertus co- 
fnes FeiTarieneis aufzufassen sein, der 1067 als Bote des Herzogs Gottfrid 
ein Urtheil ausführt und ex garte dmnini inei den Bann verhängt.^ 

Auch sonst muss hier die durchgängige Nichterwähnung mark- 
gräflicher Befugnisse auch in Fällen, wo sie beim Vorhandensein sol- 
cher gewiss zu erwarten wäre, aufiallen. Wird 1 038 dem Bischöfe von Modena 
die Gewalt zu richten, veluti in nostraaut nuirchionum ixl eomitiim fuieeet 
ßreaentia, verliehen und bestimmt, dass alle Einwohner ihre .Streitsachen 
nicht in jn’esentia alienoriiin comitiim et tnarehionuni vel miseorum noa- 
trornm entscheiden lassen sollen*, so wird die Anführung, wenn man ihr 
überhaupt Gewicht beilegen will, nur durch besondere Beziehungen zu den 
tuszischen Markgrafen zu erklären sein. Und wird der .Stadt Pavia 1164 
Gerichtsgewalt ziigesprochen, wie sie der Herzog in seinem Herzogthnme, der 
Markgraf in seiner Mark, der Graf in seiner Grafschaft hat®, so soll das 
gewiss nur die unbedingte Ueberlassung der vollen Gerichtsbarkeit, ausser der 
des Reichs, bezeichnen, es wird nicht darauf zu deuten sein, dass zu Pavia 
selbst eiue herzogliche oder markgräfliche Gewalt bestand oder bestanden 
hatte, welche auf die Stadt zu übertragen war. Bei den zahlreichen Ueber- 
tragungen der Giafschaftcn an die Bischöfe ist hier sonst nie von markgräf- 
lichen Befugnissen, welche ausdrücklich beseitigt oder auf den Bischof über- 
tragen würden, die Rede, obwohl, wie wir sehen werden, der Reichsgerichts- 
l>arkeit dabei sehr häufig gedacht wird; und :uich anderweitig ist mir kein 
Zengniss bekannt geworden, das darauf schliessen liesse, es habe hier eine 
Zwischenstufe zwischen dem Reiche und der Grafschaft bestanden. Und es 

141. — 1 2. Antiq. It. 1, 408. Tinbosobi Non. g, 134. Solche Bezeichnungen, welche in 
Mitteliulien fehlen, kommen in Oberitalien allerdiogi. uueh wohl da vor, wo markgrU- 
liche Befugui.ske vermnthet werden sollten; so 1004 bei Markgrafen Ton Sarona: H’. n 
O. uuirchioneg et comitee ittitte cewiitgitus Vneteneit; San Quintino 1. 9. Doch mag es sich 
auch da immerhin nur um den Titel des Markgrafen und die Befugnisse des Grafen 
handeln. Vgl. übrigens $ 139 n. 1. 3« Donizo. ^fon. Germ. 14. 371. 4, Morbio 1, 73. 

Nur wird freilich das NichtTorkomroen eines Grafen die Mark nicht aosschliessen; auch 
zu Genua, l*i.sa und sonst finden wir markgrädichc Vicecomites; e.s mochte der Mark- 
graf gerade bedeutendere Grafschaften in seiner Hand behalten und dieselben selbst oder 
durch unlergecrdnete Beamte rcrwalten. 8o fehlt auch zu Kareiina und Cerria, nicht 
aber sonst in der Romagna. ein dem Grafen entsprechender Beamter. V'gl. $ 134 n. 14. 
3. Antiq. II. t>. 42. «. Vgl. § 124 n. 5. 
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kann kaum auffallen, dass ein« solche ji’cradc in dem Landestheile fehlt, wo 
das Kunigthum vorzugsweise seinen Sitz hatte, unmittelbarer und stätiger ein- 
greifen konnte; die Lombardei würde danach in mancher Beziehung im italie- 
nischen Reiche eine ähnliche Stellung einnehmen, wie Franken im deutschen. 

142 . — Jenes Fehlen von Zeugnissen für das Bestehen einer mailän- 
dischen oder sonstigen lombardischen Mark gewinnt noch an Bedeutung, wenn 
wir damit die zahlreichen Nachrichten über die Mark graf Schaft Verona 
vergleichen. Für die Entstehung derselben sind wir auf die Angabe des Fort- 
setzers Keginos beschränkt, dass K. Otto 952, als er Italien an Berengar 
zurückgab, die Marken Verona und .Aglei davon ausnahm und seinem Bruder 
Heinrich, Herzog von Baicrn, unterstellte. ' War es daliei damals zunächst 
auf eine Trennung vom Königreiche Italien abgesehen, so verlor die Massregel 
in dieser Richtung ihre Bedeutung, seit die deutschen Könige selbst Könige 
Italiens waren. Wurde die Mark aber später zweifellos wieder zu Italien ge- 
zählt, so erhielt sich doch die Verbindung mit den benachbarten deutschen 
Herzogssprengeln, und zwar, seit Kärnthen 976 von Baiern getrennt war, 
zunächst mit diesem, so dass der jedesmalige Herzog von Kärnthen 
offenbar als solcher zugleich Markgraf von Verona war, da trotz aller Wechsel 
im Herzogthume die Mark nie an einen andern kommt. Der Umstand, dass 
der Markgraf zugleich Herzog war, erklärt es, dass hier häufig von der her- 
zoglichen statt oder neben der markgräHicheii frewalt die Rede ist, zumal 
wenigstens in den Titeln eine Auffassung hervortritt, wonach die herzogliche 
Gewalt als solche auch die Mark umfasst, von einem Herzoge der Mark dio 
Rede ist So sitzen zu Verona zu Gerichte 993; Ilenriai« diuv Bawarorum 
seit Karentanoi'ioii atquf igtiiu tnatrlue Veroni’imtim- ; 996: Otto dux 
istius marehie^; 1013: Adalperio du,v istiu» warchie*; während die spä- 
teren gewöhnlich schlechtweg als Herzoge ohne nähere Angabe l>ezcichnet 
werden. Auch für diese fehlen Zeugnisse für die Uebung ihrer markgräflichen 
Befugnisse nicht Herzog Welf sitzt 1050 zu Vicenza zu Gericht®; 1055 
l>estätigt der Kaiser dem Kloster S. Zeno zu A'eroiia districtiim diiodeciin 
hoinintim hareoumnoi'nm, qnos W’i'lpho gloriosus dux per iiieestitiirum 
eontuUt e. Xenoni, — qui priug ad 7iogtriiia digtrictiim re»piciebant^, wo 
es sich also um Uebung von Aintsrechten zu handeln scheint. Von Herzog 
Liutold sind uns Gerichtssitzungen 1078 zu Verona 1085 zu Padua, 1089 
zu Treviso* bekannt Dass der Titel selten erscheint erklärt sich genügend 
daraus, dass die Markgrafen sich zunächst nach ihrem herzoglichen Haupt- 
lande nennen. Aber vereinzelt heisst doch noch Herzog Heinrich von Kärnthen 
in Kaiserurkunden 1111 ?.u Gurda. dux nogtrae marehiue, 1116 zu Padua 
Charenlanae totiusqiu’ marehiae dux^, wie sie überhaupt gerade bei An- 
wesenheit des Kaisers in der Mark vorzugsweise in dessen Umgebung sind. 
Zeugnisse üt)er die Uebung von Amtsbefügnissen liegen uns nicht mehr vor; 

142. — 1. Mob. Germ, t Ü21. 2. De Dionisiis t76. 8. Beilagen. 4. Antich. 

E«t. t 86. 6. Odorici 6, H.3. 6. Dghelli 5. 763. 7. KapitulararchW xu Verona 

nach Wiutenfeld. 8. Uondi 4. 8. 9. 18. 0. Biancolini Not. 1, 266. Dondi 4, 62. 
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dip städtische Entwicklung dürfte fnr solche bald wenig Hauin niohr aelassen 
halien. Doch finden sich noch Zeugnisse, dass anf das JJestehen herznglichor 
oder inarkgräflicher Befugnisse Rücksicht genoininen wird; zu Padua wird 
1 109 voreesehen das jylaritmv ante eiriscopiim mit rainitem mit diieem vel 
reifem vel eorinn mieeum*^; es ist auch wohl dahin zu ziehen, wenn die Kon- 
suln von Verona 1140 urtheilen aecmuhim — limaieehnam et antiqiiisieimam 
ennsiietiidinem repiim et (hiciim, marehionnm aliorumiue laieorum jirin- 
cipitm et clericorum, seenndnm Jjonpohardmn etiam leaemd^ 

143 . — Uni diese Zeit muss dann eine Trennung der Mark vom 
Ilerzogthuine Kärnthen stattgefnnden halten, sei cs 1022 beim Uelter- 
gange dieses anf die Ortenburger, sei es bei einer andern Veranlassung; K. 
Lothar wird damit seinen iSchwiegersolm Heinrich belehnt haben, da dieser 
1136 dii.r Baiavariae et ftwivkio Veroneiiffhim heisst.' Verloren dann 
unter K. Konrad die welfischen Herzoge ihre Reichslehen, so stand die Mark 
dem Könige zur Verfügung und kam mm an die .Markgrafen von Baden; 
wie ich denke, dadurch, «lass der König einen seiner getreuesten .\nhänger, 
den Markgrafen Hermann, fiir den möglicherweise zugleich alte zähringische 
Ansprüche oder verwandtschaftliche Beziehungen zum Kärnthner Herzogshause 
ins Gewicht fielen mit der Mark belehnte. Er filhrt den Titel marehio Ve- 
ronae zuerst 11.51 .Inni zn Regensbnrg in einer Kaiserurkunde für ein vene- 
tianisches Kloster, wo also der Gegenstand ein Hers'orheben des Titels nahe 
legte; es schliesst das nicht aus, dass derselbe ihm schon früher zukam, da er 
denselben auch später nicht ausschliesslich fuhrt, sich liald .Markgraf von 
Verona, bald von Baden nennt. ^ .ledenfalls handelte es sich dabei nicht ledig- 
lich um willkürliches Wiederaufgreifen des Titels eines von frühem Vorfahren 
Iregleidetcn .\mtes, wie das sonst wohl vorkommt. ^ Denn es fehlt nicht an 

142 . — 1 10 * Dendi ö. 4. II, (‘umpagnoU .Wll. Vgl. auch $ Igll n. 7. 

143 . - 1 . In dem ungedruckten Pririleg für V'enedig 113() Oct. 3, Keg- i>np. 
n. lilb‘2. Bei den beiden einzigen andern Zeugen.Hchaftcn Heinrichf* dicNCr Zeit« 1136 
Aug. 17 und 1137 Sept 22, Orig. Onelf, 2, 53.1, heisst er dtw Ütiv. 

Tntcie. Aber das eine srhiie.sst da» andere nicht au^: gerade in einer Urkunde für Ve- 
nedig den Titel herroiruheben lag sehr nahe: für die Annahme einer Verwechslung 
scheint mir jeder Grund zu fehlen. 2« Vgl. .StHlhi 2. 3(14 n. 6. Vgl. Stälin 2. 

325 If. Wenn Wilhelm r. Tyru.s ihn schon bei Gelegenheit des Krcuzzuge.s 1147 Mark- 
grafen Ton Vemna nennt, so ist darauf kaum CJcwicht zu legen: die Verleihung mag 
erst in den letzten Jahren K. Konrads erfolgt sein, als dieser den italieni.schen Ver- 
hititnissen grossere Aufmerksamkeit zuwandte. 4* So sicher das der Kall ist, wenn 
Z&hringer sich spftter Herzoge ron KAmthen nennen, su unwahrscheinlich ist es mir, 
dass der Markgrafentitel der jungem zähringischeu JJnie überhaupt auf Verona zurück- 
gellt; Hermann, der jüngere Sohn Herzog Bertholds ron K/lrnthen. und seine Nach- 
kommen. oft doch auch nur al.s Grafen bezeichnet (StAlin 2, .317. 318 zu 1087. lOÜO. 
1102), werden den Titel willkürlich angenommen haben, um sich ron Grafen geringerer 
Herkunft zu untersrheiden, wie ähnliches auch sonst rorkommt. Die Mark Verona stand 
damals in so engem Zusammenhänge mit dem Herzogihnme Kärnthen. dass eine Thei- 
lung der Ansprüche oder mich mir der Titel unter die .''ühne des entsetzten Herzog> in 
der Wei.se, daa» der Altere das Herzogthum, der jüngere die Mark beanspruchte, kaum 
statthaft scheinen kann: heisst doch auch der ältere hei den Schriftstellern bald Marchin, 
bald Dux. Vgl. .Süitin 1, 550 n. 7. Während weiter schon IHM) und 1112 der Titel 
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Zeugnissen , das.<i er seine Befugnisse «ürklich übte und dieselben auch iin 
Lande Anerkennung fanden. Zur Zeit des roncali.schen Tages hält der Mark- 
graf 1158 Nov. 18 sein pl(U'4tiim rjeneralc zu Padua, bestätigt auf Klage des 
dortigen Bischofs eine frühere Entscheidung K. Heinrichs und ein Urtheil seiner 
eigenen Beisitzer, wonach alle von Dienstleuten der Kirche veräusserten Lehen 
dem Bischöfe zur Verfügung stehen.® Wohl gleichfalls in den frühem Zeiten 
K. Friedrichs reicht der Probst von Treviso llmiianno invlito Verone mar- 
ehioni eine Klagschrifl gegen Genannte ein, welche seiner Kirche gehörige 
Güter in unrechtmässigem Besitze hatten.® Auch nach dem Konstanzer Frie- 
densschlüsse, den mit andern auch Hermanns 111 gleichnamiger .Sohn als Mark- 
graf von Verona beschwor^, erscheinen die Befugnisse nicht als beseitigt. Es 
liegt uns ein Notariatsinstruinent vor, wonach 1184 Mai 11 domintw yl»*- 
numus Teutonicus totiua uuirchie Veronensis marchio — inveathit Bu- 
zotiim de Veronensi civltate nonünc ecdes'ie s. JuUatü — in epücopatu 
Veronenai in loco qui dicifur Epilla — omnem iuriadictionem venandi, 
piacandi, capulandi, paaculandi in integrum infraacripte eccleaie ad aer- 
vitium habitantibiia perpetue co7iceaait in toto diatrictu aupraacripte Epilla 
et 7'oluit nemini, niai imperntorie maieatati atque prenominato marchioni 
de predicta inveatitione aeu conceaaione auhiaeei'e debere; was geschehen sei 
in comitatu Magunrie in curia d. F. imperatoria auh pavaUione supra- 
acripti A. rnaaxkionia vor genannten Zeugen und vom Notar aufgezeichnet 
iuaau predicti A. ntarchie Veronenaia domini et marckionia.^ Auch abge- 
sehen davon, dass die Markgrafen nur hie und da während der Züge des 
Kaisers im Lande waren, konnte der ganzen .Sachlage nach von wirksamer 

Markgraf mH den Namen der Hau.sbeeitzungen Untbnrg und Baden verbunden erscheint 
(StAljn 2, 304), fehlt jedes Zeuji^iss für eine Besiehnng desselben »uf die Mark Verona, 
so lange wir für die.se andere Markgrafen nachweisen künnen. Den Hauptgrund für die 
Annahme, es habe sich nur um einen bedeutungslosen Titel gehandelt, können wir durch 
den Xachweis der Uebung markgrlflicher Rechte beseitigen; dafür mus.« ein neuerer, 
bestimmter begründeter Rechtsanspruch bestanden haben, den wir wohl nur in einer 
Belehnung suchen dürfen. Und in dieser Richtung dürfte insbesondere zu beachten sein, 
dass Hersog Welf 1152 wohl mit Tussien, Spoleto, Sardinien, dem mnthildischen Erbe, 
nicht aber mit Verona belehnt wurde; da dieses nach n. 1 Leben seines Bruders war, 
muss da.s aufi'allen und erkUrt sich am einfnch.steii daraus« dass die Mark inzwischen 
anderweitig Terliehen war. 5* Dondi 6, 40. 6« Verci Marca l, 21. 7. Mon. Germ. 

4, 179. 8* Biancolini Not. 5b. 134. Vgl. 132, wonach Buzotus de Adrocatis die Kirche 

1176 gegründet hatte. Die Echtheit der Urkunde scheint keinen Bedenken zu unter- 
liegen. ln der Torlicgenden Form unecht ist jedenfalls die Urk. , wonach Pabst Urban 
1186 Not. 2 in priueentm d. .1p»uiu< Tkeufonici Marchhnit et domini totiue niarehias 
eben jene Kirche S. Oiuliauo di Lepia weiht. Ughelli 5. 807; rgl. StSlin 2, 332 n. 1. 
Aber beim Zusammengehen der Zeitdaten wtfre es immerhin möglich, dass eine echte 
Anfaeichnung zu Grunde lag, welche man .spiter durch Einschaltung einer Menge too 
Kirchenfürsien« deren Namen nicht zutrefl'en, auszuschinücken auchte. Ganz unhaltbar 
ist freilich die Inschrift, wonach 1177 Juli 26 d. Ifennunue marchio et dominue totiue 
marehiae Verentensie bei der Weihe der Kirche S. Maria Antica zu Verona durch den 
Pabst war. Biancolini Not. 2. 414 Aber solche zu Verona entstandene FBKchungen 
beweisen doch wenigstens, dass man dort Hermann ein Gewicht beilegte, welches nner- 
khtrlich wäre, wenn es sich bei ihm nur um einen bedeutung.>losen Titel gehandelt hbtte. 
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Ucbung der markgräflichen Rechte kaum mehr die Rede sein; cs fehlt denn 
auch jedes weitere Zeugniss und selbst der Titel wird von spätem Markgrafen 
von Baden nur noch ganz vereinzelt geführt.** 

Der Sprengel selbst wurde aber nach wie vor als die Veroneser oder, wie 
es jetzt häufiger heisst, Trevisaner Mark, sehr gewöhnlich auch als die Mark 
schlechtweg bezeichnet und, wie wir sehen werden, auch für die Zwecke der 
Reichsverwaltung vielfach als ein besonderes, von der Lombardei geschiedenes 
Gebiet behandelt. Auffullcnderweise nennt sich ganz vereinzelt Azzo von 
Este 1249 eiet et apostoUre sedi« pratia marchio utriusque marche, tarn 
Anconitane, qiiamTrhdgtensisA'^ Für eine päbstliche Belehnung, auf^’elcho 
sich der Titel von Ancona gründet, würde hier jeder Rechtsgrund fehlen; doch 
ist auf den bezüglichen Ausdruck wenig Gewicht zu legen, da er sich auch 
sonst regelmässig apostoUee seJis gratia Eatemis et Anconitantia tnarelüo 
nennt, obwohl er auch Este nicht vom Pabste hatte. Es ist möglich, dass er 
als in der Mark begütert und als anerkanntes Haupt der guelfischen Partei 
derselben, den Titel willkürlich annahin; möglich aber auch, dass K. Wilhehn, 
der auch sonst Reichsbeamte in Italien bestellt hat, ihm die Mark verliehen 
hat. .Später hat dann Herzog Leopold von Oesterreich, nachdem ihm Treviso 
und Ceneda 1381 von Venedig abgetreten waren, den Titel nochmals aufge- 
noinmen und sich Markgraf zu Tervis genannt. 

144. — I >ässt sich nach dem Gesagten das Fortbestehen der inarkgräf- 
lichen Gewalt von Verona bis in die spätem Zeiten K. Friedrichs I verfolgen, 
so kann doch von einer grössern Wirksamkeit derselben im zwölften Jahr- 
hunderte kaum mehr die Rede sein; wir finden hier die letzten Spuren einer 
Uebung markgräflicher Befugnisse gerade in der Zeit, wo dieselben in Mittel- 
italien erneute Bedeutung gewannen, wo das .Streben der Reichsregierung 
sichtlich darauf gerichtet war, in grösserer Festigung der markgräflichen Ver- 
bände ein Gegengewicht gegen die in den engem Kreisen des .Staatslebens 
nicht hintanzuhaltende städtische .Selbstregierung zu schaffen. Wenn das hier 
nicht mehr gelang, so wird der Grund allerdings zunächst darin zu suchen sein, 
dass die städtische .Selbstständigkeit schon zu weit vorgeschritten war und im 
Lombardenbunde einen festen Halt gewonnen hatte. Fragen wir aber weiter, 
wesshalb die städtische Entwicklung hier weiter fortgeschritten war, so wird 
da, von andern) abgesehen, nicht unbeachtet bleiben dürfen, dass auch schon 
in früherer Zeit die Gestaltung der Mark sich hier w'eniger fest und geschlossen 
zeigt, als in Mittelitalien. 

Die Mark Verona schloss sich nicht, wie die mittelitalienischen .Siwengel, 
an die althergebrachte .Sonderstellung einzelner Rcichstheile an; die altlongo- 
bardische .Scheidung zwischen .Vustrien und Neustrien, wenn sie auch wenig- 
stens annähernd der spätem Gestaltung entsprach, war nie von grösserer 
politischer Bedeutung, hat jedenfalls später keinerlei Einfluss mehr geübt. Die 
.Mark war vom Königtlnune errichtet unter Beachtung nächstliegender poli- 


143 .— 1 »• Vgl. sulin 2. .%•« ft. 7,tt Il!»7. 1219, 30. .1,5. .59. «0. H5i 3. H50 *n 1277. 
Friedrich soll l’cilatinus von Verona hci.s.scn. PuggiHli 5, 314. JO« SttrioU 3. 241. 
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tischer Bedürfnisse; um so eher mochte es sich befugt halten, den Bestand 
der Mark späteren Interessen gemäss zu ändern. Und so finden wir einmal A b- 
trenuungen von der MarkVerona, welche weniger dadurch, dass sie den 
Sprengel verkleinerten, als durch die Aufliebung des unmittelbaren Zusammen- 
hanges mit dem deutschen Amtssprengel des Herzogs und Markgrafen die 
Wirksamkeit der markgräflichen Gewalt wesentlich beeinträchtigen mussten. 

Dass das (Gebiet von Trient anfangs zur Mark Verona gehörte, wird 
keinem Zweifel unterliegen. Bei einem Missatgerichte, welches 971 zu Verona 
für die Mark gehalten wurde, finden wir nicht blos den Bischof, sondern auch 
.ludices des Trienter Komitats'; 99.3 ist der Bischof dort beim Placitum des 
Herzogs und Markgrafen.^ Dann schenkt der Kaiser 1027 dem Bischöfe 
romitatum Tridentmum cum omnibiiJi tiins •perlinentiis et ntiUtatibus, 
(jifibiiti enm diiees, comites nive marrhiones hiieiisque benefieii nomine ha- 
bere viel mmt; mit denselben Ausdrücken weiter die Grafschaften \'intschgau 
und Bozen. * Ks handelt sich nicht blos um die Uebertragung der Grafschaft, 
sondern auch aller Rechte, welche die Herzoge oder Markgrafen in derselben 
bisher übten, um eine völlige Ausscheidung von der Mark. Die verschiedenen 
•Stufen der Gewalt waren hier in einer Hand vereinigt; es findet das seinen 
Ausdruck darin, wenn der Bischof 1110 und später sich ,als dax, marehio et 
ronus ipsiiiJi qiiseopatiis, dann auch sein Gebiet als dueatas oder ducalus, 
7niii'c}uonatiiJt et eomitatas bezeichnet.^ Es findet sich denn weiterhin hier 
auch kein Zeugniss für irgendwelche Befugniss der Markgrafen von Verona. 

Ebenso werden wir Friaul zum alten Bestände der .Mark zu rechnen 
lialien, insofern der Fort.setzer Regino's gleichzeitig mit der MarkVerona auch 
die Mark Aglei von Italien trennen lässt; doch mochte bei der engen Verbin- 
dung beider .Sprengel wenig unterscliieden werden, ob der Herzog von Kärn- 
then hier zunächst als Markgraf oder als Herzog gebot. Glaubte Herzog 
Adalbert 1027 im Hofgerichte zu Verona das Fodnim und andere öffentliche 
Leistungen von allen Besitzungen des Patriarchats ex parte ipgiim dueatim 
in Anspruch nehmen zu können, wogegen freilich entschieden wurde, dass die- 
selben neipte daeibwi, neqite marehinnibua, neqae. eomitibits Zuständen ^ .so 
ist nicht zu bezweifeln, dass ihm in den Gebieten, wo jene Besitzungen lagen, 
also insbesondere in Friaul, die herzoglichen Befugnisse zustanden. Dem ent- 
spricht es dann, wenn in ähnlichen Ausdrücken, wie wir sie bei Trient fanden, 
der König 1077 dem Patriarchen comitatnni forilidü — rum omnibna ad 
reqalla et ad ducatum pertinentia, hoe eal placitia, eoUertia, foda'O, dia- 
frlrtionibva univeraia veileiht. ® Es handelte sich dabei zunächst nicht um 
die Verleihung eines Herz.ügthums Friaul, sondern einer Grafschaft mit Ein- 
schluss der in dersellien bisher vom Herzoge geübten Befugnisse. Wie zu 
Trient, drückt sich das denn auch hier sjiäter in der Bezeichnung des GebieU’S 
als Herzogthum be.stinnnter ans; der Pab.st bestätigt dem Patriarchen 1132: 
romitatua, marrhiam et diieafum repalibna aeu imperialibna prii’ileqiia 

144 . — L Anticb. Kst. I, 15Ü. 2, De Diuuibiis 170. 3« Ughelli 5. 591. 59g. 
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errlpitifif tnae ponrpssn'; auch in (Ion spätem knisprlielien nestätifrnngen ist 
vom duratus et eomitfitiis oder aucli nur diieatim Foriinlii die Uede; 1209 
wird atisdriieklieli daOei bestimmt, qiwd ludli memomlu iiidieia eel nliqiin 
tl/l tii-ft dneatuf! /qn'ctantla, niei per eum aut euecegaares anoe, Viceat per- 
tractare.^ Friaiil und Istrien erselieinen iioeh 1238 bezüslieh der hoben Ge- 
riehfslmrkeit als ein durehaiis ae.sehlossenes Geliiet, da diesell)e überall nur 
(lureh den Patriareben oder die von demselben gesetzten Ueamten geübt wer- 
den soll. 9 Die fjewalt des Patriareben batte eine um so festere Gnmdlage, 
als ibm auch die Temporalien des Bistbums Coneordia, wie der andern Bis- 
tbüiner .seines weltlichen Sprengels, /.u.standen. 

Zu Trient, wie .Aglei, dürfte diese volle .Selbstständigkeit der Bischöfe 
nicht ohne KinHnss geblieben sein auf die spätere .Sonderstellung der Gebiete, 
in welchen eine starke fürstliche (Gewalt volle städtische .Selbstständigkeit nicht 
aufkomnien liess, wo die ganze FMitwickhmg sicdi der deutschen mehr nähert, 
ilie dann wohl überhaupt, insbesondere Trient, nicht mehr als Theile des ita- 
lienischen Königreichs betrachtet wurden; so wenn K. Friedrich 1182 be- 
stimmt, vt Tridentina eiritaa eomidibua perpetiio eareut et aid> epheopi 
am pidiernntione imperio fidelis et dei'Otti enmiatat, a!ct>fi et alie repni 
Teutohiei eivitutea ordiuate dipuoaemitur.^* 

145. — A'on diesen .Abtrennungen abgesehen scheint allerdings die Mark 
A'erona insofern ein geschlossenes Ganze geblielien zu sein, als mir nicht wahr- 
scheinlich ist, dass andere Grafschaften der inarkgräHichen Hoheit ansdriiek- 
lich entzogen wurden. .Aber die .Stellung der Grafschaften zur Mark 
scheint überhaupt eine andere gewesen zu sein, als wir sie in den mittelitalie- 
nischen .Alarken fanden. Hier wurden die Grafen vom Markgrafen gesetzt, die 
Grafschaften erscheinen als Zubehörungen der M;uk, über welche der König 
nicht anderweitig verfügt. AVetin dagegen in der A'eroneser Mark auch Bi- 
schöfe und Grafen dem .Markgrafen unterstehen, insbesondere .seine Gerichts- 
tage, welche er in den verschieilenen Grafschaften hält, Iwsuchen, so scheint 
doch dem Markgrafen keinerlei Verfügung über die Grafschaften selbst zuzu- 
stehen; der König verfügt über die.selben mit derselben Freiheit, wie im übrigen 
Oberitalien. AA’as die Bischöfe der Mark betriß’t, .so unterstanden dieselben, 
im Gegensätze zu den mittelitalienischen, nicht allein bezüglich ihrer Tempo- 
ralien unmittelbar dem Reiche', sondern cs lässt sich l)ci allen aucliA'erleihung 
oder Besitz ganzer Grafschaften oder wenigstens gräflicher Befugnisse nach- 
wei.sen. Dem Bischöfe von A'icenza schenkt der Kaiser 1001 omnem enmi- 
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tatmn Vicenfimitn noftri iiir/s, so dass rr liabpn soll potentatem in nmni 
eomitatn Vicentino geciimiioii moreiu ei consiietii<li>i<vn dufiim vel eomitiiin 
— placUa, digirktiw tenmdi halieudiqiie leaemque fmiendi, und einen 
Missus zu bestellen, ante quem plaeita, lege» et omnla iura et bella more 
comilnm difßninntur.'^ Die Erwähnung der herzoglichen Gerichtsbarkeit 
könnte es hier iiilerilings nahe legen, an eine Exemtion von der Mark, wie sie 
sj>äter bei Tritmt und Eriaul stattfand, zu denken; doch möchte ich, zumal in 
so früher Zeit, daninter doch nicht mehr verstehen, als dass der Hischof mit 
denselben Hefugnissen richten darf, wie der Herzog, wenn er in der Grafschaft 
anwesemd sein würde, ohne dass das die herzogli<;heii Hechte selbst beseitigt ; 
noch lobt) fanden wir ein herzogliches Placitum zu Vicenza.* .S|iäter scheint 
sich der Bischof nur in der grüHichen Gewalt über die eigenen Besitzungen 
beliau|itet zu haben, welche ihm 1208 eum omni iiiee, honore, enmitatn et 
nmnihii» inristUclioniha» ad eomitatnm »peetantihn» bestätigt werden.* 
Der Bischof von Eeltre dürfte .schon früh Grafschaftsrechte besessen haben, 
falls wir darauf aus (hnn Ümstande schlie.ssen dürfen, dass liei der Verleihung 
des Koiuitats Trient an den dortigen Bischof 1027 der in demselben lielegene 
Theil des Sprengels von Eeltre ausgenommen wird. K. Konrad bestätigt ihm 
1140 die frühem .8chenkungen unn eum eomitatu und verschiedene Rechte 
liir den ganzen Umfang des Komitats; K. Eriedrich wiederholt das 1 184, Be- 
stimmungen bezüglitdi der .Stadt hinzufligend, welche darauf bereidmet waren, 
dieselbe, wie Trient, den Einfiiissen des italienischen .Städte« esens zu ent- 
ziehen*; später fillnt der Bischof auch den Grafentitel.® Das .später mit Eeltre 
verbundene Bisthum Belluno schenkte der Kaiser 1 1.Ö6 cum toto eomitatu 
an den Patriarchen, wonach aucli der Bischof, der 1161 wüeder unmittelbar 
wurde, die Grafschaft hatte, t In einem .Schiedssprüche von I22f) werden den 
Trevisanern zugesprochen alle Gerichtsbarkeiten, qua» quseopalii» Feltri et 
Belluni et homiue» eorundem loeurum luthent — tani iure enmitatu», qmim 
uliorum iuritdictionuni.^^ Die bischöfliche Hoheit hat sich hier auch lange 
behauptet; iHwli 1337 behält sich der Bischof von Eeltre und Belluno bei 
Uebertragung der Hauptmannschaft an Karl von Mähren vor die Gerichtsbar- 
keit des Bisthums Eeltre, des Vtdsugana und der Gr.afschaften Cesana und 
Agnedo. ® Ist eine Verleihung der Grafschaft an den Bischof von Ceneda 
nicht bekiuuit, so ist dieselbe doch nach spätem Zeugnissen nicht zu bezweifeln. 
Der Bischof wird 1203 zwar abhängig von Treviso, aber »alvo omni eomitatu 
ipsi episeopo, so dass die .Stadt permiltet ipsum e.reeeo'e ipenm eomitatnm 
»uum; weiterhin führt dann der Bischof auch den Grafentitel, tritt die Graf- 
•schaft in einzelnen Theilen des Bisthums an die Gemeinde Conegliano ab, 
während noch 1233 die Herren von f'amino von ihm mit der ol>em und untern 
Grafschaft des Bistbums belehnt sind.*® Zu Treviso fanden wir allerdings 

2, Bilbiner Acta *2M. H, Vgl. § 142 n. 5. 4 . Ughelli 5. 1048. 5« Verci Marca 1, 

tu. 2.i. 0* 1202: Calogpra N. K. 04b. 01. 7, Uglielli 5. läi. 152. 8, Verei 

Marca 1,08. 9. lud. Wangiaii 423. 10. Verei Marca 1,45 81. HO. 108. tlü. 

111. 114 115. 


Digitized by Google 



272 


Markitrafsebaft. 


noch in staufischer Zeit weltliche Grafen vom Reiche mit der Grafschaft be- 
lehnt**; doch haben 1211 dem Bischöfe wenigstens die gräflichen Rechte über 
seine Besitzungen zugestanden. Dem Bischöfe von Padua muss wenigstens 
in einem Theile seines Bisthums die Grafschaft zugestaiiden haben; den Ko- 
mitat Sacco tritt er 1161 dem Reiche ab * \ womit stimmt, dass er früher 
mehrfach Gerichtssitzungen zuPieve hält**; noch später fuhrt er den Grafen- 
titel.'® Zu Verona werden zwar noch 1165 und 1178 die Grafen von .San 
Bonifacio mit der ganzen Grafschaft Iwlehnt*®; aber die Urkunden, auf welche 
wir ziirückkommen, sind durchaus verdächtig; jedenfalls standen auch dem 
Bischöfe Grafenrechte zu. Bezügliche Ausdrücke in einem Privileg von 1 1 54 
sind woW nur auf Reidite in der Grafschaft zu beziehen; 1186 aber belehnt 
der Kaiser den Bischof (/<■ toto liotiori' et ilifitrietii, qiiod hnperiiim habet in 
epiecopatn et eontitatn Verona4; eeenndum anftqitinn eonnaetum j/enm.*'’ 

146. — Da.s Bestehen der Mark hat demnach hier nicht, wie das in 
Mittelitalien der Fall war, die Verleihung der Grafschaft an die Bischi)fe ge- 
hindert; andererseits aber hat diese, von Trient und Friaul abgesehen, an- 
scheinend nirgends zugleich die markgräflichen Befugnisse beseitigt; gerade in 
den Bischofsstädten hielten die Markgrafen ihre Gerichtssitzungen. Nicht 
anders wird die .Stellung der weltlichen Grafen gewesen sein; sie unter- 
standen dem Markgrafen, besuchten insbesondere dessen Gerichtstage; aber 
wir finden keine .Spur, dass sie ilire Grafschaften vom Markgrafen hatten. 
Für die von Treviso konnten wir noch s|.äter Reichsbelehnungen nachweisen. 
Aber auch die .Stellung der Markgrafen von Este scheint hier keine 
andere gew-esen zu sein. Von Amtsbefiignissen steht ihnen hier sichtlich nur 
die Grafschaft Gavello zu; 1077 bestätigt ihnen der König omnes rca, que 
Kirnt poKite iu enmitatii Oavelli, Rodipnin usw. — et eomitatum et arma- 
ninm et qaiequid pei-tinet ad ipsinn eomitatum, während bei keiner der 
übrigen zahlreichen Besitzungen von der Grafschaft die Rede ist; es wird die- 
selbe Grafschaft sein, welche ihnen ms'li 1191 als Grafschaft Rovigo vom 
Reiche geliehen wird*; der grösste Theil ihrer übrigen Besitzungen lag in der 
Grafschaft Padua, welche ihnen niemals zustand; nach Urkunde von 1220 
sollten diese zwar der Hoheit der .Stadt entzogen sein, .aber es deutet auch 
nichts auf ein geschlossenes Hoheitsgebiet; die hohe Gei ichtsbarkeit wird nur 
für die eigenen Besitzungen zugestanden. Der Markgrafentitel begründet hier 
sichtlich weder eigene m.arkgräfliche Befugnisse, noch wird er uns lierechtigen, 
auch nur eine Exemtion des estensischen Gebietes von der Mark anzunehmen. 
Wenn 10l3 im Placitum des Herzog und Markgrafen zu Veroua die e.sten- 
sischen Markgrafen Azzo und Hugo in die Reihe der Beisitzer ziiriicktreteii, 
dagegen wenige Tage später zu .Monselice gemeinsam mit dem Grafen von 

1«.-] 11. Vgl. § 1 13 o. 4. 12. üghelli 5. 537. 18. Vgl. § 127 n. 4. 14. 1120. 37: 
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Padua dem Gerichte Vorsitzen^, so ers<-heiiit dadurch ihre Stellung zur Mark 
genügend gekennzeichnet. 

147 . — Die uninittelhare Verfügung des Königs über die (rrafschaften 
der Veroneser Mark mag damit Zusammenhängen, dass dieses Verhältniss 
überhaupt in Oberitalien das herrschende war und dass, als die Mark gebildet 
wurde, man einfach daran festhielL Zweifellos dürfte aber in diesem Verhält- 
nisse einer der gewichtigsten Gründe zu suchen sein für die Abnahme wirk- 
samer markgräflicher GewaltUbung. Den Bi.schöfen gegenüber hatten die 
Städte zweifellos leichteres .Spiel; der Markgrafschaft selbst fehlte ein festerer 
Halt im Lande, weil die Grafschaften ihrer Verfügung entzogen waren, ihnen 
demnach auch die Möglichkeit fehlte, Grafschaften in ihrer Hand zu halten 
und aintswei.se verwalten zu lassen. Hätte den im Lande selbst noch reich 
begüterten Welfen eine Wiederkräftigung der markgräflichen Gewalt noch 
gelingen mögen, so fehlte es den Markgrafen von Baden dazu an jeder Grund- 
lage, zmiial Kaiser Friedrich I auch hier ofienbar grösseres Gewicht auf die 
Durchführung unmittelbarer Verwaltung für das Reich legte, eine lebhaftere 
Förderung markgräflicher Interessen von ihm kamn zu envarten war. 

Verlieren sich nmi auch die letzten fSpuren einer Hebung seiner Befug- 
nisse durch den Markgrafen, so finden «ir hier doch noch lange die Anschauung 
lebendig, dass es über der gräflichen noch eine höhere Amtsgewalt gebe. Aber 
diese erscheint jetzt nirgends mehr von der gräflichen getrennt; wie beim BLs- 
thume Trient in Folge ausdrücklicher E.xemtion, so mussten nun in Folge des 
Aufhörens der Uebung markgräflicher Befugnisse durch einen Markgrafen 
diese denjenigen zufallen, welchen die gräflichen Gerechtsame zustanden; wir 
finden überall ein Zusammenfallen der markgräflichen und gräf- 
lichen Gewalt. Nichts anderes wird es bezeichnen, wenn 1211 mehrere 
Zeugen aussagen: Ego sdo, qiioil eplseopns Tarvisinaa est dominus et 
duT, comes et marehio omnium smirum ter^’aruni., viUarum et castellorum, 
biirgorum ad episcopatnm pertinentium' ; ich glaube kaum, dass daraus 
irgend auf eine ausdrückliche Exemtion von der Mark zu schliessen ist. Denn 
ähnlichen Au-sdrücken begegnen wir nun in der Mark sehr häufig; wie die 
gräflichen, so werden nun auch die höhern Ambsbefugnisse als Zubehör der 
einzelnen Besitzungen betrachtet; diese werden veräussert cum diu'atu et 
marcluonatii et eomitatu, oder es wird gesagt, dass dem neuen Besitzer jede 
Gerichtsbarkeit zustehe, aiculi quiUbel comca alve dux seit marchio valet 
exerrere^ ; .\usdrOcke, welche sichtlich nichts Itezeichnen sollen, als den Aus- 
schluss jeder Gerichtsbarkeit ausser der des Reiches, ohne dass eine aus- 
drückliche Verleihung herzoglicher oder markgräflicher Befugnisse an den 
frühem Besitzer irgend anzunehmen wäre. 

148 . — Die Markgrafschafl stellte sich uns durchweg dar als eine mittlere 
Gewalt zwischen dem Königthume und der Grafschaft, wehdie allerdings auch 
fehlen oder, wenn wir wollen, mit der Grafschaft zus.'unmenfallen kann, aber 

8. Antich. Est. I, 85. 88 
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doch jedenfalls noeli ini eilften Jalirliunderte so recrelimlssitr gestaltet erscheint, 
dass wir ihr Vorhamlunsein als den iiorniahai Ziistaml werden fassen dürfen. 

Liegen die anderweitigen Befugnisse des Amtes unsem Zwei’ken fern, so 
bieten gerade für eine genauere Feststellung der richterlichen (J e w a 1 1 
des Markgrafen die Quellen selir wenig Anhaltspunkte. Unzweifelhaft hat 
der Markgraf in seinem ganzen Sprengel zunächst diesells“ Geriehtsgewalt, 
wäe der Graf in seiner Grafschaft, konkurrirende Gerichtsgewalt mit allen 
( Jrafen. Ist der Markgraf in der Grafschaft anwesend, so sitzt er auch dem 
Gerichte vor, entweder gemeinsam mit dem Ortsgrafen, oder so, dass dieser 
unter die Beisilzenden znrücktritt ' Es wird weiter nicht zu Is’zweifeln sein, 
dass manches ausschliesslich dem Gerichte des M.orkgrafen Vorbehalten war. 
Alter liestimmterc Zeugnisse finde ich nur dafür, dass sein (Jericht der bevor- 
zugte ( Jerichtsstand für maiu-he Personen war. K. Otto bewilligt 9fl8 einem 
Diakon zu Verona und dessen Brüdern: ut nnUiiis ■plofitum cimtoilidnt nee 
ad let/iin farieudam se ante preeeneiam aliaiiw presentent, niel ante noe 
aut ante noetrirm diieem'^; ist damit die gräfliche (Jerichtsbarkeit ausge- 
si-|dossen, so ist dwh ausser der königlichen auch die des Herzogs oder Mark- 
grafen von Verona Vorbehalten. So verleiht 1 1 60 Welf als Markgraf von 
Tuszien den Domherren von Pisa das Hecht, dass sie nicht vor Gericht ge- 
laden werden sollten msl in niria noetva.^ Nach jVn.alogic der entsprechen- 
den deutschen Verhältni.sse würden wir aiudi anzunehmen haben, dass ein im 
CJerichte des (Jrafen gescholtenes Urtheil an das des .Markgrafen als des 
'nächslhöhern Richter zu ziehen gewesen sei; doch ist mir ein sicherer Beleg 
sialnr nicht aufgefallen. Das Hauptgewicht wird wohl weniger auf eine schärfere 
-Abgränzung der Kompetenz zu legen sein, als darauf, dass die (Jewalt des 
Markgrafen eine an und für .sich stärkere und örtlich ausgedehntere war, dass 
man das Hecht, welches der Graf nicht schallen wollte (Hier konnte, iMich beim 
Markgrafen zu erlangen liofi'en durfte, ohne genöthigt zu sein, .sich sogleich an 
das Reich zu wendeti. 
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XIII. REICFISGERICIIT.SBARKEIT. 

149. — Als Reiehsgericht.''li;irkeit ini weitesten Sinne Mlirden wir jede 
öffentliche (ierichtsgewalt, also auch Grafschaft und Markgrafschaft, l>ezeich- 
nen können, insofern dieselbe iin Gegensat/.o zu der auf dem Eigenthnni und 
andern privaten Herrschaftsvei-hiiltnissen hernhenden iilierall auf Verleihung 
durch da.s Reich zurückgeht. Im engem .Sinne verstehen wir darunter als dritte 
und höchste Stufe die Gerichtsliarkeit, welche dem Könige und den ihn un- 
mittelhar vertretenden Richtern entweder au.sschliesslich oder doch konkur- 
rirend mit den zur Uebnng derselben an und für sicli befugten ordentlichen 
Richtern Vorbehalten ist. 

Sehen wir zunächst auf das letztere, so hat der König, wo irgend er 
persönlich anwe.send ist, konkurrirende Gerichtsbarkeit mit allen 
andern Richtern, kann jederzeit in ihre .Stelle eintreten. Bei Otto von Freising 
fanden wir das allgemein au.sgesprochen in Einzelfällen wird bei Verleihungen 
der Gerichtsbarkeit die königliche nicht selten ausdrücklich Vorbehalten. So 
be.sonders bestimmt, wenn K. Heinrich 1186 der Stadt Lucca die volle Ge- 
richtsgewalt zugestcht, aber mit dem Vorbehalte: Item rolinnus, ut si palei' 
ac dom'nutx no gier Fr. Ilomanoram imperalor i'd nos in civitate vel eph- 
fopala hncano furrinuts, repiae inaiestatig e.rercmmim iurhdicthnem et 
omni qnaerimoniam moventi geeiindinn rattonrm et iustitiam satigfaeia- 
tnvg non ohstante predieta conreggione, idem ins gitreeggoribug nostrig 
pn’iitoriliiig ae rendmg regerranteg.'^ Einen .schon bei Anwesenheit des Königs 
im Lande wirk.samen Vorbehalt finden wir IlS.'l im Konstanzer Frifden und 
gleichlautend 1219 in einem Privileg für Pai'ma; .Streitigkeiten über Reichs- 
lehen sollen durch die Rares der .Stadt und des Bistlmms entschieden werden 
dürfen, nigi nog in Immbardia f nerimus; tune enim in andientia nogtra, 
gi mtbig plaeuerit, roiiga ngitahitm-.^ Und was vom Könige gilt, gilt jeden- 
falls audi von denjenigen seiner .Stellvertreter, welche er zur .'Vusübung aller 
königlichen Rechte ausdrücklich bevollmächtigt hatte; wo ein solcher Königs- 


149 . - 1 . Vdt. S 117 II. 7. 

lluilliirü I. 


2. Mem di f.iicra 1. 1!I8. tt. Mon. Germ. 4, 178. 
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bote anwesend ist, sehen wir ihn auch allein oder gemeinsam mit dem Oifs- 
richter dem Gericlitc Vorsitzen.'* Audi in den sizilischen Konstitutionen ist die 
konkurrirende Gerichtsbarkeit des Grossliofjustitiar bestimmt ausgesprodien ; 
wohin er kommt, iiistitiarius regionum — silere ilehebit, nt jinla nihiori 
hiHMie /)«• linninare ttutiiis sii]>ervtfnieiui obscurato.^ 

Konnte jede .Sache, auch die, zu deren endgültiger Entscheidung der 
niedere Richter an und für sich durchaus befugt war, vor dein Könige oder 
seinem Boten entschieden werden, so scheint mau gerade in Italien sich be- 
sonders häufig unmittelbar an das Reich gewandt zu halien. Unter welchen 
^'oraussetzungen das gestattet wai’, ob die alt-n Vorschriften des longobar- 
dischen wie des fränkischen Rechtes, welche das an Vorbedingungen knüpft'ii®, 
später noch beachtet wurden, dafür fehlen mir bestimmte Zeugnisse. Koninien 
auch Fälle vor, dass eine ini Reichsgerichte anhängig gemachte .Sache zur 
schliesslichen Entscheidung dein Oi'tsrichter ülienviesen wurde', so tiiide ich 
das wenigstens nie dadurch begründet, dass dieselbe dem ordentlichen Richter 
nicht hätte entzogen werden dürfen, ln den sizilischen Konstitutionell K. Fried- 
richs II wird dann allerdings genau bestimmt, wann man sich an das Gross- 
gericht wenden dürfe**; aber wir sind nicht berechtigt, das auch für das frühere 
llofgericht für Italien als massgebend zu betrachten. Doch waren gewiss auch 
hier Vorkehrungen getroffen, um einer Ueberhäufung mit geringfügigen .Siwlieii 
voi'zubeugen, wohl in der Weise, dass es bei .Sachen, welche an und für sich 
nicht vor das Hofgericht gchürlen, einer ausdrücklichen Erlaubniss zur Ein- 
bringung bedurfte; so erzählt der Geschichtschreiber Landulf der Jüngere, 
dass er, als K. Lotliar zu Roiicalia zu Gerichte sass, vom Herzoge Conrad 
von .Schwaben licentiam lamentaiidi ail impereUornn erhielt, der dann die 
.Sache befürwortend an die Konsuln von Mailand verwies. ** Eine strenge Gränze 
wird schwerlich eingehalten sein, da nicht selten verhältnissmässig geringfügige 
Sachen vor dem Reiche entschieden wurden , ohne dass Fälle vorzuliegen 
scheinen, bei welchen eine Uebergehung des ordentlichen Richters nöthig ge- 
wesen wäre. 

160. — In manchen Fällen ergibt sich freilich, dass ein Bedürfniss 
zum Eingreifen der Reichsgerichtsbarkeit auch bei solchen .Sa- 
chen vorlag, zu deren Entscheidimg an und für sich der ordentliche Richter 
befugt gewe.sen wäre. Der Fall verweigerter oder verzögerter Justiz 
wird als solcher in der karolingischen Gesetzgebung mehrfach betont. Im 
J. 845 wendet sich ein Abt mit einer Klage gegen in der Grafschaft Trient 
wohnende Hörige, iimle in ipso cumitaln insliviain tniniiite luthiTi' potiii- 
mus, unmittelbar an den König. ' Den Geniiesern wird 1164 der Gerichts- 
stand vor den Richtern zu Genua zugesichert, welche aber auf Verlangen des 
Kaisers die Sachen in angemessener Zeit erledigen sollen; quod si nolnerint, 

140 .—] 4 . Vgl. oben § 117 n. 8. 10. 12. 5. Huillard 4, 50. 0. Vgl. WaiU V.G. 4, 402; 
iScbupfer 225, wo überhaupt alle.«, wa.s die Reichsgerichtsbarkeit unter den longobardi.selten 
Kiinigen betrifft, sorgfältig Eusaraineiigestellt ist. 7. .So 827. 858: Mon. patr. l'b. I, 34. 
Anliq. It. 3, 1033. 8. Huillard G. 158. It. Script. It 5, 518. 

156. — 1. Antiq. It. 2, 073. 
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ante nnn ipsa iustilia fintf^ In kaiserlichen Urkundi'n 1178. 1195 wird dem 
Aicard von Kobhio die Gericlitsbarkeit über .seine Leute bestätigt, aber Vor- 
behalten: si ipse vel heredcK eins iiistitiam de honünihiis suis facere ob- 
miserint, b’pntiis noster iustitiam de eis /ariat.^ 

Ein anderer Fall ist der ungenügender Macht des ordentlichen 
Richters. .So wird bei Anstellung der Klage ini Reichsgerichte wohl be- 
merkt, dass man sie beraits vergeblich lieim Grafen eingel>racht habe.^ Oder 
es heisst 1163 in kai.serlieher Urkunde tlirGubbio: Consides quoque — /aeer« 
debent iustitiam in ch'itate et in districtu eins — ; et si faecre non pote- 
runt, imperialis nostri nuncii mixilium petant et seeiim pariter faciant.^ 
Insliesondere gehört weiter hieher der Fall wirklicher o<ier doch vermeint- 
licher Ungerechtigkeit eines Urtheils <les ordentlichen Richters. Die 
Berufung vom .S|)ruche desselben an den König oder dessen Boten wird in der 
karolingischen Gesetzgebung mehrfach erwähnt.® Auch finden .sich Einzelfalle; 
801 wendet sich ein im Gerichte des Bischofs unterlegener Priester an den 
Kaiser^; 880 wenden sich Personen, welche im Grafengerichtc dem Kloster 
Novalaisc als Unfreie zugesprochen wurden, an das Hofgericht, welches nach 
neuer Verhandlung den .Spruch bestätigt.® Doch geschieht in den altem Ge- 
richtsurkunden der Berufung von einer gerichtlichen Entscheidmig selten Er- 
wähnung. Erst mit den Aendcnmgen des Gericlitswesens ira zwölften Jahr- 
hunderte scheint sieh die .Appellation an den Kaiser, w'elche jetzt sehr 
häufig bei Einzelftillen wie liei allgemeinen gesetzlichen Feststellungen erwähnt 
wird, im Anschlüsse an die .Sätze des römischen Rechts bestimmter gestaltet 
und geregelt zu haben. Die Appellationen an den Kaiser waren später gerade 
der Gegenstand der Reichsgerichtsbarkeit, der am bestimmtesten Vorbehalten 
blieb, während übrigens insbesondere die .Städte die Uebung einer konkurri- 
renden Rcichsgerichtsbarkeit miiglichst zu beseitigen suchten. Durch den Kon- 
stanzer Frieden scheint dieselbe, bis auf die .Appellationen, ausgeschlossen zu 
sein; bestimmter noch, wenn 1219 an Alba die volle Gerichtsbarkeit verliehen 
wird, ita quod nullus ipsius eitds ab ordiiuirio vel delegato aliqiio (iitdice) 
ante primam sententiam trahi pnssit ad aliud tribunal pro causa eivili 
vel criminali, nuUusque ex aliqua delega.tione i'el eommissione contra civetn 
vel luibitantem Albae seu forensem ibidem delinquentem, pro causa seit, 
delicto in iurisdictione, finibus seu territorio dictae civitatis annmisso, 
nisi solus potestas eiusque ricarius vel eoüateralis, iurisdictionem exereere 
valeat, crimiue laesae maiestatis duntaxat exeepto.^ 

151 . — Es schlie.sst sich dem an der Fall der Unbilligkeit eines 
Urtheils, gegen welches ein ordentliches Rechtsmittel nicht mehr gestattet 
ist und um Restitution gebeten wird. In früherer Zeit ist mir daliin Gehöriges 
nicht aufgefallen ; und auch aus der staufischen Zeit kenne ich aus den Reichs- 
gerichten keine Fälle einer auf den ge.setzlichen Voraussetzungen beruhenden 

2. Antiq. It. 4, 254. 8. Mon. p»tr. Ch. 1. 804. 1026. 4. Mem. di Lucc» 5 c, 183. 

5. SartiEugub. 113. 6. Vgl. Waitz V.G. 4, 403. 347. Brunner Inqnisitionsb. 55. 7. Mem. 

di Lucca 5 b, 176. 8. Moo. pati. Cb. 1, 62. 8. Huillard 1, 600. 
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Restitutio in integniin. Es (towiiint mm aber die Ijehre, dass der Kaiser nicht 
an die Gesetze gebunden ist, ininier inelir und mehr festen Boden, und wir 
finden wohl Veifiignngen des Kaisers, hei welchen dieser ans Gründen der 
Billigkeit vom strengen Rechte absieht. .Si) wenn der Kaiser 1162 wegen 
übennnssiger Verscluddnng der Kirche von t’omo, und damit dieselbe den 
Reichsdienst leisten und der Bischof den nöthigen Unterhalt finden könne, die 
Kirche von jeder Zinszahlung Ijefreit und alle .Schulden derselben, welche nicht 
erweislich für den Reiehsdienst oder den Nutzen der Kirche eingegangen sind, 
überhaupt vernichtet*; wie auch 1163 der Legat Reinald wegen Verschuldung 
eines .Stiftes dasselbe für ilic Dauer eines .lahres von Erfüllung aller, auch der 
eidlich eingegangenen Verptlichtnngen entbindet.* 

Derselbe Gesichtspunkt wird massgelieud sein müssen, wenn wir mehr- 
fach Fälle der Kassation eines rechtskräftigen Unheils durch 
den Kaiser finden. Es handelt sich dabei zunächst um schiedsrichterliche Ur- 
theile. Gegen den .Schiedsspruch gibt es kein ordentliches RechLsmittel ; die 
Partei unterwirft sich ihm unbedingt, er ist rechtskräftig, auch wenn er dem 
Rechte niiiit cnts|uicht; seine Einhaltung ist regelmässig verbürgt durch V'or- 
pHichtung zu einer hohen .'strafe im Falle der Niciitunterwerfung oder Ver- 
letzung. War diese wohl durchweg so hoch gegriffen, dass nicht vorauszusehen 
war, es werde Jemaiul sie zahlen, um dadurch von Eiidialtung des Urtheils 
entbunden zu sein, wie das riimische Recht d.as gestattete®, .so wird auch darauf 
in den Kompromissen imsdriickliob verzichtet; auch nach Zahlung der .Strafe 
solle der .Schiedsspruch seine Kraft behalten, abermalige, Verletzung abermals 
gebüsst werden. * Ueberdies war es vielfach der Brauch, sich eidlicli zur Ein- 
haltung zu verpHichten. Es ist erkläiiiiii, wenn die Kaiser einem Brauche, 
welcher eine Ajijiellation an sie ausschloss, nicht geneigt w.aren. Es ist ebenso 
erklärlich , wenn unterliegende Parteien trotz der eingegangenen feierlichen 
Verpflichtungen durch den Kaiser zu einer Rc-titution oder günstigem Ent- 
scheidung zu gelangen suchten. Dann galt es aber nicht allein, das L'rtheil 
selbst für ungerecht und unkräftig zu erklären, sondern die Partei auch von 
Verpflichtungen, welche sie ungezwungen und unbedingt eingegangen war, und 
von dem etwa geleisteten Eide zu entbinden. Eine Berechtigung des Kaisers 
.scheint man im Einzelfalle wohl daraus abgeleitet zu halien, dass die Parteien 
zu solcher Verpflichtung nicht berechtigt gew(‘sen seien. So erklärt K. Hein- 
rich 1193, quOHiain fogmtioneii et diffinition<‘s queMionntti et eonti-over- 
«iiirum, ijtie iiiter eieitaten ineieem eel alias personivi adrersus cieitatea 
imperii aahmäiintiir, ait eulmeii tantaui speetant huperiale, nUam luibeee 
non volamua, quod ab aliqtio rel td> aliquibaa sine iioatro stataitur nam- , 
dato, und daher impei'iali auetnritate e,r tofo et e.v certa scientia. hißrina- 
mas, eassamus ntque in irritiim dednämas — sentem'iani sive arhiirium 
aive preceptnm, welches genannte .Schitslsrichter zu UngunsUm der .Stadt 
Treviso gegeben hatten.® Es wird darin kaum etwas anderes zu sehen sein, 

151 . — 1. UghcIIi 5, 291. 2, Frtii 2, (jti. ‘i, Nor. 82 v. JI. 4. Vgl. z. B. die j 

sllgomeine Formel in flratiie summa P. 3. t. 2. § 2. q, C'ud. .Treniiaaus,aach;Blumpf. 
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als eine Beschönif'mif; eines dein strongcn llcclite iiiclit entsprcoliendcii Vor- 
gehens; hatten die , Städte iiiieh ihren urdciillielicn (jeriehtsstand vor dem 
Reiche, so ist doch niclit abkusehen, wie siuli daraus ein liindcrniss, Streitig- 
keiten durch Kompioniiss auszutragen, ergeben soll; und es ist das weder 
sonst thatsächlich beaiditet, noch später ls)i älmlichem Vorgelien des Kaisers 
geltend gemacht Bei Kassation eines gegen Asti fiir Alessandria dureh Mai- 
land gefüllten SchiedsspriKihes 1232® sucht der Kaiser die Schwierigkeit des 
geleisteten Eides zu beseitigen durch (ieltendinachung der Gesetze seiner Vor- 
gänger, wonach es verboten sei Kompromisse eidlich einzugehen; es wiid die 
bezügliche Novelle .lustinians' gemeint sein, woraus sich aber doch nur das 
Verbot, nicht die Unverbiudlichkeit des dennoch geleisteten Eides ergibt, wäh- 
rend der Kaiser daraufhin erklärt, t'olumns jmteiUclitm mt-miiicnltiiu rlre« 
aliqua-g non haberi’. Damit waren nun freilich niclit auch Spruch und Strafe 
an und fiir sich beseitigt, von denen der Kaiser sagt: de pleiüludine nmie- 
statis noatre ex eerta seientia imiedietnm arbilrium — deeernimua irrilitni 
et inane, stlpidatinnem penalem et penani in dieto eonpromiaao udieetam 
et ceaaionem penitiia irritantea. Seine Berechtigung dazu leitet er nicht ab 
aus der, nebenbei allerdings betonten Unbilligkeit des Spruches, sondern wäh- 
rend er sicli einerseits auf die Treue der Stadt Asti gegen das Reich bezieht, 
wird als entscheidender Grund angegeben: Vum eniui Atexandrini et Me- ^ 
dioUinenaea in iiMieatalem noatram, qnete eat lex animnta in tenüa et a ^ 
qun iura civilia orinntnr, eommiaerint, non eat dipnuin, ul ab hiia et de 
hiia, qiii auetoritate iuria civilia nituntur, auxiUuni iMbeant vel fuvorem, 
et ideo omne auxitium aetionia, exeeptionia iuria vel faeli, replieationia, 
quod oeeaaione dieti eonproiniaai roinune ^llexaiulrie vel Mediolani con- 
aequi potwiaaent, eia penitua denepamita ; Asti soll in den Stand vor dem 
Kompromisse restituirt sein. Es ist ungewiss, ob damals im April bereits der 
Reichsbann über jene Städte verhängt war; jedenfalls stützt sich der Kaiser 
nicht auf diesen. Ganz ähnlich lagen die Verhältnisse 1226 bei Kassation 
eines für Bologna gegen Modena schon 1204 geschehenen Schiedsspruches®; , 
auf eine Rechtfertigung geht der Kaiser hier gar nicht ein, er kassirt einfach 
de plenitudine poteatatia noatre et apeciali pratia, quam habemua ad ipaoa ^ 
(Miitinenaea), und fällt .sellist eine ihnen günstigere Entscheidung; die lom- 
bardischen Städte waren damals im Juni noch nicht gebannt, aber Bologna 
stand allerdings dem Kaiser gegenüber. 

Danach werden wir etwa anzunehmen haben, dass es gesetzlich auch 
dem Kaiser nicht zustand, einen Schiedsspruch zu ka.ssireu und von den be- 
zügfichen Verptlichtungiui zu entbinden; dass alier allerdings der Kaiser, ,so 
weil man ihn als nicht au das Gesetz gebundim betrachtete, ite plenitudine 
poteatatia das dennoch thuu konnte und es that, wenn das seinen ]iolitisehen 
Interessen entsprach, wie das iu den beiden letzten Eällen ziemlich unverblümt 
gesagt ist. 


(i, Biüuaer 2ü3. 7. Not. 82 -c. II. -kueb Bulgorut § 2 S. 15 erwähnt du Verbot. 

8. BuUliira 2, 617. 
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Handelt es sich niii die Behauptung der Ungültigkeit eines Ur- 
theils, so konnte diese allerdings in jedem Gerichte geltend gemacht werden. 
Aber die Nichtigkeitsbeschwerde konnte sich doch auf Gründe stützen, deren 
Anerkennung wohl nur in den Reichsgerichten zu erwarten war. .So erklärt 
K. Heinrich 1187 zu Gunsten des Klosters 8. Marino und Leo zu Pavia: 
Sententiam itaqitf, quam G. qmndain Mantnanu» epiKcopuJi ex mandato 
pape l'rhani (en'ii dedit contra ipeam ecclcmam repia aurtoritaie ra-ota- 
tniie, etatiientce, ut iüa »ententia niiUinn erclcsie fariat prchulicimn, pre- 
eerfhn nim pape Vrhani non interf ucrit de hiie, vtpote de rdms {mperii, 
aliqiio nwdo iligpono'e, et cum etiam Ferrarienges adm'sarii ecclesie tune 
proscripfi fuerunt et Inipcrinli ac regali hanno Innodati.^ Die Form ist 
übrigens auch hier, wie in dem erwähnten verwandten Falle von 1193, die 
einer Vernichtung des ungültigen UrtheiLs, nicht einer blossen Erklärnng, dass 
es an und für sich nichtig gewesen sei. -\nderweitig finden wir allerdings in 
der nächstfolgenden Z<nt Beispiele, dass in Reichsgericliten einfach die Nullität 
ausgespro(;hen wird“’, während dann wohl auch wieder da, wo der Ausdruck 
angewandt wird, doch noch von Vernichtung des nichtigen Urtheils die Rede 
ist; so wenn 1210 im Hofgerichte geltend gemacht wird, predict^is sententias 
non dehei'c execntioni nuindari, imnw esse tnnquam nnllas annicJulaiuUis 
et cassandtis. * * 

152. — .S(.!hliesslich ist hieher .auch no<‘h der Fall der Rechtsun- 
sicherheit zu ziehen, so dass da, wo ein Gesetz fehlte oder dasselbe zwei- 
felhaft war, die .Sache zur Entscheidung des Königs zu bringen war. ln den 
Edikten der longobardischen Könige scheint das nirgends bestimmter ange- 
deutet'; wird der Richter, der cimfm Zey<>«! iirtheilt, unbedingt für strafbar 
erklärt, dagegen derjenige, welcher per aiintrium urtheilt, auch im Falle der 
Ungerechtigkeit des Urtheils nur dann, wenn er sich nicht vom Wrdachte der 
Böswilligkeit oder Bestechung reinigt^, so wird das eher dafür sprechen, dass 
der Richter bei einer Lücke der Gesetzgebung seinem eigenen Rechtsbewusst- 
sein folgen durfte. Dem fränkischen Rechte ist ein Eintreten des Königs in 
solchem Falle nicht fremd. Nach Angabe Hinkmars hatte der Pfalzgraf, wenn 
eine gesetzliche Bestimmung fehlte oder dieselbe mit dem Christenthume un- 


151 . — I 2acharia .\uecd. -31t. lO» Beil.-igeti tou 1193 März 12 und 1211 Jan. 10. 
11 . Mitlarelli Ann. 4, 306. 

152 . - 1 . Bethmann Stftdtefr. 71 bezieht die Angabe in den longobardischen Ge- 
setzen (Ed. Liatpr. 25. 26. 27)« dass Sachen« welche der Richter minima <ia/i6erare 
an den König zu bringen seien« auf Unwissenheit des Richters und entnimmt daher einen 
Grund für da« Kehlen ron urtheiieiiden Schötlen bei den lx>ngobarden. So sehr mir meine 
Untersuchungen im allgemeinen seine Auffassung des longobardischen Gerichtswesens be- 
stitigten« so glaube ich mich hier doch der Ansicht derjenigen anscbliessen zu müssen« 
welche die Stelle auf mangelnde Befugnis« des Richters beziehen. Vgl. UegcL 1« 471 ; 
Schupfer363. Sonst würde auch die ganz entsprechende Wendung in königlichen Urkunden 
TOD 820. 833. 853 (Kattoschi 287. Amiq. It. I« 459. Mem. di Lucca 5b, 420), wonach 
Sachen, welche die Mi.ssi an Ort und Stelle Mtm/M d/(4^ire oder de/i6erare posfunf, an den 
Röntg zu bringen sind, auf Unwissenheit der Richter zu beziehen sein« was hier noch we- 
niger statthaft erscheinen dürfte. 2, Ed. Uutpr. 28. 
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verträglich schien, die .Sache an den König zu bringen.® In einem in die spätere 
Rezension des Papienser Rechtsbnehes aufgenoinnienem Kapitular heisst es 
dann ganz allgemein von den Richtern: Tantum neeundam scri]>tiiram iu- 
(licent, ut nuUatenus andeant secundum arhifriiim sinim sed 

dicant pleniter lepem ix'riptam; de quo aiitem non ent siyripta, hoc nostro 
coneiUo haleatiir.* 

Diiss das später so gehalten wurde, dafür sind mir aus den Clebieten 
vorwiegend longobardischen Rechts keinerlei Zeugnisse bekannt geworden. 
Dagegen findet sich 998 ein Fall zn Rom. Der Vogt des .Abts von Fartä ver- 
langt nach longobardischein Recht gerichtet zu werden; der Vorsitzende trägt 
die Judices um das Recht, welche aber antworten: CWte ista res nohis in 
dithio est; sed in providentia sit dnmni imperatoris. Der Vorsitzende be- 
gibt sich dann zum Kaiser, welcher ihm befiehlt, das Verlangen zuziigestehen, 
wenn durch Urkunden, Eid otler Zeugen bewiesen werde, dass das Kloster 
früher nach longobardiscliem Rechte gerichtet worden sei.® Es ward weiter 
auf die schon besprochene, 1047 in der Romagna erfolgte Entscheidung K. 
Heinrichs 111 über die Leistung des Eides durch Geistliche hinzuweisen sein, 
welche ausdrücklich durch Zweifel der Rechtsgelehrten motivirt wird.® 

Im zwölften Jahrhunderte ist mir in dieser Richtung nichts aufgefallen, 
als da.ss K. Friedrich 11. ö9 allen Richtern mit .Strafe droht, welche eine be- 
stimmte Verfügung nicht be.whten, eine gegen dieselbe verstossende Klage 
annehnien, nel sah quodam awhipuitatis eolore ad jios retulerintJ Jeden- 
falls war es in weiterm Umfange nicht üblich, sich bei Rechtsunsicherheit an 
den König zu wenden. Je allgemeiner jetzt erwähnt wird, dass der Richter vor 
der Entscheidung den Rath von Rechtsgelehrten, auch wohl von fremden Ge- 
richten einholte, um so beweisender wird in dieser Richtung der Umstand sein, 
dass, so weit ich sehe, in solchen Fällen wialer der König, noch das Hofgericht 
jemals genannt werden. 

ln den sizilischen Konstitutionen K. Friedrichs II ist dann allerdings 
mehrfach der Fall bestimmt vorge.sehen, dass der Richter im Einzelfallc nicht 
weiss, was Rechtens ist; er wird daher, si cause dubietas koc requirat oder 
si noi'iis Casus emerserit, angewiesen, sich an den Kaiser als Quelle alles 
Rechtes um Entscheidung zn wenden**; und zwar auch der Grosshofjnstitiar, 
während dieser seinerseits angewiesen ist, den niedern Richtern, welche sich 
mit Rcchtsbedenken an ihn wenden, Rath zu ertheilen.** In dieser Consultatio 
principis wird aber doch zunächst nur eine unter Einwirkung römischrecht- 
licher Begriffe ausgebildete Eigentliöinlichkeit des sizilischen Rechtes zu 
sehen sein. 

163. — Es gibt weiter eine ausschliessliche Gerichtsbarkeit 
des Reichs; viele Fälle .sind nicht blos ausnahraswei.se, sondern überhaupt 
der Entscheidung durch andere Richter entzogen, und dem Gerichte des Königs 

3. Vgl, W.itz V.G. 4. 413. 4. I. Pap. Eztr 35 (f.udoz. II. 4). 5. .‘=cripl ft 2K .50«. 

«. Vgl. $ 22 D. a 7. B«hmer Acu 99. 8. HuifUrd 4. 31. 6, ItfO. U. Uoilliird 

4, 50. 6, 158. 
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oder seiner unmittelbaren Stellvertreter Vorbehalten. Es handelt sich dabei 
um eine ausschliessliche Kompetenz eutueder bezüglich bestimmter Sachen 
oder bestimmter Personen. 

Dem königlichen Gerichte vorbehaltene .Sachen werden in der ka- 
rolingischen Zeit mehrfach erwähnt.* Auch später hat es solclie gegeben; 
doch finden wir in den Urkunden nur selten bestimmtere Hluweisungcui, wobei 
freilich zu beachten ist, dass cs sich da vorzugsweise um Strafsachen ge- 
handelt haben wird, über welche uns nur wenige Beurkundungen vorlicgen. 
Bei Bestätigung der Immunität für Eodi 975 bestimmt der Kaiser im allge- 
meinen, dass alle llechtssachon der Hintersassen der Kirche vor dem Bischöfe 
mit gleicher Uechtskraft, wie in den öffentlichen Gerichten entschieden werden 
können, fügt aber hinzu: Si vero aliqiut triwi« amft'nlio in his ibidem orln 
fiierit, imperiali censemuK reservandum dipnoscentiae, id eet ad ptthi- 
tium.'^ Unter K. Friedrich II finden sich auch abgesehen von den sizilischen 
Konstitutionen bestimmtere Zeugnisse; so bevollmächtigt er 1239 den Legaten 
ausdrücklich zur Entscheidung derjenigen .Straffälle und Civilsachen, qnarnm 
eognitin, si nos piwsentes eejmitiin, adnostrnm iudicium pertineret; 1244 
gesteht er den Rektoren von Montepulciano die Krirainalgerichtsbarkeit zu, 
nisi a’iimnis imnuinilas es'igat rel insta causa requirat, quod de ipsis in 
noslra vel generalis vicai'ii curia cognoscatur. ^ .Sicher waren wohl zu jeder 
Zeit die Hochverrathsfalle der Entscheidung des Reichsgerichtes Vorbehalten; 
lässt sich für frühere Zeiten nur der Umstand geltend machen, dass sie that- 
sächlich nur in den Reichsgerichten verhandelt werden, so .sind nach den Kon- 
stitutionen K. Friedrichs II alle Klagen de crinüne lese maiestatis nostre 
au.sdrücklich der Entscheidung des, wie wir sehen werden, später auch für 
Italien kompetenten Grosshofgerichtes Vorbehalten*; 1219 wurde der .Stadt 
Alba die volle Gerichtsbarkeit bezüglich aller Civil- imd Krimiualsachen in 
erster Instanz zugestanden, crimine lese maiestatis dnntaxal exeepto.^ 

Was Civilsachen betrifft, so waren Fiskalsachen schon in karo- 
lingischer Zeit entweder ausschliesslich dem Gerichte des Königs Vorbehalten 
oder wenigstens gestattet, sie durch Uebung des Rekhunationsrechtes dem 
ordentlichen Richter zu entziehen.'’ Auch später werden sie den Reichsge- 
richten Vorbehalten gewesen sein. Wie wir schon früher eiueu Fall erwähnten, 
dass der König 1187 das Urtheil eines päbstlichen Delegirten kassirte, weil 
dem Pabste tle rehus imperii keine Gerichtsbarkeit zustehe', so verweist es 
K. Friedrich U 1223 dem Abte von S. Sisto, dass er wegen der an Cremona 
überlassenen Rcichsgüter Lmtzara und Guastalla beim Pabste geklagt hals-, 
cum de ratioue imperii quesliones huiiismodi, presertim de eebus regali- 
btts, debeant in mshii curia ventilari; er befiehlt ihm daher, eiue etwaige 
Klage eot'am nostea curia cinzubiingen; nee ea, qiwad impcriitm spcctaut, 
ad forum indebitum trahas.*^ ln seinen Konstitutiunen finden sich dann die 

1S3. — 1. Vgl. W»ili V.O. 4. 407. 2. Zacesri» L.iud. 121. 9. Uuillard ö, 357. 
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streiif^sU'ii Vorbehalte; alle Klagen gegen den Fiskus sind von dun sizilischen, 
wie von den Kciclisbearaten an den GrnssboQustitiar abzugeben; aber auch 
dieser entscheidet unmittelbar nur, wenn cs sich um .Sclmlden, Mobilien und 
unbedeutende Immobilien handelt; sonst ist die .Sache dem Kaiser selbst vur- 
zulegen. * 

\'orblieben in älterer Zeit die prozessualischen Vorrechte auch dem an 
Vasallen gegebenen Krongute, so wurde später selbst in den Zeiten geringster 
Wirksamkeit der küniglichen Gewalt anerkannt, dass über Ueichslehengut 
nur vor dem Könige zu streiten sei. Als 1 1 40 die Grafen von .Sejirio wegen 
Grundbesitz vor den Konsuln von .Mailand angesprochen wurden und sie sich 
darauf beriefen, dass es kaiserlitdies Lehen sei und sie desshalb non dfbere 
»tare in placito, nüi antf imponitorem, erfolgte aach der Spruch der Kon- 
suln dahin, quod ante imperatorein lute iudiciitm diffimatiir.^" Doch dürfte 
sich das zunächst auf Verleihungen zu Lehenrecht beschränkt haben; denn bei 
Verleihungen, bei welchen Ichenrechtliche Ver]iflichtungen nicht erwähnt wer- 
den, wird der Gerichtsstand vor dom Kaiser wohl ausdrücklich und ausnahms- 
weise ziigesichert. .So verleiht 1 1 69 der Kaiser seinem Kajilan Gottfrid von 
Viterbo und dessen Brüdtjrn den Fahlst zu Viterbo und bewilligt für den Fall, 
dass sie wegen des ihnen vom Reiche Verliehenen gerichtlich angesprochen 
werden, lieeat eis statim luihere fori nostri exeeptionem, ita videUeet, quod 
in talibns eaiisis niisqiiam nVeui respondere, nisi in presentia nostra eel 
SHecessormn nostrorum eoijantiir, et nostra i'el suecessorum nostrorum 
roeatione ad iudicium evoee^itiir; cum enim fideles nostri in huiusmodi 
iudieiis nonnunqiiain soleanl preiudicio et iniuria prepravari, inalunius 
istorum iura illesa seifari, quam post causam eidneratam remedium 
querere. ' * Bei Bestätigung der Gerichtsbarkeit eines Hofes für den Mark- 
grafen Cavalcabö 1196 droht der Kaiser jedem mit Infamie, der eundem 
fidclern nostruin coram aliquo iudicum, excepta nostra maiestate, super 
premeinoi-ate eurtis iurisdictione in causam traJiere pi'esumpserit.^'^ Dem 
Reichslehengute werden wir in .späterer Ziüt das Gut der Re ic hski r c heu 
gleii.'hzustellen haben. Finden wir in älterer Zeit auch Streitigkeiten über 
Kirchengut häuüg im ordentlichen Gerichte verhandelt, so konnten solche doch 
wenigstens von den bevorrechteten Kirchen auf Grundlage des Reklamations- 
rechtes und des Inquisitionsrechtes, dessen Uebung eine besondere königliche 
Vollmacht voraussetzt'-*, immer an die Reichsgerichte gebraclit werden. Das 
von der Krone selbst geschenkte Gut genoss noch später prozessualische Vor- 
rechte; dem Abte von S. .Sisto zu Piacenza gestattet der Kaiser ^185, alle 
seiner Kirche entfremdeten Besitzungen, welche derselben von Königen und , 
Kaisern geschenkt wurden, ohne Rücksicht auf irgendwelche Verjährung zu- 
rückzuverlangen, ** .Solche Vergünstigungen konnten dann wohl nur im Reichs- 

9, Huillartl 6, 161. Vgl. auch 5, ,Ü59. 10, Kovelli 2, 346. Die BeseichnuDg KSnig Kon- 
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pcrichtn zur Geltung gebracht werden; den München vun Nunantnia winl 1144 
vom Könige gestattet, ut et ilUtraetan possessionet reeoUipant et de hiis 
pogsenxionibits, que infra cc. annos ecelesie ablate sunt, noslra freti mu'- 
toritate iudietumet iusfitiain Curie e.vposeant; hce nos ideo fieri iusitimug, 
ne cel repnum vel ceclesia Nonantuhma detrinunitum gui iurig patiatur.^^ 
Einzelnen Kirchen wird der bevorzugte GerichLsstand bezüglich ihres Gutes 
ausdrücklich verliehen; so 997 dem Bischöfe von Mantua bewilligt, dass 
.Streitigkeiten iil>er das Vennogen seiner Kirche nur in palafio nogtro eoram 
nogtrig iudicibug palatinig entschieden werden sollen; 1077 dom Keichsstifte 
S. .Salvator, dass es gine repali et leijali iudicio seiner Güter nicht entwert 
werden darf.'* 

154. — Besonders beachtenswerth für spätere Zw'ecke sind auch die 
Befugnisse des Reichs Ivczüglich einer Reihe von Gegenständen der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, so bezüglich der Bestellung von Vormündern 
für Minderjährige und Frauen, von Vögten für Geistliche, der Zustimmung zur 
Veräusserung von Gütern Minderjähriger, zur Veitauschung von Kirchen- 
giiteni, der Restitution, Emanzipation, Adoption und ähnlicher Rechtshand- 
lungen, welche wir später durchweg nicht vom ordentlichen Richter, sondern 
von andern Personen geübt finden auf Grundlage besonderer, vom Könige 
ertheiltcr Vollmachten, so diiss dem Reiche hier nicht blos eine konkurrirende, 
sondern eine ausschliessliche Gerichtsbarkeit zuzustehen scheint. Erscheinen 
diese Befugnisse später den Formen des römischen RechU's genauer angepasst, 
mögen einzelne überhaupt erst auf Grundlage desselben Eingang in das Rechts- 
leben gefunden haben, so werden sie grossentlieils diwh schon erwähnt in 
Zeiten, wo von stärkerer Beeinflussung des longobardischen Rechtes durch 
das römische noch nicht die Rede sein kann, lassen sie sich zum Theil in ihrer 
besondem Gestaltung schon in den Edikten der longobardischen Könige nach- 
weisen. Wir haben sie durchweg zurückzutühren auf die ober vormund- 
schaftlichen Befugnisse des Künigthums. Aus diesem Ursprünge 
folgt freilich an und für sich nicht, dass dieselben den ordentlichen Richtern 
entzogen, dem Reiche Vorbehalten sein müssten; auch die Geiichtsbarkeit in 
.Streitsachen ist ja zunächst eine Befugniss des Künigthums, wird von diesem 
an den ordentlichen Richter übertragen. Und es scheint wirklich, dass ur- 
sprünglich die Uebung mancher jener ol>ervormundschaftliclu;n Befugnisse, 
wenn auch das Eingreifen des Königs oder unmittelbar von ihm Beauftragter 
zunächst betont wird, doch auch dem ordentlichen Richter überlassen war. 

So bei den Massregeln zum .Schutze des GuU-s Minderjähriger. Bei 
Theilungen oder Rechtsstreitigkeiten wird im Edikte nur das Eiugi'eifen des 
Judex oder seines .Missus erwähnt'; veräussert ein Minderjähriger Güter aus 
Xoth, so soll das nur geschehen cum miggo princiidg aut cuiu iudiei guo'^; 
geschieht es, um die .Schulden des Vaters zu decken, so soll es geschehen cum 
mtitia priucipig tetve, welcher aus seiner Umgebung einen Boten schickt, um 
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Schaden liintanzuhalten^ wo also der Judex gar nicht genannt wird. Diese 
Bestimmungen finden sich aucli später inuner l>eauhtet. Aber Fälle, dass dabei 
der ordentliche Richter, der dem longobardischen Judex entsprechende Graf 
einschreitet, finde ich nur sehr wenige und, vielleicht zufällig, nur im Grafen- 
gerichte zu Fiacenza, wo Minderjährigen die Erlaubniss zum \'erkaufe wegen 
Noth 84 J und 8;j,5*, wegen .Schulden des Vaters noch 1021 gegeben wird.® 
.So häufig sich sonst bezügliche Zeugnisse finden, so wird die Erlaubniss immer 
von Personen gegeben, bei welchen eine besondere Uebertragung königlicher 
Befugnisse ausdrücklich nachweisbar oder wenigstens mit grösster Wahr- 
scheinlichkeit anzuncinnen ist. Aehnlich bezüglich der Bestellung vonTutoren; 
•so häufig dazu Königsbfäen oder andere mit der Uebung reichsgerichtlicher 
Befugnisse betraute Personen bevollmächtigt werden, so wüsste ich für die 
Uebung durch dun ordentlichen Richter nur anzuführen, dass nach einigen 
Formeln des Papienser Rechtsbuches der Graf der über ihren Mundwald kla- 
genden Frau einen Tutor bestellt.® Was die Veitauschung von Kirchengütern 
betrifft, so soll dieselbe nach dein Edikte nm* gestattet sein unter Zuziehung 
eines Boten des Königs, des Bischofs oder des Judex, oder auch dreier zuver- 
lässiger Leute, Welche den Tausch für vortheilhafl erklären." Auch das wird 
später immer beachtet; aber wir finden durchweg nur Königsboten zugezogen; 
8;i:i bestätigt der Kaiser nachträglich einen solchen Tausch, quia rcffiae po- 
h’gtatis migstig iiitev luig de/Kerai commaUdioneg — et qniinlam legaliter 
ahgque regio iniggo non poterant rommulari.^ Dabei könnte nun freilich ein 
besonderer Gesichtspunkt massgebend gewesen sein. Im Edikte handelt es 
sich offenbar um den .Schutz aller Kirchen gegen Verschleuderung des Kir- 
chenguts durch die Vorstände, wofür bei jeder Kirche jede der angeführten 
Mitssregeln genügen soll, die Zuziehung des Boten des Jude.x der des BoU-n 
des Königs gleichsteht ln den spätem Fällen handelt es sich durchweg um 
Reichskirchen; die Zuziehung gerade eines Königsboten mag weniger durch 
da-s Interesse der Kirche an und für sich, als durch das Interesse des Reichs 
als Herrn der Temporalieii der Kirche bedingt gewesen sein. Und so haben 
auch die spätem lombardi.schen Juristen die Bestimmung aufgefasst; nach der 
Glosse und Exposition zum Papienser Gesetzbuche schreitet der Bote des 
Königs oder Bischofs ein, jenachuem die Kirche königlich oder bischöflich ist; 
der des Judex aber, qiiando egt erclesia propria iuJieig oder gi eine (iudicig 
id egt conütig) invegtiture gubicitur vionagteriiim.^ Wusste man aber das 
Eingreifen des Grafen nur noch aus einem privatrechtlichen Uerrscliaflsver- 
hältniss zu erklären, so ergibt sich wenigstens, dass bezügliche Aintsbefug- 
nisse desselben der spätem Zeit fremd gewesen sein müssen. 
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Im allgcmeinftn dürfte wohl aiizunehmon sein . dass es sich in ältester 
Zeit zunächst mir um eine konkurrirende Gerichtsbarkeit gehandelt habe, dass 
<ier König seine obeiTürnuindschaftlichen Befugnisse durch die ordentlichen 
Richter, danelien aber auch jederzint selbst oder durch umnittelliar diuu be- 
volliiiäcbtigte Personen übte. Während at>er in andern I.ändern, zumal in 
Deutschland, die weitere Kntwicklung sich vor\riegend dahin gestaltete, dass 
die konkurrirenden Befugnisse des Königthums ganz an die ständigen Riciiter 
kommen, werden wir in Italien mehrfiich das l'mgekehrte finden, dass nämlich 
Befugnisse, welche finiher auch der ordentlii-he Richter übte, später dem 
Könige oder seinen unmittelbaren Vertretern Vorbehalten sind; es ergibt sich 
da melirfach eine spätere Ausbildung ausschliesslicher Befug- 
nissedes Reichs. Die .Skabinen oder .ludices und Notare wurden anfangs 
keineswegs ausschliesslich vom Könige, sondern auch vom Grafen ernannt; 
wir werden al>er sehen, wie dann im zehnten Jahrhunderte die vom Könige 
ernannten immer häufiger werdim, die andern ganz verschwinden, gewiss nur 
desshalb, worauf wir zurückkommen, weil man besondern Werth auf die Er- 
nennung durch den König legte und leichter Gelegenheit gefunden halten wird, 
eine sulche zu erlangen; später gilt dann die Ernennung als ausschliessliche« 
Recht des König.«. Ein ähnlicher Gang wird iwi jenen vormundschaftlichen 
Befugnissen anzunehmen sein. Wo Gelegenheit dazu war, wird man es vor- 
gezogen halten, sich bei bezüglichen Angelegenheiten an den König oder den 
nninittelltar von diesem Bevollmächtigten zu wenden; die.se Gelegenheit war 
dann, wie wir sehen werden, fast überall geboten, seit die Könige hi den ein- 
zelnen Grafschaften ständige Boten mit jenen Befugnissen betrauten; wandte 
man sich thatsächlich nur an diese, so konnte sich leicht die Anschauung 
bilden, da.«s es sich hier um eine ausschliessliche Befugniss der Reichsboten 
handle. Dabei dürfte noch ein anderer Umstand eingogriffen haben. Wir be- 
merkten s<;hon, dass die gräfliidien Rechte vielfach an die .Städte ülH'rgingen, 
weniger durch ausdrückliche Uebertragung, als durch Usurjtation. Bei diesem 
Ueliergange ist mm keineswegs anzimehmcn, dass die städtischen Behörden 
gerade jedes Recht, welches der Graf hätte üben können, in .\nsprnch nahmen; 
es lag naht-, wenn Itechte, wi-lche schon bisher vorzugsweise nur durch Königs- 
Itoten geübt waren, nach Bi-seitignng der Grafschaft als ausschliessliche Be- 
fugnis« der Reichsgerichtsbarkeit betrachtet wurden. Ein aufl'allendes Beispiel 
wird uns der gerichtliche Zweikampf geben ; ihn aldialten zu lassen, war zwei- 
fellos ein gräfliches Recht; dennoch finden wir dasselbe zunächst fast nirgends 
von den städtischen Btdiördeli in Anspruch genommen und es gewimd nun 
vielfach den .Vnschein, als sei auch dieses ein ausschliessliches Recht der un- 
mittelbaren Vertreter des Kiinigs. 

Wenn nicht schon früher, werden wir jedenfalls für die staufische Zeit 
ilie .\nschammg als massgebend zu Iictrachten haben, dass es sich la-i jenen 
olK-rvornumd.scliaftlichen Rechten nicht um einen Be.stamltheil der ordent- 
lichen richterlichen Gewalt handelt, sondern um dem Königi- vorlH-haltene Be- 
fiU'iiisse, welclie derselbe durch Ijesonders d;uu bevolltnächtigte l’ersonen ülit, 
oder dem ordentlichen Richter wenigstens ausdrücklich neben seiner .sonstigen 
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OerichLsgewalt verleihen mu.s.'i. Sie werden denn auch nicht selten solchen 
verliehen, welchen die Uebung der streitigen flericht.«barkeit längst in vollem 
Umfange Zustand. Wir erwähnten bereits, dass die .Stadt Farraa, welcher 
* noch 1219 vom Kaiser die volle Gerichtsbarkeit verliehen war'“, dein dor- 
tigen Bischöfe, welcher von Altersher die Rechte eines Königsboten hatte, 
noch 1221 die ausschliessliclie Uebung jener Befugnisse zugestund." Dann 
eltheilt der Kaiser 1245 der .Stadt ein Privileg, in dem es heisst, dass wegen 
seiner Abwesenheit und des Mangeb von ihm dazu bevollmächtigter Richter 
sich oft Gebreclien ergäben; jiropter quod qiiedam iuris soleiimia, que tarn 
pri-ronalirn rwnm quam privilrpio perso)wrum iiostro potissimr dominio 
sunt unne,ra, plerisque ßdelihus e.rplicanda commiltimiis ; daher verleiht er 
der .Stadt auf deren Bitte ins et potesUitem intei'pimendi ilei'retu in alie- 
natioiiihiis rerum immohtUum pupillariim et ins dandi tutares et cura- 
tnres peiirndes minorihus aut', annis et Omnibus aliis, quibus de iure 
iluiitur, entancipandi et insinuandl testes, qui dantur ad etei'nam rin me- 
nmriam, non obstunte, quod cnmpetat episcopo Parmmsi ins jeredieta 
fiiriendl de iure vel ex eonsuetudine vcl ex foi'ma compositionis, que est 
iiUer eommmte et ipsurn episeopum.'“^ Die Aufzählung der Rechte stimmt 
geiuui mit den 1221 dem Bischöfe zugestandenen; und mag die Grundlage der 
l•ezüglichen Itwlite des Bischofs, auf welche wir zurückkonmien werden, ver- 
gessen gewesen sein, so ergeben die Worte des Kai.sers um so bestimmti-r, 
dass man damals wenigstens diese Befugnisse als zunäclist dem Kaiser Vor- 
behalten betrachtete. 

155. — Dem Reiche stand weiter eine ausschliessliche Gericht.s- 
barkeit über bestimmte Personen zu. Nach den Konstitutionen K. 
Friedrichs II hatten die IIoHeute des Kaisers ab Beklagte, wie als Kläger, 
ihren bevorzugten Gerichtsstand im Gro.ssgerichte; nur der Grosshufjustitiar 
bat zu richten de questionibus uostroriim eurialium, qui hnmediate nobis 
iissistiml, de speeiuli conscientia nostra in curia commoraiUiuin, qui de 
curia nostra sine speciali mamlato nostro non possunt reredeiv. ' Ist mir 
ein älteres Z(*ngniss dafür nicht bekannt geworden, .so ist wohl der Natur der 
.Sache nach nicht zu liezweifeln, da.ss das jederzeit wenigstens während der 
Aiiwe.senheit .solcher Personen am wandernden Huflager der Fall war. 

Nach der karolingischen Gesetzgebung haben auch sonst gewisse Klassen 
Von Personen ihren au.sscldiesslichen Gerichts.stand vor dem Reiche. So 
sollen die .Sachen von Buschöfen, Gmfeu und andeni angesehenen Personen 
nur Vor dem Könige znr Entscheidung kommen^; oder es wird für einen Ein- 
zelfall bestimmt, dass Grafen vom Könige oder seinen Boten zu richten seien. ^ 
.Später finde ich keine ausdrückliche Zeugnis.se dafür, dass bestimmte Klas.sen 
•Von Grossen nur vom Reiche zu richten seien, ln Deutschland hat sich in 
dieser Richtung später insliesondere ein Vorrecht einer Is’vorziigten Klasse 
von Reiclisvasallen, der Reiebsfürsten, ansgebildet, ln Italien fehlt bei den 
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weltliclien Grossen überhaupt eine dem entsprechende Scheidung; mid werden 
unter den Biscliöfen wolil Fürsten und Niclitfürsten iinterscliie<len, so zeigt 
sich doch aucli da die Gränze schwankend und ein dadurch begründeter Ein- 
fluss auf den Gerichtsstand dürfte kaum nachweisbar sein , wenn wir vom * 
Lehnsgerichte absehen.'* 

Im allgemeinen werden wir wohl annehmen dürfen, dass Grosse, welche 
selbst die hohe Gerichtsbarkeit unmittelbar vom Reiche hatten, in der Kegel 
nur in Reichsgerichten belangt wurden, da sonst nur in ihrem eigenen Gerichte 
über sie hätte geklagt werden können. An und für sich war das gewiss nicht 
unzulässig, zumal früher, wie wir sehen werden, der Richter nicht zugleich 
Urtheiler war. Wie gegen das Reich selbst im Reichsgeiichte geklagt wurde, 
so finden wir auch wohl eine Klage gegen denPabst®, einen Erzbischof®, einen 
Grafen^ im Gerichte desselben verhandelt. Aber im allgemeinen scheint das 
in weltlichen Gerichten selbst dann, wenn man der Willfährigkeit des Richters 
versichert sein konnte, nicht üblich gewesen sein; 996 wird eine Scheinklage 
gegen den Markgrafen Hugo in dessen eigener Behausung nicht unter seinem 
Vorsitze, sondern dem eines ständigen Königsboten verhandelt.® Und zumal 
in .Strafsachen konnte ein Erfolg überhaupt wohl nur bei den Reichsgerichten 
zu erwarten sein, auch wenn ein bestimmter Anspruch des Richters, nur dort 
belangt zu werden, nicht bestanden haben sollte. 

Das würde übrigens zunächst nur die Markgrafen und da, wo ein 
markgräflicher Verband nicht bestand, die Grafen treffen; denn in den .Mark- 
grafschaften finden wir Klagen gegen Grafen, wie gegen Bischöfe, häufig an 
den .Markgrafen gebracht In dieselbe Stellung kamen si»äter aber auch die 
nur dem Reiche unterworfenen .Städte, wenn wir von der Gerichtsbarkeit 
der Rektoren des Lombardenbundes absehen. Für diese finde ich denn auch 
ausdrücklich ausgesprochen, dass sie ihren Gerichtsstand nur vor dem Kaiser 
haben; wir erwähnten bereits, dass dieser das 1193 ganz allgemein aus- 
sprach®; und auch l>ei den .Streitigkeiten K. Friedrichs II mit den lombar- 
dischen .Städten wird wohl betont, dass dieselben ihren Gerichtsstand am Hofe 
des Kaisers haben.*® 

156. — Gegen die Annahme eines bevorzugten Gerichtsstandes ganzer 
Klassen von Grossen vor dem Reiche scheint wenigstens in staufischer Zeit 
zu sprechen die häufige ausdrückliche Verleihung desselben an einzelne Per- 
sonen und zwar auch an solche, bei welchen derselbe wohl ohnehin vorauszu- 
setzeii wäre, wenn sich da ein Vorrecht gewisser Klassen bestimmter ausge- 
bildet hätte. Einzelverleihungen des Gerichtsstandes vor dem Könige finden 
sich schon in karolingischer Zeit.' .Sie kommen denn auch später wohl noch 
vor. K. Lothar bewilligt 948 seinem Getreuen Waremund: Leflem etiam sine 
siia voluntate in aliro loco non faciat, nisi in palatio nostro.'^ Dem Wala 
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von Casale bestätigt der Kaiser 1 039, iit non dittirinpuatur a nulla potf- 
»tale, doncc veniat ante nosfram presentiam'^ ; oder es heisst in einem Pri- 
vileg für eine Wittwe und deren Sohn, nt nuttua — prcaumat eo» ad pla- 
cituin traJtere vel distrinpere aut iudicare, nisi ante notlram imperialem 
preeentiam.* 

ln der stau fischen Zeit werden dann überaus häufig Privilegien 
ertheilt, durch welche einzelne Personen oder Gemeinden von jeder Gerichts- 
barkeit ausser der des Reiches befreit wurden. Bei der damaligen Lage mussten 
solche eben so sehr im Interesse der Krone, als der Betheiligten liegen. Wir 
wiesen bereits darauf hin, wie man durch sulche Exemtionen in den welfischen 
Lehensriirstenthümern die Möglichkeit eines für das Reich bedenklichen Wie- 
dererstarkens der markgräflichen Gewalt zu beseitigen wusste. ® Inbesondere 
wird aber der Werth, den man auf solche E.xemtionen legte, aus den durch 
die städtische Entwicklung herbeigerührten Aenderungen der Verfassung zu 
erklären sein. Schloss die thatsächliche Gerichtsgewalt der Städte sich wohl 
im wesentlichen an die frühere gräfliche an, .so war doch, da es sich ja über- 
haupt zunächst um keinen gesetzlich geregelten Uebergang handelte, keinerlei 
Gewähr geboten, dass die .Städte die früher der gräflichen Gewalt gezogenen 
Schranken einhielten, den etwa früher gewissen Klassen von Personen zu- 
stehenden bevorzugten Gerichtsstand berücksichtigten; die Fälle sind nicht 
selten, wo die .Stadt den rechtlichen Inhaber der Grafschaft selbst ihrer Ge- 
richtsbarkeit zu unterwerfen wusste. Auch ist cs sehr erklärlich, wenn die 
Eingesessenen des Gebietes vielfach sich dagegen sträubten, die von den 
Städten usurpirte Gewalt anzuerkennen. Mächtigere Gemeinden mochten glau- 
ben, nach Beseitigung der früheren gesetzlichen Gewalt eben .so wohl zur 
Selbstständigkeit benthigt zu sein, als die Hauptstadt. Besonders mächtige 
Städte erstrebten und eireichten dann auch wohl die Hoheit über .Städte, 
welche selbst Mittelpunkte einer Grafschaft und eines Bisthums waren. Ins- 
besondere ist es erklärlich, wenn die Feudalherren des Gebietes der Unter- 
werfung unter die Gerichtsbarkeit einer Gewalt widerstrebten, welche auf ganz 
anderen Grundlagen beruhte, als die eigene, von welcher Berücksichtigung 
ihrer .Sonderintercssen nicht wohl zu erwarten war. Einzelne Grosse, einzelne 
Städte und Gemeinden mussten in der gerichtlichen Reichsunmittelbarkeit das 
sicherste Mittet sehen, ihre Unabhängigkeit den mächtigem Stadtgenieinden 
gegenüber zu behaupten, sträubten sich nicht gegen eine grössere Abhängig- 
keit von den Reichsbeamten, gegen mancherlei Leistungen an das Reich, wenn 
darin eine Bürgschaft für Bewahrung ihrer Selbstständigkeit lag. Ein beson- 
ders auffallendes Beispiel bietet Imola; wir werden sehen, wie dasselbe fort- 
während io der Unterstellung unter unmittelbare Reichsverwaltuug das Mittel 
suchte, seine Unabhängigkeit von den mächtigen Nachbarstädten zu erhalten; 
noch 1 244 lässt es sich vom Kaiser verbriefen, dass er nie leiden werde, dass 
der Komitat an Bologna oder Faenza komme, »ed ipaiim perpeluo in noetra 
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et imperii deeotione ac dmmnio reserrnmnn, da es nicht l)illit: sei, wenn 
diejenigen, welche fiir das Reich alles einzusotzen bereit seien, a nostro ae 
imperii dominio uUo vnquam fitlnro tempore alienari videant velvocari.^ 
Auch in andern die Reiclisunmittelbarkeit zusichemden Privilegien wird wohl 
die Unabhängigkeit gerade von den Nachbarstädten besonders tetont; so 1220 
für ^^gevano von der Herrschaft, von Pavia, Vercelli oder Novara.^ Ks lag 
natürlich im Interes.se des Reichs, diesem Streben entgegenzukommen; miss- 
langen die wiederholten Versuche, die Iloheitsrechte wieder in grösserm Um- 
fange durch königliche Beamte üben zu lassen, so war immerhin schon manches 
damit gewonnen, wenn wenigstens einzelne Grosse und Orte in den verschie- 
denen Theilen des Landes der Ilohcit der .Städte und mächtigem Lehensge- 
walten entzogen waren, nur dem Reiche und seinen Beamten unterstanden. 

167. — Damit kann natürlich bestehen, dass nicht gerade in jedem 
Einzelfalle die Abhängigkeit von den Reichsbe.amten als das Wünschens- 
werthere erscheinen musste. Als 1190 die von Novara geltend machUni, ein 
Plorius de Gatinaria sei de hrisdirtione repis, unde dehebat facere rationetii 
sid> rege vel ntau'iis ein«, behauptete er dagegen de iurisdietione Vercella- 
rnm zu sein und erstritt das vor einem delegirten Richter des Königs. ’ Es 
I ergel)eii sich denn auch Abstufungen in den Exemtionsprivilegien, 
je nachdem der Gewalt der Reichsbeamten engere oder weitere Gränzen ge- 
zogen sind. 

In einigen wird, ähnlich wie bei den deutschen Fürsten, jede Gerichts- 
barkeit be.seitigt bis auf die persönliche des Königs. .So bestätigt der Kaiser 
1156 dem Grafen von Blandrate, nt nnUin« nnqnnm potestote de omnihn« 
terri« et hoiioribn« sni« plneitnm inhire eogatnr, ni«i in nostra et «ueees- 
sornm nostroriim regum et imperatornm presentia^; in Privileg für den 
Abt von S. Michele della Chiusa 1162 hei.sst es: preterea si quis persona 
ahbatem ch-iliter in aliqiio volnerit eonrenire, slatnimns, qnod non possit 
fnm ad alintn iiidieem treiere invitnm, pretei-qnain ad Jiomannin impe- 
ro/orcOT*; und den K.apitanen von Monteveglio wird 1196 bewilligt, qnod nnUi 
indu'io Stare tmenntur preter eornm nssensnm et electionem, nisi coram 
nostre maiestafi« presentia.^ Der hier angedeutete, in Italien ganz allgi-- 
ineine Brauch, .Streitigkeiten durch gekorne Richter austragen zu lassen, macht 
so weitgehende Exemtionen erklärlicher. 

In andern ist zwar die Gerichtsbarkeit auch von Vertretern des Königs 
Vorbehalten; aber doch nur von besonders bevollmächtigten Reichs- 
boten, welche der König fiir den Einzelfall ausdrücklich dazu liestimmt hat. 
Als der Kaiser 1164 den Rittern und Leuten von Val Camonica die Regie- 
rung durch gewählte Kon.suln zugesfimd, erklärte er zugleich, dass sie unter 
keiner Gewalt stehen sollten, als der des Reiches, nee alieni respondeanf, 
•nisi solar nostrae nniiestati vel nostro certo misso, qnemadhoc speeialltii- 
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pfr noKtm» Vitfrajt dc^naverimuK.'^ Entspreolienil 1164 für die Grafen 
von Lonielln; nini nn«tre maiestati vel certo jwstro nuncio, quem ad lioe 
upecialiter depiilavdiim diureidmus^, und 1191 für die Pfalzgrafen von 
Tuszien: ut non compellantiir de aliqita eauea sub alicniue examine rc- 
apondere, niai siib nobia vel alio, quem apecialitee ad Iwe delepamiia. ‘ Eine 
noch weitergehende sehr heachtenswerthe Beschränkung enthält ein kaiser- 
liches Privileg von 1 1 85 für die l'bertini, wonach diese keiner eivitaa Lathm 
oder poteataa Latina unterworfen sein sollen, sondern sich nur vor dem Kaiser, 
dein Könige oder eimmi rertiia 7iiintina noster de Alamannia niiasua zu ver- 
antworten haben.“ 

Häufiger wird ohne solche Beschränkungen die Gerichtsliarkeit der 
Reich sboten überhaupt Vorbehalten. Aicard von Robbio wird 1178 
und 1195 vom Kaiser mit der Gerichtsbarkeit und den Regalien aller seiuer 
jetzigen und zukünftigen Besitzungen belehnt; bezüglich seines eigenen Ge- 
richtsstandes heisst es: ai aliqnia adveraua eum vel heredea stioa qaerimo- 
niam eoratii nobia depoauerit vel ad ctiriam noatram appdlavevit, eoratn 
legatia noatria indubitantei' veniant iuatitiam faetiiri et aeeepliiri.^ Der 
Stadt Pistoja gewährt 1163 der Legat Rainald: aoli domino imperatori 
eiiiaqiie nunliia et liia, quibua ipae pi'eeeperit, teneaiaa' aevvire', beschränkter 
heisst es in dem gleichzeitigen Privileg für Gubbio: neque in aliquo euiquam 
reapondeant, ntai tantinn nobia vel generali noatro nnneio, qui iiiriadie- 
tionem ad hoc habeatA'^ Den Bürgern von Fano verbrieft der Kaiser 1243; 
qnod i>ro eaiiaia et qneationibua, quaa invieem inter eivea rivitatia eiuadem 
vel enm aliia verti continget, extra civitatem ipaam jtreterquam ad mag- 
nani euriam noatram aeu vicarioruin noatroriim in Marelüa pro tempore 
atatufornm, ai tarnen hee maijiiitado vel caaaarinn qualitaa exiget, nuUa- 
fenna extrah/intarA' 

158. — In allen bisher besprochenen Fällen handelt es sich um einen 
lievorzugten Gerichtsstand, um Personen, welche wohl durchweg selbst die 
ordentliche Gerichtsbarkeit Uber ihre Besitzungen hatten , um Gemeinden, 
Welche dieselbe durch ihre .Magistrate übten, während sie selbst keiner andern 
ordentlichen Gerichtsbarkeit unterwörfen sein sollten. 

In andern Fällen handelt es sich nicht um einen bevorzugten Gerichts- 
stand, um eine Befreiung von der ordentlichen Gerichtsbarkeit ülierhoupt, 
sondern dämm, dass auch die ordentliche Gerichtsbarkeit nicht durch belehnti- 
geistliche oder weltliche Grosse oder städtische Magistrate, sondern durch un- 
mittelbar vom Reiche ernannte Beamte geübt werden soll; es handelt sich da 
nicht nm eine dem Reiche als der höhern Gewalt vorbehaltene Gerichtsbar- 
keit, sondern um eine Uebung der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
durch das Reich. Wir wiesen .schon daraufhin, dass vielfach noch ganze 
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Grafschaften unmittelbar für das Reich verwaltet wurden dass wenigstens 
zeitweise auch die mächtigsten Städte mit ihrem Gebiete durch kaiserliche 
Podestateu regiert wurden^, welchen dann insbesondere auch die ordentliche 
Gerichtsbarkeit zustand. Was hier als harter Druck empfunden wurde, konnte 
da, wo es einen Schutz gegen mächtige Nachbarn gewährte, auch als könig- 
liche Gunst betrachtet werden, welche man sich ausdrücklich verbriefen Hess. 
Aus der Zeit K. Friedrichs I führten wir bereits eine Reihe von Beispielen 
von Ausscheidungen reichsunmittelbarer Gebiete an. ^ Es war dabei keines- 
wegs immer abgesehen auf gerichtliche Selbstständigkeit nur unter Vorbehalt 
der hohem Reichsgerichtsbarkeit. Im Privileg für die Garfagnana 1185 ist 
ausdrücklich auf die Bestellung eines ständigen Reichsbeamten hingewiesen; 
es ist dem Markgrafen Wilhelm von Palota der Treueid zu leisten, (jiti'in piT 
omnem Oarfagnanain ft Verailiam poteatatein et rectoretn comtiliiinuia; 
es ist nach dem besondem Privileg für Barga dem Reiclisbeamten alles zu 
leisten, was einst der Gräfin Mathilde geleistet wurde^; und wenn Friedrich 1 
verspricht, bei Bcstellnng der Reichsboten mit Zustimmung des Landes vor- 
zngehen, so heisst es bei der Wiederholung des Privilegs durch Friedrich U 
bezüglich der Reichsboten einfach: qnoa etiam ibi talfa atatuere diaponimua, 
quoa exeeüenfie noatre fideleaet eia utilea agnoaeemua.^ Unter diesem wurde 
dann überhaupt, wie wir sehen werden, die Uebung auch der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit durch Reichsbeainte immer allgemeiner; und auch jetzt mag das 
wenigstens zuweilen wohl nocli als Begünstigung erstrebt sein. >So, wie schon 
erwähnt, 1226 von Sarzana®; so resigniren die von Chieri 12.38, um Schutz 
gegen mächtige Nachbarn zu haben, alle Iloheitsrechte, welche die .Stadt bisher 
übte, dem Kaiser, welcher sie dafür ab omni aüft'iua dominio et iuriadic- 
tione befreit und gewälmt, nt tarn ipai hahitnntca Chcrii quam hominea 
pertinentea eia, qici olim conaueverant aiih eiuadem loci poteatatibua eon- 
veniri, nontiiai in curia noatra vel legatm'um noatroriim aut capilaiici 
noatri apecialiter, qui loco eidcni de mandato noalro j>re/ucrit, tain in 
crhninalibua, quam in civilibua cauaia debeant ad iuatitiam convevivi.' 

In diesen und ähnlichen Fällen bezeichnet die Reichsgerichtsbarkeit nicht 
eine höhere Stufe der Gerichtsgewalt; der Rektor der Garfagnana oder der 
Kapitän von Chieri sind nicht bestellt zur Uebung der höhern, überall dem 
Reiche vorltehaltenen GericliLsbarkeit, sondern haben zunächst lediglich die 
Stellong eines Judex Ordinarius des OrLs, die alte gräfliche Gewalt. Es ist 
dieselbe Stellung, welche in den deutschen Reichsvogteien der Judex provin- 
cialis einniinmt, bei dem es sich ja ursprünglich auch nur um eine der gräf- 
lichen gleichstehende Gerichtsgewalt handelte; erst in einer spätem Entwick- 
lung verband sich damit die Anschauung einer von der der sonstigen Land- 
gerichU* verschiedenen ausgedehnteren Kompetenz. 

In der staufischen Periode haben wir demnach einen zweifachen 
Begriff der Reichsgerichtsbarkeit auseinanderzuhalten. Sie bc- 
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zeichnet uns einmal eine höhere Geriohtsgewalt, welche an und für sich der 
Kompetenz anderer Richter entzogen, überall dem Reiche Vorbehalten war. 
.Sie kann weiter aber auch die ordentliche Gerichtsbarkeit bezeichnen, wo die- 
selbe mehr zufällig nicht zu Lehen gegeben oder selbstgewählten Behörden 
überlassen ist, sondern amtsweise von Reichsbeamten in gleicher Kompetenz 
mit andern Richtern geübt wird. Für unsere Zwecke ist zunächst nur jenes 
erste Verhältniss das massgebende; und wir würden das zweite überhaupt 
nicht weiter, als das bei der gräflichen oder ordentlichen (Jerichtsgewalt über- 
haupt der Fall ist, bei unsern Untersuchungen zu beachten haben, wenn nicht 
thatsächlich beides doch häufig in einander übergegangen, der ordentliche 
Reichsrichter doch auch, wie das nahe liegt, häufig mit Befugnissen der dem 
Reiche ausschliesslich zustehenden Gerichtsgewalt betraut gewesen wäre. 

159. — Die Uebung der Reichsgerichtsbarkeit in jenem engem 
.Sinne gestaltet sich in Deutschland sehr einfach. .Sie ist im allgemeinen aus- 
schliesslich Sache des Königs ; die dahin gehörenden Fälle werden im könig- 
lichen Uofgerichte, wo bis zur Einsetzung des Ilofjustitiar regelmässig der 
König selbst Richter ist, entschieden. Es sind Ausnahmsfälle, wenn ein Fürst 
statt des Königs dem Hofgerichte vorsitzt oder wenn solche Sachen ausserhalb 
des Hofgerichtes durch .Stellvertreter des Königs entschieden werden. 

Ungleich mannichfaltiger gestaltet sich das auch bei der Beschränkung 
auf die Fälle der eigentlichen Reichsgerichtsbarkeit in Italien. Diese gehören 
auch hier zunächst vor das königliche Ilofge rieht. In diesem ist nun aber 
keineswegs regelmässig der König selbst Vorsitzender. Häufiger finden wir 
einen Vertreter desselben, und zwar kann das wieder ein ständig mit dem 
Vorsitze im Uofgerichte betrauter Reichsbeamter sein, oder aber .auch ein vom 
Könige nur für den Einzcifall ernannter. Desshalb werden wir denn aber auch 
das Hofgericht nicht schlechtweg dem Gerichte des Königs gleichstellen 
dürfen. Wir erwähnten bereits, dass gewisse Sachen der persönlichen Ent- 
scheidung des Königs Vorbehalten waren *, demnach für diese das Ilofgericht 
nur dann kompetent war, wenn der König selbst demselben vorsass; war das 
in gewissen Zeiten oder für gewisse Sachen überhaupt nicht gebräuchlich, so 
werden wir da das Gericht des Königs noch als höhere Stufe über dem Hof- 
gerichte anzunehmen haben. 

Dann aber wurden keineswegs alle dem Reiche vorbehaltenen Sachen am 
Hofe entschieden. Auch in den Zeiten, wo Italien eigene Herrscher und damit 
eine ständige Hofhaltung iin Lande hatte, zeigte sich das Bedürfniss, die 
Reichsgerichtsbarkeit nicht blos am Hofe, sondern in den verschiedenen 
Theilen des Landes durch Vertreter des Königs zu üben. Dieses Bedürfniss 
musste sich dann noch bestimmter geltend machen, als seit der Verbindung 
mit Deutschland Abwesenheit des Königs vom Lande die Kegel war; die 
Reichsgerichtsbarkeit musste vorwiegend durch Boten des Königs versehen 
werden. Es wird gestattet sein, zur Unterscheidung vom Hofgerichte den 
Ausdruck Reichsgericht in engerer Bedeutung überall da zu gebrauchen, 
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WO dasselbe nicht an den Hol' des Königs geknüpft erscheint, Abwesenheit 
desselben zur Voraussetzung hat. 

Handeln nun auch alle Königsboten als iininittelbare Stellvertreter des 
Königs, üben sie im Gegensätze zu der ständigen gräflichen und tnarkgräf- 
lichen Gewalt Befugnisse der dein Reiche vorbehaltenen Geriohtsgewalt, so 
sind ihre Befugnisse doch keineswegs immer dieselben; es zeigen sich sehr 
verschiedene Abstufungen. Der Königsbote konnte allerdings bevollmächtigt 
sein, im ganzen D>"fange des Königreichs alle und jede Rechte, welche dem 
Könige selbst zustanden, zu üben. Andere aber finden wir in der verschieden- 
sten Richtung lieschränkt. Oft; Iwzieht sich ihre Gewalt nur auf einen be- 
stimmten Sprengel, oder nur auf bestimmte Arten von Fällen, oder auch nur 
auf einen Einzeliäll; bald entscheiden sie endgültig, bald ist weitere Berufung 
an den König gestattet; bald sind ihnen gewisse Befugnisse ständig über- 
tragen, bald erlöschen ihre Vollmachten schon nach kurzer Zeit. 

Wir werden cs versuchen, diesen vielfachen Verzweigungen der Reichs- 
gerichtsbarkeit nachzugehen, indem wir mit der persönlichen Thätigkeit des 
Königs im Gerichte beginnen, dann auf die anderweitigen Vorsitzenden des 
HofgerichLs eingehen , endlich untersuchen , wer in den Reichsgerichten der 
verschiedensten Art Vorsitzender sein konnte. 

XIV. DER KÖNIG. 

160. — In der vorstaufischeu Zeit erscheint die richterliche Thä- 
tigkeit des Königs durchaus an das Hofgericht geknüpft, an die öffentlichen 
GerichLssitzungen, welche am Jedesmaligen Aufenthaltsorte des Hofes abge- 
halten wurden. Der König ist bei diesen keineswegs immer anwesend ; aber so 
weit er überhauj)t persönlich an der Uebung der Gcrichtsl>arkeit Theil nimmt, 
scheint das nur in öffentlicher Gerichtssitzung zu geschehen, deren Formen 
durchaus dieselben sind, mögen dieselben vom Könige oder einem Vertreter 
desselben gehalten werden. Eine bestimmtere .Scheidung zwischen dem Uof- 
gerichte und dem Gerichte des Königs tritt da nicht hervor, was nicht aus- 
schliesst, dass gewisse .Sachen nur in Anwesenheit des Königs im Hofgerichte 
verhandelt werden konnten. 

Der König kann nun im Hofgerichte thätiger Vorsitzender sein; 
als Residena in iitdicio bezeichnet, nimmt er dann oft selbst alles vor, was 
auch sonst Sache des Vorsitzenden Richters ist Wir finden Beispiele, dass an 
ihn die Klage gerichtet wird, er die Beklagten laden lässt, die Fragen an dio 
Parteien und Beisitzer stellt, das Urtheil durch Investitur ausfilhrt, die Bann- 
strafe androht und dem Notar die Anfertigung der Urkunde befiehlt, wo er 
sieh also bei keiner Aufgabe des Richters eines Vertreters bedient. Und we- 
nigstens im eilften und zwölften Jahrhunderte wird in solchen Fällen die Ur- 
kunde nicht selten auch vom Könige unb'rzeichnct oder unterschrieben. * 

Beispiele dafür, dass der König sich so allen Obliegenheiten des Vor- 

169. — 1. 1021. 47: Auticb. 1. 131. Ughelli 1, 4ö0. Dann oft bis 1116. 
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sitzenden selbst unterzieht, finden sieli wohl auch in l'rühercr 2^it.^ Lu allgc- 
meinen scheint man aber doch eine beschränktere persiinlicheThä- 
tigkeit als der königlichen Würde angemessener betrachtet zu haben. Dabei 
zeigt sich eiu verschiedenes Vorgehen. 

Auch wenn der König als Residens in iudicio aufgeführt wird und im 
allgemeinen die Verhandlung leitet, lässt er doch vielfach insbesondere das, 
was sich auf die Ausführung des »Spruches bezieht, durch andere vornehmen. 
Zu Ravenna 967 sitzen Pabst und Kaiser vor und erscheinen bei der Ver- 
handlung gleichmässig betheiligt; die Investitur vollzieht der Kaiser allein, 
lä.s.st aber den Bann in sua vife durch den Pfalzgrafen verhängen, welcher 
mit lauter Stimme c.» iuaeione d. mei hupmttoria die Banufonnel spricht.* 
K. Otto ist 970 zugleich mit dem Fürsten und Herzoge P.andulfVorsitzender; 
bei einer »Sache erscheint zunächst der Kaiser als Leiter der Verhandlung, 
ertheilt auch selbst die Investitur, während schliesslich per iuesiorunn d. Itn- 
peraloris der Herzog den Bann verhängt; bei einer zweiten erschehien beide 
gleich betheiligt, aber den Bann spricht wieder nur der Herzog. ^ In andern 
Fällen beatiftragt der König nach erfolgtem Spniche einen der Beisitzer, den- 
selben durch Investitur und Baim auszufuhren; so 9ül einen Vasallen, 983 
einen Bischof, 1022 mehrere Königsboten.® Bei einem »Streite um die Abtei 
Farfa 071 wird zwar vom Kaiser ira allgemeinen für den einen Bewerber ent- 
schieden, die nähere Regelung und Ausführung der Entscheidung dann aber 
drei anwesenden Grossen aufgetr.agen. ® In andern Fällen wird nur die Klago 
vor dem residirenden Kaiser vorgebracht, welcher dann andere Personen mit 
der Verhandlung und Entscheidung beauftragt; diese setzen sich an einem 
andern Orte zu Gerichte; vom Kaiser wird nur etwa noch bemerkt, dass auf 
seinen Befehl die Urkunde gefertigt sci^ c^er dass über ein während der Ver- 
handlung sich ergebendes Rechtsbedeuken eine Entscheidung von ihm cinge- 
holt wird. 8 

161. — Das nähert sich denn schon der in früherer Zeit am häufigsten 
vorkommenden Fonn, der nämlich, dass der König zw;ir am Gcrichtsorte 
anwesend ist, sich aber jeder Tliätigkeit entliält, seine Gegenwart als iinthä- 
tigerVorsitzender nur dazu zu dienen scheint, dasiVnsehen der Gerichts- 
sitzung zu erhöhen. Dann wird überhaupt nicht der König, sondern sein Stell- 
vertreter als eigentlicher Vorsitzender, als Residens in iudicio aufgeführt, 
jener Ehrenvorsitz des Königs aber regelmässig durch Praeesse bezeichnet; 
die stehende Eingangsformel lautet: JJuin — in loco N., ubi dominus N, 
ffloriosissimus re,v praeerat, in iudicio resideret N. comes palafinus; ver- 
einzelt auch 915; ubi d. ß. gl. rex preherat ct suuin generalem ienebat 


2. 881. 910. 996. 1022; Antiq. U. 2, 931. I, 12&. Fsntuzii 5, 262. Script. It. 1 b, 497. 
Vereinzelt sitzt 1007 K. Heinrich auch in Deutschland zu Neubarg über eine Klage gegen 
den Bischof von Chiusi zu Gericht. Ughelli 3, 622. 3, Faniuzzi 2, 27. .\ehnlich inrestirt 

1056 der Pabst selbst« während er einen Judex bannen lässt. Ughelli 1, 352. 4* Script. 

It. 1 b. 443. 2b, 962. 5. Ughelli I, 709. Fautuzzi I, 212. Script. It. 1 b, 500. 6. Script. 

It. 2 b, 476. 7. 997: Script. It. Ib, 467. 8. 998: Script. It. 2 b, 505. Vgl. S 152 n. 5. 
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pladlitm.* Dass der König persönlich gegenwärtig war tritt noch bestimmter 
hervor, wenn es 10I4heisst: Diiin — imperator — preeseet — ibiqut in eiu8 
preaenfia in iudicio adesset d. O. coniea palacii.^ In allen P’ällen, wo sich 
diese Formeln linden, wird dann einer weitem Thcilnahme des Königs nicht 
mehr gedacht; nur dass er vereinzelt unter denen aufgeführt wird, auf deren 
Geheiss die Urkunde gefertigt wurde.® 

Dieser unthätige Vorsitz des Königs findet sich sogleich in der ersten 
mir bekannt gewordenen Beurkundung einer Sitzung des italienischen Hof- 
gerichtes aus fränkischer Zeit; es handelt sieh offenbar um dieselbe Sache, 
wenn es mit abweichender Formel 800 heisst: Uitm — coniunxiaaet Pipinua 
moffnita rex caneeüoa in finibua Spoletanis et reaediaann ego Mehroardua 
romea p<üatii in iudicio.* In longobardischer Zeit findet sich dafür kein 
Beispiel, weder im Gerichte des Königs, noch dem der Herzoge von Spoleto 
und Benevent; denn wenn der König 762 eine Sache durch andere Richter im 
Palaste entscheiden lässt und dann ihr Urtheil bestätigt®, so ist da das Ver- 
hältniss doch ein anderes. Dennoch möchte ich glauben, dass es sich dabei 
um einen altlongobardischen Brauch handelt, da das Nichtvorkommen in der 
verhältnissraässig geringen Zahl longobardischer Gerichtsurkunden das kaum 
ausschliesst. Für eine Zurückführang auf fränkische Einrichtungen sclieint 
mir jeder Anknüpfungspunkt zu fehlen. Dagegen lässt sich derselbe Brauch 
wenigstens im neunten Jahrhunderte und später im Hofgerichte der longobar- 
dischen Fürstenthümer nachweisen. Wichtiger ist noch, dass wir ihn in den 
ersten Zeiten nach der fränkischen Eroberung, wo eine Einwirkung fränkischer 
Einrichtungen noch durchaus unwahrscheinlich ist, auch in Ortsgerichten, ins- 
l>esondere zu Lucca finden werden, dass der Brauch dann hier authört und 
zwar sichtlich gerade in Folge von Umgestaltungen des Gerichtswesens, welche 
wir fränkischem Einflitsse zuzuschreiben haben. Wir hätten dann anzunehmen, 
dass es sich um ausnahmsweises Beibehalten eines früher weiter verbreiteten 
Brauches nur für den König handelt; denn bei andern Reichsrichtem ist ein 
solcher unthätiger Vorsitz später nicht nachzuweisen. 

Wenn der Brauch sich so lange hielt, so hat man offenbar Werth darauf 
gelegt, dass .Sachen, wenn auch ohne thätige Mitwirkung, doch in Gegenwart 
des Königs erledigt wurden. Es dürfte danach auch kaum zufällig sein, dass 
bei den Erwähnungen des bevorzugten Gerichtsstandes vor dem Könige durch- 
weg zunächst nur die Anwesenheit des Königs betont wird ; es heisst in prae- 
aentia noatra, coram noatrae maieatntia praeaentia, ante imperatorem.^ 
Dass der König zugleich Richter sein solle, ist nicht gesagt, in einem Falle 
sogar ausdrücklich ein anderer Reichter vorgesehen; 1081 bewilligt der König 
an Lucca: ut Longobardua iudex iiiditiiim in iain dicla civitate vel in 


161 , — 1. Antiq. It. 6, .‘iOö. 2. Anticb. Est. I, 111. 3. 910. 964. fOOf : Anüq. 

It. 2, 5. Antich. Esi. 1, 142. 125. Einmal 998 inveatin der Toriitiende Richter per «tua- 
deta d. 0. imperalorü licenlia (Antiq. It. 2, 793), waa aber darin seinen Grund haben mag, 
da»» e» sich um einen Verzicht de.s Kiskus handelt. 4, Galictti Gabio 60. 5. Troya 

5, 195. 6. Vgl. § 153 n. 11; § 156 n. 3. 4; $ 157 n. 2. 4. 
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hurgo aut plaeilum non exerceal, tüai nottra aut fiUi noatri preaente per- 
aona vel etiam canoeüarii noatri. ^ 

Doch ist der Brauch selbst in den Gerichtsurkunden dieser spätem Zeit 
nicht mehr uachzuweisen. Jene gewöhnliche Formel eines blossen Praecsse 
des Königs finde ich zuletzt 1014 angewandt^; cs mag zufällig sein, dass das 
mit dem Aufhören der Stellung des Ptälzgrafen als regelmässigen Vertreters 
des Königs im Ilufgerichte zusammenfällt. Wird 1038 in mehreren Urkunden 
erwähnt, dass der llofkanzler zu Gerichte gesessen habe per data licentia d. 
ConroAÜ imperatoria, qui ihi eulerat, so ist das wohl nur eine neue Formel 
für dieselbe Sache. ” 

Unter den drei letzten Salieni ist dann aber der Brauch überhaupt nicht 
mehr nachzuweisen. Wird ihre Anwesenheit in den Urkunden überhaupt er- 
wähnt, so erscheinen sie auch immer selbst als Vorsitzende Richter. Und auch 
für jene Vertretung bei eiiuelnen richterlichen Handlungen finden sich keine 
Beispiele mehr in den ziemlich zahlreichen Beurkundungen der von ihnen ge- 
haltenen Gerichtssitzungen. Von K. Lothar sind mir Gerichtsurkunden nicht 
bekannt geworden; nach Berichten der Geschichtschreiber scheint auch er 
gewöhnlich persönlich im Hofgerichte den Vorsitz geführt zu haben.*® 

162. — ln der staufischen Zeit hat sich da manches anders ge- 
staltet. Als K. Friedrich 1 wieder häufiger in Italien war, mochte das alte 
Herkommen vielfach in Vergessenheit gerathen sein; es hatte sich überdies 
unter dem Einflüsse der Schule von Bologna das Gerichtswesen in Italien 
ülierhaupt wesentlich geändert. Zeigt sich demgemäss auch die persönliche 
Theilnahme des Kaisers an der Rechtspflege jetzt vielfach durch altrömischen 
Brauch beeinflusst, so scheint andererseits auch ein gewisser Einfluss deutscher 
Einrichtungen sich geltend zu machen. 

Dass der Kaiser in öffentlichen Gerichtssitzungen vorsitzt und 
die Sache selbst zur Entscheidung führt, scheint jetzt regelmässig nur noch 
vorzukommen, wenn es sich um wichtigere Angelegenheiten der Reichsstände, 
insbesondere um schwerere Strafsachen derselben handelt. So insbesondere 
bei Verhängung des Reichsbanncs ', wo die Sache unter Vorsitz des Kaisers 
verhandelt und das Urtheil öffentlich und mündlich verkündet wrd. Der Kaiser 
kann dasselbe ore proprio geben*, oder auch durch einen andern sprechen 
lassen, wohl im Anschlüsse an den altrömischen Brauch, wonach der Quaestor 
sacri palatii die kaiserliche Entscheidung verliest®, oder an das Vorrecht der 
Judices illustres, die Sentenz durch einen andern vortragen zu lassen* ; so 
heisst es 1239 bei Bannung des Markgrafen von Este: F. d. gr. Rom. im- 


7. Arcb. «torico lOb, 4. In dieser Stelle würde demnacb auch für einen Reiebsbeamten ein 
solcher passirer Torsitz in Aossieht genommen sein; in Gerichtsurkunden habe ich das nie 
gefunden, abgesehen tod der Romagna, auf deren besondem Brauch wir spUer zurück- 
kommen. 8. Antich. Est. I, III. 0. Antiq. ft. 1, 307. 471. 2, 983. 10. l’etr. Oiac. 

Mon. Germ. 9, 822. 834. Landulf. iun. Script. It. 5, 518. 

162. — 1. V'gl. die § 79 n. 2 angeführten Falle: auch § 71 n. 8; § 73 n. 2. 
3. 1220: Huillard 2, 48. 3. Bethmann Handbuch 1, 119. 4. Tancred P. 4. t. 1. S 3. 

Ein Reichzlegat lizat 1213 einen Uofhehter statt seiner die Gründe der Bannung Tortiagen, 
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l^eratof — per oa d. Petri de Vinea iudicia imperialia aiile in Azzonem 
mareltionem Jlestoiaem — eo domitio imperatore aemper ibidem mtante et 
liibente talem indixit aententiam, qiii d. Petrua de Vinea aedena auper 
eqiniM hiaau dieti imperatoria aic dixit alla voce usw.® Es sind das Fälle, 
auf welche wir später genauer zurQckkuuuneii ; es zeigt sich dabei, zumal iiu 
zwölften Jahrhunderte, ein Verfahren eingehalten, welches überhaupt dem sonst 
in dieser Zeit in Italien üblichen Vorgehen nicht entspricht, sich dagegen viel- 
fach üljeraus nahe den ini deutschen Hofgericlite üblichen Formen anschliesst. 

Oeffentliche und mündliche Entscheidungen hat der Kaiser dann wohl 
auch gegeben, wenn er als Schiedsrichter urtheilte, sei es, dass er dazu ge- 
koren war, sei es, d;»ss er Unterwerfung unter seinen Schiedsspruch verlangte; 
so 1175 bei Streitigkeiten zwischen Genua und Pisa®, 1185 zwischen Tortona 
und den Markgrafen vouGavit, 1191 zwischen Cremona und Bergamo einer- 
seits und Brescia andererseits**; seine Stellung als Kaiser fiel dabei weniger 
ins Gewicht; er wird sich an die sonst üblichen l'ormen gehalten haben. 

Von diesen Fällen abgesehen werden öffentliche Gerichtssitzungen nur 
noch selten erwähnt. So wissen wir durch Ragewin, dass der Kaiser 1158 zu 
Roncalia öffentlich zu Gerichte sass und die verschiedenen ihm vorgebrachten 
Sachen theils selbst, theils durch delegirte Richter entschied**; wir haben noch 
spätere Zeugenaussagen über einen Streit zwischen dem Bischöfe von Brescia 
und dem Abte vmi Leno, welcher dort in eompectii impei'ialia maieatatia 
und anb tentorio impiratoris , ubi d. imperator preaidebat, entscliieden 
wurde. *** Eine Besitzstreitigkeit zwischen dem Biscliofe von Freising und 
Ezelin wird 1159/w preaenlia hnperatoria durch von diesem bestellte Richter 
entschieden.** Später scheint das nur noch selten der Fall gewesen zu sein. 
Bei einer Klage des Bischofs von Turin gegen den Grafen von Savoien 1 185 
heisst es: Sape>‘ Ha porrecto libelio in palatio imperatoria iuxta Papiam 
coram d. imperatore reaidente imperiali more apiid a. Salvatorem^ wobei 
wohl an eine feierliche Gerichtssitzung zu denken ist ; cs wird dann auch noch 
erwähnt, dass der Kaiser den Beklagten laden lässt; aber die Sache erscheint 
dann an den Generallegaten übertragen, der die peremtorische Ladung erlässt 
und später in Abwesenheit des Kaisers entsclieidet. *** Ebenso klagt 1232 
Siena gegen Florenz domino F. imperatore — Oil Precinam aolemnem cn- 
riam regente ; die Sache wird dann wohl in seiner Gegenwart, aber durch 
zwei von ihm bestellte Richter entschieden.*® Solche öffentliche Gerichts- 
sitzungen mögen vorzugsweise dazu bestimmt gewesen sein, Klagen an den 
Kaiser zu bringen, obwohl bei der jetzt verlangten schriftlichen Einbringung 
derselben in einem Libell darauf weniger Gewricht fallen mochte; bei Ent- 


162 .—] spricht dann aber die Bannformel unter Anfrerfung des Handschuhs selbst. Bdh- 
mer Acta 637. 6, Huillard 5, 319. 6. Mon. patr. Cod. Sard. 1, 248; vgl. Ann. Uenuens. 
Mon. Germ. 18, 97. 7. f'osta 37. 8. Toeche Hoinr. VI. 613. 9, Kadoric. 1. 2. c. 5. 

10* Zaccaria Leno 136. 137. Ebenda 179 ein Zeugnis.s, d.n.s.s der Kaiser sich bei solchen 
Verhandlungen der lateinischen Sprache bediente, deren er euch nach andern Zeugnissen 
mtuhiig war. II. Verci Ecel 3. .37. 12. Mon. patr f'h. 1, 938. 18. Huillard 4. 415. 

Der Ausdruck curiam regere bcaeichnet in Sizilien regelmässig; zu Gerichte sitzen. 
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schpiduiißeii des Huff'ericlites oder sonstiger vom Kaiser bestellter Uicliter 
wird auch sehr häutig von der Klage Ixunerkt, dass sie beim Kaiser cinge- 
brauht sei; es heisst etwa: aiiii fuUset coutt'ovt'rsia apiul impt^-atoretn 
oder dass der Kläger veniens ante preseiitiam d. impct'atorh seine 
Klage erhob'®, oder ab imperalore die Erledigung verlangte'*'; oder es geht 
auch wohl noch die Ladung von ihm aus"; aber an .der Verhandlung in der 
Gerichtssitzung erscheint er ganz unbetheiligt, scheint selbst bei den doch am 
Hole gehaltenen -Sitzungen des llofgerichtes nur ausnahmsweise anwesend 
gewesen zu sein. "* 

163 . — Dieses Zuriiekziehen des Kaisers von öffentlichen Gerichts- 
sitzungen schloss nun aber nicht aus, dass der Kaiser dennoch manche an ihn 
gebrachte -Sactien persönlich entschied. Die Erledigung erfolgte dann durch 
schriftliche Entscheidungen des Kaisers, durch Jiest'riptiiin, wie 
eine solche Urkunde wenigstens in einem Falle genannt wird', während der 
Ausdruck Uceretnin, vielleicht wegen der bestimmten kirchenrechtlicheu Be- 
deutung, bei kaiserlichen Entscheidungen nicht gebraucht zu sein scheint, 
wenn auch vom Deconiere des Kaisers oll die Rede ist. Die Form der Ent- 
scheidung und ihrer Beurkundung ist da eine wesentlich andere. .Sonstige ge- 
richtliche Entscheidungen liegen uns regelmässig vor in einer Ausfertigung des 
Notars, welcher über die Gerichtssitzung und das vor ihm gesprochene oder 
verlesene ürtheil, welches er in der Kegel wörtlich aufniinrot, berichtet Hier 
erklärt immer der Kaiser selbst in einer von ihm ausgestellten Urkunde, dass 
er hierait so und so entscheide, nicht etwa, dass er zu Gerichte sitzend so und 
so entschieden habe; die Entscheidung erfolgt überhaupt erst durch die Aus- 
stellung der bezüglichen Urkunde. 

Aus der Zeit K. Friedrichs 1 sind mir nur zwei derartige Erledigungen 
von Appellationssachen bekannt geworden ; ihrer Form nach sind es .Schreiben 
an die obsiegende Partei, obwohl diese nur in einem Falle die appellirende ist 
Dem Kapitel von Panna schreibt der Kaiser 1 1 58, da sie gegen ein Urtheil 
au ihn apjiellirt, ihr Gegner aber, peremtorisch geladen, nicht erschienen sei, 
nleo noslra imperiali auctoritale, quoniamUtteras iwsti'os aprerit, aenten- 
tiam iUam casaamua et poasessinnem, ut ante aententiani illtun habiiiatia, 
in i’obia eonjimnuiuia.^ Im andern Falle 1182 schreibt der Kaiser von 
Deutschland aus den Markgrafen von Este, führt wörtlich ein Urtheil an, 
welches zu deren Gunsten gegen die Leute von Este gesprochen war, imd fährt 
fort: A qua aenUmlia predicti huminea de Eate atl noa appellaverunt ; ob 
quam rem ftabito conaiUo ßiteUum et aapienlum uoatrorum prediclam 
aententiani laudamua et eunfirmamua.^ Die Urkunden sind in einfachster 
Briefform gefasst, ohne Zeugen oder Andeutung sonstiger Beglaubigung, welche 


14. 1162: .Vffo Parma 2, 372. 15. 1196: Ughclii 3. 713. 16. 1210: Miltarelli Aon. 

4. 306. 17. 1186: .Xrehir zu Siena nach WusCenfeld. 18. Auatlrücklicfa erwähnt linde 

ich das nur 1164. 1186: Ughelli 2, 693. Archir zu Siena. 

163. — 1. VgL n. 5. (iewBhnlich wird die Urkunde, wie sontt, nur alt $erq>l“ia 
oäerpugt'n« bezeichnet. 2. Affo P. 2, 371. 3. Antich. Est. 1, 350. 
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wohl nur im Siegel, dessen Vorhandensein aber auch in der Urkunde selbst 
nicht erwähnt ist, zu suchen war. 

Dagegen sind in späterer stau Fischer Zeit die mir bekannten 
Entscheidungen, bei denen es sich allerdings durchweg um wichtigere Ange- 
legenheiten handelt, in den feierlichen Formen kaiserlicher Diplome gefasst ; 
sie sind nicht an die Partei, sondern an alle Reichsgetreue gerichtet, mit 
Strafandrohungen für die Uebertreter, Siegelformel, Zeugen und vollständiger 
Datirung versehen. So entscheidet K. Otto 1210 über eine Klage des Abtes 
von S. Salvator gegen die Leute von Radicofani durch Urkunde, welche er 
dem altrömischen Ausdrucke entsprechend als hanc nostram pracmaticam 
satiction^n bezeichnet^ ; wiederholt gebraucht er den Ausdruck jfreaena re- 
srriplum 1212 für Urkunden, durch welche er auf Klage des Markgrafen 
Bonifaz von Este den Markgrafen \i 2 x> der Vormundschaft über denselben 
für verlustig erklärt, während er in der zweiten demselben die Hälfte des 
väterlichen Erbgutes zuspricht.® ln der Form kaiserlicher Diplome liegen uns 
denn auch die schon früher besprochenen Entscheidungen von 1187, 1193, 
1226 und 1232 vor, durch welche der Kaiser die Kassation von Urtheilen 
aus.spricht. * Auch Strafsachen scheinen jetzt wohl ohne weitere Förmlich- 
keiten einfach durch ein .Schreiben des Kaisers an den betreffenden Beamten 
erledigt zu sein, worin er ihm unter Mittheilung des Thatbestandes die Aus- 
führung der .angegebenen Strafen befiehlt; so 1238 bei Bannung des Paul 
Traversaria, der .Stadt Genua*'; es fehlt jede Andeutung, dass irgend eine 
flinnlichere Urtheilsfällung vorhergegangen sei, die Verurtheilung scheint durch 
das betreffende .Schreiben selbst zu erfolgen. 

164. — Ungleich häufiger sind die Fälle einer Erledigung durch 
Ueberweisung der .Sache an andere Richter, indem der Kaiser die 
auf dem Wege der Klage, Appellation, .Supplikation oder auch Relation an 
ilm gebrachten .Sachen anderen Richtern zur Entscheidung übergab. Der all- 
gemeine Ausdruck dafür ist Causam comnültere oder committere et dele- 
ffare; der schriftlich gegebene Auftrag heisst Commissio oder Litterae com- 
missiouis. Es waren dafür zunächst, wie wir mehrfach sehen werden, die 
Grundsätze des römischen Rechtes über die Delegation massgebend. 

Dabei konnte der Kaiser sich zunächst des ständigen Hofgerichtes 
bedienen. Wir bemerkten bereits, dass dieses mehrfach entschied, auch wo 
unmittelbare Einbringung der Klage beim Kaiser erwäiint wird. ' Und dann 
dürfte der Hofvikar nicht an und für sich, sondern nur auf besondem Auftrag 
zur Entscheidung befugt gewesen sein. .So heisst es 1 1 96, dass der Beklagte 
a preseniia predicti incarii, nd causa predkta copnoscenda et defirdenda 
omnino a dicto d. imperatore fuerat commissa, coiitunuiciter sc subtror- 
xisset'^ ; und aus einem Falle 1211 ersehen wir, dass auch die Kommission an 
den Hofvikar schriftlich erfolgte. ® Oder der Kaiser bestellte nur zur Entschei- 

163.— 1 4. Bshmn .\cta 226. S. Antich. Est. I, 396. 397. 6. Vgl. oben S 151. 

7. Huillsrd 5, 223. 237. 

164 . — 1. Vgl. S 162 n. 14. 3. Dghelli 3. 713. 3. B5hm«r AcU 229. Vgl. 

Beilage Ton 1211 Jan. lU. • 


Digitized by Google 


Sclirifiliclip Ent^clieiJung«n. Erledigunj; durcli Delegation. 


301 


düng des Einzelfalles delegirte Richter, was insbe.sondere dann geschah, 
W'enn es sich zweckmässiger erwies, die Sache an Ort und Stelle, statt am 
Hofe zu entscheiden. 

Es stand aber auch wohl nie etwas im Wege, dass der Kaiser den or- 
dentlichen Richter zur Entscheidung der Sache anwies. Wir erwähnten 
bereits, dass K. Lothar die an ihn gebrachte Klage eines Mailänders empfeh- 
lend den Konsuln von Mailand überwies.'* Die beiden Fodestateii von Parma, 
damals vom Kaiser gesetzte Beamte, ent.scheiden 1160 eine .Sache als eon- 
stHiiti ab imperatot'e cognilores 116ö finden wird die Konsuln von 

Mailand als Delegirte. ® Aber häufiger scheint das doch in früherer staufischer 
Zeit nicht ge.schehen zu sein ; so weit die ordentliche Gerichtsbarkeit in den 
Händen gewählter städtischer Behörden oder erblich verliehen war, ist es 
erklärlich, wenn der Kaiser es vermied, durch häufigere Delegirung der ordent- 
lichen Richter diese an die Entscheidung auch der dem Reiche vorbehalteneu 
•Sachen zu gewöhnen; wie umgekehrt erklärlich ist, wenn die städtischen Be- 
hörden zu verhüten suchten, dass .Sachen, für welche sie kompr-tent waren, an 
den Kaiser gebracht und damit ihrer Entscheidung entzogen wurden. ' In dieser 
Richtung mag mehrfach ausdiiicklich zugestanden sein, dass der Kaiser solche 
zunächst dem .Stadtgerichte zur Entscheidung zuzuweisen hatte; wenigstens 
dürfte sich das aus dem Privileg für Genua 1162 ergeben, in welchem es 
heisst, dass jeder Genueser nur vor den dortigen Richtern zu Rechte zu stehen 
hal«, weiter aber: Et ei noe praeceperimue, alicui facieudum eeee itteli- 
tiam, hifra tenninmn convenientein ei üietitiam faciant lanuenees iii- 
dieee — ; quod ei noluerint, ante noe ipea iuetitia fiat.^ 

Dieses Verhältni.ss gestaltete sich dann anders, als in den spätern Zeiten 
K. Friedrichs II im ganzen Reiche, .soweit es überhaupt die Hoheit des 
' Kaisers anerkannte, die Gerichtsbarkeit durch kaiserliche Beamte geübt wurde. 
Nur ausnahmsweise wurden jetzt noch delegirte Richter für den Einzelliill 
bestellt; wurden die .Sachen nicht an das kaiserliche Grosshofgericht ver- 
wiesen, so beauftragte der Kai.scr die bezüglichen ständigen Reichsbeamten 
mit der Erledigung. Vorzüglich nur in solchen Fällen, wo der K.aiser dem 
Grosshofjustitiar eine Sache zur Untersuchung überträgt, um sie spruchreif an 
ihn zurückzusenden, oder wo der Gro.sshoQustitiar aus eigenem Antriebe dem 
Kaiser eine .Sache spruchreif einsendet, weil er sich nicht getraut, sie eine 
epeeiali eoneeneu prineipie zu entscheiden®, übergibt der Kaiser die .Sache, 
nachdem er sich darülier Vortrag erstatten Hess, zur Entscheidung an Richter, 
welche er für den Einzcifall aus seinen Hofrichtern oder seiner sonstigen Um- 
gebung liestellt. 

165. — ln diesen letzten Fällen handelt es sich nicht mn Ueberweisung 
der ganzen Sache zu selbsLständiger Behandlung, sondern nur um Ueber- 
weisung zur Urt hei Is fäll ung in einer bereits .spruchreif vorliegenden 


4 . Vgl. $ 149 n. 9. ü. Aff.'. P. 2, 371. (t. Robolini 3, 144. 7. Vgl. $ ISO n. 9; «uch 

Bühmer AcU 229. 8. Antiq. U. 4, 254, 0. Vgl. S I S2 n. 8. 10. Vgl. Iloillard 2, 379. 
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Saclio; PS heisst vom Kaiser: jtj'ei'epit nrfintinm ip.tiim iuiUrinti »mtmtta 
ti'rminari; es prfnlwf keine weitere Veriiandinng, es ward nur ein Proknrator 
ad xmientiam aiidiemUun hestellt, die .Sentenz lediglich auf Grundlage der 
vorliegenden Akten gesprochen. In einem Falle wird dann die .Sentenz, an- 
scheinend sogleich', vom Kaiser in perpctaum lK>stätigt, wie sich freilich 
solche Bestätigungen, wor.auf wir znrückkommen, auch sonst finden, und das 
Gewicht derselben hier vielleicht nur darin zu suchen ist, dass es sich um eine 
Klage gegen den Fiskus handelte. 

Es könnte da aber doch ein .sehr wesentlicher Unterschied be.stehen. 
Wird eine Sache delegirt, so ist die Berafung an den Delegirenden gestattet, 
also in jenen frühem Fällen an den Kaiser. Es findet sich nun aber in den 
Gerichten der staufischen Zeit sehr häufig die Fonn, dass der Vorsitzende 
Richter einen Beisitzer mit der Urtheilstiillung iK'auftragt. Wir werden darauf 
spät<>r genauer einzngehen haben ; es dürfte vorläufig ein Beispiel genügen. 
Beim Erzkanzler und Legaten Reinald wird 1163 eine Klage eingebracht: 
Hoc aiidito d. arrhicancellar'uui misit ]»’o iam dictis fmtribug et auditls 
suh inrainento testibux ro^novit vcritm esse, qnod abbas asseverahat ; tan- 
dem precepit Ohizo iudid suo, iit vice eins sentcntiam de Iwc proferret; 
worauf der .Iudex das Urtheil spricht.'^ Diese Form finden wir insbe.sondere 
auch im Hofgerichte ; das Urtheil s]>richt in der Regel nicht der Vorsitzende 
llofvikar, .sondern einer der beisitzenden Hofrichter. Hier hat zweifellos das 
Urtheil dieselbe Kraft, als wenn es vom Vorsitzenden selbst gesprochen «"äre; 
es ist weniger ein Urtheil der einzelnen Person, als des Gerichts, dessen Be- 
fngnis.se durch die des Vorsitzenden bestimmt sind ; eine Berufung würde dem- 
nach auch nicht von dem urtheilenden Beisitzer an den Vorsitzenden gestattet 
sein, sondern nur an den hohem Richter. Wir werden kaum fehl gehen, wenn 
wir da die Grundsätze des römischen Rechts ül>er die Iiirisdictio mandata 
im Gegensätze zur dclegata als massgebend betrachten, wonach deijenige, 
dem mandirt ist, nur die dem Mandatiten .selbst zustehenden Befugnisse als 
dessen .Stellvertreter ansübt, von ihm demnach auch die Berufung an den- 
jenigen geht, an welchen vom Mandanten zu appelliren wäre.* 

Liesse sich eine entspivchende Fonn für das Gericht des Kaisers nach- 
weisen, .so würde in solchen Fällen das Urtheil die Kraft eines Urtheiles des 
K.aisers .selb.st h.aben und damit weitere Berufung fll)crhaupt unzidässig .sein. 
Jene Fälle, wo K. Friedrich II die spruchreife .Sache zur Urtheilsfallung üUt- 
weist, unterscheiden sich von der angedeuteten Form doch wesentlich nur 
dadurch, d.iss das Urtheil nicht unter persönlichem Vorsitze des Kaisers ge- 
sprochen wird ; es mochte demnach, wenn wir den einen Fall verallgemeineni 
dürfen, noch einer Bestätigung des Kai.sers bedürfen, um rechtskräftig zn sein. 

Dasselbe ^^‘rfahrpn scheint mir nun aber .auch bei einigen andern Fällen 
vorzuliegen, Is'i welchen sich überdies wohl kaum zufällig ein engerer An- 

165 . - 1 . Huillaril 2. 432. 434; ürthoil und Rpsiflligutig sind bpidt» mir Tom 
Monate Mai dalirt. 2, Kenn e rainici ab. 28. 3« L. 1. § I. Rig. 1, 21 ; I* 16 l)ig. 2, 1 ; 

K I. § I. Dig. 48, 3. 
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s('hliiss an (len röniisclien Sprachgebraucli in Jer Weise zeigt, dass hier nicht 
von Koniini.ssion oder Delegation die Rede ist, sondern von Ueher Weisung 
durch Mandat, indem das Urtheil de mnndato des Kaisers gefällt wird. 
Und auch sonst zeigen sich Eigenthüuilichkeiten , welche dem Begriffe der 
mandirten Jurisdiktion entsprechen. Ein delegirter Richter des Kaisers ent- 
scheidet 1 1 90 für die Leute von Casale gegen den Bischof von Vercelli. 
Dagegen wird ap|)ellirt. Die Appellation kommt dann im Hofgerichte zur 
Entscheidung und der Hofvikar urtheilt de mandato d. imperntoris, dass 
schlecht genrtheilt und wohl appellirt sei. Dabei fallt zunächst auf, dass der 
Hofvikar selbst urtheilt, während in dieser s|)ätern Zeit sonst in allen mir 
bekannten Fällen das Urtheil durch einen der beisitzenden Hofrichter ge- 
sprochen wird, und zwar auch dann, wenn der Hofvikar nicht schon kraft 
seines Amtes, sondern durch spezielle Kommission zur Entscheidutig der Sache 
berufen ist. Ist unsere .'\nffassnng richtig, so würde das genati dem .Satze 
entsprechen, dass die mandirte Gerichtsbarkeit nicht weiter mandirt werden 
darf^, bei einem Urtheilsmandate des Kaisers der Beauftragte demnach per- 
sönlich zu urtheilen hatte. Es fallt weiter auf, dass während dem Delegatus a 
principe die Exekution seines Urtheils zusteht, diese demnach sonst auch .Sache 
des Hofvikar ist, hier der Kaiser selbst den Befehl ertheilt, den .Spruch des 
Vikar aus/.nftihren, was durchaus mit der .\uffassung stimmen würde, dass 
jener .Spruch als ein Spruch des Kaisers selbst zu betrachten sei. Der Kaiser 
fiigt nun weiter dem Befehle zur Besitzeinweisung zu: Al-c »/ Ccualeiiees 
dixerint appellmse a predieta seiiteijtia vel tupplicasse nobis, propterea id 
dimit/at, ipsoe in hoc qnoniam non aiidivimus ; und später befiehlt er, die- 
self>en bei weiterer Widersetzlichkeit ohne Verzug zu bannen, licet dixerint 
Ke ad mnieKtatis iwstre audientiam appdlasse, cum ipsa smientia de 
mandato nostro per viearium et iudiecs curiae noKtrae eoneorditer jn'O- 
mulpatum fue^’it et a nohie postmodum conjirmata.^ Da wie von andern 
Delegirten, so auch von delegirten Appellationsrichtem des Kaisers noch ap- 
pellirt werden konnte®, da weder zu erweisen, noch irgen I wahrscheinlich ist, 
dass der Hofvikar als solcher inappellabel war, so wird für die Nichtzulassung 
der Ap|>ellation wohl nur als ma.ssgebend betrachtet werden können, dass das 
Urtheil ile mandato d(>s Kaisers gesprochen war und, von ihm bestätigt, die 
Kraft eines von ihm selbst gesprochenen Urtheils hatte. 

Bei einem andern Falle, den ich hieherziehen möchte, war 1185 vor dem 
Hofvikar ein Urtheil für den Prior von Vivo gegen den Grafen von Sarteano 
gesprochen, aber nicht ansgeführt. Der Prior wendet sich 1210 Januar mit 
einem E.xecutionsgesnch an den Hofvikar, wogegen die Erben Ungültigkeit des 
frühem Urtheils einwenden. In gewöhnlicher Weise erklärt dann einer der 
Hofrichter, dass das Urtheil als gültig auszuRihren sei. Dann heisst es im 
August, dass, da der Prior gestützt auf die frühere .Sentenz und auf das spätere 
Exekutionsniandal poKlidarct ah imperatore, iit ilhim Knitentiam faeeret 
affemli et cffectui maneipari, die Erben des Grafen dagegen aus verschie- 


4. L. 5 Dig. 1. 21. 5. De Conti I, .372-382. B. 1190: Caloger» N.R. 34a, 74. 
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denen Grilnden Nnllität der Sentenz geltend machten. Der Kaiser wird hier 
jedcnfatls angegangen als der höhere Richter, sei es, weil der Ilofvikar nicht 
im Stande gewesen war, die Ausführung zu erzwingen, sei es, dass eine Nich- 
tigkeitsbeschwerde der Erben das nochmalige Verfahren veranlasste. Von der 
Erledigung heisst es dann: Tandem e<jo Albertus Struzius Cremonensis 
imperialis ciirie iutlex de spetiali mandato d. Ottonis d. pr. Tloin. impe- 
ratoris et rttandato d. Cunradi Spirensis episcopi hnpet'ialis aide ean- 
eellarii et d. Henriei Mantuani episcopi imperialis aule vicarii et Pres- 
hptm'i Caeeie presentia, Johannis de Pado et liuffini de Porta Placentino- 
rum imperialis aule iudieum, dieo et precipio, dass die Brüder dein Prior 
gemäss dem Urtheile in angegebener Frist zahlen und ihn in Besitz setzen 
sollen, aber salvo iL’ mandato d. imperatoris in Omnibus et per omnia iure 
dietorum fralrum.'^ Es handelt sich hier offenbar nicht um ein nochmaliges 
E.tekutionsmandat des Hofgerichts, wenn Ilofvikar und Hofrichter auch gegen- 
wärtig sind; der Spruch Alberts ist nicht als Spruch des Hofgerichts®, sondern 
des Kaisers aufzufassen, zumal dieser nach der Schlussstelle auch unmittel- 
baren Einfluss auf die Fassung des .Spruches genommen hat. 

Ist in keinem dieser Fälle der persönlichen Anwesenheit des Kaisers ge- 
dacht, dieselbe beim ersten höchst unw-ahrschcinlich, so dürfte hieher schliess- 
lich auch noch einer der seltenen Fälle öffentlicher kaiserlicher Gerichts- 
sitzungen zu ziehen sein. Homino F. — imperatore ad l^recinam solemnem 
euriam repente und in Gegenwart vieler Grossen klagt 1232 ein Sindikus 
der .Stadt Siena wegen Gewaltthaten gegen Florenz auf .Schadensersatz und 
Bestrafung nach dem Gesetze; weiter ein Advokat des Fiskus auf zehntausend 
Mark wegen Ungehorsams gegen die unter solcher .Strafandrohung geschehene 
Ladung, und auf hunderttausend Mark, weil Florenz unter Androhung der- 
selben die Befehdung von .Siena untersagt war. Die Ladung geschah ex parte 
d. iinperatoi'is durch einen nuntius d. impei-atoris; der Kaiser erscheint 
dann auch am Verfahren noch betheiligt, insofern er das Gerichtszeugniss 
abgibt, der Gehorsam der einen, der Ungehorsam der andern Partei ex re- 
menmratione et testimonio domini nostri imperatoris festgestellt wird. 
Dann aber heisst es: Nos G. de Arnesten imperialis in Italia lepatus et 
mapister P. de Tinea mapne impei'ialis curie iudex de speeiali mandato 
d. nostri imperatoris euriam solemniter feeimus conprepari de eomitibus 
et baronibus et iurisperitis, qui in curia ipsa eranl, et dilipenti cum eis 
consilio habito, pronunptiamus in lute forma, dass nämlich Florenz zu den 
vom Fiskus geforderten .Summen und zu sechshunderttausend Pfund .Schadens- 
ersatz an .Siena verurtheilt sei. .Schliesslich heisst cs dann noch, dass das 


165 . — ] 7, Mittarelli Ann. 4. 133. 290. 30C. 8. Nach dem anscheinend etwas ver- 

durbeiien Text kann sich auch auf den Hofeikar eben so wohl das nachfolgende yrue~ 
tentia, als das Torliergehende mnrutnlo bexiehen. Nicht zu erklären weiss ich das hiandat 
des Hofkanzlers, welcher in dieser Zeit ausser aller Beziehung zur Reichsgerichtsbarkeit 
zu stehen scheint, während er, wie wir sehen werden, iin eilften Jahrhunderte allerdings 
gerade iin Hofgerichte eine hervorragende Stellung einnimmt. 
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(jeschelien .«ei zu .Vpi'ocina ibldi’iii d. tiofdro impi'rntori’ preKente, wonach 
Wohl .auch dessen Anwesenheit heim Urtlu'ile selbst nicht zu bezweifeln ist.* 
Nacli diesen, allerdings vereinzelten Zeu;;nissen, wird eine .\rt der Er- 
ledigung nicht zu bezweifeln sein, bei welcher zwar der Kaiser nicht persönlich 
urtheilte, das von einem andern für ihn gesprochene l’rtheil aber die Rechts- 
kraft eines kaiserlichen Urtheil-s hatte, während das beim L'rtheile des vom 
Kaiser Delegirten nicht der Fall war. 

166. — Doch war eine Einflussnahme des Kaisers auf über- 
wiesene .Sachen nicht ausgeschio.ssen. Nach den früheren uns erhaltenen 
Kommissionsbriefen scheint der Kaiser in denselben sich allerdings auf die 
Rechtsfrage gar nicht einzulassen, die Kommissäre einfach anzuweisen, dem 
Rechte gemäss zu entscheiden ; es heisst etwa: vuindamus, quatenun par- 
tibiis eonrocafls ai(di<il!t> causam et eam sladeatis mediante iusütia fine 
debito feiiiunare. ' Den weitern Inhalt bildet dann die Ertheilung der zur 
Erfüllung des .\uftrages nöthigen Rcfugnisse , die Zeugen zur Aus.sage zu 
zwingen, das Urtheil auszuführen, das Erscheinen der Parteien oder die .\ns- 
fUhrung des Urtheils nölhigenfalls durch den Bann zu erzwingen. Heisst es 
aber wohl, das Urtheil sei gcfiillt inspeeto etiam tenore litteraram comds- 
sionis domini imperatmüs^, so ist doch zu schliessen, dass das Auftrag- 
schreiben auch Bestimmungen enthalten konnte, welche massgebend auf die 
Erledigung einwirkten. Dafür finden wir denn auch wohl bestimmtere Beispiele. 
Delegirte Appellationsrichter sagen 119.Ö, die eine Partei habe sich entfernt, 
quia nos tanqiiam suspectos reenSaeerant ; sed qaia in litteris cammissio- 
nis d. imperatoris euntinebatur, qaod renwta saspeeti aeeiisatione nihilo- 
miniai procederemus, hätten sie dessungeachtet das Urtheil ges|irochen. * 

Insbesondere scheint auch in den Fällen, wo nur das Urtheil auf ^fandat 
des Kaisers gesprochen wird, der Kai.ser bestimmtere Anweisungen gegeben 
zu haben, welche beim Urtheile zu beachten waren. .So in dem besprochenen 
Falle von 1210, wo zwar die E.xekution durch die Nichtigkeitsbeschwerde der 
einen Fart>>i nicht aufgehalten werden soll, ihr aber nach Mandat des Kaisers 
weitere Verfolgung ihres Rechtes vorl>ehalten bleibt.* Eine vom Grosshof- 
justitiar an den Kai.ser eingesandtc .Sache überwies dieser nach erstattetem 
Vortrag an fünf Richter eam aut per senlentiam aut per anueabilem com- 
positionem aut per nostram pmeidentiain terniinandam ; sie entscheiden 
demgemäss nicht nach stretigem Recht duridi .Sentenz, no<’h nach gütlichem 
Uebereinkommen, sondern per hane nostraut providentiam nach Billigkeit, 
weil sie sich überzeugten, partibus e.rpedire, quod Ha inter cos termina- 
retur negotium.^ In einem entsprechenden Falle befreien die beauftragten 
Richter zwar im allgemeinen den Kläger von gewis.sen, vom Fiskus bean- 
spruchten Leistlingen, aber' mit dem Zusatz.e : nisi forte d. imperator de 


9. Huillard 4. 413. 
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(nUiitorüJf, üinif viva 7‘oee prolulit cnram nohis, mamlaret crrfittn quid 
•‘.rlgi, wo OS sioli also um oino miindlioho Weisung handelt.'’ 

Auch eine spätere Eiuflussualiine des Kaisers mochte hei Kommissionen 
wolil sogleidi Vorbehalten sein. Ein .Streit zwisclien Bergamo und Bre.seia 
wird 1191 jo zwei Bürgern der .Städte vom Kaiser .so koiiimittirt, quod w 
amii-ahillter vi‘l i>t‘r »eu/t'utium predic/ain di«ci»'tliani uoii O’rmimn’i'riul, 
ad dotimiiim impivatitrem rcfferaat.' Uotdi mochte sich der Kaiser auch 
ohne s<dche ausdrückliche Vorbehalte immer zu spätifrm Eingreifen befugt 
halten; 1192 schreibt er drei Delegirtcn, dass er ihnen die Entscheidung eines 
.StreiU‘s zwisi-hen ihm seihst und Crema friiher überwiesen habe; tudenh'» 
(tufrm, ut hl ohseiitia iinxlra iam dickt caiuut li'actelnr, cohis iiiaudaiinui 
ct ouiiiiuo prcidpimiis, nc ulti'riiis in ea ptwcdallg, ct quiequid interim 
actum furrit, aucturitatc imperiali ciugamug.^ Im Ilofgerichte wurde 1 1 84 
eine Klage der Töchter Alberts von Estt‘ gegen ihren Oheim Obizo verhandelt; 
während der Verhandlung heisst es: JCt i-mpiTator migit ibi ad ilUtg iiidiccg, 
ul nmi deberent cofinogccre plug de feudh, que marchioneg tenucrunl a 
ducihiig, qukt dierbat, quod erat ratio marchionig Obiiouig.^ 

167. — Vielleicht mochte auch schon in früherer Zeit zuweilen das 
Auftragsschrciben eine bedingte Entscheidung des Kaisers ent- 
h.alten; doch ist mir ein bestimmtes Zeugniss dalür aus der Zeit vorK.Eried- 
rieh II nicht bekannt geworden. Unter diesem wird das nun aber die bei weitem 
gewöludichste Welse der Erledigung, wobei sichtlich die Foniien des römischen 
Heskriptprozesses zum ^'orbilde gedient habi'ii. Die Behandlung ist bei sizi- 
lisehen und italieni.schen Angelegenlieiten durchaus dieselbe. Die Erledigung 
erfolgt allerdings, so weit ich sehe, nie durch ein Ki-skript an die supplizirende 
BarU-i, sondern durch ein Matidat an den delegirten oder, was jetzt häufiger 
wird, den ordentlichen Uichter. ' Der Kaiser theilt ihm den Inhalt der Kl.ige 
mit, beauftragt ihn dann iiber nicht im allgemeinen, nach dem Rechte zu ent- 
scheiden, sondern die Wiilnheit der .Angabe des Klägers zu untersuchen; für 
den Fall der Wahrheit entscheidet er selbst, dass dem Verlangen des Klägers 
in die.ser oder jener Weise zu genügen sei, den Richter anweisend, sich daran 
zu halten, damit er nicht nochmais durch eine begründete Beschwerde in dieser 
.Sache behelligt werde. .So zeigt der Kaiser 1223 dem Bischöfe von Mileto an, 
fienannte hätten ihm geklagt, sie hätten friiher ans Noth einem Ahte Be- 
sitzungen verk.auft, in quarum venditione ultra dhnidium iugti prelii agge- 
rucrunt ge fuigge dcccptog; cum ii/itur deceptig et non dccipicntibug iura 
gubceniant, fidclitati tue precipieudo nuntdamug, quatenug inquirag super 
hoc diUgenter veritalcm, et gi congtitcrit ita egge, eoijag sicul higtiim fiarit 
eundem uhbatem, ut vel iusti pretii euppb'at quautitatem, in qua rcudi- 

186.-1 0. Iluillard 2, 4.f3. J. Arch. lUorico N..«?. 3b, 19. 8. Toeebe Heinr. VI. G22. 

». \ntich. Est. 1, 3G1. 

167 . - 1 . Den Ausdnick reteribfre finde ich erst gi>braucht in einem, sich sniist 
noch genau an die unter Kriedrich II gpbrflurhlh'he Form atischlies&eoden Mandate des 
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rereribfre itemto Bühincr Acta 704. 
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tionia tempore f uwint deeepti, vel reeepto ]»‘etio, (piod pro eittdem per- 
snlrit, rineam, domum et tet'ras eis restUtiat siiprudietas, vt super hoc 
de cetero ad nos iiisla qneriinonia non recurrat; wobei es uuSallen kann, 
dass der Richter, trotz der Aufforderung der Kläger, iuxta foiinam impe- 
rialis mandali nobis comiiüssam vorzugehen, sich auf die Frage, ob wirklich 
eine Laesio enonnis vorlag, gar nicht einlässt und für den Al>t entscheidet, 
weil der Verkauf in so bindender Fonn gescliehen sei, dass die Kläger ihn 
nie mehr anfechten könnten ; wovon dann allerdings ad imperaloris audieu- 
tiam npi^llii-t wird.^ ln ähnlicher Form sind alle bezüglichen Mandate gefasst; 
wie das römische Recht für die entsprechenden kaiserlichen Reskripte die 
Klausel; si jm'ces veritate uitantur, verlangt^ so fehlt auch hier nie eine 
entsprechende Formel; es heisst, «t est ita oder si tv-tn inveneiüs ita esse, si 
premissa veritate nitantur, si prenässis veritas sufragatur, si tibi eoti~ 
stiterit de preniissis.* War, wie das mehrfach der Fall war, die Klage gegen 
den ordentlichen Richter, einen Reiclisbeamten oder die Stadtbehörde, ge* 
richtet, so erging das kaiserliche Mandat dennoch an ihn selbst.^ Zur Siche- 
rung gegen Ungehorsam mochten dann wohl noch weitere Massregtln ergriffen 
werden; 1247 befiehlt der Kaiser zunächst der Stadt Pavia, einer gegen sie 
gerichteten Klage des Abtes von S. Salvator, si est ita, in angegebener Weise 
abzuhelfen, theilt das aber gleichzeitig dem Reichsvikar von Pavia aufwärts 
mit, ihm befehlend, si prevussa iuxta mandatum nostrum adimplere ne~ 
fflexerint, sie dazu zu verhalten.^ Nur in einem Falle finde ich, dass das 
Mandat auch im Falle der sich herausstellenden Wahrheit nicht unbedingt 
gefasst ist; 1245 befiehlt der Kaiser in der gewöhnlichen Form dem Reichs- 
vikar von Tnszien, einer gegen ihn gerichteten Klage, si est ita, gerecht zu 
werden, aber mit dem Zusatze : nisi aliquam causam habeas exposilionis 
superius non e.rpressam, quare presens mandatum nostrum exeqiii non 
deheas; quam curie nostre sei'ibas.' 

168. — Sehr häufig finden sich weiter kaiserliche Bestätigungen 
der Urt heile anderer Richter, welche nicht veranlasst sind durch 
Berufung gegen das Urtheil als ein ungerechtes, sondern durch eine Supplik 
der obsiegenden Partei. Der Kaiser erklärt etwa, sententiam, tanquam iusle 
et rutionabiliter laiam, ratam hahemus et con/ii’mamus. ln einem der 
frühesten Fälle gewinnt die Bestätigung den Charakter einer nochmaligen 
selbstständigen, nach vorhergehender Prüfung ergangenen gleichlautenden Ent- 
scheidung ; 1186 bestätigt K. Heinrich einen Spruch der Konsuln von Pavia, 
weil derselbe nach einem Privileg seines Vaters, wie nach den Aussagen der 
Zeugen ein gerechter sei. ' .\uch später wird eine vorhergehende Prüfung wohl 


8. UuiUard 2, 374. 8. L. 7. pr. Cod. 1. 23. 4. HuiUard 2, 518. 520. 6, 165. IIIP. 

6. 77. 78. 155. 416. Hshnier .\cu 239. 273. 275. Auch in StnffUlen ergeben Mendale 
mit solcher RIaueel: Huillard 4, 241. 5. So HuilUrd 6, 77. 6. Huillard 6. 920. Aehn- 

lieh 1230 bei einem Exekutionsmandat, bei welchem tunSebat dna Kapitel von Lucca 
al« neriebtaherr beauftragt, aber bemerkt wird, data gleichaeitig der Podeata angewieaen 
aei, ts dffeclu vestm für AuafUhmng au sorgen. Huillaril 3, 199. 7. BOhmer Acta 274. 

168 . - 1 . Br>|imer Acta 157. 
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erwähnt; so wenn K. Frieürioli II eine Sentenz bestätigt, qtmm per tudiees 
•nuigne eurie no«lre diligenter inspectam aceepimus iuete latam, oder ha- 
hita dlligi'nti provlxione cum iudicihus tiostris.'^ Doch finde ich kein Bei- 
■spiel, dass die Bestätigung eine irgendwie bedingte, etwa die Exekution ein- 
zelner Bestiininungcn bis auf weiteres suspendirende gewesen sei, wie das bei 
Bestätigung der iui deutschen Ilofgerichte gefundenen L'ilheile wenigstens ver- 
einzelt wohl vorkoiniut. ^ 

Es dürfte sich l>ei diesen Bestätigungen um einen in staufischer Zeit auf- 
gekonuncnen Brauch liandeln. Von Friedrich I ist mir kein sicheres Beispiel 
bekannt, dass er ohne diireli eine Appellation dazu veranlasst zu sein, ein 
richterliches Urtheil einfach bestätigt liätteA Dagegen beginnt K. Heinrich VI 
sogleich mit solchen Bestätigungen, sobald er die Verwaltung Italiens über- 
nimmt^; von da ab finden sie sich dann sehr häufig. Dass der Umstand, dass 
in Deutscidand die im Ilofgerichte gefundenen Urtheile einer Bestätigung des 
Kaisers als Vorsitzenden Richters bedurften, auf das Aufkommen des Brauches 
in Italien eingewirkt habe, ist kaum sehr wahrscheinlich; das Verfaliren war 
ein durchaus verschiedenes, als nothwendig ist die Bestätigung auch später in 
Italien nicht iiachzuweisen und sie sUdit mit der Reichsgerichtsbarkeit insofern 
in keinem nähern Zusammenhänge, als der Kaiser nicht blos ISprüche seines 
Hofgerichtes oder von ihm delegirter Richter, .sondern auch städtischer Kon- 
suhi und anderer ordentlicher Richter bestätigt 

Bei der Bitte um solche Bestätigungen hatte man wohl in erster Reihe 
denselben Zweck im Auge, wue in früherer Zeit bei der Bitte um Verhängung 
des Künigsbannes. Nicht die Rechtskräftigkeit des Urtheils war davon ab- 
hängig; aber man erstrebte eine grö.ssere Bürgschaft für die Aclitung desselben 
durch Androhung einer Strafe für jeden Verletzer. Dafür war man seit 
dem .kufbören des ältern Künigsbannes auf den Kaiser angewiesen.® Die Be- 
stätigung ist durchweg in den Formen feierlicher Diplome gefasst; wie sonst, 
folgt daher ein Befehl des Königs, dass niemand dagegen handeln solle, und 
Weiter die gewöludiche .Strafandrohung, dass der Verletzer der Ungnade des 
Königs verfallen und eine angegebene Geldstrafe zu zahlen habe. Eine sulche 
•Strafdrohung fehlt nur in sizilischen Bestätigungen", während sie sich in den 
Italien betreffenden immer findet, so dass hier darin ein ganz ausreichender 
Grund für die Nachsuchung gefunden werden kann, wenn der Bestätigung 
auch ein weiterer Werth nicht zukaui. 

169. — Andererseits scheint man aber doch der kaiserlichen Bestätigung 
noch einen besondern Werth für das weitere Verfahren beigelegt zu 

168 . — I 2 . Bnlimer Acts 259. Huillard 2. 640; vgl. 2, 276, wo es lich aber nicht um ein- 
fache Hestltigung handelt. 8 . 1225 : Huillard 2, 4B8. 4 . Es liegt mir nur der Austug 

einer ungedruckteu Urkunde Tun 1173 vor, wodurch der Kaiser eine neuere, io Sachen des 
Kapitels von Vicenza gegebene Sentenz ka.ssirt, d.vgegen eine frühere Ton ihm bestlUigte 
Sentenz nochmals bestätigt. Doch wird sich ohne Kenntniss des Wortlaute.s k,Tuiii ent- 
scheiden la.ssen. ob es sich dabei um eine nicht durch .kppellation herrorgenifeoe Bestäti- 
gung handelt. II. Ilb6. 87; la Farina 4. 180. Kühmer Acta 157. Mon. patr. Ch. I, 054. 
C. Vgl § 41 n. 12. 7. Huillard 2, 431. 4. 534. 
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zu halini. Wurin diesiT a^H‘r zu suchen sei, tritt wenigstens in den (nilieren 
Fällen nicht mit geuii('ender Siclierlieit hervor; und der Fälle, wo wir das 
Eingreifen einer solclien Konfirnmtion in den Prozess nachweiseii können, sind 
zu wenige, um darauf ein sicheres Urtheil gründen zu können. 

Nach einem schon inesprochenen Falle von 1196 könnte es allerdings 
scheinen, als seien durch die Bcstätigtmg .\ppellation und .Su|)plikation abge- 
.sclmitten worden. ' Ist al>er unsere Auffassung des Falles richtig, so würde 
für die Beseitigung weiterer Keehtsinittel da nicht gerade die Koiihrmatioii 
das massgel)ende sein müssen, sondern der Umstand, dass das auf Mandat 
des Kaisers gesi)rochene Urtheil die Kraft eines vom Kaiser selbst gespro- 
chenen hatte. Es ist möglich, diiss in soli-hen Fällen überhaupt eine kaiser- 
liche Bestätigung nöthig war, um dem Urtheili* die Kraft eines von ihm selbst 
gesprochenen zu geben, wa.s sich nach den wenigen betreffenden Fällen kaum 
wird ent.scheiden lassen. Für die Uechtswirkung einer Bestätigung überhaupt 
wird dieser Fall nicht mas.sgebend sein dürfen. 

Bei einem andern Falle von 1190 scheint sich vielmehr zu ergeben, dass 
die kaiserliche Bestätigung zwar beachtet, auch thatsächlich nicht gegen sie 
entschieden wird, der Gebrauch weiterer Uechtsmittel durch dieselbe alair in 
keiner Weise beschränkt erscheint. Einem Vasallen des Kapitels von Treviso 
wird im Genossengericht ein Lehen abgesprochen. Dann erfolgt ein Urtheil 
des Grafen von Treviso zu Gunsten des V^asallen, gegen welches vom Kapitel 
an König Heinrich appellirt wini. Dieser kummittirt die .Sache dem Bischöfe 
von Feltrc, welcher auf hi'ne appellafiiin erkennt. Dieses Urtheil muss vom 
Könige bestätigt und dennoch von demselben ap|a;llirt worden sein. Denn die 
.Sache konmit nun an die ständigen estensischen .\ppellationsrichter des Bis- 
thums Treviso, welche visis et nuditis rationihun — läritisque parth et 
diUejenter ingpeetis visoque iiisfriiinento seit pririlegin conßriiuttionig eiiig- 
deiH sententie doinliti nostri llenriei imperatorig den .Spruch des Bischofs 
liestätigen und die Appellation verwerfen ; wird auch bei dem Appellations- 
urtheile Gewicht auf die Bi>stätigung gelegt, so erscheint doch die Zulässigkeit 
der Appellation selbst nicht dadurch ausgeschlossen. .Schliesslicli kommt die 
.Sache dann noch vor den Podesta von Treviso, bei welchem auf Ausführung 
geklagt sein wird; visig rationihiig — , i‘ig(g gententiig et eonfiniuitione d. 
J[. impei-atorig kondemnirt er den Vasallen zur Herausgabe des Lehen an 
den Massar des Kapitels, ab(“r pregtltn geeiiritate a maggario — qtiod gi 
gententia fiierit retraefata per giipplieatiouent; qttod regtitaat rem einn 
lepitimig aiitjmentig.'^ Wird hier wieder die Kontirmation ausdrücklich b<’- 
tont, .so tritt um .so bestimmter hervor, dass man dieselbe nicht als Hinderniss 
für die Ergreifung irgendwelchen weitern UtKihtsmittels betrachtet, da auch 
hier noch auf etwaige .Supplikation Rücksicht genommen wird. 

Dem entspricht ein schon besprochener FalP, bei W'elcliem der Kaiser 
1193 zu Gunsten von Treviso einen Schiedsspruch kassirt; cs heisst dabei 


160 . - 1 . Vgl. 5 165 n. 5. 2* Calogera N.R. 34 a, 65*76. Dpm dürftP sich der 

$ 168n. 4 erwlhot« Fall aoscblieiHieDt weiui er überhaupt biober gebürt- 3o Vgl,$ 151 n. 5. 
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nou ohstante hnic nostt'e inßrmntiotie aliqiMt cnnstitntione vel legt' et tioti 
obetantihus aliqiiihm littei'üi ronßrmatwni» ab wlrerta parte impetmtie, 
wonach nicht zu bezweifeln ist, dass der kassirte Spruch vorher vom Kaiser 
bestätigt worden war, jedenfalls ausgesprochen ist, dass die etwaige Konfir- 
mation einer spätem Kassation nicht im Woge stehen wüi'dc; und bewegen 
v\nr uns dabei auch auf dem Gebiete kaiserlicher Unnmschränktheit, so ist 
die.se doch eben immer in Anschlag zu bringen ; konnte man sich auch gegen 
einen vom Kaiser ausdrücklich bestätigten Spruch noch mit Erfolg an den 
Kaiser wenden, so fehlte der Bestätigung überhaupt eine endgültige Bedeutung. 

Eine andere AulFassimg zeigt sich in einem Falle 1211; es scheint die 
endgültige Bedeutung einer kaiserlichen Bestätigung überhaupt anerkannt zu 
werden; aber im Einzelfalle \vitxl gegen sie geltend gemacht, dass sie er- 
schlichen und demnach nngültig sei. Die St.adt Asti wurde von einem Appel- 
lationsrichter venirtheilt und dessen Urtlieil vom Kaiser bestätigt. .Sie wendet 
sieh an den Kaiser, der die .Sa«die dem Hofvikar, und dieser wieder zwei Hof- 
richtern kommittirt. Vor diesen wird zunächst Nullität des Urtheils geltend 
gemacht, wegen mangelnder Litiskontestation, nicht gehöriger Ladung und 
weil beim Mangel eines vorhergehenden Urtheils nicht in der .Appellations- 
instanz hätte erkannt werden können; weiter aber, falls das Urtheil nicht 
nichtig .sei, .sei es ungerecht und in gehöriger Weise davon appellirt; was aber 
die Bestätigung betrifft, so wird behauptet, qtiod illa conßrmalio non valebat 
nee tenehat et facta erat per obreptionem, cum dixiseet nomine praedicti 
communis, quod praedicta senteutia cel sententie nidla vel nulle erant, et 
si aliqua vel alique crant, quod ah ea vel ab eis praedktum commune 
appellavcrat. Das Urtheil wird dann, zwar ohne Erwähnung der Konfinna- 
tion, übrigens alier ganz übereinstimmend gegeben; es wird zunächst die 
Nichtigkeit ausgesprochen, eventuell das Urtheil für ungerecht und die Appel- 
lation für gegründet erklärt.^ Das hat dann der Kaiser bestätigt, indem er 
zugleich die frühere Sentenz für ungültig erklärt, gleichfalls ohne die Bestä- 
tigung derselben zu erwähnen.* Es würde sich daraus ergeben, dass der 
Kaiser überhaupt nur ein rechtskräftiges Urtheil bestätigen soll, dass die Be- 
stätigung sonst als erschlichen zu betrachten ist und weder die Nichtigkeits- 
beschwerde, noch die Durchführung der gehörig erhobenen Berafiing aus- 
schliesst. 

Damit stimmen spätere Zeugnis.se; es ist nie, so weit sich das ersehen 
lässt, von der Bestätigung eines Urtheils die Rede, gegen welches ein ordent- 
liches Rechtsmittel noch zulässig war; dagegen wohl ausdrücklich auf das 
Gegentheil hingewiesen. Die Bitte um Bestätigung einer .Sentenz 1235 stützt 
sich ausdrücklich darauf, dass von derselben nicht appellirt sei: Nos autetn 
ipsius supplicationihus inclinati, sententiam ipsam, iHcut — fuisse nos- 
citiir iuste latam nec kgitinui appellatione suspensam, perpetuo dtiximus 
conßrimuuUim.^ Der Kaiser schreibt 1249, dass von einem Spruche seiner 
Hofrichter atl nostram audientiam appellirt, die Appellation aber während 


109, — J 1. Beilage von 121 1 ln. 10 S. Bshran Acta 228. <i< UiHUard L 534. 
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der gesetzlichen Frist nicht verfolgt sei, propli-r qnod Mn maiwl m’utcntia 
lata per iiuliees aiipraseriplos, deren Ausführung dann befohlen wird.’’ 

Die erwirkte kaiserliche Konfirmation greift demnach keineswegs ändernd 
in den regelmässigen Gang des Prozesses ein ; das Urtheil wird nicht durch sie 
rechtskräftig, sondern sie bestätigt nur, dass ein gültiges, durch ordentliche 
Uechtsmittel nicht mehr anfechtbares, dcnuiach rechtskräftiges Urtheil vor- 
liegt; sie schneidet nicht die gesetzlich noch zulässige Berufung an den Kaiser 
ab, sondern stellt fest, dass eine solche gesetzlich nicht mehr zulässig ist. Dir 
l>rozessualischcr Werth ist demnach nur darin zu suchen, dass sie zur Be- 
grfindung einer Actio iudicati dienen, auf Grundlage derselben Exekution des 
Urtheils verlangt werden konnte. 

Die Bestätigung erscheint denn auch mehrfach in engster Verbindung 
mit k a i s e r 1 i c h e n E X c k u t i o n s ra a n d a t e n. Wandte man sich mit einer 
Klage auf Exekution an den Kaiser, so war natürlich die Rechtskräftigkeit 
des Urtheils zu erweisen ; darauf mag es auch zu beschränken sein, wenn zu- 
weilen später von einer der Bestätigung vorhergegangenen Prüfung die Rede 
ist.® Die Erledigung scheint dann in der Form erfolgt zu sein, dass der Kaiser 
zunächst auf Bitte des Klägers in besonderer Urkunde die .Sentenz bestätigt, 
weiter aber dem ordentlichen Richter oder einer andern Person meldet, dass 
er die .Sentenz bestätigt halje, und ihr daraufliin befiehlt, diligeuter inapeeto 
tenore i»-ediete sententie, dieselbe auszuführen. In einem Falle 1 220 liegen 
uns beide Urkunden, Konfirmation und Exekutionsmandat vor®; in einem 
Exekutionsmandate an die .Stadt Bologna wird die Bestätigung erwähnt, akut 
in aeripfo eonßrinationia noatre, qinul eidem iudeo indulaimiia, pateritis 
pleniua cognoaeere et videreJ" Wird in andern Exekutionsmandaten eine 
ausdrückliche Konfirmationsurkunde nicht erwähnt, so ergibt sich die Bestä- 
tigung wenigstens aus der Formel, dass die .Sentenz, prout iuate Uita fuit, 
auszuführen sei ' ' oder cs wird wohl bestimmter angegeben , wesshalb da.s 
Urtheil nun rechtskräftig sei. 

Nach allem wird etwa anzunehmen sein, dass als die kaiserlichen Bc- 
stätigungsbriefc üblich wurden, man dabei wohl in erster Reihe die .Strafan- 
drohung im Auge hatte, cs aber zugleich versuchte, dieselben im I’rozesse 
insbesondere etwa gegen die .Statthaftigkeit weiterer Berufung geltend zu 
machen, während doch, wie der Fall von 1211 nahe legt, wohl kaum genügend 
Sorge getragen war, dass mir wirklich rechtskräftige Urthcile bestätigt wurden. 
Noch näher konnte das liegen, wenn häufiger, wie wir das in einem der frühe- 
sten Fälle fanden'®, die Bestätigung in einer Weise gefasst war, welche sie 
zugleich als selbstständige persönliche Entscheidung des Kaisers erscheinen 
lassen konnte, die an und für sich eine Berufung nicht zuliess. Hatte der 
Richter danach ein dem ordentlichen Prozess fremdes Moment zu beachten, so 
ist es erklärlich, wenn die frühem Fälle bezfiglich der der Konfirmation bei- 
zulegeiideii Wirkung nicht Qbereinzustimmen scheinen. Später hat sic eintäch 

7. Böhmer .\cta 277. 8, Vgl. § 168 n. 2. 9. Huillard I. 775, 776. 10. HuiUard 

2. 640. 11. Huillard 3, 109. 6, 453. 12. Vgl. üben n. 7. 13. Vgl. S 168 n. 1. 
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Heil Werth einer Anerkennung des ulinehin rechtskräftigen L’rtheil.s durch den 
Kaiser, auf deren Grund insbesondere auch ein kaiserliches E.xekutionsniandat 
gefordert werden konnte, während sie ausserdem die Einlialtung des Urtheils 
durch ausserordentliche Strafandrohungen sicherte. 

XV. DER PF.VLZGRAF. 

170. — Der regelmässige .Stellvertreter des Königs im Ilotgcrichte ist 
im neunten und zehnten Jahrhunderte der Pfalzgraf, der Comes palatü 
oder Cornea saori palatü. 

Der longohardischen Verfassung ist der Pfalzgraf fremd; es ist 
nicht unwahrscheinlich, dass der Majordonius, welcher ja einst auch bei den 
Franken statt des Königs zu Gerichte sass, eine entsprechende .Stellung ein- 
nahm ; doch wird schwer zu entscheiden sein, ob er in den Fällen, wo er statt 
des Königs vorzusitzen scheint, kraft seines Amtes oder nur in Folge eines 
besondern königliclien Auftrags für den Einzelfall thätig ist. ' 

Das Amt wird demnach aus der fränkischen Verfassung übernommen 
sein. Aber die Dürftigkeit der Zeugnisse, dann der Umstand, dass nicht jeder 
in Italien auftretende Pfalzgraf auch Pfalzgraf ftir Italien sein muss, da ja 
Pfalzgrafen aus andern Reichstheilen dort als Köuigslioten verwandt werden 
konnten^, lässt eine sichere Beantwortung der Frage, -seit wann es eigene 
Pfalzgrafen für Italien gab und ob das Amt des.selben zu Anfang des 
neunten Jahrhunderts schon ein ständiges war oder nur zeitweise besetzt 
wurde, kaum zu. Nach den fränkischen Einrichtungen scheint der königliche 
Hof auch einen Pfalzgrafen zu erfordern; und es dürfte die Wahrscheinlich- 
keit dafür sein, dass, soweit es eine besondere königliche Hofhaltung in Italien 
gab, dort auch ein eigener Pfalzgraf bestellt war. 

Das bestätigt sich dadurch, dass wir gleich bei K. Pipin einen Pfalz- 
grafen nachweisen können und zwar nicht in ausserordentlicher Verwendung, 
sondern als Vorsitzenden des Hofgorichtes ; in Anwesenheit des Königs sitzt 
Pfalzgraf B e b r o a r d oderllebroard 800 zu.Spoleto zu Gerichte.* Ist danach 
kaum zu bezweifeln, dass er Pfalzgraf für Italien war, so ist dasselbe anzu- 
nehmen tür den zur Zeit K. Bernards 814 genannten Pfalzgrafen .Suppo, da 
er derselbe zu sein .scheint, welcher früher Graf von Brescia war, 822 Herzog 
von Spoleto wurde und 824 starb. ^ Bei dem Pfalzgrafen Adalhard, der 
823 vom Kaiser nach Italien geschickt wurde und dort als Comes palatü und 
Missus zu Gerichte .sass*, kann es zweitelhafter erschejnen, ob seine Würde 
sich von vornherein auf Italien bezog; er wurde 824 Nachfolger des .Suppo im 

170 . — 1 . Vgl. Schupfer 256. 2. Dahin gebürt unter K. Pippin der Pfaixgnf 

Echerigus, der mit andern Mi.tsut in Italien war. Antiq. It. 5. 953. Vgl. Pemice 28. Ein 
Verzeichniss der unter den ersten Karolingern überhaupt Torkomraenden I^alzgrafen bei 
Sickel Acta 1, 361. 3. Galletti Gabio 60; dieselbe Gerichtssitzung wird erwähnt Script. 

It. 2 b. 357, wo cs Uebroardus, dort aber wiederholt Bebroardus heisst. 4. Script. It. 2K 
361. Vgl. Antiq. It. I, 355. 5. Einhardi .\nn. ad a. 823. Vita Hludor. 36. Tiraboschi 

Non. 2, 41. 
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Hprntytlniiiie um! star!) in dfinspllicn Jahre. Aiieii 827 Kiideii wir 

einen l’faizprafen Adalgi.s als .Missu.s des Kaisers.'’ Da seit 822 Lothar 
Könif; von Italien war, so ist es doch am wahrscheinlichsten, dass beide aus- 
driickliidi als Pl'alzgrafen für Italien bestellt und wohl eben die.ser .StelluiH; 
wegen in Abwesenheit des Königs mit der Verwaltung des Lamh's betraut 
wurden. 

Wird 835 Mauriiiu.s vom K. Lothar als Coiiws italatii nostr! la'- 
zeichnet ', so haben wir damit ein au.sdriickliehe.s Zengniss für einen l>esondern 
I’falzgrafen für Italien; und bei allen späteren Erwähnungen ist die.se .Stellung 
nicht mehr zu bezweifeln. Mauriims ist noch 840 im Amte®; dann 852. 53. 
tJO Huc|iald.® Ihm mag ein Johann gefolgt sein, da 878 der .Sohn eines 
Pfalzgrafen dieses Namens erwähnt wird."’ Der Pfalzgraf Boderad wird 
869 und 874 genannt, unterschreibt 876 das WahldekretK. Karls und kommt 
noch 879. 880 vor." Unter Wido war 891. 92 Pfalzgraf Main fred, Graf 
von .Mailand ", der in nicht näher angegebener Zeit das .Vmt auch bei K. ,\r- 
nulf versah"; unter Lambert 895. 96. 97 .Vmedeu.s. " Dann wird .Sig- 
frid, schon früher Graf von Piacenza", 901 bis 904 häufig bei K. Ludwig, 
aber auch bei K. Berengar als Pfalzgraf und Graf von Piacenz.a und Mailand 
erwähnt." Nach grösserer Lücke folgen 917. 20 -Markgraf Ode Irich", 
nach Liutprand ein Schwabe"; 926. 27 Giselbert I, Graf von Bergamo", 
der bald darauf als verstorben erwähnt wird^"; 935 .Sarilo^ ', ein Burgunder, 
der 940 Markgraf von Camerino wird und beim Könige in Ungn.ade fallt**; 
941. 42 Hubert**, natürlicher .Sohn K. Hugo’s, zugleich Markgraf von 
Tuszien; 945 und wohl noch 954 Lau frank 1*^, .Sohn Giselberts 1, ge- 
storlam vor 959.** 

Unter K. Otto I erscheint dann sehr häufig 962. 64. 67. 70. 72 als 


tf, Tirabosebi Non. 2, 46. 7» Antiq. It. 2* 62. Er war nichu wie Muratori Antiq. It. 1. 356 

aniiimmU derselbe mit dem frühem (irafen Mauringux von Brescia, da dieser nach Einhard 
ad a. 824 aU designirter Herzog ron Spoleto aurb. 8« Mem. di Lucca 5b, 337. 0* Antiq. 

It. 2, 954. Ughclii 3, 26. Script. It. 2 b, 928. tngfJrada ßHa Ap<tfdi com. wird 896 
erwfthnt. Fantuzzi 1, 96. Manche nAhore Angaben über diese und die folgenden Pfalzgrafen 
tiuden sich noch Antiq. It. 1, 356. auf welche ich im allgemeinen verweise. 10» Robolini 
2. 38. Dagegen bestätigt sich die Verinuthung Muratori’s, dass in der von ihm Antiq It. 
1, 495 mitgetheilten Urk. von 865 lohnnnct $. fHit. (comf4') zu lesen sei, nicht; nach dem 
Abdrucke Mem. di Lucca ob, 466 ist arcfcon^lariut zu lesen« was durch eine andere Urk. 
ebenda 4 c, 64 bestätigt wird. — Den hier in der Reibe bei Muratori erscheinenden Heri> 
bald, wie später Ezzeca, .schiies.se ich als Vicepfalzgrafen aus; vgl. $ 177. ll« Vgl. 
Dummler Ostfr. Reich I, 725. Boselli I, 280. Mon. Herrn. 3, 529. Antiq. It. 1, 361. 359. 
Ein Kvtrurdus c*um$ ßJius b.m. Boderadu, qui fuU comiti pithuino im J. 899. Campi 1, 478. 
12« Ughelli 2, 120. Faroagalli 522; vgl, Moriondi 1, 2. Ift. Fuinagalli 541. 14* Campi 

1, 475. Fumagalli 541. Antiq. It. 1, 497. 15« 892. 98; Campi I, 234. 238. Bo&elli 

1, 280. 16, Ughelli 2, 255. Antiq. It. I, 718. 717- 367. Lupus 2, 14. 19. 23. Campi 

I, 240. Dummler Ostfr. Reich 2, 535. 17, Antiq. It. 1, 369. Frisi 2. 17. 18. Antapod. 

1. 2 c. 57. 19, Lupus 2, 155. 206. Morbio 3, 155. 20. Lintpr Antap. 1. 3 c. 39. 

21* Alfü Parma 1, 339. Antiq. It. 2, 935. 22, Liutpr. Antap. 1. 5 c. 5. Hist. Fnrf. Mon. 

Germ. 13, 537. 26. Antiq. It. 1, 953. 499. 373. 24. Tiraboschi Non. 2, 117. Verci 

Marca 1, 4. 25, Lupus 2, 206. 
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Pfalzgraf der Markgraf Otbert^®, Stammvater der Markgrafen V()n Este, 
gestorben vor 975.^' Es kann auffallen, dass im Juli 972 zu Mailand ein 
Adelbert als Markgraf und Pfalzgraf in Gegenwart des Kaisers dem Ilof- 
geriehte vorsitzt*®, während Otbert noch im folgenden Monate als Pfalzgraf 
ein Placitum hält.*® Adelbert ist unzweifelhaft der älteste .Sohn Otberts; es 
wird anzunehmen sein, dass er nur etwa den Vater vertretend den Titel fiihrt, 
da er später nie mehr Pfalzgraf heisst.®® Als Naehfolger Otberts finden wir 
vielmehr 976. 79. 81. 89. 83 Giselbert II, Grafen von Bergamo, .Sohn 
des Pfalzgrafen I.anfrank I.®* 

Nachfolger GLselberts warArdoin, der 996 nur als Pfalzgraf bezeichnet 
zu Limite zu Gerichte sitzt®* und anderweitig in dieser Zeit nicht als Pfalz- 
graf erwähnt wird, während wir 1001 einen andern Pfalzgrafen im Amte 
finden werden. Es scheint das die gewöhnliche Angalie zu unterstfitzen, dass 
wir in ihm den Markgrafen von Ivrea und spätem Gegenkönig zu sehen 
haben®®, der 999 seiner Aemter entsetzt wurde. Aber es muss doch auffallen, 
dass er nicht zugleich als Markgraf bezeichnet ist, während sonst in den Ge- 
richtsurkunden der Doppeltitel JhtrMo et eomes imlatii ganz regelmässig 
gebraucht wird, nur die das .\mt versehenden Grafen sich mehrfach nur des 
Pfalzgrafentitels bedienen. Ist schon früher mit freilich sehr unzulänglichen 
(irfinden behauptet, .Vrdoin sei ein .Sohn des Pfalzgrafen Giselbert gewesen®*, 
so wird das allerdings dadurch sehr wahrscheinlich, dass ein .Sohn Giselbert.s 
dieses Namens wirklich nachzuweisen ist, der zudem wenigstens später zu- 
weilen den pfalzgräflichen Titel führt. Er heisst 1019 eomes filius 

(riselherti conütis palatü^^, 1021 eomes palatü et eonms istiiis comitalns 
Jiergomensis^'“ und 1022 eomes palatiP^, während er sonst nur Graf heisst. 
Ausser ihm fiihrt auch sein, sonst nur als Graf von Bergamo bezeichneter 
Bruder Lanfrank II 1017. 18 den Titel Pfalzgraf.®® Da aber beide den 
Titel nicht regelmässig führen, insbesondere nie am Hofe thätig sind, so werden 
sie den Titel, der bei den spätem Grafen von Bergamo nicht mehr vorkommt, 
nur na<di dem Vater fortgeffihrt haben, ohne Amtsbefuguisse zu üIh-ii. Das 
schliesst freilich nicht aus, da.ss -\rdoin nach dem Tode des Vaters das .\mt 
wirklich bekleidete; ist unsere Vermuthung richtig, so müsste er dann freilich 
noch von Otto III des Amtes entsetzt sein. 

Denn 1001 tiilirtOtto, Graf von Pavia undLomello, Nefle des Bischofs 
Pi'ter von Como nicht allein den Titel®®, sondern sitzt auch als Protospa- 
toriKS et eomes sotTi palatü zu Ravenna und Pavia dem llofgeriehte vor.*“ 

171. — 1 26. Mon. pntr. Ch. I. 106. Ughelli 4, .348. Fantuzti 2, 27. .\mich. Est. I. 143. 
130. 145. 147. 140. 27. Amiq. It. 1. 375. 28. I.up.iii 2, .303. 2». Amirh. Est. 

1. 149. 80. Antiq. It 1, .375. AflW P. I. 372 . 81. Beilagen von 076 Oct. 25 und 

081 Ort. 15. r.upu.s 2. .342. .350. 359.300. 82. Antiq. It. 1.383. 88. -So auch 

ProTana 55 ff. Hirsch Heinr. II 1, 237. 34. Vgl. Prorana 56. 85. .Archiv zu Cremona 

nach Wiistenfeld. 86. Cod. .Sirardianus nach Wü.stcnfeld. 87. Tiraboschi Non. 2, 155, 
38. Antiq. It. 2, i;10. 5, 678. I.upus 2. 483.401. Beider Schwester war Richilde, Gemahlin 
des Markgrafen Bonifaz; eine andere Schwester Gisla heisst 1020 Gemahlin des Markgrafen 
ügo. gewi.ss des Estensers. B.'selli 1, 207; vgl. .Antich. Est. I. 92. 38. .Antiq.lt. I, 385. 

4V. f antuzzi 1, 225. .Antich. Est. 1, 125. 
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In der Zeit der Gegenkönige wird kein Pfalzgraf erwähnt; 1014 hält dann 
aller Otto wieder als Pfalzgraf und Graf von Pavia vor dein Kaiser Gericht 
zu Pavia*'; 1018 sitzt er zu Loinellu als Pfalzgraf und Graf von Loinello zu 
Gericht*'' und wird zu Pavia eine Schenkung von ihm vorgenoinmen * * ; auch 
unterschreibt er die Beschlüsse der in einem der nächsten Jahre zu Paria ge- 
haltenen Synode**; noch 1025 wird er urkundlich als Pfalzgraf erwähnt, 
während die Chronik von Novalaise ihn nur als Grafen von Lomello tM*zeichnet. * •'* 

171. — Otto ist der Stammvater der spätem Pfalzgrafen von Lomello, 
auf welche uns spätere Untersuchungen zuriiekfiihren werden. Für unsere, 
nächsten Zwecke können wir aber von ihnen absehen. Denn die Thätigkeit 
der Pfalzgrafen als Vorsitzende im Uofgerichte nimmt auffallenderweisc wäh- 
rend der Regierung K. Heinrichs II ein Ende; seit 1014 sitzt nie mehr ein 
Pfalzgraf dein Hofgerichte vor. 

Es wäre denkbar, dass der Grund für das .\ufhören des Vorsitzes 
des Pfalzgrafen im Hofgerichte nur in einer durch zufällige Veran- 
lassungen br'wirkten längern thatsächlichen Nichtübung des Amtes zu suchen 
sei, wodurch dasselbe seine frühere Bedeutung verlor, ohne dass ihm dieselbe 
jemals ausdrücklich entzogen wäre. Dafür Hesse sich etwa geltend machen, 
dass noch Otto von Freising der Stadt Tortona, indem sie Pavia die Erniedri- 
gung der Pfalzgrafen von Lomello zum Vorwurfe macht, die Worte in den 
Mund legt: Fncius ist Ule inter lUdiae proceres nohilissimtw biquilifmn 
fuiia, qui debttil esse Uoiainus, rediUt tibi nitne veetigal, eiii tu- priiicipis 
vieein gerenti veetigal pevsolvere solebas ; videat prineeps et animadvertat, 
qua honestate sui imperiique Iwnnre ipsiiis lateri iudicium de Italis la~ 
turus assideat'; es lic.sse sich etwa daraus folgern, dass das bezügliche Recht 
des Pfalzgrafen, wenn es auch nie midir geübt wurde, noch immer als fort- 
bestehend betrachtet wurde, also auch schwerlich je atisdriicklich beseitigt war. 

Aber gerade in so später Zeit konnten Erinnerungen an die einstige 
.Stellung und darauf gegründete Ansprüche auch dann recht wohl wieder auf- 
tauchen, wenn dieselbe etwa anderthalb Jahrhunderte früher ausdrücklich 
beseitigt war. Dass es gerade für K. Heinrich II an Veranlassungen zu durch- 
greifenden Aenderungen in der Verwaltung Italiens nicht fehlte, bedarf keines 
Nachweises; dass er solche wirklich voniahm, zeigt beispielsweise die mit ihm 
eintretende Verbindung des Erzkanzleramtes für Italien mit deutschen Kirchen- 
würden, während dasselbe bis dahin immer in den Händen italienischer Bi- 
schöfe war; dem würde die später zu begründende .Annahme ganz entsprechen, 
dass der Kaiser die dein Pfalzgrafen, der immer ein italienischer weltlicher 
Grosser war, genommenen hufgerichtlichen Funktionen dem Kanzler für Italien 
übertrug. Und noch ein anderer Umstand legt es nahe, an eine absichtliche 
Aenderung zu denken. In Urkunden der Ottonen, durch welche die Befugnisse 
der dem Reiche vorbehaltenen Gerichtsbarkeit auf Bischöfe oder ständige 

41. .^ntiq. It. I, 40a. .4ntich. Est. l, lll. 42. Mon. (ierm. L 4. 650 . 43. Anliq. It. 

I, 387. 44. Mon. Germ. 4. 564. 45. Vgl. Robolini 2. 102. 

171 . - 1 . Getu Frid. I. 2 ft. 18. 
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Königsbotpn iibprtragcn werden, wird dieselbe regelmässig als ptälzgrä fliehe 
bezeichnet; es heisst, der Betreffende solle richten dürfen tanquam nosiri 
comes piilatii oder lanqiwm si nnulri roiiuti» pahitii ihi advsset prfsentid 
oder fanqiMm ante twefrain vel nostri comitig palatii praesmltam. Wäre 
nun eine Aendernng in den bisherigen Rechten des Pfalzgrafen nicht beab- 
sichtigt gewesen, wären dieselben seit 1014 nur durch thatsächliche Nicht- 
übung aihnälig in Vergessenheit gerathen, so hätte zunächst kein Grund Vor- 
gelegen, von jener Bezeichnung abzngehen. Aber ich finde sie nur noch vereinzelt 
in solchen Urkunden, wo der Ausdruck recht wohl aus altern Vorlagen über- 
nommen sein könnte^; dagegen scheint er durchweg vermieden, wo es sich 
nni neue Verleihungen solcher Rechte handelt; in Urkunden von 1014 tnr 
den Bischof von Novara, 1027 für den von Reggio, 1038 für den von Mo- 
dena^ und weiterhin in allen andern, in welchen nach dem alten Brauche die 
übertragenen Befugnisse als pfalzgräflicho zu bezeichnen gewesen wäre, ver- 
missen wir den Ausdruck, wird die Reichsgerichtsbarkeit als die des Königs 
oder seiner Missi bezeichnet. Auch in der longobardischen Rechtslittcratur 
des eilflen und zwölften Jahrhunderts, in den Formeln, Glossen und Ausfüh- 
rungen zum l’apien.ser Rechtsbuche, in den Arbeiten Ariprands und Alberts, 
wird der Pfalzgraf nie erwähnt, was bei dem sonstigen Festhalten an so luan- 
chera thatsächlich Antiquirten kaum denkbar wäre, wenn das Recht des Pfalz- 
grafen, dem Hofgerichte vorzusitzen, nur ausser Uebung gekommen, nicht 
ausdrücklich abgeschafft wäre. In wie weit einzelne andere pfalzgräfliche Be- 
fugnisse fortdauerten und auf die spätere Entw icklung Einfluss gewannen, w ird 
geeigneter bei Besprechung der neuern Pfalzgrafen zu erörtern sein; für unseni 
nächsten Zweck verliert das Amt seit K. Heinrich II jede Bedeutung. 

172. — .Sehen wir auf die al Igeme i n e n Ve rhä 1 tnis se des Pfalz- 
grafenamtes, so ist zunächst nicht zu bezweifeln, dass es nur einen Pfalz- 
grafen für das gesannnte Königreich gab. Für die Einheit des Amtes 
spricht schon die Art derErwähnnng desselben in den Urkunden; es ist immer 
nur von den Befugnissen des Coiin'g palatii, nie AcvComitvs palatii die Rede, 
während in entsprechender Verbindung durchweg nicht der Miesug, sondern 
die Missi genannt werden, ln der aufgestellten Reihefolge findet das seine 
Bestätignng. Von Adalbert, dann .\rdoin und Lanfrank 11 abgesehen, welche 
nur ausnahmswsise den Titel des Vaters zu führen scheinen, ergeben sich 
keine Kollisionen. Allerdings wurden einige urkundlich als Pfalzgrafen be- 
zeichnete Personen, welche gleichzeitig mit andern das Amt versehen haben 
müssten, nicht berücksichtigt; aber mehrere von ihnen werden wir so bestimmt 
als Vicepfalzgrafen nachweisen können, dass diese iStellung, wenn sie in ein- 
zelnen Fällen weniger bestimmt hervortritt, doch immer zu vennutheii sein 
wird. Es fehlt sogar ein bestimmtes Zengniss, dass es zur Zt’it von Giegen- 
königen auch Gegenpfalzgrafen gegeben habe ; denn auch Mainfred, von dem 


171 .-) 2. 1039. 1041: Mon. patr, Ch. I, 553. i. I29j 1116: Moriondi I, 4b. 8. üghelli 
4, 7(M). Tirafaosclii Mod. 2, 24. .\ntiq. It. Ö, 42. Bri Besprechung der ständigen Kftnigs- 
boteu werden nähere Belege für lU.v (ic&ngCe ungctuhrt werden. 


Digitized by Google 



Allgemeine V’eili&ltiiisse de- Amtes. 


317 


es 896 Oi;t. heisst: qui fult comes paitu-ü Arnulfi regis^, würde nur dann 
Lamberts Pfalzgrafen Amadeus gegenUI>ergestanden haben, wenn gerade an 
den zweiten Zug Arnulfs zu denken wäre, wozu keine Nöthigimg vorliegt. Von 
besondern Pfalzgrafen für Tuszien oder die Komagna findet sich keine Spur; 
derselbe Pfalzgraf ist hier, wie in der Lombardei thätig. Den vereinzelt vor- 
koimuenden Pfalzgrafen von Rom aber dürfen wir fiir die Verhältnisse des 
Königreichs unberücksichtigt lassen. 

Das Amt scheint nach der langen Amtsdauer mehrerer Pfalzgrafen 
lebenslänglich verliehen gewesen zu sein. Aber es war nicht erblich; 
so weit uns die Verwandtschaftsverhältnisse genauer bekannt sind, folgt der 
.Sohn nie unmittelbar auf den Vater; nur bei Ardoin würde das der Fall sein, 
wenn unsere Annahme über seine .\bkunft gegründet wäre. Doch waren die 
Grafen von Bergamo, obwohl inuner durch andere getrennt, so oft Pfalzgrafen 
gewesen, da.ss zur Zeit des Aufhörens der alten Bedeutung des Amtes sich 
bei ihnen schon ein erblicher Anspruch auf den Titel geltend zu machen scheint, 
während andererseits, wie wir sehen werden, die Reste der pfalzgrällichen 
Befugnisse sich auf die Grafen von Loniello, Nachkommen des letztgenannten 
Pfalzgrafen Otto, vererben. 

Durchweg ergibt sich eine Verbindung mit andern Aemtern, 
der jedesmalige Pfalzgraf ist zugleich Markgraf oder Graf einer oder mehrerer 
Grafschaften. Aber dauernd ist ein bestimmter engerer Amtssprengel nicht 
mit der Pfalzgrafschaft verbunden gewesen, insbesondere nicht die Graf- 
schaft Pa via. Nur vom letzterwähnten Pfalzgrafen Otto wissen wir be- 
stimmt, dass er zugleich Graf von Pavia war. Dagegen ist während der Amts- 
Tiihrung Giselberts von Bergamo und Arduins, 976 Markgraf .Vrduin''*, 984 
bis 999 Bernard als (iraf von Pavm urkundlich nachweisbar.^ Es ist irrig, 
wenn angenommen wird, .schon im neunten Jahrhunderte .sei die Pfalzgrafschaft 
zu einer wesentlich lokalen Gewalt geworden^; sie ist noch ein eigentliches, 
auf das ganze Königreich l>ezügliches Reichsamt. 

173, — Was die rieh te r lieh e n B e fug n i sse des Pfalzgrafen l>e- 
trifft, so ist er dazu berufen, im königlichen Hofgerichte als .ständiger 
fstellvertreter des Königs die dem Reiche vorbehaltene Gerichtsbarkeit nus- 
zuüben, welche daher in den Urkunden liäufig als die des Königs oder seines 
Pfalzgrafen l>ezeichnet wird. Dass in allen und jeden Sachen der Pfalzgraf die 
Stelle des Königs als obersten Richters einnehmen konnte, ist allerdings nicht 
wahrscheinlich ; wie sich hier in der karolingischen Zeit Beschränkungen zei- 
gen ', so werden auch später manche .Sachen, insbesondere wohl Straffalle der 
Gro.ssen, der persönlichen Entscheidung des Königs Vorbehalten gewe.sen sein; 
doch sind mir ausdrückliche Zeugnisse für eine bestimmtere .Scheidung in dieser 

172. — 1, Kumagalli 541. Auch DüDimler Ostfr. Reich 2. 377 bezieht das auf den 

ersten Zug .\rnulfs. Doch wurde Mainfred freilich erst nach dem zweiten Zuge als An- 
hfinger Arnulfs hingerichtet, und es mag Zufall sein, dass er in spÄtem ihn erwähnenden 
Zeugnissen nicht mehr Pfalzgraf heisst. Vgl. Düinmler 2, 414. 423 3, f'od. Sicard. nach 

Wüsteiifeld. S. Vgl. Rubuliui 2, 244. 3, 50. 4. So Pernice 45. 

173. - I. Vgl. Wailz V.G. 4, 413. 
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Hii'litiing nicht )>ckannt geworden. Da.ss der König selbst im Hofgerichte als 
Kiclitcr auftritt, ist jedenfalls als die’ Ausnahme, der Vorsitz des Pfalzgrafen 
als die Hegel zu betrachten. Wie dem Könige selbst, so tritt auch ihm im 
Uofgerichte in der Regel kein zweiter Vorsitzender zur Seite, wie das beim 
Vorsitze anderer Personen üblich war; es sind Ausnahmen, wenn 964 zu 
Lu«« und 976 zu Piacenza am Hofe ein Missus mit dem Pfalzgrafen vorsitzt.'-* 
Und nur in Abwesenheit des Pfajzgrafen scheint es üblich gewesen zu sein, 
dass der König andere Personen mit dem Vorsitze im Hofgerichte betraute; 
nur einmal, so weit ich sehe, bestellt der König, obwohl der Pfalzgraf anwe- 
send ist, andere Richter und auch in diesem einen Falle lässt sich das daraus 
erklären, dass der Pfalzgraf im Laufe der Verhandlung als Anwalt des Fiskus 
auftritt. ’ Gewöhnlich war auch beim Vorsitzen des Pfalzgrafen der König in 
der Gerichtssitzung anwesend, da überwiegend das Praeesse des Königs* 
ausdrücklich erwähnt wird. Doch w-ar es nicht immer der Fall, obwohl der 
König am Orte war; so klagen 8'j2 beimK. Ludwig, als dieser zu Pa via sein 
plafitum hielt, die Leute von Cremona : quidcm d. imperator au- 
dietts liunc rlamorem direxit de »ui prexmtia missum Tlieodericum con- 
»iliariiim siiiim — ; tune predictus Th. veniem in ipmm palatium, uhi in 
iudicio re»idebat 11. conwa »acri palatii usw.® Wurde das Hufgericht in der 
Hegel im königlichen Palaste gehalten, so scheint das nicht gerade erforder- 
lich gewesen zu sein; 927 und 962 sitzt der Pfalzgraf zu Pavia in curte 
propria zu Gerichte. ® Dass auch dann, wenn der König .selbst die Verhand- 
lung leitete, wenigstens die Exekution zunächst .Sache des Pfidzgrafen wars 
ist sehr wahrscheinlich; doch wüsste ich als Beleg nur anzufiihren, dass 967 
der Pfalzgraf im Aufträge des Königs die Bamiforrael spricht.® Geschieht da.s 
mehrfach auch durch andere Personen, so erklärt sich das durcli Abwesenheit 
des l'falzgrafen®; wie es denn überhaupt scheint, dass in solchem Falle der 
König selbst häuBger als sonst als Richter vorsass. 

174. — Eine nähere Beziehung des pfalzgräflichen Amtes zur Künigs- 
stadt Pavia, als sich ohnehin daraus ergab, da.ss die Hoflialtung des Königs 
und damit das Hufgericht am häufigsten zu Pavia war, ist nicht nachzuwei.sen ; 
es scheint insbesondere für die .Annahme, dass auch bei Abwesenheit des 
Königs ein ständiges höchstes Reichsgericht zu Pavia unter Vor- 
sitz des Pfalzgrafen seinen .Sitz gehabt habe, jeder Anhaltspunkt zu fehlen. 
Allerdings ist nicht in allen vom Pfalzgrafen als solchem zu Pavia gehaltenen 
Gericht.ssitzungen die Anwesenheit des Königs ausdrücklich erwähnt. .Aber 
bei allen ergibt die Vergleichung mit dem Itincrare des Königs sicher oder 


173 * — ] 2 . Antieh. Kst. 1. 14.3. ßeilige von 976 Oct. 25. Wird 896 neben dem Pfalzgrafen 
der Krxböchof run Mailand als Vorsitzender genannt (Fumagalli 541), so ist das ohne Be- 
deutung. da im «-eitern Verlaufe nur der Pfalzgraf tliltig erscheint. Vgl. S 1 17 n. 20. Wegen 
eines andern Kalles rgl. § 177 n. 13. 3. Script. It. 2 b, 928. 4 . Vgl. § 161. 

Is. .bntiq. It. 2. .954. 6, Mnrbio 3. 155. Mon. patr. (’h. 1, 196. 7. V'gl. Waitz V.fl. 

4, 415. Pernice 16. S, Kantuzzi 2. 27. ft. Vgl. S 160 n. 4. 5. Pfalzgraf Kzzeca ist bei 
dem Palle von 9iO allenlings anwesend; aber abge.selien daron. dass er uur t'icepfalzgraf 
ist. ist der bannende llerzog Pandulf Vorsitzender mit dem Kaiaer. 
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WfiiigKtens wnhr.sclieiiilicli glciclizeitigo i\nwcsenln‘it desselbon zn Pavia. Klagt 
816 der Abt von S. Ambrosius, Miujinfrt'dus, qiii fuit volles pithuüi jir- 
nalfi reqiK, et WaUo rpiseopu-g misei d. regte hätten zu Pavia, tthi in iii- 
din'o reeidehnnt, zu seinen L'ngunsteu entschieden ', so dürfte das allerdings 
in Abwesenheit des Königs geschehen sein ; da aber danach auch zu Pavia 
der l’falzgraf nicht als solcher, sondern als Missus und, wie das iin Ilotgeiichte 
nicht üblich war, gemeinsam mit einem andern zu Gerichte sitzt, so wird darin 
gerade ein Beweis gegen jene Annahme zu sehen sein. Auch aus dem l'in- 
stande, dass der Pfalzgral' zuweilen zu Pavia in seiner eigenen Behausung zu 
fiericdite sass, wird nicht gefolgert werden dürfen, dass er dort seinen strin- 
digen .Sitz hatte ; da die Ueichstagc in der Hegel zu Pavia gehalten wurden, 
hatten viele geistliche und weltliche Gro.sse dort eigene Wohnungen.* .Anderer- 
seits finden wir den Pfalzgrafen keineswegs nur zu l’avia, sondern an den 
verschiedensten andern Orten in Gegenwart des Königs dem Hofgerichte Vor- 
sitzen. 

Eben so wenig lässt sich die Annahme begründen, dass dem Pfalzgrafen 
als .solchem auch in Abwesenheit des Königs eine vom Hofgerichte unabhän- 
gige Gerichtsbarkeit im ganzen Reiche zugestanden habe. .Allerdings 
sind die Fälle nicht selten, da.ss der Pfalzgraf ohne .Anwe.seidieit des Königs 
an den verschiedensten Orten zu Gerichte sitzt. Aber er richtet dann erweis- 
lich iu seiner Figen.scliaft als Markgraf oder Graf im eigenen Gerichtssijrengel, 
wie etwa 892 .Mainfred, 901 .Siegfrid zu Mailand*, welche denn auch in den 
Urkunden ausdrücklich als Pfalzgrafen und Grafen von .Mailand bezeichnet 
sind. Oder aljcr er richtet in der Eigenschaft eines Königslioten ; wie ol>eii zn 
Pavia wird der Pfalzgraf 840 zu Lucca, 897 zu Florenz^ mit andern Geri<;ht 
hallend ausdrücklich als .Missus bezeichnet. Ich finde nur einen Fall, wo jenes 
nicht zntrifTt, dieses nicht au.sdrücklich ge.sagt i.st, wenn 996 .Arduin im 
Sprengid von Brescia Gericht hält*; und auch hier steht wenigstens nichts dei’ 
Annahme im Wege, dass er als König.sbote handelti“. Bei der verhällniss- 
inässig grossen .Anzahl uns bekannter pfalzgräflicher Gerichtssitzungen ist es 
demnach dnrchaius unwahrscheinliidi, dass dem Pfalzgrafen in .Abweseidieit 
des Königs irgendwi-lche, nicht durch sein sonstiges Amt oder besondern kö- 
niglichen .Auftrag begrfmdete Gerichtsbarkeit zustund; die Uebung seines 
pfalzgrätlichen Amtes ist offenbar aufs engste an den Hof des Königs geknüpft. 

175. — Dass auch bei Gegenständen der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit, wekthe dem Könige ausschliesslich vorbeludten oder doch vorzugsweise 
von ihm geübt wurden', derselbe durch den Pfalzgrafen vertreten wurde, ist 
sehr wahrscheiidich. .\ber unmittelbare Zeugnisse haben sich dafür kaum er- 
halten. Heisst es 1014 bei Bestellung ständiger Königsboten, dass vor ihnen 
gerichtlich entschieden werden könne, tmiqiiam ante preeiiilla nnetra vel 
voetri palatinl comitie, während es k-i Verleihung der weitern Befugni.ss, nt 


174. — 1. Fiimngolli ü4l. 2. Vgl. Anti(). It. 1, ttö. Lupus 2, 94. S. FuniagolU 

022. .Autiq. It. 1, 717. 4 . Mem. di l.uccu Ob. 3.47. 4c, 71. 0 . Antiq. It. I. 333. 

175. - 1. Vgl. s 104. 
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po/isit)t darf advorntores rlerris et riditis et or/anie, mir heisst, 

nintt tio« ipAi'^ so Hesse sieh «las elier dagegen geltend inai-lien. Dafür Hesse 
sich darauf hinweis<*n, dass 1018 im Gerichte des Otto, Pfalzgrafen und 
Grafen von Lomello, ein ständiger Vogt für einen Abt bestellt wird. ^ Aller- 
dings nicht im Hofgerichte, sondern zu Lomello ; da aber in dieser Zeit das 
Vorsitzen im Hofgerichte überhaupt nicht mehr nachweisbar ist, so wird daraus 
nicht gerade zu schliessen sein, dass er als Ortsgraf handelt ; der Umstand, 
dass die Urkunde, wie sie uns erhalten ist, als allgemeines Formular dienen 
soll, lässt die Vornahme des .\ktes gerade im Gerichte des Pfalzgrafen kaum 
als Zufällig erscheinen. Insbesondere spricht aber für die- Uebung solcher 
Rechte durch den Pfalzgrafen der Umstand, dass, wie wir sehen werden, die 
Bedeutung der spätem Pfalzgrafen sich vorzugsweise an diuartige Befugnisse 
zu knüpfen scheint. 

176. — War der Pfalzgraf nicht am Hofe und wollte der König nicht 
selbst richten, so konnte er Andere zu Vorsitzenden im Hofgerichte bestellen, 
welche dann zwar einerseits, wie der Pfalzgraf selbst, Vertreter des Königs, 
abt‘r andererseits, insofern sie die regelmässig dem Pfalzgrafen zukommenden 
Funktionen versehen, auch Stellvertreter des Pfalz grafen sind. 
Richtet der Pfalzgraf selbst in der Regel allein, so finden wir in diesem P'alle 
häufiger zwei, als einen Vorsitzenden. Diese fuhren dann, wie jeder andere, 
den Titel K ö n i gsbo teil , Misst domiti! regis, ein Titel, auf dessen Viel- 
deutigkeit wir zurückkommen, der, wie sich hier insbesondere zeigt, nicht noth- 
wendig Vertretung des abwesenden Königs zur Voraussetzung hat. 

• Zuweilen ergibt sich aus der Fassung der Urkunden selbst, dass solche 
Missi nur fiir die Erledigung des Einzelfalls vom Könige bestellt wunlen. So 
heisst es 860: Imperator — instltnit fideles et optimates siios, videlleet M’’. 
episeopiim et A. eomitem stdbtdi, qiios ad dtstringendam in eodem placito 
prefeeit ' ’ um 9ü8 sitzen in Gegenwart des Königs die Bi.schöfe von Pavia 
und Bergamo ab ipso prineipe eonstituti zu Gericht, 910 Oauso vassus et 
missiis d. regts e.r hae eaiisa ronstitntus'^i 997 überträgt der Kaiser eine 
Klage dem Archidiakon und Pfalzrichter Leo nnd dem Bischöfe von Brescia 
zu sofortiger Entscheidung, welche beide unzweifelhaft nur mit Rücksicht auf 
diesen Einzcifall als Missus d. imperatoris unterzeichnen.^ 

177. — Es scheint nun aber auch mehrfach der König für längere Zeit 
jemanden bestellt zu haben, in seiner oder des Pfalzgrafen .Stelle dem Hof- 

176, — ] 3. Gialini 3, 118. 8. Mon. nerm. b. 4. 650. 

176. — 1. Script. It. 2 b. 928. 2. .4ntiq. It. 2, 934. 5. 8. .Script. It. 1 b. 467. 

Auch 901. 998 MUsi als Vorsiticndc im Hofgerichte: Mon. patr, Ch, 1, 98. Antiq. It. 2, 
793. Nur ist freilich nicht immer, wenn in (iegenwart «les Rüniga ein MUaos dem tjof- 
gerichte roraitzt, anzunehmen, dass der Titel «ich nur auf den Kinzelfall bezieht; der 
Betreffende konnte damals überhaupt fiir längere Zeit zum Königaboten bestellt sein, 
wie der 998 al.^ Missu.s Vorsitzende Herzog Otto wenigstens 996 als Missus auch selbst- 
atflndige Piacitn h&lt (Mon. patr. t'h. 1. 300. Kobulini 2, 84), während andererseit.s auch 
blosse Hei.vitzer im Hofgerichte sich als Missi unterschreiben, weil sie aiiderw'eitig zu 
Kt'inigshoten bestellt waren; so 918 die Bischöfe von Mantua und Verona. 967 der von 
Paniia. 1022 der von Trient Tiraboschi Non. 2. 97. Antich. Est. 1, 145. Script. It. 1 b, 497. 
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gprichtc vorzusitzen. D;izii war wohl insbesondere Veranlassung geboten bei 
Zügen in entferntere Reiclistheile, auf welchen der Pfnizgraf den König nicht 
Ix-gleitete, oder bei Erledigung der Hfalzgrafschaft. oder wenn der Pfalzgraf 
den König nicht anerkannte. Denn anziinehmcn, es habe .sich bei diesen Vice- 
pfalzgrafen um ein ständiges, immer be.setztes Keich.saint gehandelt, scheint 
die Seltenheit des durchweg durch besondere Umstände zu erklärenden Vor- 
kommens und das .Schwanken des Titels zu verbieten. Was diesen betrifft, so 
kumite zunächst der Auftrag oder die Vertretung dos Königs betont werden ; 
und dann mochte der allgemeine Ausdruck MIssm d. impM’atoris auch dieses 
Verhältniss bezeiclmen. Ging man vom Pfalzgrafen als dem regelmässigen 
Vorsitzenden im Ilofgeriidito aus, so bot sich der Titel Vicecome^ pala/ii. 
Und weiter wird es kaum befremden können, wenn ein solcher auch schlecht- 
weg als Comes palalii bezeichnet wird; lässt sich wenigstens in einzelnen 
Fällt*!! bestimmt nachweisen, dass dieser Titel auch für den blossen Vicepfalz- 
grafen gebraucht wurde, so wird es keinem Bedenken unterliegen, dasselbe 
auch in andern Fällen anz'unchmcn, wo das Kollidiren mit einem andern Pfalz- 
grafen oder besondere Umstände es unstatthaft machen, .m den eigentlichen 
Pfalzgrafen zu denken. 

Die erstt'n Fälle finde ich in den spätem Regierungsjahren K. Ludwigs II. 
Auf Klage des Abts von S. Vicenzu befiehlt 872 zu Valva der Kaiser Ad- 
t'aldo vkecomili palatii, ul renideret in iudicio ; und da die beklagten Un- 
freien nicht zur Stelle zu bringen sind, befiehlt er weiter Sanson caataldeo, 
nt in vkecomitl (vice comitisi') sui palatii perge^'et — ad eins iustitiain 
pleniler Oilimplendatn — et ipsi homines — aic eoa replkaret in aervitio de 
ipao monaaterio, akut et in praeaentia duetttn vel comitum palatii mei. 
liier dürfte Adrald dauernd am Hofe als Vicepfalzgraf fungirt haben, wäh- 
rend dem Ortsgastalden nur für einen Einzelfall die Befugniss, mit der Gewalt 
des Pfalzgrafen zu richten, übertragen war; er heisst dann wegen dieses Auf- 
trages im weitem Vei laufe und in der Unterschrift immer Miaaua d. impera- 
toriaA Bestimmter tritt das Dauernde des Amtes hervor bei II er i bald, 
welcher 873 und 874 zu Casauria und Pinna mehrfach Cornea aaeri palatii, 
auch Miaaua et cmnea aaeri palatii heisst.^ .Schon der Umstand, dass vorher 
und nachher Boderad als Pfalzgraf nachweisbar ist, würde es bedenklich 
machen, ihn in die Reihe der eigentlichen Pfalzgrafen zu stellen.* Es kommt 
hinzu, dass nach einer andern gleichzeitigen Urkunde //. eomea invice comitia 
palatii zu Gericht sitzt, wie dieselbe auch mit dem Handzeichen des des 
Schreibens unkundigen II. vkecomitia palatii unterfertigt ist. ■* Das ist na- 
türlich für di<* Beurtheilung seiner .Stellung ent.scheidend ; es kann nicht auf- 
fallen, wenn der blosse .Stellvertreter schlechtweg Pfalzgraf genannt wird, 
währsod es unerklärlich wäre, dass der eigentliche Pfalzgraf auch nur ver- 
einzelt als .Stellvertreter bezeichnet sein sollte. 


177 , — !• Script. It. 1 b, 396. 2> Script. It. 2 b, 938. 944. 806. S, So Pemice 

45, der darau» Schlüsse auf ein gemindertes Anseben des Amtes zieht. 4. Script. 
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Wpiter scheint der schon in der Reihe der Pfalzgrafen erwähnte Odel- 
1 ‘ich eine Zeitlang mit dein Titel eines Missus den Pfalzgrafeii nur vertreten 
zu hahen. Nach 901 finden wir am Hofe K. Berengars keinen Pfalzgrafen; 
908 und 910 richten der König selbst oder Vertreter für den Einzelfall.* 
Dann .aber finden wir 913 und 915 in Gegenwart des Königs Otklricus vmsk» 
H missus d. repis^, 918 dciiselhen als Marehio et missus d. imperatoris 
dem llofgerichte Vorsitzen^, während er schon 917 und wieder 920 urkundlich 
Afmvhio et comes sacri palatü heisst* und auch von Liutprand als Pfalzgraf 
bezeichnet wird; 921 sitzt er in der Romagna wieder als Vassus et missus 
zu Gerichte.* Es möchte hier etwa die -Annahme am nächsten liegen, dass 
der Pfalzgraf .Siegfrid sich von Berengar fendiielt und Odelrich statt seiner 
fungirte ; führt dieser dann später auch den Titel, so mag ihui etwa nach Sieg- 
frids Tode das Amt selbst übertragen sein; ist es auffallend, dass er danelien 
wieder nur Missus heisst, so dürfte d.xs heim Mangel aller bestimmteren An- 
haltspunkte kaum genügen, ihn aus der Reihe der eigentlichen Pfalzgrafen 
auszuscheiden. 

Dagegen .scheint mir das geboten bei Ezzeca, welcher bei zwei kaiser- 
lichen Gerichtssitzungen 970 Ende .Sept. zu Marsica Pfalzgraf heis.st‘®, wäh- 
rend schon wenige Tage später am 3. Nov. zu Chiassa bei Arezzo der da- 
malige Pfalzgraf Otbert Hofgericht hält, der dem Kaiser hieher mit den in 
den Irühem Urkunden gleichfalls nicht genannten Königsrichtern von Pavia 
entgegengekommen sein wird. ' ' Er ist gewiss derselbe mit lleccico, der einige 
Zeit vorher, widirscheinlich in Anwesenheit des Kaisers zu Ferrara Gericht 
hält und dabei wiederholt den auffallenden Titel (hnws missus et missus im- 
perialis führt den ich nur etwa dahin zu erklären wüsste, dass die Wieder- 
holung des Ausdruckes bezeichnen soll, er handle gleichzeitig als dauernd und 
für den Einzelfall beauftragter Vertreter des Kaisers. Wieder wird es derselbe 
sein, der 972 zu Mailand als Eqiiico vassus et missus imperatoris zugleich 
mit Otbeits .Sohne Adelliert, der als Pfalzgraf bezeichnet ist, dem llofgerichte 
vorsitzt.** Il.mdelt es sieh hier wirklich immer um diesell>e Person, .so dürfte 
Ezzeca dauernd bestellt gewesen sein, bei Abwesenheit des wohl schon be- 
tagten Pfafzgrafen dessen Stelle einzunehmen. 

Während der -Amtsführimg des Pfalzgrafen Giselbert II wird 983 zu 
Ravenna ein Anselm .als l^Talzgraf erwähnt ; mit einer Sache, unde recla- 

177 . — ) 5. Antiq. It. 1. 125. 2. 934. 5. ((. Tiraboschi Non. 2. !)9. Moii. pstr. Cli I, 120. 

Tirabosebi Non. 2, 97. 8. Antiq. It 1, .3C9. Ughclli 4, 61. ». Antiq It. 2. 969; 

der Kinwand Muratori's gogoii die Echtheit der Urkunde ist durch das bei Ainadesius 2. 
82 Gesagte erledigt. 10. Script. It. 1 b, 443. 2 b, 962; in der zweiten Urk. heisst er. 
Wühl irrthümlich, auch dux et marehin; vgl. Muratori .\un. ad a. 970. 11, Antich. Est. 

1, 147; dass die hier genannten Judices zum Theiie ron UaTia waren, werde ich bei 
Besprechung der Judice.s nachweisen. 12, Mittarelli Ann 1, 81 und ebenso Sarioli 1. 50. 
Die Monatsangabe fehlt; unch imp. 9 und iud. 13 fällt die Urk. zwischen Febr. 2 und 
Sept. 24; der Kaiser war 970 März 22 zu Ferrara (.Stumpf n. 484) und die grosse Zahl 
der in der Urk. aufgezählten BisohBfe lässt darauf schliessen, dass sie auf einem Uof- 
tage des Kaisers, der allerdings nicht als anwesend erwähnt wird, ausgestellt sei. 18, l-upus 

2. 303: Tgl. § 17I n. 28. 
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mastig per tres vieihus in placitis tl. Anselrm marchionis et comites palatio 
ä. Ottonis inyperatoris, werden die Kläger durch einen Vassen des Mark- 
grafen investirt.^^ Anselm, in dem wir den Snhn Aledrams, StAmmvater der 
Markgrafen von Montferrat zu sehen haben ' erscheint auch bei einer damals 
zu Ravenna gehaltenen Gerichtssitzung des Kaisers, aber nur als Markgraf 
bezeichnet und ohne irgend thätig zu werden, da der Kaiser zur Verhängung 
des Hannes einen Bischof bestellt'®; um so sicherer wird es sich auch bei ihm 
wohl nur um eine Vertretung des abwesenden Pfalzgrafen handeln. 

Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass 1001 zu Ravenna neben dem 
Logotheten Bischof Leo von Vercelli und dem Protospatar Pfalzgrafcn Otto 
ein Rai mar als Cames missus imperialis im Hofgorichte versitzt, der dann 
in den Unterschriften ebenso wie Otto Comes sacri palatii heisst.*^ Das 
Wechseln der Titel Missus und Comes palatii würde dem bisher über die Vice- ' 
pfalzgrafen Bemerkten entsprechen. Auffallend ist sein Fungiren zugleich mit 
dem eigentlichen Pfalzgrafen ; doch dürfte es bei den Eigenthümlichkeiten der 
lloforduung K. Otto’s III bedenklich sein, daraus einen .Schluss auf die Be- 
fugnisse des Vicepfalzgrafen überhaupt zu ziehen. 

XVI. DER KANZLER Fl R ITALIEN. 

178. — Die fniher geäusserte Ansicht, dass die Befugniss des Pfalz- 
grafen, dem Ilofgerichte vorzusitzen, nicht durch einfache Nichtübnng, .sondern 
durch ausdrückliche Anordnung K. Heinrichs II ihr Ende gefunden habe, würde 
sehr wesentlich gestützt werden, wenn sich nachweiseu Hesse, dass jene Be- 
fugi\Lss jetzt ständig auf einen andern Reichsbeamten übertragen sei. Und ich 
glaube allerdings nicht bezweifeln zu dürfen, dass fortan der Kanzler für 
Italien kraft seines Amtes dazu berufen war, den Künig im Hofgerichte zu 
vertreten. 

Denn vor allem fallt die Thatsache auf, dass im weitem Verlaufe des 
eilften Jahrhunderts bei allen erweislich in Gegenwart des Königs gehaltenen 
Gerichtssitzungen entweder dieser selbst oder aber der Kanzler, und zwar 
immer der für Italien, den Vorsitz führt. Bei einem 1022 vom Kanzler Diet- 
rich zu Penne gehaltenen Placitum ist allerdings die Gegenwart des Kaisers 
nicht zu erweisen. ' Dagegen ergibt sie sich für ein 1 038 Febr. 22 im Gebiete 
von Lucca gehaltenes Placitum, bei welchem mich drei auf uns gekommenen 
Urkunden Katlelohus canecüariits et missus sacri palatii vorsiuss, aus dem 
Itiiierar und der Formel per data licentia domini imperatoris, qui ibi ade- 
rat.'^ Ebenso ergibt sich aus dem Itinerar die Anwesenheit des Kaisers bei 
Gerichtssitzungen, welche Gunterias canceüariiis et missus d. imperatoris 
1055 Juni 14 zu Omiclo am Arno, Oct 4 hei Padua, Oct 18 zu Mantua und 


14 . Morbio 1, 119. 15 . \sch gütiger MittbeUung Wüstenfelds gab es damals keinen 

andern Markgrafen dieses Namens. 16 . Fantuui I, 212; vgl. § 173 n. 9. 17 . Fan- 

tuizi 1, 227. 

178 . — 1 . Gattula Hift. 1, 77. 2. Antiq. It. 1. 307. 471. 2, 983. 
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Nov. 3 im Veronesisclten hielt.* Auch bei einem Placitum, welche.s 1077 
Mürz 14 der Kanzler Bischof Gregor von Vercelli gemeinsam mit dem Mi.s.sus 
Ulrich zu Verona hielt, mag der König nach dem Itinerar anwesend gewesen 
.sein ; dann wäre dasselbe freilich auch anzunehmen für eine Gerichtssitzung, 
Welche dort wenige Tage vorher von den Bischöfen von Osnabrück und No- 
vara gehalten wurde.* Allerdings sind diese Fälle nicht zahlreich genug, um 
darauf allein un.sere Ansicht stützen zu können. Und wenn der Titel Missus, 
wie wir bei Besprechung der Vicepfalzgrafen sahen, auch mit einem in Gegen- 
wart des Königs zu übenden Amte nicht unvereinbar ist, derselbe wohl ge- 
radezu mit Beziehung auf den Vorsitz im Hofgerichte schon früher geRihrt 
wurde, so könnte er doch auch die Annahme nahe legen, die Kanzler seien in 
jenen Fällen nicht als solche, sondern weil sie mehr zufällig damals zugleich 
zu Königsboten Rir Italien ernannt waren, zmn Vorsitze im Ilofgerichte berufen 
gewesen; von Günther lässt sich bestimmt nachweisen, dass er 1055 schon 
vor der AnknnR des Kaisers als Königsbote thätig war.* 

Grösseres Gewicht möchte ich auf den Umstand legen, dass jetzt auch 
bei den vom Könige selbst gehaltenen Gerichtssitzungen der Kanzler, wenn er 
überhaupt als anwesend erscheint, in einer Weise hervortritt, welche aufs l>e- 
stimmteste auf eine besondere Bedeutung desselben Rir das Ilofgericht hin- 
weist. Bei kaiserlicher Gerichtssitzung 1021 unterschreibt der Kanzler Dietrich 
zuerst vor dem Erzbischöfe von Köln und dem Patriarchen von Aglei, wie das 
an und Rir sich seiner Uangstelhmg nicht entsprechen würde; ebenso 1022 
vor den Bischöfen, wo er zugleich als erster Beisitzer genannt wird.® Später 
scheint dann die Regel gewesen zu sein, dass die königlichen Gerichtsurkunden 
unmittelbar nach dem Könige von dem auch als erster Beisitzer aufgeführten 
Kanzler, ausser diesem aber nur noch von den llofrichtern, nicht aber von 
den andern als Beisitzern aufgeführten Grossen unterschrieben wurden. ^ Nichts 
aber ist auffallender in dieser Richtung, als dass 1047 der Kanzler Heinrich 
sogar neben dem Kaiser als Vorsitzender aufgeführt wird.® 

Besonders beachtenswerth erscheint mir endlich, dass es um 1081 in 
einem königlichen Privilege für Lucca heisst: ut Longobardus iudex iudicium 
in iam dii'ta civitate vel in hurgo aut placitum non exerceat, nigi noslra 
aut filii nostri pregetüc persona vel etiam canceüarii nostri.^ Es handelt 
sich hier offenbar nicht um eine Beschränkung auf das Reichsgericht über- 
haupt, in welchem Falle gewiss der allgemeinere Ausdruck Missorum nostro- 
ruin gewählt wäi-e, sondern auf das Hofgericht. Und in Verbindung mit jenen 
andern Haltpunkten wird danach kaum ein Zweifel bleiben, dass im eilfton 
Jahrhunderte der Kanzler für Italien iu ähnlicher Weise, wie früher der Pl'alz- 
graf, kratl seines Amtes dazu berufen wai-, den König im Hofgerichte zu ver- 


178. — ] 8. Antiq. It. 1, 473. 2. 795. 9(18. VVürdtwein N. Siibs. 12, 11. 4, .\ntiq. It. 

2, 947. 945. 5. AITA Parmn 2. 326. 6. Auticli. Est. 1. 131. Script. It. 1 b, 497. 

7* 1055. 77. 95. 97: Antich. Est. 1. 167. 275. r.iinpi I, 519. .Vntiq. It. 2. 943. 8. 

belli 1, 450. 9. Aroh. storien 10 b. 4. Die Urkunde, wie sie hier vorliegt, soll freilich 

interpolirt vein, doch trifllt dns die berügliche Stelle nicht, llie.elbe wiril noch in Privileg 
Ton 1209 wbrtlicli wiederholt. Vgl. $ 136 n. 2. • 
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treten. Dass er als Geistlicher die Blntgerichtsbarkeit nicht üben durfte, kann 
kein Bedenken erregen, da wir auch später das entsprechende Amt des Ilof- 
vikar ausnalinislos mit Geistlichen besetzt finden; es wird anzunebmen sein, 
dass bei schweren Strafiallen der König selbst dem Uofgerichte vorsass. 

179 . — Der Kanzler Dietrich untersclireibt 1022 mit dem ungewöhn- 
lichen Titel aecretorum Jtomani imperii cancellariita ac hgotheta Italiens.^ 
Sonstigem Sprachgebrauche nach würde der Ausdruck Logothet zunächst 
auch auf das Kanzleramt zu Ijeziehen sein. Auch am Ilofe K. Otto’s III heisst 
vereinzelt 998 Heribert Logotheta et caneeUm'iiis^, in einem Schreiben des 
Kaisers auch Archilogothela.^ Dann aber finden wir bei ihm den Titel nicht 
für den Kanzler, sondern für einen anscheinend mit Ixjsondern hofgerichtlichen 
Funktionen betrauten Grossen gebraucht. Während 1001 Peter von Como 
Erzkanzler, Heribert Kanzler war, erscheint Bischof Leo von Vercelli als 
Logotficla aacri palatü, sitzt als solcher zugleich mit dem Pfalzgrafcn und 
Vicepfalzgrafen dem Hofgerichte vor, unterschreilit bei einem Placitum des 
Pabstes und Kaisers allein mit der ungewöhnlichen Formel : affuit, volitif, 
latidavil et in eti'i'num valere preeepit, und lässt durch einen Stellvertreter 
ein Placitiun zu Kimini lialten.'' Es würde fruchtlos sein, darauf hin seine 
Stellung neben der des Pfalzgrafen näher bestimmen zu wollen. Aber immer- 
hin wird dadurch die Annahme iiahe gelegt, dass auch beim Kanzler Dietrich 
der Ausdruck auf den Vorsitz im Uofgerichte zu beziehen ist, und dass K. 
Heinrich II bei den Aenderungen bezüglich des Vorsitzes im Hofgerichte sich 
den uns nicht genauer bekannten bezüglichen Einrichtungen der Hoforduung 
seines Vorgängers näher anschloss. 

XVU. DIE KÖNIGIN. 

180 . — .Seit dem Ende des eilften Jahrhunderts findet sich kein Beispiel 
mehr, dass der Kanzler dem Hofgerichte vorsitzt oder auch nur eine hervor- 
ragendere .Stellung in demselben cinnimtnt. Wenn bei den zahlreichen Ge- 
richtssitzungen, welche K. Heinrich V 1116 März, April und Mai hielt*, der 
damalige Kanzler für Italien, Bischof Burchard von Münster, nur ein einziges- 
mal erwähnt wird und zwar den beisitzenden Richtern und Rechtskundigen 
uachgestellt*, so liegt darin wohl das bestimmteste Zeugniss, dass die fniher 
dem Kanzler im Hofgerichte zustehenden Befugnisse aufgehoben oder in Ver- 
gessenheit gerathen waren. 

Dagegen scheint man nun zeitweise die Königin als zunächst zur Ver- 
tretung des Königs im Hofgerichte berufen betrachtet zu haben. In früherer 
Zeit tritt eine Betheiligimg der Königin am Gerichte selten hervor. Zu Pia- 
cenza finden wir 874 ein unthätiges Praeesse der Kaiserin Ingilberg, während 


179 . — 1 . Oattula Hist. 1, 77. 2. Böhmer Acts 27. 8 . Vgl. Ksnke Jahrbücher 

2b, 135. 4 . FantuMi 1, 226. 227. 3, 17. 

180 , — 1 . Verci Ecelini 3, Ul. Antich. Bst. 1, 283. Cornelias Eccl. Ven. 8. 213. 

Tirsboschi Mod. 2, 88. 88. Antiq. It. 2, 945. 2. Orsato 1, 287. 
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der Pfalzgraf das Glericht hält. ^ Um 896 wird zu Benevent Ijei der Kaiserin- 
mutter Angeltrud und dem Fürsten Radelchis geklagt, welche dann einen 
.Sachwalter des Fiskus bestellen und mit der Entscheidung einen Richter be- 
auftragen.'' Die Kaiserin Adelheid i.st 976, während der Kaiser in Deutsch- 
l.and war, zu l’iaoenza unthätige Vorsitzende; der thiltigo Vorsit7A“nde ist auch 
hier der Pfalzgraf. ’ Im J. 990 sitzen zu Ravenna die Bischöfe von Piacenza 
und Wirzburg zu Gerichte iiiegione d. Thfo/ana imperatrida, wie auch die 
Bannstrafe camere impiTalricia bestimmt ward®; Thcophania übte damals 
freilich überhaupt alle kaiserlichen Rechte in Italien. ^ Auch sonstige Beispiele, 
dass Frauen dem Gerichte Vorsitzen, sind früher vereinzelt; so 1005 die 
Gräfin Emma von Iniola, 1064 die Gräfin Adelheid von .Saluzzo zugleich mit 
ihrem Sohne.® Ganz regelmä.ssig finden wir dann aber die tuszischen Mark- 
gräfinnen Beatrix und Mathilde selbst den Vorsitz fuhren; und nichts liegt 
nälier, als dass das den Ansto.ss gegeben habe, dass nun auch die Königinnen 
in derselben Weise thätig wurden, zumal das zunächst im Bereiche der früher 
mathildischen Besitzungen geschah. 

Die Königin Mathilde sitzt 1117 zu Roccha Car|>ineta, 1118 zu 
Castrocaro zu Gerichte, lässt baden, iuvcstirt, bannt, lässt die Urkunde schrei- 
ben, unterzieht sich also allen Aufgalrcii des Vorsitzenden Richters.® In der- 
selben .Stellung finden wir dann während K. Lothars zweiUan italienischen 
Zuge die Kaiserin Richen za, welche längere Zeit zu Reggio mit ansehn- 
lichem Gefolge Hof hielt, während der Kaiser Oberitalien durclizog. Die 
Uebung der Gerichtsbarkeit war ihr damals ausdrücklich zugewiesen, da der 
Kai.ser in einer Urkunde von ihr .sagt: quam pro fadanda iuatitia in lihcpio 
dvitate dimlaiinua.^^ Nach einer spätem .\ngabe brachten dort im bischöf- 
lichen Palaste die Mönche von .S. Peter zu Modena eine Klage bei ihr vor"; 
wir haben dann weiter Urkunden über Gerichtssitzungen, welche sie dort 1136 
Nov. und Dez. in .Sachen des Abts von Nonautula und des Kapitels von 
Reggio hielt. Und ihre richterliche Thätigkeit scheint nicht gerade durch 
die Abwesenheit des Kaisers bedingt gewesen zu sein; als dieser 1137 mit 
ihr im Veronesischen war, wandten sich die Domherren von Verona um Be- 
sitzeinweisung an l>eide und war es die Kaiserin, welche dieselbe ex mandato 
imperatoria vornehmen Hess.'* 

Aus späterer Zeit fehlt jedes Zeugniss für eine Theilnahme der Königin 
am Reichsgerichtswesen, was sich schon daraus erklären dürfte, dass auch 
dieses sich nun den Regeln des römisch-kanonischen Prozesses eng auschhesst. 


180 . — 1 8 . Bosclli 1, 280. 4 . Script. It. 1 b. 410. 5 . Beilage von 976 Ocl. 25. 

6. Kantuzzi 1. 218. 7, Vgl. Ranke Jahrbücher 2b. 66. 8. Fantuzzi 5. 268. Muletti 

1. 274. 9, Ughelli 2, 287. Mittarelli 3, 275. üb der Kaiser anwesend war. i.st un- 

gewiss; beschrllnkten wir sonst den Begriff des Hofgerichts auf die in Anwesenheit des 
Künigs gehaltenen (ierichtssitzungen. so wird bezüglich des Gerichts der Königin davon 
überhaupt abzusehen sein. 10, Ughelli 2. 288. II, Antiq. It. 6. 236. Geschah das 
wirklich schon im 8ept., was sonstige Nachrichten hedenklich machen, so müsste ihr 
Aufenthalt mehrere Monate gedauert haben. Vgl. Jalfe Lothar 183. 12. Antiq. It. I, 

613. 6, 233. 13. Ughelli 5, 755. 
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welclier iin allgemeinen die Unfähigkeit der Frauen zain Richteramte scharf 
betont, obwohl noch Innocenz Ut zunächst mit Rücksicht auf die Königin von 
Frankreich ausnalimswcise hochgestellten Frauen diese Fähigkeit da, wo das 
Ilcrkommen dafür spriclit, zugesteht 

XVIII. DER IIOFVIKAR. 

181. — 80 weit ich .sehe, blieb es früher ganz unbemerkt, dass es seit 
K. Friedrich 1 einen höchsten Rciohsbeiunten für Italien gibt, dessen .Stellung 
vielfach der des alten Pfalzgrafen entspricht und insbesondere von der des 
Legatus Italiae, mit der man sic bisher zusammenzuwerfen pflegte, dadurch 
sich bestimmt unterscheidet, d.ass der Ilofvikar lediglich richterliche Befugnisse 
hat und sein Amt sich wenigstens später regelmässig an den Hof des Kmsers 
knüpft, während d.as des Legaten gerade die Abwesenheit des Kaisers zur 
Vorau.ssetzung hat. Der zuerst am häufigsten vorkommende Titel ist Z>o- 
mini impei'aforis vicaritm ad iustitias faciendm^ oder vollständiger in 
Italia vkarins^, auch lilosrf. imperatoris ricariii»^; später ist der gewöhn- 
lichste Ausdruck Vicarins imperinlis aidae* oder ritriae^: vereinzelt auch 
Vicoi'iits imperii oder Italiae.^ 

„ Was die Anfänge des Amtes betrifft, .so scheint es nicht, dass das- 
selbe auf einer ausdrücklichen Einführung beruht; es wird sich allmählig ent- 
wickelt, seine spätere festere Gestaltung zunächst auf dem Wege des Her- 
kommens gewonnen haben. Konnte von einem bestimmteren Herkommen 
bezüglich alles dessen, was die Uebung der Rcichsgeriohtsbarkeit betraf, behn 
Beginne der Regierung K. Friedrichs I kaum die Rede sein, so gilt das ins- 
besondere bezüglich der Vertretung des Kaisers als Richters ; wird man das 
Vorsitzen der Königin schon an und für sich kaum als feststehendes Herkom- 
men zu betrachten haben, so mussten überdies die vorhin angedeuteten Aen- 
derungen im Gerichtswesen es verbieten, darauf zurückzugreifen. Es scheinen 
da denn auch zunächst bestimmtere Einrichtungen nicht bestanden zu haben. 
Richtete der Kaiser nicht selbst, so scheint er auch im Hofgcrichte, wie sonst, 
die Sachen an für den Einzelfall bestinmite Vertreter überlassen zu haben. ^ 
Solche Vertreter konnten verschieden bezeichnet werden, als Legaten, Missi 
oder auch Vikare des Kaisers; der Gebrauch aller dieser Ausdrücke ist zumal 
in dieser Zeit noch sehr schwankend. Noch 1161 März werden vier delegirte 
Richter des Kaisers in derselben Urkunde bald als ludices et i'icarii, bald 
als Misai et indiccs d. imperatoris bezeichnet®; werden wir auch etwa an- 
nehinen dürfen, dass der Ausdruck Vikar schon vorzugsweise gerade für rich- 


14. f. 4. X. de arbitrLs (I. 43). 

181. — 1. 1162. 63. 85: Affb Parma 2. 372. 374. Mittarclli 4, 133. 2. 1163; 

AffA P. 2, 373. 8. 1163. 64. 91. 1210; Antiq. It. f. 477. 325. Poggiali 5. 13. MitU- 

rclli 4, 290. Affarosi 1, 141. 4. Zuerst um 1164; Fantuiii 4, 209. 5. Zuerst 1185; 

Costa Chart. Uert. 37. ff. 1210. 19: Mittarelli 4, 299. Uuillard 1, 594. 7. Vgl. 

S 162 n. 11. 8. Titabeschi Non. 2, 279. 
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erliche Vertreter des Kaisers gebraucht wiirde, so ist er jedenfalls noch nicht 
ausschliessliche Bezeiclmung für einen einzelnen ständigen Vertreter. 

Das Amt wird sich daraus entwickelt haben, dass der Kaiser einen der 
Grossen aus seiner Ijngebung, der sich durch genügende Rechtskunde, etwa 
auch Kenntniss der italienischen Sprache dazu enijifahl, la?sonders häufig zum 
V^'ortreter bestellte, ihn in Rechtssachen vorzugsweise zu Rathe zog, ihn dann 
wohl auch beauftragte, in seiner Abwesenheit überhaupt statt seiner alle 
Rechtssachen zu erledigen. Denn während später der Ilofvikar .Stellvertreter 
des anwesenden K.sisers ist, scheint anfangs gerade das Bedürfniss einer Ver- 
tretung des abwesenden Kaisers mehrfach dazu geführt zu haben, einem ein- 
zelnen Grossen allgemeinere Vollmachten zu gelien. Und sind später die Ilof- 
vikare durchweg Bischöfe, so werden wir liezüglich der Anfänge des Amtes 
um so weniger fehlgehen, wenn es gerade Bischöfe sind, bei welchen uns Zeug- 
nisse für eine solche vorbereitende .Stellung vorliegen, mit denen wir daher die 
Reihe der liofvik.ire werden beginnen dürfen, wenn auch Titel und bestimm- 
tere Gestaltung des Amtes erst idwas später nachweisbar sind. 

182. — Auf dem ersten Zuge K. Friedrichs I ergeben sich, .so weit 
ich sehe, noch keine bezügliche Ilaltpunkte. Für den zweiten aber ist nicht zu 
bezweifeln, d.tss Bischof Eberhard von Bamberg, der auch den ersten 
initgem.acht hatte und jetzt überhaupt einer der einflussreichsten Rathgeber 
des Kaisers war, von diesem vorzugsweise auch in Rechtssachen verwandt 
wurde. Zu Roncalia 1158 Nov. entscheidet Eberhard einen .Streit zttischen 
dein Bischöfe von Brescia und dem Abte von Leno, wobei ausdrücklich be- 
merkt wird, dass er das Urtheil nicht in deutscher, sondern in italienischer 
Sprache gab. ' .Ständiger Vorsitzender des Ilofgerichtes war er aber schwer- 
lich; 1159 Febr. wird seine Anwesenheit in demselben erwähnt; aber nicht 
er, sondern zwei andere vom Kaiser bestellte Richter entscheiden die .Sache. ^ 
Dann aber erzählt Ragewin, dass der Kaiser vom Beginne der Fasten bis 
Ostern, anderweitig in Anspruch genommen, vom Heere abwesend gewesen 
sei; dimiserat tarnen loco sao venerahilemvirum E. Babenbe^'gensem epia- 
copiim, qid vmientea ct ncgocia luü>entea andiret, cauaasqite cornm dili- 
genti exaimnntlone tenninarct; er rühmt dann seine Ergebenheit, seine 
Einsicht und Kenntnisse, sein Studium circa acripturae aeiuurn ac quacstio- 
num discuaeionem, und bemerkt, dass der Kaiser zwar alle Bischöfe hochhielt, 
apccialitcr tarnen mcinorati viri, alcut prudent/aaimi, nitehatur conailio 
cumque dignuin eatimavit, in cuiua arbitratu et diaerctione operaa arnta 
locaret et onus simul ac honorem communicaret Es ist nicht unwahr- 
scheinlich, dass, als der nächste Grund dieser Vertretung aufliörte, Eberhard 
dennoch nicht blos thatsächlich den grössten Einfluss übte, sondern auch am 
Hofe eine .Stellung einnahm, welche ihn auch fonnell zu bestimmterer Ein- 
flussnahme berechtigte. Ich wüsste es wenigstens nicht anders zu erklären, 
dass eine Urkunde, durch welche der Kaiser 1159 Nov. über Güter gebannter 
Mailänder und Cremoneser verfugt, zur Beglaubigung von Eberhard und dem 

182 . — 1 * Zaccaria Leuo 136. 2. Verci Ecel. 3, 3b’. 3* Uoderic. 1. 2 c. 29. 
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Uofkanzlcr unterschrieben ist, wälirend dann ein Ilofrichtor mit dem Bemerken 
unterschreibt, dass er die Urkunde auf Befehl des Kaisers und unter Zustim- 
inung Eberhards und des Kanzlers gefertigt habe. * Die in einer der kaiser- 
lichen Kanzlei ganz fremden Fonn abgefasste Ui kunde nähert sich der Fassung 
späterer Ilofgerichtsurkuiidon, wie sie ja auch nicht von einem Mitgliede der 
Kanzlei, sondern des Hofgerichts geschrieben ist; um so bestimmter scheint 
mir jener Umstand darauf zu deuten, dass Eberhard gerade zum Ilofgerichte, 
über das uns aus dieser Zeit ZeuguL«se durchaus fehlen, in näherer Beziehung 
gestanden habe. Darauf lässt weiter vielleicht auch schliessen die Beurkun- 
dung einer Uebereinkunft zwischen dem Kaiser und dem Bischöfe von Ibuliia 
1161 Okt., welche wiisler in den Formen einer Oerichfsurkunde gefa.sst ist.* 
Als Vertnittler werden genannt der Erzkanzler Reinald, Eberhard, der Kanzler, 
der Protonotar und der Missus Paganus, der tlamals das Paduanische ver- 
waltete; als anwesend werden in erster Reihe drei llofrichter genannt; und 
ist da die Theiluahme Eberhards auch an und für sich nicht auifalleud, so 
kann jedenfalls, wenn überhaupt einem der genannten Vermittler eine be- 
stimmtere Beziehung zum Ilofgerichte zukommt, das nur Eberhard sein. Später 
linden wir Eberhard nochmals ausserlnUb des Hofes mit richterlichen Befug- 
ui.ssen betraut; als Imperialis aulc li’i/afiis a ploriosissimo imperatorc F. 
(ul institias et provimones faciendas in Pannemi civitate delegatus ent- 
scheidet er 1162 Apr. 24 zu Parma cineti Rechtsstreit.® Er muss dann nach 
Deutschland zurückgekehrt sein, da er iu den Kaiserurkunden nicht mehr ge- 
nannt wird. Die dürftigen llaltpunkte erlauben da kein sicheres Urtheil ; das 
einzige bestimmtere Zeugniss tiir Vertretung des Kaisers insbesondere auch 
als Richters bezieht sich auf Abwesenheit des Kaisers; aber cs ist wenigstens 
wahrscheinlich, dass er auch in dessen .Anwesenheit eine feste bevorzugte 
Stellung im Ilofgerichte eingenommen hat, die damit der des spätem UoB ikar 
schon wesentlich entsprechen würde. 

183. — Damit stimmt mm auch vollkommen das Vorkommen Bischof 
Hermanns von Verden, bei dem später Titel und .Stellung des Hofvikars 
zuerst bestimmt hervortreten, und den war als Nachfolger Eberhards zu be- 
trachten hätten. Denn während Eberhard am Hofe ist, linden wir ihn aller- 
dings schon als Richter verwandt, aber nicht am Hofe selbst. .Als Legat des 
Kaisers bezeichnet, entscheidet er 1159 Juni 28 bei S. Maria in Portu de 
.Salto zwischen Ravenna undFerr.ara über eine Klage der Kirche von Ravenna 
zu deren Gunsten. ' .Als Kmirius d. imperaloris und in .Anwesenheit von 
zwei Uofrichtern spricht er 1161 März 30 zu Pieve di .Sacco den Domherrn 

4 . Bohmer .\cta 100. 5. Amiq. It. li. 243; besser Dondi 6, 47. «. Aff,', V. 2. 217. 

183 . -- 1 . iiubeuK Rar. 32(> exir. mit gunrto kat. n«/,, Frizzi 2, 171 mit lan. 

vcrdnickt Tür htn. da Hermaun im Januar in lumbnrdischen Städten be.scbäftigt 
und Febr. 2 beim Kaiser in der Gegend tou Vercelli war. Tourtua). Bi.scbof Hermann von 
Verden (Münster 18(ib‘)S. 43, setzt die Crk. zu 1163, weil liermann 1159 nicht Ixigat 
gewesen sei; aber wesshalb nicht ? Dieser Titel würde umgekehrt 1 163 auffallen niü.sson, 
wo Hermann ganz regelmässig als Vikar bczeicimet wird, und auch daneben nur einmal 
(Antiq. It. 1, 477) als Legat. 
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von Padua den Besitz streitiger Ländereien zu.* Der Hof muss allerdings 
damals in der Nähe gewesen .sein, da der Kaiser April 2 unter Zeugniss Iler- 
mann.s zuMonselice urkundet ^ und es wäre immerhin möglich, dass Hermann 
schon damals eine bestimmtere .Stellung im Hofgerichtc eingenommen hätte, 
zumal Eberhard seit 1 1 60 Febr. nicht beim Kaiser nachzuweisen ist, erst 
1161 Juni 3^ wieder in dessen Urkunden auflritt. Nur wird uns da die Be- 
zeichnung als Vikar noch kaum als sicherer Halt dienen dürfen.* 

.Seit 1161 Juni ist Hermann nicht mehr beim Kaiser und muss nach 
Deutschland zurückgekehrt sein, wo er noch im Frühjahr 1162 nachweisbar 
ist.® Juni 9 wird er zuerst wieder am lloflager zu Pavia genannt Eberhard 
war damals, wie ges.agt, nicht mehr beim Kaiser; Gehen und Kommen der 
beiden Bischöfe fällt hier wieder so nahe zusammen, dass man geradezu an 
eine Ablösung denken möchte. Von mm an ist jedenfalls eine .Stellung Her- 
manns, die ihn kraft seines Amtes zum Vorsitze im llofgerichte berief, nicht 
mehr zu bezweifeln. Denn mit dem .auch später üblichen Titel eines Ffearl».» 
impevatoris <ul iustlcias faciemlas sitzt er 1162 Juni 24 in der Gegend von 
Modena inter castrnm Mcuyteti et eaairum TaxoU wegen einer Controrersia 
aptul hnperaforem inota zu Gerichte*; und zw’ar mach Vergleichung mit dem 
Itinerare des Kaisers zwiifellos an dessen Hoflager®, dem er auch weiter ge- 
folgt zu sein scheint ; im September kehrte er mit dem Kaiser durch Burgund 
nach Deutschland zurück. ® Aber schon Ende November wamie er wieder mich 

183 . — ] 2 * Dondi 43. Kehlt iu den von Tourtual seiner Arbeit bcigegebeuen Kege.sten 
Hominnns« welche übrigens nicht blo» der Ergünzung, worauf ich weniger Gewicht legen 
mHchte, .sondern in.sbosondcro auch der Berichtigung gar dringend bedürfen. Da sich 
hftutig Abweichungen von meinen eigenen Notizen ergaben, nr.thigten mich dieselben zu 
einer nochmaligen mühsamen Prüfung der Genauigkeit derselben; und im Interesse an- 
derer Forscher scheint es mir geboten, in den folgenden Anmerkungen von den Krgeb- 
nis.sen so viel initzutheilen. als nnthig sein dürfte, um sich ein Urtheil über VollstÄndigkcit 
und Genauigkeit jener und anderer Kegosten des Verfn.ssers zu bilden. 8« Kapitnlar- 
Archiv zu Verona nach Wüstenfeld. 4. Mou. Boica 29, .359: und mit ihm Hermann, 
was Tourtual übersieht. Werde ich mich hilufig auf das Vorkommou oder Nichtvorkommeo 
einzelner Personen beim Kaiser beziehen, so stützen sich diese Angaben auf eine das 
bekannte Material nahezu erschöpfende Zusammenstellung der Zeugenreihen der Kaiser- 
urkunden. Sie genauer zu belegen, werde ich. von wichtigem Fällen abgesehen, unter- 
la.ssen dürfen mit Rücksicht .auf die von SchefTer-Boichorst bereits begonnene Neubear- 
beitung der Kcgestcn Bohmers von 1125 bis 1197, welche sämmtliche Zeugen mittbeilen 
wird, während für die Zeit nach 1197 schon jetzt in BOhniers Kege.sten und Huillards 
Urkundenwerk genügende Hülfsmittel zu Gebote .stehen. 5» Vgl. § 181 n. o. 8« Lappen- 
berg Hamburg, ürkuiideub. 1, 208. 7. Affö P. 2, 372; von Tourtual übersehen, obwohl er 

das Werk sonst benutzte. 8* Beziehuugen auf das Itinerar de.s Kaisers werde ich in 
der Kegel auch da, wo es mir iu grösserer Vollständigkeit voriiegt. als. bisher in Böhmers 
Kege.sten der Fall war, nicht näher belegen, da auch abgesehen von der Neubearbeitung 
dieser Regesten durch Stumpfs Verzcichniss ln kurzer Frist da.s vorvoUständigte urkund- 
liche Itinerar zugänglich sein wird. In den meisten Fällen durften sich die Ortsangaben 
in den Hofgerichuurkiiuden auch für das Itinerar des K.aisers seihst verwerthen lassen. 
9. Tourtuals Regesten sind hier durch die Daten Aug. 18 Turin. Sept. 7. 8 I.Aoniie. Scpt.24 
Selz zu ergänzen; e.s ist mir lmve^.^lä^)dlich, wessbalb er die Zeugenschaft zu Ivmnne S. 85 
au.sdrücklich in Abrede stellt, d.a liermann in allen Abdrücken. Spon 2, 27 und 32, Aniiq. 
li. 8, 58, Mem. et doc. de Gonuve 5, 347 aufgeführt ist. 
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Italien geschickt. Morena erzählt nämlich, dass der Kaiser sogleich den Rei- 
nald von Köln zurückgeschickt habe, ut vice siia, que forent ordinarula in 
Italia, statneret; er war nach den von ihm ausgestellten Urkunden Legat 
für Italien. Dann fährt Morena fort ; Dcindc quoque misit in Ytaliam da- 
risaimm imperator quasi circa festnni s. Andree domnuni Mermannnm 
Verdensem episcopiim de Saxonia, deditque ei potesfatein, ut de omnibus 
cattsia Yialie, tarn de principalihua, qiuim de litihua appeüationum, aua 
vice cognoaceret eaaque. legittinv) tramite diffiniret; qid et ipae partim 
Laude partimque in aliia tarn Marrhie quam Londmrdie civitatibua aa- 
pienter et moderate mandatnm hnperatoria cuihnplevitA'^ Die rein richter- 
lichen Befugnisse dos Vikar werden hier demnach aufs bestimmteste von der 
umfassenderen Gewalt des Legaten unterschieden; andererseits ergibt sich, 
diiss man das Amt des Vikar noch nicht eng an den Hof knüpfte, die Uebung 
desselben noch nicht durch die Anwesenheit des Kaisers im Lande bedingt 
war. Hermann sitzt 1163 März 7 zu Parma", März 11 zu Modena zu 
Gerichte, April 23 wird zu Parma noch ein Urtbeil desselben erwähnt'®, das 
aber schon früher gefiillt sein kann. Eben so regelmässig, wie Reinald sich 
Legat nennt-, heisst nun Hermann V^ikar; nur zu Modena finden wir noch ein 
letztes Schwanken des Titels, indem der Notar ihn als V'ikar und Legaten 
bezeichnet. Ilermiinn mag dann Italien verlas.sen haben", da er dort nicht 
mehr nachweisbar ist und im Mai zu Paniia die Hofrichter ohne Vikar zu 
Gerichte sitzen. Er kam dann jedenfalls mit dem Kaiser nach Italien zurück, 
mit dem er 1163 0ct. 29 in Lodi einzielit'®, wie er auch ferner bis zum Ende 


10 . Mod. Gerni. 18. O'tO. 11 . Affo P. 2. 374. 12 . .AiUiq. It. I. 477. Tourtual vor- 

wirrt das Itinorar, indem or Nonen und Idu.s vcrwocli.selnd die ürk. zu März 3 setzu 
18 « AffA P. 2. 375. Auch in unj^edr. Urk. tod 1173 Juli 24 bestätigt der Kaiser eine früher 
Ton Hermann zu Gunsten des Kapitels tou Vicenza gegebene Sentenz. 14 « In Deutsch' 
land ist er übrigens in den Kaiserurkunden nicht nachweisbar. Nach Tourtual nr. 47 aller- 
diugs am 13. Aug. Er führt die Urk. zuuächst an nach der Verdener Chronik bei Leibuilz 
Script, rer. Brunsric. 2, 217, wo sich lediglich ein Auszug ohne alle Zeitangaben findet; 
dann nach Hodenberg Yerdeuer Gcsclüchtsq. 2, 43, wo die Urk. allerdings gedruckt isU 
aber wieder ohne alle Zeitangaben, während nach Tourtual anzunehmen wäre, sie habe die 
Daten 1163 Aug. 13. Woher die Tagesangabe kommen soll, ist mir unfassbar; für das Jahr 
wurde wohl Hodenbergs Angabe, der die Urk. auf 1159 bis 1167 bestimmt, und um 1163 
setzt, aufgegrilTea; sie kann aber nicht zu 1163 gehören, da Reinald Ton Küln damals in 
Italien war. Dieser reiht Tourtual ur. 4^ dann als 1 163 ausgestellt eine eigene Urkunde 
Hermanns an, die in der Verdener Chronik a. a. 0. stehen soll; es findet sich auch ein 
Auszug, aber mit der ausdrücklichen Jabresangabe 1155, welche durch den Abdruck der 
Urk. bei Hodenberg 2, 42 und bei Tourtual selbst S. 82 bestätigt wird, wie denu aucli 
Tourtual nr. U denselben Auszug schon zu 1155 angeführt hat. — Auch die Nachricht des 
Morena. da.ss Hermann mit dem Kaiser auf der Rückkehr aus Deutschland Oct. 29 nach 
Lodi kam, wird eine Rückkehr Hermanns nach Deutschland wenigstens nicht sicher er- 
weisen, da der Geschichtschreiber Ticlleicht zunächst nur den gemeinsamen Einzug in Lodi 
im Auge batte. 15 « AffA P. 2, 376. 16 « Morena. Mon. Germ. 18, 642, wo aus Ver- 

sehen Oct. 28 reduzirt ist. Tourtual in .seinen Regesten dreht das ,SachTerbältniss um, 
korrigirt Reuter, der da,s Richtige hat, und behauptet wiederholt S. 45 und 66, das.s 4. kal. 
Not. allerdings Oct. 28 sei, der Montag aber für Oct. 29 spreche! Zu 116^3 Not. 27 be- 
merkt er, ich hätte die Urk. in den Kogc.^len Reinalds überscheu, was einfach nicht der 
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des Jahrs in dessen Urkunden erscheint. Da.ss er auch jetzt als Vikar fungirte, 
wird nicht zu bezweifeln sein; ausdrückliche Zeugnisse finden sich nicht; es 
wäre nur etwa zu erwähnen, dass der Kaiser in einem I*rivilcg nur seiner 
Verwendiuig neben der des Erzkanzlers gedenkt'^ Seit Anfang 1164 wird er 
in Italien zunächst nicht inelir genannt und wird nach Deutschland zurück- 
gekehrt sein. 

184. — Sein Nachfolger ist Bischof A I b e r t von Trient, der 1164 
Febr. 9 beim Kaiser ist und in dessen Anwesenheit Febr. 24* zu Fano als 
Vikar zu G(>richte sitzt.* Da er weiterhin nicht mehr am Uofe nachzuweisen 
ist und April 30 am Iloflager zu Pavia die llofrichter ohne Vikar zu Gerichte 
sitzen*, so wird er das Amt nur kurze Zeit Iwkleidet haben. 

Wahrscheinlich' ist ihm in diesem Bischof Garsedonius von Man- 
tua, wohl der eifrigste Anhänger des Kaisers unter den italienischen Bischöfen, 
gefolgt. Vielleicht hat er ein entsprechendes Amt schon früher unter andenu 
Titel versehen. Schon 1 1 62 soll er sich in einem Briefe an den Kaiser als 
Coiiu’s canM'dc impmalis unterschrieben haben. ^ Er entscheidet dann 1163 
Juli 10 zu Mantua über eine Khige des Abtes von S. Zeno zu Verona, wo 
schon der Gegenstand ein Eingreifen des Bischofs nur erklärlich macht, wenn 
er als lleichsrichter handelt; und darauf wird es zu beziehen sein, wenn er in 
der Urkunde zweimal als Imperialis mtle eoim’s bezeichnet ist.* Der Titel, 
dem des Pfalzgrafen entsprechend, ist mir sonst nicht vorgekommen. Sind die 
Titel der Ueidisbeamten in dieser Zeit noch schwankend, so könnte er immer- 
hin die .Stellung des llofvikar bezeichnen; auch können beide Erwähnungen in 
Zeiten der Abwesenheit llerinauns fallen. Dagegen scheint zu s]irecheu, dass 
seine beiden Assessoren nicht, wie sonst üblich, als llofrichter bezeichnet sind. ® 
Walirscheinlicher dürft«! es sich um ein eigenes Reichsamt mit richterlichen 
Befugnissen handeln, das später wieder einging; die vereinzelten Erwähnungen 

183. >-] Fail ist. Ebenso soll ich mit ßffhmer die bezügliche Urk. irrig zu 1160 Febr. 15 
stau Febr. 16 setzen, auf da.s Schaltjahr Tergessend; aber wozu gibt es denn einen 
BissextUK? 17« Biancolini Not. 5 a, 95. 

184. - 1. Oct^tva die iu-mte ejrfttnte m. Febr ^ was nicht .stimmt, da die Rück* 
z&hluug bei Beachtung des Schalttages auf Febr. 22. einen Samstag führt. Nach den 
Ann. Oenuen.s. war der Kaiser qiturto die ante q%»adrapesitnain zu Fano, was Mou. 
Oenn. 18, 57 auf Febr. 29 reduzirt ist, wAhreud es rom A.scbcrmittwoch ab gezählt 
Febr. 22 ergeben würde. 3* Autiq. It. 1,325; danach Amiani 1. 150; auch UghelH 
2, 693. Amiani gibt noch eine angeblich 1165 von .Mbert zu Fanu ausge.stellte Urkunde, 
worin er ^/oriogi imi>eraiorie mandato den odeln Hofrichter Ugo Ruffus und dessen 
Nachkoinmeij zu comiteg ae giorioei iniperaiorh comniensa/es erhebt. Es ist eine offenbare 
Fälschung im Interesse der Ruffo ron Fermo, deren einzige Grundlage jene Genchtsurkunde 
zu bilden scheint, in welcher Amiani auch ganz willkürlich den Namen Htuue in Hußtu 
geändert hat. S. Affö P. 2, 378. 4 * Ughelli 1. 863. 5> Antiq. It. I, 475 und rollstän- 

diger Biancolini Not. 5a, 94. — Tourtual Forschungen 5 ff. gibt Regesten des Garse* 
donius. führt die ürk. an, aber nicht die Drucke, und rerwei.<il auf Affö P. 2, wo ich 
niebu Bezügliches zu fiudeii weis.s. 6» Der eine, Rudolf, i.st es 1164 allerdings ge- 
wesen. Bt)hmcr Acta 111- Tourtual S- 7 will au.s der Erwähnung von As.se.ssoren über- 
haupt folgern, das.s G. Hofrikar war; cs würde das eher dagegen sprechen, da A.s.se.ssoren 
nur Tcreinzelt in Keiclisgerichten, dagegen ganz gewöhnlich insbesondere in den geist- 
lichen üerichten dieser Zeit genannt werden. 
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werden ein sicheres Urthoil nicht gestatten. Ini J. 1164 werden wir (iarse- 
douius aber jedenfalls als llofvikar zu betrachten haben. Darauf deutet schon 
mit ziemlicher Sicherheit, da.ss er der einzige Bischof ist, welcher nach den 
Urkunden seit dem Mai ständig am Hofe zu sein scheint.' Vielleicht liesse 
sich damit auch in Verbindung bringen, dass jetzt Pfalzgraf Otto, allerdings 
ganz vereinzelt, Mai 28 als Palathuts camere eonus bezeichnet wird*; man 
könnte aiinehmen, Garsedonius sei nach Alberts Abzüge llofvikar geworden, 
und das von ihm früher bekleidete .\mt eines llofgrafen oder Kammergrafen 
auf Otto übertragen. Dann aber heisst er in einer höchstwahrscheinlich 1164 
Nov. 2 ausgestellten Urkunde, durch welche sieh mit seiner Zustimmung die 
Leute von Monte S. Maria denen von Cesena veipflichten, ausdrücklich Im- 
ferialis aide i'icariiig^, wie es auch bei die.ser Gelegeidieit in einer sj)ätern 
Chronik von Cesena von ihm heisst: Ipse Haque tune erat vieariim imjie- 
ratoi'is. Da der Kaiser damals schon nach Deutschland zurückgekehrt war, 
so wäre demnach auch hier die Uebung des Amtes niebt durch seine Anwesen- 
heit bedingt gewesen. Garsedonius ist erst 1 187 gestorben, wird aber sjwiter 
nicht mehr als llofvikar bezeichnet. 

Weiterhin werden llofvikare nur erwähnt, wenn der llof selbst in Italien 
ist. Auf dem nächsten Zuge finden wir die Bischöfe Hermann von Verden 
und Daniel von Prag gleichzeitig als Vikare. Denn Vineenz von Prag .sagt 
von jenem: qui eemper in curia d. imperatoris d. Danielix tqiiscopi eon- 
(iihernalis et cum eo in ca expeditione impei-ialis citriae in tota Italia 
iudex extiteratJ* Ueber Hermanns richterliche Tluitigkeit ist aus dieser Zeit 
ein urkundliches Zeugniss nicht erhalten; bis 1167 April 23 ist er nach den 
Kaiserurkundeu'^ am Hofe und wurde dann zurück nach Pavia geschickt. ' ^ 
Daniel sitzt 1167 Jan. 1 7 zu Campremoldo bei Piacenza zu Gericht * ■*, zweifellos 


7« Vgl. Tourtual Forschungen 8. 25G, wotu noch Sept. 23 Paria kommt 8« Verci 
Fee). 3, 42; wahrscheinlich wird es sich nur um eine willkürliche Erweiterung den ihm 
ohnehin sukommenden Pfalzgrafentitel.s handeln. Fantuzzi 4. 2G0; die Dntirung 

fiuuo miU. c&h/. LXX . . . tem diicordie ffdis Honuxne ist korrumpirt; ind. XIII wei.>it 
auf 1164 oder 1179 Nor. 2; letztero.s ist dadurch ausgeschlossen, dass die Datiruug Fort- 
dauer des Schisma rorauszusetzen scheint. 10 « Script. It. 14, 1090 zu 1165 Nor. 2; 
aber die Chronologie der Quelle ist überhaupt verwirrt und dürfte auf die von Tourtual 
nicht berücksichtigte Indiktion mehr Gewicht zu legen sein. Die Notiz der Chronik, aus 
welcher Tourtual eine eigene Urkunde macht, dürfte wohl nur jener Urkunde gleichen 
Inhaltes entnommen .sein. 11 « Mon. Genn. 17, 683. 12 « Tourtuals Kegesten sind 

zu ergänzen durch Fcbr. 10 im Kolügnesischen, März 00 S. Procolo bei Faenza, obwohl 
wenig.stens letztere Urk. im Vorgelegen hat da er sic, Forschungen 198. für Daniel au- 
führt. Sie gebürt nicht in den Februar, sondern in den März nach einer vollständigem 
Abschrift Bühmers. wie sich das auch schon aus dem Itinerar ergibt. 18 « Viuc. Prag. 
Mon. Gcmi. 17, 683. Tourtual reibt diese Gesandtschaft zum Februar ein, lässt dagegen 
Hermann iro Mai an der Belagerung von Ancona Tbeil nehmen, beide.s nach Vineenz, 
obwohl dieser gerade jene Gesandtschaft als Grund der Nichttbeilnahme an der Belage- 
rung anführt! 14 > Antiq. It. 4, 39. In den Mon. Germ. 18, 584 n. 21 wird die Orts- 
angabe in loco q. d, Campuc Rimoldi auf Caraporinoldo bei S. Colombano südlich von 
Lodi bezogen; aber abgesehen von der grossem Uebereinstimmnng des Namens selbst, 
weist auch das Itinerar bestimmt auf Campremoldo; die Lage, etwa.s südwestlich von 
PiacenzA. scheint zu ergeben, dus.s der Kaiser auf Nebenwegen an der Stadt Torbeiiog. 
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am Hofe, da der Kaiser selbst Jan. 23 im Gebiete von Macenza urkundet ; 
er wird nicht ausdrücklich als Hofvikar, wohl aber, wie das nur bei diesem 
üblich ist, als Sedims pro trilntnali bezeichnet und hat die Hofrichter zu Bei- 
sitzern. Daniel scheint immer am Hofe geblieben zu sein ; im August erlagen 
dann beide Bischöfe der Pest. 

186. — Während des Aufenthaltes des Kaisers in Italien 1174 bis 1178 
wird zunächst kein Ilofvikar genannt. Es ist möglich, dass 1174 und 117.') 
Hugo von Verden, 1177 der Erwählte Konrad von Worms das Amt ver- 
sahen, da sie die am regelmässigsten in den Kaisemrkunden vorkommenden 
Bischöfe sind ; aber Urkunden über Hofgerichtssitzungen sind aus dieser Zeit 
nicht l)ekannt und in den Zeugenreihen der Kaiserurkunden ist es bis dahin noch 
nicht üblich, dem Bischofstitel den des Vikar zuzusetzen. Gegen Ende des 
Zuges tritt dann zuerst Magister Metclius aus Brescia* beim Kaiser auf, 
1 1 78 März 9 ohne weitere Bezeichnung, aber durch seine .Stellung vor allen 
weltlichen Zeugen als Geistlicher kenntlich^; Juni 23 wird er dann in einem 
in Gegenwart des Kaisers aufgenommenen Notariatsinstrumente ausdrücklich 
als Uofvikar bezeichnet.® 

Ist Metclius der einzige Hofvikar, der nicht Bischof war, so mag damit 
Zusammenhängen, dass während des letzten Aufenthaltes des Kaisers in Italien 
neben ihm ein zweiter Hofvikar im Amte ist, was auffällt, da das, von der 
Nachricht über Hermanns und Daniels gemeinsame Amtsführung abgesehen, 
sonst nicht vorkommt, insbesondere mit dem Abtreten des Metellus wieder auf- 
hOrt, während nach dem Abtreten seines ersten bischöflichen Kollegen derselbe 
alsbald ersetzt wird ; es ist das um so auffallender, da wir in dieser Zeit, wenn 
in den Gerichten Vorsitzende überhaupt auftreten, es sich nicht um mehrere 
gleichgestellU' Richter handelt, immer nur einen Vorsitzenden finden, auch in 
andern Roichsämtern, insbesondere dem des Legaten, die früher übliclie Dop- 
pelbesetzung ganz aufgehört hat. Es scheint, dass man Werth darauf legte, 
dass ein Bischof Vikar war, da.ss man aber auch die Rechtskenntniss des Me- 
tclius im Ilofgerichte nicht entbehren mochte, während eine blosse Stellung 
als llofrichter für einen frühem Vikar nicht angemessen scheinen konnte, 
auch wohl herkömmlich Geistliche davon ausgeschlossen waren, da die Hof- 
richter eben so ausschliesslich Laien, wie die Vikare Kleriker sind. 

Der erste Genosse des Metellus war derErwäldte Konrad von Lübeck; 
früher Hofkaplan des Kaisers war er von diesem 1183 zum Bischöfe ernannt 
und erscheint nun in Italien in den Kaiserurkunden seit dem Beginne des Zuges 
im .Sept. 1184 sehr regelmässig als Zeuge. In richterlichen Funktionen finden 
wir ihn in ehiem spätem Zeugenverhöre, wonach, als Pabst und Kaiser zu 

184.-1 Toartual B<)htnens Aatheil 349. 353 sucht den Ort am Comersee, wftlireod er 
ihn in den Roipsten Daniels. Fur.^ebungen 197. 2(^, gar nicht nennt. 

195 ^ — 1. Antich. Est. 1, 360. 8, Ughelli 3» 413. 8« Mandelli 2, 340. Ist die 

Vemmthung von Scheffer Friedr. I. 3<l richtig, dass er derselbe *ei mit dem 1183 vom 
Kaiser von Konstanz aus an den Fabst gesandten Uofkaplan Magister Beletus, so dürft« 
der Kaiser ihn wegen der Verhandlungen mit den Lombarden nach Deutachland berufen 
haben. 
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Vrrona zusammen waren, also 1184 Xov., eine Klaijsehrift eingereirht wurde 
caram imUnhua iniperatoria, ridi’lieet episcopo de Luahecro et mapiatro 
Metello de Jirixia et Ottone Cendadano et (diia iudicihtta itnperatoria.* 
.Sind hier Vikare und llofriehter nicht unterschieden, so lassen spätere Ze;ng- 
nisse keinen Zweifel über die Stellung. Zu Piaeenza spricht 1185 Jan. 22 ein 
llofriehter das iTthcil domino Conrad« Lnbienai eleeto et mapiatro JHeteilo 
Brixienai vieariia d. imperatm'ia ad iiiaticiaa faetendaa (aedentlhua pro 
trihnnaU)^ ; und April 7 zu Pavia entscheidet der Kaiser als .Schiedsrichter 
nach Kath der Bischöfe von Asti und Novara et vieariornm eitrie ridelicet 
d. Coivradi Lidneenaia eleeti et mapiatri MctcUi und anderer. ® Die gleich- 
berechtigte .Stellung des Metellus mit Konrad ist danach nicht zu bezwcnfeln, 
wenn er auch in der Zeugenreihe wohl nicht bestimmter von den Ilofrichtern 
untersidiieden wird.' Konrad, der seit April 7 nicht mehr beim Kaiser ge- 
nannt wird, kehrte nach Deutschland zurück, ist dann Nov. 28 noch einmal 
beim Kaiser zu Pavia* und entsagte dann seinem Bischofssitze. 

Niiclifülger Konrads ist Bischof Bonifaz von Novara, den wir schon 
April 7 unter den lläthen des Kaisers erwähnt fiunlen, während er in den 
nächsten Monaten am lloflager nicht nachzuweisen ist. Dann alter Jnli 10 zu 
Piaeenza befehlen d. Bonefarina Norarienaia epiaeopita et mapiater Me- 
tellna viearii imjx'rialia curie in einer am llofgerichte anhängigen .Streit- 
sache ein Zeiigenverhör aufzunelimen. * Bonifiiz ist dann, bis der Kaiser 1186 
Juni Italien verlässt, immer in dessen Umgebung. Zu .Siena 1185 Oct. 9 .sitzt 
er allein als llofvikar zu Gerichte**; Metellus mag dem Hofe nach MiOttl- 
italien Tiicht gefolgt sein. Doch scheinen auch bei Anwesenheit beider nicht 
gerade alle Amtshandlungen gemeinsam vorgenoinmen zu sein; 1186 Febr. 16 
zu Pavia ertlieilt nur Metellus als Viearhta d. imperaloria mit den Uof- 
richtern dem Hofnotar den Befehl, ein Instrument über Zeugenaussagen anzu- 
fertigen, während in derselben .Sache an demselben Tage das Urtheil ge- 
sprochen wird domino B. Novarienai epiacopo et mapiatro Metello vieariia 
d. imperatoria a<l iuatieiaa faciendaa aedentihna pro tribunalid^ Metelhis 
erscheint noch im Juni Itei der Unterwerfung Creinona’s als Viearina eiirie'^; 


4« Antich. Kst. 1, 300. Dor Prozetss wird fortgoführt zu Monselice, was gouau mit dein 
Itinerare des Kaisers stiinnit, der Not. 4 zu Verona. Not. J2 zu Monsolice i.st. 5* Bei- 
lage; stimmt mit dem Itinerar des Kai.ser.s. vgl. Schofler Friedr. I. 226. 6« Costa 37. 

7* 1185 Febr. 14: üghelli 2, 607. 8, Mon. Boien 31. 424. Auch Schefler ist c» 

nachtriglich aufgofallcn, das.s diese.s Vorkommen die Identität Konrad.s mit dem 1185 
Mai 17 zu Magdeburg vorkommeuden Domherrn Konrad und damit dem .spätem Bischof 
Ton Hildesbein] hnebst unwahr.scheialich macht, welche iusbe.sondere tou Lüntzel Oe.sch. 
der Diäzese Hildesheim 1« 482. 504 vertreten war. aber auf Grundlage einer ganz ver- 
wirrten Chronologie der Kaiserurkunden. Cohn bat dann allerdings in den Göttinger 
geh Anzeigen 1867 S. 231 gegen Schelfer trotz jenes Vorkommens die Identität ver- 
treten; aber sie bleibt mir doch sehr unwabrscheiulicb, wenn man auch den von Cohn 
für die Möglichkeit geltend gemachten Gründen zustimmen kann. 9 . Beilage; mit dem 
Itinerare des Kaisers stimmend und die Annahmen Schefi*ers 8. 231 bestätigend. 10» Mit- 
tarelli Ann. 4. 138; aneb Rena e Camici 5c, 21; mit dem Itinerare stimmend und das- 
selbe ergänzend. 11 « Beilagen. 19 « Bohmer Acta 605 . 
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am Hofe ist er später nie melir nachzuweisen und mag sich nach Brescia zu- 
rückgezogen liaben, wo er noch 1193 März 12 als kaiserliclier Delegirter und 
nur als Magister Metellus bezeichnet in einer Appellationssache entscheidet. ' ^ 

186. — Bei K. Heinrich VI wird, während er 1186 und 1187 Italien 
verwaltete, nie ein Hofvikar genannt; es ist überhaupt kein Bischof ständig 
an Seinem Hofe, in dem wir den Vikar vermuthen dürften. Bonifaz ist nur ein 
einzigesmal 1187 April 17 l)oi ihm und zwar mit sehr vielen anderen Bi- 
schöfen, so dass ihm wohl nur als Bischof Tag geboten war. Die Thätigkeit 
des Hofgerichtes lässt sich allerdings auch jetzt verfolgen; aber es treten 
immer nur Ilofrichter auf ohne Erwähnung eines Vikar; so 1186 Oct. 22 zu 
Bertinoro bei einem Urtheile zu Gunsbui von .Siena, wo die Anwesenheit des 
Königs erwähnt, aber ein Vorsitzender nicht genannt wird*; so 1187 ücl. 24 
zu Turin bei einer Besitzeinweisung in einem schon lange am Hofgerichte an- 
hängigen Rechtsstreite.* 

Auf dem llömerzuge tritt dann Bonifaz von Novara wieder als 
Vikar auf. Gerichtssitzungen sind nicht bekannt; aber er ist 1191 Januar bis 
Dezember inmier am Hofe und wird zwar nicht in den Kaiserurkunden, wohl 
aber in Notariatsinstnunenten im Novemiwr* und Dezember* ausdrücklich als 
Hofvikar bezeichnet. Er wird kurz nachher gestorben sein, jedenfalls vor dem 
nächstfolgenden Zuge des Kaisers, auf dem sein Nachfolger Otto beim Kaiser 
erwähnt wird.® 

Auf diesem Zuge ist dann llofidkar Bischof Heinrich von Worm.s, 
der 1194 Juni 23 noch als Legat thätig ist®, dann aber vom Beginn des Juli 
bis 119,5 Mai dem Hofe folgt, 1194 Juli 23 zu Bisa dem Hofgerichte als 
Vikar vorsitzt* und wenigstens vereinzelt wohl auch als blosser Zeuge in Kai- 
serurkunden deti Titel ImperiaUs curiae vicariu« fiihrt.® 

Heinrich starb Ende 1195; sein Nachfolger war Erzbischof .Vn gelu s 
von Tarent. Er .scheint schon früher in näheni Beziehungen zum Hofge- 
richte gestanden zu haben. Der Kaiser delegirtc nämlich 1194 zu Pavia den 
Hofrichter Guido del Pozzo zur Eutscheidung eines .Streites zwischen dem 
Bischöfe von Vercelli und der Gemeinde Casale und bestätigte dessen Voll- 
macht später zu Pisa vor dem Hofvikar Heinrich, dem Magister .Vngelus, daTin 
Arnold und Lothar von ,S. Genesio.® Die beiden letztem sind uns als Hof- 
richter bekannt und es ist wohl nicht zu bezweifeln, dass es sich hier um Zu- 
ziehung des Personals des Hofgerichtes handelte, demnach wohl auch Angelus 
zu diesem in näheren Beziehungen stand. Ilofrichter war er allerdings nicht, 
da diese immer Laien w.aren, ein Umstand, auf den wir schon zur Erklänmg 
der .\nsnahmsstcllung des Magister Metidlus hinwiesen; er dürfte ohne be- 
stimmteren Titel den Hofvikar durch seine Rechtskunde unterstützt haben, 

185.— I 13. BoilSRC. 

186. - 1. Pecci 180 extr. : Arcbir xu Sieoa nach Wüstenfeld. 2. Beilago; stimmt 
mit dem Itineror des Königs und dürfte dasvelhc ergünzon. 3» Poggiali 5, 13. 4. Arcb. 

stoVico N.S. 3b. 18: auch Toeche Heinr. VI. 614. Antiq. It. 1, 845. Vgl, auch Üg- 

belli 4. 708. G, l-imi Mon. I. 382. 7, Antiq k. 2, 503; auch Ughelli 3, 712. Limi 

Mon. 1. 381. 8. Hirro 2. 980. Tromby Stör. ('Artus, 5, 15. 9* De Conti I* 259. 
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was ihn dann später als Ix-sonder.s geeignet für das Amt selbst erscheinen 
las.sen musste. Denn die Identität mit dem Erzbischöfe von Tarent, der als 
solcher 1195 Mai 20 zu Faenza zuerst Ijeiin Kaiser genannt wird'“, ist um 
so weniger zu Itezweifeln, da Angelus vereinzelt auch als Erzbischof noch Ma- 
gister heisst. ' ' .\ngelus war 1196 Juni beim Kaiser in Deutschland, begleitete 
ihn nach Italien und ist bLs 1 1 97 Juni immer in seiner Umgebung. Als Hof- 
vikar spricht er 1196 .Sept. 20 zu Piacenza selbst das Urtheil''* und sitzt 
N’ov. 17 zu Tivoli dem Ilofgerichte vor'*; Xov. 27 be.stätigt der Kaiser einen 
durch den llofvikar vennittelten Vergleich." 

187. — Bei K. Otto IV versah das ^Vmt Bi.schof Heinrich von 
Mantua. Auch er scheint schon früher in Reichsgeschäften verwandt zu 
sein; 1197 finden wir ihn als Erwählten mit einem Hofrichter vom Kaiser 
delegirt zur Entscheidung einer Klage des Erzbischofs von Ravenna'; 1209 
ist er mit den Hofrichtern in der Umgebung des Generallegaten Wolfger.* 
Auf dem Rümerzuge ist er vom Dez. 1 209 bis Mai 1210 ununterbrochen am 
Hofe und führt nun auch als blosser Zeuge regelmässig den Titel eines Hof- 
vikar. Als solcher sitzt er Jan. 29 zu .Siena dem Hofgerichte vor*; April 28 
und Mai 23 werden .Schreiben erwähnt, welche er in einer .Streitsache erliess'; 
Aug. 27 ist er im Uofgerichte zu 8. .Salvator am Berge Amiate* und zwei 
Tage später ebenda zuletzt Zeuge beim Kaiser.® 

Es erklärt sich das daraus, dass der Kaiser sich jetzt zum Süden wandte, 
dagegen Heinrich als Vikar und Legaten in die Lombardei geschickt haben 
muss. Es urtheilen nämlich nach einem vom damaligen Hufnotar Alberich von 
Rovereto gefertigten Instrumente 1211 Jan. 10 zu Pavia in einer Klagsache 
der Stadt Asti die beiden Hofrichter Presbiter Caccia und Walfred von Torri- 
cella, quibu» nobis daohiu commisse sunt omnes cause tarn principalcs 
quam appellationes a Plaeencia et Vremona in sursum versus Cumas et 
Taurinum et Terdouam secuudum et usque quo Pombarilia extenditur 
eopnasemde et finiende a d. Henrico d. gr. Mantuanensi episcopo liupe- 
rialis aule vicario et legato, et sperialitei- ista causa, que speclcdi convnis- 
sione dicto d. vicario commissa erat a d. — impei'atore.'' Der Kaiser be- 
stätigt diesen Spruch 1211 März 4 zuCapua, und bemerkt, da.ss er die .Sache 
ejiiscopo Mantuano et vicario nostro et in l^mbardia legato, die.ser sie 
dann 1210 Nov. 25 durch ein vom Hofnotar gefertigtes Schreiben jenen 
Richtern delegirte.* Daraus ergibt sich nun zweifellos, dass Heinrich als Legat 
der Lombardei nicht etwa nur den Titel des Vikar fortführte, sondern während 


10. MitUrelli .Ann. 4. 1Ü4 II. Bnhmer Acta 190. 12, De Conti 1, .179. Der Kaiser 

nrkundet Sept. 15 ru Paria. .*^ept. 21 zu Forum norum. wohl iticher Fomoro aüdwestlich 
von Parma: rgl. Toeehe Heinr. V'l. 684. Danach entspricht Piacenza durchaus dem Iti- 
nerar; der Kaiser kSonte auch immerhin Sept. 20 noch dort gewesen sein, wenn auch die 
Kürze der Zeit hier autfüllt. 18. Ughelli 3, 713; auch Ist Farina 4, 297. 14. Petrini 

405; auch Bohraer Acta 192. 

187 . — 1 . Fantozzi 2. 362. 2 . Odoricl 7, 51. 8 . Mittarelli Ann. 4. 290. 4 . Bei- 
lagen. 5, Mittarelli Ann. 4, 306. 6. BShmer Acta 227. 7. Beilage. 8. Bshmer 

Acta 22.9. 
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des Aufentlialtes des Kaisers in L’iiteritalien in sonst migi-wiihidichor Weise 
überhaupt das Hofgoricht naoii Oberitalien verlegt wurde. Denn beim Kaiser 
ist jetzt kein Vikar und von den Ilofrichtein nur .Albert, .Arnold und Kuiin; 
die oben genannten aber fand Heinrich nicht etwa in Überitalien vor, sondern 
sie haben mit ihm den Ilof v('rlassen, da Presbiter und AA’alfred im August 
mit Heinrich beim Kaiser sind; ebeaso der Hofnotar Alberich. Lä.sst überdies 
jene Delegirnng der .Streitsachen eines bestimmten Bezirkes schliessen, das.s 
noch mehrere Hofrichter beim Vikar waren, so ist jene .Scheidung des Hof- 
gerichts vom Hofe nicht zu bezweifeln, wie wir ähnliches auch wohl bei den 
ersten Vikaren fanden. 

Die .Stellung Heinrichs dürfte dadurch iH'endet sein, dass er sich später 
von Otto zurückzog, wenn auch vielleicht nicht sogleich Friedrich anschloss.* 
Hofrichter scheinen dem riickkehrenden Kaiser wohl entgegengegangen zu sein, 
da wir insbesondere auch jenen Presbiter 1211 Dez. 28 zu Prato mn Hofe 
finden; aber Heinrich wird nicht mehr beim Kaiser erwähnt. Und spätestens 
bei seinem Abzüge aus Italien muss der Kaiser einen seiner Begleiter auf dem 
sizilischen Zuge, den Grafen Egidius von CVmtenova, zu seinem A'ertreter in 
der Lombardei bestellt haben, der 1212 Juli 2 als Legat, .Sept. 4 .als 17cn- 
riiia hl Lomharilia d. impi'raloris urkundet.'® Letzteren Titel mit dem 
Hofvikariate in A*erbindnng zu bringen, halien wir keinen Grund, da er in 
dieser Zeit auch .schon von AVrtretem des Kaisers gebraucht wird, welche 
keineswegs blos richterliche Befugnisse hatten ; so findet er sich insliesondere 
bei .Statthaltern des Königreichs .Sizilien schon unter Heinrich AT; doch mag 
in diesem Kinzelfalle auf den Gebrauch des Titels immerhin eingi'wirkt haben, 
dass der vorhergehende Legat zugleich Hofvikar gewesen war. 

188. — Sicherer noch dürfte die spätere Doppelstelhmg Heinrichs den 
Ausgangspunkt gebildet haben, als es sich um die Neubesetzung des Amtes 
unter K. Friedrich II handelte. Die.ser .schreibt 1213 Febr. 16, das.s er 
den Bischof Friedrich von Trient bestellt habe als generah-m UpatuiH 
nuslrum — piT totaui LombitnUam et mnrehiam 1\TOiteiieem iitqiie 'J'tu- 
ciam et Jlimianiam — ; ad hee eliam ad evideutiam iwstre circa ipeitm 
epiecopuM conmnigititieuiH noetram lUlecfionix iu Omnibus prenominatis 
locis, ch'itatibiis et tni'is ijisiiin nostrnm viearhim institnhims ad teiapora 
vite sue, vicariaia ui predi.rimus ei in feodum eoneedentes.^ Die Beziehung 
der Aemter auf einzelne Landestheile, statt auf ganz Italien, kann nicht auf- 
fallen; es ist da einfach die llücksicht auf die päbstlichen Hechte auf .Spoleto 
und Ancona massgebend, worauf wir zurückkommen. Auffallender ist es, dikss 
dem Aikariat nberhaii[it eine üitliche Grundlage gegeben wird, jede Beziehung 
auf den Hof fehlt, so dass es zweifelhaft sein könnte, eib es sich hier über- 
haupt um das .Amt des Hofvikar handle. Aber da w ird eben die letzte .Stellung 
Heinrichs von Mantua iiuissgebend gewesen sein, der auch Legat und Uofvikar 


187.-1 9. Ks fAlIt wenigstens auf, dass er in ku Mantua 12T2 Aug. 22 ausgCtteiUer Urk. 
Friedrichs (Hohtner Acta« Nnchtr.) nicht genannt wird. 10 , Mittarelli I« 4H. 2. IGd. 
1S8. - K Huiliard K 240. 
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war, letzteres Amt aber anrh in Abwesenheit des Königs in der Stellung eines 
Oberriclifer- für Italien übte. Uebrigen.s zeigen aneb die Titel Friedrichs, dass 
man zweifellos das .\mt des Hofvikar im Auge hatte; andererseits freilich 
aber auch, dass man die Bedeutung beider in seiner Person vereinigten Aemter 
nicht genügend scharf auseinanderhielt. Aus der Keichskanzlei fehlen uns ge- 
nügende Zeugnisse; der König bezeiidinet ihn 1214 als Virariiis et legatug 
nogft’r; in spätem Königsnrkunden fehlen die Titel.* Um so häufiger finden 
wir sie in den Trienter Urkunden. Dann werden am häufigsten beide Aemter 
nicht iii besondere Beziehungen gebracht, gemeinsam auf den Hof, auf das 
Land oderauf beides Imzogen; es heisst nbenviegend rfgnlig aide^, vereinzelt 
tnting flalii’*, mehrfach rfgnVtg aule aUjuf tofiiig Ttalie Ifgalus et vienritw.^ 
In andern Fälle)) werden beide .\emter auseinandei'gehalten, und ihrer Bedeu- 
tnng und dem sonstigen Brauche nach wäre dann das Vikariat auf den Hof, 
die Legation auf das Land zu beziehen ; und so finde!) wir den Titel regalh 
aiile viearing et totiug Ttalie legatug denn auch nicht allein von Trienter 
Xotaren®, sondern auch von) Bischöfe sellsst und in einer von) Hofnofar ge- 
fertigten Urkunde gebraucht*, so dass er auch da))ach wohl als der genaueste 
zu lietrachten ist. Aber wir finden die Beziehu))ge)) auch )in)gekehrt in deni 
Titel regalis aule. legatug alque tociug Ttalie vicariugß 

Friedrich ist mehrfach als Vertreter des Königs in Italien thätig gewe.sen. 
Zu Uremnna 121.3 .Mai 2 bannte er eine gro.sse Zahl lombardischer .Städte 
und Grossen wegen Ungehorsams gegen ihn und den König.** Auch 1215 war 
er in Italien, da er ))rknndlich .Sept. 2 zu Verona, .Sept. 4 zu Carpi im Mode- 
nesi.schen nachzuweisen ist."* Wahrscheinlich 1217 schrieb er denen von 
Creuiona, dass er für ihre Angelegenheiten sorge und ihnen mit eine))) Theile 
des königlichen Heeres bis Mai zur Hülfe kon)me» werde'*; doch .schei))t das 
kaum ausgeführt. Längere Zeit ka))U er .sich nach Ausweis der von ihn) zu 
Trient ausgestellten Urkunden wohl nie in Italien aufgehalten haben. 

.Seine .Stellung war nun ganz geeignet, die frühere Bedeutung des A)))tes 
des Hofvikar i)) den Hintt'rgrund treten zn lassen. Wäre er als solcher zu- 
))ächst berufen gewesen, dwn Ilofgerichte vorzusitzen, so bot sich dazu keine 
Gelegenheit, da der König während sei))er .\mtsdauer nicht nach Italien ka)n. 
.Sollte er darüber hinaus entsprechend der später!) .Stellung Hein)ichs von 
Mantua auch in .Vbwesenheit d(‘s Königs die .Stellung eines obersten Richters 
für Italien einnehmen, so kan) er wenigstens thatsächlich nicht in die Lage, 
in dieser Richtung Befugnisse zu üben, welche ihm nicht ohnehin als General- 
legaten zugestanden hätten. Denn diesen) stand an und für sich, wie wir .sehen 
werden, die Gerichtsbarkeit in vollstem lönfange zu. Ein Au.seinanderhalten 
Imider .\en)ter war trotzdem bei Heinrich schon durch den örtlichen Unter- 

2. Huillard I. 28R. 4Ö4. 527. 52». 8. Cod. Wnngian. 266-317 i*r,tfm«l. 4. f’od. W. 

275. 5. r<id. W. 278. 288. .312. 318. 6. f»d. W. 279. 309. 7. B.lhtner Acta 636. 

636. Heisst es ini letztem Falle ungenauer ciirtV vicaruit et in Lunituirdiu legatug, so 
dürfte da geradezu der Titel Heinrichs, der nicht T.egnt für ganz Italien war, zum Vorbild 
gedient haben. S. Tod. W. 285, 295. 9, Bnhmer Acta 636. 10. Cod. W. 294. 

11« Bülimer Acta 635. 
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schied begründet, da seine Stellung als Hofvikar sich auf ganz Italien, als 
Legat nur auf die Lombardei bezog. Oertlich decken sich nun freilich bei 
Friedrich beide Aemter; dennoch hatte auch bei ihm das Auseinanderhalten 
bei der Ernennung und im Titel noch immer seinen guten Grund, da er auf 
Lebenszeit nur Vikar, nicht auch Legat war; wäre ein anderer Legat ernannt, 
.so würden ihm auch neben diesem die rein richterlichen Befugnisse des Vikar 
geblieben .sein. Aber dazu ist es eben nicht gekommen ; als Vikar bezeichnet, 
ist er doch nie nur in dieser Eigenschaft thätig gewesen, handelt, wenn wir 
wollen, immer nur als Legat; man konnte sich so daran gewöhnen, die Befug- 
nisse beider Aemter zu vermengen, zumal, wie gesagt, der Ausdruck Vikar 
in dieser Zeit schon vielfach auch für andere Verti-eter des Königs in Ge- 
brauch war. 

189. — Das wii'd im Auge zu behalten sein, um die ganz unsichere 
Stellung des Nachfolgers, Bischofs Jakob von Turin, zu erklären, der nur 
Vikar ist, aber vereinzelt statt dessen auch Legat heisst, als solcher verwendet 
wird, nie aber die be.sondem Befugnisse des Vikariates übt. Friedrich heisst 
noch 1218 Jan. 30 Vikar und Legat, dagegen bei der letzten Erwähnung 
Febr. 17 nur regalU aide et totins Italie legal iis * ; er ist 1218 Nov. 6 zu 
Accon gestorben.* Da Jakob schon im Oktober im jVmte ist, so Hesse sich 
etwa schliessen, Friedrich habe das Amt des Vikar abgegeben, sei nur Legat 
geblieben. Doch mag jene Unvollständigkeit des Titels auch blosser Zufall 
und nur die Abreise Friedrichs Veranlassung gewesen sein, einen andeni Vikar 
zu ernennen. Wurde dieser nicht zugleich auch zum Legaten ernannt, wie da.s 
seiner nächsten Verwendung besser entsprochen hätte , so dürfte wohl ein 
Hauptgrund darin zu suchen sein, dass die Generallegaten immer Deutsche, 
Hofvikare dagegen .schon häufig italienische Bischöfe gewesen waren. 

Wir finden Jakob zuerst 1218 Okt. 3 zu Cremona, Okt. 5 zu Parma, 
von beiden .Städten das Versprechen verlangend und erhaltend, sich bezüglich 
ihrer .Streitigkeiten mit andern Lombarden seinem Schiedssprüche zu unter- 
werfen; in der von seinem Hofnotar gefertigten Urkunde heisst es wiederholt 
nur huperialis aiilc vicarim, in der Beurkundung Cremona's wohl weniger 
genau Viearius et legal ii«.^ Im Februar und März 1219 ist er beim Könige 
in Deutschland als 7;taZ(> viearius, viearius noster, iinperialis aule viearius, 
regis viearius*, aber auch als Italie legatus bezeichnet.* Er wurde dann mit 
dem damals gleichfalls am Hofe befindlichen Markgrafen Wilhelm von Mont- 
ferrat nach Italien gesandt, sichtlich zunächst zu dem Zwecke, um entfremdete 
Reichsgüter zurückzuverlangen und den Treueid entgegenzunehmen, wie das 
sonst nächste Aufgabe des J.egaten war. Und das scheint in ItaUen nicht un- 
l)eachtet geblieben zu sein. Als beide im Mai von Bologna die Zurückgabe der 
Grafschaft Imola verlangen, erklärt ihnen der Podesta, wie er nicht glaube, 
dass sie in dieser Sache viearius esse d. regis — nee etiam ad vieariam sihi 
snlieet pi-etUeto episeopo eoneessam a d. rege speetabat, rjuod petitionein, 

180 . — 1 , Coü. Wangian. 318. 319. 2. Bonelli 2, 5. 3. Bühmer Acta 646. 

6-47. 4. Huillrircl 1, 394. 398. 603. 614. 5. Huillaril 1, 396. Bshmer Aoto, Nachtr. 
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quam idem epieropiit faciehnt, ftu'ere deheret.^ Nach Ablehniing auf Grund 
der beiden zeitweilig übertragenen Befugnisse wird der Bischuf seine dauern- 
den Befugnisse als Vikar geltend gemacht und die Ablehnung dieser sich 
darauf gegründet haben, dass es sich dabei um rein richterliche Befugnisse, 
nicht auch um die des Legaten handle. Und als dann der Bischof die .Stadt 
bannte, erklärte diese die .Sentenz fiir nichtig, eventuell dagegen an Pabst und 
König appellirend wobei möglicherweise wieder geltend gemacht wurde, dass 
die Verhängung des Bannes, worauf wir zurückkommen, nicht in den Befug- 
nissen eines Hofvikar liege. .\uch sonst trafen sie auf Widerstand ; damals 
wird .Takob Asti wegen Verweigenmg des Treueides gebannt haben.® Im 
August sind beide wieder beim Könige in Deutschland. Jakob wird hier nur 
als Hufvikar bezeichnet*, wie er dann auch im Oktober zuNovara als d. reqia 
vicariut und gekomer Schiedsrichter einen Streit zwischen der Stadt und dem 
Bischöfe entscheidet. 

Es wurde dann 1220 April 17 der Hofkanzler Konrad zum Gcneralle- 
gaten ernannt, während im .September der König den Köinerzng antrat. Man 
sollte nun erwarten, Jakob in den eigentlichen Befugnissen seines Amtes thätig 
zu finden. .Aber davon zeigt sich keitie .Spur. Als der Legat 1220 .Sept den 
von Jakob gegen Bologna verhängten Bann aufhob, bezeiclmete er ihn auf- 
fällenders’eise als tune reejoMa curiae j'itw/om", anscheinend von der An- 
sicht ausgehend, dass mit seiner eigenen Ernennung die .Stellung Jakobs auf- 
gehört habe, der allerdings mit dem Titel eines Vikar wesentlich als Legat 
thätig gewesen war; man muss schon ganz unklar über die Bedeutung des 
Aiutes gewesen sein, den Vikar etwa als Legaten mit weniger ausgedehnten 
Vollmachten betrachtet haben. Doch lässt der Titel sich noch weiter verfolgen. 
Beim Beginne des Römerzuges oft in den Kaisernrkunden erwähnt, wird Jakob 
zwar gewöhnlich nur als Bischof, aber vereinzelt doch auch als Vikar be- 
zeichnet. .Aber von einer Thätigkcit in dieser Eigenschaft findet sich keine 
.Spur, es sei denn, dass man dahin ziehen wollte, dass der Kaiser durch ihn 
als vlcarium noatrum die römische Kirche in den Besitz der mathildischen 
Güter einweisen lässt. ' * Er steht dann unter Beibehaltung des Titels offenbar 
in nähern Beziehungen zum Geuerallegaten, scheint zur Unterstützung desselben 
in untergeordneter .Stellung bestimmt gewesen zu sein. Zu Piacenza 1220 
Okt. 23 erlassen der I.K?gat und der nur als Bischof bezeichnete Jakob einen 
Befehl an Alessandria ‘ ^ ; tritt da eine Unterordnung nicht bestimmter hervor, 
so nimmt er .später an den Handlungen des Legaten keinen Antheil mehr, wird 
nur als Zeuge genannt. So Okt. 29 zu Pontremoli, jetzt wieder ausdrücklich 
Imperialia aide incariu-a bezeichnet.'* Während der Kaiserkrönung am 
Hofe, wird er dann gleich dem Legaten zum .N'orden zurückgekehrt sein und 
muss das von innem .Streitigkeiten zerrüttete Piacenza wohl im Aufträge des 
Legaten verwaltet haben, da er dort 1221 Jan. 5 als imperiaiia aule vica- 


S. Ssrioli 2, 405. 7> SarioK 2. 406'. 8, Bfibmer Acta 242; Tgl. auch Huillard I, 674. 

9. Huillard 1, 668. BSfamer Acta. Naditr. ]0, Carolut Not. 388. 11, Huillard 1, 857. 

12. Uuillard 1,835. 858. 13. Huillard 1,857. H. Huillard 1, 879. 15. Böhmer Acts 656. 
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rille alque cmtoe vcl guhernalm' Plaeentie mehrere auf die vom Legaten 
versuchte Vermittlung der Parteien bezügliclie Urkunden transsumiren liess. "> 
Dann ist er wieder Jan. 27 zu Bologna*', Fehr. 23 und die folgenden Tage 
zu Como beim Legaten*®, auch jetzt noch als llofvikar bezeichnet. Mit dem 
dann erfolgenden Abzüge des I,.egaten aus Italien sclieint jede besondere Ver- 
wendung Jakobs in Reichsgeschäften aufgehört zu haben ; in städtischer Ur- 
kunde 1222 heisst er noch einmal Hufvikar***, aber in den Kaiserurkunden, 
in welchen wir ihn bis zu seinem 1226 erfolgten Tode**** noch melufach finden, 
wird er immer einfach als Bischof bezeichnet. 

Das Amt erscheint so schon unter Jakob seiner ursprünglichen Bedeu- 
tung ganz entkleidet, es bleibt nur noch der Titel, dessen Träger aber in durch- 
aus anderer Stellung verwandt wii'd, während dann schliesslich auch der be- 
deutungslose Titel aufhört. Hatte sieh das, wie wir sahen, schon länger 
vorbereitet, so kam hinzu, dass das Hofgericht für Italien, worauf wir zurück- 
kummen, nun ganz umgestaltet oder vielmehr beseitigt wurde. In ganz ent- 
sprechender .Stellung, «ie den Hofvikivr, werden wir auch die bisherigen Bei- 
sitzer im Hofgerichte, die Hofrichter, seit 1220 finden; der frühere Titel wird 
noch eine Zeitlang fortgi?führt, aber von einer Thätigkeit am königlidien Hofe 
ist nicht mehr die Rede ; dagegen scheinen nun auch sie, wie der Vikar, zu- 
nächst dem Legaten von Italien zugewiesen zu sein. Mochte nun auch das 
Gericht des Legaten zunächst das frühere Hofgericht ersetzen sollen, so war 
da doch für eine entsprechende Thätigkeit des Vikar kein Raum, da der Legat 
im Gerichte durchweg selbst den Vorsitz fiihrt. Bei spätem Legaten ist denn 
auch Jakob nicht mehr nachzuweisen; und ist schon bei ihm selbst in späterer 
Zeit das .Vmt in Vergessenheit gerathen, so fehlte natürlich jedes Bedürfniss, 
ihm einen Xachfolger zu g(.‘beu. 

Noch zu envähnen ist, dass auch der Kardinalbischof Hugo von Ostia 
1221 einigemal apostolke eedis legatus et imqierialis aiile vicariiis heisst, 
ohne aber selbst jemals diesen Titel zu führen.^* In dieser Zeit vielfacher 
Umgestaltungen sind die Titel überhaupt sehr schwankend; ein eigentliches 
Reichsamt bekleidete er schwerlich ; der Ausdruck dürfte damit in Verbindung 
stehen, dass der Kaiser ihm die Vollmacht ertheilt hatte, innerhalb seiner 
Legation zur Förderung des Kreuzjuiges vom Reichsbanne entbinden zu dürfen.**** 

190. — Sehen wir auf die allgemeinen Verhältnisse des Amte.s, 
so haben wir als Regel zu betrachten, dass es nur einen Hufvikar gab. Zwei 
Hofvikare nebeneinander inuVmte finden wir nur 1167, dann 1184 bis 1186, 
wo das in der besonderu .Stellung des Magister MeU-llus seinen Grund zu 
haben scheint. Von diesem abgesehen wurde das Amt ausnahmslos von Bi- 

IBB.— J 16. Archiv za Cremona nach WUstenfeld. 17. Huillard 2, 47. 18. Bdhmer Act» 

«57. RoveUi 2, 379. De Conti I, 250. 1». Muletti 2. 237. 20. Ughelli 4. 105.3. 

21, Huillard 2. 144 n. 22. Huill. 2, 125. Ks scheinen in dieser Zeit auch wohl .sonst 

Personen, welche zum Pabste in nlihereii Ileziehungeu standen, auch vom Kaiser Voll- 
inacbten gegeben zu sein. >Su ist 1218 Okt.30 mit dem Kardinallegaten Hugo zu Cremona 
tili m/t<jültr Sid^aut il. Frfda ici ltguliu, der dann 1219 März 12 als niayülfr .V. de Cre~ 
iitoHa d. impe eubdinc^nut beim Kaiser auftriit. Bühmer Acta (>49 und Nachtr. 
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sdiöfeii vi'rscht'n, was sich daraus erklürut) dürfte, dass man einfachen Rcchts- 
gelohrten ein so licrvorragenijes Ilofanit nicht anvertrauen mochte, bezüglich 
der (irossen des Reichs sich aber nur unter den geistlichen solche fanden, 
welche mit den nun auch im Reichsgerichte bestimmt hervortretenden Formen 
des römisch-kanonischen Prozesses genügend bekannt waren. Es ist das ein- 
zige höhere Reichsamt, in welchem neben Deutschen auch Italiener verwandt 
wurden ; und Angelus gehört wenigstens als Erzbischof von Tarent dem sLzi- 
lischeu Königreiche an, wenn er auch von Geburt Italiener gewesen sein sollte. 

Die Befugnisse des Ilofvikar scheinen lediglich richterliche gewesen zu 
.sein; sind einzelne auch anderweitig in Reichsangidegenheiten thätig, so wird 
die Befugniss nicht in dem Amte als solchem, sondeni in besonderm könig- 
lichen Aufträge zu suchen sein. ' Bei Erri(;htung des Amtes scheint es in der 
-Misicht gelegen zu haben, dass der Ilofvikar, der anfangs ja auch nicht Fi- 
carins ciiriae, sondern Vicariuti ad iiislitias facienda» heisst, instwsondere 
auch den abwesenden Kaiser als höchsten Richter vertreten sollte. In der 
weitern Entwicklung erscheint die Uebuhg des Amtes elienso, wie früher beim 
Pfalzgrafen, durch die .Vnwesenheit des Königs bedingt, worauf das jetzt regel- 
niÄssigere Vorkommen von Generallegaten, welche in seiner Abwesenheit die 
höchste Reichsgorichtsbarkeit übten, eingewirkt haben mag. Denn alle Ge- 
richtssitzungen des Ilofvikar wurden an Orten gehalten, wo nach dem Itinerar 
die gleichzeitige Anwesenheit des Königs nac^hweisliar oder wahrscheinlich ist; 
seihst den Titel können wir später nur während der italienischen Züge nach- 
weisen, wenn wir von den Zeiten des .kusganges des Amtes unter K. Fried- 
rich II absehen. , 

Wird das Amt in der einzigen bekannten V^erlcihungsnrkunde für Fried- 
rich von Trient lebenslänglich verliehen, so wird das für frühere Zeiten nicht 
massgebend .sein dürfen. In der Zeit der Thronstreitigkeiten wurden auch 
andere Reichsämter mehr und mehr weniger nach dem Bedürfnisse besetzt, 
sondern vom Könige dauernd verliehen, um einzelne Grosse für sich zu ge- 
winnen, wie das insbesondere auch bei dem jetzt lebenslänglich von Bischöfen 
versehenen Amte des Reichskanzlers hervortritt. .Schon der häufige Wechsel 
deutet darauf, dass das .Vmt früher nicht lebenslänglich verliehen war. Lässt 
sich das Nicht wiedererscheinen im Amte auf einem folgenden Zuge in manchen 
Fällen durch Tod oder bei Deutschen durch Nichttheilnahme am Zuge erklären, 
so trifft das doch l>ei Garsedonius und Heinrich von Mantua nicht zu. Das 
Amt wurde am wahr.scheinlichsten beim Beginne des Zuges nach Belieben des 
Kaisers besetzt, nur dass dieser wohl ohne besondern Grund den frühem 
Vikar, wenn er am Zuge theilnahm, nicht überging, worauf insbesondere das 
ausnahmsweise Verbleiben des Metellus im .Vinte deutet. 

191. — Die richterlichen Befugnisse des Hofvikar werden auf- 
zufassen sein als die eines De legi rten des Kaisers. Und zwar scheint 
er bald als Delegirter für den Einzelfall, bald als ständiger Delegirter des 
Kaisers zu richten. Das erstere ergibt sich in manchen Fällen bestimmt aus 


193. - 1. Vg. S 18U n. 6. 
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der Angabe, dass die Klage beim Kaiser eingereicht und dieselbe von diesem 
ausdrücklich dem Hofvikar komraittirt worden sei. ' Aber die spezielle Kom- 
mission wird nicht erforderlich, der Hofvikar auch dauernd bevollmächtigt 
gewesen sein, die am Hofe vorgebraohten Klagen ohne weiteres Eingreifen 
des Kaisers zu erledigen. War bei den Anfängen des Amtes mehrfach gerade 
das Bedürfhiss einer Vertretung des abwesenden Kaisers massgebend, so lag 
die allgemeine Vollmacht in der Natur der Sache und wird 1159 und 1162 
ausdriicklich bezeugt.'^ Ebenso ergibt sich das für Heinrich von Mantua, als 
er 1210 getrennt am Hofe thätig war, bestimmt daraus, dass er ständige 
Subdelegirte für alle .Sachen aus bestimmten Landesthcilen bestellen konnte. 3 
Aber es wird das auch da nicht zu bezweifeln sein, wo das Amt in später 
regelmässiger Weise am Hofe selbst geübt wurde. Fälle, wo Einbringung der 
Klage vor dem Hofgerichte selbst erwähnt wird, finde ich allerdings nur 1 184 
und 1187^, und es wäre doch auch dadurch vorherige Ueln'rweisung durch 
den Kaiser nicht gerade ausgeschlossen; aber abgesehen von dem ganz allge- 
meinen, auf dauernde Kommission deutenden Titel Vicarins ad iustitia» 
faciemlas, wird vor allem dafür ins Gewicht fallen, dass bei allen Beurkun- 
dungen von Urfheilen, welche von .sonstigen nur für den Einzelfall delegirten 
Richten) gesprochen werden, immer ausdrücklich bemerkt wird, dass sie als 
speziell Delegirte thätig sind, und elienso auch in den erwähnten Fällen, wo 
es sich um spezielle Delegation des Hofvikars luindclt ; wird dagegen in der 
.Mehrzahl der HofgeiichLsurkunden ein spezieller .\uftrag nicht erwähnt, so ist 
auch wohl sicher anzunehmen, dass dann die Befugniss zur Entscheidung durch 
das dauernd übertragene .\mt begründet war. Es ist wohl anzunehmen, dass 
man sich in der Regel bei den überhaupt zur Kompetenz des Hofgerichtes 
gehörenden .Sachen zunächst an dieses zu wenden hatte, nur unter gewissen 
Voraussetzungen sich an die Person des Kaisers wendet) durfte. 

DieKotnpetenz des Hofvikar scheint .sich nur auf Civilsachen erstreckt 
zu haben, um welche es sich in allen nns erhaltenen Entscheidungen handelt, 
währettd wir bei den atn Hofe verhandelten Straffällen durchweg den 
Kaiser selbst als Vorsitzenden finden.^ .Schon die regeltnässige Besetzung des 
A)))tes nur mit Geistlichen lässt darauf schliessen, dass mit detnselben keine 
Blntsgerichtsbarkeit verbunden war, obwohl diese freilich bei der Bestellung 
von Bischöfen zu Legaten nicht als Hinderniss lietrachtet worden ist 

Bei Civilsachen ergeben sich dagegen keine bestnntntere Beschrän- 
ktmgen der Kompetenz des Hofvikar, wenn wir etwa von Lehenssachen 
absehen, auf deren Behandlung wir später genauer zurückkomntet). Entschei- 
dungen vo)) Lehenssachen vor dem Hofvikar sind tnir allerdittgs nicht bekanttt; 
da der Kaiser über solche aber auch sonst durch Delegirte urtheilen Hess, 
ohne dass diese etwa Lehensgenossen zu Beisitzern hatten, so dürfte wenig- 
stens einer Uebertragung von Lehenssache)) an das Hofgericht durch spezielle 


IW. — 1. Vgl. s 162n. Hi 8 Ib'4 n. 2. 2. Vgl. § 182 n. 3j 8 183 n. 10. 8. Vgl. 
8 187 n. 7. 1, Anticb. E^t. 1, 360 Betlnge von 1187 Okt. 24. Vgl. Mtturelli Ann. 4. 

290, wo es sich aber nur rnn einen Eiekiitinnsantrsg handelt. 6. Vgl. 8 182. 
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Delcuation kaum etwa# im Wef(e (jestanden haben ; dem spätem (irosshof- 
jiistitiar stand (ierichtsbarkeit in Lelienssachen von vornherein zu.* Wird 
1235 bei Einsetzung des deutschen iloQustitiar die Entscheidung von Klagen 
gegen Grosse auch in wichtigem Civilstreitigkeiten dem Kaiser |iersönlich 
Vorbehalten, so scheinen die Befugnisse des Hofvikar in dieser Richtung nicht 
besc-hränkt gewesen zu sein; so werden vor ihm Klagen gegen den Markgrafen 
Werner um eine Burg, gegen den Grafen von .Sarteano um die Hoheitsrechte 
in der Stadt Chiusi, gegen den Grafen von Tuszieii und gegen den Kaiser 
selbst uni die .Stadt Mas.sa entschieden.^ 

Dass der Hofvikar auch zur Entscheidung der an den Kaiser zu bringen- 
den Appellationen befugt war, ist 1162 und 1211 ausdmcklich gesagt* 
Allerdings sind das Fälle, bei welchen der Hofvikar den abwesenden Kaiser 
vertrat, seine Befugnis.se also vielleicht ausnahmsweise ausgedehntere gewesen 
sein könnten. Auch sind mir keine Fälle bekannt, dass der Hofrichter kraft 
seines Amtes über Appellationen entschied. Das dürfte sich aber vielleicht 
daraus erklären lassen, dass es wenigstens seit dem Konstanzer Frieden überall 
ständige delegirte Ai>pellationsrichter des Kaisers gab, an welche man in der 
Regel Berufung von den Urtheilen der ordentlichen Ortsrichter eingelegt haben 
wird. Von ihnen selbst, wie von andern delegirten Richtern, wird dann wohl 
nur noch die Appellation an den Kaiser selbst zulässig gewe.sen sein. Auch 
über .solche Berufungen konnte wenigstens später der Grosshofjustitiar kraft 
seines Amtes entscheiden; in den neuen Konstitutionen ist ausdrücklich gesagt, 
dass er de nppellationibxs ordinariorum neu ilelef/alorinn noetroruiii ad 
nogfram ciiriam iiiteriectis — decidat.^ Beim Hofvikar dürfte der einzige 
mir bekannte Fall eher dagegen sprechen; er urtheilt 1196 zwar über Appel- 
lation von einem kaiserlichen Delegirten, aber auf liesonderes Mandat des 
Kaisers. ' “ 

Vom iiofvikar stand zweifellos die Appellation an den Kaiser noch 
frei, entsprechend dem allgemeinen Grundsätze, dass vom Delegaten an den 
Deleganten berufen werden könne. Der letzterwähnte Fall von 1196 scheint 
auch bestimmt dafür zu sprechen, dass eine solche Appellation von einem 
Urtheile des Hofgerichtes an und für sich gestattet war; ebenso lässt ein früher 
liesprochener Fall darauf schliessen, dass eine im Hofgerichte abgewiesene 
Nichtigkeitsbe.schwerde noch beim Kaiser verfolgt werden konnte. ' • Es dürfte 
sich dafür auch geltend machen lassen, dass vom spätem Grosshofgerichte an 
den Kaiser ap|iellirt wurde. 

ti, Huillard 2. 158. 7* Aoliq. It. 1, 325. Bshmer .\cu 11)2. UghelH 3. 713. 712. 8, Vgl. 

S 183 n. 10; S 187 n. 7. 9. Huillard 6. 158. ln der entsprechenden Stelle der Konsti- 

tutionen Ton 1231, Huillard 4. 50, .•iind die betreüenden Worte inferiorwn iudieum (f&t 
fthm <4e/e^rerfim fi nobü) Zusatz, vomach ea sich dabei um eine nachtrigliche Ausdeh- 
nung der Befugniaae zu handeln scheint. 10. Vgl. S Ih'3 n. 5. So wird ea auch zn er- 
klären sein, wenn in dem § 169 n. 2 besprochenen Falle eine .kppellation ron einem dele- 
girten .kppellationsrichter dea Kaisers durch atSndige Appellatioiurichter ent.schieden wird; 
e< w.ir schwerlich an sie appellhrt, sondern ihnen wohl der Einzelfall vom Kaiser überwiesen, 
obwohl das in der Fassung des Urtheila nicht deutlich herrortritt. II. Vgl. S 165 n. 7. 
12. Böhmer \cta 277. 
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Als Dplffiatiis a principe musste dem llofVikar das Ueelit der Subde- 
legation /.u.stelien; docli finde icii >Sul)delegirte desselben ausdriicklich er- 
wShnt nur 1211, wo die Saclien an Ilofrichter nach bestimmten Uezirken 
dauernd üljerwiesen erscheinen.'^ Der Grund wird darin liegen, dass Delegirte 
fiir Sachen, welche nicht am Hofe entschieden wurden, vom Kaiser selbst 
delegirt, die im Hofgerichte zu erledigenden .Sachen aber wohl vom Hofvikar 
an einzelne Hofrichter mandirt wurden", insofern wir schliessen dürfen, dass 
der mit dem Urtheile beauftragte Hofrichter auch die Verhandlung geleitet 
haben wird und damit wesentlich dieselbe Erleichterung geboten war, wie durch 
Delegining einzelner Ilofrichter. Wenn man 1211 davon abging, so mochte 
der Grund darin liegen, dass man, um bei Abwesenheit des Kaisers die Appel- 
lation nicht zu erschweren, durch die .Subdelegation noch die Benifung an den 
Hofvikar selbst offen halten wollte. Möglich wäre es auch, dass fiir solche 
Ausnahmsfalle dem Hofvikar Inappellabilität besonders zugesprochen wurde, 
wie dieselbe dem Genorallegaten zustand, der regelmässig in Abwesenheit des 
Kaisers richtet. 

192. — Wie dem Delegatus a principe überhaupt die E.xekution 
seiner Urtheile zustand, indem er dieselben selbst ausfiihren oder durch den 
ordentlichen Kichter nusführen lassen konnte, so sbind dieselbe, auch dem 
Hofvikar zu. Es wird im Hofgerichte nicht allein auf Exekution erkannt, son- 
dern dieselbe auch mehrfach durch vom Vikar laler den Hofrichtern zur Be- 
sitzeinweisung gegebene Boten vollzogen. ' Dass die Exekution atich dem 
ordentlichen Ortsrichter überlassen werden konnte, ist nicht zu bezweifeln, 
wenn mir auch ein Zeugniss nicht bekannt ist; doch erfolgt 1164 eine Besitz- 
einweisung auf Grund eines Urtheils der Hofrichter gemeinsam durch einen 
Boten dieser und einen Boten des Fodesta von Parma. ^ Wir fanden aller- 
dings Beispiele, dass ein .Spruch des HofgerichU's vom Kaiser ausgeführt 
oder doch die AusRlImmg vom Kaiser verlangt wurde’; es lagen da aber 
Ausnahmsfälle vor, welche die Befugniss im allgemeinen nicht in Krage stellen 
können. 

Dagegen dürften dem llofvikar lediglich die prozessualischen Zwangs- 
mittel des ordentlichen Civilverfahrens sowohl zum Behufe der Prozessleitung, 
als der Exekution zuge.standen haben ; es scheint ihm insbesondere der Bann 
gefehlt zu haben, obwohl dieser als ausserordentliches Zwangsmittel auch im 
Civil verfahren Anwimdung fand.’ Von den beiden letzten Hofvikaren sind uns 
allerdings Bannsprüche bekannt; aber sie handeln dabei sichtlich nicht in jener 
Eigenschaft, sondern als Legaten, wozu Friedrich ausdrücklich eniannt war, 
während Jakob wenigstens thatsächlich nur als solcher thätig war." Davon 
abgesehen finde ich nie einen Bann vom llofvikiir verhängt; in dem einzigen 
Falle von 1 1 96, wo der Bann zur Erzwingung eines Urtheils des Hofgerichtes 

191. — I 18. Vgl. S 187 n. 7. Ein Knll von 1 162. wo oineSacho vom Hofgoriclite dem Probst 
von Parma überwiesen wird. gehOrt nicht hiehcr, d.t die .Sache iin ihn als den ordentlichen 
Richter gewiesen wird. .\fl6 P. 2, .'572. 14. Vgl. § 165. 

192. — 1. 1161. 6.3: Dondi 6, 43. Affo P. 2. 375. Beilage von 1187 Okt. 24. 
•2. Atfo P. 2, 378. 3. Vgl. § 163 n. 5. 7. 4. Vgl. § 6U. 5. Vgl. S 188 n. !1; § 189 n. 7. 
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in Anwendung kommt, wird er auf Befehl des Kaisers verhängt; freilieh war 
da aneh das lirtheil auf Mandat des Kiiisers erfolgt, so dass dieser Fall aller- 
dings für das Fehlen der Befugniss beim Hofvikar kaum geltend gemacht 
werden kann.* Dafür .scheint mir aber insbesondere massgebend, dass wir 
nicht allein vom Hofvikar nie einen Bann thatsächlich verhiingt linden, sondern 
auch niemals vom Hofgerichte der Bann oder eine Geldstrafe zur Aufrecht- 
haltung .seiner Entscheidungen angedroht wird, wie das bei entsitrechenden 
Entscheidungen der Legaten durchweg der Fall ist^; wünschte die .siegende 
I^artei hier eine ent.sprechende .Sicherung, so war dieselbe nur zu erlangen 
durch eine mit Bann oder Geldstrafe drohende Bestätigung des Kaisers, wie 
solche für Urtheile des Hofgeri«ht*.-.s oben so wohl, wie für die anderer Kichter 
gesucht wurde.* .Auch der Lhiistand, dass bei Einsetzung des deutschen Hof- 
justitiar 1235 der Kaiser sich die Befugniss zu ächten vorbehielt*, Hesse .sich 
für einen ähnlichen Vort>ehalt im altern italienischen Hofgerichte geltend 
machen. Es kann das aulfallen, insofern die Banngewalt nicht blos den Le- 
gaten im allgemeinen, sondern aui'h den für einzelne Civikstreitigkeiten dele- 
girten Richtern des Kaisers zugestanden wurde.*“ Der Gnind wird darin zu 
suchen sein, dass der Hofvikar regehnäs.sig nur am Hufe selbst thätig ist, dass 
also im Falle des Bedürfnisses ohne Verzug die Zwangsgewalt des Kaisers 
selbst ergänzend eingreifen kann. Damit wäre nicht gerade ausgeschlossen, 
dass, wie andern Delegirten, so auch dem Hofvikar, wo er ausnahmsweise den 
abwesenden Kaiser zu vertreten hatte, die Banngewalt zugestanden worden ^ 
wäre, obwohl mir auch dafür ein Zeiigniss nicht bekannt geworden ist. 

1»3. — Eine Ehrenauszeichnung des Hofvikar scheint das Tribunal 
gewesen zu sein. Noch die Kaiserin Kichenza bedient sich des alten Aus- 
druckes remdere ad histitiam faciendam^; Petrus Diaconus sagt wohl bei 
Gelegenheit des .Streites über Monte Ca,ssino 1137: Imperalor nibi Iribtmal 
in h'mtorio /Hirari aber urkundlich finde ich erst 1162 l>ei der er- 

.sten Gerichts.sitzung, bei welcher d.as .Amt des Hofvikar bestimmb-r hervor- 
tritt, diesen als Sedetw pro tribnnali bezeichnet.* Von da ab wird der Aus- 
druck dann ebenso regelmässig vom Hofvikar gebraucht, als er nie bei andern 
Reichsbeamten vorkommt, selbst nicht bei den Gerichtssitzungen der General- 
legaten, wo esse pro inuHlia facienda oder ähnliche Wendungen gebraucht 
werden. * Zum Unterschiede davon scheint der .Ausdruck in »u’dio i\’videi'i; 
gebraucht, wenn es 1 188 von den ohne Vorsitzenden entscheidenden Hof- 

6. Vgl. s 165 n. 3. 7. Vgl. $ 41 n. 6. 8. 1186. 96: La Karina 4. 180. Bshmer 

Acta 228. Vgl. § 168. 0. Mon. Germ. 4, .817. 10. Vgl. § 69 n. 16. 

IW. — 1. Antiq. It 1. 613. 6. 23:1. Vgl. § 4- 2. .Mon. Ocrni. Ü. 822. 3. Aft’6 

Parma 2. 372. 4. Vereinxelt finde ich den Auidruck pro Iritunaii teder* auch gebraucht 

bei Gerichtssitinngen von Biechsfen. bei welchen diese zugleich den Titel ihrer weltlichen 
Amtegewalt führen; so 1184 vom Cremonetuir epircopua et eomee, 1203 vom patriareha 
ArpöUpienai» et marehio letrie. Tiraboschi Non. 2, 309. Mittarelli Ann. 4. 256. Bei der 
Magna curia K. Kriedrichs II tritt der sizili.scbe Ausdruck ctirt'afa regere an die Stelle; dem 
pro tribunaii tedere scheint jetzt nicht mehr die gleiche Bedeutung beigelegt zu sein, 
da er 1241 sogar rem Vikar des Generalkapilüns tod Tuszien gebraucht wird. Rena e 
L'amici 6 b, 56. 
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rinhtprn heisst [iresentibiig imlidhiis ah impenUore delepatia et in medio 
reeidentibng. * 

Für die vur ihm ergangenen Sprüche scheint dem Hofvikar 1163 die 
Ausfertigung unter kaiserlichem Siegel zugestanden zu haben, da es bei der 
Kustenbereclinung für ein vor Hermann von Verden gesprochenes Urtheil 
heisst: xo^.sol.pro »igiUo imperatoria, qiiod eat appoaitimi carte amtentie, 
et iiii.aol. pro dtiobiia aipiUia predicti epiacopi^; zugleich wird er ein eigenes 
Amtssiegel geführt haben, woraus sich die beiden Siegel des Hischofs erklären 
würden, falls diese, wie es doch scheint, ein und derselben Urkunde anhingen. 
Doch dürfte der Gebrauch des kaiserlichen Siegels damals vielleicht nur ein 
ausnahrasweiser gewesen sein, weil der Kaiser nicht in Italien war. Später 
finde ich eine Besiegelung der ürtheile des Hofgerichtes, welche, wie liei andeni 
italienischen Gerichten, immer in Notariatsinstrumenten bekundet werden, 
nicht mehr erwähnt; von Amtsschreiben Heinrichs von Mantua, welche 1210 
erwähnt werden, heisst es nur, dass sie mit dem Siegel des Bischofs gesiegelt 
waren. ’’ 

Bezüglich der Einkünfte dürfte die allgemeine Bestimmung K. Fried- 
richs vom J. 1177 auch für den Hofvikar massgebend gewesen sein, wonach 
in allen Gerichten bei einer definitiven Sentenz nicht mehr als zwölf, bei einer 
Zuerkennung des Besitzes nicht mehr als sechs Denare vom Pfunde des Wer- 
thes der zugesprochenen Sache als Judicatura genommen werden durften, und 
von diesen iUe qui UMior eat iudex rel vieariua die eine, die Judices aber, 
unter welchen die Beisitzer zu verstehen sind, die andere Hälfte haben sollten^; 
doch fehlen bei den mir bekannt gewordenen Nachrichten über Zahlungen an 
das Hofgericht nähere Angaben über die Art der Vertheilung und das Ver- 
hältniss zum Werthe der Streitsache. ^ 

193 * — ] 5 « Antiq. It. 2, 79. Kbenso entsebeidet 1194 io eioor LebenssAche des Bischofs 
TOD Asti die tlfcta curia in tnedio posila, Mon. patr. Cb. 2, llb‘2; auch Tsnered P. 1 T. 5 
$ 5 beseichact den Riebtor als in madio sedena. B* Aifo Parma 2, 375. ?• Beilagen 

TOD 1210 April 28. Mai 23. & Mon. Germ. 4, 162. Auch 1185 bewilligt der Kaiser dem 

Erzbischöfe tod Rarenna und seinen Suffraganen, dass sie, wenn sie eine Sache eoram m- 
dieihut noitria vtl eis, qtsos aUeui iurisdietioni prafMm/uta zu führen haben, für das Pfund 
nur zwölf Denare zahlen und dass die Sachen Ton Aosnahrosfällen abgesehen in rierzig 
Tagen erledigt sein sollen. Mittarelli Ann. 4, 125. 9« Für einen den Besitz eines Hofes 

und des Tierten Theiles eines andern betrefTenden Spruch wurden 1163 gezahlt 13 Pfund 
4 Solidi Mail&ndisch; n&mlich 10 Pfund als Judicatura, 40 Solidi (2 Pfund) für den in den 
Besitz einweisenden Boten des HofTikar, der Rest, wie erwähnt, für die Siegel. Aff6 Parma 
2, 375. Bei Zusprechung des Besitzes der Stadt Massa an den dortigen Bischof gegen den 
Grafen Ton Tuszien wird im Spruche dem abwesenden Beklagten das RIagrecht Torbe- 
halten, aber: non audialurt niti rfttiiuiis priu4 «rpenn« factU pro iudicatura, seil. libr. 
csntum Seneastum, «t seiUenfiac acriptura aolid. XMeje. Senenstum. Ugbelli 3, 713. Eine 
genaue Kostenberechnung dndet sich 1190 Uber einen zwischen Vercelli und NoTara, aber 
nicht Tor dem Hofrikar, sondern Tor delegirten kaiserlichen Richtern wegen Bruch des 
Waffenstillstandes geführten Streit. Es waren 500 Mark Strafe und 200 Hund Schadens- 
ersatz angesproeben und wurde auf 500 .Mark Strafe und 100 Pfund Schadensersatz gegen 
Vercelli erkann. Pro iudicatura waren 200 Pfund zu zahlen, dann eine Reihe weiterer Auf- 
lagen; für den einzelnen Termin an Ao&gaben für die Richter durchweg 10 Pf.; die ge- 
.'>ammteu Gericht.sko&teo betrugen 311 Pf. 11 Sol. 5 Denare. Mon. patr Ch. 1, 959. Zwei 
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XIX. DER GROSSHOFJUSTITIAR. 

194. — Eine ricliterliche Thätigkeit des Ilofvikar ist, wie wir sahen, 
schon auf dem Rüiuerzuge K. Friedrichs II nicht mehr zu erweisen, 
und hei dem auffallenden Zurücktreten auch de.s Titels kaum anzunehmen, dass 
der Grund nur in dem zufälligen Fehlen von Gerichtsurkunden ans dieser Zeit 
zu suchen sei. Dagegen finden wir den bekannten Rcchtsgelehrten Roffred 
von Benevent, welcher .selbst erzählt, dass er auch bei der Kaiscrkrönung 
gegenwärtig war*, im Dez. 1220 beim Kaiser mit dem Titel: /«m eMhn 
profetaor et imperialis et regaUs citriae magister et iudex. Der Ausdruck 
Ciiriae magister scheint doch zu verbieten, in ilmi einen blossen beisitzeiideii 
Hofrichter zu sehen, vielmehr anzudeuten, dass ihm damals die Leitung des 
Hofgerichts anvertraut war. ^ Dazu würde der Kaiser sich demnach hier zuerst 
eines rechtsgelehrten Laien bedient haben, während sich in dem Ausdrucke 
impei'ialis et regaUs die doppelte Beziehung des Hofgerichtes ziim Kaiser- 
reiche und zu Sizilien ausspricht. 

Mag es damals etwa beabsichtigt gewesen sein, ein sowohl den Verhält- 
nissen des Kaiserreiches, als des Königreiches entsprechendes Hofgericht neu 
zu gestalten, so ist der Kaiser davon abgekoimnen. Der Kaiser hielt sich 
mehrere Jahre lang ununterbrochen im Königreiche auf und es deutet zunächst 
nicht das geringste darauf hin, dass an seinem Hofe irgend eine richterliche 
Behörde bestand, welche auch über das Kaiserreich, zunächst Italien, Ge- 
richtsbarkeit gehabt hätte. Die fUr das Königreich bestehenden bezüglichen 
Einrichtungen würden wir unbeachtet la.ssen können, wenn jenes Verhältniss 
auch später dasselbe geblieben wäre. Aber das zunächst sizilische Obergericht 
erstreckte später seine Befi:gnisse auch über Italien, und zwar scheint das in 
Verbindung zu stehen einerseits mit durchgreifenden Veränderungen in der 
gesammten Verwaltung Italiens, auf welche wir später näher einzugehen haben, 
andererseits aber auch mit einer ganz wesentlichen Aenderung der bezüglichen 
Verhältnisse io Sizilien. Ein Eingehen auf diese ist daher auch durch die 
nächsten Zwecke geboten und ich werde mich demselben um so weniger ent- 
ziehen können, als ich diese Verhältnisse zimi Theil wesentlich anders glaube 
auffassen zu müssen, als das bisher geschehen ist. 

195. — Oberstes Gericht für das Königreich war die Magna curia im- 
perialis oder regia, in der frühem Zeit .Manfreds auch als regia et princi- 
palis bezeichnet, der kaiserliche Grossgerichtshof. Aus dem Titel 
wird sich eine nähere Beziehung zum kaiserlichen Hoflager nicht nothwendig 
ergeben müssen. Der vieldeutige Ausdruck Curia bezieht sich allerdings in 


Delegirte des Kaisers erhalten 1211 anscheinend für einen Termin und für daa Urtheil 
15 Pt. jeder die Hälfte. Vgl. Beilage ron 1211 Jan. 7. 

IM. — 1, Sarigny 5, 191. 2, Huillard 2. 73. 3. Der Ausdruck Magister iudex 

kommt auch apAter einigemal vor. scheint dann aber einen obersten Stadtrichter zu be- 
zeichnen. Unter den Orosshofrichtern heisst 1223 Thomas magUter iudex, 1224 Simon de 
Tocco Capue magüter üidex und ein nicht zu den Hofrichtern gehSrender ütefitie Catanie 
uiagieter. Huillard 2, 379. 425. 
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Italien im zwölften Jalirhnnderte ziinäelist auf das Hoflager des Kaisers, 
welches ausserdem als.-l«/« bezeichnet wird; wird der Atisdmck für Personen 
gebraucht, so bezeichnet er in engerer Bedeutung nur die Kätlie des Kaisers * ; 
in weiterer alle um den Kaiser versammelten Personen, und demnach wohl 
auch das kaiserliche Gericht dann, wenn der Kaiser in sjräter zu erörternden 
Ausnahmsfallen alle Anwesenden um das Urtheil frug.^ Dagegen wird das 
ständige Hofgoricht selbst ijicht als Curia bezeichnet, wenn wir auch die Titel 
Vieariii» cnria^ und IinUces curiae finden; schon der L’mstand, dass es da- 
neljen auch Vifariiix aular oder iiapuratoris heisst, beweist, dass der Titel 
nur die unmittelbare Beziehung zum Hofe oder zur Person des Kaisers l»e- 
zeichnen soll, wie ganz entsprechend auch die verschiedensten andern Reitiis- 
lieamten als Beamte impemtorh oder nacri imperli und ganz gleichbedeu- 
tend auch atriar oder aular imperialis liezeichnet werden. 

Nach sizilischem Sprachgebrauche dagegen bezeichnet Curia allerdings 
auch das Hoflager des Kaisers; insbesondere al»er jeden Gerichtshof, auch 
den der Pro\inzialbeamten und andere; i-urium. repi^re heisst ganz allge- 
mein: zu Gerichte sitzen. .Schon der Ausdruck Mapna curia deutet darauf, 
dass dieser Gebrauch hier zunächst massgebend ist. Der Au.sdruck Curia 
wechselt zudem hier nie mit Aula oder einem andern; er ist durchaus fest- 
stehend. Es ist zudem nicht blos von einem lugfUiariu» oder von ludiccs 
nuipuac curiae die Hede, sondern es wird das tJericht selbst als Curia be- 
zeichnet und zwar auch dann, wenn es sich gar nicht am kaiserlichen Hoflager 
befindet. .So sagt der Gros.shofjustiti.ir 122.5 Juli: Dmu — nlim apiid Sul- 
moiinm curiam rcpcrcmus, sei ein Prozess begonnen ; cumqne curia post 
miiltum temporis Spatium processissci Tranum, sei die .Sache bis zum Ür- 
theile fortgefiihrt; man habe aljer in actis cime die Litiskontestation nicht 
.■lufgefunden und desshalb an einen in Kalabrien weilenden Hofrichter geschrie- 
ben, der diesell)e bezeugte; dcitulc atria procedente Trmiam, sei da das 
Urtheil gesprochen.^ Nun war aber der Kaiser fast zwei Jalme lang auf der 
Insel gewesen, ist erst 122.5 .Mai wieder zu Foggia, Juni zu Troya nachzu- 
weistm; das Gericht hat dimmach inzwischen in verschiedenen .Städten des 
Festland(*s .seinen .Sitz gehabt, die wandernde Curia ist nicht das kaiserliche 
Hofiagiu', sondern das Gc-richt. Es wird daher genauer von einem (Irossge- 
richtshofe, Grossgerichte (Hier Grosshofe, als von einem Grosshofgerichte zu 
reden sein, da wenigstens der Titid nicht l)e.sagt, dass das Gericht seinen .Sitz 
gerade am Hofe des Kaisers haben inlisse. 

Ueber die .Vn fange des Gerichts scheinen bestimmtere Nachriiditen 
zu fehlen. In den .\ssissen König Kogers wiril das Grossgericht nicht erwähnt 
und wenigstens eine .Stelle dürfte be.stinnnter schliessen lassen, dass zu seiner 
Zeit , wenn ein solches Gericht schon bestand , die Befugnisse des.selben 
noch nicht in späterer Weise geordnet waren. Während nämlich sowohl 
in den frühereiP, als in den späteren^ Konstitutionen K. Friedrichs 11 liestimint 

195. — I. Vgl. * n. s ins n. S. 2. Vgl. z B § 73 n. 2. 8. Huill.nrd 2. 4!« 

4 . t onst. .Sie, t.. I t 40. Huillafd 4, 4H, .">. Tonst. I, I U .38. Huill. 6. 158. 
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auggt-spruclien wird, dass die Hofleute iltren Gericlitsstand nur vor dem 
Urossjustitiar, also im Grossgeriulite haben, wird in einem, allerdings auch in 
die Konstitutionen übergegangenen Gesetze K. Rogers nur den Judices über- 
haupt bei Sachen der Hüfleute besondere Rücksichtnahme befohlen es scheint 
demnach ein besonderes fiericht für solclie Sachen noch nicht bestanden zu 
haben. Doch reicht das Grossgericht, wenn auch nicht geradt* in der spätem 
Gestaltung, jedenfalls in die normannischen Zeiten zurücL Urtheilen I1S7 zu 
Tarent drei Genannte als n'ijalU ctiriae iu-stifu-atores otl dirimenda neaolia 
et iniustiiias diriffetidas^, .so fehlt eine bestimmtere Beziehung, es mögen 
Delegirte des Königs sein. Auch bei einer Hofgerichtssitzung K. Wilhelms 
1155 zu .Salerno deutet nichts auf Einrichtungen, welche denen des Gross- 
gerichtes entsprächen ; die Beisitzer sind schlechtweg als comite» et uMipiale», 
dann als enria bezeichnet, während die vom retialiti notarius geschriebene 
Urkunde nicht von irgend einem zimächst mit richterlichen Funktionen be- 
trauten Reichsbeamten, sondern vom mafliuts amnüratorum ammiratus und 
vom raneellavius repis beglaubigt wird.® Dann aber findet sich 1172 zu 
Messina eine .Sitzung der maeiua et siipi'aiM curia erwähnt, bei welcher drei 
gleichgesb'llte Judices thätig sind^; 1I7.'1 dann auch ein JiatinaMus de 
Monte fort» et Persico maijne curie magisier iiisticiarius.*° 

196. — Nach der letzten Erwähnung geht auch das Amt des Gross- 
ho fj US t i ti ar , des Magister iustitiariiis nuignae curiae iinperialis, auf 
die normannische Zeit zurück. Ist 1172 ein solcher nicht genannt, so wird 
das nicht gerade schliessen lassen, dass das .\mt noch nicht bestand. Auch 
später ist die Anwesenheit eines Justitiar nicht gerade nothwendig, um das 
Grossgericht abzuhalten; cs sind in demselben zuweilen nur gleichgestellte 
Grosshofrichter, ludiees magnae curiae iinperialis, thätig, welche sich dann 
eben so wohl des Ausdruckes Cariam regere und ähnlicher bedienen. ' Regel 
ist alter doch das \'orsitzen des Justitiar. Das .Vmt lässt sich denn auch 
weiter verfolgen. Zur Zeit Tankreds ist 1193 ein Magister Rusticus sacri 
regii palatii et magnae regiae curiae magister iusfitiarius.'^ K. Hein- 
rich VI .scheint dann das Amt schon vor seiner Krönung neu la-setzt zu haben, 
da im Nov. 1 1 94 Rainald von Mohac als dei et iinperialis gratia coiiws 
yiriuiii et potentis iinperialis curiae et siu'ri palatii magister cumestabilis 
et magister iustitiariiis urkundet^, obwohl da die Beziehung auf das Gross- 
gericht nicht .so iHcstimmt hervortritt. Bei K. Heinrich finde ich das Amt 

#, Ass. Sic. XXXV C'finst. I.. 3 t. 40. Htiilbrd 4. I4C. 7, Gnttulu .\cc. 1. 254. 8, Gat- 
tula Aoc. I, 258. 9, Oregnrio 2. pr. 21. 10. Garofalo 33. Da mir nur sehr wenige 

suullchst für andere Zwecke gefertigte Notizen über das sizilische Gerichtswesen Tur 
liegen, so mag immerhin die Muiinit curiu bedeutend weiter zurückreichen, ln Ronsti- 
tuliüueu K. Wilhelms wird sie erwähnt; Const. Sic. I.- 3 t. 34. 35, liuill. 4, 142; für den 
Mtiyitler imtitiariui findet sich nur eine un.sichere Stelle b. I t. 58, Huill. 4. 178; denn 
wenn die Konstitution auch, wie die V^ergleichung mit b. I t. -18. Huill. 4, 52 wahrschein- 
lich macht, Ton K. Wilhelm herrührt, so fehlt uns für die.selhe doch die Kontrolle der Älte- 
sten Teste, und der Ausdruck könnte .später zugefügt sein. 

196 . — 1 . -So 1239. 45: lluillard 5. 313. 6 , 250. 2, Mongitore Tritt. 8. 3« Mou- 

gitore Tritt. 10. 
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weiter nicht erwähnt, wie überhaupt sizilisclie höhere Heichsbeainte ausser dem 
Kanzler und Vikar oder L^aten kamn genannt werden. Wenn er auf seinem 
letzten Zuge einen sizilischen Grossen, den Erzbischof Angelus von Trient, 
zum Hofvikar bestellte, so könnte dabei die Absicht mitgewirkt lialren, da.ss 
seine Thätigkeit sich auch auf das Königreich erstrecken solle. Aber zu er- 
weisen ist das nicht, alle Zeugnisse für seine richterliche Thätigkeit gehören 
Italien an. ^ Unter Friedrich II Itestand das Amt jedenfalls fort; 1202 wird 
Bai-torillus de Faranicio erwähnt’; 1210 werden auffallenderw'eise nebenein- 
ander Wilhelm de Petrecaco und Andreas de Baro als magmw retjiae euriae 
mamxtri iuMii'iarü genannt, von welchen der letztere auch als solcher unter- 
schreibt.® Während der Abwesenheit des Königs in Deutschland scheint das 
Grossgericht seinen Sitz zu Palermo gehabt zu haben, wo 1216 .Stephan de 
Partenico mit demselben Titel eine Urkunde unterschreibt.' ln diesen ('ällen 
lässt schon der Titel die näheren Beziehungen zum Grossgerichte nicht l>e- 
zweifeln. 

197. — Für die spätere Gestaltung ist nun aber der bisher unbeachtet 
gebliebene Umstand nicht unwichtig, dass .schon in früherer Zeit der Gross- 
hofjustitiar nicht der einzige Grossjustitiar, Maifigter iiMtiliarius^, war. Wir 
linden insbesondere einen Beamten unter dein Titel eines G ros sj us titiar 
von Apulien und Terra di Lavoro. Bestand das sizilisclie Reich 
eigentlich aus drei Hoheitsgebieten, dem Königreiche Sizilien ini engem .Sinne, 
die Insel und Kalabrien umfassend, dem Herzogthume Apulien und dem Für- 
stenthume Capua, welche vom Pabste mit drei Fahnen geliehen'* und im 
königlichen Titel noch in den friihern Zeiten K. Friedrichs II untei'schieden 
wurden’, so liezieht sich jenes Amt zweifelios auf das gesainmte Festland ausser 

196.-1 4. Vgl S 186. 5. Huillsrd Intr. 139. 6. Rarrnbi 236. Vielleicht ist Andreas 

derselbe mit Andreat iogotKeta^ der 1212 mit dem Ersbiscbofe ron B«ri den ROnig nach 
DeuUchlaiid begleitet bat, Huülard 1, 233, und sp&ter bis 1239 mehrfach mit deroaelbeo 
Titel erwähnt wird. Vgl. Huill. Intr. 132. 7. Mastrullo 3t>8. 

W. ~ 1. Winkelmano Fr. 11. 1, 368 rerdeutscht das beim spätem Vorkommen mit 
Obfr)uftilitir» ein Ausdruck, den ich an und für sich Torziehen mochte, da dann bei die.sen 
Titeln die Uebersetzang sowohl ron Ma^na ols ton Mi^gUttr mit Orot$ vermieden wird. 
Dann aber würden wir. da bei liofnbfr}*t$titiar eine bestimmtere Beziehung auf den Gross* 
gerichuhof fehlt, zunächst an die Hofhaltung des Kaisers zu denken wäre, zu dem unge* 
schickten Titel Oroifho(f>btr)u$titütr gelangen. Dagegen wird es keinem Bedenken unter-' 
liegen, das entsprechende Oro$$hofgro9$^$titiar m Orotihofßittitiar zu.sammenzuziehen : 
ist damit eine genügende Unterscheidung von andern Grossjustitiaren gegeben, so krinnte 
der Ausdruck nach anderer Seite nur dann irreleiten« wenn am Grossgorichtsbofe noch ein 
einfacher Justitiar thätig gewesen w&re. was nicht der Fall ist. Auch mochte ich den von 
Winkelmanu einmal eingeführten Ausdruck Oro$fhof Justitiar, wofür mit ihm da. wo auf 
Genauigkeit weniger ankommt, kürzend liofjuftitiar gesagt werden mag. ohne bestimmtere 
Veranlassung nicht Indem, während mir der Gebrauch ron Oh^rjuftitiar daneben doch zu 
willkürlich erscheinen würde. Schreibt Hofler nur tiro$f}uttitiar, Hiiillard nur Orand justi-^ 
der oder Maitre }it$tider, so kömite da.s nur genügen, wenn es nur einen solchen gegeben 
hätte. Der ron Haumer und Schirrmacher gebrauchte Ausdruck tiroterichter wird sciron 
wegen der Judieef ntriae zu rermeiden sein. 2* Romuald. Salernit. Moll. Germ. 

19, 429. 3* Fr nennt sich rej- Sid/Ie, dtteatuf Af*u/i^ et j>rind}mtup Cttjitte noch 1212 

in Deuischluiid. su lange er sich m Ji<*tnauorttm impet'atorem eUetut nennt; mit der Au* 
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Kalabrien, auf Apulien iiii weitern Sinne mit Capna oder Terra di Lavoro. 
Es wird siel) allinälilig entwickelt halben aus dem Bedüifnisse eines mit mn- 
fassenderen Befugnissen ausgestatteten Vertreter^ des meistentheils auf der 
Insel weilenden Königs in diesen entfernteren Reiehstheilen. Als K. Wilhelm 
1155 vom Festlande nach Sizilien zurQckging, überlicss er seinem Kanzler 
Appulie ammlnUtrationem; ebenso heisst es 1156, dass der König auf die 
Insel zuriiekkehrte, nachdem er den Seneschall Simon mapistrum capitanium 
Apitlie eonsfitiiit; 1167 wird vom Grafen Gilbert von Gravina gesagt; qiü 
lunc capitaneus erat totiiis Apulie.* Um diese Zeit wird das Amt schon 
fester gestaltet gewesen sein. Denn 1167 sitzt zu Suessa ein Johann als Ma- 
gister camerariits totius Apulie et terre Laboris zu Gericlite^ wonach die 
später übliche örtliche Bezeichnung jenes Amtes schon festgestanden haben 
muss, obwohl sie hier von einem andern Amte gebraucht wird; dürfte der 
Kapitän zunächst militärische und Strafgewalt gehabt haben, so mag ihm der 
Grosskämmerer als oberster Civilrichter und Finanzbeamter für Apulien zur 
Seite gestanden haben.* Kaum wird zu bezweifeln sein, dass jene Aufstellung 
von Kapitänen den Ausgang für die Entwicklung des Amtes eines Gross- 
justitiar für Apulien gegeben hat, zumal w'ir auch später zuweilen beide Titel 
vereinigt finden. Den Titel Grossjustitiiir finde ich dann zuerst 1176 erwähnt, 
wo Graf Roger von Andria, ntagnue comeetabidu« et magiitet' iustitlarius 
tocius Apulie et terre Laharie, als Gesandter zu den Friedens Verhandlungen 
von Venedig geschickt wird.^ Tritt 1 194 in dem erwähnten Titel des Rainald 
von Mohac* die Beziehung auf Apulien nicht hervor, so wird es sich doch 
vielleicht auch da um dieses Amt handeln, welches durchweg von apullschen 
Grafen versehen zu sein scheint, wälirend die GrosshoQustitiare doch wohl 
zunächst Rechtskundige waren. Urkundlich ist weiter 1202 Graf Walter von 
Brienne, 1206 Graf Peter von Celano Magister iustitiarius Apulie et terre 
Laboris.^ P. Innocenz III traf dann hier 1208 eine neue Einrichtung, indem 
er behufs Unterstützung des Königs und Erhaltung des Landfriedens die 
Grafen Peter von Celano und Richard von Fondi zu Grusskapitänen bestellte, 
bestimmend: Vt ipsi comites «int magietri capitanei, quibus super iis 


nähme des Titels Romnnornm rer rerkfim er jenen in rej" Siei/If. Vgl. HuilUrd I. 227 (T. 
Ebenso führt Constanze den rolleren Titel nnr, bis auch sie sich rfifina Renuinorum nennt, 
wahrend er rom jungen Könige Heinrich noch 1216 geführt wird. Huillard I, 241. 25.3. 
468. 4 * Romuald. Sal. Mon. Germ. 19, 428. 429. 436. 5« Gattula Acc. 1, 263. 

6. Noch 1202 werden zwei Grosskammerer für Apulien und Terra di Taroro genannt. 
Huillard I, 87. 93; rgl. auch 2, 365 die maguiri tteretortim. Spater dürfte das Amt ein- 
gegangen sein. Allerdings werden Magi.stri comerarii noch in den Konstitutionen und 
sonst unter Friedrich II häufig erwähnt Aber ihr Örtlicher Wirkungskreis ordnet sie 
nicht neben den Grossjustitiar, sondern neben die Justitiare, da er nur ein Justitiarat um- 
fasst; so gibt es einen Grosskammerer von Abruazo, ron Roseto bis zum Faro, also 
Kalabrien, ron Terra di Laroro. Huillard 5, 594. 894. 930. 6, 718. Der Titel bezeichnet 
wohl nnr, dass ihm mehrere Kämmerer untergeordnet waren ; wenigstens ergibt sich das 
beatimmt für das Justitiarat diesseits des Salso, wo der Secretus Messane, dem Gross- 
kammerer gleichstehend. mehrere Kümmerer unter sich hat. Huillard 5, 866. 7> Ro- 

inuald. Sal. Mon. Germ. 19. 443. 8. Vgl. 8 196 n. 3. 9. HuUl. 1. 92. 12.3, 

i'ttkcr VorscliLiDgra. 2-} 
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omnM intendaut a Saleiiio iisque Ceperaniitn, sicid a mari ueque ad 
mare protendilur traftw< terre, sdlvo statuto regio, guo Celan u« eomeg 
esf magister iugtiliarius Aptdie et terre Labori«, et ealvo numdato regio, 
qiiod factum est romiti Fundano decivitate Neapoli, iitsit specialis reetor 
ipsiusd^ Der Titel Kapitän, den wir nur anfangs gebraucht fanden, wo das 
Amt noch kaum ein ständiges war, bezeichnet auch hier sichtlich die ausser- 
ordentlichen Vollmachten; wäre aber nach der päbstlichen Bestimmung zu- 
nächst nur dieser Titel beiden, der eines Grossjustitiar nur Peter zugekommen, 
so scheinen doch beide denselben Doppeltitel gebraucht zu haben; die Annalen 
von Monte Cassino sagen sogleich bei der Erhebung: constitutis ad hoc ca- 
pitaneis et magislris iiistitiariis Apuliae et terrae Lahoris comite P. et 
eomite 7?.'^; dann aber ertheilt 1209 April 14 der König Jiieeardo de 
Aqiiila romiti Fundano capitaneo et magisfro iustitiario A. et t.L. einen 
Befehl zu Gunsten des Klosters Casamari. Beide Titel finden wir auch 
später verbunden; Bernard Gentilis, Graf von Nereto, der nur als solcher 
bezeichnet 1216 beim Könige in Deutschland war und also wahrscheinlich 
dort ernannt wurde, heisst urkundlich 1217 Kapitän und Grossjustitiar von 
Apulien und Terra di Lavoro; ebenso 1220 sein Sohn Mattheus Gentilis, 
Graf von Alesina.'* Auch die Rückkehr des Königs brachte da zunächst 
keine Aeuderung; denn Richard von S. Gennano meldet zu 1221: Tune 
eliam Thomas de Aquino, faetus Acerrarum comes, magistei' iustitiarius 
f actus estApulie et terre Lahoris A* Wollen wir Gewicht darauf legen, dass 
hier der Titel eines Kapitän wieder fehlt, so dürfte man die Stellung des Ka- 
pitän als durch Abwesenheit des Königs aus dem Reiche bedingt betrachtet 
haben, was spätem Erwähnungen entsprechen würde, als ein ausserordent- 
liches Amt, während das damit verbundene des Grossjustitiar sicher ein stän- 
diges war. 

198 . — Bis dahin sind demnach die auf die normannische Zeit zurück- 
gehenden Einrichtungen, wonach es einen Grosshofjustitiar und einen Gross- 
justitiar von Apulien gab, ungeändert geblieben. Dann aber muss eine erste 
Umgestaltung durch K. Friedrich II vorgenommen sein. Das beson- 
dere Amt des Grossjustitiar von Apulien hört auf; die Befugnisse desselben 
werden mit denen des Grossholjustitiar vereinigt, der demgemäss nun aber 
auch, mid mit ihm das Grossgericht, in Apulien bleibt und dem kaiserlichen 
Hofe weder nach Sizilien, noch ausserhalb des Königreiclies folgt; auch ein 
besonderer Kapitän für Apulien findet sich nicht mehr, wolil aber ein Cajri- 
taneus regni bei Abwesenheit des Kaisers aus dem Königreiche. 

Dm diese von den bisherigen Darstellungen abweichende Annahme zu 
begründen, werden wir dem Aufenthalte des jetzigen Grosshofjustitiar 
Heinrich von Morra näher nachgehen müssen, wüc das insbesondere 
durch die genauen Nachrichten des Richard von S. Germano ermöglicht wird. 


W7.— ] 10. Huillard 1. 134; »gl. 139; auch Ryce. de S. Germ. Mun. Germ. 19. 3.33. 
11. Mon. Germ. 19, 319. 12, Ungedruckt. 18* Huillard 1, 211. 492. 2. 168. 597. 

14a Mon. (lerm. 19, 340. 
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Ente Ümgestültung durch R. Kriedrich II. Heinrich r. Morn. 

Wer in der ersten Zeit nach der Rückkelir des Kaisers Grossholjustitiar war, 
ist nicht bekannt und Heinrich dürfte das Amt wenigstens in seiner neuen 
Bedentnng nicht vur 1223 erlialten haben^, da ihn Richard sonst wohl sicher 
.schon frriher erwähnen würde; nach seiner Darstellung wird zu schliessen sein, 
dass Apulien 1222 noch von Thomas von Acerra verwaltet wurde. Die erste 
Erwähnung findet sich 1223; der Kaiser war Ende 1222 von .Sizilien auf das 
Festland gekonuneti, welches er im Mai wieder verliess. Im April belagerte er 
Celano; dann sagt Richard: Ip«e ge in ApuUam coufert exinde in Siciliam 
rediturus, relictis timr in ntanng II. de Aforra maffistri iustitiarii conii- 
tigga fMoIigii) et ßUo eilig. Die Erhebung Heinrichs und die Neugestaltung 
des Amtes wird danach wahrschinnlich in die ersten Monate 1223 su setzen 
sein. Der Kaiser blieb nun zwei Jahre in .Sizilien. Während dieser Zeit ist 
Heinrich zweifellos immer in .Vpulien gewesen, wie sich aus der Darstellung 
Richards ergibt; er leitet dort die Reichsangelegenheiten. Aber mit ihm hat 
auch das Grossgericht .seinen .Sitz in Apulien gehabt. Denn während Hein- 
rich bei Ge.schichtsclireibern und als Zeuge einfach Gros.sjustitiar heisst, nennt 
er sich in allen Gerichtsurknnden regelmässig magne imperialig eiirie ma- 
gigter iiigtitiariiig; als solcher fiihrt er 1 223 September eine ilun vom Kaiser 
überwiesene .Sache, dann 1224 Mai eine vor ihm eingebrachte Klage gegen 
den Fiskus bis zum Endurtheile, sie dann spruchreif dem Kaiser einsendeud. 
Werden hier seine Beisitzer nicht genannt, so hat er bei schon erwähnten, 
noch in Abwesenheit des Kaisers gehaltenen Gerichtssitzungen zu .Sulmona 
einen, zu Trani zwei Groshofrichter bei sich.* Zu Foggia sind 1223 November 
drei Grosshofrichter thätig und zwar, wie bemerkt wird, bei zeitweiliger Ab- 
wesenheit des Hofjustitiar im Dienste des Kaisers. ’ lieber dem Gros.sgerichte 
stand nun allerdings noch das persönliche Gericht des Kaisers ; die grössere 
Zahl der Grosshofrichter scheint ihn nach .Sizilien begleitet zu haben; mit 
die.sen, aber noch andern Personen, erledigte er in schon besprochener Weise 
die vom Grossgerichte an ihn gelangenden Rechtssachen*; aber es treten da 
keine ständige Einrichtungen hervor, insbesondere kein dem Grosshofjustitiar 
zu vergleichender Vorsitzender. 

Nach der Rückkehr des Kaisers scheint dann das Grossgericht 1 225 
Juli am Hoflager zu Troja gehalten zu sein, wie das Itinerar nahe legt. Doch 
mag es fraglich sein, ob auch nur dann, wenn der Kaiser in Apulien war, das 
Grossgericht nothwendig dem H(»fe zu folgen hatte ; betont wird nie, dass das 
Gericht in Anwesenheit des Kaisers gehalten sei ; doch sind freilich nur sehr 
wenige Gerichtsurkunden bekannt. Heisst es 1226 vom Kaiser, dass er aus 
Apniien nach Terra di Lavoro geht und dann , nach Zurücklassung seiner 

109 , — !• Nach Huillard Intr. 139 schrieb Pabst Honocius 1221 Juni an Gral 
Walter ron Cotrone, mayitiff iustiiiarittg , die Stadt Rieti nicht ferner xa belA* 

gtigen. Tn ihm den HoQustitiar zu sehen, mochte doch Bedenken haben. Eher irire an 
einen Grossjastitiar ron Apniien in denken; aber dazu muss Thomas schon in den er> 
sten Monaten 1221 ernannt sein. 2« Die Urk. ron 1221. Huillard 2, 940, in «reicher 
er bereits den Titel führt, ist zveifbllose Ffilsebung, S. Huillard 2, 379. 431. 4. Vgl. 

$ I9ä n. 3. 6. Huillard 2, 4.33 n. 1. 6, Vgl. $ 104 n. 10; auch Huillard 2. 420. 

23 * 
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Gemahlin zu Saleruu, rasch nach Apulien zurückkehrt, iibl II. de Morra 
iitaffUiruiii iustitiarium capitaneum statuit regni sui^, so dürfte dieser 
wohl inzwischen in Apulien zurückgehlieben sein, lin März trat der Kaiser 
dann seinen Zug in die Lombardei an; dass Heinrich ihn dabei nicht begleitete, 
folgt schon aus der ihm verliehenen ütatthalterschafl und wird dadurch be- 
stätigt, dass er 1226 Mai zu Capua dem Grossgerichte vorsitzt. ^ Ist in der 
Erzählung des Richard die Zeitfolge streng eingehalten, so erliess Heinrich 
noch nach der Rückkehr des Kaisers in das Königreich zu S. Germano gegen 
Ende des Jahrs aiu'loritate imperiali .Statuten gegen Geächtete, Spieler und 
Nachtschwärmer und gestattete dem Abte von S. Gennano die Errichtung 
eines Jahrmarktes; er scheint also io Terra dieLavoro gewesen zu sein, wäh- 
rend der Kaiser zu Foggia Hof hielt; er dürfte weiter, etwa mit Rücksicht 
auf den beabsichtigten Kreuzzug, noch Reichskapitän geblieben sein, da ihm 
•sonst sulche Verfügungen kaum zugestanden haben würden. Sicher war dann 
während des Aufenthaltes des Kaisers auf der Insel 1227 Heinrich auf dem 
Festlande, wie sich aus dem Berichte Richards ergibt. Während des Krenz- 
zuges 1228 ist daun Reinald von Spuleto Statthalter, der nicht als Kapitän, 
sondern als JBallins regni bezeichnet wird ; auch der GrosshoQustitiar blieb 
zurück und befehligte das Heer, welches 1229 März 17 von den Pähstlichen 
hei ,S. Gennano geschlagen wurde. 

Im Juli 1231 war Heinrich beim Kaiser auf dem Tage zu Melfi.^ Als 
dann der Kaiser gegen Ende des Jahrs nach Oberitalien ging, begleiteten ihn 
Thomas Graf von Acerra und andere sizilische Grosse nach Ravenna, von 
wo sie Dez. 25 entlassen wurden ; Heinrich war nicht unter ihnen, da sie mis 
aus den Zeugenreihen genügend bekannt sind. Thomas, früher schon Statt- 
halter von Jerusalem, wurde nun vom Kaiser zum Cxipitaneua regni bestellt; 
Thomas und Heinrich scheinen das Reich während der Abwesenheit des Kai- 
sers gemeinsam verwaltet zu haben, da sie gemeinschaftliche Befehle erlassen ; 
1232 Juli finden sie sich dann Ihm dem lückkehrenden Kaiser zu Melfi ein.*'’ 
Dezember 1232 wird Heinrich au denPabst geschickt, von wo er Januar 1233 
zurückkehrt; als dann der Kaiser im April nach Sizilien ging, blieb Heinrich 
wieder erweislich m Apulien zurück, da er im Juli zu .Sulmona dem Gross- 
gerichte vorsitzt.*' Von .Salpi in der Capitanata aus erliess dann 1234 
Ukt. 28 der Kaiser einen schriftlichen Befeld an den GrosshoQustitiar*^, aus 
dem wold geschlossen werden darf, dass dieser sich nicht am Hofe befand, 
obwohl der Kaiser auf dem Festlande war. Als dann der Kaiser 1235 April 
das Königreich für lange Zeit verliess, begleiteten ihn Thomas und Heinrich 
bis Fauu, kehrten von da zurück und verwalteten das Königreich in Gemein- 
schaft mit den Erzbischöfen von Palermo und Capua.** Letztere dürften we- 
niger in Betracht kommen ; das Verhältniss scheint wie im J. 1232 gestaltet 


198,-1 7. Ryce. de S. Germ. Mon. Germ. 10. 545. Die eiazige Urk. dieser Zeit, in irel* 
eher Heinrich Zeuge beim Kaiser ist, hat keinen Ort. Huillard 2, 556. 8« Huillard 

2, 541 D. I. 9, Huillard 3, 205. 297. 10« Ryce. de S. Germ. Mon. Germ. 10, 365. 368. 

11, Gattula Atx. 1, 207. Uuill. 4, 404. 18« Kyec. de S. Gerui. Mon. Germ. 10,375. 
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gewesen zn sein ; der Kaiser richtet seine Befehle gemeinsam an Thnnias und 
Heinrich.'-* Er bescheidet sie dann nach dem Berichte Richards mehrfach zu 
sich ; 1 236 Dezember reisen beide zum Kaiser nach Deutschland und kehren 
1237 Mai zurück; im .September wird Heinrich in die Lombardei bemfen, 
von wo er 1238 Januar zurückkehrt; im Juni gehen beide zum Kaiser; Hein- 
rich kommt schon im August zurück, während Thomas in der Lombardei 
bleibt. Dann wird Heinrich 1239 August nochmals an den kaiserlichen Hof 
berufen, an welchem er nun verbleibt; und damit tritt eine Aenderung in 
seiner Stellung ein, auf die wir später zurückkommen. 

Die gegebenen Nachweise reichen zweifellos hin, um uns zu dem .Schlüsse 
zu berechtigen, dass das Amt des Grosshofjustitiar bis 1239 in keinerlei 
näherer Beziehung zum kaiserlichen Hofe steht. Nie ist der Grosshofjustitiar 
ausserhalb des Königreichs ständig am Hofe; nie folgt er, so weit unsere 
Nachrichten reichen, dem Kaiser auch nur nach .Sizilien; es scheint selbst 
zweifelhaft zu sein, ob er seinen regelmässigen Aufenthalt am Hufe hatte, 
wenn dieser in Apulien selbst war. Das gilt denn auch filr das Grossgericht. 
.Seine Funktionen sind übrigens keineswegs nur richterliche ; er ist ständiger 
.Statthalter von Apulien. 

199 . — Es legt das die Frage nahe, ob es neben ihm einen Gross- 
justitiar von Sizilien gab, da doch auch dort bei längerer Abwesenheit 
des Kaisers das Bedürfniss eines Statthalters vorliegen konnte. Aus früherer 
Zeit wüsste ich da nur anzufiihren, dass Wilhelm Capparone sich 1203 repia 
cuatodem et mapistriim capitaneiim Sieiliae genannt haben soll ', was viel- 
leicht schliessen lässt, dass ein solcher Titel im Gegensätze zu den Kapitänen 
oder Grossjustitiaren Apuliens auch sonst in Gebrauch war. Für unsere Zeit 
ist nur zu erwähnen die Nachricht der sizilischen Annalen, wonach der Kaiser 
Ende 1231 oder 1232 miait ipa<ta conatitntionea aiiaa per totum reptuim et 
in Siciliaan per tlomnion Kieeardtnn de Montenipro, qid erat nrnpiater 
iuaticiariiia Sicilie; wegen einer Empörung, welche der Kaiser 1233 unter- 
drückte, flüchtete sich dann der Mnpiater iitaticianua.'^ Da der Kaiser seit 
1227 nicht auf der Insel war, so hat es nichts unwahrscheinliches, dass Richard 
damals dort Statthalter mit ausgedehnteren Vollmachten war; und es ist 
möglich, dass dort auch sonst Grossjustitiare bestellt werden, da wir über die 
dortigen Beamten so diirflig unterrichtet sind. 

200 . — Die bisher gewonnenen Ergebnisse stehen nun freilich in Wider- 
spruch mit der gewöhnlichen .\nnahme, dass der Grosshofjustitiar dem Hofe 
zu folgen hat, wie das in einer Konstitution ausdrücklich gesagt ist. .\ber 
diese Konstitution, auf die wir zurückkommen, gehört einer spätem Zeit an ; 
es kann sich zunächst nur um die Frage handeln nach dem Verhältnisse zu 

14. HnilUrd .3. »1.3. 

IM. - 1. Innoc. c. 36. 2« Mon. 19, 497. Die in den Ann. Sic. 

bedndlichen Jahre nach CbrUtuis sind rerseboben: dagegen stimmt die Angabe der In- 
diktionen dorchweg mit den sonstigen Nacbricbten ; das Werk ist überhaapt nach In- 
diktionsjahren geordnet, da sehr gewnhnlich die Erxlhlung zu den einzelnen Jahren mit 
den letzten Monaten des Jahres beginnt. 
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den Bestimmungen der ältern sizilischen Kuustitiitionen, 
welche vor 1 239 vorhanden waren. Es kommt da, da einige erweislich später 
erlassene Konstitutionen unsern Gegenstand nicht berühren, nur die 1231 zu 
Melfi venifFontlichte Redaktion in Betracht, welche uns jetzt nach ihrem ur- 
sprünglichen Bestände und ihren ursprünglichen Lesarten genau bekannt ist'; 
eine Vergleichung mit der spätem Redaktion ergibt, dass in diese nicht allein 
die neuem Konstitutionen eingeschoben sind, sondern nicht selten diesen ent- 
sprechend auch der Text älterer Konstitutionen geändert ist. 

In den bezüglichen .Stellen der Konstitutionen von Melfi* scheint mir 
nun nichts jenem Ergebnisse zu widersprechen. Bedenken erregen könnte nur 
die Bestimmung, dass die .Sachen der llofleute, qtd a noslra curia discedere 
— non posaunt, mögen sie Kläger oder Beklagte sein, magiater iuatiliariua 
examinet et decidat ; qtd etiam prerogativa apeciaU letantur, ui iüic ad- 
ceraarioa aitos — valeant evocare. Es läge allerdings die Annahme nahe, 
dass es sich da nicht allein um den bevorzugten Gerichtsstand vor dem Gross- 
gerichte überhaupt handle, sondern um die Bequemlichkeit, ihre Sachen am 
Hofe selbst erledigen zu können; zumal auch das iUic sich immerhin auf den 
Grossjustitiar beziehen kann, die Beziehung auf nostra curia, unter der hier 
nur das Iloflager selbst verstanden werden kann, aber doch näher liegt. Aber 
dem griechischen Texte gemäss sclieint es statt Jllic ursprünglich ad inagnam 
curiani geheissen zu haben; die Aendemng in einer Zeit, wo das Grossgericht 
wirklich zu einem Hofgeiichte geworden war, Hesse sich eher für unsere An- 
f nähme verwertlien; und der Gerichtsstand der Hufleute vor einem höhern 
ständigen Gerichte, wenn dieses auch nicht immer am Hofe war, hat doch an 
und für sich nichts Unwahrscheinliches, zumal wenn wir bedenken, dass neben 
dem Grossgerichte ein ständiges Hofgericlit nicht bestand, demnach sulche 
.Sachen, sollten sie überhaupt immer am Hofe erledigt werden, in erster Instanz 
an die Person des Kaisers hätten gebracht werden müssen. 

Eine andere Bestimmung dürfte unser Ergebniss bestimmt bestätigen : 
AppeUationca etiam ct conauUationea in/eriorum iiulicum, que ad noatri 
cidmiida audientiain de/eruntur, dam nobiacum in noatra curia commo- 
ratur, pro iuriadictione aua auacipiat audiendaa et fine dehito termiruin- 
ilaa. Da scheint doch aufs bestimnrtcste vorgesehen, dass der Grusshofjustitiar 
nicht immer am Hofe des Kaisers ist. Und auf dasselbe dürfte schliessen 
lassen die Bestimmung, dass diu Gerichtsbarkeit des Ortsjustitiar aufhören 

280. - 1. In die^er Richtung hat i»ich zweifellos Uuillard ein überaus grosses 
Verdienst erworben. Dagegen imiss ich der von Winkelmann Friedr. II. 1, 348 erhobenen 
Klage über die versuchte chrnnologUcbe Anordnung zustitmsen. Es ist mir bei diesen 
Uniersucbungen überaus hinderlich gewesen, dass ich nur den Text Uaillard» dauernd 
zur Hand hatte, während in allen bisherigen .Arbeiten nach Carcani citirt ist und zwar 
nach Zahlen der Bücher und Titel, während Huiilard 4, 255 nur eine ZusammensteUung 
nach den Anfangswonen gibt, so dass, um ein älteres Citat in seiner Ausgabe aufzu- 
linden, es nötbig sein würde, zuor&t die .\ufangswurte des Titel.s bei Corcani aufzu^ 
suchen. Um die Ausgabe ohne Zuziehung von Carcaui benutzen zu können, würde eine 
Tabelle nothig .sein, welche der Zählung bei Carcani folgend für jeden Titel die Seiten- 
zahl des Werkes Huillards augäbe. 2, Tonst. Sie- E- 1 t. 4f». 41. Huill. 4. 4U. 50. 
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.soll, » eiin der Gros.sjustifiar ciritalem quamUbet vel loann iina nobiscKm 
intraverit, qiioueqiu' in eodem loco tnagiater iustitiariua ipse una cum 
iiulicibus nostria euriain noatram tenucrit. Die Worte nobiacum sind 
mindestens überflüssig, wenn er ohnehin immer am Hofe ist, und sind denn 
auch iin spätem Texte fortgelassen. 

Nach den friiliern Angaben gab es, wenn nicht auch sonst, wenigstens 
zur Zeit des Erlasses der Konstitutionen von Melfi wahrscheinlich zwei Gross- 
jnstitiare, einen für Apulien, einen für Sizilien, von welchen der erste zugleich ' 
Grosshotjustitiar war. Möglicherweise könnte sich darauf der Ausdruck be- 
ziehen, dass der Grosshofjustitiar die Appellationen pro iuriadictione aita 
erledigen solle, ol)Wohl es doch sehr fraglich ist, ob damit ein Jurisdiktions- 
gebiet bezeichnet werden sollte. Eher Hesse sich darauf hinweisen, dass auch 
in den alten Konstitutionen zwar da, wo die Beziehung auf deu Grosshof- 
justitiar sicher ist, nur vom Magiater iuatitiariua die Rede ist, oder auch 
vom Magiater iuatitiariua magne eurie noatre\ was überflüssig erscheinen 
könnte, wenn es nur einen Grossjustitiar gab ; dass dagegen auch mehrfach 
Magiatri iuatitiarii genannt werden^, was vereinzelt im spätem Texte in 
Magiater iuatitiariua geändert ist*; doch dürfte nicht zu viel Gewicht darauf 
zu legen sein, da auch wohl umgekehrt die Einzahl des alten Textes später in 
die Mehrzahl geändert ist.* Zudem könnte sich die Mehrzahl auch auf die 
frühesten Zeiten K. Friedrichs beziehen, wo es neben dem GrosshoQustitiar 
einen besondern Gr»)ssjustitiar für Apulien gab ; die Entstehungszeit der Ge- 
setze ist uns grossentbeils nicht genauer bekannt und wenigstens in einem 
Falle handelt es sich nicht um den Zustand zur Zeit des Tages von Melfl, 
sondern es wird die olim a magiatria iuatitiariia rel camerariia geschehene 
Ernennung von Richtern und Notaren abgeschafft. ^ Das so dürftig bezeugte 
Bestehen eines Grossjustitiar von .Sizilien würde danach mit den Konstitu- 
tionen zwar ganz wohl vereinbar sein, sich aber durch dieselben doch auch 
nicht bestimmter begründen lassen. 

901. — In den Jahren 1239 und 1240 erfolgte nun eine zweite Um- 
gestaltung durch K. Friedrich II. Das Grossgericht wird jetzt zu 
einem Hofgerichte, welches dem Kaiser innerhalb und ausserhalb des König- 
reiches folgt; für das Königreich werden zwei Grossjustitiare bestellt; das 
Grossgericht aber Ideibt nicht blos höhere Instanz für das Königreich, son- 
dern seine KoiU]>etenz wird auch auf das Kaiserreich, zunächst Italien, aus- 
gedehnt. 

Die ersten .Sjiuren eines ständigen Gerichtes am kaiserlichen 
Hofe, welches wir als Vorstufe für jene Umgestaltung zu betrachten haben, 
reichen uicht ük’r das Ende des.l. 12.38 zurück. Es mögen auch schon früher 

3. t onst. L. I t. 40, I_ 2 t. 5 22; Huill. 4, 49. 79. !»4. 4, L. 1 t. 79. 81 : Huill. 4. 34. 

.W. ,5, 1 t. 48; Huill. 4, 49 n. •- 8. .So I* 1 t. 40; Huill 4, 60 n. a. e., wo aich 

annebmen liesae, man habe den Text mit der Bestellung mehrerer Groisjnstitiare 1240 in 
Uebereinstimmung bringen wollen, wenn es sieb nicht gerade um die Gerichtsbarkeit über 
Hnflente handelte, welche auch seit 1240 nur dem GrossboQustiüar xustand. 7. L. 1 t. 79; 
Huill. 4. 34. 
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einzelne Grosshofrichter den Kaiser ausserhalb des Königreichs begleitet haben, 
zumal einzelne derselben von ihm vorzugsweise in Staatsgeschäften verwandt 
wurden ; er mag dann auch sizilische Rechtssachen, welche dort an ihn per- 
sönlich gebracht wurden, mit ihnen erledigt haben, obwohl mir ein Beispiel 
nicht bekannt ist und es wahrscheinlich sein dürfte, dass für die Zeit seiner 
Abwesenheit ans dem Königreiche der Capitaneus regni inappellabel war und 
die ausgedehnteren Vollmachten der Legaten für Italien hatte, wodurch das 
persönliche Eingreifen des Kaisers meistens unnöthig wurde. Jedenfalls fehlt 
jeder Anhalt für die Annahme, dass in solchen Fällen schon früher am Hofe, 
ständige Einrichtungen zur Erledigung sizilischer Sachen, welche zur Kompe- 
tenz des Grossgerichtes gehörten, bestanden; es wird da nur vom persönlichen 
Gerichte des Kaisers oder der von ihm für den Einzelfall Delegirten oder 
Mandirten die Rede sein können. 

Die lange Abwesenheit des Kaisers aus dem Königreiche seit 1235 wird 
das Bedürfniss eines ständigen Gerichtes am Hofe selbst bestimmter haben 
hervortreten lassen ; auch das Bestehen einer entsprechenden Einrichtung in 
Deutschland seit der Einführung des deutschen HuQustitiar 1235 mag da 
Einfluss geübt haben. * Wir haben nun eine Gerichtsurkunde von 1 239 April 25, 
in welcher es heisst; Durn ego Jf. de Pelraeturm/na, magne et imperialia 
mrie iudex, oUm apvd Cremonam eiiriam regerem, mandatum ab impe- 
riali garte rerepi, fllier ein Lehen zu untersuchen, welches nach einer an den 
Kaiser gelangten Denunziation dem Fiskus unrechtmässiger Weise von den 
jetzigen Besitzern vorenthalten werde. Diese waren selbst m curia; da aber 
die .Sache in I^omhardie partihua nicht wohl klar zu stellen war, wird der 
Justitiar der Abruzzen vom Kaiser beauftragt, sie an Ort und Stelle zu unter- 
suchen. Als dieser dann das Ergebniss ad impei'ialem curiam dealinasaet 
apud Paduam, kommt die Sache vor dem Grosshofrichter zur weitern Ver- 
handlung, der dann diligenti coneiUo hahifo cum haronibua et aliia probia 
viria die Beklagten zur Herausgabe verurtheilt.* 

Dabei ist nun manches auffallend bei Vergleichung mit dem bisherigen 
Zustande. Zunächst wäre hinzuweisen auf den abweichenden Titel magne et 
imperialia Curie iudex statt des sonst feststehenden magne imperialia curie; 
will man darauf Gewicht legen, so könnte das einen Richter des Grossgerichts 
und des kaiserlichen Hofes bezeichnen. Roger von Petrasturmina ist früher 


291 . - 1 . Wenn Winkelmann Friedr. II. K 478 den deutächen Hof)uKttti«r dem 
Groxftbofjastitiar weKomlich KleichstelU, »o ixt cs wohl richtig« wenn Frenklin Reicbä- 
hofg. I« 69 das nicht billigt. Schon an und fUr .sich rougste dag ganz abweichende Ver« 
fahren im deutschen Gerichte wesentliche Verschiedenheiten bedingen. Auch in Eioseln* 
heiten finden sich Unterschiede; der Vorbehalt der .kechtung für den Kaiser ist dem 
sisiliseben Rechte fremd: rgl. $ 114. Wird Gewicht gelegt auf das sCIndige Verbleiben 
am Hofe« so würde da die deutsche Einrichtung den .\usgang bilden. Umgekehrt wird 
io einseinem wieder die sisilixche die deutsche beeinflusst haben. So sicher bei der Auf* 
nähme des normannisch-sisilischen TiteU Justitiar. Und eine grbssere AnoAbening an 
do.s sisilische Grossgericht wenigstens gegenüber dem früheren italienischen Hofgerichte 
Migt sich insbesondere darin« dass der Hofjustitiar auch Strafgerichtsbarkeit batte nnd 
demnach, wie das beim Notar ausdrücklich gefordert ist. I.aie war. 2* Huillard 5. 313. 
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als Grosshofrichter nicht nachzuweisen. Worden die Grosshofrichter Peter von 
Vinea nnd Thadeus von Suessa, welche 1238 gleichfalls beim Kaiser waren, 
wohl zunächst in allgemeinen Reichsangelegenheiten verwandt, so erscheint 
Roger am Hofe vorzüglich mit den Verwaltnngssachen des Königreichs be- 
schäftigt gewesen zu sein’; er kommt auch später nie mehr als Grosshofrichter 
vor, und es hat daher nichts Unwahrscheinliches, dass ihm der Kaiser damals 
die ausserordentliche Stellung eines ständigen Hofrichter angewiesen hatte, um 
dem sich am Hofe fühlbar machenden Bedürfnisse abzuhelfen. Dass es sich 
um eine ständige Stellung handelt, möchte aus dem Ausdrucke euriam regere, 
überhaupt daraus zu schliessen sein, dass die Urkunde sich ganz in den am 
Grossgerichte üblichen Formen bewegt; wenn früher Grosshofrichter am Hofe 
in Einzelauftrag des Kaisers entscheiden’, sind die Formen durchaus andere, 
ist insbesondere vom euriam regere nicht die Rede; Roger scheint regel- 
mässig am Hofe zu Gerichte zu sitzen und ihm in dieser Eigenschaft die Ein- 
zelsache überwiesen zu sein, welche nach den ältem Konstitutionen wohl zur 
Kompetenz des Grossgerichtes gehörte.’ Da der Kaiser zuletzt 1238 November 
und Dezember zu Cremona war, würden diese Einrichtungen also jedenfalls 
bis dahin zurückreichen. 

Doch war Roger nicht allein am Hofe als Richter thätig. Zu Padua, wo 
damals das Huflager war, verweisen 1239 Februar 15 die Grosshofrichter 
Roffrid von S. Germano und Lorenz von Parma Ansprüche der von Vercelli 
zu wiederholter Untersuchung an den kaiserlichen Kapitän vonlvrea.’ Roffrid 
war schon lange Grosshofrichter und schon früher beim Kaiser in Oberitalien, 
da er 1 238 Mai von demselben als Bote nach Genua gesandt wurde. ’’ Lorenz, 
den ich sonst nie genannt finde, ist unter allen mir bekannten Grosshofrichtem 
der einzige Nichtsizilianer. Und wohl nicht ohne Zusammenhang damit ist 
auch die Sache meines Wissens die erste nichtsizilische , über welche von 
Grosshofrichtern entschieden wird. 

Nach diesen Haltpunkten dürfte es sich damals noch in keiner Weise um 
eine Umgestaltung des Grossgerichtes gehandelt hal)en, sondern um die Be- 
stellung eines davon unabhängigen Hufgerichtes, welches dem Hofe folgend 
über die dort angebrachten Sachen aus dem Kaiserreiche, wie aus dem König- 
reiche entschied, welches besetzt scheint mit Richtern, welche wohl zum Theil 
nir diesen Zweck neuemannt und nicht ausschliesslich Sizilianer waren. Heissen 
auch diese Grosshofrichter, so wird das nicht gerade eine nähere Beziehung 
zum Grossgerichte erweisen müssen ; der Titel, wenn auch von diesem aus- 
gehend, scheint überhaupt Rechtskundigen im Dienste des Kaisers verliehen 
zu sein, wenn dieselben auch gar nicht oder doch nicht vorzugsweise im 
Grossgerichte verwandt wurden. 

202. — Es scheinen das vorläufige Einrichtungen gewesen zu sein, statt 
deren dann später die Umgestaltung des Grossgerichtes zum Hof- 
gerichte eintrat. Dafür wird entscheidend gewesen s«n die schon erwähnte 

8. Vgl. Uuillnrd 5. 44a 479. 529. 335. 829 usw. 4. Vgl. $ 164 n. 10. S. Con«t. Sic. 
1- I t. 40; Muill. 4, 49. 6. Msudelli I, 204 estr. 7. Huill. 5, 206. 


Digiilzed by Google 



362 


Der Grasshofjustitiar. 


Bcrufnnp des firosshoriustiliar ziini Kaiser iin August 1 239. Die durchgrei- 
fenden Aenderungen der Verwaltung Italiens, welche wir sfÄter genauer dar- 
legen werden, hatten 1239 Juli 25 durch die Ernennung K. Enzio’s zum 
Oenerallegaten mit beschränkteren Vollntachten ihren Abschluss erhalten. 
Heinrich von Murra bleibt jetzt atn Hofe, wo mit seinem Käthe die Neuge- 
staltung des Gerichtswesens vorbereitet sein wird. Wird 1239 Okt. 13 ein 
Befehl fiir die verschiedenen Beamten des Königreichs auch au ihn ausgefertigt 
mit dem Bemerken, dass ihm zur Ausführung ein Tennin bewilligt sei mmgis 
nniua post rfditom suum ln repnujn, qiiia preaens erat in curia^, so Hesse 
sich daraus vielleicht schliessen, dass damals bestimmte Beschlüsse noch nicht 
gefasst waren, insbesondere noch nicht feststand, dass der GrosshoQustitiar 
immer am Hofe verbleiben solle. Doch geschah das schon Jetzt, ohne dass wir 
freilich bestimmtere Zeugnisse hätten, dass er damals am Hofe dem Gerichte 
vorsass. Er war noch beim Kaiser, als dieser 1240 März 18 die Gränze des 
Königreichs erreichte; von da erst sandte er ihn mit lombardischen Truppen 
nach Foggia voraus.* 

Der Kaiser blieb bis zum Juni im Königreiche und in diese Zeit fällt mm 
die Ausarbeitung der neuen sizili sehen Konstitutionen, durch welche 
insbesondere auch die, Verhältnisse des Grossgerichtes neu geregelt wurden ; 
veröfifentlicht werden sie vielleicht erst nach .seinem Wiederabzuge sein. Der 
Kaiser selbst sagt ganz au-sdriicklich in der Vorrede derselben, schon seit seiner 
Kaiserkrönung sei er um die Besserung der Gesetze bemüht gewesen; Sieque 
niiperrime diehiis istis, dam ah expeditlone Lipuram ad repimm noslram 
Sieilie qaielis aaram veniremas assamere, licet hreaton, islias etiam mo- 
iliei tempoi'is spatiam dare nolainias ad requiem, qain etiam preterita 
nlteremar ahsentle nostre tempore dispendia commissa corriijere et in fa~ 
tarain de statu pacifieo nostrorum ßthdiiim cogitare.^ Die Erwähnung eines 
kurzen, auf den lombardischen Feldzug folgenden Aufenthaltes im Königreiche 
lässt über die Entstehung iin Frühjahre 1240 an und fiir .sich keinen Zweifel; 
und auch ohne solche ,\ngabe würden wir darauf schliessen müssen aus dem 
engsten Zusammenhänge, in w elchem die erweislich in den Mai 1 240 fallenden, 
später zu erörternden Neugestaltungen im Königreiche zu diesen Konstitutionen 
stehen. * 


202. ~ 1. Huillard 5, -144. 2. Huillard 5, 855. Der Ausstellort Arrone liegt noch 

ausserhalb des Königreichs östlich von Temi; Mirz 19 stand der Kaiser schon zu Antro> 
doco. Sa Tonst. Sic. L. I t. ii8; Huillard 6, 157. 4* Allerdings wurde biKher. ins- 

besondere auch von Huillard und Winkelmaun. der Erlass der neuen Konstitutionen zu 
Groflseto Anfang 1244 angenommen. Den Haltpnnkt dafür gibt die Angabe de.n Richard 
▼on S. Germano zu 1243: inde iiromtetum $e contuiU^ uhi edidit ^tanetioM» 

contra iudiccf. adi^txto$ ft noUtriof^ qxtaf pfr (otum rfqnwn pobfieori prfceptt ft tfna- 
ritfr obffrvavt ^ qtuirmn initinin ta/f ftt : Sichil rftfr%nn axtftoriiatf H^trohitttr. Mon. 
Gönn. ]9, 384. Dem enUprechend beginnen die neuen Konstitutionen allerdings mit: 
yihd vftfrum prhxcipu/n anctoritatf dftrahimof. Es wird kein Gewicht darauf zu legen 
sein, dass die Uebereinstimmung keine ganz genaue ist; denn i»t uns keine andere 
Kon.vtitution mit entsprechendem Eingänge bekannt: und wenn auch nicht unwahrschein- 
lich wftre. dass man bei Einreihung neuer Konstitutionen in den Text des Gesetzbuches 


Umge.staltuag des Grossgericbls 2 Um Uofgcrlcbte. Neue KoustUutioDen. 3()3 

Als nächsten Zweck der neuen Gesetzgebung gibt nun der Kaiser selbst 
die Regelung der Ilofgerichtsbarkeit an, indem er fortfährt; Et ut securulmn 
ordinetn »ingula tracta/temuSf curle noetre providimus ordinäre iiißfltiam, 
a qua velut a fonte rividi, per regnitm tmdique norjna ittstifh* derivetiir. 
Vur allem wird nun bestimmt, dass das Grossgericht seinen Sitz am Hofe 
haben soll: Statuimus ut magne curie noetre magister luatitiarlus nohis^ 
cum in curia c-ommoretur , cul quatuor iudices volumus assidere. Zur 
Kompetenz des Grosshofjustitiar soll geboren die Gerichtsbarkeit über iinma- 
trikulirte Lehen und Sachen der Hofleutc, wie das schon in den alten Konsti- 
tutionen erwähnt war. Dann die an den Hof gebrachten Appellationen nicht 
blos von ordentlichen, sondern auch von delegii'ten Richtern des Kaisers, wobei 
die erwähnte beschränkende Bestimmung der alten Konstitutionen^ jetzt na- 
türlich entfiel. Weiter, was in diesen noch nicht erwähnt ist, Hochverraths- 
sachen und, in der Auffassung des römischen Rechts, Klagen mitleidswürdiger 
Personen. Er hat die Konsultationen niederer Richter zu beantworten, hat in 
angegebener Weise Klagen über verweigerte und verzögerte Justiz zu erle- 
digen, überhaupt die niedern Richter zu überwachen. Alle Bittschriften sind 
zunächst ihm einzureichen und nach Befund zu erledigen oder an den Kaiser 
zu verweisen. Nur über geringere Fiskalsachen kann er selbst entscheiden; 


etwa ganz allgemein gehaltene Eingänge fortgelassen hätte, so wird doch haum anzo- 
nebmen sein, dass man zweimal so übereinstimmende Eingangsworte gewählt und damit 
Verwechslungen nabe gelegt hätte. Wir werden ein Versehen Richards annehmen müssen. 
Schon das ist sehr aufrallend, dass er Ton dem Hauptinhalte der neuen Konstitutionen, 
den Bestimmungen über das Grossgericht ganz schweigt, nur ron Bestimmungen gegen 
Richter, Notare und Adrokaten spricht. Solche kennen dieselben allerdings auch ent- 
halten haben, da wir nicht genau wissen, was alles zu der mit ^ihil vtUrum beginnen- 
den Gesetzgebnng gehört: und es w.’lre möglich, dass Richard nur einen Theil des In- 
haltes herausgegriffen hätte. Dann aber hätten wir nur einen neuen Beweis für die 
Entstehung im J. 1240; denn 1240 Mai 5 wird den Kapitänen befohlen, für Aufrecht- 
hsltung der nujper in ettria nogtra erlassenen Gesetze über Richter, Notare, Aerzte und 
Adrokaten zu sorgen, Huillard 5. 974; es dürften rielleicht L, 1 t. 73. 74. 75. 85, Huillard 
4. 202 fr. gemeint sein. Möglich ist freilich, dass auch später noch Konstitutionen über 
denselben Gegenstand erfolgten, die dann immerhin 1244 zu Grosseto erlassen sein mOgen. 
Keinenfalls aber die Konstitution iViAt? t'tigrum und was sich ihr unmittelbar anschliessi; 
die in ihr selbst gegebenen Zeitbestimmungen müssen da entscheidend sein; und würde die 
Angabe eines Aufenthaltes im Königreiche die Veröffentlichung zu Grosseto allenfalls zu- 
lassen. da der Kaiser im Sommer 1243 einige Zeit im Königreiche war, so ist dieselbe. 
dureh die Erwähnung des Feldzuges in Oberitalien bestimmt ausgeschlossen. Möglich wäre 
aoeh, dass 1244 zu Grosseto eine nochmalige Publikation erfolgte, bei welcher etwa neue 
Bestimmungen hinzugefügt wurden; es wäre dann zu denken an die zweiten Absätze ron 
L. 1 t. 39. 42, Huill. 0, 100. 161, welche, obwohl diese Konstitutionen überhaupt denen 
▼on Melti gegenüber neue sind, noch besonder» mit €<mgtit%Uio bezeichnet sind, welche 
auch dadurch zu den andern Stücken in einem gewissen Gegensätze stehen, dass nur in 
ihnen tod einer Kompetenz für das hnperium die Redo ist, in den andern jede bezügliche 
.Andeutung fehlt, et insbesondere in dieser Richtung auffaUen kann, dass Im Schlusssätze 
der Einleitung das Hofgericht nur als Quelle der Gerechtigkeit für das Regmun bezeichnet 
wird. Aufiallen müsste dann aber wieder, dass Bestimmungen über das Amt des Grossbof- 
jiistitiar gerade 1244 TerOfTentlicbt sein sollten, während dM Amt selbst Ton 1242 bis 1246 
nicht besetzt war. 5* Vgl. $ 200. 
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wegen grösserer liat er den Kaiser zu konsultiren, wie eine solche Konsulta- 
tion auch sonst mehrfach vorgesehen ist® 

203. — Wurde das Grossgericht zu einem Ilofgerichte, hatte es danach 
voraussichtlich nur noch zeitweise seinen Sitz im Königreiche, so stimmt damit, 
dass gleichzeitig Vorsorge getroffen vrurde gegen die sich daraus ergebende 
Erschwerung der Rechtspflege im Königreiche ; es geschah das dadurch, dass 
für dieses zwei Kapitäne und Grossjustitiare mit entsprechenden 
Befugnissen aufgestellt wurden. ' Richard von S. Gerraano erzählt zum Oktober 
1239: qindam Andreas de Cieala a porta Jtoseti vsque ad fines reffni 
per imperatnrenx capitanens constituitiir.^ Dieser findet sich denn auch 
urkundlich von 1239 Okt 5 bis 1240 Mai 3 häufig erwähnt als Capitaneits 
a porta lioseti usque ad fines regni oder usqueTrontum oder nsqueTron- 
him ad fines regni. ^ Es handelt sich da zunächst nur um das Wiederauf- 
nehmen alter Einrichtungen ; den Titel Kapitän fanden wir auch früher für 
.Statthalter des abwesenden Kaisers gebraucht; die örtliche Bezeichnung, vom 
Passe Roseto, auf der Gränze Kalabriens und der Basilicata, bis zum Tronto 
oder der Reichsgränze , entspricht dem früher für denselben Amtssprengel 
üblichen Ausdrucke Apulien und Terra di Lavoro. Für Sizilien mit Kalabrien 
ist damals ein entsprechender Beamter noch nicht ernannt, da wir ihn sonst 
sicher im Regestum erwähnt fänden ; insbesondere ist der spätere Kapitän, 
Roger de Amicis, noch 1240 .\pril 29 nur noch Justitiar Siziliens jenseits des 
Salso.^ 

Dann aber bestellt der Kaiser 1240 Mai 3 den Andreas als Capitaneutn 
et magistriiin iiistitiariuma porta Jtoseti usque ad fines regni und gleich- 
zeitig den Roger de Amicis unter demselben Titel für den Bezirk a porta 
Roseti usque Farum et per totam Sialiam. Auch da sind Titel und Ab- 
gränzung der Bezirke nicht neu; wenigstens für Apulien fanden wir auch 
früher schon den Titel eines Kapitän und Gros.sjustitiar.* An demselben Tage 


302. — ] 6 . Const. Sic. L. 1 t 38. 39. 40. 42; Huillard 6, 158. Ueber Befugnisse und Ge- 
schaftebehandlung des GrossgerichU würde sich noch manches Genauere ans andern An- 
gaben der Konstitutionen und dem sonstigen Material gewinnen lassen ; ein weiteres Ein- 
gehen darauf liegt unsem sonstigen Zwecken su fern, da wir xu Rückschlüssen auf das 
frühere italienische Hofgericht doch nicht berechtigt sein würden. 

203. - 1. Es ist (Us Verdienst Winkelmanns, darauf xuerst in seiner Schrift De 
reg^i Siculi administratione S. 43 aufmerksam gemacht zu haben; ist ihm der Zusammen' 
hang mit einer Umgestaltung des Grossgerichtes entgangen, wohl Torsüglich wegen des 
Festbaltens an der $ 202 n. 4 besprochenen Angabe des Richard ron S. Gennano, ko 
waren es doch zunächst seine bezüglichen Bemerkungen, welche mich« nachdem ich mich 
früher betrefis des Grossgenchtes auf die Untersuchung der Kompetenz für Italien be- 
schränkte, noch bei der letzten Ueberarbeitung auf die Untersuchung der auch dafür wich- 
tigen FVage führten, ob denn das Grossgericht immer ein Hofgericbt gewesen sei. Ein 
grosser Thetl des Bandes war damals schon gedruckt, wodurch sich erklärt, wenn ich selbst 
S 1 14 und rielleicht noch an andern Stellen Ausdrücke anwende, welche nach dem Ergeh* 
nis.se dieser Untersuchung nicht genau sind. 3, Mon. Germ. lÜ, 378. $• Huillard 

5, 411. 420-947. 4* Huillard 5, 930. Nennen die Ann. Siculi, Mon. Germ. 19, 497, ihn 

schon zu 1238 Kapitän, so ist zu beachten, dass in ihnen die ganze Chronologie rerschoben 
ist; das unter 1238 Erzählte gehört zu '1240, womit Ind. 13 stimmt. Vgl. $ 197. 
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ist au beide dann noch eine Instruktion erlassen, in der sie angewiesen werden, 
zur Erleichterung der Unterthanen Klagen gegen den Fiskus anzunehnien, die 
Sachen zu untersuchen und spruchreif an den Kaiser einzusenden; nur Sachen, 
welche grosse Lehen betreffen, sind dem Grosshofjustitiar durchaus Vor- 
behalten. '■ 

Dabei handelt es sich nur um einzelne Befugnisse, ihre Stellung iin all- 
gemeinen lernen wir kennen aus einer eigenen von ihnen handelnden Konsti- 
tution.* Schliesst sich diese im spätem Texte des Gesetzbuches unmittelbar 
an die neuen Konstitutionen über den GrosshoQustitiar an, sind diese, wie wir 
sahen, um dieselbe Zeit entstanden, wo jene Ernennung erfolgt, so bildet jene 
Konstitution zweifellos einen Theil derselben Gesetzgebung, ist gleichfalls in 
das tVllhjahr 1240 zu setzen®, und war wahrscheinlich zur Zeit der Ernen- 
nung schon abgefasst, da in ihr von Fiskalsachen nicht die Rede ist, es sich 
demnach bei der histruktion vom 3. Mai um eine Ergänzung der schon ander- 
weitig festgestellten Befugnisse zu handeln scheint. Das Gericht des Gross- 
justitiar ist danach eme Mittelstufe zwischen dem des Justitiar und Grosshof- 
justitiar. In erster Instanz .soll er nur erkennen über schwere Verbrechen der 
Gemeinden^ Grafen und Barone; ausnahmsweise auch in Abwesenheit des 
.lustitiar ü^r andere ; alioquin vero ofjicialium ordo »ervetur; ad iusti- 
tiarium primuni, deitule ad magistros iiistitiarios et demum in defeetn 
omniumad magnam eiiriam noatram volumua prodanuiri. Sie haben ihre 
Provinz zu berei.sen, Gerichtssitzungen abzuhalten, insbesondere Klagen gegen 
die Justitiare und andere Beamte entgegenzunehmen; Beaufsichtigung der 
Beamten wird ihnen vorzüglich zur Pflicht gemacht Besonders aber wird für 
ihre Einsetzung massgebend gewesen sein das Bedürfniss nach einer Appella- 
tionsinstanz im Königreiche selbst Die Appellation von den Sprüchen infe- 
riorum iudieiim, unter welchen Kämmerer und andere Civilrichter zu ver- 
stehen sein werden, geht ordentlicherweise an sie, während von ihren Sprüchen 
dann an den Kaiser zu appelliren ist Ist aber der Kaiser aus.serhalb des 
Königreiches im Kaiserreiche, so dürfen sie ausserordentlicherweise ex gene- 
rali rommiaaiotie apeeialiter eia facta auch die von den Sprüchen der Ju- 
stitiare und niederen Richter an den Kaiser einzulegenden Apjiellationen ent- 
gegennehmen und entscheiden, so dass niemand seinen Gegner durch eine 
ausserhalb des Königreichs eingebrachte Appellation belästigen darf; nur wo 
es sich um Hals oder Hand, um Verbannung und Einziehung der Güter han- 
delt, steht es in der Wahl des Beklagten, an den Kaiser oder den Grossjusti- 
tiar zu appelliren. ^ 

ln der nächsten 2^it Anden wir beide Kapitäne und Grossjustitiare in 
Thätigkeit. Roger de Amicis urkundet als solcher zuletzt 1241 April 18® und 
wird dann in diesem oder dem folgenden Jahre als Gesandter nach Aegypten 
ge.schickt, wo er sich 1243 noch auf hielt; 1244 ist dann Roger de Parisio 


e. UuUUrd 5, 951. 958. 7. K I t. 43; Huill. 4. 182. 8. Dshin »etxt «ie auch M^inkcl- 

mann. «ährend Hiiillard sie nach blasser Vermuthunf; lu 1235 setzt «egen der damals 
beginnenden Ungern Ab«esenheit des Kaisers. 9, Huillard 5, IU6T. 
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Kapitän Siziliens.'® Andreas de Cicala heisst 1242 Mai bei Richard von .S. 
Gerinano Capitaneiis re(]7ii und Lst unter demselben Titel 1 243 Februar beim 
Kaiser"; es scheint demnach, dass er während der Abwesenheit Rogers 
.Statthalter des gesaramten Königreichs war. .Später wird er ohne Titel 
mir noch als Theilnehmer an der grossen Verschwörung Anfang 1246 er- 
wähnt.** Die Einrichtungen von 1240 scheinen dann nicht weiter eingehalten 
zu sein, da unter K. Friedrich Kapitäne nicht mehr genannt werden.'® .Später 
scheint man wohl auf ähnliche Einrichtungen zuiilckgegrifFen zu haben. Unter 
K. Konrad IV heisst Pfalzgraf Heinrich von Lomello königlicher Kapitän und 
Justitiar von Terra di Lavoro und Molise", wo also die Funktionen des Ka- 
pitäns mit denen des blossen Justitiar verbunden erscheinen. Unter Manfred 
heisst Gualvano Lancia 12.'i7 dfi, regia et prinripalis gratia cotnea Prinei- 
patiia, regni Sicilie mareacaleua, et a porta Roaeti uaque ad finea regni 
capitaneua generalia^^ ; es ist da bei abweichendem Titel die frühere örtliche 
Bezeichnung beiliehalten. Da Manfred meistens auf dem Festlande weilte, war 
insbesondere für .Sizilien das Bedürfhiss eines Statthalter vorhanden; neben 
dem Justitiar wird 12.'>7 Graf Friedrich Lancia als Vieariita generalia in 
Calabria et Sieilia, 1259 Graf Friedrich Maletta als Capitaneua Siciliae 
erwähnt'®; 1260 schreibt der König Qerriero de Palangania regni noatri 
Sieilie magiatro iuatitiario^’’ ; ist dabei nicht an den GrosshoQustitiar zu 
denken, was doch kaum wahrscheinlich ist, so wäre da noch einmal auf den 
Titel des Grossjustitiar zurückgegriffen. 

204. — .Sind die Bestimmungen über die Grossjustitiare anscheinend 
nur kurze Zeit beachtet, so scheint das Grossgericht nach seiner Um- 
gestaltung den Bestimmungen der neuen Konstitutionen genau entsprochen 
zu haben. Insbesondere lässt sich, so weit unsere Zeugnisse reichen, erweisen, 
dass es jetzt wirklich Hofgericht blieb, dem Kaiser folgte. Heinrich von 
Morra sitzt mit zwei Hofrichtern 1240 Dezember im Lager vor Faenza zu 
Gerichte'; 1241 Juni ist er Zeuge im Lager vor .Spoleto.* Im Lager bei Tivoli 
sind dann im August zwei Hofrichter bei einem .Schiedsspinche betheiligt.® 
Heinrich ist dann noch im Dezember zu Foggia' und 1242 August 15 zu 
Germano® beim Kaiser, ausdrücklich als Grosshofjustitiar bezeichnet. Er 
dürfte danach doch das .\mt bis zu seinem in demselben Jahre erfolgten Tode 


203. -1 10. Vgl. Aon. Siculi. Moti. Germ. 19, 497; bei deu wider-sprechenden Jahresan* 
gaben ist der Tndiktion zu folgen. 11, Mon. Germ. 19. IlßS. Huillard 6. 82. If, Hnillard 
6, 421. 438. 18, Damit mag za.saminenhftngen. dass die Konstitution 

in manchen Teilen fehlt. In der Sammlung de.s Peter ron Vinea linden sich freilich Schrei- 
ben Ton 1247 und spSter mit der Ueberschrift Caffitatu^ oder CapiUmeii re^rn’. Huillard 
0, 555. 509. 701. 708; aber es milchte auf die üeberschriften wenig zu geben sein; dem 
Inhalte nach kAnuten es recht wohl Rundschreiben an alle Beamte des Königreichs «ein, 
wie sich anch wuhl die Uebersclirift i^fßciniibus rf^ni fmdet. Huillard 0, 594. 14, H •'ag- 

giatore di Koma 5, 370 nach Wnsienfeld. 15* .Archir zu Neapel nach Böhmer. IB, Nie. 
de Jamsilla. Script. It. 8. 578. ,\nii. Siculi. Mon. Germ. 19, 499, 17, Notiz Böhmers. 

204. — 1. Huillard 5. 1073 2, Ungedruckt Jl, Galtula Hist, I. 273. 4, Huill. 

5, 14. ,*>, Ungedruckt. 
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bekleidet haben, obwohl Richard von S. Gerniano ihn bei Erwähnung des- 
selben als Maifiater quondam iiistitntrii(s bezeichnet.'* 

Es scheint, dass nach seinem Tode das Amt des Grosshotjustitiar längere 
Zeit mibesetzt blieb. Lässt schon das Fehlen jeder Erwähnung darauf schlies- 
sen, so kommt hinzu, dass bei der einzigen aus den nächsten Jahren bekannten 
.Sitzung des Orossgerichtes, 124.5 Januar zu Foggia, vier Grosshofrichter ohne 
Vorsitzenden Gericht halten, und sich dabei auf eine früher von ihnen zu Terui 
gehaltene flericlitssitzung lieziehen \ was damit stimmt, dass der Kaiser sich 
1 244 im .Sommer längere Zeit zu Terni aufhielt. 

•Später war dann Grosshofjustitiar Richard von .Montenigro; er 
war 1232 Gro.ssjustitiar von Sizilien*, wurde 1239 .Septeml)er Justitiar von 
Terra di Lavoro und 1242 dieser .Stelle entsetzt." Dann wird er nicht er- 
wähnt, bis er 1246 November zu Foggia als Grosshofju.stitiar Zeuge beim 
Kaiser ist und dort im Dezember mit vier Hufrichtern Gericht hält. ' ' Auch 
später wird er nur am Hoflager erwähnt; so 1248 Juni vor Parma, Nov. und 
Dez. zu Vercelli. Im Dez. 1250 sitzt er zu Foggia zu Gerichte, eine früher 
zu Melfi gehaltene .Sitzung erwähnend, und unterzeichnet dann zu Fiorentino 
das Te.stament des Kaisers.'" Er scheint .sein Amt auch unter K. Konrad 
noch bekleidet zu haben, wandte sich 1254 der Kirche zu und starb in der 
Verbannung." .Sein Nachfolger ist Thomasius Gentilis, der als Gros.s- 
jiLstitiar des königlichen und fürstlichen Hofes 1256 Mai im Lager bei Bene- 
vent, also wohl am Hofe Manfreds, zu Gerichte sitzt.** 

205. — Was nun den für uns wichtigsten Punkt, die Kompetenz 
des Grossgerichtes für Italien betrifft, .so zeigt sich von einer solchen 
vor der Umgestaltung des Gerichtes keine Spur. Und es kann das nicht 
befremden, da bis dahin das Gericht nicht allein aus.schliesslich mit /Sizilianern 
besetzt ist, sondern auch nur im Königreiche seinen .Sitz hat, dem Kaiser 
nicht folgt, nicht als Hofgericht zu betrachten ist. Ein ständiges Hofgericht 
des Kaisers gab es in dieser Zeit überhaupt nicht. Die Verhnltnis.se Deutsch- 
lands, wo das Ilofgericht des Königs bestand, machten ein solches nicht 
nöthig. Aller auch die Verhältnisse Italiens, wie sie in der früheren Zeit des 
Kaisers geordnet waren, mochten ein solches entliehrlich erscheinen la.ssen. 
Denn in Abwesenheit des Kaisers wurde im Königreiche Italien die höchste 
Reichsgerichtsbarkeit durch die Legaten geübt, in deren Umgebung wir denn 
auch die Mitglieder des frühem italienischen Hofgerichtes finden, und da, wie 
wir sehen werden, das Amt des Legaten Jetzt ein ständiges und die Appella- 
tion von seinen .Sprüchen an den Hof des Kaisers ausgeschlossen war, so lag 
in der Regel keine Veranlassung vor, .Sachen an den Hof zu bringen. 

Manches wird freilich doch noch immer an den Kaiser persönlich ge- 
kommen .sein; und Jedenfalls war die Reichsgerichtsliarkeit in au.sgedehn- 
terer Weise vom Hofe selbst aus zu versehen, wenn der Kaiser sich, wie 

G. Mon. Germ, l.ü, .38.3. 7. Huillard ß. 250. S. 3"gl. S 109 «• 2. ». Ry«- Je 

S. Germ. Mon, Germ. 10, 378. 382. 10. Uiigedr. II. Huill. fi, 405, 12. Hulll. 0, 630. 
660. 661. 670. 672. 18, Haill. 6. 801. 808. 14. Huill. Iiitr. 140. 15. Huill. 6, 250. 
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1226 und 1232 in Italien aufliielt. Aber auch dann wird ein Hofgericht nicht 
erwähnt. Was sich da von richterliclicn Entscheidungen erhalten hat, erscheint 
formell einfach als persönliche Entscheidung des Kaisers ; nur dass es etwa 
heisst habita diligenti provisione cum iudicibua noslria oder iudicihti* 
Curie nostre. ' Thatsäcblich werden die Entscheidengen jedenfalls durch die 
am Hofe anwesenden Rechtskundigen gegeben sein. Aber wer waren diese? 
.So weit ich irgend sehe, sind nie italienische Rechtskundige längere Zeit am 
Hofe, lässt sich bei keinem Italiener ein Titel nachweisen, der auf richterliche 
Funktionen in der Umgebung des Kaisers schliessen liesse. Es scheint viel- 
mehr, dass hmiier einige der sizilischen Grosshofrichter in der Umgebung des 
Kaisers waren, wie wir das fiir einen Aufenthalt in Sizilien*, später auch in 
Italien’ nachweisen können, und sich auch wohl sonst ergeben würde, wenn 
es gebräuchlich gewesen wäre, dieselben als Zeugen in den Urkunden zu 
nennen. Ihre Ansicht muss dann natürlich, wenn sonstige Rechtskundige nicht 
am Hofe waren, für alle Rechtssachen massgebend gewesen sein, welche zur 
persönlichen Entscheidung des Kaisers kamen. Und in einem Falle, wo es 
sich sogar um eine deutsche Angelegenheit handelt, wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen; der Kaiser bestätigt 1227 zu Brindisi zu Gunsten des Erzbischofs 
von .Salzburg eine vom Könige Heinrich erneuerte und von mehreren deutschen 
Fürsten bezeugte Sentenz, quam per iudices magne curie noaire diligenlet' 
inapectam accepimxia iuate latam.* Allerdings war der Kaiser da nicht ge- 
nöthigt, nur Grosshofrichter zuznziehen. Auch bei einer Sache aus dem Kö- 
nigreiche, welche 1 223 am Hofe in Sizilien zur Entscheidung kommt, beauf- 
tragt der Kaiser mit der Untersuchung zunächst fünf Grosshufrichter, bestellt 
dann aber nach erstattetem Vortrage ausser dreien von jenen auch den Herzog 
Rainald von Spoleto und den Bischof von Patti zu Urtheilem.’ Und so mag 
er bei italienischen Angelegenheiten wohl gerade solche Personen zugezogen 
haben, welche zu Italien in näheren Beziehungen standen ; die einzige uns ge- 
nauer bekannte italienische Rechtssache, welche 1232 am Hofe zu Aprocina 
zur Verhandlung kommt, entscheiden auf Mandat des Kaisers Gebhard von 
Arnstein, Legat Italiens, und der Grosshofrichter Peter von Vinea, während 
ein anderer Grosshofrichter den Fiskus vertritt. * Aber solche Deutsche, welche 
italienische Reichsämter versaheu, sind nur ausnahmsweise, italienische Grosse 
fast nie am Hofe des Kaisers im Königreiche; das entscheidende Gewicht 
fiel doch immer auf die Rechtskundigen am Hofe und diese waren, so weit wir 
sehen, nur sizili.sche Grosshofrichter. Diese also hatten jedenfalls schon einen 
überwiegenden Einfluss auf die Erledigung italienischer .Sachen, während 
dem Grosshofgerichte als solchem gewiss noch keine Kom|H‘tenz für Italien 
Zustand. 

Dann sch(-int cs, wie erwähnt, 1238 in der Absicht gelegen zu haben, 
ein neben dem Grossgerichte bestehendes Hofgericht einzurichten, welches mit 
Mitgliedern aus dem Kaiserreiche und aus dem Königreiche besetzt, für beide 


205. — 1. Huillard 2. 64t. Bflhmer Acta 2J3. 2. VrI. $ 1Ü8 n. 6. 3. Vgl. 

§ 201 II. 3. 5. 4. Bohuier Acta 250. Huillard 2. 370. 8, Vgl. § 165 n. 9. 
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kompetent sein sollte; doch wird d;vs nur vorübergehend zur Ausführung 
gekaminen sein.'' 

206. — Erscheint nach der Umgestaltung des Grossgerichte.s 
im ,r. 1 240 dieses seihst als Hofgericht. so ist eine Aenderung der Besetzung 
desselben damit nicht verbunden gewesen ; sowohl Grosshofjustitiar , wie 
(irosshofrichter .sind nach wie vor aus.schliesslich .Sizilianer. Trotzdem ist jetzt 
die Kompetenz für Italien nicht zu bezweifeln. In den Konstitntutionen ist 
ausdrücklich d.arauf hingewiesen ; es heisst einmal, dass der Grossholjustitiar 
alle Petitionen tarn r/c imptrio quam di’ repno eiitgegenzunehmen und, wenn 
sie nicht persönliche Ent.s<iicidung des Kaisers erfordern, zu erledigen hat; 
weiter soll er caiutivt p/^r maphft’o/i camerarioH in rftpno vel jut capitaneo» 
in hnperin coram (‘is contra fiucnm motas ct ad euriam tcrminandas dc~ 
lutau selbst entscheiden, wenn nicht der Kaiser zu konsultiren ist. ' Es kann 
allerdings zweifelhaft erscheinen, ob die.se Bestimmungen schon dem J. 124(t 
angehören, oder erst s|i!iter, etwa Anfang 1244 erlassen sind.^ .Sollte aber 
diese Kom[>etenz nicht .schon 1 240 ausdrücklich ausgespriu-hen sein, so wird 
doch kaum bezweifelt werden können, dass sie schon dam.als in der Absicht 
lag, sich jedenfalls, seit das Grossgericht dem Hofe folgte, von selbst ergeben 
musste; der 1239 bestellle Generallegat für Italien war nicht mehr inappel- 
label®, die Zahl der .\ppellationen an den Kaiser aus lOilien mu.sste sich 
ausserordentlich mehren, und ist nicht ausdriicklich ge.sagt, dass .auch diese 
vom (rrossholjustitiar zu erledigen sind, so ist doch auch kein Grund anzn- 
nehmen, da.ss sie ausgenommen sein sollen, wenn diesem einfach alle Appella- 
tionen zugewiesen wenlen. ‘ 

Und für diese Kompetenz finden sich denn auch jetzt manche Einzel- 
belege. Dass schon 1239 in .Sachen der Stadt Vercelli durch Gros.shofrichter 
entschieden wairde®, möchte ich allerdings noch nicht hieherziehen, da damals 
anscheinend ül)orhanpt andere Einrichtungen in de .\bsicht lagen. .Später 
fehlt es nicht an Zeugnissen. Dem Reichsvikar der Mark Ancona be&ehlt der 
KaLser 1242, jemanden vor das Hofgericht zu laden, um sich dort wegen einer 
gegen ihn erhobenen Klage wegen des Besitzes einer Burg zu verantworten. 
Den Bürgern von Fano bewilligt der Kaiser 1243: quod pro cau^i» et que- 
stionibue, quae invicem inler civeg civitatis einsdem vel cum aliis verti 
continpet, extra chitatem ipsaui preterquam lui ma/rnam euriam nostram 
seil vicariorum noatrurum in Marchia pro tempore statiitorum, s! tarnen 

7. Vgl. S 201. 

206. — 1. Con«i. Sic. L 1 t. 3Ü. 42; Hoillard«, 160. 161. 2. Vgl. § 202 n. 4 

am Ende. 3. Huillard i, 350. 4. Coa.st. .Sic. L. I t. 38; Huillard 6, 158. Die Titel, 

welche uugellndert blieben, kdnnen uns keinen bestimmteren Anhalt bieten, da die Magna 
curia, wie andere sitilische Behnrden, auch früher schon als imperiaiu beieichnet wird 
Doch heisst es ausnahmsweise 1250 im Testamente des Kaisers, Huillard 6, 808. 810. dass 
es abgefasst sei in Gegenwart magiitri R. ds Panormo imperii et regni Sieitie et magne 
Curie noitre iudicie, wahrend Richard ron Monteiugro als imperiaiu regiequ* Curie magieter 
iuslitiahue nnterschreibt. worin sich doch das Bewusstsein der Besiehung ihrer Aemter 
sowohl auf das Kaiserreich, wie auf das Königreich austusprechen scheint. 5. Vgl. 
S 201 n 6. 

kt. tsr i'e.»cl.i.i.^'.u. 24 
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/«■c mofftiltudo vel ratiaariim qiinVina a.ripi’l, nullatenuR extratumtnr^ ; 
gunz (‘ntsprei^lieiKl wird 1244 denen von Montepulcinnu die Krüninalgerichts- 
1>arkeit liewilligt, niai crimiiiia hnmanitaa exirtat ec/ inata cauaa reqiiirnl, 
i/iiihI ile Ipaia in n«atra vel noatri generalia viearit eiiria eognoscahir.' 
Die Stadt Cesena appellirt 1 243 gegen eine Entscheidung des Generallegaten 
an den Kaiser, welcher demselben befiehlt, die Akten noatre ciirie einzu- 
schicken und den Parteien einen Termin zu bestimmen, quo anh peremptorio 
ae noatre Curie repreaentent, in cauaa eetdem pi-oceaaiiri, jerout poatulat 
orilo iiiria.^ Zu Gunsten von Tortona eiiLscheidef der Kaiser 1244 de con- 
ailio imperialia curiae gegen die Leute von Arquata.® Die Stadt Civitanova 
ersucht 1244 um Bestätigung ihrer alten Kechb>; der Kaiser liess zunächst 
durch den Generalvikar der Mark eine Untersuchimg darüber anstellen, deren 
Ergebniss noatre curie eingesandt wurde; auf Grundlage dessellien wurde 
•lann pet' ludicea nmgne curie noatre festgestellt, welche Rechte als alther- 
gebrachte erwiesen und demnach zu bestätigen seien.''’ Auf Klage des Abtes 
von .S. .Salvator am Berge .\miate gegen die Gemeitide Montenero, genannte Bür- 
ger von Siena, die Visconti von Campiglio und die Grafen von Pitigliano wegen 
Vorenthaltung genannter Besitzungen befiehlt der Kaiser 1244 .\ugust dem 
Generalvikar von Tuszien, cum prefati abbaa et conventua aupmnominatoa 
velint in magna noatra curia convenire, die Genannten vorzuladen, binnen 
sechszig Tagen coram noatro conapectu zu erscheinen.” Wegen eines Klage- 
gegenstandes wird sp,äter erwähnt, wie zu Gunsten der Abtei pei' hulicea 
iitagne curie noatre aententialiter jtronuntiatum /iierit.^^ Es scheint sich 
weiter um eine Fortführung derselben Sache gegen einzelne Beklagte zu han- 
delu, wenn der Kaiser 1245 Februar dem Richter des Generahäkar von 
Tuszien befiehlt, Zeugen zu verhören in queaiione, que vertitur in magna 
curia noatra. zwdschen dem Abte von S. Salvator und den Brüdern Peppo 
und Friedrich, Bürgern von Si(>na, über den Ort Pian Castagnajo ; es handelt 
sich auch dal>ei jedenfalls um ein Verfahren in erster Instanz, wie sich aus der 
Angabe des Abtes ergibt, der sagt, dass er vor langer Zeit desshalb schon 
vor dem geistlichen Gerichte geklagt habe, während er kein anderes weltliches 
Gericlit erwähnt.'^ lin .Tuni wird ihm nochmals befohlen, über weitere Punkte 
Zeugen zu verhören und das Protokoll an die Kiuie einzusenden.'* Die Brüder 
wurden verurtlieilt und legten .Vppellation an den Kaiser ein; 1248 März 
beauftragte ein Uofrichter den Notar des Vikar von S. Quirico die Brüder 
aufzufordern, binnen dreissig Tagen zum Verfolgen derselben vor dem Ilof- 
gerichte zu erscheinen.'® Da sie die Appellation nicht verfolgten, wandte sich 
der Abt an den Kaiser mit der Bitte, aententiam latam in noatra magna 

206.-1 «•Huillard 6, 07.83. 7. Bohmer Acta 273. 8. Hoill. 6, i)08. 9. Huill. G. 183. 

10. Huillard 6. 242. welcher darin einen Beweis sieht, da.ss die alten Regesten und Rech- 
nungen am Hofe aufbewnhrt und damals eingesehen wurden: das iurta formoM scheint 
darauf doch nicht bestimmter hinxiideuten und ans dem ganxen V'orgehen mochte ich eher 
aut das tiegentheil schliessen. 11. HuitJ. G, 233. 12. Uuill. 0. 453. 18. Uuill. 

G. 252. 254. 14. Bobmer ,\cta 275. 15. Repetti Dixiouariu -j, IGG. wo noch einige 

.tusxüge aus den Proxessakten. 
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i'iD'ia aii.sfüliren zu la'seu, welcliei- dann 1249 April di'iii Vikar di-r Irrafschuft 
.Sioiia befahl, die Brüder peremtnri.-udi aufzufordern, biimeii zehn Tagen iti 
nontra ma<ma curia zu er.^eheinen ' ® ; im Mai l>efHlil er dann demselben, die 
]>cr iudiecs curte nostre ge.sprochene .Sentenz wegen Kontumaz der Appellan- 
ten anszuführen. * ‘ 

207. — Die.se Beispiele würden die Kompetenz des Grossgerichtes für 
Italien genügend erweisen, auch wenn dieselbe in den Konstitutionen nicht 
ausdrücklich ausgesprochen wäre. Und was die .\usdehnung der Kom- 
petenz fn r Italien betrifft, so handelt es sicli da nicht blos um eine höchste 
.\ppellationsinstanz fiir den Fall einer Berufung vom Generallegaten für Italien 
an den Kaiser. Ist bei der Bestellung dieses 1239 eine solche Appellation 
Vorbehalten, so heis.st es übrigens : Crimiualcs etiam qucstiouCH audiag ct 
civileu, quarian cognilio, si uns in'csimtcs esseinu.% ad nostrum iudiciuni 
perfineret^, wonach es also keine .Sachen gab, für welche der Legat nicht 
wenigstens in erster Instanz kompetent gewesen wiire. Dfinn aber war das 
keine ausschliessliche Kompetenz; in den spätem .fahren werden wir da dem 
Grossgerichte mindestens konknrrirende Kompetenz zusprechen müssen. Für 
die A])pellationcn ergibt sich Entsprechendes bestimmt ; soll nach der Ernen- 
nungsurkunde von allen Uichtern in Italien, also auch den Generalvikaren, 
zunächst an den Legaten ap|)ellirt werden, so behält sich 1244 Volterra bei 
Einlegung einer Appellation gegen einen Spruch des Generalvikar von Tuszien 
noch die Entscheidung vor, ob sie an König Enzio, also den Legaten, oder 
■sogleich an den Kaiser appelliren will.* Und ich möchte sogar annehmen, dass 
darüber hinaus trotz jener unbeschränkten Befugniss des Legaten sich, wenn 
nicht durch gesetzliche Verfügung, wenigstens hei'kömmlich auch für Italien 
eine ausschliessliche Kompetiuiz dos Grossgerichts bezüglich der .Sachen fest- 
gestellt hat, welche in den neuen Konstitutionen dem Grosshofjustitiar Vorbe- 
halten sind. Wenn sich der Reichsabt von S. .Salvator wegen einer .Sache, 
die den Bestimmungen der Konstitutionen über grosse Lehen entsprechen 
würde, an das Grossgericht wendet, so ergibt sich freilich nicht, dass er sich 
nicht au den Legaten halie wenden dürfen.* Besonders auffallend ist alter, 
dass in den Frivilegien für Faiio und Montepulciano mit Uebergehung des Ge- 
richtes des Legaten das Grossgericht als die dem Gerichte des Provinzial- 
beaniten, des Generalvikar der M;irk oder Tusziens, unmittelbar übergeordnete 
Instanz erscheint; wir werden daraus doch schliessen dürfen, diiss Verbrechen, 
für welche auch der Generalnkar nicht kompetent war, also insbesondere 
wohl Ilochverrath, als zur ausschliesslichen Kompetenz des Grossgerichts ge- 
hörig betrachtet wurden. Dasselbe scheint sich zu ergeben für F'iskalsachen ; 
sind solche vor den Kapitänen im Kaiserreiche, unter welchen zunächst die 
Generalkapitäne oder Generalvikare zu verstehen sein werden, .angebracht, .so 


16. Haillard 6, 722. 17. Bffhmer Acta 277. 

207. - 1. Haillard 5, 359. 2a Rena e Cainici 65. 3« Bei dem nur oiuzug.«;* 

weise bekannten Falle von 1242. $ 206 n. 6, erpfibt sich nicht, ob es sich um die er.ate 
Instanz handelt. 
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sind sip von diespii an d<‘ii Grosslinf^nsfitiar zn bringen^; vom Legaten ist 
auch Ja keine Rede. Es ist möglicli, dass die Koiii|)etenz des Legaten nicht 
ausdrücklich beseitigt war; aber thateächlich wenigstens scheint .sie nicht mehr 
beachtet zu sein, erscheint das Grossgericht überall als die dem Gerichte der 
italienischen l’rovinzialbeaniten unmittelbar übergeordnete hist;inz. 

Die angeführten .Stellen erlauben es auch nicht, dabei nur an das per- 
sönliche Gericht des Kaisers zu denken ; es ist zu bestimmt in den Konstitu- 
tionen vom Grosshotjustitiar* und in vielen Einzelfallen vom Grossgerichte 
die Rede. In andern F<ällen ist offenbar gleichfalls nur an dieses zu denken, 
wenn der Kaiser von Curia nox/ra spricht. Würden wir alle Fälle herziehen, 
wo etwas der kaiserlichen Kurie Vorbehalten wird, so ^^■ürden sich jene Belege 
noch sehr mehren lassen. Und in gewisser Weise würde das nicht unrichtig 
sein. Alle an den Hof gelangenden Klagen, Appellationen und Bittschriften 
gingen durch die Hand des Grosshotjustitiar; dieser stellte erst fest, was er 
erledigen könne, was der Entscheidung des Kaiseis la-dürfe; von vornherein 
lassen sich daher .Sachen, welche an das Grossgericht, oder aber an das per- 
sönliche Gericht des Kaisers zu bringen sind, gar nicht scheiden. Für alles 
aber, was dann später an den Kaiser kam, war dieser do(di n iejer auf den 
Rath der Gros.shofrichter angewiesen, da diese eben die einzigen Rechtskun- 
digen am Hofe waren; und nicht das allein; bis auf wenige höhere Hofbeamte 
und vereinzelte Grosse waren die Grosshofrichter überhaupt die einzigen stän- 
digen Räthe des Kaisers, auf deren Vortrag auch wohl die meisten Yerwal- 
tungs.sachen entschieden wurden. .Schon allein der Umstand, dass es am Hofe 
keinen einzigen Beamten gab, dessen .\mt sich auf Italien bezogen hätte, weist 
unbedingt darauf hin. dass alle italienischen Angelegenheiten, welche bei der 
seit 1239 durchgeführten Zentralisation jetzt in .Masse au den Hof gebracht 
werden mussten, dort entweder von dem nur mit .Sizilianern besetzten Grossge- 
richt selbst oder doch vom Kaiser unter vorzugsweiser Zuziehung der Mit- 
glieder desselben erledigt wurden.'’ 

207. — 1 4. Vgl. S 206 n. I. tu Wird dieser hei den Kintelflüleu nicht genannt, *o 
wird zu beachten sein, dafts diese fast alle 1242 bis I24(> fallen, wo das Amt erledigt 
war. Vgl. § 204 n. 7. 0. Franklin Heichsliofg. 1, G9 sagt: Oie Bemerkung ron Ficker 

(da« deutsche Kaiserreich in seinen uuiTorsaleu und nationalen Beziehuiijven S. 108): 
y,Das mit Siziliauem besetzte sizilische Uof^ericht «ollte seine Wirksamkeit auch aut 
Ua.s KiiLserreich erstrecken." entbehrt in Wahrheit jeder thatsSchlicheD Begründung — 
Ich verweise dem gegenüber auf das Gesagte; denn dass ich auch dort zunächst nur 
Italien iin Auge hatte, ergibt der Verfolg der Stelle, in der es überdie.s ausdrücklich 
hei.sst; ^Von Ueutschland musste man dabei freilich zün&clLst absehen.*^ — Forschung 
und Veroäentlichuug derselben werden nicht immer gleichen Schritt halten können; es 
wird zuweilen nicht zu vernioiden .sein, sich auf ein von der gewöhnlichen Annalime 
abweichendes Krgebniss eigener Forschung beziehen zu müssen, ohne das.sell>e .sogleich 
begründen zu können. Dann werde ich freilich nicht verlangen können, dass ein An* 
derer das auf guten Glauben als erwiesen annebmen soll: denn die Gründe, welche midi 
überzeugten, werden nicht gerade auch jeden Andern überzeugen müssen. Wohl aber 
glaube ich verlangen zu können, da.ss man mir nicht zutraui. eine solche Hohuuptung 
auKZusprechen. ohne genügende Gründe weoigsten.s für die eigene Ueherzeuguiig zu haben ; 
das.s man nicht schlechtweg erkl&rt , dieselben entbehrten in Wahrheit jeder thauä^'h* 
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•’OS, — N aoli dein Ausgange dtT .StaufiT kiimite zunachül von einem 
Hot'gericlite fiir Italien nicht mehr die Rede sein. Erst während des Zuges K. 
Heinrichs VII waren wieder italienische Rechtssachen in grosser Zahl am 
Hofe zu entscheiden; Hofrichter und rechtsgelehrte Räthe des Königs werden 
uns da denn auch in grosser Zahl genannt. Aber ein votn persönlichen Ge- 
richte des Königs zu scheidendes ständiges Hofgericht scheint nicht bestanden 
zu Italien; insbesondere tinden wir k»;inen ständigen Vorsitzenden, keinen Be- 
amten, dessen .Stellung dt?r des frühem Hofvikar oder GrosshoQustitiar ent- 
sprochen hätte; soweit der König nicht selbst nrthcilte, scheint er die Rechts- 
sachen einem oder mehreren Hofrichtern für den Einzelfnll kommittirt zu 
haben. 

liehen Begründung, ehe man meine Gründe, welche ja. so wenig da» hier der Kall tsl, 
Mch auch auf bisher nicht rernfrentlichte Quellen .«tützen könnten, kennt und als un- 
genügend erweist, oder aber fiir die entgegenstehende Ansicht einen Grund beizubringen 
weiss. der von vornelierein die Möglichkeit des Gegenbew’oises ausschUes.st ; bk dahin 
wird der Gegner doch höchsteus behaupten können, d«»i» «seinem Wi.ssens'^, nicht aber 
«in Wahrheif*, meine Bemerkung jeder thaUAcblichen Begniudung entbehre. — Ich 
würde da. zumal ich sachlich meine Bemerkung genügend gerechtfertigt zu haben glaube. 
.Tiif die Form kein Gewicht gelegt haben, wenn es sich nicht gerade um eine »Stelle in 
einer Schrift handelte, welche insbesondere auch polemisch gegen eine von der meinigen 
abweichende Autfa»bung dos Werthes de» Raiserreich.s gerichtet war; wenn es sich uicbt 
weiter auch gerade um einen Punkt handelte, dem ich, sei es mit Hecht oder Unrecht, 
da^ gröh-ste tiewicht für meine Autlassung beilegen zu müssen glaubte, nftmlich um den 
durch den Erwerb Siziliens durchaus veränderten f’harakter des Kaiserthums: wenn sich 
demnach aus einer so bedingungslosen Zurückweisung meiner Behauptung nicht folgern 
Hesse , da.ss man mir ziiiraue, für polemische Zwecke Behauptungen aus der Luft zu 
greifen. 8o wenig ich Grund zu der Annahme habe, dass der geehrte Gegner selbst eine 
solche Folgerung nahe legen wollte, so wenig wird er e.s mir unter die.sen Umständen 
verdenken können, wenn ich mich gegen eine solche Aeiisserung wenigstens so lange 
verwahren zu müssen glaube, als mir nicht nochgewiesen ist. dass ich irgendwo von den 
gewöhnlichen abweichende Behauptungen aufgestellt habe, ohne dass Gründe vorhanden 
waren, welche weuigsteiis fiir meine persönliche Ansicht genügen konnten, mag diese 
sich nun schliesslich als richtig erweisen oder nicht. Ueber die Umge.vtaltiing Italiens 
nach sizilischem Mu.ster habe ich mich dort nur .sehr vorsichtig au.sgesprochen . Ja ich 
den Gegenstand noch nicht eingehender verfolgt hatte: der zweite Band dieser .Arbeit 
wird die Belege bringen, dass ich da nicht allein nichts zurückzunebmen habe, sondern 
zu viel weitgreifendereu Behauptungen berechtigt gewe.^en wäre: habe ich dort bezüg- 
lich des nächsten Gegenstandes nur gesagt, dass das Hofgericht seine Wirksamkeit auch 
auf das Kaiserreich erstrecken sollte, so würde ich mich jetzt zu der Behauptung berech- 
tigt halten, dass es das wirklich gethan hat. Selbst für Deutschland wilrde ich in meinen 
bezüglichen Aeussprungen jetzt weiter gehen können, ohne dass es mir, auch von der 
S 205 n. 4 liervorgfhobenen Stelle abgesehen, an Gründen fehlen wurde. 
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(V(m cl^D Z«hU‘U tJer tlUle, »owdi ihuuu uiue uftlivro Uv%eiclinuiig fubli, l>ejüchi »Ich die >jt?tn i$irklic 
>onl«hcu*Ic an/ den Uaud, «He nachaitheodc au/ die ^eite , und «war dos rrkuBdenbuehe» , tsli» 
dieses besonders paglnirt Ist; ist die Seite «los Tex* es zu reratolien, .<«o Ist da« besomlers bemerkt. 
herHanclzabl zugefDitte Huchatahon bexelrhnfi» die besonders paitinirten AbrboMnDgeti des Hände«. 
Die leicht verstAndlichen , Mbgektlrzt anAcFOhrton Namen der flcschlchtschreiber sind hier nicht 
Ati/ffvnotmneD, wenn ihnen dlo Angabe ilo* Siimmelwerke«. uacli dom sie l>emitzt wunleii. In den 
(.'itaten zugefDgt wurde.) 

Ada Henr. V!I.» Donniges Actn Hpnriri VII inippratori?« Koinanorum. Borolini 
I83B. Affarosi Notizie storicbe üella ritta üi H(>ggiu. Ut'ggio 1735. Aff^lsuast* 
kiorta tiella citlu e ducato di kiiaslalia. (iua.st. 1785. Affo P. , Sturin deila citta di 
Pamia. P. J702. Alticozzi Ri<tpasU apologpticn al libro dplt’anticü ilDmini«» del TMCoro 
d'Arrezzo sopra (‘ortonn. IdTorno I7<»3. Amadesins In anlistitmn llnTonnatutn chro- 
notaxim disquifcitinnPR perpetiiat». Farentia«' 1783. .\iniani Memnrio istorichp di Fano. 
F. 1751. AmiTiirato F'iesolp. Vescovi di Fiesnlc, di V'^olterra c d’Arezzo. Urenze 1S37. 
.Xmmirato (luidi, Albero e ishoria deila fatniglia de conti <iuidi. Firenze 1640. An- 
schütz Die Lombarda-roniineuturo des Ariprand um! Albertus. Heidelberg 1853. Antich. 
Kst., Muratorl Delle nnticliita Kstensl ed Italinne. Modena 1717. .\ntiq. Tt., Muralori 
.Vntiquitates Italicne niedii aevi. Medinlani 1738. Arcli, stör, .Arebivin storico Italiano. 
Firenze 1842; N.S.. Nuorn serie. Firenze 1855. Arco Niioti studii intomu alla econo- 
inia politica di Mautuva. M. 1846. Ass. Sic., Merkel (.'ommentatto qua iuris SicuU sire 
a.ssisaruin regum regni Siciliae fragineutn ex eudidbua manu scriptis propuiiuutur. Hali> 
1856. Avugadro Storia deila abbaziu di S. Micliete deila ( biusa. Novara 1837. 

Bacebini DelPistoria del mona.stero di .S. Beiiedetlo di Polirone. Modona 16J<6- 
Baldasaini Memorie i.ktoriche di Jesi. J. 1765. Bergmann Pillii. Tancredi. Gratiae 
libri de tudiciorum ordine. Gottingac 1842. lietbmaiin Handb.« Betbuiaun-Hollireg 
Handbuch des ( iTÜproze.sses. Bonn 18^)4. ßethiiiann Stfidtefr.« Ursprung der lom- 
bardischen Städtefreiheit. Bonn 1846. Beyer U.B., Urkundenbtioh zur Geschichte der 
mittelrbeini.srben Territorien. Toblenz 1860. Biancoliiii Not.. Xotizie storiche delle 
chiese di V'erona. V. 1740. Riancolini Vesc., Serie chronologira dei rescoTi e gorer* 
natori di Verona. V*. 1760. Rohmer Actn imperti .seiecta. Innsbruck 1868. Böhmer 
Fontes rerum Germanicarum. Stuttgart 1843. Böhmer Keg., Regesta regnm atque 
iinpentiorum Huinauurum. Fraukturl 1831. Bonaini Stat.. Slatuti inediti deila citta 
di Pisa dal XII al XIV secolo. Firenze 1834. Bonaini Val d'Ambra. Statute deila 
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Val d’ Ambra del Mr(‘VIII del conte Ouidu Guerra III. Pisa 1851. Bon#>Ili Notiii#* 
iistoricbe critiche intomo a1 Adelpreto TescoTo della chiesa di TVento. Tr. 1754. Bora- 
tiuR Cap.« Die Capitularien im Ijongobardenreicb. Halle 1S64. Borgia Memorie isto- 
riebe di Renereuto. Romae 1763. Boselli Delle sturie Piacentine libri XII. Piacensa 
1793. Briegleb Executirpr., Ge&cbicbte de^ Executirproresse^. U. Aufl. Stuttgart 
1S45. Brünett! Codice diplomatico Tu^cano. Firenze 1806. Brunner Inquiai* 
tionsb., Zeugen und InquisitionsbeweU der karolingischen Zeit. Wien 1866; aus den 
Sitzungtber. der kaUerl. Akademie 51. 343. Bulgarus Summa de iudieüs bei Wunder- 
lich. 8. 7. Bnssi Istoria della cittk dt Viterbo. Koma 1742. 

(Calogera) N. R.« Nuora raccolta d'opoiscoli acientitici e tUoIogici. Veoeaia (1780 j. 
Campagnola Liber iuris emlis urbis Veronae. V. 1728. Campi DeU'bütoria eccle- 
aiastica di Piacenza. P. 1651. Cappelletti chie.<iO d'Italia dalla loro origioe sino ai 
noRtri giomi. Venezia 1844. Carli, Delle antichitA tialiche. Parte quarta. Milano 1790. 
('arolus Nor., Carolus Norariensis episcopua Noraria seu de ecclesia Norariensi. No- 
rariae 1612. Cartnlarium Lang,. Additio 111 zum Liber Papieusu in den Mun. Genn. 
L 4, 595. (Catalani) De ecclesia Firmana eiusque episcopis et archiepUcopis com- 
mentarius. Firmi 1783. (*ecina Notizie istoricbe di V'olterra. Pisa 1758. Cbart. 
Ule.« Ulciensis ecclesiae chartarinm. Aug. Taurinorum 1753. Cibrario Chieri, Storia 
di Chieri. Torino 1827. Cibrario Sar., Storia della monarehia di Saroia. Torino 1840. 
Cod. Sard. , (Tnia) Codex diplomaticuH Sardiniae; in den Mon. patr. Cod. Wangian., 
Kink Codex Wangianus, Urkuiidenbucb des Hochstift.s Trient. Wien 1852; Bd. 5 der 
II. Abth. der Fontes reruin .\ustriacarum. Cod. Westf.« Codex diplomaticus historiae 
Westfaliae, II. Abtb. rou Erhard Kegesta historiae Wostfaliae. Münster 1847. Com- 
pagnoni (ji Picena orero de' presidi della Marca. Macerata 1661. Const Sic., 

Constitutione.« regni Siciliae; bei Huillord 4. 1 nnd 6, 156. Corio L’historia di Milano. 
Vinegia 1554. Cornelius Eccle.siae Venetae. Venetii.s 1749. Costa Chartarium 
Dertonensc. Aug. Taurinorum 1814. 

Dal Borgo Raccolta di diplomi Pisaui. Pisa 1765. De Angeli Delle origini del 
dominio tedesco in Italia. Milano 1861. De Conti Notizie della cittA di Casale del Mon- 
ferratn. Casale 1839. De Dionysiis De duobus episcopis Aldone et Notingo Veronensi 
ecclesiae assertis et rindicati.« disaertatio. Veronae 1758. Del Re Cronisti e aenttori 
sincroni Napoletaiii. Napoli 1845. Deutsebsp. Ficker Der Spiegel deutscher Leute. 
Innsbruck 1859. Doudi dall’Orulogiu Dissertazioni sopra Hstoria ecclesiastica di Padora. 
P. 1802. Dronke Codex diplomaticus Fuldensis. Cassel 1850. Du Gange Glossarium 
mediae et infimne latinitatis ed. Henschel. Pari.sii« 1840. Dümge Regesta Badensia. 
Carlsruhe 1836. Düniinler Ostfr. R., Geschichte des ostfrAnkischen Reichs. Berlin 
1862. Durandi 11 Piemonte cispadano antico. Turino 1774. Durig Beitr., Beiträge 
zur Geschichte Tirols. Innsbruck 1860. 

Ed. (Roth, u.sw.}, Edictus Langobardürum ; in den Mon. Germ. L. 4, 1. 

(Fanciulli) Osservazioni eritiche .sopra le nntichiu't cristianc di Cingolt. Osimo 
1769. Fantnzzi Monumenti Rarennati. Venezia 1801. Fattesc hi Memorie istoricho- 
diplomatiehe riguardanti la serie dei duehi di 8poleto. Cameriiio 1801. Kedericus Ke- 
rum Pomposianarum bistoria. Romae 1781. Ficker Keichsf., Vom Reichsfürstensunde. 
Innsbruck 1861. Fioraranti Memorie storicbe della cittA di Pistoja. Lucca 1758. 
Fiorentini Memorie della gran contessa Matilde. Lucca 1756. Forschungen zur 
deutschen Geschichte, heraasgegeben ron der historischen Onmmi.ssion zu München. Güt- 
tingen 1862. Franklin Reichshofg., Das Keichshofgericht iro Mittelalter. Weimar 
1867. Frisi Memorie storicbe di Monza. .Milano 1794. Frlzzi Memorie per )a storia 
di Ferrara. F. 1791. Fumagalli Codice diplomatico Sant-Ambro.siauo. Milano 1805. 

Galletti Gabio antica cittA di Sabina. Roma 1757. Galletti Primicero, Del 
primicero della santa sede apostolica e di altri ufftziali maggiori del sacro palagio I.«atara- 
nense. Roma 1776. Gamurrini Istoria genealogica delle famiglie nobili Toscane et 
ümbre. Fiorenza 1668. (Garofalo) Tabolarium regiae ac imperialis capellae collegiatae 
diri Petri in regio Panormiiauo palatio. Panomi 1835. Garruba Serie critica de'sacri 
pastori Baresi. Bari 1844. Gattula Acc., Ad hUtoriam ubbatiae Cassiueusi» acces- 
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sioues. Vpiietii» 1734. Uattula Ht«t^ Hiatoria «bbstiae Ca&zinensiR. Venatiis 1733. 
OeNla Inn.« Innoceutii 111 papae, in den Script. It. 3a, 486. Gie^tebrecht K. Z„ 
Ge^ccbichte der deutschen Raiserzeit. IIT. Aufl. Braunscbweig 1863. Oinliut Memoria 
spettand alla storia di Milano. M. 1760. Glafey Aoecdotomm S. R. I. histoham ac 
ius publicum illastraotium collecdo. Dresdae 1734. Gradonicus Poncificum Brixia- 
norum seheü. Brixiae 1755. Grassi Memorie istoriche della chiesa rescovile di Monte- 
regale in Piemonte. Torino 178*1. Gratia Aretinus Summa de iudiciario ordine bei 
Bergmann S. 317. Greg. Reg., Gregorü VII papae registrum bei JafTo Bibi. 2. 1. 
Gregorio Considerazioni sopra )a &toria di Sicilia. Palermo 1805. GregoroTiua 
Geschichte der Stadt Rom im Mittelalter. Stuttgart 1859. 

UauIieTtlle Hixtoire des coromunes Ijombordes. Paris 1857. Hegel Geschichte 
der StddteTerfaasung mn Italien. Leipzig 1847. Hess Mon., Mouumentorara Guel- 
ticorum pars historica. Kempten 1784. Hir.sch Heinr. II, Jahrbücher des Reich» 
unter Heinrich II. Berlin 1862. Huillard-ßrt'holles Uistoria diplomatica Friderici 
secundi. Parisiis 1852. Huillard Pierre« Vie et c<«rrespondance de Pierre de la Vigne. 
Paris 1865. 

JaffA Bibi., Bibliotheca rerutn (iennanicarum. Beroliui 1864. Jaffe Conr.« 
Geschichte des deutschen Reich.s unter C'ourad dem Dritten. Hannover 1845. Jaffe 
Loth.« Geschichte des deutschen Reichs unter I»thar dein Sach.sen. Berlin 184^L Jaffe 
Reg., Regesta pontificum Romanorum. Beroiini 1851. Innoc. Ep., Innocentii III 
Romani pontihcis regesta sive epi.stolae; benutzt nach dem Abdrucke bei Migne Inno- 
ceiitii JIl opera umnia. Parisiis 1855. Innoc. Reg. iiup., Innocentii 111 registrum 
»uper negütio iroperii; ebenda 3, 995. Irici Tridinensis Kerum patriae libri trcs. Me- 
diulani 1745. 

Lacomblet Urkundenbuch für die Geschichte des Xiederrheius. DQsseiÜurt' 1840. 
lya Farina Studj xul secolo decimo terzo. Firenze 1842. Lami Del.« Deliciae eru- 
ditorum seu veterum anekdoton opusculorum collectnneä. Florentiae 1736. Lami Mon., 
F>clesiae Florentinae iiiouumenta. Florentiae 1759. I.iaspeyres Ueber die Kutstehung 
und älteste Bearbeitung der Libri feudorum. Berlin 1830. Leg. munic.. Lege» inu- 
nicipale.s; in den Mon. patr. Lib. iur. Geu.. Liber iuriuin reipubücoe Genuensis; in 
den Mon. patr. I« Pap., Uber legis I.angobardoruni Papiensis dictus: in den Mon. 
<«erm. 1... 4, 290. Ludewig Rel , Reüquiae mantiscriptortim. Francofuni 1720. Lünig 
C. It., Codex Italiae diplomaticus. Frankfurt J725. J^upus (*odex dipluroaticus civi* 
tatis et eccle.siae Bergomatis. B. 1784. 

Mabtllon .\nn., Annales ordinis S. Rcnedicti. f^utetiae Par. I78L Mandclli 
II comune di Vercelli iiel medio evo. Vercelli 1857. Manzonius Episcoporum (’or- 
neliensium sive Iraolen.sium historia. Favenüae 1719. Marangoni Memorie di Citta 
nuova. Roma 174^1. .March esi Siipplememo i.storico deU’antica citta di Forli. F. 1678. 
Margarinus Bullarium Cassinense. V'enetiis 1650. Mastrullo Monte Vergine sagro. 
Napoli 1663. Meichelbeck H. F.. Historia Frisingensis. Augustae 1724. Mem. 
di Lucca, Memorie e documenti per servire all' istoria del principato Uicchese. J» 1813. 
Merkel Long.« Appunti per la storia dei diritco I/ongobiirdo : in (Bollati) Memorie 
spettanti alla storia del diritto Italiano nel medio evo. Torino 1857; Uebersetzung der 
Geschichte des Longobardenrecbt.s, Berlin 1850. mit Benutzung der von Merkel gesam- 
melten Ergänzungen. Miraeus Opera diplomatica et hisiorica ed. Foppens. Lovami 
1723. Mittarelli Acc., Ad scriptores rerum Italicarum accessiones historicae Faven- 
tinae. Venetiis 1771. Mittarelli Ann., Annales Camaldiilenses. Venetiis 1755. 
Mohr (*. D.. Codex diplomaticus ad histvriam Raeiicam. Chur 1844. Mon. Roica. 
Monumenta Boica. Monachii 1769. Mon. Germ.. Pertz Mouumenta Germaniae hiaio- 
rica. Hanooverae 1826: angeführt nach der durchlaufenden Zählung der Bände, ausser 
dem noch unvollendeten IV. Bande der I>egeK. welcher mit L 4. bezeichnet ist. .Mon. 
Mod. Stat., Monnmenti di storia patria delle provincie Mudenesi; Serie degli .statuti. 
Parma 1864. Mon. Parm., Monumenta hUtorica ad prorincias Parmensem et Pla> 
eentinam portinentia. Parmae 1856; die Bände sind nach der Bogenbezeichnung gezählt. 
Mon. patr., llistoriue patriae monumenta edita iussu regis Caroli Aiberci. Aug. Tau- 
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rinonim I83H: Th., f'hartÄP: Script. Scriptores; Tgl. (’od. Sard.; I>cg. miiiiir.: Lib. 
iur. Gen. Monpfttnre MonnmentA hiKtoricA sAcrae doreitx TnAtiKionix kk. TrioitAtis mi- 
litAris ordiniK Theiitonicorum urbix PAnormi. P. i72l. Morhio Storie dei rounicipi 
Italiani. MÜAno Morinndi MomimentA Aqiien^ia. Tauriiii 1789. Muleiti 

Metn»rie ^tor^co-diplomllCiche Appartenonti alla citt& ed ai marche^ii di Saluzzo. S. 18^. 
Murateri Ann.. Annali d’ Italia. Milano 1744. 

Notizenbl.. Xntizenblntt, BeilajfC £um Arcbir für Kunde flsterreichisrher Ge- 
«chichtsquellen. Wien 1851. Norellia Storia di %Sarij^liAno e deirabbar.ia di S. Pietro. 
Torino 1844. 

Odorici Storie Bre.sciane. B. I85ß. Oeslerr. Archiv, Archiv für Kunde 
/tsterreiehischer Oejichichtsqiiellen, ^Vien 1848. fOlivieri) Memorie della kadia di S. 
Tommann in PojjJIa nel contadn di Pesaro. P. 1778. Or. Guelf., Scheidt Origine.s 
GuelHcae. Hanoverae 1750. Orsato Hivtoria di Padova. P. 1878. Os enbrüpif^en 
.\1. Strafr., Da^ .Alamatinische Strafrecht im deutschen Mittelalter. Schaffhausen 1860. 
Ott. Kris. Gesto, Otto Prisini^enHis episcopu.s De gestis Kriderici I; bei Ur&tisiua Ger- 
manine hifitorici illuRtre*. Francofurti 1585. 

Pacchi Ricerche isioriche sulln provincia della Garfognana. Modena 1785. Pecci 
Storia del vescovado di Siena. Durra 1748. Pernice De romitibus palatii commen- 
tatio prior. Halis 1863. Petrini Mem<irie Ponestrine. Roma 1795. Phillips b^ngl. 
R.G., Fngli.sche Ueichs* und Rechugeschichte. Berlin 1827. Phillips K.K.. Kir- 
chenrecht. Kegen^bu^g 1845. Pillius Medicincn.sis Summa de ordiiie iudiciomm; bei 
Bergmann S. 1. Pirro Sicilia sacrn ed. Mongitore. Panorrai 1733. Poggiali Me- 
mnrie sioriche della cittii di Piarenxa. P. 1757. Provana Stnd» critici sovra la storia 
d'Italia a'tempi de) re ,\rdoinn. Tohno 1844. Puricelli Ambrosianae Modiolani ba- 
KÜicne monumenta. Mediulnni 1645. 

Radevicus (Ragevin) De gestis Kriderici 1: hei Urstisius Gennaniae hUtoriei 
iiloKtres. Francofurti 1585. Ranke Jahrb. , Jahrbücher des deutschen Reichs unter 
dem sÄch«ischen Hanse. Berlin 1Ä37. Raumer Geschichte der Hohenstaufen und ihrer 
Zeit II. Aufl. Ijcipsig 1840. Reg- fPhil. nsw.), Bühmer Regestn imperii. neue Bear- 
beitungen. angeführt nach den Nummern der Urkunden der einzelnen Herrscher. Rem- 
ling Urkundenbuch zur Geschichte der Bischöfe von Speier. Sp. 1852. Rena c Camici, 
della Rena %Serie degli antichi duchi e niarchesi di Toscana, (ed. Caiuici). Firenze 1764. 
Repetti Dlzionario geogrslico, üsico. storico della Toscana. Firenze 1842. Reuter 
Geschichte Alexanders des Dritten. II. Aiisg. l>eipzig 1860. Riceardi Storia dei vescnvi 
Vicentini. V. 1786. Roholini Notizie appartonenti alla storia della .sua patria. Paria 
1823. Romanin Storia docnmentata di Venezia. V. 1853. Konchetti Memorie 
della cittä e chiesa di Bergamo. B. 1807. Roul. de Cluny, Huiliard-Breholles Exa- 
men de.s chartes de Teglise Romaine rnntenues don<^ les rouleaux dits rouleaux de Cluny. 
Paris 1865; aus Bd. 21h der Notices et extraits de.s inamiscrits. Rovelli Storia di 
Como. Milano 1789. Riibeis .\quil. Monumenta ecclesiae .Xquileiensi.s. .\rgentinae 
1740. Rubeua Rav., Ravennatiim historiarum libri iindecim: angeführt nach dem 
.\bdrucke in (iraevius Thesaurus nntiquitatiim Italiae. Bd. 7a. 

SÄchs. Ldr.. Homeyer De» Snchsen.spiegel.s erster Theil oder da> .sächsische l^nd- 
recht. III. .Kusg. Berlin 1861. Sächs. Dlir. . Das sllchsische Ixdinrecht, in Homeyer 
Des Saclisenspiegels zweiter Theil. Berlin 1842. Sanclementiiis Serie.s critico-chro- 
nologica episcoporum Oemonensium. C. 1814. San Quintino Osservazioni critiche 
sopra alcuni particulari delle storie del Piemonte e della IJguria. Torino 1851. San- 
tini 8aggio di memorie della citta di Tolentino. Macerata 1759. Sarti Bon.. De 
Claris archigymnasii Bononiensi.s profe.ssorihus. B. 1769. Sarti Eug., De epUcopis 
Eugubinis. Pisauri 1755. Savigny Geschichte des römischen Rechts ira Mittelalter. 
II. .4usg. Heidelberg 1834. Sarioli Annali Bologne^i. ßassano 1788. Scheffer- 
Boichor.sC Kaiser Friedrich I letzter Streit mit der Kurie. Berlin 1866. Schirrmacher 
Kaiser Friedrich der Zweite. Göttingen 1859. Scliupfer Delle istituiioni politiche 
Dongobardiche. Firenze 1863. Schw. Ddr und Lhr., l^s.sberg Der Schwabenspiegol 
oder schwäbische» I.4uid- nnd Lehenrechtbnch. Tübingen 1840. Script. It, Muratori 
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Rerum Icatic«rum scriptores. Mediolani 1723. Sickel Acta regum et imperaiorum 
Karoltnomro digesta et enarrata. Wien 1867. Sitzungsber.« Sitzangsbenchte der 
philosophisch • historischen KJasse der kaiserlichen Akademie der Wissenschaften. Wien 
1848. Spangenberg Die I^efare ?on dem Urkondenbeweise. Heidelberg 1827. Spon 
Histoire de Genöre. G. 1730. Stumpf Acta imperii adbuc inedita; Anhang zu den 
Reichskanzlern. Stumpf Reg.., Die Raiserurkunden des X., XI. und XII. Jahrhun- 
derts chronologisch rerzeichnet: Bd. 2 der Reichskanzler. Stampf Reichsk., Die 
Reichskanzler romehmlich des X., XI. und XII. Jahrhunderts. Innsbruck 1865. Su- 
dendorf Reg., Registram oder merkwürdige Urkunden für die deutsche Geschichte. 
Jena 1849. 

Tancredus Bononieusis Ordo iudiciarius; bei Bergmann S. 87. Tatti Annali 
sacri della cittk di Como. C. 1663. Terraneo La principessa Adelaide, conte^a di 
Torino. T. 1759. Thein er Cod. dom., Codex diplomaticus dominii temporalis s. 
i«edis. Romae 1861. Tirabosehi Mod., Memorie storiche Modenesi. M. 1793. Ti- 
raboschi Non.« Storia dell' augusta bodia di Nonantola. Modena 1784. To e che 
Heinr. VI, Kaiser Heinrich VI. Leipzig 1867. Tommasi Oeirhistorie di Siena. 
Venezia 1625. Tonduzzi Historie di Faenza. F. 1675. Tonini Rimini dal prin- 
cipio dell’era rolgare all' anno 1200. R. 1856; Rimini nel secolo XIII ossio rolume terzo 
della storia cirile e sacra Riminese. R. 1862; angeführt als Bd. 2 und 3. Tourtual 
Böhmens Anth. , Bnhmenx Antheü an den KAmpfen Kaiser Friedrich I in Italien. 
Gnttingen 1865. Tourtual Forsch.. Forschungen zur Reichs- und Kirchengeschichte 
des Xll. Jahrhunderts. Münster 1866. Troja Codice diplomatico Longobardo. Napoli 
1852; Bd. 4 der Storia d’ Itaiia. Troya Romani, Della condizione de' Romani rinti 
da' Fxingobardi. II. £diz. Milano 1844. 

Ugbelli Itaiia sacra ed. Coleti. Venetüs 1717. 

Valentinelli Reg., Regesta documentorum Germaniae historiam illustrantium. 
.München 1864: aus den Abhandlangen der k. bayer. Akademie, CI. JII, Bd 9 b. Verci 
Fcel., Storia degli Ecelini. Bassano 1779. Verci Marca. Storia della marca Tri- 
Ttgiana. Venezia 1786. Vesi Documemi editi e inediti che serrono ad illustrare la 
storia di Romagna. Bologna 1845. Vignati Storia diplomatica della J.<ega Ix>mbarda. 
Milano 1866. Visi Notizie storiche della cittA e dello stato di Mantora. M. 1787. 

Waitz V. G-, Deutsche Verfassungsgeschiclite. Bd. 3. 4. Kiel 1860. Watle- 

ricb Puntilicum Romanorum ?itae ab ae^ualibus conicriptae. Lipsiae 1862. Wetzell 
System de» ordentlichen (irilprozesses. II. Aufl. Leipzig 1865. Wilda Straf r.. 
Das Strafrecht der Germanen. Halle 1842. Winkelmann Geschichte Kaiser Fried- 
richK de.<< Zweiten und seiner Reiche. Berlin 1863. Wirtomb. U. B. fKansler) Wir- 
temhergisches Urkundenbuch. Stuttgart 1849. Würdtwein N. S. . Nora «ubsidia 
diplomatica. Heidelbergae 1781. Wunderlich Aueedota quae prooessum cirilem 
spectant. Gottingae 1841. W urs tem berger Peter der Zweite Graf von SaToyen. 
Bern 1856. 

Zaccaria Laud., Lauden.sium episcoporum series Mediolani 1763. Zaccaria 
Leno. Dell' antiebissima badia di I^eno libri tre. Venezia 1767. Zacharia Aneed., 
Aneedota roedit aeri. Aug. Taurinorum 1755. Zacharia Crem., Cremonensium 
episcoporum series. Mediolani 1749. Zacharia Iter litterarium per Italiam. Vene- 
uis 1762. 
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Vorrede. Knuieliung der Arbeit, Ü. W Krgebni&H bezüglich der» Au 2 »gaQgh- 
punkte.s, IX. Benutzung de.> Materials. XII. Inhalt der sp&iern .\bthoilungen. XIV. — 
Kückblick auf eine Vertheidigung des Verfassers gegen t. Sybel, XV. — Erilrterung der 
Einwendungen Koth’z gegen frühere Behauptungen des Verfasscm. XX. Die Anflftsung 
Deutschlands Folge des Feudalismus, X.XIl. (germanische iSelbstsiftndigkeit der Theile. 
X.XIIl; das Streben nach derselben hindert grossere Staatenbildung nicht, XXVI. Nüthige 
Befugnisse der Zentralgewalt, XXVII. (iegeusatz zwischen Feudalismus und Autonomie, 
X.XVin. Das frfinkische Reich nicht allgemeingültiger Massslab für das germanische 
Staaiswesen. XXX; es steht gegen das deutsche Staatsweaen zurück durch seine Theil* 
barkeit, XXXI. üngenügen der frttnkischen Verfassung bei weiterer .\usdehnung des 
Reichs. XXXlil. Fortbestand der V'olksrechte ohne Autonomie der Tlieile. XXXIV. Un> 
genügen der zentralen (tesetzgebung zun&cbst für Italien, XXXV. Entstehung des deut- 
schen Reichs auf Grundlage der .Vuerkeimuiig lierkümmlichor Einheit einerseits, her- 
kömmlicher Sonderstellung andererseits. XXXVI. Grössere Einheit hinderte damals der 
Gegensatz der Stimme oder I^Hnder. XXXVIII, Dieser und da.s Stammherzogthum be- 
ruhen nicht auf der FeudalitiU, XXXIX. Selb-ststindigkeit des Suimmes ist nicht durch 
ein Staminherzogthum bedingt, XU. .'^tammher/.ogthum und Feudalfürstenthum sind 
wesentlich rerschieden, XUl. ln Deutschlaml hinderten äussere Umstindc den Bruch 
mit dem FeudaUtaate, der ohnedem auch dort in .Vussicht stand, XUII. Die damalige 
fiesUltung der Feudalsprengel würde eine Belassung der Selbststiiidigkeit der Theile 
nicht gehindert haben, XLV; das Streben danach macht sich später auch unabhängig 
Tom Feudalismus geltend und würde durch den tVbergang zum Keamtenstaate nicht 
be.sciiigl >ein, XLVll, aber auch die iiüthige Macht des (>anzen nicht gebindert haben. !>. 
Der massgcbemle Eiutluss des Feuda!isinu.s auf die scblies«Hche*Eniwicklung lässt häutig 
seine Bedeutung für frühere Perioden überschätzen, LI. 


Einleitung. Italien eiu nach aussen scharf geschlossenes, nach innen mannich- 
faltlg gestaltete.s Hechtsgebiet. Einfluss der fränkischen Herrschaft, tieringer Einfluss 
der deutschen Herrschaft auf Italien. Grö.sserer Einfluss Italiens auf DeuuehUnd. Be- 
deutung und Bearbeitung der italieni.scben Rechtsgeschichte. 

A« (> 1* r l c h t 11 u d Han ti. 

I. Die U er i ch tg u r k u n d eil. 1. Furra, Inhalt und Zweck; Prozessformeln; 
UngelbsUtändigkclt der Fagsung. 2. Zeitliche, 3. örtliche Unterschiede der Fassung. 
4. ReichsgerichUurkunden. 
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LL VfrfnhrpM im iun^obArfli&cli^n ItaliiMi- jj. A)lgpmf*inp>. — Verfabren 
bpi Rerlus^trpitipkciipij. Ü, Oiyfpiulichpv Vorfithren. Kln;fP. Antwort. Beweis. Gp- 
KtändniKs. L ürtheil. ürtheil und GpstUndnivs. 8. Spätere Vprallj^omeinerung der For- 
mularp. — £L üngehorsam*>Tprfahrpn. Klage. I.^dung. Saliache Kapitel. IfL Inreslitur. 
ßanouug des Vemingen^. Ffftodung. Nichterwähnung de& ürtheil«. LL Knnig»bann. 

JLL Verfahren bei unbestrittenen ilecbtsTerhältnisKen. Entstehung. Simulation eines 
Hechtsstreites. Ü Anwendung lur Sicherung von Urkunden, von Erb« oder Freiheit. 
LL Anwendung desselben Formulars bei Streitsachen, ürtheil. 1^ Zweck die Erlangung 
eines gerichtlichen (ieständnissps und rechtskräftigen ürtheiU. Guarentigiirte Urkunden. 
IH. Verpflichtung des Scbeinbeklagten *um I.aunegild. — II. üngehorsam.s- oder Bann* 
verfahren bei unbestrittenen Rechtsgeschäften; Lfi. wird später die allgemein übliche 
Form. liL Anwendung zur Sichening de.s gesammten Gutes. 

HL Verfahren iu der Romagna. 20. fJtiskontestation. 2L Confessio iu iure; 
Anwendung für unbestritteno Kecbtsrerhältiüsse : guarentigiirte Urkunden. 22. Beweis* 
verfahren. Ix>ngobardischer Voreid. Kalumnieneid. 2iL ürtheil. Ausführung. 2 £, üngc- 
horsamsverfahren. 

IV. Aelterer KUnigsbann. 2IL Fränkischer ROnigsbann. 2£» Geldstrafen der 
itolienivdipn Knnigsurkunden: abweichende Rrstimmung und Theilung der Strafsummen. 
27. Vereinzelt als Bann bezeichnet 2S. Gerichtlicher Knnigsbann. 21L Befugniss zur 
V'erhängung. 3iL Selbstständige Banngowalt der Grossen. 

y. Bann und Acht. ^ÜL. Reichsbann des zwölften Jahrhunderts. Reiebsaebt. 
Strafandrohungen der deutschen Königsurkunden. ILL Fortdauer des fränkischen Kflnigs- 
hannes, der Iminnnitätsstrafe. ILL (veldstrafen für den Einzelfall aus Italien übemommen. 
34. Neue.s Gewette des deutschen Königs. 3^ Androhung der königlichen Ungnade, der 
Strafen des Majestütsvorhrcchens; Verbindung mit der Geldstrafe, iifii .\ndrobung des 
Bannes des Königs; der Au.sdruck au.s Italien übernommen. 31. Ungnade und Bann 
gleichbedeutend mit Keichsacht. 3B. Bedingtheit der Drohung: Lijsbarkeit der Ungnade. 
3IL Zahlung als Bedingung der Ll.sung. 4U. Steigerung zur Überacht. — ;£L. Drohung 
der Ungnade und des Bannes io Ilalieu aus Deutschland übernommen; Ausdehnung der 
Befugniss auf die I.<egaten; verschieden vom älteni Königsbaim. 42. Die Aechtung scheint 
dem frühem italienischen Rechte fremd zu sein. 

VL Städtischer Bann, 43. Uebereinstimmeu der Statute verschiedener Zeiten 
und Orte. 44. Bedeutung des Ausdruckes Rann. — 43. Arten des Hannes : Ungehor- 
.snm.sbanii und Au.swei.sungsbaim. Veranlassung des Bannes. 4B. Rann um Schulden. 
Nchuldknechtschaft. 4L Einfacher Ungehor.samsbann. 48. Bann um Mi.ssethat. HL Bann 
um Frevel. alL l>isbarer Bann um Ungeriebte. 3L Beständiger Bann; Sülmbarer. 32. Un* 
suhubarer. — 33. Fälligkeit des Bannes. Ladung. Bannfrist. — 34. Wirkungen: Ver- 
urtheilung de.s Ungehorsamen. 33. Bannbusse. 3iL Ma.s.'^regelo zur Au.sführung des Ur* 
iheiU. 3L .Ausschliessliche Wirkungen des Bannes; Massregeln gegen die Person; Verbot 
des Aufenthaltes, der Unterstützung. 38. Minderung" der Rechtsfähigkeit. 3ii. FViedlnsig- 
Veil, {HL Massregeln gegen das Gut: Wüstleguiig. Zerstörung des Hauses. fiL Einziehung 
des Gutes. 32. V’erfügung über das Gut. 33. Wirkungen für fremde Gerichubezirke ; 
Keine Steigerung zum Hoichsbann. Bann gegen .Auswärtige. ti4. Anerkennung des Bannes 
durch andere Städte. 33. Mnssregeln gegen fremde Gebannte. Ungenügen des Verfahrens. 
— 33i Milderungen des un.sühnb.*»ren Bannes. Eingränzung. 3L Aufhebung des unsühn- 
baren Bannes. 

VII. Lösbarer Reichsbauu. 38. Arten des Reiebsbannes. — 33. Ijflsbarer. 
Veranlassung. .Anwendung bei bürgerlichen Streiuachen. IQ. Fälligkeit. Ladung. Ver- 
hängung. Bannfrist. ^ 71. Wirkungen: Keine Verurtheilung des Ungehorsamen. 12. Bann- 
büase. 23. Entziehung der Privilegien. 14. Entziehung des Rechtsschutzes. 13. Verbot 
der Unterstützung. Verbannung aus dem Reiche nicht betont. 18. Befehdung von Reichs- 
wegen. IL Erklärung zum Reiebsfeinde. — IS. iJisung. 
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V1H. K e R t 3 n (1 i g f r Reicbsbann. 7H. Kt bedingt durch Verurthetiuiig wcgpit 
UochTermthR. 8<l. Bestrafung des Ungehorsams als Huchrerratli. ÜL Peuivche Ober- 
acht als .Strafe des Ungehorsams gegen den König. 82. Jn Italien V’erharren iiii lüs* 
baren Banne durch Jahresfrist nicht Vorbedingung. Stillschweigendes Uebergehen 

des bisbaren in bestlndigeu Bann durch uachfulgeude Verurtheiluug als llochrerräther, 
B:L wovon die Verurtheilung in die einzelnen Strafen de.s Hochverrath.s xu unterscheiden 
ist. 8^ Nflherer .\nsehluss die.ses Verfahrens der frühem stauiischen Zeit an das deutsche 
Achtsrerfahren- 8b‘. (lesetxliche Uidungen und Fristen; 81^ N'ichteiuhaltung nach flltenn 
italienischen Recht, 8& in spflterer siaufischer Zeit, 82L in den Sontenxen K. Hein- 
rich.s VII. IHL Fälligkeit. Bannfrist. ^LL Subjekt der Verurtheilung. Bannuug morali.srher 
Personen, — 82* Wirkungen: 8iL Strafen des Hochverraths; fÜ, Verurtheilung xuui 
Tode. ÜiL. zur Knechtschaft. 8iL Verweisung aus dein Reiche. Bl. Zerstörung der Stadt 
S8. der Befestigungen. üiL Verlu.sl de.s (>utes. I.<ehen. Eigen der Unfreien. 1(H). Eigen 
der Freien; in Deutschland liegendes Gut an die Erben; 101. in Italien KunHskatioii. 
LLLL Keine Be.sclilagnabiite dev Gutes. 10.3. Verurtheiluug in eine GeldstraVe. 104. Ver- 
lust der Privilegien. 105. Verlust von Recht und Ehre nicht erwftlinl. Infamie. 10^ Eigent- 
liche Bannstr.*ifen : Friedlosigkeit. Befehdung von Keich.swegen. 107. Verbot der Unter 
.Stützung. — 108. Eösung durch Gnade des Kaisers. Vertragsweise Aufhebung. 100. Be- 
dingungslose Unterwerfung. 1 10. Begnadigung der Nachkommen. 111. Aufliebuug durch 
den Pabst. 

IX. Siziliscber Bann. 112. Aelteres sizilisches Ungeborsamsverfahren ohne 
Buunutig der Person. 1 13. Unter K. Friedrich II Bannitio und 1 14. Foriudicatiu. — 
1 15. Rückblick auf da.s italienische Baunvcrfahreu überhaupt. 

X. Vorsitzende. 1 10. Vorsitzende und Beisitzende. 117. Mehrzahl von Vor- 
sitzenden. 1 18. Abstufungen der Gericbtsbarkeit. 

XT. Orafxchaft. 1 19. Grafschaften weltlicher I^lmsgrafeii. 120. Gräfliche Gewalt 
der Bischöfe. 121. Gräfliche Gewalt der Städte. 122. K. Friedrich I uud die Städte. 
123. Kaiserliche Podestaten und Rektoren. 124. Freigewählte Konsuln. 125. ^'’erwaltUIlg 
der Grafschaften durch Reichsbeamte. 126. Zer.splitteruiig der Graf.schafien ; Ausschei- 
dung kirchlicher, 127. reichsunmittelbarer, 128. städtischer Gebiete. 1 20. Aus.scheidung 
der Be.sitzungen vreltlicher Gro.nsen. LÜL Theilungen und Veräusserungeu der Grafschafts- 
rechte. Grafschaft al.s Zubehör des Gnindeigenthums. 131. Neue Bezeichnungen der hohen 
Gerichtsbarkeit. 

XII. Markgrafscbaft. 132. Herxogthuui und Markgrafscbaft in Deutschland 
und Italien. D13. Verhältniss der Grafschaft zur Markgrafschaft: — Mittelitalieu. 134. Ro- 
tiiagna. 135. Stellung der mittelitalieni.schen Bischöfe, 130. der Städte in älterer Zeit. 

137. Herzog Welf. Scliwächung der inarkgräflichen Gewalt zu Gunsten des Reich.s. 

138. Stärkung derselben zu Gunsten des Reichs tu späterer .staufischer Zeit. — 139. Ober- 
italien: l^ninbardei. 140. Angebliche Mark Mailand. 141 . Titelmarkgrufen. Nichterwäliuung 
luarkgräflicher Befugnisse. — 142. Markgrafschnft Verona. Herzoge von Rärnthen. 
LEL Trennung von Käruthen. Markgrafen von Baden. 144. Abtrennung von Trient, Friaul. 
145. Gräfliche Gewalt der Bischöfe. 146. Weltliche Grafen. Markgrafen von Este. 147. Zu- 
sammenfällen der markgräflichen and gräflichen Gewalt. — 148. Richterliche Gewalt der 
Markgrafen. 

B. VurHitxeiide im Hof^^richte« 

XIII. Keichsgerichtsbarkoit. 149. Konkurrirende Gerichtsbarkeit. 150. Be- 
dürfnis» bei verweigerter oder verzögerter Justiz, ungenügender Macht des Richters, Unge- 
rechtigkeit eine.« Unheils. 151. Unbilligkeit eines Unheils. Ka.ssation rechtskräftiger Ur- 
cheile. Nullitätiserklärung. 152. Reclitsunsicherheit. — 153. .\u.sschlie.ssliche (jerichubarkeit 
über bestimmte Per.sonenklaasen, 156. über einzelne Per.sonen. Exemtiouen der stautiscbeu 
Zeit. 157, Abstufungen der Exemtioosprivilegien. — 158. Uebung der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit durch das Reich. Zweifacher Begrifl' der Reichsgerichtsbarkeit. 1 59. Hofge- 
riclit. Gericht des Königs. Reichsgericht. 
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XIV. Der Rftnig. UJO. Vorstaufische Zeit. Tli.'ltiger VorsiU. ICl. Uiuliütiger 
Vowit*. — 162. 8tauH<^rlie Zeit. Oeftentlirhe nericbtssit/.iaigen. 1 63. Schriftlirhe Em- 
vrbeidungeti. 164. Ueberweisung an andere Richter. I)elegati«m. 165. üeberwei.'sung zur 
UitbeiUfSlJuug. Mandirung. 166. Kindussnahme auf überwiesene Sachen. 167. Kedingie 
Entscheidungen. 168. BestAtigungen der Urcbeile anderer Richter. 16M. Werth derselben 
für das weitere Verfahren. Exekutiuusinnndate. 

XV. Der Pfalzgraf. 170. Anf&nge des AmU. Einielne Pfalzgrafeii. 171. Auf- 
hören des Vorsitzes im Hofgerichie. 172. Allgemeine V'erh&ltoisse des Amu. 173. Richter- 
liche BefugnLs.se. 174. Rein ständiges Reichsgericht zu Paria, keine (lerichtsbarkeit im 
ganzen Reiche. 175. Freiwillige Gerichubarkeit. — 176. Stellvertreter des Pfalzgrafen. 
Rrmigsboteu. 177. Vicepfalzgrafen. 

XVI. Der Kanzler für Ttnlieii. 178. Vorsitz nnd Vorrang im Hufgerichie. 
179. fvogothet. 

XVII. Die Königin. 180. Frühere Zeit. Yor.Mtz von Frauen überhaupt Mathilde. 
Richenza. 

XVIII. Der Hofvikar. 181. Titel. Anfänge des Amtes. 182. Eberhard r. Bamberg. 
18:1. Hermann v. Verden. 184. Albert v. Trient Gar.sedouius v. Mantua. Hermann v. Ver- 
den und Daniel v. Prag. 185. Magister Metellus. Konrad v. Lübeck. Bonifnz v. Xovara. 
186. Fehlen am königlichen Hofe Heinrichs VI. Bonifaz v. Novara. Heinrich v. Worms. 
Angelus v. Tarent.. 187. Heinrich v. Mantua. 188. Friedrich v. Trient. 189. Jakob r. Turin. 
Aufhöreu des Amtes. Hugo v. Obtia. 190. Allgemeine Verhältnisse des Amtes, i .9 1 - Rich- 
terliche Befugnisse. Kompetenz. Apf>ellution an den Kaiser. Subdelegatiou. 192. Kzeku* 
tiuii. Mangel des Bannes. 193. Tribunal. Siegel. Einkfiiifte. 

XIX. Der Grossbofjustitlar. 194. Koffred v. Beuevent. 195. Der kai-serliche 
Grossgericlitshof. Titel. Aufhnge. 196. Der Gro.sshofjustitiar. 197. Der Grussjustitiar von 
Apulien und Terra di I^avoro. — 198. Erste Umgestaltung durch K. Friedrich IL Heinrich 
V. Morra Grosshofju.stitiar und Statthalter Apuliens. Kapitäne des Königreichs. 199. Gross- 
jnstitiar v. Sizilien. 200. Bestimmungen der älcem Konstitutionen. — 201. Zweite Umge- 
staltung durch R. Friedrich II. Wiederanfänge eines ständigen Hofgerichies. 202. Umge- 
staltung des Gros.sgerichtes zum Hofgerichtc. Die neuen Konstitutionen. 203. Die zwei 
Kapitäne und Grossjustitiare. 204. Das Gro.s.sgericht nach der Umgestaltung. 205. Vor der- 
selben keine unmittelbare Kompetenz für Italien. 206. Kompetenz für Italien seit der Uiu- 
gestoltung. 207. Ausdehnung derselben. 208. Hofgerichl K. Heinrichs Vll. 
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(iescliiclitliclier Verlag 

der 

Wagiier’scheii Universitats -Buclihaiidlung 

in Innsbruck. 


Von demselben Verfasser erschien in unserem Verlage: 

{Preis« in Dsierrelchischer Wlhrun|{.) 

Godefridi Viterbiensis cannen de gestis Friderici primi imperatoris in Italia. Ad 
fldem codicis hibliothwae Monacensis edidit l)r. Jul. Ficker, hist, prof. p. 

0. in c. r. univ. litt. Oeiiipont. 8. 18,53. (4 B.) 64 kr. 

lieber die Entstehuiigszeit des Sachsenspiegrels, und die Ableitung 

des Sehwabenspiegels ans dem Deutschen-Spiegel. Ein Beitrag zur üeschichte 
der deutschen Kechtsquellen. gr. 8. br. 1 859. (8 '/j B.) t1. 1, 8 kr. 

Der Spiegel deutscher Leute. Textabdruck der Innsbrucker Haiidschrifl. 

gr. 8. br. 1859. (13% B.) fl. 2. 20 kr. 

Vom KeichsfOrstenstaude, Forschungen zur Geschichte der Beichsverfassung 
zunächst im 12. u. 13. Jahrhunderte. l.Bd. gr.8. br. 1861. (27B.) 11.4. 
Das deutsche Kaiserreich in seinen universalen und nationalen Beziehungen. 
Vorlesungen gehalten im Ferdinandeum zu Innsbruck. 2. Aufl. 8. br. 1862. 
(12 B.) fl. 1. 20 kr. 

Deutsches Königthum und Kaiserthum. Zur Entgegnung auf die Abhand- 
lung Heinrichs von Sybel : Die deutsche Nation und das Kaiserreich. 8. br. 
1862. (8 B.) 70 kr. 

Vom Heerschilde. Ein Beitrag zur deutschen Reichs- und Rechtsgeschichte. 

gr. 8. br. 1862. (15 B.) 11. 2. 20 kr. 

Urkunden zur Geschichte des Bömerzuges Ludwig des Bayern und der 
italienischen Verhältni.s.se seiner Zeit gr. 8. br. 1865. (13 B.) fl. 3. 

Andere historische Werke un.s<>re8 Verlages; 

Acta imperii selecta. Urkunden deutscher Könige und Kaiser mit einem An- 
hänge von Reichssachen. Gesammelt von Johann Friedrich Böhmer. 
Herausgeg-ben aus seinem Nachla.sse. 1. Hälft' und 2. Hälfte 1. Lieferung. 
Lexikonoktav. (38 B.) fl. 9. 50 kr. 

Additamentum HI. ad Uegesta Imperii inde ab anno 1314 usque ad annum 
1347. Dritb's Ergänzuiigsheft zu den Regesten Kaiser Ludwigs des Baierii 
und seiner Zeit. 1314 bis 1347. Ilerausgegeben aus Böhmers Nachlasse. 
4. 1865. (14% B.) 11. 2. 25 kr. 

Ridermann, Geschichte der österreichischen Gosamratstaatsidee. 1526 — 1804. 

1. Abth. 1526— 1705. fl. 2. 

Braildis, Jakob Andr. Frhr. v., Landeshauptmann in Tirol in den Jahren 1610 

bis 1628, die Geschichte der lauideshanptlente von Tirol. Mit dem Portrait 
des Verfas.sers. I/Tcikonoktav. br. (36 bj B.) 11. 4. 20 kr. 

— Ch. W. Graf, Tirol unter Ibiedrich von 0.sterreich. gr.8. 1823. (37 B.) fl. 3. 
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Dnrig, J. , Beiträgt- zur Ueschu-hte Tirols in der Zeit Bischof Kgno’s von Brixeii 
(1240-50) und Trient (1250-73). 8. br. 1860. (9 B.) 60 kr. 

— ül)t-r die staatsmhtlichen Bezii-hnngeii des italienischen LandesÜieile.s von 

Tirol zu Deutschland und Tirol. 4. hr. 1864. (S'/j B.) 40 kr. 

Egger, J., Die ältesten Geschichtsschreiln-r, Geographen und .Uterthuiiisforscher 
Tirols. 4. br. 1867. (8 B.) 80 kr. 

Ue.>4Chicht.<4(iuelleil, Tirolische. l.Band; l-'ranz Bthweyger's Chronik der Stadt 
Hall 1303-1571. Herausgegeben von Dr. 1). Schönherr. 8. 1867. fl. 2. 

Huber, Dr. Alfons. Die WaUlstätte Uri. Schwyz, Unterwalden bis zur festen Be- 
gründung ihrer Kidgenossenschaft Mit einem .\nhange ülter die geschicht- 
liche Betleutnng des WiLhelin Teil. 8. br. 1861. (8 B.) H. 1. 

— Ge.schichte der Vereinigung Tirols mit Oesterreich mid der vorbereitenden 

Ereignisse, gr. 8. br. 1864. (18 B.) H. 2. 60 kr. 

— Geschichte des Herzogs Kudolf IV. von Oesterreich, gr. 8. 1 865. (1 5 B.) 11.3. 

Jäger, P. A., Tirol und tler bairisch-französische Einfall im .liilire 1703. Aus 

archivarischen und luidern gedruckten und ungedruckten Quellen bearbeitet, 
gr. 8. br. 1844. (30 B.) H. 2. 32 kr. 

■ — die albt ständische Verfas.sung Tirols. 8. br. 1848. (3',j B.) 36 kr. 

— der Streit des Cardimds Nicolaus von Cusa mit dem Herzoge von Oesterreich 

als Grafen von Tirol. Ein Bruchstück aus den Kiunpfen der weltlichen und 
kirchlichen Gewalt nach dem Concilium von Ba.sel. 2 Bdc. gr. 8. lir. 1862. 
(52 B.) Zweite billige .kasgabe. fl. 3. 

Koch, Matthias, chronologische Geschichb- Oesb-rreichs, von der Urzeit bis zum 
Tode Kaiser Karls VI. Mit den gleichzeitigim Begebenheib“n. gr. 4. br. 
1846. (35 B.) (1. 2. 80 kr. 

KrOnCS, Dr. F. X., Umrisse des Geschichtslebens tler deutsch -österreichischen 
lündergmpi«- in seinen staatlichen Grundlagen vom 10. bis 16. .lahrhundert. 
8. br. 1863. (33 B.) fl. 4. 

Ladurner, P. .Tust., urkundliche Beiträge zur Ge.schichbt des deutschen Ordens 
in Tirol. 8. br. 1861. (17 B.) fl. 1. 60 kr. 

Slumpf, Dr. K. Fr., Acbi Maguntina seculi XII. Urkunden zur Geschichte des 
liisthums Mainz im 12. Jahrhundert. Aus den Archiven und BiblioÜieken 
Deut.schlauds zum ersb.-n Male herausgegeben. .Mit einer Siegelabbildung, 
gr. 8. br. 1863. (14 B.) 11. 3. 40 kr. 

— Die Keichskanzler vornehmlich des 10., 11. mul 1 2. Jahrhunderts. Nebst 

einem Beitrage zu den Hegesten und zur Kritik der Kaiserurkuudeii dieser 
Zeit 1. Band 1. .Vbtbeilung und II. Band 1. und 2. .Vbtheilmig. 8. br. 
1 865. (30 % B.) fl. 4. 80 kr. 


Im Laufe dieses Sommers wird erscheinen; 



Tonianchek, Dr. J. A., Der Oberhof Iglau in Mähren und seine Schöffensprüche 
aus dem XIll. bis XVI. Jalirhundert, aus mehreren Handschrilleu heraus- 
’f . gegeben und erläutert. 
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Italienische Gesclüchtswerke 

vorrätliig in der 

WAGNER’ sehen üniv. - Buchhandlung in Innsbruck. 

StorU dlplomntioa deUa L«ga Lombarda con XXVI. doenmenii inediti 
per Cesare VignatL 4. 1867. 411 Seit/*n. Bth. 5. 10 n^. 

SUtnti dl Orlggio dell’ aiuio 1228, tratti da nna porgamena dagli ardim 
govemativi di Milano, od ora pc-r la prima volta pubhrati da Fraiiceaco 
Berlan. Lab'iiiischer Text nnd Anmerktmgen. 4. 1868. 8 Seiten. Ongr. 
Ludovloo Antonio MuratorL Annali d’ Italia dal principio del Era Vol- 
gare sino all’ anno 1749. gr. 8. Prato 1867. .... • 

Von dieser neuen Ausgabe von Muratori’s Annaloi sind bis ym 
31 llefte a 10 Bogen erschienen; sie winl in 68 Heften zu je 

8 ngr. vollständig sein. „ . , „ j ^ 

I OapitoU del Oomune dl Flrenae. inventano e Kegesto. 1. Band. 4. 

, 1867. XXXIL n. 732 Seiten. Bth. 9.. 25 ngr. 

Statut! Seneel, scritti in volgaro nei sccoli 13 e 14 o publicati secondo i 
testi del B. Archivio di Stato in Siena per cura di F. L. PohdorL 
gr 8 XXXVllI. u. 496 Seiten. Bth. 2. 25 ngr. 

Statute del Oomune deUa Heve a MoUl del Contado di Siena vol- 
garizzato circa l’anno 1337, herausgegebcn von Luciano Bianchi. 

12. 59 Seiten. . 

Sterla del oomunl Itallanl di Paolo Emiliani-aiudici. 3 Btadc 

ä 560 Seiten 8. ^ "f; 

Oommlaelonl di Binaldo degU Albia«! per d comune ^ 

1399 al 1433. Mit einer Vorrede von Ceaaro QnastL 4. 1867. 

XXllL u. 592 Seiten. BÜ*. 4. 12 ngr. 

(Bildet den ersten Band der Doemnenti di Storia italiana, herausgo- 
geben von der r. Deputaziono di Storia patria per le provincie di Toscana 
(loirUmbria e delle Bfarche.) 

Monuxnenta historica ad pro^nncias ParmeDsem et Placentaiam i>ertmanua. 
10Bändein4. 1855—67, Statuten und Chroniken enthaltend. Bth. 42. 
Ein Codex diplomaücus, mit dem diese Sammlung geseWossen sein 

wird, folgt nach. . . r,. a i 

Mouumentl dl Storia Patria peUo Provincie ModiaiesL Diese Sammlmig 
wird aus beiläufig 60 Heften in 4. zu je 24 ngr. Ix^hea Bis jetzt 
sind 46 Hefte erschienen nnd enthalten; Cronaca Modencec di .Tacopino 
de’ Bianchi detto de’ LanceUotti. — Cronaca Modenese di Tommaaino 
de’ Bianchi detto de’ LanceUotti. — Statute civitatis Mutinae anno 1327 
refurmate. 

Unter der Presse: 

Liber Oonaaetudlnum Mediolaiü anm MCCXVI. Ex bibliothecae Amb^ 
sianae codice nunc primum editus, additis varii Icctionibns eodicis marchio- 
num Trii-ultiorum, dissertetionibus Saxii, Gabrielis Verri, Juliru, Ib-zzonici, 
indicibus ae notis curante Prof. Francisco Berlan- Beiläufig 260 
Seiten 8. drea Bth. 1. 10 ngr. 


Dmek der Vagnei’tchen Bachdraekml. 
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